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Vorwort. 


Weltmännische  Skeptiker,  wie  Pope;  historische  Köpfe,  welche  den 
Zusammenhang  der  Verfassungen  mit  der  äußeren  Natur,  der  Geschichte 
und  dem  Charakter  der  Völker  erkennen ;  erfahrene  Politiker,  vorsichtig 
Vorzüge  und  Nachteile  der  Regierungformen  feststellend  und  gegen 
einander  aufrechnend:  zu  ihnen  gehören  nicht  die  Männer,  welche  in 
Deutschland  seit  Jahrzehnten  die  Demokratie  verherrlichen. 

In  den  folgenden  drei  Sätzen  dürfte  die  Quintessenz  ihrer  Be- 
hauptungen enthalten  sein: 

„Die  Demokratie  ist  die  einzige,  mit  der  Würde  des  Menschen 
verträgliche    Staatsform.     Nur   in   der   Demokratie    lassen   sich 
alle  Menschheitszwecke  erreichen.     Daher  muß  die  konstitutio- 
nelle Monarchie  entweder  durch  eine  Revolution  gestürzt,  oder 
schrittweise,   durch  die  Verminderung  der  Rechte  des  Fürsten 
und  der  ersten  Kammer,   in  eine  tatsächliche  Demokratie  ver- 
wandelt werden." 
Eine   auf  die  Kritik   dieser   drei  Sätze  beschränkte  Schrift  würde 
ihr  Ziel  verfehlen ;  wir  haben  keinen  Mangel  an  Werken,  welche  treffende 
Urteile  über  die  Demokratie  enthalten.    Der  deutsche  politische  Schrift- 
steller darf  nicht  allgemein  die  Kenntnis  der  Vordersätze  seiner  Schluß- 
folgerungen voraussetzen;   er  muß   in  die  Prüfung   fremder  Meinungen 
die  seine  Überzeugung  tragenden  Ideen  und  Tatsachen  verweben,  und 
nur  eine  ausführliche,  breite  Darstellung  kann  den  schimmernden  Nebel 
zerstreuen,   der   in   Deutschland   die   Gestalt   der  Demokratie    umwallt 
So  verfahrend  darf  er  zu   überzeugen  hoffen;   aber   er  gerät  in  andere 
Schwierigkeiten,  die  der  Verfasser  dieses  Werkes  durch  eine  historische 
Übersicht  und  eine  ideengeschichtliche  Einleitung  zu  beseitigen  gesucht 
hat.    Sie  bedingt  zwar  einige  Wiederholungen,  gestattet  ihm  aber  auch, 
das  wichtig  Scheinende    mehrmals  zu  sagen  und  das  Licht  passend  zu 


IV  Vorwort. 

verteilen;  nur  so  wurde  es  möglich,  im  ersten  Kapitel  des  zweiten 
Buches  der  unmittelbaren  und  der  pseudo-repräsentativen  Demokratie 
einen  bevorzugten  Platz  einzuräumen. 

Seine  Schrift  hofft  er  mit  den  Worten  „Eine  politische  Beschreibung" 
richtig  charakterisiert  zu  haben.  Sie  sollen  aber  auch  den  Leser  davor 
warnen,  staatsrechtliche  Erörterungen  in  ihr  zu  vermuten. 

Trotz  der  Fülle  beigebrachter  Tatsachen  gerät  der  Schilderer  der 
modernen  Demokratie  bei  ihren  Verehrern  leicht  in  den  Verdacht 
mangelnder  Objektivität.  Um  ihn  zu  vermeiden,  hat  der  Verfasser  seine 
Untersuchung ,  nicht  über  die  Schweiz,  die  Vereinigten  Staaten  und 
Frankreich  ausgedehnt,  was  im  neunten  Kapitel  des  zweiten  Buches 
ausführlich  begründet  wird;  und  es  wurde  berufenen  Männern,  von 
Aristoteles  angefangen,  über  Rousseau  und  Tocqueville,  bis  auf  Dubs 
und  Schollenberger,  Bryce  und  Woodrow  Wilson,  Goodnow  und  Ostro- 
gorski  so  oft  wie  nur  möglich  das  Wort  gegeben.  Am  liebsten  hätte 
er  die  eigene  Meinung  ganz  zurücktreten  lassen  und  nur  die  Tatsachen 
und  die  Urteile  anerkannter  Schriftsteller,  besonders  solche  von  Bürgern 
der  beschriebenen  Demokratien,  dem  Leser  vorgeführt.  Ihm  scheint  es, 
daß  das  deutsche  Volk  in  eine  Periode  eingetreten  ist,  die  der  Zeit  des 
zweiten  Kaiserreiches  in  politischer  Hinsicht  sehr  ähnlich  ist.  Damals 
lockte  erhebliche  Bruchteile  der  Franzosen  das  Ideal  einer  Demokratie, 
die  sich  immer  mehr  als  Phantasiebild  erwiesen  hat. 

Sowohl  der  Deutschlands  unwürdige  Mangel  an  einer  großen,  der 
Bibliothek  des  Britischen  Museums  oder  auch  nur  der  Bibliotheque 
Nationale  gleichwertigen,  öffentlichen  Bücherei,  wie  das  Fehlen  von 
Schriften  über  einzelne  Seiten  seines  Gegenstandes  zwangen  den  Ver- 
fasser, da  briefliche  Mitteilungen  nicht  immer  zu  erlangen  waren,  zu 
einem  längeren  Aufenthalte  in  der  Schweiz  (deren  die  vaterländischen 
politischen  Verhältnisse  der  Gegenwart  beschreibende  Literatur  dürftig 
ist)  und  in  Frankreich  (dessen  reichhaltigere,  oft  in  Zeitungen,  Flug- 
schriften, Zeitschriften  versteckte  Literatur  uns  großenteils  unbekannt 
bleibt);  sie  veranlaßten  ihn  auch,  einmal  nach  Frankreich  und  dreimal 
nach  der  Schweiz  zu  einem  kürzeren  zurückzukehren.  Hätte  ihn 
patriotische  Sentimentalität  nicht  verhindert,  sein  Werk  ganz  im  Aus- 
lande zu  vollenden,  dann  würde  er  sich  viel  Zeit,  Mühe,  Ärger  und 
Geld  erspart  haben.  Mit  den  Fortschritten  von  etwa  80  demokratischen 
Republiken  ist  es  leichter,  in  Genf  oder  Grenoble,  in  Washington  und 
Albany  bekannt  zu  bleiben,  als  in  Dresden,  wenn  sich  hier  auch  die 
Bibliothek  der  Gehestiftung  befindet;  und  die  Gefahr,  ein  Werk  bald 
im  Originale,  bald  in  Übersetzung,  bald  in  dieser,  bald  in  jener  Aul- 
lage anführen  zu  müssen,  wäre  dort  leicht  zu  vermeiden  gewesen. 

Nicht  wenige  Männer  haben  seine  Fragen  mündlich  oder  schriftlich, 
oder  mündlich  und  schriftlich,   zum  Teil  wiederholt  in  liebenswürdiger 
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Weise  beantwortet,  so  daß  es  ihn  drängt,  ihnen  Mich  hier  seinen 
w. iimstcn    Dank    auszusprechen;    den    Herren:    deheimrat    G.   Cohn     in 

Göttingen  und  Theodoi  Curti,  Direktor  der  Frankfurter  Zeitung;  den 
Herren  Advokat  Dr.  Janggen  und  Standerat  Scherer  In  St.  Gallen,  dem 

frttheren  Ständeratspräsidenten  Winigcr  in  laizern,  Gerichtsschreiber 
Ernst  in  Aarau,  Fürsprech  Ke  Liier  in  Biel;  den  Herren:  Arnaude  und 
Berthelemy,  Professoren  an  der  Universität  Paris,  Charles  Benoist, 
Professor  an  der  Kcole  Libre  des  Sciences  Politiques  und  Mitglied  der 
Deputiertenkammer,  Frederic  Clement,  avocat  ä  la  cour  d'appel, 
Dr.  Kroger,  Korrespondenten  der  Kölnischen  Zeitung,  F.  Laya,  General- 
sekretär der  Action  Liberale,  Pallu  de  la  Barriere,  Generalsekretär  des 
Parti  Republicain  Democratique,  alle  in  Paris;  Herrn  Professor  H.  Hauser 
in  Dijon.  Leider  kann  er  zwei  verehrten  Männern:  Karl  Hilty  und 
Anatole  Leroy-Beaulieu,  der  sein  Unternehmen  in  so  gütiger  Weise  zu 
fördern  suchte,  seinen  aufrichtigen  Dank  nicht  mehr  abstatten.  Auch 
Andern  ist  er  verpflichtet,  die  ihm  zum  Teil  nicht  namentlich  be- 
kannt sind. 

Die  an  die  genannten  Herrn  gestellten  Fragen  bezogen  sich  zum 
nicht  geringen  Teile  auf  das  dritte  Buch.  Von  den  mehreren  Gründen 
so  zahlreicher  Befragungen  nur  einer:  die  verwickelten,  eigenartigen 
Parteiverhältnisse  der  Schweiz  und  Frankreichs,  deren  Schwierigkeiten 
so  ausgezeichnete  Kenner  wie  Th.  Curti  und  Charles  Benoist  hervor- 
hoben. Daß  der  Verfasser  allein  für  die  ausgesprochenen  Urteile  ver- 
antwortlich ist,  braucht  kaum  gesagt  zu  werden. 

Auch  den  Herren  Maximilian  Harden,  Herausgeber  der  Zukunft, 
und  F.  W.  Theden,  Verleger  der  Zeitschrift  Hamburg,  die  ihm  erlaubt 
haben,  Teile  veröffentlichter  Aufsätze  in  dem  7.  Kapitel  des  2.  Buches 
und  in  dem  Anhang  wieder  abzudrucken,  ist  er  zu  lebhaftem  Dank 
verpflichtet. 

Aus  den  Beilagen  (Auszügen  aus  wichtigen  Staatsschriften),  einigen 
Anmerkungen  und  gelegentlich  aus  der  Darstellung  ist  die  ehrgeizige 
Hoffnung  des  Verfassers  auf  einen  weiteren  Leserkreis  zu  erkennen. 

Dresden,  im  August  191 2. 

W.  Hasbach. 
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Einleitung. 

Demokratische  und  liberale  Ideen  vom 

sechzehnten  bis  zum  achtzehnten 

Jahrhundert. 

i. 

Calvinismus  und  Naturrecht. 

Die  Reformation  hat  zwei  in  zwei  menschlichen  Trieben  wurzelnde 
Grundrichtungen  des  politischen  Lebens  der  neuern  Zeit  so  scharf  in 
zwei  ihr  eigentümlichen  Begriffen  ausgeprägt,  daß  sie  als  die  Schöpferin 
zweier  politischer  Ideen  angesehen  werden  konnte:  der  demokratischen 
Idee  der  Gleichheit,  welche  sie  in  der  Forderung  des  allgemeinen 
Priestertums  offenbarte,  und  der  liberalen  Idee  geistiger  und  sittlicher 
Unabhängigkeit,  die  sie  in  dem  Rechte  freier  Forschung  verkündete. 
Der  Widerstand,  welchen  diese  beiden  Ideen  im  16.  und  17.  Jahr- 
hundert hervorriefen,  erzeugte  blutige  Fehden  und  entsetzliche  Kriege, 
feige  Attentate  und  grauenvolle  Hinrichtungen,  Fürstenabsetzung  und 
Untertanenflucht;  und  nach  fast  zwei  Jahrhunderten  unmenschlicher 
Grausamkeit  und  wilder  Verwüstung  sieht  ein  neues  Geschlecht  spöttisch 
auf  die  Kämpfe  seiner  Ahnen  herab. 

Es  waren  vorzugsweise  religiöse  und  naturrechtliche  Lehren,  welche 
den  Neuerern  das  Bewußtsein,  in  ihrem  Kampfe  gegen  die  Regierungen 
recht  zu  handeln,  gaben.  Enthielt,  wie  so  oft  behauptet  wird,  diejenige 
Calvins  den  Samen  der  demokratischen  Bestrebungen  jener  Zeit? 

Calvin  ist  kein  Schmeichler  unumschränkter  Fürsten.  Er  ist  „la 
seigneurie  d'un  seul  homme  . . .  la  moins  plaisante  aux  hommes  . . .  laquelle 
n'a  jamais  ete  agreable  ä  toutes  gens  d'excellent  et  haut  esprit."   Aber 
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er  handelt  nicht  nach  demokratischen  Grundsätzen x)  und  er  neigt 
zur  aristokratischen  Republik.  2)  Das  Volk  wird  nach  Calvin  am  besten 
regiert,  wo  „il  y  a  une  liberte  bien  temperee" ;  und  die  Auflehnung  gegen 
einen  pflichtvergessenen  Fürsten,  der  doch  nach  ihm  ein  Werkzeug  zur 
Bestrafung  der  Gottlosen  ist,  nennt  er  „non  seulement  une  folle  Spekulation 
et  inutile,  mais  aussi  meschante  et  pernicieuse";  aber  den  volksbefreienden 
Tyrannenmord  betrachtet  er  als  einen  Beweis  göttlicher  Güte.  Nur  die 
zur  Beaufsichtigung  des  Fürsten  bestellten  Ephoren,  Tribunen  haben 
das  Recht,  gegen  den  Tyrannen  aufzutreten,  und  der  einzelne  ist  nicht 
verpflichtet,  seine  Befehle  gegen  Gottesgebot  auszuführen:  „s'il  vient  ä 
Commander  quelque  chose  contre  Luy,  il  nous  doit  estre  de  nul  estime." 

Wie  ist  es  aber  zu  erklären,  daß  der  Genfer  Theokrat,  der  nicht 
der  Prediger  demokratischer  und  freiheitlicher  Lehren  war,  der  seine 
Kirche  vom  Staate,  aber  nicht  den  Staat  von  seiner  Kirche  unabhängig, 
sondern  zu  ihrem  Büttel  machen  wollte,  wie  ist  es  zu  erklären,  daß 
seine  Lehre  als  der  Stamm  betrachtet  wird,  der  die  Äste  und  Zweige 
des  modernen  Demokratismus  und  Liberalismus  hervorgetrieben  habe? 
Weil  man  ihm  Weiterentwicklungen  zugerechnet  hat,  die  das  Verdienst 
anderer  sind. 

Die  repräsentative  Verfassung  der  Calvinistischen  Kirche  entstand 
in  Frankreich.  Demokratische  Einrichtungen  fügte  Knox  in  Schottland 
hinzu.  Daß  aber  selbst  der  so  gestaltete  Presbyterianismus  und  die  freie 
demokratische  Kirche  sich  auf  das  schroffste  unterscheiden,  beweist  das 
Verhältnis  der  englischen  Independenten  zu  den  Presbyterianern  und 
dasjenige  von  Williams  und  Hooker  zu  Cotton  in  den  Kolonien.  Es 
müssen  also  vorwärtstreibende  nichtcalvinistische  Kräfte  am  Werke 
gewesen  sein. 

Zweitens  übersieht  man  den  Einfluß,  welchen  das  Alte  Testament 
auf  das  Handeln  vieler  Protestanten  aller  Bildungsgrade  und  auf  die 
politischen  Doktrinen  gelehrter  Männer  gehabt  hat.  Das  Neue  Testa- 
ment verkündet  das  Evangelium  der  Liebe,  der  Geduld,  des  Friedens; 
das  Alte  Testament  ist  von  Fürstenverachtung  und  Fanatismus  erfüllt. 
Den  Geist  dieses  so  viel  unheilige  Glut  in  den  Seelen  entflammenden 
Teiles  der  Heiligen  Schrift  charakterisiert  Jellinek  ausgezeichnet  mit 
den   Worten:    „Die   Vorstellung,    daß   Jahwes    Gebot   höher   steht,    als 


1)  Die  Wahl  der  GeisÜichen  in  Genf  bestand  nur  in  der  Auswahl  aus  einer  von 
den  Predigern  vorgelegten  Kandidatenliste,   also  einer  gemilderten  Kooptation. 

2)  „L'espece  de  superiorite  la  plus  paisible  et  la  plus  seure  est  que  plusieurs 
gouvement  aidans  les  uns  aux  autres,  et  .  .  .  si  quelqu'un  s'eleve  trop  haut,  que  les 
autres  lui  soyent  eomme  censeurs  et  maitres."  Calvin  tritt  für  den  Relativismus  ein. 
Ihm  erscheint  als  „vaine  occupation  aux  hommes  privez  ...  de  disputer  quel  est  le 
meilleur  etat  de  police  .  .  .  le  principal  gist  en  circonstances",  und  er  betont,  daß  „diverses 
regions  fussent  gouvernees  par  diverses  manieres  de  police."     Institutions   Chretiennes. 
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Königsmacht,  (ist)  ^<>hl  seit  den  ersten  Zeiten  des  Königtums  lebendig 

gewesen  ...  I"  dei  gesamten  Literatur  aller  Volker  durften  nicht  so 
viele  herbe,  tadelnde,  strafende  Urteile  über  Könige  zu  finden  sein,  wie 
in  der  Israels  .  .  .  Hinzutritt  der  tiefgehende  demokratische  Grundzug 
im  politischen  Charakter  Israels.  Erinnerungen  aus  der  vorköniglichen 
Zeit  bleiben  lebendig,  die  die  Einsetzung  der  königlichen  Herrschaft 
auf  den  Volkswillcn,  der  schließlich  göttliche  Sanktion  erhält,  zurück- 
führen, wie  denn  auch  die  transzendente  Herrschaft  Jahwes  nicht  eine 
naturliche  Tatsache  ist,  sondern  auf  ausdrücklicher  Unterwerfung  des 
Volkes  beruht,  die  in  Vertragsform  vollzogen  wird."  *) 

An  diesem  Punkte  werden  die  Lehren  des  Alten  Testamentes 
unterstützt  von  den  naturrechtlichen,  die  in  ihrer  allgemeinsten,  reifsten 
Fassung,  mit  der  wir  uns  begnügen  müssen,  etwa  so  lauten  möchten. 
Es  gebe  ein  natürliches  Recht,  das  eine  höhere  Geltung  beanspruchen 
dürfe,  als  das  von  Fürsten  und  gesetzgebenden  Versammlungen  er- 
lassene, in  Gesetzbüchern  niedergelegte,  oder  von  Herkommen,  Gewohn- 
heit überlieferte  positive  Recht.  Hieraus  folge,  daß  das  positive,  wenn 
es  dem  natürlichen  widerspreche,  diesem  weichen  müsse.  Diese 
Sätze  von  größter  Tragweite  begründeten  seine  Vertreter  etwa  so. 
Die  Menschen  hätten  im  Anfange  der  Zeiten  in  einem  staatenlosen 
Zustande  gelebt;  damals  seien  sie  frei  und  gleich  gewesen;  in  dieser 
Periode  ihres  Daseins  hätten  sie  kein  anderes  Recht  gekannt,  als  das 
ihnen  von  Gott  eingepflanzte  natürliche  Recht,  das  aus  der  Natur  des 
Menschen  und  der  Dinge  mittels  der  menschlichen  Vernunft  erkannt 
werden  könne  und  sich  im  Gewissen  offenbare.  Die  Unsicherheit  des 
Lebens  habe  sie  gezwungen,  den  Zustand  voller  Unabhängigkeit  auf- 
zugeben; sie  hätten  den  Staat  gegründet  und  zwar  durch  einen  Ver- 
trag,2) in  dem  von  ihnen  verzichtet  worden  wäre  auf  denjenigen  Teil 
ihrer  Freiheit,  den  sie  zur  Herstellung  eines  Gemeinwesens  hätten  auf- 
geben müssen,  um  den  übrigen  Teil  ihrer  Freiheit  und  Gleichheit  zu 
bewahren.  Man  habe  verzichtet  z.  B.  auf  die  Freiheit,  erlittene  Unbill 
selbst  zu  rächen,  die  jetzt  von  den  staatlichen  Gerichtshöfen  bestraft 
werde;  im  Naturzustande  habe  es  an  Gesetzen,  unparteiischen  Richtern 
und   der  Macht,    den  Richterspruch   durchzusetzen   gefehlt.     Der  staat- 


*)  Allgemeine  Staatslehre,  2.  Aufl.   1905.  S.  284. 

2)  „Der  Ursprung  des  Staates  aus  einem  Vertrage  ist  vielen  Schriftsteilem  eine  ge- 
schichtliche Tatsache,  welche  der  rationalen  Lehre  eine  unangreifbare  empirische  Stütze 
geben  soll."  Jellinek,  a.  a.  O.  S.  203.  So  ein  Gelehrter,  der  die  naturrechtliche  Literatur 
kannte,  während  andere  uns  glauben  machen  wollen,  die  soziologischen  Vorgänge  wären 
durchgängig  nur  als  Prämissen  zur  Entfaltung  einer  rationalen  Staatslehre  betrachtet 
worden;  an  ihrer  geschichüichen  Unwahrheit  habe  niemand  gezweifelt.  Diese  Bedeutung 
haben  sie  bei  einigen  Theoretikern  vor  Hume  gehabt,  z.  B.  bei  Hobbes.  Wäre  diese 
Auffassung  aber  allgemein  verbreitet  gewesen,  dann  verstände  man  nicht,  weshalb  Hume 
gegen  sie  ankämpfen  mußte. 

I* 
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liehe  Zustand  unterscheide  sich  folglich  von  dem  vorstaatlichen  dadurch, 
daß  die  Bürger,  um  positives  Recht  zu  schaffen,  gesetzgebende  Ver- 
sammlungen erwählt  und,  um  es  durchzuführen,  Regierungen  bestellt 
hätten. 

Das  Volk  also  sei  die  Quelle  und  der  Inhaber  aller  staat- 
lichen Gewalt,  die  von  ihm  eingesetzten  Versammlungen  und  Re- 
gierungen hätten  keine  anderen  Rechte,  als  Beauftragte  zu  haben 
pflegten.  Ihnen  liege  die  Verpflichtung  ob,  dem  Volke  jederzeit  Rechen- 
schaft abzulegen  und,  wenn  sie  ihre  Befugnisse  überschreiten  sollten, 
sei  es  berechtigt,  sie  zu  tadeln,  zu  strafen,  zu  entfernen,  andere  Be- 
auftragte zu  ernennen.  Wenn  sie  sich  aber  nicht  gutwillig  fügten,  dann 
habe  es  das  Recht  zum  Widerstände,  es  habe  das  Recht  auf  Revolution. 
Den  Inbegriff  derjenigen  Rechte,  welche  dem  Volke  die  höchste  Befehls- 
gewalt im  Staate  zusprechen,  nennen  wir  Volksso uveränetät. 

Die  ersten  Bestandteile  dieser  Lehren  gehören  einem  aus  dem 
Altertum  heranwallenden,  dann  durch  zahlreiche  Zuflüsse  immer 
mächtiger  gewordenen  Gedankenstrome  an.  Die  griechische  Philosophie 
hatte  die  Idee  des  Naturrechtes  erfaßt,  sie  hatte  die  Lehren  vom  Natur- 
zustande, von  der  Notwendigkeit  der  Staatsgründung  und  dem  Staats- 
vertrage geschaffen:  von  dem  römischen  Rechte,  das  sie  übernahm,  war 
der  Begriff  des  natürlichen  Rechtes  bis  an  die  Grenzen  der  europäischen 
Kultur  getragen  worden,  während  die  Literatur  dieses  Rechtes  die  Idee 
der  Volkssouveränität  durch  eine  geschichtliche  Grundlage  gleichsam 
gestützt  hatte  :  sie  leitete  nämlich  die  gesetzgebende  Gewalt  der  römischen 
und  ihrer  Nachfolger,  der  deutschen,  Kaiser  aus  der  Übertragung  dieser 
Gewalt  von  dem  römischen  Volke  auf  die  römischen  Kaiser  ab.  Da- 
nach hatten  im  Mittelalter  die  soziologischen  Vorstellungen  der  Griechen 
durch  die  christlichen  Dogmen  von  der  Erschaffung  der  Welt,  von  der 
Erbsünde  und  der  Vertreibung  aus  dem  Paradiese,  von  den  hierauf 
folgenden  jämmerlichen,  die  Errichtung  des  Staates  herbeiführenden 
Zuständen  die  sicherste  Bestätigung  erhalten;  die  Existenz  des  Natur- 
rechtes erschien  nun  als  die  Auswicklung  einer  von  Gott  bei  der  Er- 
schaffung des  Menschen  in  ihm  angelegten  Fähigkeit,  während  die 
Stoiker  sie  als  eine  Konsequenz  ihres  Pantheismus  betrachtet  hatten. 
Das  heidnische  Naturrecht  war  christianisiert  worden.  Auch  wurde 
sowohl  durch  die  Bibel  wie  die  zahlreichen  Verträge  der  ständischen 
Zeit  der  Gedanke,  daß  der  Vertrag  die  Brücke  zwischen  staatloser  Un- 
kultur und  staatlicher  Kultur  bilde,  in  den  Geistern  befestigt. 

Das  Wort  Gedankenstrom  sollte  nicht  die  Vorstellung  eines  Zieles, 
dem  er  zustrebe,  erwecken,  sondern  das  Bild  einer  durch  die  Jahr- 
hunderte flutenden  Masse  von  Vorstellungen  und  Begriffen  hervorrufen, 
aus  der  aufeinanderfolgende  Zeiten  befruchtende  Zuflüsse  zur  Förderung 
ihrer    besonderen,    voneinander    abweichenden  Zwecke   ableiten.     Diese 
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Zwecke  wirken   aul  die  Gestaltung   der   Lehre,   auf  die  Wahl  der  Ge- 

il.'inkoiK'lementc  zurück.    So  w.n  die  theoretische  Möglichkeit  gegeben, 
um  dem  Naturrechte  für  ganz  verschiedene  Ziele  zu  kämpfen.    Es  gab 

konservative  N.il  m  1 1  ■<  htsh  hier,  welche  annahmen,  dal.',  'las  Volk  beim 
Abschluß  des  Staatsvertrages  auf  seine  Rechte  verzichtet  oder  sich  be- 
dingungslos einem  Fürsten  unterworfen  habe.  Offenbar  konnte  ein 
materialistisches  System  einem  solchen  Beginnen  Vorschub  leisten,  weil 
in  ihm  das  Wort  Naturrecht  nicht  den  Sinn  einer  ewigen,  objektiven 
Norm  haben  konnte,  wie  in  einem  theistischen  oder  pantheistischen. 
Dagegen  wurden  die  letzten  Konsequenzen  eines  idealistischen  Natur- 
rechtes :  das  über  dem  positiven  Rechte  thronende  objektive  Naturrecht, 
die  Volkssouveränetät,  seit  dem  17.  Jahrhundert  subjektive  natürliche 
Rechte,  unter  diesen  das  allgemeine,  gleiche  Stimmrecht,  von  solchen 
verkündet,  die  für  die  Freiheit  des  Staates,  für  konstitutionelle  und 
demokratische  Ideale  kämpften,  ohne  daß  sie  im  positiven,  historischen 
Rechte  eine  genügende  Stütze  für  ihre  Bestrebungen  gefunden  hätten. 
Daher  ist  es  fast  selbstverständlich,  daß  nicht  alle  Naturrechtslehrer 
alles  gefordert  haben,  was  sich  logisch  aus  den  grundlegenden  Lehren 
ableiten  ließ ;  die  treibenden  Mächte  der  politischen  Entwicklung  sind 
nicht  Ideen,  sondern  Bedürfnisse.  Die  Ideen  sind  die  Waffen  der  Be- 
dürfnisse, und  mit  den  realen  Bedürfnissen  wachsen  die  theoretischen 
Folgerungen.  Das  berühmte  Wort  Schopenhauers:  der  Wille  schafft 
sich  den  Intellekt  zu  seinem  Dienste !  wird  nun  voll  durch  die  Ge- 
schichte des  Naturrechtes  und  der  Politik  bestätigt. 

Schon  im  14.  Jahrhundert,  während  des  langen  Ringens  zwischen 
Papsttum  und  weltlicher  Gewalt,  tritt  Marsilius  von  Padua  für  die  volle 
Volkssouveränetät  ein.  Aber  der  Kriegsruf  dieses  klaren  Denkers  war 
verklungen,  als  im  16.  Jahrhundert  in  Frankreich  hochgebildete  und 
gelehrte  Protestanten  calvinistischen  Bekenntnisses  den  geistigen  Kampf 
gegen  religiöse  Bedrückung  beginnen.  Auch  ihre  Waffen  sind  die  Ideen 
des  Naturgesetzes,  der  Volkssouveränetät  und  des  Staatsvertrages.  Zum 
Teil  liefert  sie  ihnen  das  römische  Recht,  zum  Teil  die  Bibel,  und  sie 
berufen  sich  auf  die  Geschichte.  Aber  von  angeborenen  Rechten  wissen 
sie  noch  nichts,  nicht  einmal  von  dem  Rechte  auf  Religionsfreiheit,  sie 
streiten  nur  für  eine  durch  repräsentative  Einrichtungen  beschränkte 
Monarchie.1)  Auf  dem  Boden  ähnlicher  Überzeugungen  stehen  die 
katholischen,  Heinrich  III.  und  Heinrich  IV.  von  Frankreich  befehdenden 
Monarchomachen,  dann  in  Schottland  Knox  und  Buchanan,  in  England 
Poynet  und  Goodman.2) 

*)  R.  Treumann,  Die  Monarchomachen,  1885;  Mealy,  Les  Publicistes  de  la 
Reforme,   1903. 

2)  G.  P.  Gooch,  The  History  of  English  Democratic  Ideas  in  the  I7th  Century, 
1898,  S.43f-,  65  f.,  34  f. 
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Gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  beginnt  das  Naturrecht  eine 
immer  größere  Gewalt  über  die  Geister  auszuüben,  zum  Teil  deshalb, 
weil  man  die  in  theologischen,  juristischen,  politischen  Schriften  ent- 
haltenen Lehren  aus  ihrem  Zusammenhange  zu  lösen,  zusammenzustellen 
und  systematisch  abzuhandeln  beginnt.  Nur  einige  Verfasser  seien 
genannt,  deren  Schriften  über  jene  Zeit  hinaus  gewirkt  haben  und  nicht 
auf  dem  Friedhofe  der  Literatur,  den  Bibliotheken,  vermodern.  Ein 
wertvolles  Werk  dieser  Zeit  sind  die  1594  veröffentlichten  vier  ersten 
Bücher  der  „Laws  of  Ecclesiastical  Polity"  von  Richard  Hooker,  einem 
der  englischen  Hochkirche  angehörigen  Geistlichen,  der  in  dem  Streite 
zwischen  Tradition  und  Schrift  auf  das  Naturgesetz  als  eine  göttliche 
Erkenntnisquelle  verwies.  Eine  ausführlichere,  gründlichere  und  klarere 
Darstellung  der  Prinzipien  des  Naturrechtes,  auf  die  sich  Locke  mehr- 
mals beruft,  hat  die  folgende  Zeit  trotz  ihrem  Reichtum  an  Schriften 
dieses  Inhaltes  nicht  hervorgebracht.  Wenige  Jahre  später  (1599)  er- 
scheint das  berüchtigte  Buch  Marianas  „De  rege  et  regis  institutione", 
welches,  wie  andere  Werke  von  Jesuiten  dieser  Zeit,  die  Volkssouveränetät 
verficht.  Zehn  Jahre  später  wurde  das  bedeutendste  Werk  der  katholischen 
Richtung  der  „Tractatus  de  Legibus"  des  Suarez  veröffentlicht.  Und 
nun  stehen  wir  im  17.  Jahrhundert,  in  dem  das  Naturrecht  eine  das 
ganze  menschliche  Leben  mit  einem  System  von  Rechtssätzen  um- 
klammernde selbständige  Wissenschaft  wird,  wo  die  antiken  Spekulationen 
der  Stoiker  und  Epikureer  im  Gefolge  des  Humanismus  wieder  auf- 
leben und  wo  der  Kampf  gegen  die  Stuarts  extreme  Geister,  mit  denen 
wir  uns  noch  zu  beschäftigen  haben  werden,  bis  zu  den  letzten  Konse- 
quenzen der  naturrechtlichen  Staatslehre  forttreiben  wird.  Es  genüge, 
die  großen  Namen  der  Grotius,  Hobbes,  Pufendorf  zu  nennen.  Von  dem 
Dreigestirn  Milton,  Sidney  und  Locke  sprechen  wir  noch  an  anderer  Stelle. 

Keinen  klareren  Beweis  von  der  revolutionären  Kraft  natur- 
rechtlicher Anschauungen  gibt  es,  als  folgende  drei  Tatsachen.  Die 
Niederländer  setzten  1581  den  König  Philipp  II.  von  Spanien  ab,  weil 
er  seine  königlichen  Pflichten  nicht  erfüllt  habe.  In  der  Einleitung  der 
Absetzungserklärung  heißt  es,  „daß  Gott  die  Untertanen  nicht  um  des 
Fürsten  willen,  sondern  diesen  um  jener  willen  geschaffen  habe",  eine 
Begründung,  die  sich  fast  mit  denselben  Worten  bei  den  Monarchomachen 
findet,  mit  denen  sie  enge  Sympathien  verbindet.1)  Fast  sechzig  Jahre 
später,  am  4.  Januar  1649,  fassen  die  englischen  Gemeinen  folgende 
Resolutionen:  1.  das  Volk  ist  der  Ursprung  aller  Staatsgewalt;  2.  das 
Abgeordnetenhaus  besitzt  als  Vertreter  des  Volkes  die  höchste  Gewalt; 
3.  seine  Beschlüsse  haben  auch  ohne  Zustimmung  des  Königs  und  des 


l)  Wenzelburger,    Geschichte    der  Niederlande,    II,  503 ;    Motley,    The    Rise    of  the 
Dutch  Republic,  VI,  4. 
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Abgeordnetenhauses  Gesetzeskraft.  Und  als  die  Engländer  im  Jahre  1689 
den  König  Jakob  II.  absetzten,  erklärten  sie,  er  habe  die  Verfassung 
des  Königreichs  durch  den  Bruch  des  Staatsvertrages  umzustürzen 
versucht. 

II. 

Independenten,  Levellers,  Milton,  Locke. 

Die  ältere  Periode  der  englischen  Reformation  hatte  eine  hierarchische 
Staatskirche  geschaffen ;  die  Presbyterianer  waren  unter  Elisabeth  wenig 
zahlreich;  in  den  achtziger  Jahren  des  16.  Jahrhunderts  wurde  das  Bild 
der  demokratischen  Kirche  von  dem  Geistlichen  Robert  Browne  ent- 
worfen. Er  hatte  in  Verbindung  mit  den  radikalen  Sekten  des  Festlandes 
gestanden,  und  diese  Beziehungen  erhielten  sich  auch  unter  seinen 
Nachfolgern. 

Nach  ihm  ist  jede  Gemeinschaft  von  Gläubigen  eine  Kirche;  ein 
bemerkenswerter,  sowohl  naturrechtlicher  wie  alttestamentlicher,  Zug 
seiner  Schöpfung:  sie  entsteht  durch  einen  Vertrag,  wodurch  sie  sich 
unter  den  Gehorsam  Gottes  und  Christi  stellt;  in  dem  Vertrage  fallen 
zwei  Akte  zusammen:  der  Vereinigungsvertrag  der  Mitglieder  unter 
sich  und  der  gemeinsame  Unterwerfungsvertrag  unter  Gott.  Die 
Presbyterianer  griffen  die  Brownisten  an,  sie  behaupteten,  die  Bibel 
berichte  nicht  von  Vereinigungsverträgen,  sondern  nur  von  Herrschafts- 
verträgen zwischen  Gott  und  seinem  Volke. ])  In  einer  demokratischen 
Kirche  sind  alle  Mitglieder  gleichberechtigt,  weshalb  sie  nur  der 
Mehrheitswille  bindet.  Aus  diesen  Lehren  flössen  zwei  politische 
Forderungen:  volle  religiöse  Toleranz  und  Trennung  von  Kirche  und 
Staat.  Aber  sie  hatten  eine  noch  weitere  politische  Wirkung;  Browne 
wollte  seine  Grundsätze  demokratischer  Kirchenverfassung  auch  auf 
den  Staat  angewandt  wissen:  Gehorsam  wird  nur  der  vom  Volke  ge- 
wählten Obrigkeit  geschuldet.  Weingarten 2)  übertreibt  aber,  wenn  er 
glaubt,  daß  durch  die  Übertragung  seiner  Überzeugungen  von  dem 
Wesen  der  Kirche  die  Lehre  von  der  Volkssouveränetät  in  das  Bewußt- 
sein der  modernen  Welt  eingeführt  worden  sei. 

Die  Anhänger  Brownes  nannte  man  Brownists,  auch  Separatists, 
weil  sie  sich  von  der  Staatskirche  trennten,  Congregationalists,  wobei 
das  Moment  der  souveränen  Gemeinschaft  als  das  wichtigste  erschien, 
endlich  seit  der  Versammlung  puritanischer  Geistlicher  in  Westminster 
im  Jahre  1643  Independenten,   wegen   der  vollen   Unabhängigkeit   und 


l)  Borgeaud,  Premiers  Programmes  de  la  Democratie  Moderne.    Annales  de  l'Ecole 
Libre  des  Sciences  Politiques,  1890. 

•)  K.  Weingarten,  Die  Revolutionskirchen  Englands,  1868. 
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Autonomie  jeder  Kirche.     Sie  waren  im  Anfang  weder  zahlreich  noch 
ragten   sie  durch   ihre  soziale  Stellung    hervor.     Den   Wendepunkt   in 
ihrer  Geschichte  bezeichnet  im  Jahre  1620  die  Auswanderung  von  Kon- 
gregationalisten  aüt  dem  Schiffe  „Maiblume"  nach  Nordamerika,  wo  die 
„Pilgerväter"   ein  Gemeinwesen    durch  einen  von  allen  unterzeichneten 
Vertrag  in  New  Plymouth  begründeten.     Nach  anfänglichem  schwerem 
Mißgeschick  wurde  die  Lage  der  Kolonisten  freundlicher,  und  die  Schilde- 
rungen ihrer  beneidenswerten  Verhältnisse  zogen   neue  Schwärme  von 
Auswanderern    herbei.      Tatsächlich    entsprach     die    Entwicklung    der 
Kolonien    nicht   völlig    dem  von  Browne  gezeichneten  Ideale ;  undemo- 
kratische Einrichtungen  behaupteten  sich,  und  in  Massachusetts  errichtete 
Cotton  eine  Theokratie  nach  Genfer  Muster,  deren  Geist  sich  bis  zum 
Ende  des  18.  Jahrhunderts  erhielt.     Auch   war  der  im  Jahre  1631    ge- 
landete Roger  Williams,   welcher  Kirche   und  Staat  von   dem  uninde- 
pendentistischen     Unkraut     zu     säubern     und     den     Grundsatz     unbe- 
schränkter  religiöser  Freiheit   zu  verwirklichen  gedachte,  wegen  seiner 
Jugendlichkeit   und  Leidenschaftlichkeit   nicht  ganz   so  erfolgreich,    wie 
bisweilen    angenommen    wird.     Immerhin    kam    man    in    dem    großen- 
teils von  Unzufriedenen  aus  Massachusetts  besiedelten  Gebiete  der  heutigen 
kleinen  Staaten  Rhode  Island  und  Connecticut  langsam  dem  hohen  Ziele 
sehr.  nahe.     Neuengland    erschien  in  einem    um    so   helleren  Lichte,   je 
trüber  die  Zustände  in  Altengland  waren.     Hier  mehrte  sich   die  Zahl 
der  Independenten  mählig  unter  dem  Einflüsse  der  politischen  Unruhen, 
des   amerikanischen  Vorbildes,  des  Eintretens  der  Fünf  für  den  Separa- 
tismus   in    Westminster   und  der    Intoleranz    der   Presbyterianer,    aber 
auch  hier  war  ihr  Sehnen  nicht   auf  den  Umsturz  der  Verfassung   ge- 
richtet; religiöse  Freiheit  und  Trennung  von  Kirche  und  Staat  blieben  ihre 
wichtigsten  Forderungen.    Erst  als  das  Königtum  nach  der  Schlacht  bei 
Naseby  niedergerungen  ist,  als  die  Presbyterianer  aus  Furcht    vor  dem 
Heere  auf  die  Wiederherstellung  der  Monarchie  und  die  Auflösung   der 
Armee  sinnen,   da  verbreitet  die  Agitation    der  Levellers   rasch  demo- 
kratische Lehren,   aber  auch  jetzt  noch  sind  die  hervorragendsten  Inde- 
pendenten,  die  Crom  well  und  Jreton,    mit   der  Wiederaufrichtung   der 
Monarchie  einverstanden,  vorausgesetzt  daß  die  in  den  „Heads  of  the  Pro- 
posals"  verzeichneten  und  im  Sommer  1647  dem  Könige   überreichten 
Forderungen   von   ihm   angenommen   werden.      Diese    sind:   alle   zwei 
Jahre  einzuberufende  Parlamente,  Neuverteilung  der  Parlamentssitze  nach 
der  Steuer  leistung,  vor  allem  aber  religiöse  Freiheit  für  alle  Nicht- 
katholiken,  aber  weder  Republik  noch  allgemeines  Stimmrecht.1 


*)  S.  R.  Gardiner,  History  of  the  Great  Civil  War,  III,  S.  160  f.  Cromwell  habe 
am  Independentismus  die  Predigt  der  Toleranz  gefallen,  welche  ihm  ermöglichte,  seine 
Soldaten  ausschließlich  nach  militärischen  Anforderungen  auszuwählen ;  so  Gardiner. 
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Ganz  anders  John  Lilburnc,  der  hervorragendste  Kopf  der  Levellers, 
welcher  durch  persönliche  Schicksale  und  das  Mißtrauen  gegen  das 
Parlament  aus  einem  Anhänger  Prynnes,  des  Vorkämpfers  für  die  Par- 
lamentSSOUVeränetät  und  Verfassers  von  „The  Soveraigne  Power  of  Parlia- 
ments  and  Kingdoms"  (1643),  zu  den  parlamentsfeindlichen  Konsequenzen 
der  modernen  Demokratie  gelangt  war:  zu  der  Idee  eines  höchsten,  un- 
wandelbaren Gesetzes,  das  durch  künftige  Parlamente  nicht  abgeschafft 
werden  könne,  eines  Gesetzes,  das  dem  aus  dem  allgemeinen 
Stimmrechte  hervorgegangenen  Parlamente  die  Überwachung  der 
ausführenden  Gewalt  und  die  Gesetzgebung  in  allen  Fragen  einräume, 
die  sich  das  Volk  nicht  vorbehalten  habe.  Zur  Begründung 
dieser  Doktrin  berief  er  sich  auf  die  Lehre  des  Naturrechtes,  daß  alle 
staatliche  Gewalt  ihren  Ursprung  in  der  Gesamtheit  des  Volkes  habe, 
weshalb  dessen  freie  Wahl  oder  dessen  durch  Vertreter  abgegebene  Zu- 
stimmung die  wahrhaft  letzte  Grundlage  jeder  zu  Recht  bestehenden  Re- 
gierung bilde,  aber  er  berief  sich  auch  auf  die  Zweckmäßigkeit,  Normen 
aufzustellen,  die  spätere  Parlamente  nicht  mehr  ändern  könnten. l)  Der 
seinem  Einflüsse  unterstehende  Teil  der  Armee  legt  dann  ebenfalls 
1647,  dem  Jahre  des  Wendepunktes  der  Revolution,  in  dem  (ersten) 
„Agreement  of  the  People"  ein  ausführliches  Programm  vor.  Er  begehrt 
I.  eine  Vertretung  nach  der  Bevölkerungszahl;  2.  die  Auflösung 
des  langen  Parlamentes  am  30.  September  1648;  3.  zweijährige  Dauer 
der  Parlamente;  4.  das  Recht  des  Parlamentes,  alles  zu  tun,  was  sich 
die  Bürger  nicht  vorbehalten  haben.  Die  Vorbehalte  sind  folgende: 
1.  Das  Parlament  ist  nicht  befugt,  sich  mit  religiösen  Fragen  zu  be- 
schäftigen; 2.  der  Zwang  zum  Militärdienst  ist  gegen  die  Freiheit, 
3.  die  künftigen  Parlamente  sind  nicht  berechtigt,  während  des  Bürger- 
krieges begangene  Handlungen  zu  bestrafen;  4.  die  Gesetze  sollen  das 
Prinzip  der  Gleichheit  verwirklichen  und  5.  der  Wohlfahrt  des  Landes 
dienen.  Am  Schlüsse  heißt  es:  WTir  erklären,  daß  dies  unsere  an- 
geborenen Rechte  (native  rights)  sind. 

In  einem  zweiten  „Agreement  of  the  People",  aus  dem  Jahre  1648/9, 
welches  man  als  ein  Kompromiß  zwischen  dem  Armeerate  und  den 
Levellers  betrachten  darf,  werden  die  Forderungen  und  Vorbehalte  noch 
breiter  ausgeführt.  Den  Abgeordneten  wird  die  höchste  Entscheidung 
in  allen  natürlichen  und  bürgerlichen  Angelegenheiten  zuerkannt,  aber 
nicht  in  religiösen  (spiritual  and  evangelical).  Aber  selbst  auf  dem 
ihnen  zugewiesenen  Gebiete  der  natürlichen  und  bürgerlichen  müssen 
sie  sich  Einschränkungen  gefallen  lassen.  Es  lautet  z.  B.  die  erste  Hälfte 
der  sechsten  Erklärung :  „Kein  Abgeordneter  darf  auf  irgendeine  Weise 
aufgeben,  oder  übergeben,  oder  wegnehmen  irgendeine  der  Grundlagen 


')  Gardiner,  a.  a.  O.  S.  210  f. 
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des  gemeinen  Rechtes,  der  Freiheit  und  Sicherheit,  die  in  diesem  Ver- 
trage enthalten  sind,  noch  darf  er  das  Vermögen  der  Menschen  gleich 
machen  oder  das  Eigentum  zerstören,  oder  die  Gütergemeinschaft 
herstellen." 

Die  Lektüre  dieser  „Gesellschaftsverträge"  des  17.  Jahrhunderts 
überzeugt,  daß  Lilburne  und  seine  Freunde  nicht  zu  den  kommu- 
nistischen Levellers  gehörten ; *)  sie  überzeugt  auch,  daß  ursprünglich 
ihre  Überzeugungen  sie  von  den  mit  Cromwell  und  Ireton  um  die 
„Heads  of  the  Proposais"  gescharten  Männer  trennte.  Aber  einig  sind  sie 
in  ihrer  feindseligen  Haltung  gegen  die  parlamentarische  Willkürherrschaft. 
Deutlich  beweist  es  das  „Instrument  of  Government",  der  Niederschlag 
der  konstitutionellen  Ideen  der  Independenten  und  Levellers,  das  die  mili- 
tärischen Freunde  Cromvvells  im  Dezember  1653  entwarfen,  welches 
von  Cromwell  angenommen  wurde  und  die  Verfassung  des  Protekto- 
rates bilden  sollte.  Die  hervorstechendsten  Bestimmungen  dieses  Schrift- 
stückes sind :  das  Parlament  kann  die  in  dem  „Instrument"  niedergelegte 
Verfassung  nicht  ändern;  die  darin  festgesetzte  Ausgabesumme  unter- 
liegt nicht  seiner  Bewilligung;  der  Lord  Protector  hat  kein  Veto,  ist 
aber  zur  Kritik  der  Gesetzentwürfe  berechtigt;  als  Haupt  der  Exekutive 
ist  er  an  die  Zustimmung  unabsetzbarer  Staatsräte  gebunden;  Religions- 
freiheit wird  allen  an  Jesus  Christus  Glaubenden  gewährt. 2)  Das  am 
3.  September  1654  zusammentretende  Parlament  bestritt  der  Armee 
das  Recht,  Verfassungen  zu  erlassen;  es  lehnte  sich  gegen  den  Ge- 
danken einer  unveränderlichen  Verfassung  auf  und  entwarf  eine  neue, 
die  seine  Rechte  wahrte ;  es  forderte  das  parlamentarische  Bewilligungs- 
recht für  alle  Ausgaben  und  wollte  diejenigen  für  das  Heer  nur  auf 
5  Jahre  gewähren.  So  verwickelten  die  Konsequenzen  der  Lehre  von 
der  Volkssouveränetät,  wie  sie  die  Offiziere  gezogen  hatten,  den  Lord 
Protector  in  einen  Kampf  mit  der  Volksvertretung,  der  bis  zu  seinem 
Tode  am  3.  September  1658  währte. 

Wir  aber  müssen  noch  einmal  zu  den  Levellers  zurückkehren. 
Daß  sie  zur  Exekutive  dieselbe  Stellung,  wie  zur  Legislative,  einge- 
nommen haben,  berichtet  ein  Zeitgenosse,  Thomas  Edwards.  Er  hat 
die  revolutionären  Lehren  seiner  Zeit  in  einem  unersetzbaren  Werke 
zusammengestellt;  drei  Bände  sind  von  ihm  veröffentlicht  worden,  aber 
den  vierten,  den  er  im  dritten  versprach  und  der  die  politisch-sozialen 
Theorien  der  Zeit  genauer  darstellen  sollte,   hat   er  nicht   herausgeben 


l)  Sie  protestierten  gegen  die  Bezeichnung  Levellers,  besonders  wenn  sie  sich  auf 
das  Gleichmachen  der  Vermögen  beziehen  sollte.  Gardiner,  History  of  the  Commonwealth 
and  Protectorate,  1894,  I.  47- 

*)  Die  beiden  Agreements,  Heads  of  Proposais,  Instrument  of  Government  in  „The 
Constitutional  Documents  of  the  Puritan  Revolution"  von  Gardiner,  2.  Aufl.  1899.  Über 
ein  drittes  Agreement  siehe  Gardiner,  History  of  the  Commonwealth,  S.  5  3  f. 
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können,  weil  die  Abgebildeten  ihren  Bildnismaler  zwangen,  nach  den 
Niederlanden  EU  fliehen.  In  dem  dritten  berichtet  er,  es  werde  von 
den  Extremen  gefordert:  „Alle  Macht,  Stellen  und  Ämter  .  .  .  sollten 
durch  das  Volk  verliehen  werden  .  .  .  und  niemand  sollte  gehorchen 
und  sich  unterwerfen  den  Befehlen,  Aufforderungen  und  Gesetzen  irgend- 
einer Person,  mit  Ausnahme  derer,  die  sie  gewählt  haben". *) 

In  den  vorher  besprochenen  Dokumenten  hat  sich  die  demo- 
kratische Doktrin  in  einer  Reinheit  kristallisiert,  der  Locke  sich  40  Jahre 
später  nur  von  ferne  nähern  wird.  Mit  den  Beschränkungen,  welche 
die  Levellers  für  das  Parlament  aufstellen,  verglichen,  erscheinen  matt 
diejenigen  des  11.  Kapitels  seines  zweiten  „Treatise  of  Government",  das 
überschrieben  ist:  „Über  die  Grenzen  der  gesetzgebenden  Gewalt".  Sie 
habe,  führt  er  dort  aus,  keine  unumschränkte  Befehlsgewalt,  das  Naturgesetz 
stehe  allen  Menschen  als  ewige  Norm  gegenüber.  Sie  könne  über  die 
Rechte  der  Untertanen  nur  nach  feststehenden  Gesetzen  durch  ordent- 
lich bestellte  Richter  verfügen.  Sie  könne  niemandem  einen  Teil  seines 
Vermögens  (Steuern)  ohne  seine  Zustimmung  entziehen.  Sie  könne 
ihr  Recht,  Gesetze  zu  erlassen,  nicht  auf  andere  übertragen.  In  den 
„Agreements"  dagegen  wird  zwar  das  Recht  des  Volkes,  alles  zu  tun, 
was  ihm  beliebt,  nicht  ausgesprochen,  aber  unüberschreitbare  Grenzen 
werden  nur  für  das  Parlament  festgesetzt,  und  nirgendwo  wird  die 
gesetzgebende  Gewalt  die  höchste  genannt,  welche  über  die  „Joint 
power  of  every  person  given  up  to  that  assembly",  verfüge.  -) 8) 

Noch  zu  einer  anderen  Betrachtung  regt  die  Stellung  der  Levellers 
in  der  Geschichte  der  modernen  politischen  Ideen  an.    Das  Bewußtsein 


*)  Thomas  Edwards,  Gangraena,   1646,  III,   15. 

2)  Wen  hat  es  nicht  verwundert,  daß  aus  dem  nüchternen  Puritanismus  und  dem 
bevormundenden  Presbyterianismus  die  hochfliegenden,  wilden,  rationalistischen  Gedanken 
der  Independenten,  Gleichmacher,  Quäker  entspringen?  Im  Calvinismus  und  in  der 
leidenschaftlichen,  aber  nüchternen  Bewegung  der  Monarchomachen  ist  hiervon  der  Same 
nicht  zu  finden.  Ich  glaube  an  den  Einfluß  der  Wiedertäufer,  der  in  allen  Stadien  des 
Brownismus  sich  bemerkbar  macht.  Die  Lehre  dieser  Sekte,  daß  man  dem  Worte  keine 
zu  hohe  Bedeutung  beilegen  solle,  die  Geringschätzung  des  kirchlichen  Amtes,  ihr  im 
„inneren  Lichte"  hervortretender  strenger  Subjektivismus,  ihr  Mystizismus,  ihre  demokratisch- 
sozialistischen Bestrebungen :  Alles  dies  scheint  einen  außerordentlich  kräftigen  Sauerteig 
abgegeben  zu  haben.  Für  diese  Hypothese  finden  sich  nicht  nur  bei  Weingarten  und  Gartz, 
der  während  der  Revolution  in  England  weilte  (Puritanischer  Glaubens-  und  Regiments- 
spiegel o.  D.),  sondern  auch  bei  Edwards  viele  Belege.  In  seinem  Werke  heißt  es  z.  B. 
(III,  262) :  „O  how  like  are  our  seetaries  to  the  old  Anabaptists  of  Munster  and  Germany,. 
their  very  spirits  having  entered  into  our  men  ...  I  dare  be  bold  to  say,  and  can 
prove  it,  that  the  old  Anabaptists  never  delivered  or  held  principles  more  destruetive 
to  human  society,  to  all  kind  of  Government,  both  Politick,  Ecclesiastical  and  Oeconomical, 
to  all  godliness  and  religion,  than  many  of  our  seetaries."  (Vielleicht  ist  es  gestattet, 
darauf  hinzuweisen,  daß  auch  Spinoza,  wie  Menzel  in  seiner  durch  historische  Interpretation 
ausgezeichneten  189S  erschienenen  Abhandlung  „Wandlungen  in  der  Staatslehre  Spinozas" 
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subjektiver  politischer  Rechte,  welches,  wie  wir  sahen,  bei  den  Monarcho- 
machen  noch  nicht  erwacht  ist,  erscheint  zuerst  bei  den  Independenten 
in  der  Forderung  der  Glaubensfreiheit  und  viel  allgemeiner  bei  den 
Levellers  in  der  Betonung  der  angeborenen  Rechte.  „And  in  all  their 
books",  sagt  Edwards,  „they  speak  against  the  known  positive  laws  of 
the  land,  and  cry  out  for  laws  according  to  right  reason  and  for 
natural  primitive  rights,  the  just  rights  and  prerogative  of  mankind 
which,  as  they  are  the  sonnes  of  Adam  from  him  they  have  legitimately 
derived,  of  which  they  make  themselves  the  sole  judges."1) 

Der  Leser  wird  vielleicht  geneigt  sein,  in  den  angeborenen  Menschen- 
rechten der  Levellers  eine  Erscheinungsweise  desselben  Geistes  zu  er- 
kennen, welcher  sich  in  der  „Petition  of  Right"  und  der  „Bill  of  Rights" 
offenbart.  Aber  der  Unterschied  ist  groß.  Denn  die  Freiheitsrechte, 
welche  die  Engländer  in  den  Jahren  1628  und  1689  beanspruchen,  weil 
sie  von  den  Fürsten  verletzt  seien,  sind  positive,  wie  sie  behaupten, 
überkommene  Rechte,  und  die  meisten  treten  auch  nicht,  wie  Jellinek 
scharfsinnig  bemerkt,  in  der  Gestalt  von  Rechten  der  Untertanen  sondern 
von  Pflichten  der  Regierung  hervor. 2)  Es  sind  Rechte,  welche  den 
Untertanen  gegen  Übergriffe  und  Willkür  der  Herrschenden  schützen 
sollen. 8) 

Wir   haben    nun    den   Höhepunkt   der    demokratischen   Gedanken- 


wahrscheinlich macht,  in  seiner  ersten  Entwicklungsperiode  durch  Arminianer  und 
Mennoniten  beeinflußt  worden  ist.)  Dafür  spricht  auch  das  Werk  Baillies:  Anabaptism 
the  true  Fountain  of  Independence  etc.     Gooch,  S.  132. 

Das  deutsche  Volk  hat  dreimal  bewiesen,  wie  sehr  es  zu  extremen,  ungesunden 
Theorien  neigt:  im  13.  und  14.  Jahrhundert  die  Brüder  und  Schwestern  vom  freien  Geiste, 
im  16.  die  Wiedertäufer,  im    19.  die  Sozialdemokraten. 

3)  Der  Unterschied  zwischen  Locke  und  Lilburne  erklärt  sich  großenteils  aus  der 
Verschiedenheit  ihrer  Gegner.  Als  Locke  als  hoher  Fünfziger  schrieb,  hatte  er  den  Kampf 
gegen  die  absoluten  Neigungen  Cromwells  und  der  Stuarts  erlebt;  von  den  Levellers  war 
gegen  die  Herrschsucht  des  Parlamentes  gekämpft  worden.  Er  tritt  für  die  kons  itutionelle 
Monarchie  ein,  sie  für  eine  pseudo-repräsentative  Demokratie.  Locke  muß  daher  dem 
Parlamente  Konzessionen  machen,  welches  er  „the  supreme  power"  nennt,  unu  die  Volks- 
souveränetät  zieht  sich  praktisch  in  den  Hintergrund  zurück,  wenn  ihr  auch  in  der  Theorie 
der  erste  Platz  verbleibt. 

x)  Gangraena  III,  217.  Birth-right  hatte  zuerst  die  Bedeutung  von  ererbtem  Recht, 
oder  auch  von  Rechten,  die  die  Engländer  vor  der  Normannischen  Eroberung  besessen  hatten. 

2)  „Daß  Gesetze  nicht  suspendiert,  von  ihnen  nicht  dispensiert,  daß  keine  Ausnahme- 
gerichte errichtet,  grausame  Strafen  nicht  verhängt,  die  Geschworenen  gehörig  ernannt, 
Steuern  nicht  ohne  Gesetz  auferlegt,  ein  stehendes  Heer  nicht  ohne  parlamentarische 
Bewilligung  gehalten,  daß  die  Parlamentswahlen  frei,  daß  Parlamente  häufig  einberufen 
werden  sollen,  das  alles  sind  nicht  Rechte  des  einzelnen,  sondern  Pflichten  der  Regierung." 
Nur  drei  Befugnisse  der  Untertanen  wurden  aufgezählt  (Petitionsrecht,  Recht,  Waffen  zu 
tragen,  Redefreiheit  des  Parlamentsmitgliedes).  Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürger- 
rechte, 2.  Aufl.   1904,  S.  29. 

3)  Vgl.  Beilagen. 
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t-iitw  i*  klimpj  <k-s  1 7.  Jahrhunderts  \i  überschritten.  Nach  der  Enthauptung 

des  Königl  Übernimmt  MUtOfl  die  Verteidigung  der  siegrei(  hrn  Revolution. 
Sein    schlichtes    Büchlein,  „Ofl    the    Tenure    Ol    Kingl    and  Magistrates", 

das  die  religiöse  protestantische  Hülle  noch  nicht  abgeworfen  hat,  er- 
zählt die  alte  Legende  von  der  ursprünglichen  Freiheit  des  nach  Gottes 
Ebenbild  geschaffenen  Menschen,  von  derSünde,  der  Entstehung  desStaates, 
der  Macht  des  Volkes  und  der  verantwortlichen  Gewalt  der  von  ihm  ge- 
wählten Regierung.  Es  ist  kaum  mehr  als  die  Flugschrift  eines  Ge- 
lehrten, wenn  man  es  vergleicht  mit  den  späteren,  schon  äußerlich 
gewichtigen,  an  der  allerrohesten  Polemik  reichen,  rhetorischen  „De- 
fensiones  pro  populo  Anglicano" ,  welche,  ähnlich  wie  die  Schriften 
der  Monarchomachen,  ihre  Beweise  aus  Geschichte,  Bibel,  Naturrecht 
zusammentragen.  Das  große  Werk  des  14  Jahre  jüngeren,  unter  der 
Restauration  hingerichteten  Algernon  Sidney  „Discourses  concerning 
Government",  welches  erst  15  Jahre  nach  seinem  Tode  bekannt  wird,  unter- 
scheidet sich  in  der  naturrechtlichen  Grundlegung  nicht  von  anderen  Werken 
dieser  Zeit.  Er  versteht  es  nicht,  seine  Gedanken  breit  und  anmutig 
zu  entwickeln;  auch  fehlt  seinem  Werke  wegen  der  Vermischung 
politischer  und  naturrechtlicher  Erörterungen  der  einheitliche  Charakter, 
und  die  mit  der  Darstellung  verbundene  Polemik  gegen  Filmer,  den 
Vertreter  des  Königstums  von  Gottesgnaden,  trägt  zu  dem  unerfreulichen 
Charakter  des  Buches  bei;  der  gewandtere  Locke  führt  seine  Fehde 
gegen  Filmer  in  einer  besonderen  Schrift,  dem  „First  Treatise  of  Go- 
vernment". Locke  ist  derjenige  Philosoph,  der  im  Jahre  1689  zur 
Rechtfertigung  der  zweiten,  gegen  Jakob  IL  gerichteten  englischen 
Revolution  und  der  Thronbesteigung  Wilhelms  III.  in  seinem  „Second 
Treatise  of  Government"  die  naturrechtliche  Staatslehre,  als  eine 
Theorie  der  Volkssouveränetät,  lichtvoll  begründet,  vielseitig  ausführt 
und  der  zugleich  seine  Darlegung  in  eine  Form  kleidet,  die  durch  ihre 
Klarheit  und  Fülle  sowohl  seinen  um  24  Jahre  älteren  Vorgänger 
John  Milton  wie  den  10  Jahre  älteren  Algernon  Sidney  in  Schatten 
stellen  mußte.  Diese  drei  Vorkämpfer  für  eine  freiheitliche  Staats- 
ordnung in  der  Stuartschen  Zeit  ragen  aus  der  Nacht  der  Vergessenheit 
empor,  die  lange  so  viele  Mitstreiter  deckte,  von  denen  einer,  John 
Lilburne,  sie  an  Ursprünglichkeit  der  Ideen  überragte.  In  den  Grund- 
gedanken und  den  wichtigsten  Folgerungen,  die  der  Leser  im  Anfang 
des  vorigen  Abschnittes  genügend  kennen  gelernt  hat,  unterscheidet 
sich  Locke  nicht  wesentlich  von  seinen  Vorgängern.     Dagegen  hebt  seine 


*)  Flüchtig  sei  erwähnt,  daß  in  demselben  fünften  Jahrzehnt  des  17.  Jahrhunderts 
der  Vorkämpfer  für  den  Absolutismus,  Thomas  Hobbes,  zweimal  seine  Schrift  ,De  Cive' 
(1642,  1647)  veröffentlichte,  in  der  er  (im  10.  Kapitel)  Monarchie  und  Demokratie  mit- 
einander verglich.  Der  große  Philosoph  räumte  darin  mit  manchen  Scheingründen  für 
die  Demokratie  auf. 
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Darstellung  von  ungemischter  Einheitlichkeit  und  ruhiger  Klarheit,  die 
auch  dem  gewöhnlichen  Verstände  einleuchten  muß,  die  Gedanken  in 
die  Höhe  abstrakter  Allgemeinheit  hinauf;  nur  die  gelegentliche  Er- 
wähnung des  Urvaters  Adam  und  vereinzelte  Versuche,  die  Entstehung 
des  Staates  durch  Vertrag  aus  der  Geschichte  zu  beweisen,  ziehen  den 
Geist  einige  Male  in  die  historische  Wirklichkeit  herab. 

Diese  Vorzüge  des  Denkers  und  Schriftstellers  erklären  die  unver- 
gleichliche Macht,  die  er  über  die  Geister  des  18.  Jahrhunderts  besessen 
hat;  nicht  sind  es  die  von  ihm  verwerteten  Grundbegriffe,  die  ein  ge- 
meinsames Besitztum  aller  Theoretiker  des  17.  Jahrhunderts  darstellen. 
Die  von  ihm  aus  seinen  Prämissen  gezogenen  Konsequenzen  sind 
von  großem  Einflüsse  auf  die  spätere  Zeit  gewesen,  soweit  sie  für 
demokratische  und  liberale  Ideen  kämpfte.  Nicht  weil  er  sie  zuerst, 
sondern  weil  sie  niemand  vor  ihm  in  dieser  Gestalt  verkündet  hat  Wenn 
auch  die  Jünger  nicht  in  allen  Einzelheiten  mit  ihm  übereinstimmten,  so 
tragen  doch  folgende  Überzeugungen  der  Stempel  Lockeschen  Geistes. 
Mit  der  Gründung  des  Staates  ist  das  natürliche  Recht  nicht  erloschen, 
es  lebt  auch  im  Staate  als  ein  dem  positiven  Rechte  übergeordneter 
Maßstab  fort.  Das  Volk  hat  beim  Eintritt  in  den  Staat  auf  seine 
natürlichen,  angeborenen  Rechte  nicht  verzichtet;  ihre  Ausübung  ist 
nur  in  dem  Maße  eingeschränkt  worden,  als  zur  Herstellung  der  Staats- 
ordnung erforderlich  war.  Die  Gesellschaft  ist  vielmehr  zur  besseren 
Erhaltung  des  Einzelnen,  seiner  Freiheit  und  seines  Eigentums  ein- 
gerichtet worden.  Das  Volk  hat  das  Recht,  sich  eine  ihm  zweckmäßig 
erscheinende  Staatsform  zu  wählen.  Die  höchste,  dem  Volke  unter- 
geordnete Gewalt  ist  die  gesetzgebende,  von  der  die  ausführende  zu 
trennen,  zweckmäßig  ist. 

Allein  Lockes  Analyse  der  Menschenrechte  ist  sehr  unvollkommen. 
Der  Mensch  hat  auch  ihm  einen  Komplex  von  Rechten  in  den  Staat 
hinübergenommen;  er  nennt  sie  Rechte  auf  Leben,  Freiheit  und 
Eigentum,  ja  er  faßt  sie  mit  dem  Worte  „Recht  auf  Eigentum"  zu- 
sammen. In  das  naturrechtliche  Gewand  kleidet  er  also  nur  Unter- 
tanenrechte, und  merkwürdigerweise  erwähnt  er  nicht  das  Recht 
auf  religiöse  Freiheit,  um  welches  Independenten  und  Levellers  den 
geistigen  Besitz  ihrer  Zeit  vermehrt  hatten.  Aber  er  hatte  sich  in  den 
„Letters  concernig  Toleration"  auf  das  gründlichste  und  kräftigste  zu 
ihr  bekannt. *) 

Diese  Lücken  in  seinem  Systeme  mußten  seine  Nachfolger  reizen, 
sie  auszufüllen. 


J)  Die  Vorgänger  und  Mitstreiter  Lockes  für  religiöse  Freiheit :  Spinoza,  Thomasius, 
Milton,  hat  man  häufig  vergessen.  Verständlich  ist  dies  bei  Spinoza,  weil  dessen  Forderung 
die  Konsequenz  eines  eigenartigen  philosophischen  Systems  ist.  Nach  ihm  hat  jeder  von 
Natur  so  viel  Recht    wie  er  Macht  hat,  daher  muß  das  Naturrecht,    wie  er  es  faßt,  auch 
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Menschenrechte  und  Montesquieu. 

Hat  man  die  Schwelle  des  18.  Jahrhunderts  überschritten,  dann 
glaubt  man  eine  reinere,  heiterere  Luft  zu  atmen.  Sengende  und 
plündernde  Heerhaufen,  die  sich  um  Glaubenssätze  zerfleischen,  be- 
gegnen nicht  mehr  unserem  Blicke;  den  Henker,  welcher  religiöse  und 
politische  Armesünder  zum  Richtblock  oder  zum  Scheiterhaufen  schleppt, 
suchen  unsere  Augen  vergebens;  aus  dem  fanatischen  Kampfe  der 
Meinungen  ist  ein  milder  Rationalismus  und  Deismus  entsprossen, 
welcher  geringe  Ansprüche  an  die  Glaubenskraft  der  Menschen  stellt 
und  das  Wesen  der  Religion  in  das  sittliche  Handeln  setzt.  Hinter  den 
Deisten  erscheinen  materialistische  Philosophen,  welche,  wie  im  Alter- 
tum die  Epikureer,  die  Gemüter  von  den  Gespenstern  zu  befreien 
suchen,  welche  ihre  Seelenruhe  und  den  öffentlichen  Frieden  stören. 
Es  mehrt  sich  die  Zahl  verehrter  Fürsten,  welche  sich  für  die  ersten 
Beamten  ihrer  Völker  halten,  während  man  die  Fürsten  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  vielfach  für  jagdbares  Wild  betrachtet  hatte,  das  man 
erdolchte,  hinrichtete,  absetzte  und  vertrieb.  Und  in  dieser  leichteren 
Atmosphäre  dehnt  sich  die  Seele  aus  und  verlangt  auch  mehr  Freiheit. 
Das  Prinzip  des  wirtschaftlichen  Liberalismus  wird  ausgesprochen.  Seine 
Kraft  und  Wirkungssphäre  reichen  weiter,  als  die  früherer  Freiheiten. 
Denn  die  wirtschaftliche  Freiheit  war  nicht  durch  eine  einzige  lösende 
Maßregel  zu  erreichen;  ihre  Verwirklichung  erforderte  die  Beseitigung 
der  Hörigkeit,  der  Leibeigenschaft,  der  Sklaverei,  der  Feudallasten,  der 
Ein-  und  Ausfuhrverbote,  der  religiösen  und  politischen  Hemmungen, 
der  Wanderfreiheit,  der  Wucherverbote,  der  Zünfte,  der  Monopole.  Die 
wirtschaftliche  Freiheit  umschloß  gleichsam  alle  anderen  Freiheiten. 
Zugleich  gab  sie  der  Idee  der  Freiheit  tiefe  Begründung  und  sittlichen 
Adel,  weil  sie  jedem  Blick  die  Wahrheit  erschloß,  daß  das  Individuum 
die  bewegende  Kraft  alles  Fortschrittes  ist. 

Die  Naturrechtslehrer  und  Philosophen  sind  bemüht,  das  von  Locke 
Versäumte  nachzuholen  und  dem  Begehren  nach  Freiheit  den  Charakter 
ewiger  Menschenrechte  zu  verleihen.  Wolff  zählt  auf  „das  Recht  zu 
demjenigen,   ohne    welches   man   der   natürlichen  Verbindlichkeit   kein 


im  Staate  fortdauern,  der  mit  seinen  Machtmitteln  nur  eine  äußere  Beobachtung  der  zum 
Zusammenleben  erforderlichen  Gesetze  erzwingen  kann ;  man  kann  das  Recht,  zu  handeln, 
aufgeben,  wenn  man  in  den  Staat  tritt,  nicht  aber  das  Recht  zu  denken  und  zu  urteilen, 
wie  man  denkt  und  urteilt.  Ebensowenig  kämpft  Thomasius  für  Religionsfreiheit  von 
einer  im  eigentlichen  Sinne  religiösen  Grundlage  aus.  (Vgl.  über  ihn  Hettner,  5.  Aufl.) 
Weit  näher  steht  hierin  Milton  dem  jüngeren  Landsmann.  Wenn  man  Milton  mit  Locke 
vergleicht,  machen  sich  dessen  schriftstellerische  Vorzüge  auch  hier  geltend. 
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Genügen  tuen  kann,  worunter  auch  das  Recht,  um  Liebesdienste  zu 
bitten,  und  den  anderen  dazu  vollkommen  zu  verbinden,  enthalten  ist, 
die  natürliche  Gleichheit  (Gleichheit  der  Rechte  und  Verbindlichkeiten), 
die  Freiheit,  das  Recht  der  Sicherheit  und  das  daher  entspringende 
Recht,  sich  zu  wehren,  oder  zu  verteidigen,  und  das  Recht  zu  strafen ;" *) 
dürftiger  sind  die  Menschenrechte  im  System  Burlamaquis :  Rechte  auf 
natürliche  Freiheit,  auf  Leben,  berechtigten  Widerstand,  Eigentum.2) 
Dagegen  nehmen  die  Menschenrechte  in  der  Moralphilosophie  Hutchesons, 
des  einflußreichen,  gewiß  auch  in  Amerika  bekannten  Lehrers  A.  Smiths, 
einen  breiten  Raum  ein;  nach  ihm  sind  es  acht:  das  Recht  auf  Sicher- 
heit, auf  den  freien  Gebrauch  seiner  Kräfte  (was  er  natürliche  Freiheit 
nennt),  das  Recht,  sein  Leben  aufs  Spiel  zu  setzen,  das  Reht  auf  Eigen- 
tum, das  Recht  auf  wirtschaftlichen  Verkehr,  das  Recht  auf  Ehre,  das 
Recht  auf  Ehe,  das  Recht  auf  Denk-  und  Gewissensfreiheit.3)4) 

Sein  größter  Schüler,  Adam  Smith,  verkündet  wie  die  Physiokraten 
das  Naturrecht  auf  wirtschaftliche  Freiheit. 

Während  die  Naturrechtslehrer  die  Idee  der  Menschenrechte  ent- 
falten, entwirft  Montesquieu  das  Bild  des  freien  Staates  und  verdrängt 
damit  die  Lehre  von  der  Volkssouveränetät. 

Die  korrupte,  vom  langen  Parlamente  ausgeübte  Gewalt,  welches 
nur  durch  die  brutale  Macht  des  Heeres  hatte  gebeugt  werden  können, 
erweckte  die  Überzeugung,  daß  selbst  die  unumschränkte  Herrschaft 
des  gesetzgebenden  Körpers  vom  Übel  sei  5)  und  unter  dem  Protektorate 
Cromwells,  welches  die  Legislative  zur  Unwirksamkeit  zwang,  hatte  man 
Gelegenheit,  den  bekannten  Gedanken  gleichsam  von  einem  neuen 
Standpunkte  zu  erkennen.  Man  erlebte  die  Notwendigkeit  der  Be- 
schränkung der  höchsten  Staatsgewalt;  sie  müsse  gleichsam  in  mehrere 
Teile  zerlegt  werden,  die  sich  gegenseitig  in  Schach  hielten. 

Mit  dieser  Überzeugung  verschlingt  sich  die  aus  dem  Altertum 
stammende  Lehre  von  der  Zweckmäßigkeit  gemischter  Staatsformen. 
Schon  Aristoteles  hatte  die  Politie  als  eine  Mischung  von  Oligarchie 
und  Demokratie  aufgefaßt;6)  von  Polybius  war  jene  Lehre  in  tief 
dringender  Weise  auf  den  römischen  Staat  angewandt  und  durch  Cicero 


1)  Grundsätze  des  Natur-  und  Völkerrechts,    1754,  §  95. 

2)  Principes  du  Droit  de  la  Nature,  Yverdon  1767,  III  (überarbeitet  von  de  Feiice), 
S.   146  f. 

*)  Eine  Inhaltsangabe  bei  W.  Hasbach,  Untersuchungen  über  A.  Smith,   1891,  II,  2. 

4)  Über  den  Einfluß  der  bedeutenden  Juristen  Blackstone  und  Mathew  Haie  siehe 
Hatschek,  Englisches  Staatsrecht  I,  S.   18,  Jellinek,  Erklärung  S.  33. 

6)  Lilburnes  Ideal  war  ,to  keep  up  one  tyrant,  to  balance  another'  (Gardiner,  S.  500). 
Über  die  Notwendigkeit,  das  Parlament  durch  monarchische  Gewalt  zu  beschränken, 
■vgl.  Gardiner,  History  of  the  Commonwealth,  II,  S.  1  f.     Siehe  auch  II  268. 

6)  Treffend  die  Kritik  der  Widersprüche,  in  die  sich  Aristoteles  verwickelt,  bei 
Susemihl,  Aristoteles  Politik,   1879,  I,  63. 
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allgemein  bekannt  geworden.  Noch  Algernon  Sidney  trägt  de  im  [&  Ab- 
schnitt des  2.  Buches  seiner  „Discourses"  breit  vor. 

Die  weitere  Verfolgung  der  Doktrin  von  der  Trennung  der  Ge- 
walten ist  außerhalb  einer  dogmengeschichtlichen  Untersuchung  l)  nicht 
am  Platze.  Wir  wollen  sie  nur  in  der  vollendeten  Gestalt,  in  der  sie 
in  Montesquieus  „Esprit  des  Lois"  erscheint,  betrachten,  aber  nochmals 
hervorheben,  daß  sie  mit  der  Idee  von  der  Volkssouvcranet.it  unvertrag- 
lich ist,  wie  sich  auch  in  dem  entsprechenden  Teile  des  genannten 
Werkes  keine  Spuren  von  ihr  finden.2) 

Die  Freiheit  besteht  nach  ihm  darin,  das  tun  zu  dürfen,  was  man 
wollen  soll  und  nicht  gezwungen  zu  sein,  das  tun  zu  müssen,  was  man 
nicht  wollen  soll.  Freiheit  ist  folglich  die  Unterordnung  unter  das  Ge- 
setz zum  Unterschied  von  der  Unabhängigkeit,  welche  gesetzlose  Willkür 
bedeutet.  Die  politische  Freiheit  definiert  er  daher  als  die  Gemütsruhe, 
die  aus  der  Überzeugung  eines  jeden  entspringt,  daß  seine  Sicherheit 
verbürgt  ist.  Die  politische  Freiheit  läßt  sich  nicht  aufrecht  erhalten, 
das  ist  seine  Meinung,  wenn  die  Macht  des  Staates  nicht  über  mehrere 
Gewalten,  die  sich  gegenseitig  zügeln,  verteilt  ist,  während  der  Demo- 
kratismus alle  Macht  des  Staates  zusammenballen,  auf  die  Gesetzgebung 
häufen  möchte,  damit  sie  alle  Widerstände  niederzuwerfen  die  Kraft 
habe.  Dieser  möchte  die  Ruten  zu  einem  starken  Bündel  vereinigen, 
jener  das  Band  lösen  und  die  Ruten  trennen.  Denn  der  Liberalismus 
schätzt  nichts  höher,  als  die  Individualität,  welche  die  bewegende  Kraft 
alles  Menschlichen  ist;  je  mehr  Individualitäten,  um  so  reicher  an  Kräften 
ist  das  Volk;  dieser  Reichtum  gedeiht  aber  nur  im  Zustande  der  alle 
Willkür  zurückdrängenden  Freiheit.  Was  der  Liberalismus  am  meisten 
haßt,  ist  jede  Art  der  Despotie.  Die  Demokratie  ist  eine  Form  der 
Despotie,  die  Despotie  der  Mehrheit  der  gesetzgebenden  Versammlung, 
welche  ihre  Hand  nach  allen  Machtmitteln  des  Staates  ausstreckt.  Es 
ist  eine  besonders  starke  Form  der  Despotie,  weil  die  Mehrheit  sich 
aus  vielen  zusammensetzt,  von  denen  jeder  nur  eine  geringe  Verant- 
wortung zu  tragen  hat,  während  die  Despotie  eines  absoluten  Herrschers 
schwach  ist,  weil  alle  Verantwortung  ihm  allein  zufällt.  Liberalismus 
und  Demokratismus  bezeichnen  daher  zwei  entgegengesetzte  Prinzipien. 
Der  Liberalismus  ist  das  natürliche  Prinzip,  weil  die  natürliche  Ungleich- 
heit die  Grundlage  seiner  Forderungen  bildet,  der  Demokratismus  ist  das 
künstliche  Prinzip,  weil  er  die  natürliche  Ungleichheit  durch  die  ethische 
Forderung    der    Gleichheit    aufheben    möchte.     Ja,    sie    sind   einander 


')  Eugene  d: Eichthal,  Souverainete  du  Peuple  et  Gouvernement',  1895,  S.  89 f. 
Kach  Rehm,  Allgemeine  Staatslehre,  1899,  S.  217  findet  sich  die  Lehre  schon  bei 
Buchanan 

8)  Vgl.  Hasbach,  Ist  Montesquieu  ein  Anhänger  der  Lehre  von  der  Volks- 
souveränetät?     Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft,   19 11. 

Hasbach,  Die  moderne  Demokratie.    2.  Auflage.  2 
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geradezu  feindlich.  Denn  je  weiter  die  Freiheit  ausgedehnt  wird,  um 
so  geringer  ist  die  Gleichheit;  jemehr  die  Gleichheit  verwirklicht  wird, 
um  so  mehr  muß  die  Freiheit  eingeschränkt  werden. 

Montesquieu  unterscheidet  zwischen  der  Freiheit  der  Verfassung  und 
der  Freiheit  der  Bürger,   zwischen    der  Macht   des  Volkes   und   seiner 
Freiheit.     Diesem  kann   die   Verfassung    eine    unumschränkte    Gewalt 
geben,  dann  sind  die  Bürger  als  Herren  frei,   aber  nicht   notwendiger- 
weise  als  Untertanen,   denn   die  Mehrheit   kann   die  Minderheit   unter- 
drücken.    Umgekehrt   können   die  Bürger,   ohne   politische   Rechte   zu 
besitzen,  als  Untertanen  frei  sein,  wenn  die  Träger  der  gesetzgebenden 
und  ausführenden  Gewalt  in  ihrer  Handlungsfähigkeit  beschränkt  sind. 
Es  kann  vorkommen,  sagt  Montesquieu,  daß  die  Verfassung  frei  ist,  die 
Bürger  es  aber  nicht  sind,  und  es  ist  möglich,  daß  die  Verfassung  nicht 
frei  ist,  die  Bürger  es  aber  sind.    Und  noch  deutlicher :  Die  Demokratie 
und  die  Aristokratie  sind  ihrem  Wesen  nach  keine  freien  Staaten.    (La 
democratie  et  l'aristocratie  ne  sont  point  des  etats  libres  par  leur  nature). 
Die  Freiheit   im  Sinne   der  Untertanenfreiheit   findet  sich   nur   in   den 
gemäßigten  Staatsformen,  aber  auch  dort  selbstverständlich  nur,   wenn 
die  Gewalt  nicht  mißbraucht  wird.    Ihre  Heimat  ist  die  Monarchie,  die 
er  scharf  von  der  Despotie  unterscheidet.    Es  gibt  nach  ihm  zwei  Arten 
der  Monarchie:   die   absolute   und   die   konstitutionelle,   wie   er   sie   in 
England    zu    erkennen    glaubte.      Die    absolute    Monarchie    wird    ein- 
geschränkt   durch   die   Existenz    von   Grundgesetzen,    nach    denen    sie 
regiert,   zweitens   durch  zwischen  König   und  Bürger  stehende  Körper- 
schaften (pouvoirs  intermediaires,  subordonnes  et  dependants)  und  drittens 
durch  einen  unabhängigen  Richterstand.    Jene  „pouvoirs  intermediaires" 
(Adel,  Klerus,  Städte  usw.)  verhindern  den  Willen  des  Monarchen  daran, 
sich  rücksichtslos  geltend  zu  machen.     Es  erfordert  keine  Ausführung, 
daß  Montesquieu  in  ihrem  Verschwinden  und   ihrer  Schwächung   eine 
Todesursache  für  den  absoluten  Staat  sehen  mußte;  andererseits  ist  es 
bekannt,  wie  sehr  der  in  den  Parlamenten  amtende  Richterstand  durch 
Engherzigkeit,  Eitelkeit,  Unverstand  den  alten  Staat  an  der  Gesundung 
verhindert  hat. 

In  der  englischen  Monarchie  erkannte  er  das  wahre  Freiheits- 
prinzip: die  Trennung  der  Gewalten.  Die  gesetzgebende  Gewalt  ist 
von  der  ausführenden  getrennt,  damit  sie  nicht  tyrannische  Gesetze 
machen  und  tyrannisch  ausführen  kann,  und  die  richterliche  ist  unabhängig 
von  beiden.  Wäre  sie  mit  der  gesetzgebenden  verbunden,  dann  hätte 
der  Richter  willkürliche  Gewalt  über  Leben  und  Eigentum  der  Bürger. 
Wäre  sie  mit  der  ausführenden  vereinigt,  dann  hätte  er  die  Macht  eines 
Bedrückers.  Alles  wäre  verloren,  wenn  alle  Gewalten  auf  eine  Person, 
eine  Körperschaft  oder  das  Volk  gehäuft  wären.  Die  ausführende  Ge- 
walt ist  nach  ihm  am  besten  in  der  Hand   eines  Monarchen,    weil  sie 
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last    immer   rasch   handeln   muß.      Das   geschieht   besser  durch   einen    als 
durch    mehrere,    wahrend    die  gesetzgebende  besser  durch   mehrere    als 

durch  einen   besorgt  wird.    Aber  es  soll  nicht  die  gesetzgebende  der 

ausführenden  Gewalt  unvermittelt  gegenüberstehen.  Zwei  Hinrichtungen 
sollen  es  verhindern.  Krstens:  zwischen  die  Volksvertretung  und  die 
Krone  schiebt  er  ein  erbliches  Oberhaus  ein,  ein  „corps  intermediaire", 
welches  das  Recht  hat,  die  Volksvertretung  zu  zügeln,  wie  das  Unter- 
haus befugt  ist,  das  Oberhaus  zu  beschränken.  Da  aber  eine  erbliche 
Macht  geneigt  ist,  ihre  besonderen  Interessen  zu  verfolgen,  so  darf  das 
Oberhaus  in  Finanzfragen  nur  das  Recht  haben,  den  Beschlüssen  des 
Unterhauses  zuzustimmen  oder  sie  zu  verwerfen.  Die  zweite  Maßregel 
besteht  darin,  daß  der  ausführenden  Gewalt  ein  Veto  gegen  die  Be- 
schlüsse des  Parlamentes  zusteht.  Nur  verhindern  soll  sie,  nicht  an  der 
Gestaltung  der  Gesetze  teilnehmen,  daher  nicht  in  die  parlamentarischen 
Verhandlungen  eingreifen  und  keine  Gesetzentwürfe  einbringen.  Anderer- 
seits soll  die  Legislative  nicht  die  Freiheit  der  Exekutive  beschränken, 
wohl  aber  die  Ausführung  der  Gesetze  überwachen.  Durch  das  Spiel 
dieser  Kräfte  (freins  et  contrepoids;  checks  and  balances)  entsteht  das 
Gleichgewicht  der  Verfassung.  Die  beiden  Gewalten  sollen  also  nicht, 
eine  jede  in  ihrer  besonderen  Sphäre,  unbeeinflußt  voneinander  schalten 
sie  sollen  selbständig  sein,  aber  zum  Wohle  des  Volkes  zusammenwirken. 

Die  Doktrin  von  der  Teilung  der  Gewalten  beruht  also  auf  dem 
Grundsatze,  daß  dem  Volke  nicht  ausschließlich  die  Souveränetät  zu- 
stehen soll:  zu  den  gesetzgebenden  Faktoren  gehört  nicht  nur  das 
Volk  (bezüglich  seine  Vertreter)  sondern  auch  das  Oberhaus  und  der 
König  vermöge  seines  Vetos;  die  ausführende  Gewalt  aber  ist  dem 
Volke  entzogen. 

Man  hat  behauptet,  daß  Montesquieu  die  englische  Verfassung *) 
nicht  richtig  beschrieben  habe.  Selbst  zu  seiner  Zeit  habe  sie  dem  von 
ihm  gezeichneten  Bilde  nicht  mehr  geglichen,  noch  weniger  in  den 
achtziger  Jahren  des  18.  Jahrhunderts,  so  daß  er  die  Väter  der  ameri- 
kanischen Bundesverfassung  in  die  Irre  geführt  habe.  Denn  die  parla- 
mentarische Regierung,  die  sich  seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts 
allmählich  entwickelt  habe,  werde  gekennzeichnet  nicht  durch  die 
Trennung,  sondern  durch  die  enge  Verbindung  der  gesetzgebenden  und 
ausführenden  Gewalt,  durch  die  Übertragung  der  höchsten  Ämler  der 
ausführenden  auf  die  Spitzen  der  gesetzgebenden  Gewalt :  auf  die  Führer 
der  parlamentarischen  Mehrheitspartei.  Ob  Montesquieu  wirklich  nicht 
genügend  mit  dem  damaligen  Entwicklungsstande  der  englischen 
Verfassung  vertraut  war,  diese  Frage  ist  verschieden  beantwortet  worden, 
und  die  Antwort  ist  für  unsere  Zwecke  belanglos. 


l)  Deren  geringschätzige  Kritik  in  Holbachs  Systeme  Social  II   6. 
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IV. 

Rousseau. 

Während  die  Vorkämpfer  für  die  Menschenrechte  die  Freiheits- 
sphäre des  Untertanen  im  Staate  auszudehnen  streben,  während  Montes- 
quieu in  der  Lehre  von  dem  Gleichgewicht  der  Gewalten  den  Mecha- 
nismus des  freien  Staates  in  seine  Teile  zerlegt,  verneint  Rousseau  sowohl 
Menschenrechte  wie  Gewaltenteilung.  Und  doch  gilt  er  für  den  Pro- 
pheten der  Freiheit!  Im  „Contrat  Social"  zerreißt  er  unabsichtlich,  mit 
unsicherer  Hand  den  gleißenden,  das  abschreckende  Antlitz  der  Volks- 
souveränetät verhüllenden  Schleier.  Das  ist  sein  großes  Verdienst,  daß 
er  das  Wesen  der  Demokratie  tiefer  begriffen  und  gedeutet  hat,  als  ein 
anderer  moderner  Politiker;  so  lehrreich  ist  sein  berühmtes  Werk  für 
das  Verständnis  der  Demokratie  und  der  Freiheit,  daß  wir  auf  den 
folgenden  Seiten  seinen  Inhalt  ausführlich  wiedergeben. 

Der  Mensch  ist  frei  geboren  und  doch  ist  er  überall  in  Ketten,  so 
beginnt  er  das  erste  Kapitel.  Mit  anderen  Worten:  nirgends  ist  die 
Volkssouveränetät  die  Grundlage  der  Verfassung;  Rousseau  faßt  nämlich 
das  Wort  Freiheit  hier  im  Sinne  von  Volksherrschaft. 

Wie  sich  das  Herabsinken  aus  Freiheit  in  Knechtschaft  vollzogen 
haben,  wisse  er  nicht,  er  glaube  aber  darlegen  zu  können,  wie  der 
herrschende  Zustand  in  einen  rechtmäßigen  verwandelt  werden  könne. 
Offenbar  dadurch,  daß  man  die  bestehenden  Verfassungen  nach  dem 
Grundsatze  der  Volkssouveränetät  umgestaltet.  Und  da  nun  nach  der 
Theorie  Volkssouveränetät  und  Vertrag  in  den  engsten  Beziehungen 
stehen,  so  ist  vorauszusehen,  daß  der  Verfasser  einen  die  Volks- 
herrschaft begründenden  Staatsvertrag  darzustellen  suchen  wird. 

Die  Grundlage  seiner  Konstruktion  ist  die  Annahme,  daß  der 
Mensch  frei,  das  heißt  unabhängig  von  dem  Willen  eines  anderen, 
geboren  sei.  Womit  beweist  er  sie?  Er  weiß  sie  nur  mit  der  kurzen 
Betrachtung  zu  begründen,  sie  sei  eine  Folge  der  menschlichen  Natur: 
„Sein  erstes  Gesetz  ist  es,  über  seine  eigene  Erhaltung  zu  wachen 
(I  2)". *)     Ob    diese  Behauptung   genügt   zur  Begründung   der  Freiheit 


l)  In  der  Vorrede  zum  , Discours'  findet  sich  eine  breitere  Ausführung  dieses  Ge- 
dankens. „Meditant  sur  les  premieres  et  plus  simples  Operations  de  l'äme  humaine,  j'y 
crois  apercevoir  deux  principes  anterieurs  ä  la  raison,  dont  Tun  nous  interesse  ardemment 
ä  notre  bien-etre  et  ä  la  conservation  de  nous-memes,  et  l'autre  nous  inspire  une  repu- 
gnance  naturelle  ä  voir  perir  ou  souffrir  tout  etre  sensible,  et  principalement  nos  sem- 
blables.  C'est  du  concours  et  de  la  combinaison  que  notre  esprit  est  en  etat  de  faire  de 
ces  deux  principes  .  .  .  que  me  paraissent  decouler  toutes  les  regles  du  droit  naturel  .  .  .'f 
Petits  Chefs  D'Oeuvre  de  J.  J.  Rousseau,  Paris  1861,  S.  43.  —  Selbsterhaltungstrieb  und 
Mitleid    erscheinen   hier    als    die   psychologischen  Wurzeln    der    Freiheit   und    Gleichheit. 
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In  Sinne  der  politischen  Gleichheit;  oder  nur  etwa  zur  Forderung  der 

Gewerbefreiheit,  diese   Krage  brauchen  wir  nicht  zu  beantworten. 

Der  Erhaltung  der  freien  Menschen  nun,  so  nimmt  Rousseau  an, 
stillen  sich  im  Naturzustände  unüberwindliche  Hindernisse  entgegen, 
uishalb  sie  (worin  er  Hobbes  und  Spinoza  folgt)  eine  Form  der  Ver- 
gesellschaftung ausfindig  zu  machen  suchen,  durch  welche  die  Person 
und  die  Güter  jedes  Gesellschafters  mit  der  durch  die  Vereinigung  aller 
Kräfte  entstandenen  Gesamtkraft  geschützt  und  verteidigt  werden. 
Andererseits  soll  sie  doch  so  geartet  sein,  daß  zwar  jeder  sich  mit  allen 
vereinigt,  aber  nur  sich  selbst  gehorcht  und  ebenso  frei  bleibt,  wie  er 
zuvor  gewesen  ist;  in  diesem  Gedanken  begegnet  er  sich  mit  Spinoza. 

Das  Problem  besteht  folglich  darin,  eine  die  Rechte  der  Urmenschen 
sichernde  Vertragsform  ausfindig  zu  machen.  Die  Phantasie  vieler 
Politiker  hatte  sich  bemüht,  solche  Vertragsformen,  die  ihre  Forderungen 
zu  stützen  geeignet  wären,  aufzustellen;  Rousseaus  Einbildungskraft  wird 
sich  ebenfalls  daran  versuchen.  Zu  seiner  Zeit  unterschied  die  Theorie 
zwei  Verträge :  einen  Vereinigungsvertrag,  den  Gesellschaftsvertrag,  durch 
welchen  die  aus  dem  Naturzustande  heraustretenden  Menschen  die 
Gesellschaft  einrichten,  und  einen  Herrschaftsvertrag,  durch  welchen  die 
Vergesellschafteten  sich  einer  staatlichen  Ordnung  unterwerfen.  Zuerst 
war  die  Lehre  vom  Herrschaftsvertrage  ausgebildet  worden,  da  die 
meisten  Theoretiker  an  der  Aristotelischen  Lehre  festgehalten  harten, 
daß  der  gesellschaftliche  Verband  aus  der  Familie  herausgewachsen  sei ; 
seit  dem  16.  Jahrhundert  leitet  man  aber  auch  dessen  Entstehen  aus 
einem  Vereinigungsvertrage  her,  und  im  siebzehnten,  mit  der  Erneuerung 
der  epikureischen  Philosophie,  läßt  man  den  Gesellschaftsvertrag  aus 
Nützlichkeitserwägungen  der  in  einem  gesellschaftslosen  Zustande 
lebenden  Individuen  hervorgehen.  Die  Erneuerer  dieser  Lehre  waren 
Gassendi,  Thomas  Hobbes  und  Spinoza.  Hobbes  hatte  aber,  um  den 
Staatsabsolutismus  begründen  zu  können,  den  Vertrag  so  gestaltet,  daß 
der  Vereinigungsvertrag  vom  Herrschaftsvertrage  verschlungen  wurde; 
nach  ihm  schließt  jeder  mit  jedem  einen  Vertrag  des  Inhaltes  ab,  daß 
er  sich  der  Herrschaft  eines  einzigen  oder  einer  Versammlung  unter- 
werfen wolle.  An  Hobbes  reiht  sich  Rousseau,  aber  selbständig  an, 
indem  die  den  Gesellschaftsvertrag  Abschließenden  sich  dem  Gemein- 
willen unterwerfen,  wie  wir  gleich  sehen  werden.  Diese  Darlegungen 
leitet  er  ein  mit  dem  Versuche  nachzuweisen,  daß  alle  Theorien,  mit 
denen  man  bisher  die  Entstehung  der  rechtlichen  Herrschaft  über 
Menschen  erklärt  habe,  falsch  seien,  wobei  er  sich  vornehmlich  auf 
seine  Überzeugungen  von  der  natürlichen  Freiheit  stützt.     Sie  sei  nicht 


Aus  der  physischen  und  psychischen  Ausstattung  dts  Menschen  das  Recht  herzuleiten,  ist 
eine  gewöhnliche  Methode  des  Naturrechtes. 
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hervorgegangen  aus  der  Familie,  da  das  Autoritätsverhältnis  der  Eltern 
mit  der  Selbständigkeit  der  Kinder  aufhöre ;  nicht,  wie  er  spöttisch  aus- 
führt, aus  der  Macht  Adams  oder  Noahs,  da  alle  Menschen  von  ihnen 
abstammten;  nicht  aus  dem  sogenannten  Rechte  des  Stärkeren,  da  Ge- 
walt niemals  Recht  schaffe;  nicht  aus  freiwilligem  Verzichte  auf  die 
angeborene  Freiheit,  da  man  auf  sie  nicht  verzichten  könne;  nicht  aus 
der  freiwilligen  Unterwerfung  eines  Volkes  unter  einen  Herrscher,  denn 
diesem  Akte  müsse  ein  anderer  Akt  vorhergehen:  daß  ein  Volk  sich 
bilde,  was  nur  durch  einen  mit  Einstimmigkeit  erfolgenden  Vertrag 
möglich  sei. 

Die  ursprüngliche  Freiheit  könne  dann  bewahrt  werden,  wenn 
jeder  sich  selbst  und  alle  seine  Güter  der  Gemeinschaft  hingebe.  Indem 
er  sich  allen  hingebe,  gebe  er  sich  keinem  hin,  und  er  gewinne  ebensoviel, 
wie  er  verliere;  die  Vertragsbedingungen  seien  dann  für  alle  gleich. 
Da  aber  der  Vereinigung  die  einheitliche  Leitung  fehlt,  müssen  die  Vertrag- 
schließenden vereinbaren,  daß  sie  sich,  wie  schon  vorher  erwähnt  wurde, 
dem  Gemeinwillen  unterwerfen  wollen.  Unter  dem  Gemeinwillen  (volonte 
generale)  versteht  er  den  das  allgemeine  Wohl  erstrebenden  Mehrheits- 
willen, zum  Unterschiede  von  dem  Willen  aller  (volonte  de  tous), 
welcher  auf  die  Förderung  privater  Interessen  gerichtet  ist  (II  3). 

So  lautet  der  auf  seine  wesentlichen  Bestimmungen  beschränkte 
Vertrag:  „Chacun  de  nous  met  en  commun  sa  personne  et  toute  sa 
puissance  sons  la  supreme  direction  de  la  volonte  generale,  et  nous 
recevons  en  corps  chaque  membre  comme  partie  indivisible  du  tout." 
Diejenigen,  welche  miteinander  den  Vertrag  eingehen,  begründen  damit 
das  Gemeinwesen,  die  anderen  bleiben  draußen,  sie  sind  Fremde.  Anders 
ausgedrückt :  der  Vertrag  mußte  einstimmig  gefaßt  werden,  alle  folgenden 
Beschlüsse  sind  Mehrheitsbeschlüsse  (IV  2),  woraus  folgt,  daß  die  Bürger 
durch  einstimmigen  Beschluß  das  Gemeinwesen  wieder  auflösen  können 
(III  18). 

Die  nach  Abschluß  des  Vertrages  entstandene  Person  des  öffent- 
lichen Rechtes  heißt  Staat,  wenn  sie  passiv,  Souverän,  wenn  sie  aktiv, 
Macht,  wenn  sie  mit  anderen  verglichen  wird;  die  Menschen  werden 
Bürger  genannt  als  Teilhaber  an  der  souveränen  Gewalt,  Untertanen 
als  dem  Gesetze  Unterworfene  (I  6). 

Der  Souverän  herrscht  unumschränkt  über  seine  Untertanen,  weil 
es  unmöglich  ist,  daß  er  jemandem  schaden  könne  (I  7).  „Der  Gesell- 
schaftsvertrag gibt  dem  Staate  eine  unbeschränkte  Macht  über  alle  die 
Seinigen"  (II  4).  „Wer  auch  immer  sich  weigern  sollte,  dem  Gemein- 
willen zu  gehorchen,  wird  dazu  durch  die  ganze  Gemeinschaft  gezwungen 
werden,  das  heißt  nichts  anderes,  als  daß  man  ihn  zwingen  wird,  frei 
zu  sein"  (I  7).  Und:  „Der  Bürger  gibt  seine  Zustimmung  zu  allen 
Gesetzen,   selbst   zu   denen,   die   gegen    ihn  erlassen  werden,   selbst  zu 
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denen,  die  ihn  bestrafen,  wenn  er  es  wagt,  eines  zu  verletzen.  Der 
beständige  Wille  aller  Glieder  des  Staates  ist  der  Gemeinwille,  durch 
ihn  sind  sie  Bürger  und  frei.  Wenn  man  in  der  Volksversammlung 
ein  Gesetz  vorschlägt,  dann  fragt  man  sie  nicht,  ob  sie  den  Vorschlag 
billigen  oder  verwerfen,  sondern  ob  es  mit  dem  Gemcinwillen,  der  der 
ihrige  ist,  übereinstimmt.  Indem  er  (der  Bürger)  abstimmt,  sagt  er 
seine  Meinung  darüber,  und  aus  der  Zahl  der  Stimmen  ergibt  sich  der 
Gemeinwille.  Wenn  also  der  dem  meinigen  entgegengesetzte  Wille 
siegt,  dann  beweist  das  nur,  daß  ich  mich  getauscht  habe  und  daß, 
was  ich  für  den  Gemeinwillen  hielt,  es  nicht  war"  (IV  2). 

Eine  außerordentlich  weitgehende  Herrschaft  übt  der  Souverän 
über  die  religiösen  Überzeugungen  der  Untertanen  aus.  Rousseau  glaubt, 
daß  ein  Staat  ohne  Religion  nicht  bestehen  könne.  Aber  das  Christen- 
tum selbst  in  der  edlen  Gestalt,  wie  es  uns  in  den  Evangelien  entgegen- 
tritt, hält  er  dem  Staate  für  schädlich,  weil  es  den  Gläubigen  von  der  Welt 
abwende ;  der  Katholizismus  aber,  behauptet  er,  sei  ihm  gefährlich,  weil 
sein  Bekenner  zwei  Vaterländer,  zwei  Oberhäupter  habe  und  zwei  Gesetz- 
gebungen unterstehe,  wodurch  die  Einheit  des  Staates  zerstört  werde. 
Es  muß  daher  nach  ihm  eine  Staatsreligion  eingeführt  werden,  die  den 
Bürger  seine  staatsbürgerlichen  Pflichten  lieben  lehrt.  Ein  rein  bürger- 
liches Glaubensbekenntnis  wird  vom  Souverän  aufgesetzt,  dessen  Artikel 
nicht  Glaubenssätze  im  herkömmlichen  Sinne  sind,  sondern  brüderliche 
Gefühle  ausdrücken,  ohne  die  es  unmöglich  sei,  ein  guter  Bürger  oder 
ein  treuer  Untertan  zu  sein.  „Ohne  jemanden  zwingen  zu  können,  sie 
zu  glauben,  kann  er  jeden  aus  dem  Staate  verbannen,  der  sie  nicht 
glaubt  .  .  .  Wenn  aber  jemand,  nachdem  er  sich  zu  diesen  Glaubens- 
sätzen öffentlich  bekannt  hat,  durch  sein  Verhalten  zeigt,  daß  er  sie  nicht 
glaubt,  dann  soll  er  mit  dem  Tode  bestraft  werden,  er  hat  das  größte 
Verbrechen  begangen,  er  hat  vor  den  Gesetzen  gelogen"  (IV  8). 

Gibt  es,  da  nach  menschlichem  Ermessen  die  Mehrheit  irren  kann, 
im  Systeme  Rousseaus  einen  Schutz  gegen  sie,  wenn  sie  die  Interessen 
der  Bürger  verletzt?  Nein.  Enthält  es  eine  Erklärung  der  Menschen- 
rechte ?  Nein.  Er  sagt  ausdrücklich,  eine  Verbürgung  ihrer  Rechte  sei 
unnötig,  da  die  höchste  Gewalt  nicht  die  Absicht  haben  könne,  ihnen 
zu  schaden;  der  Souverän  setze  sich  doch  aus  ihnen  zusammen  (I  7). 
An  zwei  Stellen  macht  er  freilich  einen  Anlauf,  sich  den  Gedanken 
Lockes  und  der  Levellers  zu  nähern,  aber  jedesmal  mißlingt  es.  In 
dem  Kapitel  „Über  die  Grenzen  der  höchsten  Gewalt"  heißt  es:  „Es 
wird  zugegeben,  daß  dasjenige,  was  jeder  durch  den  Gesellschaftsvertrag 
von  seiner  Macht,  seinen  Gütern,  seiner  Freiheit  abtritt,  nur  derjenige 
Teil  ist,  der  für  die  Gemeinschaft  wichtig  ist;  aber  man  muß  auch  zu- 
geben, daß  der  Souverän  allein  Richter  darüber  ist,  was  wichtig  ist" 
(II  4).     Der   Leser   wird   sich    erinnern,    daß   er  (I  6)    den  Vertrag  zu- 
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stände  kommen  läßt  durch  eine  „alienation  totale  de  chaque  associe 
avec  tous  ses  droits  ä  toute  la  communaute";  wenige  Zeilen  weiter 
wiederholt  er  es  mit  den  Worten  „l'alienation  se  faisant  sans  reserve". 
Ja  er  behauptet:  „s'il  restait  quelques  droits,  l'etat  de  nature  subsisterait 
et  l'association  deviendrait  necessairement  vaine."  Ein  so  völliger  Wider- 
spruch mildert  die  Verwunderung  darüber,  daß  Rousseau  mit  der  einen 
Hand  Menschenrechte  gibt,  die  er  mit  der  anderen  wieder  nimmt. 
Aber  es  muß  auch  beachtet  werden,  daß  die  soziologischen  Vor- 
stellungen der  Schöpfer  der  englischen  Gesellschaftsverträge  durchaus 
von  den  Rousseauschen  verschieden  sind.  Sie  lassen  die  Menschen  in 
den  Staat  eintreten,  nachdem  sie  Vorbehalte  gemacht  haben,  die 
Menschen  Rousseaus  schließen  den  Vertrag  ohne  jede  Reserve  ab,  sie 
unterwerfen  sich  blindlings  allem,  was  der  Gemeinwille  beschließen  wird» 
Daraufkommt  ja  Rousseau  immer  wieder  zurück,  daß  der  bisher  unab- 
hängige Mensch  im  Staat  integrierender  Teil  eines  Ganzen  werden  solle. 
Die  Engländer  wollen  vor  allem  Gewissensfreiheit,  Rousseau  unterwirft 
die  Bürger  den  Dogmen  der  Staatsreligion.  Auch  hier  scheint  er  einen 
Augenblick  sich  den  Engländern  nähern  zu  wollen,  aber  dann  wieder- 
holt er  die  alte  Phrase  und  geht  entschlossen  wieder  seine  eigene  Bahn. 
„Das  Recht,  welches  der  Gesellschaftsvertrag  dem  Souverän  über  die 
Untertanen  gibt,  überschreitet  keineswegs  die  Grenzen  des  politischen 
Nutzens.  Die  Untertanen  sind  nur  so  weit  verpflichtet,  dem  Souverän 
über  ihre  Meinungen  Rechenschaft  abzulegen,  als  diese  Meinungen 
für  den  Staat  von  Wichtigkeit  sind.  Nun  aber  ist  es  für  den  Staat  von 
großer  Wichtigkeit,  daß  jeder  Bürger  eine  Religion  hat,  die  ihn  seine 
Pflichten  zu  lieben  veranlaßt"  (IV  8). 

Eine  der  wichtigsten  Entscheidungen  des  Souveräns  betrifft  die 
Regierungsform,  die  er  sich  geben  will :  ob  Monarchie,  Aristokratie  oder 
Demokratie.  Sie  wird  in  der  rechtlichen  Form  des  Auftrages  aus- 
geführt.1) Der  Souverän  kann  die  Bürger  mit  der  Regierung  betrauen, 
dann  entsteht  die  Demokratie,  er  kann  einer  kleinen  Anzahl  den  Auf- 
trag geben,  Aristokratie,  oder  einer  einzigen  Person,  Monarchie  (III  3) ; 
es  paßt  die  Demokratie  für  kleine,  die  Aristokratie  für  mittlere  und 
die  Monarchie  für  große  und  reiche  Länder  (III  3;  III  8).  Hieraus 
geht  hervor,  daß  der  charakteristischen  Züge  der  Rousseauschen  Doktrin 
zwei  sind:  erstens  lehnt  er  die  Idee  des  Herrschaftsvertrages,  den  Ge- 
danken ab,  daß  eine  Aristokratie  oder  Monarchie  dadurch  begründet 
werde,  daß  ein  Volk  sich  durch  einen  Vertrag  einer  Versammlung  oder 
einem  Fürsten  unterwerfe,  denn  Fürst  und  Versammlung  sind  nur  seine 


*)  Ce  n'est  absolument  qu'une  commission,  un  emploi,  dans  lequel,  simples  officiers- 
du  souverain,  ils  exercient  en  so  nom  le  pouvoir  dont  il  les  a  faits  depositaires,  et  qu'il 
peut  limiter,  modifier  et  reprendre  qurand  il  lui  pläit  (III  1).  Vgl.  auch  III  16, 
III   17,  III  18. 
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Beamten,  seine  Beauftragten,  die  es  daher  auch  nach  Belieben  wieder 
absetzen  kann;  zweitens  sind  nach  ihm  Demokratie,  Aristokratie  und 
Monarchie  nicht  verschiedene  Staatsformen,  sondern  vers<  btedenc  Formen 
der  ausführenden  Gewalt.  Die  gesetzgebende  Gewalt  steht  in  jeder 
dieser  Formen  dem  Volke  zu ;  es  ist  und  bleibt  souverän,  welche  Re- 
gierung es  auch  wählen  möge. 

Diese  Unterscheidung  hat  eine  oberflächliche  Ähnlichkeit  mit  der  Lehre 
von  der  Gewaltentrennung:  „Wir  haben  gesehen,  daß  die  gesetzgebende 
Gewalt  dem  Volke  zukommt  und  nur  ihm  zukommen  kann  .  .  .  wenn 
(aber)  der  Souverän  regieren,  oder  der  Beamte  Gesetze  geben  will  .  .  . 
dann  handeln  Gewalt  und  Wille  nicht  mehr  in  Übereinstimmung,  der 
Staat  löst  sich  auf  und  verfällt  dem  Despotismus,  oder  der  Anarchie" 
(III  1).  Daß  die  Ähnlichkeit  aber  nur  scheinbar  ist,  beweist  nichts 
besser  als  eine  Stelle  (II  2),  wo  er  die  Vertreter  der  Lehre  mit  japanischen 
Gauklern  vergleicht,  die  ein  Kind  in  Stücke  zerschneiden  und  dann 
wieder  zusammensetzen. 

Noch  ein  anderer  Widerspruch  ergibt  sich  aus  seinen  Lehren  über 
die  Staatsform.  Wir  müssen  vorausschicken,  worauf  wir  noch  einmal 
zurückkommen  müssen,  daß  er  behauptet,  die  Souveränetät  lasse  sich 
nicht  repräsentieren,  weil  ihr  Wesen  im  Gemeinwillen  bestehe,  der  sich 
aber  nicht  vertreten  lasse  (III  15)1).  Rousseaus  Staatslehre  schließt 
folglich  jede  Art  von  Repräsentation  aus.  Nun  bereitet  es  keine  Schwierig- 
keiten, sich  vorzustellen,  daß  in  einem  kleinen  Staate  (Demokratie)  alle 
Bürger  persönlich  erscheinen,  Gesetze  geben  und  Beamte  wählen;  wie 
ist  es  aber  denkbar,  daß  alle  Bürger  eines  großen  Staates,  einer  Monarchie, 
zu  diesen  Zwecken  sich  vereinigen  ?  Er  sieht  die  Schwierigkeiten  wohl 
ein,2)  aber  wenn  er  den  Gedanken  zu  Ende  gedacht  hätte,  wäre  sein 
System  zusammengestürzt,  und  darum  geht  er  darüber  hinweg. 

Nachdem  wir  hiermit  einen  Überblick  über  die  Staatslehre  Rousseaus 
gegeben  haben,  halten  wir  eine  Nachlese. 

Die  Herrschaft  der  Mehrheit  rechtfertigt  er  damit,  daß  der  Mehr- 
heitswille der  Gemeinwille  sei.  Aber  andererseits  kann  er  sich  der 
Überzeugung  nicht  verschließen,  daß  der  Mehrheitswille  als  „volonte  de 
tous"  egoistische  Bestrebungen  fördern,  ja  daß  er  in  sinkenden  Staaten 
nur  noch  unlauteren  Zwecken  dienen  kann. 

Welches  sind  seine  Vorschläge  zur  Verhinderung  der  Entstehung 
egoistischer  Einzelwillen?  Vor  allem  müssen  alle  Bürger,  die  verpflichtet 
werden  können,  an  dem  Erlaß  der  Gesetze  beteiligt  werden ;  es  müssen 
alle   Vereine    mit    besonderen    Zwecken    unterdrückt  werden    (welcher 


*)  .  .  .  la  souverainete,  n'etant  que  l'exercice  de  la  volonte  generale  ...  (II  1). 
2)  Tout  bien  exaraine,  je  ne  vois  pas  qu'il  soil  desorroais  possible  au  souverain  de 
conserver  parmi  nous  l'exercice  de  ses  droits,  si  la  cite  n'est  tres-petite  (III  15)- 
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Gegensatz  zum  Liberalismus!);  man  soll  dafür  sorgen,  daß  jeder  Bürger 
nach  seinen  eigenen  Überzeugungen  abstimmt;  er  rät  bei  der  Begründung 
des  Staates  einen  Gesetzgeber  zu  berufen,  einen  Solon,  einen  Lykurg 
und  ein  Tribunat  zur  Überwachung  der  Legislative  einzurichten.  Die 
wichtigste  Maßregel  aber  ist  die  stete  Sorge  der  Gesetzgebung,  der 
schädlichen  Differenzierung  der  Vermögen  entgegenzuwirken  (ohne  daß 
er  für  die  volle  Gleichheit  einträte),  denn  wenn  der  reiche  Bürger  den 
armen  kaufen  könne  und  der  arme  sich  kaufen  lassen  müsse,  um  leben 
zu  können,  dann  gebe  es  keine  Gleichheit  mehr  und  mit  ihr  sei  auch 
die  Freiheit  verschwunden  (II  3,  6,  7,   10,   n). 

Wir  sind  bei  einer  der  hervorragendsten  Seiten  der  Rousseauschen 
Staatslehre  angelangt.  Es  ist  offensichtlich,  daß  sein  Freiheitsbegriff 
auch  hier  der  demokratische,  nicht  der  liberale  ist.  Die  Freiheit,  die 
er  meint,  ist  die  künstlich,  durch  Staatszwang  erzeugte  soziale  Unab- 
hängigkeit der  großen  Masse,  die  ihr  gestatten  soll,  ein  freies  politisches 
Votum  abzugeben.  „Wenn  man"  heißt  es  II  11,  „untersucht,  worin  das 
höchste  Gut  aller  besteht,  das  der  Zweck  jedes  Systems  der  Gesetz- 
gebung ist,  dann  wird  man  finden,  daß  es  sich  auf  zwei  Hauptaufgaben 
zurückführen  läßt:  auf  Freiheit  und  Gleichheit.  Die  Freiheit,  weil  jede 
besondere  Unabhängigkeit  dem  Staatskörper  ebensoviel  Kraft  entzieht, 
die  Gleichheit,  weil  die  Freiheit  nicht  ohne  sie  bestehen  kann". 

Verweilen  wir  bei  diesem  Punkte  einen  Augenblick,  weil  er  ge- 
stattet, den  Demokratismus  scharf  vom  Liberalismus  zu  sondern.  Dessen 
soziale  Freiheit  ist  eine  natürliche  Freiheit,  die  Möglichkeit  der  Ungleich- 
heit, sich  auszuwirken,  welche  für  das  höchste  Gut  des  Gemeinwesens 
gehalten  wird.  Denn  je  mehr  die  natürlichen  Besonderheiten  hervor- 
treten, um  so  reicher  ist  es  an  seelischen  Kräften.  Manche  Vertreter 
des  Liberalismus  glauben,  daß  diese  Freiheit  nicht  nur  zur  Entwicklung  der 
Menschheit  notwendig  sei,  sondern  auch  dass  eine  prästabilierte  Harmonie 
schädliche  Wirkungen  verhindere,  gegenseitige  Hilfsbereitschaft  sie 
mildern  werde.  Wer  Antithesen  liebt,  wird  sagen,  die  Demokratie 
sei  die  Freiheit  der  Schwachen,  der  Liberalismus  die  Freiheit  der  Starken. 
Die  politische  Freiheit  sieht  der  Liberalismus  verbürgt  durch  die  Ge- 
waltenteilung. Sie  ist  undurchführbar,  wenn  die  Gewalten  nicht  eine 
gewisse  Unabhängigkeit  voneinander  behaupten  können.  Im  Rousseau- 
schen Staate  aber  ist  die  vollziehende  Gewalt  nur  eine  auf  Kündigung 
angestellte  Dienerin  der  gesetzgebenden.  So  gelangen  wir  zum  zweiten 
Male  zur  Überzeugung,  daß  Volkssouveränetät-  und  Gewaltenteilung 
einander  ausschließen. 

Im  demokratischen  Staate  gibt  es  nur  eine  Gewalt,  die  sich  allen 
anderen  dienstbar  machen  wird:  die  gesetzgebende.  Wie  mächtig  ist 
sie  im  Rousseauschen  Staate,  und  wie  mächtig  ist  sein  Staat  1  Die  Vor- 
kämpfer der  germanischen  Demokratie  suchen  sie  und  suchen  ihn  ein- 
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yusi  hranken  (wenn  auch  mit  unsicherem  Erfolge,  wie  wir  noch  sehen 
werden),  durch  Erklärungen  der  Menschenrechte,  weil  sie  sie  furchten, 
weil  sie  als  kraftvolle  Manner  fühlen,  daß  sie  das  Beste  der  eigenen 
Kraft  verdanken.  Der  Rousseausche  Staat  macht  sich  Personen  und 
Güter  Untertan,  er  darf  es,  weil  „der  Staat  Herr  aller  Güter  seiner 
Mitglieder  durch  den  Staatsvertrag  wird,  .  .  .  weil  das  Recht,  welches 
jeder  Bürger  auf  sein  Vermögen  hat,  demjenigen  der  Gesellschaft  auf 
alle-   untergeordnet  ist  (I  9)". 

Von  den  Vorteilen  seines  Güter  an  sich  reißenden,  Menschen  unter- 
jochenden Staates  für  den  Bürger  spricht  er  ähnlich  wie  Aristoteles. 1) 
Mit  ihm  erst  entsteht  die  Sittlichkeit,  das  Gefühl  der  Pflicht,  die  Kräfte 
des  Bürgers  entwickeln  sich,  sein  Gesichtskreis  erweitert  sich,  er  gewinnt 
die  bürgerliche  Freiheit,  die  sittliche  und  gesetzliche  Gleichheit  ergänzen 
gleichsam  die  Lücken  der  natürlichen  Gleichheit  (I  8,  9).  Ja  der  große 
Gesetzgeber  gestaltet  die  Menschen  um,  verändert  ihre  Konstitution, 
nimmt  ihnen  ihre  natürlichen  Kräfte  und  gibt  ihnen  neue  (II  7). 

Ist  es  notwendig,  stark  hervorzuheben,  daß  diese  Verherrlichung 
von  Gesetz  und  Staat  nicht  germanisch  ist,  sondern  antik? 

Vor  die  Augen  seiner  mit  ihren  staatlichen  Zuständen  unzufriedenen 
Zeitgenossen  stellt  Rousseau  das  begeisternde  Bild  der  romanischen 
Demokratie:  das  souveräne  Volk,  dessen  Macht  nicht  durch  Trennung 
der  Gewalten  und  Menschenrechte  geschwächt  ist,  dessen  in  Gesetzen 
redender,  selbstherrlich  über  Menschen  und  Dinge  verfügender  Ge- 
meinwille niemandem  schadet,  allen  wohltut,  sie  zu  höheren  Wesen 
erhebt:  das  souveräne  Volk,  welches  die  Freiheit  schafft,  weil  es  die 
Gleichheit  erzwingt;  das  souveräne  Volk,  das  selbst,  immer  unabhängig, 
an  keine  Norm  gebunden  ist.  „Für  dieses  so  verbundene  Volk  gibt  es 
nicht  und  kann  es  nicht  geben  irgendeine  Art  von  verpflichtendem 
Grundgesetz,  nicht  einmal  den  Staatsvertrag"  (I  7).  „Solange  ein  Volk 
gezwungen  ist,  zu  gehorchen,  und  wenn  es  gehorcht,  tut  es  recht;  so- 
bald es  das  Joch  abschütteln  kann,  und  wenn  es  es  abschüttelt,  tut  es 
noch  besser"  (I  1). 

Rousseau  ist  aber  kein  Vorkämpfer  für  die  Demokratie  im  heutigen 
Sinne.  In  allem,  was  sich  auf  die  Exekutive  bezieht,  stellt  er  sich  als 
geschmeidiger  Relativist  vor.  Nachdem  er  den  überall  gleichen  Unterbau 
der  Volkssouveränetät  unter  dem  „Esprit  des  Lois"  errichtet  hat,  wird 


J)  Mit  ihm  teilt  er  die  Überzeugung  von  der  Bedeutung  des  Staates  für  die  Sittlich- 
keit. Er  habe  sich  überzeugt,  daß  „aueun  peuple  ne  serait  que  ce  que  la  nature  de  son 
gouvernement  le  ferait  etre ;  ainsi  cette  grande  question  du  meilleur  gouvernement  possible 
me  paraissait  se  reduire  ä  celle-ci :  Quelle  est  la  nature  du  gouvernement  propre  ä  former 
le  peuple  le  plus  vertueux  .  .  ."  Diese  Frage  hänge  nahe  zusammen  mit  der  andern : 
„Quel  est  le  gouvernement  qui,  par  sa  nature,  se  tient  toujours  le  plus  pres  de  la  loi?" 
Confessions  S.  380,  Didot  1866. 
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er  ein  gelehriger  Schüler  Montesquieus.  Er  erkennt  an,  daß  nicht  jede 
Regierungsform  für  jedes  Land  paßt,  daß  sie  nach  den  Umständen  die 
beste  und  schlechteste  sein  kann,  und  daß  gemischte  Regierungsformen 
ihre  Vorteile  haben.  Von  allen  Formen  sagt  er  viel  Übles,  am  besten 
kommt  noch  die  Aristokratie,  insbesondere  die  Wahlaristokratie,  bei 
ihm  fort.  Auf  seine  geheimsten  Überzeugungen  wirft  ein  helles  Licht, 
daß  er  in  einer  Anmerkung  Calvin  auch  als  Gesetzgeber  preist  (II  7). 
Unter  Demokratie  versteht  er  nicht  nur  eine  das  ganze  Volk  umfassende 
Regierungsform,  sondern  auch  eine  solche,  die  die  Hälfte  ausschließt 
(III  3).  Streng  genommen  habe  nie  eine  wahre  Demokratie  bestanden, 
und  werde  es  nie  eine  geben  (III  4).  Es  sei  gegen  die  natürliche  Ord- 
nung, daß  die  große  Zahl  herrsche  und  die  kleine  beherrscht  werde. 
In  Genf  sind  zu  seiner  Zeit  nur  zwei  Stände,  von  fünf  der  Bevölkerung, 
Staatsbürger ;  das  erfahren  wir  wieder  in  einer  Anmerkung  (I  6) ;  er 
hat  kein  Wort  des  Unmutes  dafür.  In  einer  wahren  Demokratie  würde 
das  Los  keinen  Schaden  stiften,  nämlich  einem  Staatswesen,  wo  Sitten, 
Talente,  Grundsätze  und  Vermögen  gleich  wären  (IV  3).  Erstaunen 
erregt  es,  daß  er,  der  die  Sklaverei  als  eine  gegen  das  Naturrecht  ver- 
stoßende Einrichtung  brandmarkt,  sie  als  die  materielle  Grundlage  der 
antiken  Republiken  feiert.  „Was!  die  Freiheit  erhält  sich  nur  durch 
die  Sklaverei?  Vielleicht.  ...  Es  gibt  verhängnisvolle  Lagen,  in  denen 
man  seine  Freiheit  nur  auf  Kosten  derjenigen  eines  anderen  erhalten 
kann,  und  wo  der  Bürger  nur  wahrhaft  frei  ist,  weil  der  Sklave  außer- 
ordentlich bedrückt  wird.  .  .  .  Ihr  modernen  Völker,  Ihr  habt  keine 
Sklaven,  aber  Ihr  seid  Sklaven,  Ihr  bezahlt  ihre  Freiheit  mit  der  Eurigen. 
Rühmt  nur  diesen  Fortschritt,  ich  finde  darin  mehr  Feigheit,  als  Hu- 
manität 1"  (III  15).  Die  Demokratie  ist  nach  ihm  an  Bedingungen  ge- 
knüpft, die  sich  selten  vereint  finden:  kleines  Territorium,  große  Ein- 
fachheit der  Sitten,  große  Gleichheit  des  Ranges  und  des  Vermögens, 
wenig  oder  gar  kein  Luxus.  Keine  Regierungsform  sei  so  sehr  Bürger- 
kriegen und  inneren  Unruhen  ausgesetzt,  weil  sie  fortwährend  im  Fluß 
begriffen  sei,  keine,  deren  Erhaltung  so  viel  Mut,  Wachsamkeit,  Kraft 
und  Beständigkeit  erfordere.  „Wenn  es  ein  Volk  von  Göttern  gäbe," 
so  schließt  er,  „dann  würde  es  sich  demokratisch  regieren,  eine  so  voll- 
kommene Regierungsform  paßt  nicht  für  Menschen"  (III  4). 

Die  Demokratie  Rousseaus  ist,  was  wir  heute  unmittelbare  Demo- 
kratie nennen.  Er  verwirft  die  repräsentative  Staatsform.  Der  Gemein- 
wille läßt  sich  ja,  wie  wir  schon  sahen,  nach  ihm  nicht  vertreten;  die 
Volksvertreter  sind  des  Volkes  Kommissare,  sie  können  keine  bindenden 
Beschlüsse  fassen.  Jedes  Gesetz,  das  das  Volk  nicht  selbst  genehmigt 
hat,  ist  nichtig,  es  ist  kein  Gesetz  (III  15).  Ob  Rousseau  das  in  einigen 
Teilen  seines  Vaterlandes  bestehende  Referendum  gekannt  hat,  weiß 
ich  nicht.    In  den  „Considerations  sur  le  Gouvernement  de  la  Pologne", 
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in  welchem  Staate  rieh  die  Vertretung  Dicht  vermeiden  lieft  empfiehlt 
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gehalten  sein,  sich  an  ihre  Instruktionen  /u  binden  und  ihren  Wählern 
einen  Rechenschaftsbericht  über  ihr  Verhalten  auf  dem  Landtage  eu 

geben. ') 

Ehe  wir  von  ihm  Abschied  nehmen,  sei  zu  seinem  Lobe  erwähnt, 
daß  er  frei  von  dem  in  demokratischen  Gemeinwesen  häufig  gedeihenden 
Mitleide  mit  Verbrechern  ist.  Er  rühmt  es  einmal,  daß  vor  den  Ge- 
fängnissen in  Genua  und  auf  den  Ketten  der  Galeerensträflinge  das 
Wort  Libertas  stehe;  wären  alle  Bösewichter  im  Gefängnisse,  meint  er, 
dann  würde  man  die  vollkommenste  Freiheit  genießen  (IV  2).  Und  in 
dem  „Du  Droit  de  Vie  et  de  Mort"  überschriebenen  Kapitel,  das  vorteilhaft 
gegen  einige  unreife  Gedanken  in  dem  zwei  Jahre  später  erscheinenden 
Werke  Beccarias  absticht,  verurteilt  er  die  in  der  Demokratie  so  be- 
liebten Begnadigungen  (II  5). 

Am  Ende  dieser  zweiten  Wanderung  durch  den  „Contrat  Social" 
läßt  sich  die  Stellung  dieses  Werkes  in  der  politischen  Gedankenent- 
wicklung mit  wenigen  Worten  bezeichnen. 

Im  „Discours  sur  l'inegalite"  hatte  Rousseau  das  Werden  der  mensch- 
lichen Gesellschaft 2)  nach  der  Entstehung  des  Privateigentums  unter 
dem  Einflüsse  der  Reichen  und  Klugen8)  dargestellt:  die  gesellschaft- 
liche Ungleichheit  ist  größer  als  die  natürliche,  Kinder  befehlen  Greisen, 
Toren  beherrschen  Weise,  eine  Minderheit  erstickt  im  Überfluß,  während 


*)  Franz  Hayman,  J.  J.  Rousseaus  Sozialphilosophie,   1898. 

*)  Rousseau  hat  die  Ergebnisse  seiner  Untersuchungen  über  die  Entstehung  der 
Ungleichheit  nicht  für  feststehende  historische  Wahrheiten  gehalten,  aber  geglaubt,  daß 
sie  denselben  Wert  hätten  wie  die  Hypothesen  der  Geologen  über  die  Bildung  der  Erde. 
Petits  chefs  —  d'ceuvre  S.  46.  Solche  „raisonnements  hypothetiques  et  conditionnels" 
aber  schätzte  das  18.  Jahrh.  nicht  gering  ein.  Vgl.  die  Ausführungen  Dugald  Stewarts 
in  Hasbach  , Untersuchungen  über  Adam  Smith'  S.  3Ilf. 

3)  Les  riches  surtout  durent  bientot  sentir  combien  leur  etait  desavantageuse  une 
guerre  perpetuelle  dont  ils  faisaient  seuls  les  frais.  Le  riche,  .  .  .  congut  enfin  le  projet  .  .  . 
de  leur  donner  d'autres  institutions  qui  lui  fussent  aussi  favorables  que  le  droit  naturel 
lui  etait  contraire  ...  les  plus  capables  de  pressentir  les  abus  etoient  precisement  ceux 
qui  comptaient  d'en  profiter  .  .  .  Teile  fut.  .  l'origine  dela  societe  et  des  lois  qui  donnerent 
de  nouvelles  entraves  au  faible  et  de  nouvelles  forces  au  riche  .  .  ."  Immer  wieder 
tritt  die  Auffassung  hervor,  daß  der  Kluge,  und  der  Reiche  den  Staat  zum  Schaden  der 
Armen  und  Schwachen  gegründet  haben,  a.  a.  O.  S.  88  f.  Aber  auch  im  .Contrat  Social' 
findet  sich  diese  Auffassung.  Am  Schlüsse  des  ersten  Buches  heißt  es,  daß  der  Staats- 
vertrag „substitue  .  .  .  une  egalite  morale  et  legitime  a  ce  que  la  nature  avait  pu  mettre 
d'inegalite  physique  entre  les  hommes,  et  que,  pouvant  etre  inegaux  en  force  et  eu  genie, 
ils  deviennent  tous  egaux  par  Convention  et  de  droit."  Und  die  zugehörige  Anmerkung 
macht  seine  Meinung  noch  deutlicher:  „Sous  les  mauvais  gouvernements,  cette  egalite 
n'est  qu'apparente  et  illusoire ;  eile  ne  sert  qu'ä  maintenir  le  pauvre  dans 
sa  misere,  et  le  riche  dans  son  Usurpation." 
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der  hungrigen  Menge  das  Notwendige  fehlt.  Das  Privateigentum  ist 
nicht  mehr  zu  beseitigen,  aber  man  kann  das  Los  der  Armen  und 
Ungebildeten  bessern,  wenn  man  allen  Menschen,  die  ein  Gemeinwesen 
begründen,  gleiche  politische  Rechte  gibt;  sie  sind  dann  in  der  Lage,  die 
Reichen  und  Klugen  zu  überstimmen  und  so  ihre  Interessen  zu  wahren. 
Dies  das  Thema  des  „Contrat  Social."  So  liegt  ihm  nichts  ferner,  als 
in  der  Weise  der  englischen  Demokraten  Vorbehalte  bei  der  Staats- 
gründung zu  machen,  die  Menschenrechte  zu  erklären,  oder  wie  Montes- 
quieu die  Gewalt  de  Masse  durch  „checks  und  balances"  zu  beschränken : 
im  Gegenteil  er  will  den  Staat,  in  dem  die  Mehrheit  unbedingt  herrscht 
(welche  überall  und  zu  allen  Zeiten  aus  Armen  und  wenig  Befähigten 
bestehen  wird),  weil  nur  so  ihr  Los  erträglich  gemacht  werden  kann. 
Wie  widersinnig  ist  daher  der  Gedanke,  er  beabsichtige  das  Bild  eines 
freien  Staates  zu  malen,  in  dem  einem  jeden  die  freieste  Bewegung  ge- 
stattet sei. 1)  Und  doch  ist  dies  die  vorherrschende  Meinung.  Wenige 
Leser  hätten  den  „Discours"  verstanden,  sagt  er  in  seinen  Bekenntnissen ; 
es  scheint  noch  heute  so  zu  sein.  Selbst  die  natürliche  Freiheit  ist 
für  ihn  nur  ein  Hilfsbegriff,  dessen  Existenz  er  nicht  einmal  notdürftig 
begründet.  Es  ist  nur  eine  Annahme,  aber  eine  für  seine  Zwecke 
unentbehrliche  Annahme.  Denn  nur,  wenn  die  Menschen  von  Natur 
frei  gewesen  sind  und  bei  der  Begründung  des  Staates  ihr  Interesse 
verstanden  haben,  müssen  wir  als  dessen  Fundament  einen  Vertrag 
betrachten,  der  jedem  —  nicht   die  Freiheit  —  sondern   die  politische 


*)  Eötvös  (Der  Einfluß  der  herrschenden  Ideen  des  19.  Jahrhunderts  auf  den  Staat, 
1851,  S.  37  f.)  vergleicht  die  Begriffe  Freiheit  und  Gleichheit  nach  der  politischen  Ent- 
wicklung Englands ,  des  politisch  freien  Staates,  und  dem  „Contrat  Social"  in  sehr 
klarer  Weise. 

Die  politische  Entwicklung  Englands  hatte  folgende  Auffassung  der  Freiheit  heraus- 
gebildet. Freiheit  ist  die  Abwesenheit  einer  absoluten  Gewalt  im  Staate  (Beschränkung 
der  königlichen  Gewalt  durch  das  Parlament,  des  Oberhauses  durch  das  Unterhaus,  ver- 
schwören sich  alle  drei  gegen  die  Freiheit,  dann  werden  sie  durch  die  Jury  in  Schranken 
gehalten).  Nach  dem  „Contrat  Social"  aber  muß  es  im  Staate  eine  absolute  Gewalt  geben, 
damit  der  Staat  seine  höchste  Aufgabe  erfüllen  kann.  Die  Bürger  bedürfen  keines 
Schutzes  gegen  dessen  Gewalt,  da  sie  ja  dem  Volke  selbst  gehört  und  der  Staat  nichts 
dem  Volke  Schädliches  wollen  kann.  So  kann  die  bürgerliche  Freiheit  nur  darin  bestehen, 
daß  die  Staatsgewalt  im  Namen  des  souveränen  Volkes  und  wenigstens  mittelbar  durch 
dasselbe  ausgeübt  wird.  Nach  englischen  Begriffen  wird  die  Gleichheit  darin  gesucht, 
daß  jeder  Bürger  den  gleichen  Schutz  des  Staates  genießt,  sich  in  seinem  Kreise  mit 
gleicher  Freiheit  bewegen  kann,  der  Staatsgewalt  nicht  mehr  unterworfen  ist  als  jeder 
andere  Bürger.  Es  ist  folglich  die  gleiche  individuelle  Freiheit,  die  man  in  England  mit 
dem  Namen  Gleichheit  belegt.  Anders  nach  dem  „Contrat  Social".  Nachdem  der  Begriff 
der  individuellen  Freiheit  in  dem  der  Volkssouveränetät  aufgegangen  ist,  kanD  die  Gleich- 
heit nur  den  Sinn  haben,  daß  jeder  Bürger  gleichmäßig  teilhat  an  der  der  Gesamtheit 
zukommenden  absoluten  Gewalt.  Wonach  man  strebt,  ist  nicht  die  gleiche  Wirkung 
erlassener  Gesetze  auf  alle  Bürger,  sondern  der  gleiche  Anteil  an  der  Gesetzgebung  und 
die  gleiche  vollkommene  Unterwerfung  aller  unter  das  Gesetz. 
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Gleichheit  sichert.  In  dem  so  geschafTenen  Zwangsstaate  herrscht  die 
Masse  unbedingt,  sie  setzt  sogar  das  Glaubensbekenntnis  fest  und  wird 
1  lerrin  des  Vermögens  aller  Untertanen.  Wenn  dieses  Ziel  erreicht 
ist,  wird  die  Frage:  Demokratie  oder  Monarchie?  bedeutungslos:  sie 
wird  nach  Gründen  der  Zweckmäßigkeit  entschieden. 

V. 

Aristokratische  Republiken. 

Im  18.  Jahrhundert  gab  es  ungefähr  70  Republiken:  die  etwa 
fünfzig  deutschen  Reichsstädte,  die  Republik  der  Vereinigten  Niederlande, 
die  Schweizer  Republiken,  Venedig  und  Genua,  Lucca  und  San  Marino. 
Die  meisten  waren  aristokratische  Republiken;  selbst  ursprüngliche 
Demokratien  hatte  aristokratisches  Wesen,  wie  Eleu,  umsponnen.  Die 
meisten  wurden  durch  die  französische  Revolution  oder  durch  die  von 
ihr  ausgehenden  Wirkungen  gestürzt,  um  sich  nicht  wieder  zu  erheben. 

Nicht  in  ihnen  ist  die  moderne  demokratische  Bewegung  entstanden, 
sondern  im  Gebiete  der  heutigen  Vereinigten  Staaten,  welche  damals 
als  englische  Kolonien  Einrichtungen  besaßen,  die  man  als  konstitutio- 
nelle bezeichnen  kann,  und  zu  einem  Gemeinwesen  gehörten,  das  sich 
im  Übergangszustande  von  der  konstitutionellen  zur  parlamentarischen 
Monarchie  befand.  Von  dort  sprang  der  revolutionäre  Funke  auf  Frank- 
reich über,  welches  damals  unter  einem  absoluten  Herrscher  lebte;  die 
zweite  französische  Republik  folgte  auf  eine  parlamentarische  Regierung, 
die  dritte  auf  ein  cäsaristisches  Regiment.  Von  Frankreich  her  erfolgte 
die  Umwandlung  der  Schweizerischen  Republiken  in  moderne  Demo- 
kratien. Diese  Ursprünge  haben  in  den  Zuständen  der  drei  Demokratien 
Spuren  hinterlassen,  wie  wir  im  folgenden  sehen  werden. 
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Die  gesehiehtliehe  Entwicklung  der 
modernen  Demokratie. 


Hasbach,  Die  moderne  Demokratie.    2.  Auflage. 


Erster  Abschnitt 

Der  Abfall  der  englischen  Kolonien. 

Unter  der  kräftigen  Herrschaft  Cromwells  tritt  der  Merkantilismus 
in  England  in  die  Phase  der  konsequenten  Durchführung  der  ihm  zu- 
grunde liegenden  volkswirtschaftlichen  Prinzipien  ein. 

Das  165 1  erlassene,  gegen  Holland  gerichtete  Schiffahrtsgesetz  ge- 
stattete die  Einfuhr  der  außereuropäischen  mit  Einschluß  der  in  den 
englischen  Kolonien  erzeugten  Waren  nach  England  nur  in  englischen 
und  kolonialen  Schiffen.  (Europäische  Produkte  durften  in  Schiffen 
des  Erzeugungslandes  nach  England  verfrachtet  werden.)  Die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  wurden  1660  verschärft  durch  das  Verbot, 
bestimmte  Güter,  wie  Tabak,  Zucker,  aus  den  Kolonien  nach  anderen 
Ländern  als  England  zu  verfrachten,  und  im  Jahre  1663  durch  das 
Gebot,  europäische  für  die  Kolonien  bestimmte  Güter  nur  aus  eng- 
lischen Häfen  auszuführen.  Unschwer  ist  zu  erkennen,  wie  das  Mutter- 
land in  steigendem  Maße  die  Schiffahrt  und  den  Handel  mit  den  Kolo- 
nien für  sich  zu  monopolisieren  suchte  und  welche  mittelbare  Be- 
deutung diese  Gesetze  für  das  englische  Gewerbe  hatten.  In  einer 
späteren  Periode,  nach  der  zweiten  Revolution  und  der  1696  erfolgten 
Begründung  einer  Behörde  für  Handel  und  Kolonien,  fördert  man  die 
Gewerbe  auch  unmittelbar.  Nur  wenige  Beispiele  I  Zuerst  schützt 
England  die  gewaltigste  und  stets  leidende  Industrie  jener  Zeit,  die 
Wollindustrie;  die  Einfuhr  von  Wolle  und  wollenen  Waren  aus  den 
Kolonien  wird  unter  schweren  Strafen  verboten.  Verboten  wird  ihnen 
17 31  die  Herstellung  und  Ausfuhr  von  Hüten;  1750  werden  verschiedene 
Zweige  der  Eisenindustrie  verboten;  die  Einfuhr  von  amerikaiischem 
Roheisen  dagegen  wird  gestattet,  um  das  schwedische  abzuwehren. 
Es  hatte  nämlich  das  Schiffahrtsgesetz,  das  ja  auch  gegen  die  euro- 
päischen Staaten  angewandt  wurde,  die  englische  Ausfuhr   nach  ihnen 
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und  die  Einfuhr  aus  ihnen  vermindert;  den  in  Europa  erlittenen  Aus- 
fall sollten  die  Kolonien  ersetzen,  sie  sollten  einen  dem  englischen  Ge- 
werbe vorbehaltenen  Markt  bilden.  Ihre  industrielle  Entwicklung 
sollte  zurückgehalten,  dafür  ihre  Urproduktion  und  ihr  Ackerbau  in 
den  für  die  englische  Industrie  günstigen  Grenzen  gefördert  werden. 
Der  englische  Tabakbau  wurde  verboten  und  die  Einfuhr  von  ameri- 
kanischem Holz,  Teer,  Pech,  Flachs,  Hanf  durch  Prämien  gefördert. 
Ob  die  Lehre  Adam  Smiths,  daß  es  sich  empfehle,  die  Kapitalien 
eines  Landes  zuerst  im  Ackerbau,  dann  erst  in  Gewerbe  und  Handel 
anzulegen,  in  diesen  Verhältnissen  wurzelt?  Oder  ob  sie  ausschließlich 
dem  Boden  jenes  Agrarismus  entsprossen  ist,  der  in  England  schon 
im  17.  Jahrhundert,  in  Frankreich  im  18.  auftritt,  in  Deutschland  aber 
einen  bodenständigen  Charakter  erst  im   19.  gewinnt? 

Damit  aber  begnügten  sich  die  Männer  nicht,  welche  nach  der 
zweiten  Revolution  die  Grundsätze  der  Kolonialpolitik  aufstellten. 
Nicht  nur  wirtschaftlich,  sondern  auch  politisch,  und  zwar  durch  eine 
straffere  Gerichtsorganisation,  sollten  die  Kolonien  dem  Mutterlande 
verbunden  werden.  Diese  Politik  wurde  aber  im  18.  Jahrhundert  unter 
Walpole  und  dem  von  Herzog  von  Newcastle  nicht  streng  durchgeführt, 
um  nicht  zu  sagen,  aufgegeben. 

Die  Wirtschaftspolitik  des  Mutterlandes  erbitterte  die  Amerikaner. 
Die  handel-  und  gewerbetreibenden  Städte  und  Staaten  waren  die 
Herde  der  Unzufriedenheit;  Massachusetts  und  Boston  stehen  stets  an 
der  Spitze.  Viele  Kolonisten  sehnten  sich  nach  der  Zeit  rascher  Blüte 
vor  der  Navigationsakte  zurück,  wo  hauptsächlich  holländische  Schiffe 
die  Ausfuhr  von  Baumwolle,  Tabak,  Getreide,  Reis  und  die  Einfuhr 
von  Zucker  und  Rum  aus  den  französischen  Kolonien  Westindiens  un- 
gehindert vermittelt  hatten.  In  jener  Periode  freien  Verkehrs  waren 
die  Frachtsätze  mäßig,  die  Preise  der  eingeführten  Waren  niedrig,  die 
der  ausgeführten  hoch  gewesen.  Die  Unzufriedenheit  ließ  einen  aus- 
gedehnten Schleichhandel  entstehen,  der  England  um  einen  großen 
Teil  der  erhofften  Einnahmen  brachte.  Wie  unnatürlich  war  seine 
Lage!  Die  noch  kleinen  Kolonien  konnten  weder  als  Verzehrer,  noch 
als  Erzeuger  den  erwarteten  Nutzen  bieten,  und  den  lebhaften  Waren- 
austausch mit  den  benachbarten  volkreichen  Ländern  verhinderte  fast 
ganz  die  Schutzzollpolitik.  Überall,  diesseit  und  jenseit  des  Ozeans  er- 
setzte der  Schmuggel  den  offenen  Handel.  In  dieser  Umwelt  entstanden 
die  Freihandelstheorien  des  18.  Jahrhunderts.1) 

Ließ  sich  dieser  Gegensatz  der  Interessen  in  friedlicher  Weise 
überwinden?  Zudem  England  den  günstigen  Augenblick  zu  einer 
energischeren  Kolonialpolitik  nach  dem  siebenjährigen  Kriege  gekommen 


l)  Über  sie  Friedrich  Raffel,  Englische  Freihändler  vor  Adam  Smith,   1905. 
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glaubte,    wahrend    tieleibli.  kmde     Mau.xr    befürchteten ,    d.d'    dai     Ver- 
schwinden des  gemeinsamen  Feindes,  der  die  blutsverwandten  Gei 
bisher  zusammengehalten  hatte,  die  Lage  des  Mutterlandes  schwächen 

würde?  Es  wollte  die  Einnahmen  aus  den  Kolonien  vermehren;  es 
wollte  das  ihnen  unter  Walpole  und  Ncwcastle  gewährte  Maß  politischer 
Unabhängigkeit  wieder  vermindern;  es  wollte  zu  den  unter  Wilhelm  III. 
aufgestellten  Prinzipien  zurückkehren,  obwohl  sich  das  Selbstgefühl  der 
Kolonisten  gehoben  hatte.  Die  Zolle  wurden  schärfer  eingetrieben, 
sogar  schon  vor  dem  Friedensschlüsse,  aber  der  Widerstand  war  so 
groß,  daß  die  Zollbeamten  sich  „writs  of  assistance"  ausstellen  lassen 
mußten,  welche  ihnen  die  Durchsuchung  der  Häuser  und  die  Konfis- 
kation der  geschmuggelten  Waren  erlaubten.  Otis,  ein  Bürger  der 
Stadt  Boston,  trat  auf  und  erklärte  das  Vorgehen  der  Regierung  für 
ungesetzlich.  „This  is  the  opening  scene  of  American  resistance!"  ruft 
Bancroft  aus.1)  Die  Aufregung  wurde  durch  die  Einführung  einer 
Stempelsteuer  im  Jahre  1765  noch  gesteigert,  obwohl  die  Regierung 
sie  dadurch  schmackhaft  zu  machen  suchte,  daß  sie  zu  gleicher  Zeit 
den  Kolonisten  den  direkten  Handel  mit  einer  Reihe  von  Ländern  ge- 
stattete. Aus  dem  Ertrage  dieser  Steuer  wollte  England,  dem  der  Krieg 
gegen  Frankreich  eine  bedeutende  Schuld  aufgebürdet  hatte,  das 
IO  OOO  Mann  starke  Heer  besolden,  welches  in  den  Kolonien  unterhalten 
wurde.  Es  machte  geltend,  daß  es  den  Krieg  auch  zum  Nutzen  der 
Kolonien  geführt  habe,  während  die  Kolonisten  das  Stempelgesetz  nach 
dem  Grundsatze :  „No  taxation  without  representation"  für  widerrechtlich 
erklären.  Seine  Anordnung  setze  die  Anwesenheit  von  Vertretern  der 
Kolonien  im  englischen  Parlamente  voraus.  Die  Mehrheit  des  englischen 
Parlamentes  dagegen  betrachtete  alle  Kolonien  als  Korporationen,  über 
die  ihm  eine  unbedingte  legislative  Befugnis  zustehe.  Unter  gewöhn- 
lichen Verhältnissen  wäre  ein  Ausgleich  vielleicht  möglich  gewesen, 
denn  Mitglieder  des  englischen  Parlamentes  hielten  den  Rechtsstand- 
punkt der  Kolonien  für  richtig,  und  in  den  höheren  Kreisen  der 
Kolonisten  war  die  Anhänglichkeit  an  das  Mutterland  nicht  erloschen; 
aber  von  Frankreich  ermunterte  Demagogen  hetzten  die  illoyalen  Ele- 
mente der  Bevölkerung  auf,  welche  einen  Bruch  mit  England  nicht 
fürchteten,  weil  sie  seine  militärische  Schwäche  während  des  Krieges 
kennen  gelernt  hatten.  Und  sie  wünschten  vom  Mutterlande  frei  zu 
werden,  weil  es  die  ungehinderte  Einwanderung  in  das  durch  den 
Friedensschluß  von  1763  gewonnene  fruchtbare  Gebiet  jenseit  der  Alle- 
ghanies2)   zu    verhindern    suchte,    dessen    uneingeschränkte    Besiedlung, 


J)  History  of  the  United  States,   1852,  IV,  414. 

2)  E.  Reich,    New  View  of  the  War    of  American    Independence ,    North  American 
Review,  1903. 
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wie  die  englische  Regierung  befürchtete,  die  Macht  der  Kolonisten  zu 
einer  der  ihrigen  gleichen,  wenn  nicht  überlegenen  steigern  würde.1) 
Dies  nicht  erkannt  zu  haben,  war  der  Fehler  der  englischen  Staats- 
männer. Das  eingeschüchterte  englische  Parlament  war  so  unvorsichtig, 
die  Stempelsteuer  im  Jahre  1766  wieder  aufzuheben  —  trotz  seiner 
feierlichen  Erklärung,  daß  es  berechtigt  sei,  die  Kolonien  zu  besteuern 
und  für  sie  Gesetze  zu  geben.  Nach  der  von  den  Kolonien  bisher  ein- 
genommenen Haltung  war  vorauszusehen,  daß  nunmehr  auch  der  Ver- 
such scheitern  müßte,  die  Zollgesetzgebung  auszubauen. 

Im  Jahre  1767  belastete  das  Parlament  die  Einfuhr  von  Glas,  Blei, 
Farbwaren,  Papier  und  Tee  in  die  amerikanischen  Kolonien  mit  Zöllen, 
aus  deren  Ertrag  die  Regierung  die  Gehälter  der  Gouverneure  und 
Richter,  die  hierdurch  von  den  Kolonien  unabhängig  gemacht  werden 
sollten,  zu  bestreiten  hoffte. 

Bisher  war  die  Berechtigung,  Zölle  zu  erheben  nicht  offen  und  aus- 
drücklich bestritten  worden,  jetzt  erklärten  die  Kolonisten  auch  sie  für 
widerrechtlich.  Wieder  wich  das  Parlament  zurück,  und  in  unglaublicher 
Verblendung  ließ  es  im  Jahre  1770  nur  den  Zoll  auf  Tee  bestehen. 
Zur  Wahrung  seiner  Rechte!  Bekanntlich  antwortete  man  in  Boston 
im  Jahre  1773  damit,  daß  man  eine  Teeladung  ins  Meer  warf.  Hierauf 
wird  der  Hafen  gesperrt;  die  Verfassung  von  Massachusetts  aufgehoben; 
die  anderen  Kolonien  erklären  sich  mit  Massachusetts  für  solidarisch; 
im  Jahre  1774  treten  Vertreter  aller  Kolonien  mit  Ausnahme  Georgias 
zu  einem  Kongresse  in  Philadelphia  zusammen,  auf  dem  der  Wunsch 
nach  Frieden  ausgesprochen  wird,  falls  England  sich  unterwerfe.  Im 
anderen  Falle  aber  droht  man  mit  Widerstand.  In  dem  darauffolgenden 
Kriege  kämpfen  die  beiden  Gegner  lange  mit  gleichem  Ungeschick 
oder  Unglück,  und  viele  Kolonisten  erweisen  sich  als  unzuverlässig, 
wankelmütig  und  den  Strapazen  des  Krieges  wenig  gewachsen.  Am 
4.  Juli  1776  erklärt  der  seit  1774  tagende  Kongreß  die  Unabhängig- 
keit der  Kolonien  in  einem  Schriftstück,  in  welchem  er  die  Revolution 
mit  den  Menschenrechten  rechtfertigt.3)  Erst  5  Jahr  später  beschließt 
den  Krieg  die  Waffenstreckung  des  Lord  Cornwallis,  und  im  Jahre  1783 
erkennt  England  im  Frieden  von  Versailles  die  Unabhängigkeit  der  13 
Staaten  an,  die  seit  dem  Jahre  178 1  ein  Staatenbund  umschließt.  Es 
ist  eine  Republik  entstanden,  deren  Schaffung  von  den  Führern  der 
revolutionären   Bewegung    ursprünglich    nicht    beabsichtigt   war.     Um 


l)  Der  für  die  Kolonien  eintretende  R.  Price  schreibt :  ,,The  probability  is  that  .  .  . 
in  50  or  60  years,  they  will  be  double  our  number,  and  form  a  mighty  Empire,  con- 
sisting  of  a  variety  of  states,  all  equal  or  superior  to  ourselves  in  all  the  arts  and 
accomplishments,  which  give  dignity  and  happiness  to  human  life."  Observations  on  the 
Nature  of  Civil  Liberty,  2.  ed.,  1776,  S.  43. 

*)  Siehe  Beilage  B. 
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gröfiere  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  hatte  man  gefochten,  und  dem 

Sieger   fiel   « - i ( 1  nicht  erstrebter   Preis   EU. 

Waren  jene  Republiken  Demokratien?  Nein.  Wir  beginnen  die 
Begründung  dieses  Urteils  mit  der  Vorfrage:  Hatten  die  englischen 
Kolonien  demokratische  Hinrichtungen?  Zwei  von  ihnen  im  allgemeinen 
ja,  abgesehen  von  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einem  monarchischen  Staate. 
Connecticut  erlangte  im  Jahre  1662  einen  diesen  Staat  konstituierenden 
Freibrief,  welcher  ihm  Selbstverwaltung  gewährte,  und  der  1644  vom 
Parlamente  bewilligte,  1654  von  Cromwell  bestätigte  Freibrief  des  Staates 
Rhode  Island  mit  denselben  Befugnissen  wurde  unter  der  Restauration 
im  Jahre  1663  durch  einen  neuen  ersetzt.  Die  übrigen  Staaten  nein, 
wenn  es  möglich  ist,  von  ihnen  trotz  verschiedenartigem  Ursprünge, 
verschiedenen  sozialen  Grundlagen  und  ungleicher  geschichtlicher  Ent- 
wicklung etwas  Gemeinsames  auszusagen.  Der  Gouverneur,  welchem 
ein  Rat  (Council)  zur  Seite  stand  und  der  die  richterlichen  Beamten 
ernannte,  wurde  vom  Könige  ernannt.  In  allen  bestanden  repräsentative 
Einrichtungen,  aber  dem  allgemeinen  gleichen  Stimmrechte  näherte 
man  sich  nur  in  wenigen  Staaten;  in  den  meisten  war  es  an  Grund- 
besitz, Vermögen  oder  Steuerzahlung  gebunden.  Von  den  gesetz- 
gebenden Versammlungen  wurden  die  Verwaltungsbeamten  gewählt. 
Gegen  die  Beschlüsse  der  Kammern  stand  dem  Gouverneur  ein  Veto 
zu,  und  der  englische  Geheime  Rat  durfte  sie  für  nichtig  erklären,  wenn 
sie  mit  den  Grundlagen  der  Verfassung  nicht  übereinstimmten.  Endlich 
war  in  den  Südstaaten  die  Sklaverei  eine  durch  die  Gesetze  geschützte 
Einrichtung.  So  geartete  Gemeinwesen  wird  man  nicht  Demokratien 
nennen  können.  Zwar  bedeutete  die  Anerkennung  ihrer  Unabhängigkeit 
einen  starken  Schritt  zur  Demokratie  hin,  weil  das  Volk  überall  in  die 
Stellung  der  Krone  eintrat.  Aber  damit  vollzog  sich  nicht  unmittelbar 
ein  Übergang  zu  demokratischen  Einrichtungen;  so  fing  das  allgemeine 
gleiche  Wahlrecht  erst  Jahrzehnte  später  an  sich  auszubreiten. 

Die  13  Staaten  waren  in  eine  neue  Verfassungsperiode  eingetreten; 
der  Kongreß  forderte  sie  im  Jahre  1776  auf,  die  sich  aus  dieser  Lage 
ergebenen  Folgerungen  zu  ziehen  und  sich  neue  Verfassungen  zu  geben. 
Die  zwei  Staaten  Rhode  Island  und  Connecticut,  welche  der  Demokratie 
am  nächsten  gekommen  waren,  taten  es  nicht  x) 


*)  Bemerkenswert  ist  Connecticuts  Begründung  seiner  Weigerung.  Sein  ererbtes 
Recht  (birth-right)  betont  es  in  Sätzen,  aus  denen  Geringschätzung  der  Nachbarn  hervorblickt: 
„Die  Bürger  dieses  Staates,  die  durch  die  Vorsehung  Gottes  frei  und  unabhängig  sind, 
haben  das  ausschließliche  Recht,  sich  zu  regieren,  als  einen  freien  und  unabhängigen 
Staat,  und,  da  sie  von  ihren  Vätern  eine  freie  und  unabhängige  Verfassung  überkommen 
haben,  nach  der  die  Gesetzgebung  von  der  freien  und  jährlichen  Wahl  durch  das  Volk 
abhängt,  so  haben  sie  die  beste  Sicherheit  für  die  Bewahrung  ihrer  politischen  und 
religiösen  Rechte."     Rhode  Island   begnügte   sich  damit,   in   seiner  alten  Verfassung  das 
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Die  neuen  Verfassungen  enthalten  ein  doktrinäres  Element,  das 
uns  in  diesem  Buche  erst  einmal,  in  der  Unabhängigkeitserklärung,  ent- 
gegengetreten ist;  es  sind  sogenannte  Erklärungen  der  Menschenrechte. 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Erklärung  der  Menschenrechte. 

Die  wichtigsten  Rechte  werden  in  allen,  wenn  auch  nicht  mit 
gleicher  Ausführlichkeit  und  Klarheit,  ausgesprochen ;  über  das  Minder- 
wichtige fehlt  Übereinstimmung,  so  daß  sich  die  Erklärungen  ergänzen. 
Bis  auf  den  heutigen  Tag  bilden  sie  einen  wesentlichen  Teil  der  Ver- 
fassungen *)  der  amerikanischen  Einzelstaaten,  deren  ersten,  bisweilen 
aber  letzten  Teil,  sie  bilden,  während  nüchternere  Dokumente  dieser 
Art,  wie  die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  und  diejenige  der  dritten 
französischen  Republik,  auf  sie  verzichtet  haben.  Zur  Veranschaulichung 
lassen  wir  drei  Paragraphen  derjenigen  von  Virginia  folgen,  die  „vor- 
bildlich für  alle  übrigen,  auch  für  die  des  Kongresses  der  Vereinigten 
Staaten  selbst"  war,  2)  während  wir  zur  Gewinnung  einer  umfangreicheren 
Anschauung  auf  die  in  der  Beilage  C  befindliche  Verfassung  von 
Massachusetts  verweisen,  welche  von  allen  älteren  Verfassungen  dieser 
Zeit  die  bemerkenswerteste  ist. 

i.  Alle  Menschen  sind  von  Natur  gleich  frei  und  unabhängig  und 
haben  gewisse  angeborene  Rechte,  deren  sie  weder  sich  noch  ihre 
Nachkommen  bei  ihrem  Eintritt  in  den  Gesellschaftszustand  durch  einen 
noch  so  gearteten  Vertrag  entledigen  oder  entäußern  können:  nämlich 
den  Genuß  des  Lebens  und  der  Freiheit,  die  Möglichkeit,  Vermögen 
zu  erwerben  und  zu  besitzen  und  das  Streben  nach  Glück  und 
Sicherheit. 

2.  Das  Volk  ist  der  Inhaber  aller  staatlichen  Gewalt;  alle  Gewalt 
ist  von  ihm  entlehnt;  die  Beamten  sind  seine  Treuhänder  und  Diener 
und  ihm  jederzeit  verantwortlich. 

3.  (Wenn  eine  Regierung  diesen  Aufgaben  nicht  gerecht  wird), 
dann  hat  die  Mehrheit  des  Gemeinwesens  das  unzweifelhafte,  unver- 
äußerliche und  unangreifbare  Recht,  sie  auf  den  richtigen  Weg  zu 
führen,  zu  ändern,  oder  abzuschaffen,  in  solcher  Weise  als  dem  all- 
gemeinen Wohl  am  zuträglichsten  ist. 


Wort  König  durch  Kolonie  zu  ersetzen;  es  hieß  nun  anstatt  Treue  gegen  den  König 
Treue  gegen  die  Kolonie 

*)  Die  Gründe  bei  james  ßryce,  The  American  Commonwealth,  3.  Aufl.,  New  York, 
1907,  I,  S.  438.  Sie  sollen  die  Gesetzgeber  an  ihre  Pflichten  erinnern,  insbesondere  die 
Minderheiten  gegen  die  Mehrheiten  in  erregten  Zeiten  schützen. 

2)  Georg  Jellinek,  Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte,  S.  13. 
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Eine    Prüfung    dieser    Erklärung    ergibt,    dafi  i    Arten    von 

Rechten  in  sieh  begreift  In  dem  ersten  Paragraphen  ist  dai  Prinzip 
der  Untertanenrechte   ausgesprochen,   Rechte,   dit  das  Volk  gegen  die 

Regierung  schützen  sollen,   man   kann   sie   kurz.   Freiheil   rechte   nennen: 

es  sind  außer  den  aufgezählten  Glaubens-,  Preß-,  Versammlungsfreiheit; 

Schutz  gegen  willkürliche  Verhaftung  U.  a>  In  dem  zweiten  und  dritten 
dagegen  ist  das  Prinzip  der  Herrscherrechte  enthalten.  Es  ist  das  Recht 
auf  eine  demokratische  Verfassung,  die  Rechte,  welche  die  Volks- 
souveränetät  zum  Ausdruck  bringen.  Merkwürdigerweise  finden  wir 
in  den  meisten  Erklärungen  das  politische  Prinzip  der  Gewaltentrennung 
als  natürliches  Recht  aufgeführt;  ein  Beweis,  wie  wichtig  es  jener  Zeit 
erschien.  Als  die  Franzosen,  dem  Beispiele  der  Amerikaner  folgend, 
solche  Erklärungen  erließen,  nannten  sie  sie  treffend  Erklärungen  der 
Menschen-  und  Bürgerrechte :  Declarations  des  droits  de  l'homme  et 
du  citoyen. 

Wie  kamen  die  Amerikaner  dazu ,  in  solchen  Erklärungen  die 
Volksrechte  festzulegen  ?  Sie  folgten  formell  dem  Vorbilde  der  Eng- 
länder, die  in  der  Magna  Charta  (12 15),  dann  in  der  Petition  of  Right 
(1628),  vor  allem  aber  in  der  Bill  of  Rights  (1689)  ihre  Rechte  auf- 
geführt hatten  M.  Zu  deren  Genuß  waren  die  Amerikaner  berechtigt ; 
die  Freibriefe  hatten  den  Ansiedlern  in  Virginia ,  Massachusetts, 
Connecticut,  Rhode  Island,  Maryland,  Carolina,  Georgia  zugesichert, 
daß  sie  und  ihre  Nachkommen  dieselben  Rechte  genießen  sollten,  wie 
die  Engländer  im  Mutterlande.  So  erklärt  es  sich,  daß  die  amerikani- 
schen „Declarations"  aus  den  englischen  einen  Teil  der  Rechte  fast 
wörtlich  herübergenommen  haben.  Selbstverständlich  sind  es  nicht 
Herrscherrechte,  da  sie  sich  in  den  englischen  Erklärungen  nicht  finden, 
noch  finden  konnten,  sondern  Freiheitsrechte  der  Untertanen,  ins- 
besondere solche,  die  ihnen  Schutz  gegen  die  Willkür  und  die  Grausam- 
keit der  Staatsgewalt  gewähren  sollen ;  hierin  besteht  ja  das  Wesen 
der  englischen  Freiheitsrechte.  Auf  den  doppelten  Ursprung  weist 
auch  eine  Erklärung  des  früher  erwähnten  Kongresses  von  1774  hin. 
In  ihr  heißt  es,  „daß  die  Einwohner  der  englischen  Kolonien  in  Nord- 
amerika durch  die  unwandelbaren  Gesetze  der  Natur,  die  Grundsätze 
der  englischen  Verfassung  und  die  Freibriefe  oder  Verträge  die  nach- 
folgenden Rechte  haben".2)  Auch  geschah  es  nicht  zum  ersten  Male, 
daß  in  Amerika  Schriftstücke  dieser  Art  verfaßt  wurden.  Schon  im 
17.  Jahrhundert  hatten  einige  englische  Kolonien  zusammenfassende 
Erklärungen  positiven  Rechtes  mehr  programmatischen  Charakters  ver- 


J)  Eine  Übersicht  über  den  Inhalt  rindet  man  in  der  Beilage  A.  Man  vergleiche 
sie  mit  der  Unabhängigkeitserklärung  von  1776  und  der  Erklärung  von  Massachusetts. 

8)  F.  J.  Buss  (Story),  Das  Bundessta  v.srecht  der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas. 
Karlsruhe  1844,  S.  79. 
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öfifentlicht. x)  Bedeutungsvoll  ist  es  auch,  daß  einige  Kolonien  durch 
einen  Rechte  feststellenden  Vertrag  der  ersten  Ansiedler  begründet 
worden  waren,  wie  wir  gesehen  haben. 

Aber  der  Charakter  der  Freiheitsrechte  hat  sich  in  den  amerikani- 
schen Erklärungen  verändert.  Die  Engländer  behaupten,  daß  die  von 
ihnen  geforderten  Rechte  positives,  historisches,  ererbtes  Recht  seien, 
während  die  Amerikaner  sie  als  natürliche  Rechte  bezeichnen.  Massa- 
chusetts nennt  sie  „natural,  essential,  inalienable".  Welches  sind  die 
Gründe  für  diese  veränderte  Auffassung  ?  Da  ist  belehrender,  als 
die  Erklärung  von  1774  eine  Erklärung  der  Rechte  des  Menschen, 
Christen  und  Bürgers,  die  am  20.  November  1772  von  den  Bürgern 
Bostons  beschlossen  wurde.  In  diesem  für  die  Erkenntnis  dieser  Zu- 
sammenhänge wichtigen  Schriftstücke  berufen  sie  sich  für  die  Menschen- 
rechte auf  Locke.  Und  im  Jahre  1764  im  Anfang  der  durch  die  Writs  of 
Assistance  hervorgerufenen  Unruhen  hatte  der  früher  erwähnte  James 
Otis  eine  Schrift  über  die  Rechte  der  Kolonisten  veröffentlicht,  in  der 
er  betonte,  sie  hätten  unzerstörbare  Rechte  als  Menschen  und  Bürger, 
die  älter  seien  als  Magna  Charta.  Auch  er  gibt  als  Gewährsmann  Locke 
an.2)  Mayhew  aber  nennt  zur  Begründung  seines  Widerstandes  gegen 
das  Stempelgesetz  außer  Locke  noch  Sidney  und  Milton,  welche  ihn 
in  die  Grundsätze  der  Freiheit  eingeweiht  hätten 8).  Wir  begnügen 
uns  mit  diesen  drei  Zeugnissen,  obwohl  uns  noch  andere  zur  Verfügung 
stehen. 

Es  ist  belehrend,  sich  darüber  klar  zu  werden,  weshalb  die  Ameri- 
kaner sich  erstens  auf  das  Naturrecht  und  zweitens  auf  das  Naturrecht 
Lockes  berufen.  Als  sie  sich  gegen  das  Mutterland  erhoben,  war  ihr 
positives  Recht  nicht  zweifelsfrei,  sie  suchten  nach  einer  neuen  Rechts- 
grundlage, die  ihnen  nur  das  Naturrecht  bieten  konnte.  Aber  auch 
das  Naturrecht  Lockes,  dieses  trotz  radikaler  Voraussetzungen  Für- 
sprechers der  konstitutionellen  Monarchie?  Zudem  er  in  seiner  be- 
rühmten Abhandlung  die  Menschenrechte  gleichsam  erst  im  Keime 
vorführt.  Während  ihre  volle  Entfaltung  einen  der  auffallendsten  Züge 
der  amerikanischen  Erklärungen  bildet?  Und  ein  anderes!  Locke, 
noch  mehr  seine  Nachfolger  verkünden  als  Menschenrechte  Untertanen- 
rechte, Freiheitsrechte,  während  sie  auch  Herrscherrechte  fordern. 
Obwohl  der  berühmte  Philosoph  die  Lehre  von  der  Volkssouveränetät 
wiederholt  vorträgt,  auch  die  Herrschaft  des  Volkes  über  die  gesetzgebende 
Gewalt  betont,  ist  sein  Werk  doch  wesenüich  die  Darstellung  von 
schützenden   Maßregeln    gegen    die   Staatsgewalt,    was    in    seiner   Zeit, 


l)  J.  Kent,  Commentaries  on  American  Law,   II.  Aufl.,  1867,  I,  588t". 
l)  G.  Jellinek,  S.  51. 

s)  G.  P.  Gooch,    The  History    of  English    Democratie    Ideas    in   the  17 'h  Century, 
1898,  S.  356. 
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in    der   Entwicklung   Englands   begründet   ist:   er  verteidigte  die  kon- 
stitutionelle    Monarchie,      nieht     die     Demokratie.        H.'is    Neue     in     den 

amerikanischen  Erklärungen   sind  die  I  Ierrenrechte,  Feststellungen  tat- 
sächlicher Verhältnisse;  die  Bürger  sind  der  Souverän  geworden. 

Aber  es  ist  nicht  schwer  einzusehen,  weshalb  dies  alles  von  ge- 
ringem Belang  sein  mußte.  Sie  suchten  ja  nicht  Vorbilder,  sondern 
theoretische  Voraussetzungen,  ideale  Fundamente.  Für  das  Verständnis 
und  die  Verkündigung  ihrer  neuen  Beziehungen  stellte  ihnen  Locke 
begründende  Gedanken  und  anerkannte  Formeln  zur  Verfügung.  Waren 
doch  seine  zwei  Abhandlungen,  wie  wir  früher  gesehen  haben,  die  ab- 
schließende, abgeklärteste  Verteidigung  einer  gewaltigen,  ein  halbes 
Jahrhundert  dauernden  Taten-  und  Gedankenrevolution  I 


Dritter  Abschnitt. 

Die  Verfassungen  der  Einzelstaaten. 

Nachdem  in  der  Einleitung  der  wissenschaftliche  Ursprung  der 
Volkssouveränetät,  der  Menschenrechte,  des  alle  Parlamentsgesetze  an 
Würde  überragenden  höchsten  Gesetzes  sowohl  im  allgemeinen,  wie  in 
der  besonderen  englisch-amerikanischen  Gestalt  jener  Rechte,  nach- 
gewiesen worden  ist,  erhebt  sich  die  Frage,  welchen  Einfluß  diese  Ideen 
auf  die  Verfassungen  der  amerikanischen  Gliedstaaten  gehabt  haben. 
Man  sollte  annehmen,  einen  sehr  erheblichen.  Denn  zwei  von  Inde- 
pendenten  begründete  Gemeinwesen  werden,  wie  man  zu  glauben  geneigt 
ist,  als  demokratisch-liberaler  Sauerteig  gewirkt  haben,  und,  was  wich- 
tiger erscheint,  die  Erklärung  der  Menschenrechte  bildet  den  einen  Teil 
ihrer  Verfassungen,  der  andere  enthält  die  Verfassung  im  engeren  Sinne : 
die  Nennung  der  höchsten  Organe  des  Staates,  die  Darstellung  ihrer 
Rechte,  ihres  Verhältnisses  zueinander  und  zu  den  Bürgern.  Ist  es 
denkbar,  daß  sie,  wie  zwei  Familien  in  einem  Miethause,  nebeneinander 
wohnen,  ohne  miteinander  bekannt  zu  werden?  Müssen  nicht  die 
Menschenrechte  den  ganzen  Aufbau  der  Verfassungen  gestaltet  haben  ? 
Vergleichen  wir  nun  die  konstitutionellen  Einrichtungen,  die  sich  aus 
dem  naturrechtlichen  Teile  der  Verfassungen  ergeben  müßten,  mit  den 
tatsächlichen,  so  fällt  auf,  wie  gering  die  Übereinstimmung  ist  Das 
allgemeine  gleiche  Stimmrecht  wird  nicht  eingeführt,  der  Gouverneur 
bewahrt  im  wesentlichen  seine  früheren  Befugnisse.  Die  Verfassungen 
lehnen  sich  soviel  wie  möglich  an  die  kolonialen  Einrichtungen  an. 
Sie  lassen  viel  Vertrauen  zum  Parlamente  und  Mißtrauen  nur  gegen 
die  Beamten  erkennen,  ein  Beweis,  wie  wenig  von  dem  Geiste  Iretons 
und  Lilburnes  in  ihren  Schöpfern  lebt,  wie  oberflächlich  der  Grundsatz 
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der  Gewaltenteilung  von  ihnen  verstanden  wird.  Diese  Abweichung 
erklärt  sich  aus  der  Zeit  ihrer  Entstehung,1)  in  welcher  der  gesetz- 
gebende Körper  der  Vorkämpfer  für  die  Freiheiten  des  Volkes  war. 
Der  Plan,  das  Abgeordnetenhaus  durch  Hinzufügung  einer  zweiten 
Kammer  zu  schwächen,  wird  aber  nur  in  drei  Staaten  nicht  ausgeführt.  Das 
Walten  des  Geistes  Montesquieus  wird  auch  in  den  Verfassungen  der 
Einzelstaaten  bemerkbar.  Nur  in  einer  Einrichtung  tritt  etwas  von  dem 
Geiste  der  Levellers  hervor,  nämlich  im  Verfassungskonvente.  Wenn 
auch  bei  weitem  nicht  ausnahmslos,  und  keineswegs  immer  aus  natur- 
rechtlichen Vorstellungen  sich  entwickelnd,  ringt  sich  der  Gedanke  all- 
mählich, obwohl  zuerst  unvollkommen  und  nicht  ganz  klar,  durch,  daß 
Verfassungen  nicht  von  den  Parlamenten  entworfen  werden  dürfen, 
sondern  von  besonders  dazu  berufenen  Versammlungen,  den  Verfassungs- 
konventen, vorbereitet  werden  müssen  und  daß  deren  Entwürfe  vom 
Volke  zu  genehmigen  sind.  Vollendet  tritt  dieser  Gedanke  zuerst  in 
Massachusetts  hervor,  wo  im  Jahre  1780  der  Verfassungsentwurf  einer 
Delegiertenversammlung  vom  Volke  genehmigt  wurde.2)  Verfassungs- 
konvent und  Referendum  I  Und  wo  diese  Doktrin  anerkannt  wird, 
wird  auch  die  Überzeugung  lebendig,  daß  das  Parlament  eine  unter- 
geordnete Versammlung  sei,  die  keine  anderen  Befugnisse  habe  als  die 
in  der  Verfassung  aufgezählten,  ihm  vom  Volke  überlassenen. 

Von  hier  aus  ging  die  Entwicklung  in  einer  der  ursprünglich  ent- 
gegengesetzten im  19.  Jahrhunderte,  Jahrzehnte  später,  weiter.  Die 
repräsentativen  Einrichtungen,  welche  vielfach  korrupten  Gesetzgebern 
ermöglichten,  sich  auf  Kosten  der  Bürger  zu  bereichern,  befriedigten 
die  Amerikaner  ebensowenig,  wie  sie  die  Schweizer  nach  1830  be- 
friedigen werden.  Man  suchte  nach  einem  Mittel,  um  sich  von  diesen 
Vertretern  zu  emanzipieren,  und  fand  es  in  den  Konventen.  Man  be- 
nutzte die  Konvente  dazu,  um  die  Tätigkeit  der  Gesetzgeber  einzu- 
schränken und  dehnte  das  Referendum  auf  manche  Parlamentsgesetze 
aus,  wenn  man  deren  Erlaß  den  Abgeordneten  nicht  entziehen  konnte, 


1)  „Die  meisten  dieser  Verfassungen  wurden  unter  den  Eindrücken  des  Revolutions- 
krieges erlassen.  Sie  offenbaren  große  Furcht  vor  der  Exekutive  und  der  Militärmacht, 
verbunden  mit  der  Neigung,  alles  der  Legislative  zu  überlassen,  als  der  direkt  aus-  dem 
Volke  hervorgehenden  Gewalt.  Ihr  wird  die  Wahl  des  Gouverneurs  in  den  meisten 
Staaten  übertragen.  Er  wird  dem  Namen  nach  unterstützt,  in  Wirklichkeit  beschränkt, 
durch  einen  Staatsrat,  den  er  nicht  gewählt  hat.  Er  hat,  abgesehen  von  Massachusetts, 
kein  Veto  gegen  die  Beschlüsse  der  gesetzgebenden  Versammlung.  Er  hat  nicht  wie  die 
königlichen  Gouverneure  der  Kolonialzeit  das  Recht  sie  zu  vertagen  oder  aufzulösen. 
Der  Gedanke,  dem  Volke  direkt  Gewalt  zu  geben,  ist  kaum  aufgetaucht,  weil  das 
Parlament  als  das  natürliche  und  notwendige  Organ  der  volkstümlichen  Regierung  wie 
in  England  erscheint."     Bryce  I  451. 

2)  Die  Geschichte  dieser  Verfassung  in  Jameson ,  A  Treatise  on  Constitutionel 
Conventions,  4.  ed.    1887,  S.   142 f. 
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oder  wollte.  Wir  werden  es  im  enteil  Kapitel  des  nächsten  Buches 
näher  daxlegen.  Zugleich  geschah  ••in  anderer,  bedeutungsvoller  Schritt: 
der  Legislative  wurde  immer  mehr  die  Ernennung  der  Verwaltungs* 
Beamten  und  der  Richter  entzogen.  Der  Parlamentarismus  wurde  er- 
setzt durch  Volksgesetzgebung  und  Volkswahl.  Während  das  Vertrauen 
/um  gesetzgebenden  Körper  abnahm,  wuchs  es  zur  Exekutive.1) 

Eine  letzte  Betrachtung!  Bei  unbefangener  Erwägung  dieser  Tat- 
sachen wird  dem  Herkommen  und  den  Bedürfnissen  mindestens  eine 
ebenso  große  vcrfassungbildende  Kraft  zugeschrieben  werden  mil 
wie  den  Lehren.  Der  Einfluß  der  Independenten  auf  das  amerikanische 
Verfassungsleben  seint  doch  auf  die  heutigen  Staaten  Connecticut  und 
Rhode  Island  beschränkt  gewesen  zu  sein.  Zwar  hat  ihre  Anerkennung 
der  Glaubensfreiheit  über  die  Grenzen  dieser  beiden  Staaten,  deren 
Umfang  nicht  größer  ist  als  derjenige  der  beiden  Mecklenburg,  hinaus 
gewirkt,  aber  sind  nicht  auch  Erwägungen  der  Klugheit,  zu  denen  auch 
der  Wunsch,  Ansiedler  anzuziehen,  gehört,  eine  Ursache  freierer  Be- 
wegung auf  religiösem  Gebiete  gewesen,  welche  im  übrigen  nicht  all- 
gemein so  bedingungslos  war,  wie  man  glaubt? 

Aus  ihren  Bedürfnissen  entstand  auch  der  Bundesstaat,  der  einer 
der  wichtigsten  gestaltenden  Faktoren  der  Verfassungen  der  Einzel- 
staaten wurde.  Er  beschränkte  sie  auf  die  „residuären  Gewalten",  wie 
das  Deutsche  Reich  die  Souveränetät  der  Gliedstaaten  eingeschnürt 
hat.  „Die  Einzelstaatenverfassung  ist  daher  in  erster  Linie  nicht  eine 
gewaltverleihende,  sondern  eine  gewalteinschränkende  Urkunde.  .  .  . 
Seit  der  Begründung  der  bestehenden  Bundesverfassung  entsteht  die 
erste  Verfassung  eines  Staates  regelmäßig  unter  der  Autorität  oder 
wenigstens  der  nachträglichen  Sanktion  des  Bundes.  .  .  .  Die  Aufnahme 
geschieht  in  der  Regel  so,  daß  ein  Bundesgesetz  die  Wahl  einer  ver- 
fassunggebenden Konvention  gestattet,  und  bestimmt,  daß  die  von  der- 
selben entworfene  Verfassung  den  Wählern  des  Gebiets  unterbreitet 
werden,  und  nach  Annahme  derselben  der  Präsident  durch  Proklamation 
des  neuen  Staates  verkünden  soll.  Regelmäßig  verfügt  das  Gesetz 
ferner,  daß  die  Verfassung  republikanisch  sein  muß,  da  ja  nach  der 
Bundesverfassung  die  republikanische  Staatsform  jedes  Staates  vom  Bunde 
garantiert  wird.  Oft  finden  sich  auch  Stipulationen  mit  Bezug  auf 
Steuerfreiheit  der  Bundesdomäne  oder  mit  Bezug  auf  sonstige  Eigen- 
tumsrechte,  die    dann    als    vertragsmäßig    übernommene   Rechte    unter 


*)  „Selbst  die  in  ihnen  (in  den  neueren  Verfassungen)  hervortretende  Neigung,  die 
Exekutive  gegen  die  Legislative  zu  stützen,  zeugt  nicht  so  sehr  von  Achtung  vor  der 
politischen  Autorität  als  vor  der  Überzeugung  des  Volkes,  daß  die  ausführende  Gewalt 
die  Dienerin  der  öffentlichen  Meinung  sei,  stets  bereit,  die  andere  Dienerin  zu  zügeln  — 
nämlich  die  gesetzgebende  Gewalt,  der  man  weniger  traut,  weil  man  sie  schwerer  zur 
Verantwortung  ziehen  kann."     Bryce  I  455. 
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dem  Schutz  der  Bundesverfassung  stehen.  Es  ist  aber  auch  häufig 
vorgekommen,  daß  das  Aufnahmegesetz  weitere  auf  die  Regierung  des 
neuen  Staates  bezügliche  Bedingungen  stellte,  so  früher  mit  Bezug  auf 
Sldaverei,  in  Utah  mit  Bezug  auf  Polygamie  usw."  x) 

Diese  Tatsachen  zwingen  uns,  nunmehr  zur  Betrachtung  des  Bundes- 
staates überzugehen. 


Vierter  Abschnitt. 

Die  Schöpfer  der  amerikanischen  Bundes- 
verfassung. 

Die  13  amerikanischen  Republiken  hatten,  wie  man  sich  erinnern 
wird,  einen  Staatenbund  geschlossen,  der  seit  178 1  alle  Staaten  umfaßte. 
Ohne  Bundesexekutive  und  Bundesfinanzwesen  besaß  er  so  geringe 
Rechte  und  so  wenig  Macht,  daß  er  weder  die  finanzielle  und  wirtschaft- 
liche durch  den  Krieg  entstandene  Not  der  Einzelstaaten  heben,  noch 
die  zu  einer  gemeinsamen  auswärtigen  Politik  nötigen  Mittel  aufbringen, 
noch  endlich  das  Vertrauen  der  europäischen  Staaten  zu  gewinnen  ver- 
mochte. Daher  trat  im  Jahre  1787  auf  die  Empfehlung  des  Kongresses 
der  Konföderation  ein  von  12  Staaten  beschickter  Verfassungskonvent 
zusammen,  der  die  Bundesverfassung  verbessern  sollte.  Die  Delegierten 
sahen  ein,  daß  nur  die  Ersetzung  des  Staatenbundes  durch  den  Bundes- 
staat die  ersehnte  Hilfe  zu  bringen  vermöchte.  Sie  entwarfen  eine 
Verfassung,  die  besonderen  zu  diesem  Zweck  gewählten  Konventen  der 
Einzelstaaten  unterbreitet  wurde,  im  Jahre  1789  in  Kraft  trat  und  bis 
zum  Jahre  1790  von  allen  13  Staaten  angenommen  war.  Es  sind 
nicht  mehr  die  Staaten,  die  als  zusammentretend  gedacht  werden, 
sondern  die  Bürger  der  Staaten,  das  Volk  der  Vereinigten  Staaten,  2) 
das  sich  eine  politische  Organisation   gibt,    welche   auf  bestimmte  auf- 


*)  E.  Freund,  Das  öffentliche  Recht  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  1911,  S.  8f. 

Der  Artikel  IV,  4  der  Bundesverfassung  lautet:  »Die  Vereinigten  Staaten  sollen 
jedem  Staat  in  dieser  Union  eine  republikanische  Regierungsform  garantieren."  V.  Holst 
interpretiert  diese  Bestimmung  so :  „Sie  gibt  nicht  nur  den  Staaten  das  Versprechen,  daß 
die  Union  mit  all  ihrer  Kraft  für  sie  eintreten  wird,  wenn  innere  oder  äußere  Feinde 
ihre  republikanische  Regierungsform  bedrohen  oder  umgestürzt  haben,  sondern  sie  ver- 
bietet ihnen  auch  ganz  absolut,  unter  irgendwelchen  Umständen  und  aus  irgendwelchen 
Gründen  sich  eine  andere  Regierungsform  zu  geben."  Die  Urheber  der  Verfassung 
„gingen  offenbar  von  dem  Gedanken  aus,  daß  die  Union  auf  tönernen  Füßen  stehen 
würde,  wenn  ihre  konstituierenden  Glieder  nicht  homogene  politische  Institutionen  hätten 
und  darum  so  weit,  als  es  eben  geschehen  könne,  jede  Möglichkeit  abgeschnitten 
werden  müsse,  durch  innere  Kämpfe  oder  äußere  Einwirkungen  monarchische  Tendenzen 
aufkommen  zu  lassen".    Das  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten,   1885,  S.   127. 

J)  Vgl.  hierüber  v.  Holst,  a.  a.  O.,  S.  22  f. 
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gezahlte  l'n  •lugnissc  l>rs<  lir.mkt  ist,  die  Macht  drr  Staaten  so  weit  zurück- 
drängt, als  die  Ma<  lit  <lcs  Bandet  reicht  und  deren  Wirksamkeit  auf 
die  Bürger  dei  Bundesstaate!  nicht  mehr  durch  die  Regierung  der 
Kin/clst.ialcn  vermittelt  wird,  sondern  sich  direkt  auf  sie  erstreckt.  Der 
Hund  hat  eine  besondere  Verwaltung,  besonderes  Finanzwesen,  be- 
sondere Gerichte,  die  von  denen  der  Einzelstaaten  verschieden  sind. 
Deshalb  bedeutete  sie  einen  großen  Fortschritt,  obwohl  sie  den  Samen 
künftiger  Zwietracht  enthielt;  die  Sklaverei  war  anerkannt  und  das 
Recht,  aus  dem  Hunde  auszutreten,  nicht  ausdrücklich  verboten. 

Hier  wird  nur  beabsichtigt,  die  politischen  Doktrinen  darzustellen, 
die  bei  ihrer  Entstehung  mitgewirkt  haben. 

Die  Verfassung  enthielt  keine  Erklärung  der  Rechte,  Hamilton 
hatte  mit  Recht  gemeint,  die  Verfassung  sei  eine  Erklärung  der  Rechte. 
Von  1789 — 1791  entstand  aber  nachträglich  eine  solche  in  Gestalt  von 
„Amendments",  da  die  zur  Prüfung  des  Entwurfes  berufenen  Konvente 
ihre  Annahme  mit  der  dringenden  Bitte  beschwert  hatten,  es  möchten 
im  ganzen  zehn  Forderungen  dieser  Art  der  Verfassung  hinzugefügt 
werden.  Der  erste  Artikel  enthält  ein  ganzes  Arsenal  von  Freiheiten: 
Religionsfreiheit,  Rede-  und  Preßfreiheit,  Versammlungsfreiheit,  Petitions- 
freiheit. Der  zweite  die  Freiheit,  Vaffen  zu  tragen.  Der  dritte  Schutz 
gegen  unerwünschte  oder  ungesetzliche  Einquartierung.  Der  vierte 
Schutz  gegen  ungesetzliche  Haussuchung.  Der  fünfte  bis  achte  sollen 
den  Angeklagten  in  Zivil-  und  Strafprozessen  gegen  Unbilligkeit  und 
Ungerechtigkeit  schützen.  Der  neunte  besagt,  es  solle  die  Aufzählung 
der  Rechte  nicht  als  Versagung  anderer  nicht  aufgezählter  angesehen 
werden.  Der  zehnte :  die  Befugnisse,  die  die  Verfassung  nicht  auf  die 
Union  übertragen  habe  und  die  den  Staaten  nicht  verboten  seien,  sollen 
den  Staaten  bezüglich  den  Personen  verbleiben. 

Es  sind  im  19.  Jahrhundert  noch  einige  „Amendments"  hinzuge- 
kommen. Die  wichtigsten  sind  der  13.  Artikel,  welcher  die  Sklaverei 
authebt  aus  dem  Jahre  1865  und  der  15.,  welcher  einem  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten  wegen  Rasse,  Farbe  oder  früheren  Unfreiheit  das 
Stimmrecht  zu  entziehen  oder  zu  kürzen  verbietet  aus  den  Jahren  1869/70. 

Wichtiger  als  die  ersten  zehn  Artikel,  die  uns  noch  einmal  die 
Macht  der  Idee  der  Menschenrechte  über  die  Gemüter  der  Menschen 
jener  Zeit  offenbaren,  welche  zugleich  die  Herkunft  dieser  Rechte  aus 
England  durch  die  immer  wieder  betonte  Notwendigkeit  des  Schutzes 
gegen  Regierungswillkür  erkennen  lassen,  ohne  daß  in  ihnen  das  all- 
gemeine gleiche  Wahlrecht  als  ein  solches  proklamiert  würde,  wichtiger 
als  sie  waren  die  politischen  Grundsätze,  von  denen  sich  die  Begründer 
der  Verfassung  der  Union  leiten  ließen.  Sie  hörten  nicht  auf  das 
Naturrecht,  sondern  auf  die  Stimme  eines  Politikers,  auf  diejenige 
Montesquieus,   dessen   Einfluß   auch   auf  die  Verfassungen   der   Einzel- 
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Staaten  unverkennbar  ist  und  der  ja  auch,  worin  ihm  Rousseau  bei- 
pflichtete, den  Bund  kleiner  Republiken  als  bestes  Mittel  zur  Hebung 
ihrer  Schwäche  und  Erhaltung  ihrer  Vorzüge  empfohlen  hatte. x)  Aber 
sie  haben  sie  entworfen,  nicht  etwa  auf  die  Worte  des  Meisters 
schwörend,  sondern  jeden  Teil  des  Werkes  gründlich  bedenkend.  Wie 
wohl  sie  alles  erwogen  haben,  welches  Mißtrauen  sie  der  Demokratie 
entgegenbrachten,  wie  empfänglich  sie  für  die  Lehren  Montesquieus 
sein  mußten,  ersieht  man  nicht  nur  aus  dem  „Federalist",  einer  Samm- 
lung von  Aufsätzen,  die  zum  Verständnis  und  zur  Verteidigung  der 
Verfassung  von  einigen  ihrer  hervorragendsten  Schöpfer,  von  Hamilton, 
Madison  und  Jay,  geschrieben  wurden,  sondern  auch  aus  dem  Werke, 
das  John  Adams  der  Verteidigung  der  amerikanischen  Verfassungen 
widmete  und  in  dem  er  die  Lehre  von  der  Zusammenfassung  der 
Staatsgewalt  in  einem  Organe  bekämpfte.  In  dem  ersten  Teil  sucht 
er,  die  Geschichte  der  Republiken  durchgehend,  zu  beweisen,  daß  sie 
zugrunde  gegangen  seien,  wenn  die  Teilung  der  Gewalten  nicht  bestand; 
im  zweiten  bekämpft  er  die  demokratischen  Theorien  Needhams  2)  mit 
seltener  Gründlichkeit. 

Der  Föderalist  hat  gleichsam  zwei  Pole,  der  eine  ist  die  Furcht 
vor  dem  Partikularismus  der  Gliedstaaten,  weshalb  eine  kräftige  Bundes- 
gewalt eingerichtet  werden  müsse,  mit  der  die  Partikularisten  die 
Gewährung  von  zwei  Senatssitzen  für  jeden  Staat  versöhnt,  wodurch  auch 
ihre  gegenseitige  Eifersucht  gestillt  wird ;  der  andere  Pol  ist  die  Furcht 
vor  dem  Abgeordnetenhause :  die  Wahlen  dürfen  nicht  zu  häufig  wieder- 
kehren; es  darf  nicht  aus  zu  vielen  Mitgliedern  bestehen,  um  nicht  die 
mit  der  Menge  entstehenden  Leidenschaften  zu  wecken;  es  muß  durch 
den  Senat,  dieses  Element  der  Dauer,  der  Erfahrung,  der  politischen 
Klugheit,  der  das  Volk  gegen  seine  Vertreter  schützt,  in  Schranken 
gehalten  werden;  der  Präsident  muß  von  ihm  unabhängig  aber  auch 
nicht  imstande  sein,  einzelne  Mitglieder  durch  die  Übertragung  von 
Ministerstellen  zu  korrumpieren ;  die  richterliche  Gewalt,  die  schwächste 
von  allen,  muß  gegen  seine  Übergriffe,  nicht  minder  gegen  diejenigen 
des  Senates  geschützt  sein.  Die  Trennung  der  Gewalten  sehen  sie 
verwirklicht:  wenn  jede  der  drei  Gewalten  einen  möglichst  geringen 
Einfluß  auf  die  Ernennung  der  Mitglieder  der  anderen  ausübt;  wenn 
die    Gesetzgebung   zwar   über    drei    Faktoren    verteilt   ist,    aber    weder 


l)  Montesquieu  IX   I  ;  Rousseau  III   13. 

-)  Needham  gab  1656  einen  Auszug  aus  dem  „Mercurius  Politicus"  unter  dem  Titel 
„The  Excellency  of  a  free  State"  heraus,  der  1767  neu  aufgelegt  wurde  und  1790  in 
französischer  Sprache  erschien.  Es  ist  ein  Lob  der  unbeschränkten  Demokratie,  obwohl 
er  auch  die  Teilung  der  Gewalten  empfiehlt.  Lehrreich  ist  der  Kampf  zwischen  dem  die 
geschichtliche  Erfahrung  heranziehenden  Republikaner  und  dem  sich  auf  die  Axiome  der 
Volksherrschaft  stützenden  Demokraten. 
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Präsident  noch  Staatesekretäre   In  Parlamente  mitsammen   oder 

wie  l'.intluü  gewinnen  dürfen,  und  dem  Prä  identen  nur  ein  Veto  ge- 
währt wird;  wenn  die  Unabhängigkeit  der  Richter,  welche  die  (j- 
auf  iin<-  Übereinstimmung  mit  der  Verfassung  prüfen  sollen,  durch  ihre 

Anstellung  auf   Lebenszeit  verbürgt  wird. 

Die  Grundgedanken  des  Föderalisten  ausführlicher  wiederzugeben, 
isl  Uberflüssigi  weil  sie  in  der  gleich  darzustellenden  Bundesverfassung 
klar  hervortreten.  Dagegen  bedarf  das  vorhergenanntc  Werk  von  John 
Adams  einiger  Worte  der  Einführung. 

Die  seit  1776  entstandenen  Verfassungen  der  meisten  Einzelstaaten 
hatten  den  im  Zweikammersystem  gipfelnden  Grundsatz  der  Gewalten- 
teilung angenommen;  nur  in  wenigen  waren  die  von  Rousseau  und 
englischen  Demokraten,  wie  Paine,  ausgehenden  Einflüsse  stark  genug 
gewesen,  um  ephemere  demokratische  Verfassungen  zu  schaffen,  die 
jedoch  nur  darin  übereinstimmten,  daß  sie  lediglich  eine  Kammer  vor- 
sahen. Diese  Staaten  waren  Pennsylvania  Vermont  und  Georgia;  selbst 
in  Massachusetts,  wo  John  Adams  geboren  war,  und  großen  Einfluß 
hatte,  erhöh  sich  eine  demokratische  Faktion  gegen  Senat  und 
Gouverneur.  Als  der  Schöpfer  der  pennsylvanischen  Verfassung  galt 
der  wie  Adams  und  Otis  aus  Massachusetts  stammende  Franklin,  ob- 
wohl er  nur  der  Gönner  ihrer  Väter  war,  so  daß  er  nach  seiner  An- 
kunft in  Paris  von  geistig  hochstehenden  Männern,  wie  Condorcet, 
Larochefoucauld,  Turgot,  über  die  Maßen  gefeiert  wurde;  dieser  pries 
die  pennsylvanische  Verfassung  in  einem  Briefe  an  den  englischen 
Demokraten  Price  als  die  Musterverfassung  und  setzte  die  anders  ge- 
arteten Verfassungen  der  Einzelstaaten  herab.  Dies  erfuhr  John  Adams 
bald,  da  er  sich  von  1778 — 1788  fast  ununterbrochen  in  Europa  auf- 
hielt und  mit  allen  Gegnern  seiner  Überzeugungen  wohl  bekannt  war. 
Als  dann  in  Massachusetts  die  Unzufriedenheit  mit  seinem  Werke  (denn 
John  Adams  hatte  den  Verfassungsentwurf  dieses  Staates  dem  Kon- 
vente vorgelegt)  bedrohliche  Formen  annahm,  als  die  Einrichtung  des 
Senates  und  des  Amtes  des  Gouverneurs  von  Versammlung  nach  Ver- 
sammlung als  kostspielig,  nutzlos,  verderblich  verdammt  wurde,  als 
sowohl  hier  wie  in  New  Hampshire  der  Unwille  des  Volkes  in  offenen 
Aufruhr  ausbrach,  da  entschloß  er  sich  endlich,  seine  Gegner  zu  wider- 
legen, was  ihn,  wie  er  schrieb,  drei  Bände  kostete.  Von  diesem  Werke, 
welches  den  Titel  trägt  „Defence  of  the  Constitutions  of  the  United 
States  of  America  against  the  attack  of  M.  Turgot"  und  das  die  Ent- 
schließungen des  Bundeskonventes  vom  Jahre  1787  stark  beeinflußte, 
soll  einiges  berichtet  werden.1) 


*)    Die    Geschichte    dieses    Intermezzos    in  Oberholtzer,    C.  P.,    The  Referendum  in 
America,  New  York  1900,  chap.   I   und  2. 
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Hier  begegnen  wir  keiner  der  Illusionen  über  die  Demokratie,  an 
denen  es  bei  Sidney  und  selbst  bei  Montesquieu  nicht  fehlt.  Montes- 
quien  glaubt  in  Demokratien  einen  merkwürdigen  Takt  des  Volkes 
bei  der  Wahl  seiner  Beamten  zu  entdecken;  Sidney  behauptet,  daß 
Korruption  und  Käuflichkeit  selten  in  Demokratien  angetroffen  würden, 
daß  Demokratien  und  gemischte  Staatsformen  den  Frieden  besser  zu 
erhalten  verständen  als  absolute  Monarchien,  daß  sie  bürgerlichen  Un- 
ruhen weniger  ausgesetzt  seien  und  sie  leichter  und  geschickter  über- 
wänden, daß  die  von  der  absoluten  Monarchie  unzertrennliche  Grausam- 
keit in  ihnen  nicht  dieselbe  Stärke  erreiche  und  daß  ihre  Bürger  um 
das  öffentliche  Wohl  besorgter  sein,  als  diejenigen  absoluter  Mon- 
archien. Von  Sidney  unterscheidet  sich  Adams  schon  allein  dadurch, 
daß  er  Demokratie  und  gemischte  Staatsform  nicht  zu  einer  einheit- 
lichen Klasse  zusammenfaßt,  sondern  gegenüberstellt;  wie  sehr  die 
zweite  der  ersten  überlegen  ist,  das  sucht  er  auf  immer  neue  Weise 
darzutun.  Eine  durch  eine  einzige,  unbeschränkte  Kammer  vertretene 
Demokratie  sei  nicht  die  beste  Hüterin  der  Freiheit,  sie  werde  ihre 
Macht  mißbrauchen,  die  Freiheit  des  Volkes  vernichten,  die  Mehrheit 
werde  die  Minderheit  unterdrücken  und  die  Armen  würden  die  Reichen 
plündern.  Die  demokratische  Ämterbesetzung  tadelt  er.  Wenn  man 
das  Amt  durch  geringe  Besoldung  zu  einer  Last  mache,  werde  es  die 
Beute  von  Demagogen  werden,  die  sich  auf  andere  Weise  zu  ent- 
schädigen suchen  würden.  Auch  sei  der  durch  häufige  Wahlen  be- 
wirkte Ämterwechsel  kein  Schutz  gegen  die  Korruption,  sondern  das 
beste  Beförderungsmittel  der  Korruption;  wer  nur  kurze  Zeit  amte,  sei 
zum  Mißbrauch  geneigt ;  die  Wahlen  gäben  zu  allerlei  Listen,  zur  Käuf- 
lichkeit, zu  niedrigen  Kniffen  Gelegenheit,  damit  einzelne  sich  und 
ihren  Freunden  Vorteile  verschafften;  ränkesüchtige  Personen  befähigten 
sie,  ihr  Machtgebiet  immer  weiter  auszudehnen;  der  Zufall  lasse  das 
Verdienst  häufiger  hervortreten  als  die  Wahl,  auch  sei  sie  kein  Mittel, 
die  Verantwortlichkeit  der  Beamten  durchzuführen,  da  sie  doch  von 
ihren  Wählern  unterstützt  würden.  Eine  Demokratie  sei  nur  dann  einer 
Monarchie  oder  Aristokratie  vorzuziehen,  wenn  die  Volksvertretung 
durch  einen  Senat  beschränkt  werde;  den  Senat  betrachtet  er  auch  als 
eine  Einrichtung  zum  Schutze  der  wohlhabenden  Klassen,  wahrend  die 
ärmeren  von  der  Volksvertretung  beschützt  würden ;  daher  sei  eine 
dritte  Macht  erforderlich,  die  das  Gleichgewicht  zwischen  ihnen  her- 
stelle. Wenn  sich  die  Parteien  in  die  Besetzung  von  kurzdauernden 
Ämtern  mischten,  dann  müßte  die  Amtsdauer  des  Senates  und  des 
ersten  Beamten  um  so  mehr  verlängert  werden.  Es  erfordert  keiuer 
Ausführung,  daß  er  der  Behauptung  Needhams,  die  Demokratie  sei  die 
natürliche  und  rationelle  Staatsform,  widerspricht.  Auch  kritisiert  er 
dessen  Behauptung,  nur  in  einer  Demokratie  stehe    allen  der  Weg   zu 
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allen  Ämtern  offen.  I  tafl  lasse  sich  auch  in  einer  Monarchie,  selbst  in  einer 
Aristokratie,  jedenfalls  aber  in  einer  gemischten  Staatsform  verwirk- 
lichen, und  ei  sei  hier  die  Aussicht  größer,  daß  die  Besten  gewählt 
wurden,  wahrend  in  Demokratien  häufig  diejenigen  siegten,  die  die 
Begierden  der  Ehrlosesten  zu  befriedigen  versprächen.  Amüsant  ist  der 
Nachweis,  daß  auch  das  Volk  den  Luxus  liebt  und  daß  der  Kampf 
gegen  den  Adel  sein  Ziel  verfehlt,  es  werde  überall,  unter  den  ver- 
schiedensten Namen,  einen  Adel  geben;  weiter  sei  es  unwahr,  daß  der 
Adel  Usurpatoren  begünstige;  es  sei  im  Gegenteil  stets  das  Volk  ge- 
wesen, das  seine  Lieblinge  auf  den  Thron  erhoben  habe. 

Der  Gedankenreichtum  dieses  umfangreichen  Werkes  ist  angedeutet 
worden,  weil  es  ebenso  wie  „The  Federalist"  zu  überzeugen  geeignet 
ist,  daß  die  Schöpfer *)  der  amerikanischen  Bundesverfassung  mehr 
waren  als  Nachbeter  Montesquieus.  Wenn  wir  ihr  Unternehmen  auf 
eine  kurze  Formel  bringen  sollen,  würde  sie  etwa  lauten:  sie  suchten 
die  Demokratie  mit  dem  Geiste  der  Freiheit  zu  erfüllen.  Es  ist  eine 
der  bedeutungsvollsten  geschichtlichen  Tatsachen,  daß  die  erste  moderne 
Demokratie  infolge  ihres  geschichtlichen  und  theoretischen  Ursprungs 
dazu  geführt  wurde,  die  Errungenschaften  der  freiheitlichen  englischen 
Staatsentwicklung,  als  Untertanenrechte  und  Gewaltenteilung,  in  sich 
aufzunehmen.  Die  neue  Republik  ist  stolz  darauf,  nicht  „a  demoeratie", 
sondern  „a  free  governement"  zu  sein.  Und  was  sich  in  Nordamerika 
gestaltet  hatte,  wurde  ein  Vorbild  für  die  Nachfolgerinnen.  Nicht  von 
fremden  Völkern  übernommen  wurde  das  amerikanische  Privatrecht, 
welches  auf  der  Grundlage  des  englischen  Common  Law  ruht,  eines 
Rechtes,  das  sich  durch  seinen  individualistischen,  um  nicht  zu  sagen, 
manchesterlichen  Charakter  auszeichnet  So  erlangte  der  junge  Staat 
durch  Privat-  und  öffentliches  Recht  ein  freiheitliches  Gepräge. 

Zur  Würdigung  der  Bundesverfassung  ist  nur  noch  eine  Bemer- 
kung erforderlich.  Ihre  Väter  waren  nicht  etwa  lediglich  von  dem 
„Geiste  der  Gesetze"  beeinflußt  vorden,  dessen  Verfasser  doch  die 
englische  Verfassung  als  das  Ideal  hinstellt,  aus  dem  er  seine  Theorie 
abgezogen  habe.  Sein  Buch  regte  sie  vielmehr  an,  im  Lichte  des 
„Esprit  des  Lois"  die  englischen  Einrichtungen  zu  studieren.  Diese  standen 
aber  in  einer  doppelten  Gestalt  vor  ihnen,  als  amerikanische  und  briti- 
sche.2)    Jetzt  wird  wohl  ziemlich  allgemein  angenommen,    daß  sie  nur 


1)  Über  John  Adams  siehe  auch  Bancroft  a.  a.  O.,  V,  252.  Von  Hamilton  sagte 
der  Gouverneur  Morris,  er  habe  die  Republik  für  grundfalsch  gehalten,  die  englische 
Verfassung  bewundert  und  die  Demokraüe  verabscheut,  weil  sie,  nachdem  sie  der  öffent- 
lichen Sittlichkeit  schwere  Wunden  geschlagen  habe,  im  Despotismus  enden  müsse. 
J.  Schouler,  History  of  the  United  States  I,  172. 

2)  Der  Einwand,  daß  die  britische  Verfassung  über  das  Stadium  der  Gewalten- 
teilung im  Jahre   1787  hinausgewesen  sei,    verfehlt    sein  Ziel.     Auch    sie    haben    die  eng- 
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mittelbar  an  die  britischen,  unmittelbar  an  die  kolonialen  angeknüpft 
haben.  Der  koloniale  Gouveneur  sei  das  Vorbild  des  Präsidenten,  der 
Rat  der  Vorläufer  des  Senates,  und  man  verweist  auf  die  beschränkte, 
durch  britische  Gesetze  und  Kolonialcharten  gehemmte  Gewalt  der 
kolonialen  gesetzgebenden  Körper,  deren  Gesetze  außerdem  durch  das 
englische  Privy  Council  für  nichtig  erklärt  werden  konnten,  zur  Er- 
klärung der  beschränkten  Befugnisse  der  späteren  amerikanischen  Legis- 
lative und  ihrer  Stellung  zur  richterlichen  Gewalt. 

Doch  es  ist  Zeit,  daß  wir  die  Bundesverfassung  und  ihre  Entwicklung 
genauer  betrachten ;  dabei  soll  ein  Seitenblick  auf  die  Verfassung  der 
Gliedstaaten  geworfen  werden. 

Fünfter  Abschnitt. 

Die  Entwicklung  der  Bundesverfassung. l) 

Beginnen  wir  mit  der  vollziehenden  Gewalt.  Der  auf  vier  Jahre 
gewählte  Präsident  ist  oberster  Befehlshaber  der  zum  aktiven  Dienst 
einberufenen  Armee,  Flotte  und  Miliz.  Er  bestellt  die  Offiziere  der 
bewaffneten  Macht  (Der  Staatsgouverneur  ist  oberster  Befehlshaber 
der  Miliz  seines  Staates).  Während  die  Gewalt  des  Präsidenten  in  Kriegs- 
zeiten von  den  Gerichten  beschränkt  worden  ist,  hat  der  Gouverneur 
ausgedehnte  Befugnisse,  die  Milizen  zur  Unterdrückung  innerer  Unruhen 
und  zur  Durchführung  der  Gesetze  zu  verwenden.2)  Der  Präsident  ist 
der  höchste  Verwaltungsbeamte  des  Bundes.  (Der  Gouverneur  der- 
jenige des  Staates.)  Zur  Erledigung  der  ihm  obliegenden  Aufgaben 
umgibt  er  sich  mit  einem  Stabe  von  Staatssekretären,  die  nicht  dem 
Kongreß  angehören  dürfen :  für  Auswärtiges,  Finanzen,  Krieg,  Flotte, 
Tustiz,  Postwesen,  Inneres,  Ackerbau,  Handel  und  Arbeit.  Sie  bilden 
das  Kabinet,  neben  ihnen  amiien  zwei  Kommissionen :  für  den  zwischen- 
staatlichen Verkehr  und  den  Zivildienst.  Sein  Kabinet  ernennt  der 
Präsident  frei,  da  der  Senat  sein  verfassungsmäßiges  Mitwirkungsrecht 
nicht  ausübt.  (Die  höchsten  Exekutivbeamten  der  Gliedstaaten  werden 
selten  vom    Gouverneur   ernannt,    sondern   vom  Volke,    ausnahmsweise 


lische  Kabinettsregierung  wohl  gekannt,  aber  nicht  für  nachahmenswert  gehalten,  denn 
der  glatte  Gang  der  Parlamentsmaschine  hatte  immer  wieder  gefordert,  daß  sie  mit 
irdischen  Gütern  gut  „geölt"  wurde.  Gerade  diese  Kenntnis  mag  sie  veranlaßt  haben, 
besonders  starke  Einrichtungen  zu  erschaffen,  um  die  englische  Entwicklung  zu  verhindern. 
Ebensowenig  trifft  der  Vorwurf  Montesquieu,  wie  E.  d'Eichthal  gut  nachweist  S.  128  f., 
besonders  S.   134. 

3)  Beachtenswert  die  Kritik  der  Bundesverfassung  im  1.  Kapitel  des  Buches  von 
Bagehot  „The  English  Constitution"  1867.  Manches,  was  heute  Gemeingut  ist,  findet 
sich  dort  zuerst  mit  der  dem  Verfasser  eigentümlichen  Klarheit  dargelegt. 

2)  Freund,  S.  130,  149. 
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vom  •Parlamente,  gewählt;  de  sind  ihm  daher  nicht  untergeordnet)  Im 
Bunde  straffe  Zentralisation,  in  den  Kin/rl.st.iaten  voneinander  unab* 
hängige  Exekutivbehörden I  Als  Leiter  der  Verwaltung  hat  der  Präsi- 
dent eine  höhere  Macht  als  der  Gouverneur,  nie  »ende  Gewalt 
wird   dargestellt  durch   den    Kongreß,    der  aus  jwei    sich   gegenseitig 

beschränkenden  Kammern  besteht:  dem  auf  2  Jahre  gewählten,  aus 
allgemeinen   Wahlen   hervorgehenden   Abgeordnetenhaus   (House   ot   Ke- 

presentatives)  und  dem  von  den  gesetzgebenden  Körpern  der  Glied- 
staaten gewählten  Senate;  jeder  Staat  schickt  ohne  Rücksicht  auf  Um- 
fang und  Bevölkerung  zwei  Senatoren  auf  6  Jahre  nach  Washington. 
(Der  Senat  der  Gliedstaaten  wird  von  den  Staatsbürgern  gewählt  in 
Wahlkreisen,  die  durchschnittlich  etwa  dreimal  so  groß  sind  wie  diejenigen 
der  Abgeordneten.)  Die  richterliche  Gewalt  ist  verkörpert  in  den 
Hundesgerichten  (federal  courts);  ihre  Mitglieder  werden  auf  Lcbens/eit 
ernannt.  (Die  meisten  Richter  der  Einzelstaaten  werden  auf  eine  be- 
stimmte Zahl  von  Jahren  vom  Volke  gewählt.) 

Diese  drei  Gewalten  sind  getrennt,  denn  der  Präsident  (Gouverneur) 
kann  den  gesetzgebenden  Körper  nicht  auflösen  und  der  gesetzgebende 
Körper  den  Präsidenten  (Gouverneur)  nicht  durch  ein  Mißtrauensvotum 
stürzen,  auch  können  die  Richter  weder  von  der  Gesetzgebung  noch 
von  einem  der  beiden  höchsten  Exekutivbeamten  willkürlich  ihres  Amtes 
entsetzt  werden.  Aber  die  amerikanische  Gewaltenteilung  bewirkt  eine 
schärfere  Trennung.  Tatsächlich  ist  zwischen  den  gesetzgebenden  Körpern 
und  der  Exekutive  eine  solche  Schranke  aufgerichtet,  daß  der  Präsident 
kein  anderes  verfassungsmäßiges  Mittel,  den  Gang  der  Verhandlungen 
zu  beeinflussen,  besitzt,  als  Botschaften  an  den  Kongreß  zu  richten, 
die  dieser  zu  beachten  nicht  gezwungen  ist,  und  daß  Präsident  und 
Sekretäre  sich  nicht  einmal  zu  den  Gesetzentwürfen  im  Kongresse 
äußern,  obwohl  die  Verfassung  es  nicht  ausschließt;1)  eine  ebenso  ge- 
ringe verfassungsmäßige  Macht  besitzt  der  Kongreß  über  die 
Exekutive.  (Dieselben  Beziehungen  in  den  Gliedstaaten  zwischen  Legis- 
lative und  Exekutive.)  Insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  Bundes- 
Finanzwesens  fehlt  es  an  einem  planvollen  Zusammenwirken  zwischen 
den  beiden  Gewalten ;  der  Finanzsekretär  sendet  Berichte  und  Vor- 
schläge, die  jedoch  nicht  die  feste  Grundlage  für  die  Feststellung  des 
Budgets  im  Abgeordnetenhause  bilden,  wie  bald  dargestellt  werden  wird. 

Dem  Senate  ist  mehr  Macht  eingeräumt  als  dem  Abgeordneten- 
hause, denn  der  Präsident  kann  nach  der  Bundesverfassung  nur  unter 
Zustimmung  des  Senates   die  Bundesrichter,  Gesandten,  Konsulen,  und 


*)  Dafl  der  Präsident  nur  noch  Botschaften  schickt,  ist  die  Nachwirkung  einer  von 
Jcfferson  (der  ein  schlechter  Redner  war)  eingeführten  Praxis,  und  daß  die  Staatssekretäre 
nicht  im  Hause  sprechen  auf  einen  Präzedenzfall  aus  der  Zeit  Hamiltons  zurückzuführen ; 
das  Abgeordnetenhaus  sprach  den  Wunsch  aus,  einen  schriftlichen  Bericht  zu  empfangen. 
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andere  hohe  Beamte  ernennen,  auch  ist  er  bei  dem  Abschluß  von  Ver- 
trägen an  die  Zustimmung  von  zwei  Dritteln  der  Senatoren  gebunden. 
(Das  Ernennungsrecht  des  Gouverneurs  war  bis  vor  kurzem  unbedeutend ; 
in  einigen  Staaten  ernannte  er  die  Richter,  einige  der  höchsten  Ver- 
waltungsbeamten und  Subalternbeamte;  in  der  jüngsten  Zeit  hat  es, 
wie  wir  noch  sehen  werden,  zugenommen.)  Andererseits  hat  der  Präsi- 
dent ein  beschränktes  Veto  gegen  die  Gesetzentwürfe  des  Kongresses. 
Die  vom  Präsidenten  beanstandeten  Gesetzentwürfe  müssen  von  neuem 
beraten  werden  und  zwei  Drittel  der  Stimmen  auf  sich  vereinigen, 
wenn  der  Widerspruch  des  Präsidenten  überwunden  werden  soll.  (Der 
Gouverneur  besitzt  das  Veto  nur  in  zwei  Staaten  nicht,1)  und  in  den 
meisten  Einzelstaaten  muß  die  neue  Mehrheit  größer  sein,  als  die  alte.2) 
Die  Gouverneure  machen  von  ihrem  Rechte  einen  stärkeren  Gebrauch 
als  die  Präsidenten.)  Selten  werden  Gesetzentwürfe,  gegen  welche  Ein- 
spruch erhoben  worden  ist,  durch  Überstimmung  angenommen;  oft 
sieht  das  Haus  von  einer  neuen  Abstimmung  ab.8) 

In  diesen  Einrichtungen  haben  wir  den  Beweis  für  die  Absicht  der 
Schöpfer  der  Bundesverfassung,  daß  diese  beiden  Gewalten  sich  gegen- 
seitig beschränken  sollen.4)  Weiter  ist  den  Gerichtshöfen  das  Recht 
eingeräumt,  die  Gesetze  auf  ihre  Übereinstimmung  mit  der  Verfassung 
zu  prüfen    und    die   nicht   übereinstimmenden    für   nichtig   zu  erklären. 

Jene  Absicht  hat  den  Senat  zu  einer  höchst  eigentümlichen  Ein- 
richtung gemacht,  denn  er  hat  nicht  nur,  wie  wir  eben  gesehen  haben, 
eine  gesetzgebende  und  vollziehende  Funktion,  ihm  liegt  auch  eine 
richterliche  Tätigkeit  ob:  unter  dem  Vorsitz  des  höchsten  Bundes- 
richters ist.  er  oberster  Disziplinargerichtshof;  Anklagebehörde  ist  das 
Abgeordnetenhaus.  Dem  Präsidenten  steht  er  als  ein  gewichtiger 
Berater  zur  Seite,  dem  Abgeordnetenhause  als  ein  ernster  Mentor,  da 
seine  Zustimmung  zu  allen  Gesetzentwürfen  durch  die  Verfassung  vor- 
geschrieben ist.  In  dieser  Verfassung,  die  deutlich  zeigt,  was  man 
unter  dem  System  der  „checks  and  balances"  zu  verstehen  hat,  fehlt 
nur  einer  Person  der  klarumrissene  Wirkungskreis :  Dem  Vizepräsidenten. 
Er  ist  Präsident  des  Senats  ohne  jedoch  den  geringsten  Einfluß  auf  die 


x)  In  Rhode  Island  und  Nordkarolina  hat  der  Gouverneur  zwar  kein  „veto  properly 
so  called"  aber  „he  can  compel  the  reconsideration  of  any  measure  by  the  legislature". 
Woodrow  Wilson,  the  State,  rev.  ed.  (o.  D.),  1191.  Nach  Freund  (S.  148)  wurde  dieses 
Recht  in  Ohio  im  Jahre  1903  eingeführt.  In  28  Staaten  kann  er  einzelnen  Budgest- 
posten  seine  Zustimmung  versagen  und  in  Ohio,  Südkarolina  und  Washington  einzelnen 
Paragraphen  der  Gesetzentwürfe. 

2)  Es  scheint,  daß  nur  in  Connecticut  die  einfache  Mehrheit  genügt.  Woodrow 
Wilson,  1193. 

s)  Freund  S.  114. 

*)  vgl.  v.  Holst,  Das  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
1885,  S.  38. 
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Entschließungen  dieser  Körperschaft  ra   besitzen.    Man   hat  ihn  denn 

Buch   Schon   „Seine   überflüssige   Exzellenz"   genannt. 

Wie  die  Verfassung  der  Einzelstaaten  verfiel  auch  diejenige  des 
Rundesstaates  der  völligen  Demokratisierung,  obwohl  ihre  Änderung 
durch  eine  Revision  der  Verfassung,  wie  wir  noch  später  darzustellen 
haben  werden,  sehr  schwer  ist 

Ihre  Vater  hatten  sich  bemüht,  der  Trennung  der  Gewalten  da- 
durch eine  besonders  kräftige  Grundlage  zu  geben,  daß  der  Präsident, 
der  Senat  und  das  Abgeordnetenhaus  von  verschiedenen  Wahlkörpern 
gewählt  würden.  Wenn  die  Präsidentenwahl  bevorsteht,  dann  sollten  die 
Wähler  jedes  Staates  Wahlmänner  wählen,  die  weder  Mitglieder  des  Kon- 
gresses sein,  noch  ein  Bundesamt  bekleiden  dürften.  Diese  sollten  zu- 
sammentreten und  nach  freiem  Ermessen  den  Präsidenten  wählen.  Man 
erwartete,  daß  die  hervorragendsten  Männer  des  Staates  zu  Wahl- 
männern und  der  hervorragendste  Mann  des  Bundes  von  ihnen  zum 
Präsidenten  gewählt  werden  würde.  Durch  die  indirekte  Wahl  sollte  ver- 
hindert werden,  daß  eine  Person  wegen  ihrer  demagogischen  Talente  von 
der  aura  popularis  in  das  Weiße  Haus  getragen  würde.  Von  der  indirekten 
Wahl  durch  die  gesetzgebenden  Körper  sah  man  ab,  weil  der  Präsident 
kein  Parteimann  und  die  Spitze  der  Exekutive  nicht  von  der  Legis- 
lative abhängig  sein  dürfe.  Allein  dieses  kunstvolle  System  brach  schon 
bald  zusammen,  weil,  wie  später  zu  erklären  sein  wird,  die  Wahlmänner 
von  den  Wählern  den  Auftrag  erhielten,  einer  bestimmten  Person  ihre 
Stimme  zu  geben.  Die  Bestimmungen  der  Verfassung  sind  nicht  ver- 
ändert worden,  aber  tatsächlich  wählen  dieselben  Wahlkörper  den 
Präsidenten  und  die  Abgeordneten,  und  jener  wird  als  Parteihaupt  ge- 
wählt. Ähnliches  ereignete  sich  mit  dem  Senate.  Die  Wahl  der 
Senatoren  wurde  den  gesetzgebenden  Körpern  der  Einzelstaaten  zu- 
gewiesen, wieder  nahm  man  an,  daß  diese  politische  Destillation  eine 
besondere  Feinheit  des  Produktes  zustande  bringen  würde,  wiederum 
fiel  die  Wahl  tatsächlich  den  Wählern  zu,  die  schon  die  Abgeordneten 
und  den  Präsidenten  wählen,  weil  die  Parteioligarchen  auch  die  Nomi- 
nierung der  Kandidaten  zum  Senate  an  sich  rissen.1) 


l)  Weshalb  tatsächlich  die  Volkswahlen  gewöhnlich  keine  Volkswahlen,  sondern 
von  der  Parteileitung  beherrschte  Wahlen  sind,  wird  erst  nach  der  im  3.  Buche  zu 
gebenden  Darstellung  der  amerikanischen  Parteiorganisationen  verständlich  werden.  Die 
meisten  Senatoren  gelangen  in  den  Senat  durch  den  Einfluß  der  Parteiregisseure  (bosses). 
Ein  Teil  des  Senates  besteht  aus  Bosses.  Da  diese  auch  die  Drahtzieher  bei  den 
Wahlen  der  Abgeordneten  sind,  so  erlangt  dadurch  der  Senat  ein  Übergewicht  über  das 
Abgeordnetenhaus.  Ein  anderer  Grund  ist  das  Mitwirkungsrecht  des  Senates  bei  den 
Beamtenernennungen,  welches  die  Abgeordneten  zur  Unterordnung  veranlaßt.  So  ist  in 
dem  Bunde  der  Senat  nicht,  was  er  sein  sollte,  nur  ein  Moderator,  er  hat  mehr  Macht 
als  die  zweite  Kammer. 
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Diese  Erfahrungen  legen  den  Gedanken  nahe,  daß  die  Gewalten- 
teilung nur  in  einem  solchen  monarchischen  Staatswesen  verwirklicht 
werden  kann,  dessen  Fürst  kraft  eigenen  Rechtes x)  herrscht,  dessen 
Abgeordnetenhaus  aus  Volkswahlen  hervorgeht  und  dessen  Oberhaus 
aus  Mitgliedern  besteht,  denen  ihre  Sitze  zufallen,  weil  in  der  Verfassung 
vorgesehen  ist,  daß  Männer  in  bestimmten  (politische  Erfahrung  und 
unparteiisches  Urteil  bedingenden)  Stellungen  Mitglieder  sind  und  Ver- 
bände Listen  vorlegen,  aus  denen  die  erste  Kammer  geeignete  Personen 
auswählt.  Auch  fehlt  es  in  repräsentativen  Demokratien  an  einem  ver- 
mittelnden Organ,  wenn  die  Gewaltentrennung  die  Staatsmaschine  zum 
Stillstand  bringt.  Solche  „deadlocks"  hat  Benjamin  Constant  im  Auge 
gehabt,  als  er  dem  Fürsten  die  Stellung  eines  Vermittlers  zuwies. 2) 
In  der  Tat  bedeutet  es  einen  Verzicht  auf  die  Machtmittel,  die  das 
Königtum  einem  Staate  zur  Verfügung  stellen  kann,  wenn  man  es  auf 
eine  passive  Rolle  beschränken  will;  der  Fürst  soll  Einfluß  ausüben, 
aber  in  konstitutioneller  Weise.  Womit  aber  kein  Bekenntnis  zu  den 
Theorien  Constants  abgelegt  werden  soll. 

Die  geschilderten  Übel  wurden  verstärkt  durch  die  Ausdehnung 
des  allgemeinen,  gleichen  Wahlrechtes.  Dies  war  die  Folge  wirt- 
schaftlicher Tatsachen.  Die  Niederlage  Frankreichs  hatte  die  Bahn 
freigemacht  für  die  Besiedlung  des  jenseit  der  Alleghanies  gelegenen 
fruchtbaren  Mississippitales,  und  die  Unabhängigkeit  der  Kolonien  be- 
seitigte die  rechtlichen  Hindernisse,  die  einer  beispiellosen  Entfaltung 
der  Volkswirtschaft  im  Wege  standen.  In  den  sich  im  Westen  bildenden 
Gemeinwesen  herrschte  gleichsam  der  gesellschaftliche  Urzustand  der 
allgemeinen  Freiheit  und  Gleichheit,  weshalb  das  allgemeine  gleiche 
Stimmrecht  sich  als  ein  ganz  selbstverständliches  Recht  einstellte.  Aber 
auch  in  den  alten  Staaten  des  Ostens,  wo  eine  200jährige  Geschichte 
die  Gesellschaft  differenziert  hatte,  wirkten  wirtschaftliche  Kräfte  auf 
dasselbe  Ziel  hin.  Es  bildete  sich  neuer  Reichtum  durch  die  empor- 
blühende Industrie,  der  mit  dem  alten  Reichtum  oft  keine  gesellschaft- 
lichen und  politischen  Beziehungen  hatte;  und  die  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung wie  die  Einwanderung  vermehrten  die  Zahl    ärmerer  Bürger. 


1)  Diese  politische  Auffassung  als  juristische  entwickelt  von  E.  Bernatzik,  Republik 
und  Monarchie,   1892,  S.  29  f. 

2)  Nach  der  Darlegung,  daß  die  herkömmlichen  drei  Gewalten  zusammenwirken 
müßten,  fährt  er  fort:  „Mais  quand  ces  ressorts  deranges  se  croisent,  s'entre-cho- 
quent  .  .  .  il  faut  une  force  qui  les  remette  ä  leur  place.  Cette  force  ne  peut  pas  etre 
dans  Tun  de  ces  ressorts  .  .  .  la  monarchie  constitutionelle  a  ce  grand  avantage  qu'elle  cree 
ce  pouvoir  dans  la  personne  d'un  roi."  In  dem  vom  Pouvoir  Royal  handelnden  Kapitel 
des  „Cours  de  Politique  Constitutionelle",  Paris  1836. 

Nach  Bryce  haben  in  der  Union  diese  Aufgabe  die  Gerichtshöfe  und  die  öffent- 
liche Meinung  (II  266),  nach  Brooks  (Corruption  in  American  Politics  and  Life,  1910, 
S.  214)  hat  sie  die  Parteikontrolle. 
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i  i.i  Beispiel  der  neuen  Staaten  und  die  von  1830  1850  die  Welt  be« 
herrschende  demokratische  Denkart1)  verstärkten  die  Kraft  der  wirt« 
schaftlichen  Ursachen.  Seit  etwa  [820  dring!  das  allgemeine  gleiche 
Stimmrecht  vor;  die  Bewegung  begann  schon  im  Jahn-  [800  in  Kentucky 
und  Vermont  Je  mein  die  Zahl  der  Wähler  zunahm,  um  so  not- 
wendiger wurde  eine  Parteiorganisation!  wie  noch  später  dai 
sein  wird.  Sie  bestellt  .ms  Berufspolitikern,  welche  für  ihre  Diei 
durch  Ämter,  aber  auch  durch  andere  wirtschaftliche  Vorteile  bezahlt 
werden.  Das  Gedeihen  der  Partei  hing  nunmehr  von  der  Zahl  der 
Wählämter  ab,  die  sie  KU  vergeben  hatte;  ihre  Zahl  wuchs,  wenn  die 
Amtszeit  der  Inhaber  auf  wenige  Jahre  vermindert  wurde.  Im  Jahre 
1820  war  ein  Gesetz  erlassen  worden,  das  sie  für  eine  nicht  geringe 
Zahl  vom  Amtskategorien  auf  vier  Jahre  festsetze.  Fls  sollte  ihnen 
damit  kein  Recht  auf  einen  vierjährigen  Verbleib  im  Amte  gegeben 
werden,  denn  die  Auflassung,  daß  der  Beamte  (mit  Ausnahme  der  auf 
Lebenszeit  angestellten)  jederzeit  entlassen  werden  könne,  stand  schon 
seit  langer  Zeit  fest.  Der  Gesetzgeber  hatte  aber  auch  nicht  beabsichtigt, 
die  Amtsdauer  auf  vier  Jahre  zu  beschränken,  er  hatte  nur  bezweckt, 
die  Rechnungslegung  der  Beamten  zu  beschleunigen  und  sich  ehrloser 
Individuen  ohne  gerichtliches  Verfahren  entledigen  zu  können;  einer 
Wiederwahl  sollte,  wie  heute  in  der  Schweiz,  nichts  im  Wege  stehen. 
Nun  aber  wurde  das  Gesetz  so  verstanden,  daß  der  rasche  Wechsel  im 
Interesse  des  Dienstes  sei.  Dauernd  angestellte  Beamte,  so  behauptete 
man,  würden  nachlässig,  zwar  sei  es  ein  Übel,  daß  ihre  höhere  Erfahrung 
dem  Lande  verloren  gehe,  aber  dieser  Verlust  würde  mehr  als  auf- 
gewogen durch  die  Gewissenhaftigkeit  unerfahrener  Neulinge.  Daß  der 
rasche  Beamtenwechsel  ein  Grundpfeiler  der  Demokratie  sei,  diese  Auf- 
fassung entstand  noch  aus  einem  anderen  Grunde;  es  hieß,  jeder  habe 
einen  Anspruch  auf  die  Bekleidung  der  Staatsämter  und  die  damit  ver- 
bundenen Einnahmen.  Diese  waren  und  sind  aber  großenteils  nicht 
hoch,  außerdem  unsicher,  während  die  Betätigung  in  der  amerikanischen 
Volkswirtschaft  königliche  Preise  austeilte  und  verhieß.  Trotzdem  war 
schon  damals  der  Zudrang  zu  der  Laufbahn  des  Berufspolitikers  sehr 
bedeutend.  Was  beweist  es?  Daß  die  Lehren  von  der  Gleichheit  der 
Menschen  und  ihrer  ausschließlichen  Differenzierung  durch  die  Umwelt 
falsch  sind.    Auch  in  unerschlossenen  reichen  Ländern  gibt  es  Personen, 


x)  The  perioci  from  1830  to  1850  was  marked  the  world  over  by  the  growth 
of  an  overweening  confidence  in  the  wisdom,  the  greatness  and  the  goodness  of  the 
people.  All  evils  in  government  were  to  be  done  away  by  bringing  the  people  as  near 
as  might  be  to  the  seats  of  government.  F.  J.  Goodnow,  Municipal  Home  Rule,  1906, 
S.  3.  Es  ist  die  Zeit,  in  der  von  Frankreich  her  eine  materialistische  Geschichtsauffassung 
(Ausgang  von  der  Masse)  verbreitet  wird.  E.  Bernheim,  Lehrbuch  der  historischen 
Methode  3.  u.  4.  A.   1903. 
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die  den  Beruf  des  Politikers  vorziehen :  Menschen,  die  es  in  einem 
anderen  zu  nichts  gebracht  haben,  energielose  Faulenzer  und  Individuen, 
die  über  jene  häufig  überschätzte  Intelligenz  verfügen,  die  Bacon  in 
seinem  berühmten  Essay  über  die  List  beschrieben  hat.  —  Die  Demo- 
kratisierung wurde  durch  ein  anderes  vollendet.  Bis  dahin  waren  die 
Beamten  in  den  Einzelstaaten  überwiegend  von  den  Gouverneuren  und 
den  gesetzgebenden  Körpern  gewählt  worden,  nun  trat  immer  mehr 
die  Volkswahl  in  den  Vordergrund. 

Fünf  Tatsachen  offenbaren  also  die  zunehmende  Demokratisierung 
der  Verfassung:  i.  Die  tatsächlich  direkte  Wahl  des  Präsidenten  und 
des  Senates;  2.  die  Ausdehnung  des  allgemeinen  Wahlrechtes;  3.  die 
Zunahme  der  Wahlämter  mit  geringer  Amtsdauer ;  4.  das  Dasein  eines 
durch  Hunger  und  Habsucht  mit  der  Partei  verbundenen  Beamtentums ; 
5.  die  pseudo-demokratische  Parteiorganisation.  Die  Gewährung  des 
allgemeinen  Wahlrechtes  und  die  Volkswahl  wurden  zwar  durch  die 
wirtschaftliche  und  die  politische  Entwicklung  beschleunigt,  aber  früher 
oder  später  mußten  sie  aus  den  demokratischen  Prinzipien  folgen,  da- 
rüber darf  man  sich  keiner  Täuschung  hingeben.  In  Connecticut 
bestand  die  Richterwahl  durch  das  Volk  schon  vor  der  Revolution, 
und  die  Verfassung  von  Massachusetts  forderte  das  Zurücktreten  der 
Beamten  in  das  Privatleben  nach  einer  gewissen  Zeit,  damit  sie  nicht 
Bedrücker  des  Volkes  würden. 

Die  zunehmende  Macht  des  Volkes  über  Regierung  und  Gesetzgebung 
ist  eine  Erscheinungsform  der  Demokratisierung  eines  Staatswesens,  die 
andere  ist  die  zunehmende  Unterwerfung  der  ausführenden  Gewalt  unter 
den  gesetzgebenden  Körper.  Einen  Teil  dieses  Vorganges  haben  wir 
schon  vorher  erwähnt,  wir  lernten  den  Einfluß  des  Senates  auf  die 
Exekutive  kennen.  Der  Präsident  soll  die  Bundesbeamten  mit  der  Zu- 
stimmung und  geleitet  von  dem  Rate  der  Senatoren  ernennen.  Der  Senat 
hat  den  Präsidenten  die  Wahl  seines  Kabinetts,  seiner  Staatssekretäre 
gelassen,  aber  bei  allen  anderen  Ernennungen  haben  die  Senatoren  der- 
jenigen Staaten,  für  welche  Beamte  zu  ernennen  sind,  deren  Ernennung 
tatsächlich  an  sich  gerissen,  um  ihre  Parteigänger  zu  belohnen  und  eine 
Schar  von  Abhängigen  zu  bilden.  Es  sind  gewöhnlich  die  größeren 
Ämter,  über  die  die  Senatoren  verfügen.  Es  hat  aber  auch  das  Abge* 
ordnetenhaus  sich  einem  solchen  Einfluß  zu  verschaffen  vermocht;  wenn 
die  Abgeordneten  der  Partei  des  Präsidenten  angehören,  werden  sie 
bei  der  Anstellung  solcher  Kandidaten  befragt,  deren  Amtskreis  nicht 
über  ihren  Wahlkreis  hinausgeht ;  es  sind  dies  folglich  die  niederen  Ämter. 

Da  aber  dieser  Kammer  keine  verfassungsmäßige  Gewalt  über  die 
Exekutive  eingeräumt  ist,  so  erhebt  sich  die  Frage,  wie  sie  .cie  zu  ge- 
gewinnen  vermocht  hat.  Zu  ihrer  Beantwortung  müssen  wir  weiter 
ausholen.    Das  Abgeordnetenhaus  (und  der  Senat)  sind  in  eine  Anzahl  von 
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Ausschüssen  für  ihre  verschiedenen  Aufgaben  geteilt,  welche  ohne  engen 
Zusammenhang  miteinander  arbeiten,  so  daß  die  Einheit  der  beiden 
J  [äuser  verloren  geht.  Indem  nun  der  Kongreß  die  Amtsführung  der 
Exekutive  durch  Befragung  vor  einem  der  vorher  erwähnten,  im  stillen 
arbeitenden  Ausschüsse,  wie  durch  Einforderung  von  Berichten  kontrolliert, 
macht  er  die  Minister  indirekt  von  sich  abhängig.  Weiter  braucht  die  Ver- 
waltung Geld,  sie  braucht  Gesetze;  verschaffen  kann  sie  ihr  aber  nur  der 
von  der  Exekutive  unabhängige  gesetzgebende  Körper.  Durch  Gesetze 
kann  der  Kongreß  sie  zwingen  (der  Präsident  hat  nur  ein  aufschiebendes 
Veto),  die  von  ihm  gewünschten  Bahnen  zu  beschreiten.  So  wird  die 
Verwaltung  die  Dienerin  der  Gesetzgeberin  und  bezahlt  mit  Er- 
nennungen die  guten  Dienste  der  anderen,  obwohl  Exekutive  und  Legis- 
lative im  System  der  Gewaltentrennung  unabhängig  von  einanderdastehen. 

Ein  scharfes  Licht  auf  das  (auch  in  den  Einzelstaaten  herrschende) 
Ausschußsystem  und  das  Verhältnis  zwischen  Gesetzgebung  und  aus- 
führender Gewalt  wirft  das  Zustandekommen  des  Budgets;  von  dem 
mehr  zeremoniellen  Anteil  des  Finanzministers  an  ihm  haben  wir 
schon  gesprochen.  Ein  Budget  im  Sinne  eines  von  der  ausführenden 
Gewalt  dem  Parlamente  vorgelegten  Gesetzentwurfes,  der  aufgebaut  ist 
auf  einer  bilanzierenden  Übersicht  der  in  einer  zukünftigen  Finanzperiode 
notwendigen  Ausgaben  und  zu  erwartenden  Einnahmen,  gibt  es  nicht. 
Ein  Ausschuß  beschäftigt  sich  mit  den  Ausgaben,  ein  anderer  mit 
den  Einnahmen.  Daß  sie  miteinander  übereinstimmen,  dafür  hat 
niemand  zu  sorgen.  So  sind  die  Vorsitzenden  der  Finanzausschüsse 
im  besonderen,  der  Ausschüsse  im  allgemeinen,  tatsächlich  „eine  zweite 
Garnitur  von  Ministern,  vor  denen  die  Verwaltung  zittert  und  welche, 
obwohl  sie  weder  einen  Minister  noch  einen  Schleusenmeister  ernennen 
oder  absetzen  können,  dennoch  den  von  ihnen  kontrollierten  Verwaltungs- 
zweigen durch  die  Gesetzgebung  die  Marschroute  vorzuschreiben  ver- 
mögen".1) 

Das  Ergebnis  dieser  Entwicklung  hat  eine  scharfe  Kritik  in  dem 
Werke  Woodrow  Wilsons  „Congressional  Government"  gefunden.  Ver- 
zettlung der  Macht  und  niemandes  Verantwortlichkeit!  das  ist  nach 
ihm  die  Signatur.  Der  Kongreß  ist  Herr  im  Lande,  aber  nicht  ver- 
antwortlich. Er  hat  hundert  Ausschüsse,  aber  keinen  Führer,  der  für 
ihren  Mißbrauch  zur  Verantwortung  gezogen  werden  könnte.  Die 
Beamten  sind  alle  strafrechtlich,  aber  nicht  politisch  verantwortlich, 
und  selbst  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  hat  bisher  kümmerliche 
Früchte  getragen.  Der  Präsident  ist  politisch  nicht  verantworlich,  denn 
er  ist  auf  Schritt  und  Tritt  an  die  Zustimmung  des  Senats  gebunden, 
die    Staatssekretäre,    dem   Präsidenten    verantwortlich    aber   nicht   dem 

*)  Bryce  I  91,   162. 
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Kongresse,  der  ihre  Bewegungen  einschnürt  und  ihre  Verwaltung  be- 
schnüffelt. Andererseits  ist  die  Macht  des  Kongresses  zu  gering,  als 
daß  ein  geriebener  Beamter  ihm  nicht  ein  Schnippchen  schlüge,  und 
keiner  braucht  zu  besorgen,  von  ihm  seines  Amtes  entsetzt  zu  werden. 
Besonders  in  schwierigen  Lagen,  in  denen  rasch  gehandelt  werden 
muß,  ist  „die  Zerfetzung  der  Gewalt  und  die  Unterschlagung  der  Ver- 
antwortlichkeit" gefährlich,  weil  stets  mehrere  zusammenwirken  und 
zusammen  handeln  müssen,  „there  is  no  supreme  ultimate  head".  Große 
parlamentarische  Führer  könnten  sich  in  dieser  Luft  nicht  entwickeln.1) 
Wir  haben  die  Demokratisierung  der  amerikanischen  Verfassung 
aus  der  dem  demokratischen  Prinzip  innewohnenden  Kraft  unter  dem 
fördernden  Einflüsse  rascher  wirtschaftlicher  und  gesellschaftlicher  Ent- 
wicklung erklärt.  Nicht  selten  betrachtet  man  sie  aber  als  die  Wirkung 
der  von  Thomas  Jefferson 2)  und  Andrew  Jackson  vertretenen  Grund- 
sätze. Jefferson  war  ein  radikaler  Bekenner  der  Volkssouveränetät. 
Um  das  Beste  vorweg  zu  nehmen,  so  schätzte  er  die  Selbstverwaltung 
sehr  hoch.  Von  unten  auf  sollen  selbstregierende  Gemeinwesen  sich 
übereinander  aufbauen,  so  daß  ein  jedes  seine  eigenen  Angelegenheiten, 
die  es  am  besten  verstehe,  ordnet  und  nur  wenige  allgemeine  für  die 
Staatsverwaltung  übrig  läßt.  Abgesehen  hiervon  hat  er  aber  nur  ver- 
einzelte  Maßregeln    empfohlen    oder   Beispiele    gegeben,    die    man    als 


1)  Nicht  der  Gewaltentrennung,  die  ja  doch  nicht  mehr  besteht,  schreibt  Ostrogorski 
den  Mangel  an  großen  Führern  zu,  sondern  dem  zerstörenden  Einfluß  der  amerikanischen 
Parteiorganisation  und  Schwächen  des  amerikanischen  Charakters.  Ohne  die  Hilfe  der 
Organisation  könne  niemand  in  das  öffentliche  Leben  gelangen;  sie  wünsche  aber  bieg- 
same, unselbständige  Menschen,  die  sich  von  ihr  beherrschen  ließen ;  weiter  bestehe  für 
niemanden  die  Sicherheit,  in  der  politischen  Laufbahn  verharren  zu  können ;  endlich 
unterdrücke  die  Demokratie  sowohl  das  starke  Selbstvertrauen  und  Selbstgefühl  wie  die  Unter- 
ordnung, weshalb  der  Amerikaner  die  Verantwortlichkeit  scheue.    Democracy,  1902,  II  560  f. 

Eine  eigentümliche  Kritik  dieser  Klagen  liefert  die  Sehnsucht  mancher  Franzosen 
nach  der  amerikanischen  Verfassung.  Naquet  brachte  im  Jahre  1894  einen  diesbezüg- 
lichen Antrag  in  der  französischen  Kammer  ein.  Im  Jahre  191 1  veröffentliche  Jules 
Roche  in  der  Republique  Franchise  mehrere  Artikel  ähnlichen  Inhaltes.  In  Chile  aber 
unternahm  der  Präsident  Balmaceda  einen  Staatsstreich,  um  die  parlamentarische  Regie- 
rung durch  die  gewaltenteilende  zu  ersetzen. 

2)  Ostrogorskis  Meinung  ist  diese:  „The  triumph  of  Jefferson,  in  1S01,  without 
effecting  a  democratie  revolution  in  habits,  gave  an  extraordinary  impulse  to  the  Propa- 
ganda of  democratie  ideas,  made  them  the  object  of  an  almost  ritual  cult.  Poliücians 
vied  with  each  other  in  repeating  that  the  voice  of  the  people  is  the  voice  of 
God ,  that  before  the  majesty  of  the  people  everything  should  bow.  Writers 
popularised  and  gave  point  to  these  ideas.  In  pamphlets  composed  for  the 
farmers  and  the  mechanics  they  preached  a  Crusade  against  ,money  power',  banks,  jud- 
ges  appointed  by  the  government,  and  against  all  the  other  aristocratie  institutions,  the 
sole  existence  of  which  was  an  insult  to  the  sovereign  people."  A.a.O.  II  27.  (Dieses  Werk, 
ist  ursprünglich  in  französischer  Sprache  erschienen ;  die  englische  Übersetzung  hat 
den  Vorzug  vor  dem  Originale,  daß  sie  von  Bryce  eingeleitet  wird.) 
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spezifisch  demokratis«  he  bezeichnen  konnte.  Der  Aufhebung  der 
Sklaverei  hat  er  nur  eine  platonische  Neigung  entgegengebracht  und 
das  allgemeine  gleiche  Stimmrecht  niemals  gefordert.  Wohl  hat  der 
Präsident  Jefferson  beim  Antritt  seines  Amtes  eine  Anzahl  von  Beamten 
aus  ihren  Stellungen  entfernt,  unter  denen  sich  aber  nicht  wenige  be- 
fanden, tue  John  Adams  noch  kurz  vor  dem  Ende  seiner  Amtszeit  er- 
nannt hatte.  Kr  ist  auch  für  einen  häufigeren  Wechsel  der  Beamten, 
insbesondere  der  Richter,  für  ihre  Wahl  auf  kurze  Zeit  eingetreten, 
aber  die  Wahl  der  Richter  auf  kurze  Zeit  begann  sich  doch  erst  nach 
i  S 3 2  vom  Staate  Mississippi  aus  zu  verbreiten  l)  und  das  Beamtengesetz 
wurde,  wie  wir  eben  gesehen  haben,  erst  im  Jahre  1820  erlassen. 
(Jefferson  lebte  von  1743— 1826).  Er  gehörte  endlich  zu  denen,  die 
es  beklagten,  daß  die  Bundesverfassung  keine  Erklärung  der  Menschen- 
rechte enthalte.  Die  Art  seines  politischen  Denkens  wird  durch  nichts 
besser  bezeugt,  als  durch  die  Meinung,  daß  von  Zeit  zu  Zeit  ein  kleiner 
Aufstand  den  Regierenden  nicht  schaden  könne.  Die  Regierenden 
sind,  das  ist  seine  Meinung,  geneigt,  sich  zu  Tyrannen  zu  entwickeln, 
während  das  Volk  infolge  seiner  Gutmütigkeit  in  Gefahr  gerät,  von 
ihnen  in  Fesseln  geschlagen  zu  werden.  Diese  mißtrauische  Stimmung, 
die  in  allen  Zeiten  und  Zonen  in  der  Seele  des  ungebildeten 
Demokraten  nachweisbar  ist,,  war  dem  Gemüte  selbst  dieses  Staats- 
mannes und  Präsidenten  nicht  fremd.  Ob  sie  die  Wirkung  einer  ernsten 
Selbstprüfung  nach  dem  verfassungswidrigen  Ankauf  von  Luisiana  war  ? 
Weit  mehr  als  einen  demokratischen  tragen  seine  Grundsätze 
einen  partikularistischen,  manchesterlichen,  agrarischen,  anarchistischen 
Stempel;  wieviel  von  seinen  Meinungen  der  Parteitaktik,  wieviel  seinen 
Überzeugungen  angehört,  darüber  kann  man  streiten.  Jefferson  ist 
Gegner  einer  starken  Bundesregierung,  sowohl  im  Verhältnis  zu  den 
Gliedstaaten,  wie  zu  den  Bürgern  der  Union.  Er  ist  ein  Vorkämpfer 
für  die  Staatenrechte,  und  damit  wird  der  Enthusiast  für  Menschen- 
rechte der  Schützer  der  Sklavenbarone.  Während  die  Schöpfer  der 
amerikanischen  Bundesverfassung,  insbesondere  der  geniale  Alexander 
Hamilton,  durch  gemeinsame  Bundeseinrichtungen  (Heer  und  Flotte, 
ein  alle  Staaten  umschließendes  Zollgebiet,  Übergang  der  Schulden  der 
Einzelstaaten  auf  den  Bundesstaat,  Nationalbank,  Bundesfinanzwesen) 
die  Kraft  des  Ganzen  zu  erhöhen  suchen,  steht  Jefferson  ihnen  feind- 
selig gegenüber,  weil  sie  die  Rechte  der  Gliedstaaten  vermindern 
mußten.  Er  stellte  den  Grundsatz  auf,  Bundesstaat  und  Einzelstaat 
sollten  so  unabhängig  voneinander  sein,  wie  verschiedene  Nationen: 
die  Aufgaben  des  einen  beziehe  sich  auf  die  auswärtigen  Verhältnisse, 
die  der  anderen  auf  die  inneren  Angelegenheiten.    Als  der  Bund  während 


')  Ostrogorski,  II  91. 
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der  Konflikte  mit  England  und  Frankreich,  die  aus  der  französischen 
Revolution  hervorgingen,  ein  Aufruhr-  und  Fremdengesetz  gegen  die 
im  Lande  wühlenden  Agenten  auswärtiger  Mächte  erließ,  tadelte  Jefferson 
diese  Maßregel  auf  das  entschiedenste. 

Ja  er  verstieg  sich  zur  Theorie,  daß  die  Gliedstaaten  das  Recht 
hätten,  solche  Bundesgesetze  für  nichtig  zu  erklären,  in  denen  sich  der 
Bund  Befugnisse  beilege,  die  nicht  ausdrücklich  von  den  Einzelstaaten 
auf  ihn  durch  den  Bundesvertrag  übertragen  worden  seien.  Berüchtigt 
sind  die  auf  seine  Veranlassung  in  Virginien  und  Kentucky  zustande 
gekommenen  Beschlüsse.  Aus  diesen  geben  wir  einige  zur  Probe.  Die 
Staaten  haben  alle  nicht  ausdrücklich  zugestandenen  Rechte  behalten; 
wenn  der  Bund  sich  Rechte  anmaßt,  die  nicht  in  der  Bundesverfassung 
verzeichnet  sind,  so  sind  sie  nichtig.  Der  Bund  hat  die  Befugnis,  be- 
stimmte Verbrechen  zu  bestrafen;  Fremden-  und  Aufruhrgesetze  ge- 
hören nicht  zu  ihnen;  sie  sind  folglich  nichtig.  Der  Bund  ist  nicht 
berechtigt,  die  Freiheit  der  Presse,  der  Religion,  der  Rede  einzu- 
schränken; solche  Gesetze  sind  folglich  nichtig.  Insbesondere  genießen 
die  Einwanderer  den  Schutz  der  Gliedstaaten ;  auf  sie  bezügliche 
Bundesgesetze  sind  nichtig.1)  Die  Schwäche  der  Regierungsgewalt  er- 
schien Jefferson  für  den  internationalen  Verkehr  nicht  schädlich,  denn 
er  behauptete,  es  sei  kein  Grund  vorhanden,  weshalb  die  Völker  nicht 
im  Frieden  miteinander  leben  sollten.  Insoweit  hatten  seine  Meinungen 
eine  erfreuliche  Folge,  als  seine  Verwaltung  sich  durch  Sparsamkeit 
auszeichnete,  er  ließ  die  Gesandtschaften  in  Preußen,  Holland,  Portugal 
eingehen;  mit  Zustimmung  des  Kongresses  setzte  er  das  Heer  auf 
3000  Mann  herab,  er  verkaufte  mehrere  Kriegsschiffe,  erniedrigte  die 
Gehälter  der  Zollbeamten  und  vermochte  so  verschiedene  Steuern  ab- 
zuschaffen: die  inneren  Verbrauchssteuern  auf  alkoholische  Getränke, 
die  Stempelsteuer  und  die  Wagensteuer.  Hierdurch  gewann  er  viele 
Anhänger  in  den  unteren  und  mittleren  Klassen,  besonders  unter  den 
Landwirten.  Dies  führt  uns  am  Leitfaden  der  materialistischen  Geschichts- 
philosophie zu  dem  Klassengegensätze,  der  die  Union  entzweite. 

Die  Stärkung  der  Bundesgewalt  kam  vorzugsweise  dem  Nordosten 
zugute,  wo  Rheder,  Großkaufleute,  Industrielle  über  bedeutende  Kapi- 
talien verfügten,  wie  auch  hier  die  Hauptvertreter  der  Schutzzollpolitik 
wohnten.  Für  die  Sklavenstaaten  des  Südens,  aus  denen  Jefferson 
hervorgegangen  war,  bedeutete  sie  eher  eine  Last  als  einen  Vorteil. 
Seine  agrarfreundlichen  Überzeugungen  wuchsen  bei  ihm  auch  aus 
sentimentalen  Überzeugungen  hervor,  die  wir  im   18.  Jahrhundert  nicht 


l)  Es  kann  nicht  die  Aufgabe  eines  politischen  Werkes  sein,  die  rechtliche  Theorie 
Jeffersons  zu  prüfen,  oder  ihre  Folgen,  die  am  greifbarsten  in  der  „Nullifikation"  der  Zoll- 
tarife von  1824  und  1828  durch  Südkarolina  hervortraten,  zu  erzählen.  Für  beides  sei  auf  das 
Werk  von  v.  Holst,  Verfassung  und  Demokratie  in  den  Vereinigten  Staaten  I,  1873,  verwiesen. 
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mir  bd  RotlMCaU  oder  seinen  Schülern  linden.  Großstädte,  Industrie, 
Schiffahrt,  Anhäufung  von  Kapital  fuhren  nach  ihm  zur  Korruption 
innl  Tyrannei,  er  war  der  Überzeugung,  daß  der  Grad  des  Mißver- 
hältnisses zwischen  der  Zahl  der  Ackerbauer  und  der  übrigen  Bevölkerung 

einen  guten  Maßstab  für  die  Beurteilung  der  in  einem  Lande  herrschenden 
sittlichen  Verwilderung  abgäbe. 

Endlich  beachte  man,  daß  Jefferson,  der  sich  vor  und  wahrend  der 
französischen  Revolution  in  Frankreich  aufgehalten  hatte,  ein  Freidenker 
war,  während  in  Massachusetts  die  aus  der  presbyterianischen  Vergangen- 
heit überkommenen  religiösen  Gefühle  weiter  lebten, ')  die,  durch  die 
französischen  Vorgänge  von  1793  aufs  äußerste  verletzt,  sich  in  dem  Hasse 
gegen  den  „Jakobiner"  Jefferson  entluden.  So  entstand  aus  idealen 
und  materiellen  Beweggründen  bittere  Zwietracht  zwischen  der  Partei 
der  Föderalisten  (so  nannte  man  die  Freunde  des  Bundesstaates)  und 
der  Partei  der  Republikaner  (so  nannten  sich  die  agrarisch  und  man- 
chesterlich gesinnten  Partikularisten);  später  wurde  für  sie  die  Be- 
zeichnung Demokraten  üblich.  Es  wurden  damals  im  Norden  sehr 
ungünstige  Urteile  über  die  Demokratie  geäußert.  2) 

Der    Vollender    der    ungesunden    Theorien    Jeffersons 3)    war    John 


x)  Noch  gegen  1800  kam  es  in  Massachusetts  vor,  daß  die  Pfarrer  in  die  Häuser 
der  Gläubigen  eintraten,  um  sie  vor  dem  „spirit  of  licence  and  of  French  infidelity" 
zu  warnen.  „Any  man  once  placed  under  this  ban  fared  badly,  if  he  afterwards  came 
before  a  bench  of  magistrates."  Henry  Adams,  History  of  the  United  States  under  the 
administration  of  Thomas  Jefferson  and  James  Madison,  Newyork   1889.     I  79  f. 

2)  Fisher  Arnes  sprach  sich  1803  so  aus:  „Our  country  too  big  for  union,  too  sordid 
for  patriotism,  too  demoeratie  for  liberty  .  .  .  a  demoeraey  cannot  last.  Its  nature 
ordains  that  its  next  change  shall  be  into  a  military  despotism  —  of  all  known  govern- 
ment  perhaps  the  most  prone  to  shift  its  head,  and  the  slowest  to  mend  its  vices.  The 
reason  is  that  the  tyranny  of  what  is  called  the  people,  and  that  by  the  sword,  both 
operate  alike  to  debase  and  corrupt,  tili  there  are  neither  men  left  with  the  spirit  to 
desire  liberty,  nor  morals  with  the  power  to  sustain  justice."  Dennie,  ebenfalls  1803: 
„A  demoeraey  is  scarcely  tolerable  at  any  period  of  national  history  .  .  .  it  is  on  its 
trial  here,  and  the  issue  will  be  civil  war,  desolation  and  anarehy.  No  wise  man  but 
discerns  its  imperfections,  no  good  man  but  shudders  at  its  miseries,  and  no  brave  man 
but  draws  his  sword  against  its  forces."     Henry  Adams  a.  a.  O.  S.  84  f. 

8)  Aus  der  großen  Literatur  über  Jefferson  führe  ich  einige  Urteile  zur  Stütze  der 
im  Texte  vertretenen  Auffassung  an.  Ungünstig  beurteilt  seinen  Charakter  Holst 
(a.  a.  O.  S.  139).  Er  behauptet,  „daß  er  teils  aus  Berechnung  und  teils  durch  seine 
idealistischen  Träume  verführt  seinen  Ehrgeiz  unter  der  Maske  größter  Einfachheit  und 
stoischer  Gleichgültigkeit,  ja  sogar  der  Abneigung  gegen  alle  politischen  Ehren  und 
Würden  verbarg."  (Ein  anderer  „Einfacher"  ist  Robespierre.)  Henry  Adams  (a.  a.  O. 
I  141  f.)  charakterisiert  seinen  Intellekt  so:  „Prone  to  innovation,  he  sometimes  genera- 
lised  without  careful  analysis.  He  was  a  theorist,  prepared  to  risk  the  fate  of  mankind 
on  the  chance  of  reasoning  far  from  certain  in  its  details.  Ridicule  of  his  opinions  and 
of  himself  was  an  easy  task.  He  was  superficial  in  his  knowledge  and  a  martyr  to  the 
discase  of  omniscience.  He  semeed  during  his  entire  life  to  breath  with  perfect  satis- 
faction    nowhere    except    in    the  liberal,  literary  and  scientific  air  of  1786  .  .  .  He  wished 
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C.  Calhoun,  der  geistige  Führer  der  Demokraten,  denen  nach  dem 
Untergang  der  Föderalisten  neue  Gegner  in  den  Whigs  erstanden. 
Die  Whigs,  deren  Führer  Clay  und  Webster  hießen,  sind  insofern  die 
Nachfolger  der  Föderalisten,  als  sie  Bundesrecht  über  Staatenrecht 
stellten,  für  einen  gemäßigten  Schutzzoll  und  gemeinsame  wirtschaftliche 
Einrichtungen  eintraten.  Aber  in  der  Periode,  welche  von  dem  Kampt 
zwischen  Whigs  und  Demokraten  erfüllt  war  —  von  den  dreißigern 
bis  in  die  Anfänge  der  fünfziger  Jahre  —  wurde  die  Sklaverei  das 
große  Problem,  das  gelöst  werden  mußte.  Demokrat  war  nun  fast 
gleichbedeutend  mit  Anhänger  der  Sklaverei,  aber  Whig  bedeutete 
nicht  einen  unbedingten  Gegner  dieser  Einrichtung;  an  dem  Zwiespalt 
über  diese  Frage  gingen  sie  zugrunde.  Etwa  um  dieselbe  Zeit  (18 50 
bis  1852)  rief  der  Tod  die  großen  Führer  Calhoun,  Clay  und  Webster 
ab.  Die  gewaltige  Frage  wurde  im  folgenden  Jahrzehnte  durch  eine 
Partei  von  Männern  gelöst,  welche  sich  Republikaner  nannten.  Sie 
begründeten  die  Herrschaft  des  Bundes  endgültig  und  schafften  die 
Sklaverei  ab.  Insoweit  sie  für  das  Bundesrecht  eintraten,  kann  man 
sie  Nachfolger  der  Föderalisten  und  Whigs  nennen.  Sie  entwickelten 
sich  aber  rasch  zu  Hochschutzzöllnern  und  Gönnern  eine,  verhängnis- 
vollen kapitalistischen  Entwicklung,  Bestrebungen,  welchen  die  Demo- 
kraten keine  geschlossene  Front  entgegenzusetzen  vermochten,  obwohl 
in  der  demokratischen  Partei  von  Anfang  an  freihändlerische  Tendenzen 
obwalteten.  Bald  wurde  die  Währung  das  Problem,  welches  die 
Parteien  zu  Gegnern  zu  machen  schien.  Tatsächlich  entzweite  es  jede 
Partei.  Die  heutigen  Republikaner  und  Demokraten  trennen  weder 
politische  noch  wirtschaftliche  Prinzipien,  sondern  nur  verschiedene 
Meinungen  über  die  Zweckmäßigkeit  der  Höhe  der  Zollsätze  und  andere 
wirtschaftliche  Fragen. 

to  begin  a  uew  era.  Hoping  for  a  time  when  the  world's  ruling  interests  should  cease 
to  be  local,  when  questions  of  boundary  and  nationality  should  become  insignificant, 
when  armies  and  navies  should  be  reduced  to  the  work  of  police,  and  politics  should 
consist  only  in  non-intervention  ...  As  he  conceived  a  true  American  policy,  war 
was  blunder,  an  unnecessary  risk ;  and  even  in  the  case  of  robbery  and  aggression  the 
United  States,  he  believed,  had  only  to  stand  on  the  defensive  in  order  to  obtain  justice 
in  the  end."  Sein  politisches  Glaubensbekenntnis  nach  Paul  Leicester  Ford  (The 
Writings  of  Thomas  Jefferson  1893  S.  XXI):  ,,The  do.ninant  principle  of  his  creed  was 
that  all  power  belonged  to  the  people,  and  that  governments,  constitutions,  laws, 
precedent,  and  all  other  artificial  clogs  and  „Protections"  are  entitled  to  respect  only  as 
they  fulnlled  their  limiterd  function  of  aiding  —  not  curtailing  —  the  greatest  freedom 
to  the  individual.  For  this  reason  he  held  that  no  power  existed  to  bind  the  people 
or  postenty  except  by  their  own  acts.  He  was  the  defender  of  the  State  governments, 
for  he  regarded  them  as  a  necessary  division  for  local  self-government  and  as  natural 
checks  on  the  national  power,  and  so  a  safe-guard  to  the  people.  Because  he  believed 
the  national  judiciary  and  the  national  bank  opposed  to  the  will  of  the  people,  he 
attackcd  them. 


Uie   franzoiische   Vm..    mag    rOB    1791.  < >' 

Noch  eine  Frage,  die  in  den  Vereinigten  Staaten  seit  Jahren 
brennend  ist,  ist  keine  Parteifrage.  Zu  ihrem  Verständnis  müssen  wir 
noch  einmal  zu  den  Nachfolgern  Jeffersons  zurückkehren.  Als  ein 
.im lerer  seiner  geistigen  Erben  wird  häufig  Andrew  Jackson  genannt, 
der  im  Jahre  1N2X  zum  Präsidenten  gewählt  wurde.  In  praktischer 
-  kling  ist  er  das  insofern,  als  er  die  von  Jeffcrson  begonnene  Übung, 
die  von  der  Gegenpartei  angestellten  Beamten  aus  ihren  Ämtern  zu 
entfernen,  in  einem  so  riesigen  Maßstabe  fortsetzte,  daß  von  nun  an 
der  Grundsatz  sich  einbürgerte,  daß  alle  Ämter,  die  der  Präsident  zu 
vergeben  habe,  mit  Mitgliedern  seiner  Partei  besetzt  werden  müßten. 
Zu  jener  Zeit  kam  der  Grundsatz  auf:  Dem  Sieger  die  Beute!  Während 
die  früheren  Präsidenten  zusammen  73  Beamte  entlassen  hatten,  setzte 
er  gleich  2000  vor  die  Türe.  Aber  der  Beweggrund  dieser  Handlung 
war  kein  theoretisches  Prinzip,  sondern  die  Tatsache,  daß  der  Präsident 
nur  mit  Hilfe  einer  großen  Parteiorganisation  hatte  gewählt  werden 
können.     Für  die  VVahlmacher  mußte  Platz  gemacht  werden. 

Wir  haben  vorher  der  Veränderung  des  Beamtenrechtes  gedacht, 
welche  den  Ausbau  der  Parteiorganisation  erleichterte,  wenn  nicht 
möglich  machte.  Beide  Parteien  haben  sie  entwickelt.  Sie  erwies  sich 
aber  als  Fluch  des  Landes,  weil  sie  Parteien  aufrecht  erhielt,  die  sehr 
wenige  Streitpunkte  entzweite.  So  wurde  die  Parteiorganisation  vor- 
nehmlich ein  Mittel,  um  den  ihnen  angehörenden  Berufspolitikern  Brot, 
Ehre  und  Reichtum  zu  verschaffen.  —  Mit  diesen  Andeutungen 
müssen  wir  uns  an  dieser  Stelle  begnügen. 

Sechster  Abschnitt. 

Die  französische  Verfassung  von  1791. 

Ich  weiß  nicht,  ob  man  auf  anderen  geschichtlichen  Gebieten 
fleißiger  ist,  als  auf  dem  der  französischen  Revolution,  jedenfalls  hat 
hier  die  Forschung  das  von  der  Legende  gezeichnete  Bild  des  un- 
geheuren Umsturzes  an  vielen  Stellen  zerstört  Man  glaubt  eine  Freske 
vor  sich  zu  sehen,  unter  deren  abfallenden  Blättern  ein  anderes  Ge- 
mälde erscheint.  Wir  kennen  jetzt  die  innigen  persönlichen  Beziehungen 
zwischen  bedeutenden  Köpfen  der  Union  und  Frankreichs,  ihren  leb- 
haften Gedankenaustausch  über  die  großen  staatsrechtlichen  Fragen 
der  Zeit.  Wir  wissen,  daß  die  Ereignisse,  welche  sich  in  Amerika 
abspielten,  den  Franzosen  einen  ungeheuren  Bildungsstoff  darboten. 
Wir  wissen  vor  allem,  daß  die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürger- 
rechte aus  dem  Jahre  1789  keine  ursprüngliche  Tat  des  französischen 
Geistes  war,  daß  ihr  Inhalt  nicht  aus  den  Werken  Rousseaus, 
Montesquieus,    Lockes    zusammengetragen    wurde,    sondern    daß    die 
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Franzosen  bewußt  dem  Beispiele  der  Amerikaner  folgten,  als  sie  der 
Verfassung  eine  Reihe  von  naturrechtlichen  Grundsätzen  vorausschickten.  *) 
Mit  fast  noch  größerer  Energie  als  von  denen  der  amerikanischen 
Staaten  wird  von  ihr  die  von  Montesquieu  als  staatsrechtliches  Prinzip 
betrachtete  Gewaltenteilung  als  ein  Menschenrecht  erklärt.  Der  16.  Ar- 
tikel lautet:  „Toute  societe  dans  laquelle  la  garantie  des  droits  n'est  pas 
assuree  ni  la  Separation  des  pouvoirs  determinee  n'a  point  de  Con- 
stitution." Frei  übersetzt:  Ein  Staatswesen  ist  nicht  fest  begründet, 
wenn  es  den  Untertanen  den  Genuß  ihrer  Rechte  nicht  gewährleisten 
kann  und  wenn  die  Gewaltentrennung  nicht  klar  durchgeführt  ist.  Auf 
dieser  Grundlage  bauten  die  Franzosen  ihre  Verfassung  vom  Jahre  179 1 
auf,  so  weit  die  politischen  Verhältnisse,  ihre  Erfahrungen  und  ent- 
gegenstehende Überzeugungen  es  nicht  verhinderten.  Dem  Richter- 
stande gaben  sie  nicht  die  Unabhängigkeit,  die  ihm  die  amerikanische 
Bundesverfassung  sicherte,  denn  die  Richter  werden  auf  Zeit  vom 
Volke  gewählt.  Wer  bedenkt,  was  sie  unter  dem  unabsetzbaren  Richter- 
stande gelitten  hatten,  wird  diese  Abweichung  verstehen,  welche  über- 
dies den  Grundsatz  der  Volkssouveränetät  deutlich  zum  Ausdruck 
bringen  sollte.  Auch  errichteten  sie  nicht  eine  erste  Kammer,  einen 
Senat,  wie  der  amerikanische  Bundesstaat  und  die  meisten  Einzelstaaten 
jener  Zeit.  Der  Verfassungsausschuß  hatte  ein  Oberhaus  empfohlen, 
aber  der  Haß  des  Bürgertums,  das  damals  noch  als  Vertreter  des  Volkes 
erschien,  gegen  den  Adel  ließ  es  nicht  zustande  kommen;  auch  war 
die  Abneigung  des  Landadels  gegen  den  mit  den  neuen  Ideen  ver- 
söhnten Teil  des  Hofadels,  der  voraussichtlich  dort  einziehen  würde, 
an  dieser  Entscheidung  beteiligt.  Der  Charakterisierung  der  Stellung 
des  Königs  in  der  französischen  Verfassung  muß  eine  allgemeine  Be- 
merkung vorausgehen. 

Das  Wort  Gewaltentrennung  (Separation  des  Pouvoirs)  weist  un- 
genügend hin  auf  das  dieser  Einrichtung  zugrunde  liegende  Befürfnis. 
Die  Staatsgewalten  dürfen  nicht  getrennt  werden,  da  sie  fortwährend 
zur  Erreichung  der  Staatszwecke  zusammen  wirken  müssen,  und  man 
wird  in  jedem  System  der  Gewaltentrennung  Abweichungen  von  dem 
starren  Prinzip,  bestimmte  Aufgaben  bestimmten  Organen  ausschließlich 
zuzuweisen  finden;  Montesquieu  selbst  hat  an  solchen  Anomalien  der 
englischen  Verfassung  keinen  Anstoß  genommen.     Nach  dem  Vorbilde 


*)  Jellinek  hat  diesen  Beweis  überzeugend  in  der  mehrfach  angeführten  Schrift 
., Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte"  geführt.  Von  Dubs  war  das  richtige  Ver- 
hältnis schon  erkannt  worden.  Das  öffentliche  Recht  der  Schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft, 1877  I  I49  f.  Die  Behauptungen  der  Gegners  Jellineks  findet  der  Leser  zu- 
sammengestellt in  W.  Rees,  Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte  von  1789 
(1912)1  welcher  die  Abhandlung  Jellineks  bekämpft.  Er  hat  m.  E.  den  bündigsten  Beweis 
für  dessen  Auffassung  beigebracht. 
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dci  Wortes  „Arbeitsteilung"  lagt  man  besser  Teilung  der  Gewalten, 
oder  Gleichgewicht,  Selbständigkeit  der  Gewalten,  da  man  durch  diese 
Einrichtung  ja  doch  nur  verhindern  will,  daß  eine  Staatsgewalt  die 
andere  beherrsche;  man  möchte  einen  der  Leidenschaft  der  Menschen 
entgegenwirkenden  Mechanismus  der  „checks  and  balances",  der  „freins 
et  contrepoids"  schaffen.  Die  Meinung  verdeutlicht  das  Folgende.  Es 
hat  die  ausführende  Gewalt  die  beste  Gelegenheit,  die  Lücken  der 
Gesetzgebung  zu  erkennen ;  es  muß  ihr  daher  auch  das  Recht  gegeben 
werden,  die  gesetzgebende  Versammlung  zu  zwingen,  von  ihr  einge- 
brachte, die  Ausfüllung  jener  Lücken  bezweckende  Gesetzentwürfe  zu 
beraten.  Sie  bedarf  der  Mittel  zur  Durchführung  der  Aufgaben  des 
Staates,  dessen  Bedürfnisse  ihr  genauer  als  dem  Landtage  bekannt 
sind,  weshalb  es  zweckmäßig  ist,  daß  sie  das  Budget  einbringt,  bei 
dessen  Beratung  die  Kammer  die  Tätigkeit  der  ausführenden  Gewalt 
auf  Grund  ihrer  besseren  Kenntnis  der  Beamtenverwaltung  und  der 
Bedürfnisse  des  Landes  prüft  und  ihr  die  aus  Steuern  und  Anleihen 
bestehenden  notwendigen  Mittel  bewilligt  Weiter  hat  die  Exekutive 
bei  der  Verabschiedung  der  Gesetze,  die  sie  doch  ausführen  soll,  mitzu- 
wirken, was  in  einem  Veto  ihres  Trägers  seinen  Ausdruck  finden  kann ; 
so  wird  die  gesetzgebende  an  der  Unterwerfung  der  andern  Gewalten 
verhindert.  Endlich  bedarf  die  Exekutive  einer  beschränkten  gesetz- 
gebenden Gewalt  in  dem  Rechte,  Verordnungen  zu  erlassen,  weil  ent- 
weder der  Gesetzgeber  der  Exekutive  die  Ausgestaltung  des  von  ihm 
nur  in  den  Grundzügen  Angeordneten  überlassen  hat,  oder  weil  drin- 
gende, rasch  gesetzlich  zu  befriedigende  Bedürfnisse  in  seiner  Ab- 
wesenheit eintreten,  oder  weil  örtliche  Besonderheiten  selbständige  Ent- 
scheidungen der  ausführenden  Organe  erfordern. 

Die  Besprechung  der  amerikanischen  Bundesverfassung  hat  ja 
andeuten  können,  welche  Mißstände  die  dortige  Auffassung  im 
Finanzwesen  hervorbringt;  daß  sie  nicht  zum  finanziellen  Zusammen- 
bruch 'geführt  hat,  ist  der  wirtschaftlichen  Ausnahmestellung  des  Landes 
zuzuschreiben.  Andererseits  nehmen  die  Amerikaner  keinen  Anstoß 
daran,  daß  der  Präsident  und  der  Richterstand  gesetzgebende  Faktoren 
sind,   dem      Senate   verwaltende  und  richterliche  Funktionen  zustehen. 

In  dieselben  Fehler  wie  die  amerikanische  verfiel  die  französische 
Verfassung.  Den  Ministern  des  Königs  ist  es  verwehrt,  Gesetzentwürfe 
in  der  Kammer  einzubringen  und  zu  verteidigen,  sie  haben  bei  der 
Finanzgesetzgebung  nur  Übersichten  vorzulegen;  der  König  hat 
nur  ein  beschränktes  lediglich  aufschiebendes  Veto.  Dennoch  gibt 
ihm  die  Verfassung  keine  genügende  Selbständigkeit  in  seiner  be- 
sonderen Sphäre;  als  Leiter  der  ausführenden  Gewalt  ist  er  überall 
eingeengt.  Die  von  dem  Volke  gewählten  Richter  müssen  von 
ihm    bestätigt    werden,    aber    er    kann    die    Bestätigung    nicht    ver- 
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weigern.  Die  Beamten  der  durch  das  Gesetz  vom  14.  Dezember  1789 
geschaffenen  Lokal-  und  Provinzialverwaltung  werden  ohne  sein  Zutun 
gewählt,  sie  werden  nicht  einmal  von  ihm  bestätigt,  er  soll  sie  beauf- 
sichtigen, aber  ein  dazu  geeignetes  Organ  steht  ihm  nicht  zur  Ver- 
fügung-, die  Aufsichtsbeamten  der  Selbstverwaltung,  les  procureurs  syn- 
dics  werden  vom  Volke  gewählt.  Er  ernennt  nur  einen  Teil  der 
Offiziere;  neben  das  Heer,  dessen  Disziplin  man  untergräbt,  stellt  die 
Verfassung  die  Nationalgarde,  die  aber,  wenn  sie  im  Innern  ver- 
wandt wird,  seinem  Befehle  nicht  untersteht.  Sein  Vermögen  fällt  bei 
seinem  Regierungsantritte  dem  Staate  anheim;  das  Erworbene  bei 
seinem  Tode,  wenn  er  nicht  anders  verfügt  hat. 

Wer  diese  Bestimmungen  kennt,  bedarf  keines  Beweises,  daß  die 
französische  Auffassung  der  Gewaltentrennung  ebenso  mangelhaft  war, 
wie  die  amerikanische,  ja,  daß  sie  nichts  weniger  erstrebte,  als  die 
Selbständigkeit  der  Exekutive.  Die  Constituante  wurde  ebenso  stark, 
wie  von  der  Gewaltenteilung,  von  dem  Prinzip  der  Volksso uveränetät 
beherrscht.  In  fast  verletzender  Weise  offenbarte  es  sich  dem  Könige. 
Der  erste  Teil  des  von  der  Verfassung  eingeführten  Bürgereides  lautete : 
„Ich  schwöre,  daß  ich  dem  Volke,  dem  Gesetz  und  dem  Könige  treu 
sein  will".1)  Und  der  zweite  Artikel  des  von  den  öffentlichen  Ge- 
walten handelnden  Titels  HI:  „Das  Volk,  welches  die  Quelle  aller 
Gewalten  ist,  kann  sie  nur  durch  Stellvertreter  ausüben.  Die  französi- 
sche Verfassung  ist  repräsentativ:  ihre  Repräsentanten  sind  der  gesetz- 
gebende Körper  und  der  König." 

Diese  Worte  lassen  erkennen,  aus  dem  Werke  welches  Mannes 
die  spezifisch  französische  Auffassung  der  Volkssouveränetät  stammt. 
Er  heißt  Jean  Jacques  Rousseau. 

Siebenter  Abschnitt. 

Girondisten,  Jakobiner  und  die  Verfassung 
von  1793. 

Kennt  man  die  Schriften  Rousseaus,  dann  versteht  man  den  Gang 
der  französischen  Revolution. 

Die  Schöpfer  der  Verfassung  von  1791  hatten  zwischen  Montesquieu 
und  Rousseau  geschwankt.  Gewaltenteilung  und  Volkssouveränetät 
bekämpften  sich  in  ihr.  Nach  1791  siegt  Rousseau  über  Montesquieu. 
Nicht  mehr  Teilung,  sondern  Vereinigung  der  Gewalten  wird  das  Ideal, 


*)  Auf  der  Vorderseite  des  Rathauses  in  Besangon  sind  noch  heute  die  drei  be- 
rühmten Worte  übereinander  zu  sehen,  so  daß  jeder  klar  erkennen  mußte,  wer  der  erste 
und  wer  der  letzte  wäre.  Freilich  vom  historischen  Standpunkte  würde  die  umgekehrte 
Reihenfolge  richtig  gewesen  sein. 


Siebentel  Abschnitt.    Girondiiten,   likobina  und  <tic  Verfassung  ron  1 703- 

dem  man  nachstrebt:   Gewaltenvereinigung  ia  einer  einzigen  Kammer, 
welche,   ungehindert  von  einer  anderen  Gewalt,  ihre  Mehrheitsbeschlüsse 

durchsetzt  und  die  anderen  von  rieh  abhängig  macht. 

Zur  Herbeiführung  dieses  Umschwunges  wirkten  Erfahrungen  und 
Überzeugungen  EU&ammen,  Die  Kampfe  gegen  den  sein  Veto  mann- 
halt und  unklug  ausübenden  König  ließen  den  Wunsch  nach  der  Un- 
abhängigkeit der  Kammer  bis  zur  Erbitterung  steigen;  die  Selbstver- 
waltung, welche  die  Nationalversammlung  ins  Leben  gerufen  hatte, 
löste  Prankreich  in  souveräne  Gemeinden  auf.  1  Hese  Tatsachen  be- 
festigten die  Überzeugung,  welche  einige  Männer  zum  Teil  schon  vor 
der  Revolution  ausgesprochen  hatten:  im  Staate  müsse  eine  einheitlich 
organisierte  Macht  vorhanden  sein,  weshalb  die  Montesquieusche  Lehre 
von  der  Gewaltenteilung  vom  Übel  sei.  Aus  diesem  Grunde  hielten 
sie,  wie  man  sich  erinnern  wird,  die  Verfassung  von  Pennsylvania  für 
die  beste  Verfassung  der  Einzelstaaten.  Und  Condorcet  sprach  die 
Überzeugung  aus,  die  Gewaltenteilung  bewirke  es,  daß  zwei  Verfassungen 
nebeneinander  bestünden,  eine  gesetzmäßige  und  öffentliche,  die  aber 
nur  im  Gesetze  existiere,  und  eine  geheime  aber  wirkliche,  welche  die 
Frucht  einer  stillschweigenden  Vereinbarung  zwischen  den  Parteien 
darstelle.  Daß  diese  Prophezeiung  sich  in  den  Vereinigter.  Staaten 
bewahrheitet  hat,  wurde  vorher  ausgeführt.  Daher  die  Sehnsucht 
einiger  heutiger  amerikanischer  Bürger  nach  dem  englischen  Parla- 
mentarismus! Diesen  hatte  Mirabeau  schon  während  der  Verfassung 
von  1791  im  Auge  gehabt,  als  er  vorschlug,  daß  die  Minister  aus  den 
Mitgliedern  der  Nationalversammlung  genommen  werden  dürften,  während 
die  Mehrheit  an  dem  Grundsatz  der  Gewaltenteilung  festhielt.  An  eine 
friedliche  Ablösung  der  Parteien  in  der  Regierung  war  aber  nach  1791 
nicht  mehr  zu  denken,  und  so  konnten  Theorie  und  Erfahrung  nur  noch 
die  Herrschaft  einer  Partei  und  den  Sturz  des  Königtums  herbeiführen. 

Als  die  Revolution  begann,  gab  es  keine  dem  Königtum  feindliche 
Partei.  Es  ist  behauptet  worden,  die  große  Mehrheit  der  Franzosen 
habe  im  Jahre  1789  noch  zu  dem  liberalen  Absolutisten  Voltaire  ge- 
halten, erst  wenige  seien  Anhänger  Montesquieus  gewesen,  noch  weniger 
hätten  auf  dem  Standpunkte  Rousseaus  gestanden,  und  sozialistische 
Ideen  wären  nur  in  ganz  vereinzelten  Broschüren  aufgetaucht.  Ob  sich 
das  so  verhält,  wird  sich  schwer  entscheiden  lassen.  Einen  Gegenbeweis 
scheint  die  Tatsache  zu  liefern,  daß  schon  im  Sommer  1789  der  dritte 
Stand  sich  zur  Volkssouveränetät  bekannte.  Jedenfalls  aber  hatten  sich 
auch  Montesquieu  und  Rousseau  für  den  Sturz  des  Königtums  nicht 
ausgesprochen.1) 

')  Rousseau  sah  das  baldige  Ende  der  „großen  Monarchien"  voraus:  „Je  tiens  pour 
impossible  que  les  grandes  monarchies  aient  encore  longtemps  a  durer."  Emile  II, 
3  Anm.  (Bibl.  Nat.  II  S.  112). 
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Auf  die  Lehren  dieser  Männer  legen  manche  weniger  Gewicht,  als 
auf  den  Inhalt  der  Cahiers.  In  diesen,  behaupten  sie,  standen  in  erster 
Linie  nicht  verfassungspolitische,  sondern  wirtschaftliche  und  soziale 
Forderungen:  die  dauernde  Heranziehung  der  bevorrechteten  Stände 
zur  Steuerlast,  Luxussteuern,  Befreiung  der  ganz  besitzlosen  Schichten 
von  der  Steuer  und  ein  rationelles  Steuerverfahren ;  die  Aufhebung  der 
gutsherrlichen  Rechte,  der  Zehnten  und  der  inneren  Zollinien;  eine 
raschere,  unparteiischere,  humanere  und  weniger  kostspielige  Rechts- 
pflege; ein  einheitliches  klares  Recht.  Andere  versichern,  die  Wähler 
hätten  den  Abgeordneten  keine  Sorge  dringender  ans  Herz  gelegt,  als 
Frankreich  eine  den  Absolutismus  beschränkende  Verfassung  zu  geben. 
Die  Prüfung  auch  dieser  Behauptungen  ist  so  schwierig,  daß  man  sich 
über  die  Einigkeit  der  Gegner  wenigstens  in  einem  Punkte  freut:  sie 
stimmen  darin  überein,  daß  dem  Lande  nichts  von  geringerer  Bedeutung 
für  seine  Wohlfahrt  erschienen  sei,  als  die  Abschaffung  der  Monarchie. 

Wohl  aber  hatte  sich  die,  durch  geheime  Gesellschaften  geförderte, 
Idee  der  Volkssouveränetät,  wie  wir  sie  bei  Rousseau  kennen  gelernt 
haben  und  wie  sie  seine  Jünger  verkündet  hatten,  unter  den  gebildeten 
Franzosen  verbreitet;  man  schwärmte  für  die  „königliche  Demokratie", 
für  die  „monarchische  Republik",  wie  unsere  Jungdemokraten  für 
„Demokratie  und  Kaisertum".  „Monarchische  Republik"  bezeichnet 
das  Ideal  richtiger  als  „königliche  Demokratie",  denn  es  gab  noch  keine 
Demokratie.  Rousseau  hatte  die  Demokratie  nicht  gefordert,  und  in 
den  vorbildlichen  Staaten,  England  und  Amerika,  war  das  allgemeine, 
gleiche  Stimmrecht  nicht  eingeführt;  England  und  selbst  Amerika  hatten 
noch  einen  aristokratischen  Charakter.  Die  Erfahrungen  dieser  beiden 
Staaten  dämpften  eher  die  republikanischen  Neigungen  der  Franzosen; 
in  England  hatte  die  Republik  nur  kurze  Zeit  bestanden,  und  Amerika 
schien   zu   lehren,   daß   sie   als  Bundesstaat   organisiert   werden  müsse. 

Man  mußte  diesem  Königtum  noch  eine  lange  Dauer  versprechen, 
wenn  sein  Träger  hätte  überzeugt  werden  können,  wie  groß  scheinbar, 
wie  gering  tatsächlich  seine  Macht  war.  Nach  Beifall  haschend  stellt 
der  junge  Fürst  bei  seinem  Regierungsantritt  dieses  Parlament  von 
Juristen  wieder  her,  das,  ohne  Verständnis  für  die  Zeit,  sich  bisher  als 
der  engherzigste  Feind  der  Monarchie  erwiesen  hat,  das  sie  daran  ver- 
hindern wird,  zu  gesunden  und  dessen  Mitglied  d'Antraigues  in  der 
Schrift  „Memoire  sur  les  Etats  Generaux"  zuerst  republikanische  Phrasen 
in  die  Menge  warf.  Er  hat  nicht  die  Kraft,  Turgot  am  Staatsruder  zu 
erhalten,  der  es  vermocht  haben  würde,  die  absolute  Monarchie  fried- 
lich umzubilden.  Er  versteht  es  nicht,  als  die  Generalstände  berufen 
werden  müssen,  das  Notwendige  frei  zu  wählen  und  der  Führer  der 
Reform  zu  werden.  Er  möchte  die  Versammlung  gewaltsam  auflösen, 
die  mit  dem  Aufstand  vom  14.  Juli  1789  antwortet  und  die  Zustimmung 
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iu  der  Erklärung  der  Men  ichenrechte  mit  dem  Aufstande  vom  5. 1  Oktober 

1789  erzwingt    Quofl  delirant  nobiles,  reges  plectuntur.     Rasch   sinkt 

tl.is  Ansehen  des  Königtums,  aber  die  Constituante  ist  fern  davon,   es 

itigea  zu  wollen.    i-.s  war  bekanntlich  die  Parteinahme  des  Königs 

für    die    eidverweigernden    Priester,    die    die    Katastrophe    herbeiführte. 

Im  Sommer  17»/'  hatte  die  Nationalversammlung  <-in  Gesetz  üb- -■ 
Beamtenrecht  der  Geistlichkeit  fertiggestellt  Der  König  hatte  dieses 
Gesetz,  über  die  „Constitution  civile  du  clerge"  angenommen.  Am 
13.  April  1791  wird  es  vom  Papste  verdammt.  Diese  Entscheidung 
beunruhigte  das  Gewissen  des  frommen  Fürsten  so  sehr,  daß  er  im 
Juni  1791  entflieht;  wie  ein  treuloser  Beamter  wird  er  nach  Paris  zurück- 
gebracht. Aber  auch  jetzt  noch  hält  die  Nationalversammlung  das 
Königtum  aufrecht,  und  im  Herbste  1791  gibt  Ludwig  XVI.  seine  Zu- 
stimmung zu  der  Verfassung,  deren  wichtigste  Bestimmungen  früher 
besprochen  wurden.  Die  auf  die  Nationalversammlung  folgende  gesetz- 
gebende Versammlung,  in  der  eine  herbere  Stimmung  gegen  den  König 
nicht  zu  verkennen  ist,  beschließt  am  29.  November  1791  eine  Maß- 
regel gegen  den  eidverweigernden  Klerus;  der  König  genehmigt  sie 
nicht.  Als  er  dann  im  folgenden  Jahre  gegen  ein  neues  Dekret  vom 
27.  Mai  1792  noch  härteren  Inhaltes  sein  Veto  einlegt,  während  die 
fremden  Heere  heranziehen  und  im  Innern  Unruhen  ausbrechen,  da 
folgen  die  Aufstände  vom  20.  Juni  und  vom  10.  August  1792.  Am 
1 1.  August  wird  der  Konvent  einberufen,  der  am  Tage  seines  Zusammen- 
trittes am  21.  September  das  Königtum  abschafft.  So  folgenschwer 
das  Dekret  war,  welches  diesen  Beschluß  verkündete,  vielleicht  noch 
weitreichender  war  die  Wirkung  eines  anderen  Dekretes,  dessen  erste 
Hälfte  lautete,  keine  Verfassung  sei  rechtmäßig,  wenn  sie  nicht  vom 
Volke  angenommen  worden  sei.  Denn  hierdurch  wurde  das  Prinzip 
der  unmittelbaren  Demokratie  verkündet,  der  Konvent  ging  über  das 
amerikanische  Vorbild  hinaus ;  denn  die  Verfassungen  der  amerikanischen 
Einzelstaaten  waren  nicht  regelmäßig  und  grundsätzlich  einem  Referendum 
unterbreitet  worden,  auch  war  damals  der  staatsrechtliche  Unterschied 
von  gesetzgebender  Versammlung  und  Konvent  noch  nicht  scharf 
durchgebildet.  Erst  die  amerikanische  Bundesverfassung  hatte  diesen 
Weg  konsequenter  beschritten;  sie  wurde  zwar  nicht  vom  Volke,  so 
doch  von  Delegierten  des  Volkes  angenommen;  aber  die  Durchführung 
der  zukünftigen  Verfassungsrevisionen  war  auch  den  gesetzgebenden 
Körpern  gestattet.     Dies  wird  im  zweiten  Buche  auszuführen  sein. 

Jene  Revolten,  die  das  Königtum  gestürzt  hatten,  waren  das  Werk 
einer  demokratisch-republikanischen  Partei,  die  zuerst  nur  langsame 
Fortschritte  gemacht  hatte,  aber  seit  1791  rasch  gewachsen  war.  Wie 
hatte  sie  sich  gebildet  ?  Die  Franzosen  halten  es  für  richtig,  die  Folge- 
rungen aus  abstrakten  Sätzen  in  die  Wirklichkeit  überzuführen,  während 
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die  glücklicher  veranlagten  Angelsachsen  die  Welt  der  Gedanken  von 
derjenigen  der  Dinge  zu  trennen  wissen.  Im  Artikel  6  der  Erklärung 
der  Menschenrechte  hieß  es:  „Das  Gesetz  ist  der  Ausdruck  des  Ge- 
samtwillens. Alle  Bürger  haben  das  Recht,  persönlich  oder  durch  ihre 
Vertreter  an  seiner  Bildung  mitzuwirken.  Es  muß  für  alle  gleich  sein, 
mag  es  schützen  oder  strafen.  Da  alle  Bürger  in  seinen  Augen  gleich 
sind,  so  sind  sie  zuzulassen  nach  gleichen  Grundsätzen  zu  allen  Würden, 
Stellen  und  öffentlichen  Ämtern  nach  ihren  Fähigkeiten  und  ohne  andere 
Unterscheidung  als  die  ihrer  sittlichen  und  geistigen  Befähigung."  Die- 
selbe Versammlung,  welche  diesen  Grundsatz  aufstellte,  knüpfte  aber 
das  Stimmrecht  an  die  Zahlung  einer  Steuer,  was  schon  im  Herbste 
1789  Gregoire,  Robespierre  und  drei  anderen  Abgeordneten  ein  uner- 
träglicher Widerspruch  zu  sein  schien.  Zudem  war  die  Revolution  nur 
deshalb  siegreich  geblieben,  weil  die  Führer  den  Pariser  Pöbel  gegen 
den  König  mobilisieren  konnten,  so  oft  er  ihnen  Widerstand  leistete. 
Den  unteren  mußte  billigerweise,  so  schien  es,  das  Stimmrecht  wie 
den  übrigen  Klassen  der  Bevölkerung  gewährt  werden.  Bereits  im 
Jahre  1790  ist  der  Kern  einer  Partei  mit  dieser  Forderung  durch  Männer, 
wie  Robespierre,  Marat,  Loustallot,  Condorcet,  von  denen  keiner  dem 
Volke  angehörte,  vertreten.  Nachdem  man  einmal  bis  zu  diesem  das 
Alte  gründlich  umstürzenden  Prinzip  vorgedrungen  war,  kostete  es  ge- 
ringe Mühe,  sich  seine  letzten  Konsequenzen  anzueignen.  Loustallot 
verlangte  schon  damals  das  Referendum ;  alle  Verfassungsgesetze  sollten 
vom  Volke  in  den  Urversammlungen  genehmigt  werden.  Die  fort- 
geschrittensten Demokraten,  die  Cordeliers,  stellten  sich  auf  seine  Seite, 
sie  betrachteten  das  in  den  Urversammlungen  vereinigte  Volk  als  den 
französischen  Senat.  Zwei  Jahre  später,  im  Juli  1792,  fordert  Billaud- 
Varenne  im  Klub  der  Jakobiner,  daß  den  83  Departements  das  Veto 
„zurückgegeben"  werde,  damit  das  Gesetz  der  Ausdruck  des  Gemein- 
willens werde.  Nach  dem  Fall  des  Königtums  zieht  man  häufiger  in 
demokratischen  Versammlungen  aus  dem  Prinzip  der  Volksouveränetät 
eine  bisher  nicht  erwähnte  Folgerung,  welche  selbst  Rousseau  noch  un- 
bekannt geblieben  war,  aber  Bergasse  schon  im  Jahre  1789  vertreten 
hatte:  die  der  Abberufung  der  Abgeordneten,  so  oft  das  Volk  es  für 
zweckmäßig  und  seinen  Interessen  zuträglich  erachte.  In  einer  demo- 
kratischen Versammlung  jener  Zeit  will  man  ihnen  ein  Mandat  nur  aut 
18  Monate  erteilen;  eine  andere  verlangt,  daß  sie  über  ihr  Vermögen, 
welches  als  Pfand  treuer  Pflichterfüllung  gelten  müsse,  ohne  Erlaubnis 
der  Verwaltungsbehörden  während  der  Dauer  der  Sitzungen  nicht  ver- 
fügen dürfen.1) 

Der   der  Monarchie  feindliche  Flügel  dieser  Partei  war  weit  lang- 

*)  Aulard,    Histoire  Politique    de    la    Revolution   Francaise    4.  ed.   1909  S.  82,  203, 
257,  258,  298,  305,  306.     Lettre  de  M.  Bergasse  sur  les  Etats-Generaux  1789. 
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•,niicr  gewachsen;   höhere    und   niedere  Interessen  erklären   es. 
Königtum  erschien   Vielen   Ininzoscn    noch  immer  als  das  einzige  Boll- 
werk  gegen  den   Klassenkampf  in  der  Republik,   als  das  mächtigste 

Bindemittel  /.wischen  Provinzen«  die  noch  nicht  fest  zusammengeschweißt 
waren  und  die  Neigungen  bekundeten,  sich  zu  trennen;  auch  befürchtete 
man,  dafi  die  Aufrichtung  einer  Republik,  wahrend  sie  in  äußere  Kriege 
verwickelt  sei,  einem  Cäsar  oder  Cromwell  die  Wege  ebnen  würde. 
Erst  als  es  endgültig  gefallen  ist,  änderten  manche  ihr  politisches  Be- 
kenntnis, unter  diesen  auch  Robespierre.  Und  mit  dem  Sturze  des 
Königtums  können  sich  nun  auch  die  im  Anfang  dieses  Abschnittes 
charakterisierten    Konzentrations-Tendenzen    widerstandslos    ausbreiten. 

Wie  in  dieser  gärenden  Zeit  die  Verfassung  vom  24.  Juni  1793 
ausfallen  mußte,  erfordert  nur  geringen  Scharfblick:  demokratischer 
und  sozialer  als  diejenige  von  1791.  Schon  in  der  Vorhalle  atmet  man  den 
Geist,  von  dem  sie  erfüllt  ist;  ich  meine  die  Erklärung  der  Menschen- 
rechte, die  auf  das  Doppelte  derjenigen  von  1789  angeschwollen  ist; 
freilich  ist  manches  in  sie  hineinbezogen,  das  die  frühere  Verfassung 
an  anderer  Stelle  geregelt  hatte.  Eine  neue  Erklärung  sei  erforderlich, 
hieß  es,  weil  man  früher  nur  die  Revolution  der  Freiheit  gemacht 
habe;  „wir  haben  diejenige  der  Gleichheit  gemacht,  die  sich  unter 
den  Trümmern  eines  Thrones  fand". x) 

Wir  stellen  die  wichtigsten  Bestimmungen  der  beiden  Erklärungen 
nebeneinander: 

1789.  1793. 

Le  but  de  toute  association  poli-  Le  but  de  la  societe  est  le  bon- 

tique  est  la  conservation  des  droits  heur  commun  (1).  .  . 

naturels.    Ces  droits  sont  la  liberte,  Ces    droits    sont     l'egalite,    la 

la  propriete,  la  sürete,  et  la  re-  liberte,  la  sürete,  la  propriete  (2). 
sistance  ä  Toppression  (2). 

Les  hommes  naissent  et  demeu-  Tous   les   hommes  sont   egaux 

rent  libres  et  egaux  en  droits  (1).      par  la  nature  et  devant  la  loi  (3) 

La  resistance  ä  l'oppression  est 
la  consequence  des  autres  droits 
de  l'homme  (33). 

Quand  le  gouvernement  viole 
les  droits  du  peuple,  l'insurrection 
est  pour  le  peuple  et  pour  chaque 
portion  du  peuple,  le  plus  sacre 
des  droits  et  le  plus  indispensable 
des  devoirs  (35). 

J)  Duguit  et  Monnier,  Les  Constitutions  et  les  Principales  Lois  Politiques  de  la 
France,  2.  ed.   1908.     S.  XXVIII. 
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Ceux  qui  sollicitent,  expedient, 
executent  ou  fönt  executer  des 
ordres  arbitraires,  doiventetre  punis; 
mais  tout  citoyen  appele  ou  saisi 
en  vertu  de  la  loi,  doit  obeir  ä 
l'instant;  il  se  rend  coupable  par 
la  resistance  (7). 

Nul  ne  doit  etre  inquiete  pour 
ses  opinions,  meme  religieuses, 
pourvu  que  leur  manifestation  ne 
trouble  pas  l'ordre  public  etabli 
par  la  loi  (10). 

La  libre  communication  des 
pensees  et  des  opinions  est  un  des 
droits  les  plus  precieux  de  Fhomme ; 
tout  citoyen  peutdone  parier,  ecrire, 
imprimer  librement,  saufärepondre 
de  Tabus  de  cette  liberte  dans  les 
cas  deteremines  par  la  loi  (11). 

La  garantie  des  droits  de  Fhomme 
et  du  citoyen  necessite  une  force 
publique;  cette  force  est  donc  in- 
stitutee  pour  l'avantage  de  tous, 
et  non  pour  l'utilite  particuliere  de 
ceux  aux  quels  eile  est  confiee  (12). 

La  societe  a  le  droit  de  demander 
compte  ä  tout  agent  public  de  son 
administration  (15). 


1793- 
Tout  acte  exerce  contre  un 
homme  hors  des  cas  et  sous  les 
formes  que  la  loi  determine,  est 
arbitraire  et  tyrannique;  celui contre 
lequel  on  voudrait  l'executer  par 
la  violence,  a  le  droit  de  le  re- 
pousser  par  la  force  (11). 

Le  droit  de  manifester  sa  pensee 
et  ses  opinions,  soit  par  la  voie 
de  la  presse,  soit  de  toute  autre 
maniere,  le  droit  de  s'assembler  pai- 
siblement,  le  libre  exercice  des 
cultes,  ne  peuvent  etre  interdits.  — 
La  necessite  d'enoncer  ces  droits 
suppose  ou  la  presence  ou  le  Sou- 
venir recent  du  despotisme  (7). 


La  garantie  sociale  consiste 
dans  l'action  de  tous,  pour  assurer 
a  chacun  la  jouissance  et  la  conser- 
vation  de  ses  droits ;  cette  garantie 
repose  sur  la  souverainete  natio- 
nale (23). 

Elle  ne  peut  existe/,  si  les  li- 
mites  des  fonctions  publiques  ne 
sont  pas  clairement  determinees 
par  la  loi,  et  si  la  responsabilite 
de  tous  les  fonctionnaires  n'est  pas 
assuree  (24). 

Les  fonctions  publiques  sont 
essentiellement  temporaires;  elles 
ne  peuvent  etre  considerees  comme 
des  distinctions  ni  comme  des  re- 
compenses,  mais  comme  des  de- 
voirs  (30). 


Toute  societe  dans  laquelle  . .  la 
Separation  des  pouvoirs  (n'est  pas) 
determinee,  n'a  point  de  Con- 
stitution (16). 
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11  sci.i  er« ■•  et  organisö  uo 
6tablisement  <uiKr.il  de  Secours 
Pu blies,  pour  61evei  Les  enfaots 
abandonnes,  soulager  les  pauvres 
infirmes,  et  fournir  du  travail  aux 
pauvres  valides  qui  a'auraient  pas 
pu  s'en  procurer. 

(Dispositions  fondamcntales  garan- 
ties  par  la  Constitution.) 

Les  representants  de  la  Nation 
sont  inviolablcs:  ils  nc  pourront 
etre  recherches,  aecuses,  ni  juges 
en  aueun  temps  pour  ce  qu'ils 
auront  dit,  cerit  ou  fait  dans  l'exer- 
cice  de  leurs  fonetions.  (Titre  III, 
chap.   ier  Sect.  V,  art.  7.) 

L'Assemblee  Nationale  Consti- 
tuante declare  que  la  Nation  a  le 
droit  imprescriptible  de  changer  sa 
Constitution.  (Es  folgen  dann  8 
Artikel,  die  dieAnderung  erschweren 
sollen. 

Titre  VII:  De  la  Revision  des 
Decrets  Constitutionels.) 
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Lcs  secours  publics  sont  une 
dettc  saerce. 

La  societc  doit  la  subsistanoe 
aux  citoyens  malheureux,  soit  en 
leur  procurant  du  travail,  soit  cn 
assurant  les  moyens  d'exister  a 
ceux  qui  sont  hors  d'ctat  de  tra- 
vailler  (21). 

Les  delits  des  mandataires  du 
peuple  et  de  ses  agents,  ne  doivent 
jamais  etre  impunis.  Nul  n'a  le 
droit  de  se  pretendre  plus  inviolable 
que  les  autres  citoyens  (31). 


Un  peuple  a  toujours  le  droit 
de  revoir,  de  reformer,  et  de  changer 
sa  Constitution.  Une  generation 
ne  peut  assujetir  ä  ses  lois  les 
generations  futures  (28). 


Diese  Gegenüberstellung  läßt  besser  als  lange  Betrachtungen  er- 
kennen, welche  Entwicklung  Frankreich  seit  4  Jahren  durchgemacht 
hat.  Damals  der  Zweck  der  Gesellschaft  die  Erhaltung  der  Rechte,  jetzt 
die  allgemeine  Wohlfahrt;  1789  stand  an  erster  Stelle  die  Freiheit, 
1793  die  Gleichheit;  damals  das  Recht  auf  Widerstand  zuletzt  hinter 
anderen  aufgeführt,  gegen  Beamte  verworfen,  jetzt  dreimal  in  immer 
neuen  Wendungen,  auch  gegen  Beamte,  anerkannt;  damals  das  Recht 
auf  freie  Meinungsäußerung  an  Bedingungen  geknüpft,  jetzt  bedingungs- 
los gefordert;  damals  zur  Gewährleistung  der  Rechte  die  Notwendig- 
keit einer  Zwangsgewalt  hervorgehoben,  jetzt  sophistisch  durch  Bürger- 
tätigkeit und  Volksouveränetät  ersetzt;  damals  der  Grundsatz  der  Ver- 
antwortlichkeit der  Beamten  aufgestellt,  jetzt  außerdem  Kompetenz- 
regelung und  kurze  Amtsdauer  verlangt;  im  Jahre  1789  die  Gewalten- 
trennung als  Menschenrecht  erklärt,  1793  ehrlicherweise  nicht  mehr 
erwähnt;   die   Berücksichtigung  sozialer  Forderungen  1789  in  Aussicht 
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gestellt,  1793  als  Menschenrecht  erklärt;1)  die  Abgeordneten  1789 
eine  priviligierte  Schicht,  1793  ohne  Vorrechte,  nur  mehr  Kommissare 
des  Volkes. 2)  Die  Nationalversammlung  hatte  die  Verfassungsrevision 
zu  erschweren  gesucht,  der  Konvent  spricht  den  Franzosen  das  Recht 
der  Verfassungsänderung  als  ein  ewiges  Menschenrecht  zu. 

Die  Verfassung  von  1793  dekretiert  das  allgemeine,  gleiche  Wahl- 
recht; der  Wähler  darf  nach  seinem  Belieben  seine  Stimme  geheim 
oder  öffentlich  abgeben.3)  Die  Verfassung  von  1791  hatte  die  Wahl  an 
einen  Zensus  geknüpft,  Bediente  ausgeschlossen  und  das  indirekte 
Wahlverfahren  eingeführt;  selbst  von  der  Legislative,  die  am  II.  August 
1792  die  Wahlen  zum  Konvente  anordnete,  war,  obwohl  sie  den 
Zensus  abschaffte,  die  indirekte  Wahl  und  die  Ausschließung  der  Be- 
dienten beibehalten  worden.  Hieraus  wird  der  ruckweise  Fortschritt 
zur  Demokratie  ersichtlich,  noch  mehr  aus  dem  Anteil,  den  sie  den 
Wählern  bei  dem  Erlaß  der  Gesetze  gibt.  Die  Verfassung  von  1793 
verwirklicht  zuerst  den  Grundsatz  der  Volksgesetzgebung.  Gerecht 
wird  man  das  von  den  Jakobinern  Gewährte  nur  beurteilen,  wenn  man 
den  Girondistischen  Verfassungsentwurf,  der  nach  ihrem  Sturze  durch 
den  Jakobinischen  ersetzt  worden  war,  dagegen  hält. 

Der  von  der  Gironde  durch  Condorcet  vorgelegte  Verfassungs- 
entwurf (eher  ein  Lehrbuch  des  demokratischen  Staatsrechtes)  hatte 
den  Urversammlungen  (assemblees  primaires)  der  Bürger  folgende  Auf- 
gaben gestellt:  I.  Vornahme  der  Departements-  und  Munizipalwahlen; 
II.  1.  Annahme  oder  Ablehnung  einer  neuen  Verfassung  oder  Ver- 
fassungsänderung (Verfassungsreferendum),  2.  Beratung  eines  Vor- 
schlages zur  Berufung  eines  Nationalkonventes  (Referendum  über  die 
Zweckmäßigkeit  einer  Verfassungsrevision  durch  einen  Konvent),  3.  Re- 
ferendum über  eine  vom  gesetzgebenden  Körper  aufgeworfene,  die 
ganze  Republik  interessierende  Frage,  4.  Volksinitiative  (requerir  le 
corps  legislatif,  de  prendre  un  objet  en  consideration),  fakultatives  Ge- 


J)  Wie  unklar  oder  welcher  Demagog  Robespierre  auf  dem  Gebiete  der  Sozial- 
politik war,  beweist  folgendes.  Am  24.  April  1793  befürwortete  er  im  Konvente  eine 
starke  Einschränkung  des  Eigentumsrechtes,  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums,  die  er 
am  19.  Juli  bekämpfte.  Das  Volk  betrachte  diese  als  Beleidigung ;  sie  sei  ,,1'avilissement 
de  la  partie  la  plus  pure  de  la  nation  ...  Je  demande  que  .  .  .  le  pauvre  qui  doit 
une  obole  pour  sa  contribution,  la  regoive  de  la  patrie  pour  la  reverser  dans  le  Tresor 
public."  (I)  Die  früher  von  ihm  geforderte  Einkommensteuer  erwähnt  er  nicht  mehr. 
Aulard  S.  290,  302.     Am  24.  April  hatte  er  auch  das  Recht  auf  Arbeit  verlangt. 

2)  Ihre  Unverletzlichkeit  war  schon  durch  ein  Gesetz  vom  I.  April  1793  beseitigt 
worden,  weshalb  es  so  leicht  war,  sie  auf  das  Schaffot  zu  schicken. 

3)  Montesquieu  hatte  für  die  Demokratie  die  öffentliche  Wahl  empfohlen  mit  der 
Begründung  „que  le  petit  peuple  soit  eclaire  par  les  principaux" ;  Cicero  habe  ge- 
schrieben, das  in  der  letzten  Zeit  der  römischen  Republik  eingeführte  geheime  Stimmrecht 
sei  einer  der  stärksten  Gründe  ihres  Falles. 
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letzesreferendum   (exercer  sur  lrs  actes  de  la  representation  nationale  la 

(«11  in r  du  peuple),  lVtitionsrecht;  III.  Volkswahl  des  Conseil  Exe- 
tiitil,  der  SpitH  det   Landcsverwaltung.    (T.III,9.2;  T.  V,  s.2;T.  VIII.) 

1  >ir  in  die  heutige  Sprache  übersetzte  Terminologie  offenbart,  daß  der 
giromlistische  Verfassungsentwurf  fast  alles  enthält,  was  die  Volksgesetz- 
gebung in  der  Schweiz  in  den  letzten  80  Jahren  erstrebt  hat:  das 
obligatorische  Verfassungsreferendum,  die  Verfassungsinitiative,  die 
Volksaulrage  darüber,  ob  eine  Revision  stattfinden  soll,  das  von  dem 
gesetzgebenden  Körper  ausgehende  Referendum,  das  fakultative  Gesetzes- 
referendum, die  Volkswahl  der  höchsten  Beamten.  Diese  seine  politische 
Bedeutung  finde  ich  in  der  mir  bekannten  Literatur  nirgendwo  erwähnt. 
Zwar  hatten  ja  damals  die  Vereinigten  Staaten  schon  Vorbilder  in 
Konvent  und  Referendum  geschaffen,  aber  die  konsequente  Durchführung 
der  neuen  Ideen  bleibt  dennoch  ein  dauerndes  Denkmal  des  französischen 
Geistes,  der,  wie  schon  Julius  Cäsar  wußte,  über  mehr  Genie  als  ge- 
sunden Menschenverstand  (wenigstens  in  politischen  Dingen)  verfügt. 
Denn  wie  sollte  es  in  einem  großen,  politisch  noch  unreifen  Lande 
möglich  sein,  diese  Einrichtungen  einzubürgern,  zudem  die  vor- 
geschlagenen Methoden  (besonders  die  Wahl  des  Conseil  Executif)  um- 
ständlich und  schwerfällig  sind? 

Nachdem  die  Jakobiner  die  Girondisten  durch  die  Volksaufstände 
vom  30.  bis  31.  Mai  und  vom  2.  Juni  1793  hatten  beseitigen  lassen, 
beschnitten  sie  in  der  von  ihnen  geschaffenen  Verfassung  deren  Volks- 
gesetzgebung in  erheblichem  Maße,  gewalttätige  und  gewissenlose 
Politiker,  die  sie  waren,  aber  andererseits  auch  praktischere  Männer, 
welche  mit  nüchterneren  Augen  die  Wirklichkeit  der  Dinge  ansahen. 
1.  Das  obligatorische  Verfassungsreferendum  ließen  sie  selbstverständlich 
stehen,  denn  es  war  ja  schon  durch  das  Dekret  vom  21.  September  1792 
proklamiert.  Der  Entwurf  wurde,  als  der  Staatsvertrag,  dem  das  Volk 
zustimmen  müsse,  den  Wahlversammlungen  vorgelegt,  und  mit  1  801 918 
Ja  gegen  11610  Nein  angenommen.  (Ebenso  wurde  die  zweite,  vom 
Konvente  beschlossene  Verfassung  vom  22.  August  1795  [5.  Fructidor 
An  III]  der  Volksabstimmung  unterworfen.)  Das  vom  Konvente 
eingeführte  Referendum  unterschied  sich,  wie  man  aus  den  Zahlen 
ersieht,  von  dem  in  Graubünden  und  Wallis  damals  angewandten 
dadurch,  daß  die  Stimmen  aller  dieselbe  Entscheidung  treffenden  Bürger 
gezählt  wurden.  2.  Auch  behielten  die  Jakobiner  die  Verfassungs- 
initiative und  die  mit  ihr  verbundene  Volksbefragung,  ob  eine  Revision 
erwünscht  sei,  bei,  deren  Vorbereitung,  wenn  das  Volk  mit  Ja  ant- 
worte, einem  Verfassungskonvente,  oder,  wie  man  in  der  Schweiz  sagt, 
einem  Verfassungsrate,  übertragen  werden  sollte.  „Wenn  in  der  um  eins 
vermehrten  Hälfte  der  Departements  der  zehnte  Teil  der  gesetzmäßig 
gebildeten  Urversammlungen  eines   jeden  die  Revision  der  Verfassung 
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oder  die  Änderung  einiger  ihrer  Artikel  verlangt,  dann  ist  der  gesetz- 
gebende Körper  verpflichtet,  alle  Urversammlungen  der  Republik  zu- 
sammenzuberufen,  um  zu  erfahren,  ob  es  zweckmäßig  ist,  einen  National- 
konvent zu  versammeln"  (Art.  1 1 5).  3.  Dagegen  ersetzten  sie  das  Gesetzes- 
referendum durch  ein  Einspruchsrecht,  das  in  den  dreißiger  und 
vierziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  die  Schweiz  lebhaft  beschäftigen 
wird.  Es  heißt  in  den  Artikeln  58,  59,  60:  „Der  Gesetzentwurf  wird 
gedruckt  und  allen  Gemeinden  mit  der  Überschrift  „Vorgeschlagenes 
Gesetz"  zugeschickt.  40  Tage  nach  der  Absendung  gilt  der  Entwurf 
als  angenommen  und  wird  Gesetz,  falls  nicht  der  zehnte  Teil  der  Wahl- 
bezirke in  jedem  Departement  der  um  eins  vermehrten  halben  Zahl 
der  Departemente  Einspruch  dagegen  erhoben  hat.  Wenn  Widerspruch 
erhoben  worden  ist,  beruft  der  gesetzgebende  Körper  die  Wahlbezirke." 
Was  dann  aber  zu  geschehen  hat,  besagt  die  Verfassung  nicht;  hier- 
durch unterscheidet  sich  das  Einspruchsrecht  vom  schweizerischen  Veto. 

4.  Sehr  lehrreich  ist  auch,  wie  sie  das  Projekt  der  Volkswahl  des  aus- 
führenden Rates  veränderten.  Sie  gestanden  der  Wahlversammlung 
eines  jeden  Departements  das  Recht  zu,  einen  Kandidaten  vorzu- 
schlagen; der  gesetzgebende  Körper  wählt  aus  der  Liste  der  83  Kandi- 
daten die  24  Mitglieder  des  Rates  aus  (Art.  62,  63).  Her-ault  de 
Sechelles  sagte  in  einem  Berichte  ausdrücklich,  das  Volk  sei  nicht  im- 
stande, sie  direkt  zu  wählen.  *)  5.  Ganz  beseitigte  der  Konvent  das 
von  dem  gesetzgebenden  Körper  ausgehende  Referendum. 

Dieses  sind  die  für  die  Erkenntnis  der  Entwickung  der  modernen 
Demokratie  wichtigsten  Bestimmungen  der  jakobinischen  Verfassung 
vom  24.  Juni  1793,  die  in  allen  ihren  Teilen  über  den  girondistischen 
Entwurf  mehrere  große  Vorzüge  hat:  ihre  Länge  beträgt  nur  ein 
Drittel  des  Entwurfes;  sie  ist  praktischer,  einfacher;  sie  ist  aber  auch 
unfertig. 2)  Sie  ist  auch  weniger  demokratisch,  geht  aber  durch  die 
politischen  Rechte,  die  sie  den  Bürgern  gewährt,  weit  über  frühere 
europäische  und  amerikanische  Verfassungen  hinaus:  Veto  und  Ver- 
fassungsreferendum, Verfassungsinitiative  und  indirekte  Wahl  des 
höchsten  ausführenden  Rates. 

Es  ist  bekannt,  daß  sie  auf  dem  Papiere  stehen  blieb,  denn  am 
10.  Oktober  wurde  sie  suspendiert.  An  Stelle  der  Verfassung  führte  der 
Konvent  die  revolutionäre  Regierung  ein.  Die  Ungunst  der  Zeiten 
zerstörte  auch  die  zweite  demokratische  Gedankenblüte  der  neueren 
Zeit,  die  mit  der  ersten  gleichfalls  durch  ihren  Antiparlamentarismus 
verwandt   ist.     Nur   wurde   der   Kampf,  der    sich    im    17.   Jahrhundert 

*)  Aurard  S.   307  ;  auch  hatte  die  indirekte  Wahl  günstige  Wirkungen  gehabt  a.  a.  O. 

5.  257. 

*)  Der  Artikel  83  überließ  der  Zukunft  die  gesetzliche  Regelung  mehrerer  Be- 
hördenzweige. 
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zwischen  I'" isbyterianern,  [ndependenteu  und  Levellers,  /.wischen  Par- 
lament und  Armee  entspann,  im  18.  Jahrhundert  durch  Parlament  und 
Pöbel  ausgefochten.  Die  radikalen  Freunde  der  Volksgesetzgebung  kamen 
großenteils  ums  Leben.  Die  weniger  radikalen  Parlamentsfreunde  er- 
griffen  die  Zügel  der  Regierung,  und  nun  erlebte  die  Welt  das  Schau- 
spiel einer  Parlamcntsherrschaft ,  wie  sie  selbst  das  17.  Jahrhundert 
nicht  kennen  gelernt  hatte.  Seinen  demokratischen  Charakter  offenbarte 
der  Konvent,  als  er,  gegen  äußere  und  innere  Feinde  kämpfend,  alle 
Gewalten,  die  gesetzgebende,  die  ausführende,  die  richterliche  unter 
der  Ägide  des  Contrat  Social  vereinigte;  die  Teilung  der  Gewalten 
war  tatsächlich  zu  einer  „Gaukelei  japanischer  Taschenspieler"  herabge- 
sunken. Als  ausführende  Organe  schickte  er  bekanntlich  Abgeordnete 
nicht  nur  zu  den  im  Felde  stehenden  Heeren,  sondern  auch  in  die 
Provinzen,  wo  der  Föderalismus  den  Frieden  bedrohte.  Seit  1789  war 
ja  eine  von  Paris  ganz  unabhängige  Selbstverwaltung  entstanden.  Die 
Jakobiner  überzeugten  sich  bald,  daß  der  Zentralinstanz  unterstehende 
Exekutivbeamte  in  den  Provinzen  ansässig  sein  müßten;  die  „Procureurs 
syndics"  wurden  durch  „Agents  Nationaux"  ersetzt.  Diese  Beamten 
sind  in  gewissem  Sinne  die  Nachfolger  der  Intendanten  des  Ancien 
Regime  und  die  Vorläufer  der  napoleonischen  Präfekten.  In  seinem 
Streben,  eine  feste  Beamtenorganisation  zu  schaffen,  überschritt  der 
Konvent  sogar  die  ihm  durch  die  Verfassung  gezogenen  Grenzen: 
er  ernannte  Beamte,  die  von  den  Bürgern  hätten  gewählt  werden 
müssen,  in  anderen  Fällen  wurden  sie  vom  Wohlfahrtausschuß  oder 
von  den  Provinzialgesandten  bestellt.  Ich  will  nicht  dabei  verweilen, 
daß  diese  Organe  nicht  genügten,  um  seine  Herrschaft  sicherzustellen 
und  daß  er  sich  der  Hilfe  der  revolutionären  Ausschüsse  und  der 
jakobinischen  Klubs  bediente.  Auch  ist  es  fast  selbstverständlich,  daß 
die  feierlich  verkündeten  Freiheitsrechte,  insbesondere  die  Religions- 
freiheit, von  keiner  französischen  Regierung  so  brutal  mißachtet  wurden, 
wie  von  der  jakobinischen. 

Jedenfalls  wird  die  Geschichte  des  Konventes  den  Poltiker  immer 
von  neuem  anziehen ;  ihr  Studium  entschleiert  ihm  das  Wesen  der 
Demokratie  mit  ihren  großen,  noch  mehr  mit  ihren  niedrigen,  die  Frei- 
heit des  Individuums  mit  Füßen  tretenden  Tendenzen.  Der  Konvent 
gab  Frankreich  zwei  Einrichtungen:  das  Verfassungsreferendum  (Plebiszit) 
und  eine  zentralisierte  Verwaltung,  wie  sie  der  alte  Staat  angebahnt, 
aber  nicht  vollendet  hatte;  anderen  Staaten  gab  er  das  moderne 
Referendum,  welches  auf  der  Gleichwertigkeit  aller  Individuaistimmen 
beruht,  und  die  Initiative. 

Wie  nach  dem  neunten  Thermidor  1794  die  Landesausschüsse,  der 
Gemeinderat,  die  Klubs  geschlossen,  aufgelöst  wurden,  und  wie  die 
Direktorialverfassung  den  Übergang  zum  Kaisertum  bildete:  das  darzu- 
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stellen,  liegt  außerhalb  des  Rahmens  einer  Schrift,  welche  nur  die  Ent- 
wicklung der  Demokratie  verfolgen  will.  Sie  hatte  in  Frankreich  mit  dem 
Konvente  ihren  Höhepunkt  erreicht,  aber  des  Jakobinismus  zentralisierende 
und  kriegerische  Tendenzen  setzte  Napoleon  fort;  von  ihm  übernahm 
er  auch  das  Plebiszit;  man  nannte  ihn  bekanntlich  Robespierre  zu  Pferde. 

Es  wäre  ihm  wahrscheinlich  geglückt,  die  alte  und  die  neue  Ge- 
sellschaft miteinander  zu  versöhnen,  wenn  er,  den  Krieg  gegen 
Spanien  und  Rußland  vermeidend,  eine  lange  Ära  des  Friedens  hätte 
einleiten  können  und  wenn  es  seinem  Nachfolger  vergönnt  gewesen 
wäre,  das  Versöhnungswerk  fortzusetzen.  Selbst  unter  den  beiden  letzten 
Bourbonen  wäre  vielleicht  dieses  Ziel  zu  erreichen  gewesen,  aber  nach 
Ludwig  XVT1I.  bestieg  kein  geistesverwandter  König  den  französischen 
Thron.  Karl  X.  entfesselte  eine  neue  Revolution,  an  deren  Nach- 
wirkungen noch  heute  Frankreich  leidet.  In  den  Wirbel  beider  Revo- 
lutionen wurde  die  Schweiz  hineingerissen;  beide  haben  ihre  Geschicke 
nachhaltig  bestimmt 

Ihre  politischen  Einrichtungen  und  Zustände  vor  dieser  Zeit  sind 
so  eigenartig  und  so  wenig  bekannt,  daß  ausführlicher,  als  für  die 
Vereinigten  Staaten  und  Frankreich  notwendig  erschien,  auf  sie  einge- 
gangen werden  muß. 

Achter  Abschnitt. 

Die  Entwicklung  der  Schweizer  Demokratie. 

i. 

Die  Schweiz  vor  1798. 

Auf  einer  Fahrt  über  den  Vierwal dstätter  See  an  dem  Rütli  vor- 
übergleitend, glaubt  mancher  die  Stätte  der  Verschwörung  vor  sich  zu 
sehen,  wo  der  Abfall  der  Schweiz  vom  Deutschen  Reiche  beschlossen 
worden  sei.  Allein  die  Kämpfe,  welche  die  Bürger  des  Kernes  der 
heutigen  Schweiz  im  13.  und  14.  Jahrhundert  gegen  die  Versuche  des 
Hauses  Habsburg  führten,  im  Gebiete  der  Aare  und  ihrer  Zuflüsse  ein 
Territorialfürstentum  zu  errichten,  bezweckten  nicht  die  Trennung  ihrer 
Heimat  von  dem  gemeinsamen  Vaterlande.1)  Nach  Reichsunmittelbar- 
keit  strebten  die  Waldstätte,  und  sie  erlangten  sie,  die  Kämpfe  zwischen 
Kaiser  und  Gegenkaiser  klug  ausnutzend,  von  Friedrich  II.,  Adolf  von 
Nassau  und  Heinrich  VII.2)  Mittelbar  jedoch  bereiteten  diese  Ereignisse 
die  Lösung  des  poütischen  Bandes  vor,  denn  das  verhaßte  Haus  Habs- 

l)  K.  Dierauer,    Geschichte   der   schweizerischen  Eidgenossenschaft,    1892,    II  316  f. 
*)  Vgl.  W.  Oechsli,  die  Anfänge  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,   1891. 
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bürg,  seit  dem  13.  Jahrhundert  vorübergehend,  seil  1438  dauernd  Im 
1/  der  KaiserwUrde,  konnte  den  Verlust  seiner  Herrschaft  nicht 
chmersen;  durch   die  Eroberung  des  Aargau<  -itammlandes 

dei  Habsburger,  war  er  noch  empfindlicher  geworden.  Der  Kaiser 
Friedrich  III.  trug  wesentlich  zur  Entfremdung  bei,  weil  er  während 
seiner  langen  Regierung  den  Schweizern  feindlich  gesinnt  blieb.  Als 
nun  unter  seinem  Sohne  Maximilian  I.  im  Jahre  1495  die  Reichsreform 
zustande  kam,  erhob  sich  in  der  Schweiz  gegen  diese  heilsame  Maß- 
regel der  stärkste  Widerwille.  Er  richtete  sich  vornehmlich  gegen  den 
Beschluß  einer  Reichssteuer,  die  mit  der  Ordnung  des  Landfriedens 
und  der  Einsetzung  des  Reichskammergerichtes  die  Hauptpunkte  der 
beschlossenen  Verbesserungen  bildete.  Die  Schweizer  weigerten  sich, 
eine  Steuer  zu  einem  Zwecke  zu  zahlen,  den  sie  durch  eigene  Kraft 
verwirklicht  hätten.  Hohes  Selbstbewußtsein  hatten  ihnen  insbesondere 
die  Burgunderkriege  eingeflößt,  und  bestärkt  wurden  sie  in  ihrem 
Widerstände  von  dem  Könige  von  Frankreich,  welcher  im  Jahr  1474 
einen  die  Unabhängigkeit  der  Schweiz  von  Österreich  anerkennenden 
Frieden  zwischen  den  beiden  Mächten,  die  sogenannte  „ewige  Richtung", 
zustande  gebracht  hatte.  Leider  vermochte  sie  die  Gefühle  der  Ver- 
tragschließenden nicht  zu  ändern,  und  sie  befestigte  die  Freundschaft 
der  Schweiz  mit  Frankreich.  Mit  diesem  Lande,  das  durch  ungewöhn- 
liche Fortschritte  auf  der  Bahn  äußerer  und  innerer  Einheit  rasch  an 
Macht  zunahm,  verknüpften  die  Schweiz  seit  dem  15.  Jahrhundert  enge 
politische  Bande ;  dort  brachte  sie  den  größten  Teil  ihrer  Reisläufer  für 
blankes  Geld  unter,  vorausgesetzt,  daß  der  allerchristlichste  König  mit 
seinen  Zahlungen  nicht  in  Rückstand  geriet.  Frankreich  war  das  erste 
Land  in  West-  und  Mitteleuropa,  welches  ein  stehendes  Heer  aufstellte ; 
in  Osteuropa  war  ihm  die  Türkei  vorangegangen. 

Die  wegen  der  Reichsreform  von  Maximilian  nach  der  Schweiz 
entsandten  Boten  wurden  in  Zürich  kühl  empfangen;  kaum  6  Wochen 
später  schloß  die  Mehrzahl  der  Kantone  mit  Karl  VUL  von  Frankreich 
ein  Bündnis  ab.  Allein  weder  Bündnis  noch  Abneigung  würden  vor- 
aussichtlich die  Schweiz  vom  Reiche  getrennt  haben,  wenn  sie  nicht 
in  einen  Zwist  des  Gotteshausbundes  mit  Tirol  um  das  Kloster  Münster 
verwickelt  worden  wäre.  Der  schwäbische  Bund  eilte  Tirol  zur  Hilfe, 
im  Jahre  1499  wuchs  sich  der  Zwist  zu  einem  Kriege  zwischen  ihr 
und  dem  Kaiser  aus,  in  welchem  die  Schweizer  Sieger  blieben.  Den 
Krieg  beendete  ein  in  Basel  abgeschlossener  Friede;  der  schnitt  zwar 
das  staatsrechtliche  Band  zwischen  Reich  und  Schweiz  noch  nicht  ent- 
zwei, aber  das  Reich  erhob  aus  dem  Reichstagsbeschlusse  von  1495 
hervorgehende  Ansprüche  in  der  folgenden  Zeit  nicht  mehr,  und  im 
Jahre  1648  wurde  im  Westfälischen  Frieden  die  Unabhängigkeit  der 
Schweiz  vom  Deutschen  Reiche    anerkannt.     Einige   Jahrzehnte   später 
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verwüsteten  Schweizer  Söldner  Ludwigs  XTV.  die  Pfalz  in  unmensch- 
licher Weise;  im  Jahre  1663  hatte  die  Republik  mit  dem  jungen  Könige 
das  1602  mit  Heinrich  IV.  abgeschlossene  Bündnis  erneuert. 

So  war  sie  durch  die  Trennung  von  einem  monarchischen  Staats- 
wesen eine  Republik  geworden,  aber  eine  Demokratie  war  sie  damals 
noch  nicht.  Erst  150  Jahre  nach  dem  Frieden  von  Münster  und  Osna- 
brück traten  die  Ereignisse  ein,  die  sie  dieser  Staatsform  näher  bringen 
sollten.  Welches  war  denn  'nun  ihr  politischer  Zustand  vor  dem  Jahre 
1798,  als  die  Eroberung  durch  Frankreich  die  300  jährige  Periode  ab- 
schloß, in  der  tapfere  Schweizer  Krieger  sich  für  Frankreich  verblutet 
hatten:  sowohl  im  Kampfe  gegen  die  äußeren  Feinde  dieses  Reiches, 
wie  gegen  gallische  Pöbelmassen,  die  am  10.  August  1792  die  treuen 
Schweizer  Truppen  in  grauenhafter,  tückischer  Weise  ermordeten  ?  Zur 
Beantwortung  dieser  Frage  müssen  wir  noch  einmal  kurz  zu  ihrem 
Ursprung  zurückkehren. 

Die  Schweiz,  als  loser  Staatenbund,  war  dadurch  entstanden,  daß 
zu  den  drei  Waldstätten  Schwyz,  Uri,  Unterwaiden  andere  poli- 
tische Gebilde  hinzugetreten  waren.  Einige  zum  Teil  auf  dem  Ge- 
biete von  Markgenossenschaften  emporgewachsene  Republiken  hatten 
einen  bäuerlichen  Charakter,  man  nannte  sie  Länder.  Andere  waren 
Städte;  obwohl  es  mehreren,  wie  den  italienischen,  gelungen  war,  die 
umliegende  Landschaft  mit  sich  zu  vereinigen,  hatte  dies  ihr  politisches 
Gepräge  nicht  verwischt.  Länder  waren  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden, 
Zug,  Glarus,  Appenzell;  Städte:  Zürich,  Bern,  Luzern,  Freiburg,  Solo- 
thurn,  Basel,  Schaffhausen.  Aus  ihnen  bestand  die  sogenannte  dreizehn- 
örtige  Eidgenossenschaft,  deren  Bildung  im  Jahre  1513  der  Beitritt  von 
Appenzell  beendet  hatte. 

In  den  Ländern  kam  der  demokratische  Charakter  ihrer  Verfassung 
zum  allgemein  verständlichen  Ausdruck,  wenn  sich  im  Frühling  das 
ganze  Volk  zur  Landesgemeinde  versammelte  und  dort  alles  regelte, 
was  es  dem  Rate  nicht  überließ.  In  zwei  größeren  Ländern,  Wallis 
und  Graubünden,  in  denen  das  Volk  nicht  an  einem  Orte  zusammen- 
treten konnte,  bestand  eine  Verbindung  der  Landesgemeindeverfassung 
mit  dem  Repräsentativsystem :  das  Volk  stimmte  über  die  Vorschläge 
der  Bundesversammlung  ab,  über  die  ihm  seine  Vertreter  referierten; 
bei  der  Abstimmung  wurden  aber  nicht  die  Stimmen  der  Bürger, 
sondern  in  Graubünden  die  der  Gemeinden  nach  ihrer  Grundsteuer- 
quote, in  Wallis  die  Stimmen  der  12  gleichwertigen  Zehnen  gezählt.  x) 
Diese  die  politischen  Anschauungen  vor  dem  Siege  moderner  indivi- 
dualistischer Prinzipien  klar  widerspiegelnde  Einrichtung  ist  die  nationale 

*)  Theodor  Curti,  Geschichte  der  schweizerischen  Volksgesetzgebung  2.  A.  1885 
S.  10  f.  Siehe  dort  über  ähnliche  nicht  ordentliche  Einrichtungen  in  Bern  und  Zürich. 
Vgl.  hierüber  auch  Hilty,  Das  altbernische  Referendum,  Politisches  Jahrbuch   1906. 
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\ .  .i  i.nitirin   des    heutiges    Referendums.     Dagegen    herrschte   in   den 

Städten    ursprünglich    wie     in    Deutschland     ein   Rat    von   Patriziern;    in 

einigen,  wie  Bern,  Solothurn  und  Freiburg,   hatte  er  sich   erhalten,   in 

anderen,  wie  Hasel  und  Zürich,  war  er  von  dem  I  landwerk  gestürzt 
worden,   und  den  Zünften   war  ein  Anteil  am  Stadtregiment  geworden. 

Der  Gegensatz  der  ländlichen  demokratischen  Republiken  zu  den 
aristokratischen  städtischen  war  so  groß,  daß,  um  nur  ein  Beispiel  an- 
zuführen, nach  den  Burgunderkriegen  sich  die  Länder  gegen  die  Auf- 
nahme der  Städte  Freiburg  und  Solothurn  heftig  gesträubt  hatten  und 
der  Zwist  im  Jahre  1481  nur  durch  die  Mahnungen  des  Einsiedlers 
Nikiaus  von  der  Flüe  hatte  geschlichtet  werden  können.  Vor  diesem 
Jahre  bestand  die  Eidgenossenschaft  aus  acht  Orten  ;  in  den  folgenden 
32  vergrößerte  sie  sich  nicht  nur  um  Freiburg  und  Solothurn,  sondern 
auch  um  Basel,  Schaffhausen  und  Appenzell. 

Viel  Unfrieden  stifteten  auch  die  gemeinen  Herrschaften,  wie  man 
abhängige,  eroberte  Gebiete  nannte,  die  wie  das  Val  Maggia,  Locarno, 
Lugano,  Mendrisio  von  12  Orten  der  Schweiz  besessen  wurden.  Es 
kam  auch  vor,  daß  ein  Gebiet  nur  zu  einem  Orte  im  Verhältnis  der 
Vogtei  stand ;  so  das  Waadtland  zu  Bern.  Solche  Gebiete  und  gemeine 
Herrschaften  wurden  von  Vögten  verwaltet  und  ausgebeutet,  wenn  sie 
sich  aber  empörten,  grausam  gezüchtigt.  Nicht  zu  vergessen  der  nie 
verlöschende  Neid,  weil  nicht  alle  Glieder  des  Schweizerbundes  gleich- 
berechtigt waren.,  Die  später  eingetretenen  hatte  nach  guten  kauf- 
männischen Grundsätzen  einen  geringeren  Anteil  an  den  Vorteilen  der 
Eidgenossenschaft  z.  B.  an  den  gleich  zu  erwähnenden  Jahrgeldern; 
auch  kamen  sie  nicht .  regelmäßig  zu  den  Bundesversammlungen,  den 
sogenannten  Tagsatzungen,  die  durch  die  Verwaltung  der  untertänigen 
Gebiete  notwendig  geworden  waren  und  jedes  Jahr  einmal,  haupt- 
sächlich in  Baden  im  Aargau,  stattfanden.  *)  Das  Herz  der  Eidgenossen- 
schaft bildeten  ja  die  vorher  erwähnten  13  Orte,  ein  Bund,  welcher 
zwischen  1291  und  15 13  entstanden  war.  Die  nicht  eroberten  Gemein- 
wesen minderen  Rechtes  nannte  man  Zugewandte.  Zugewandt  waren 
das  obere  Wallis,  Biel,  die  Abtei  und  die  Stadt  St.  Gallen,  Neuenburg, 
die  rätischen  Bünde  und  zwei  heute  zum  deutschen  Reiche  gehörende 
Städte:  Rottweil  und  Mülhausen  im  Elsaß. 

Endlich  war,  wie  Deutschland,  auch  die  Schweiz  durch  die  Re- 
formation dauernd  entzweit  worden.  Den  heftigsten  Widerstand  hatten 
ihr  die  um  den  Vierwaldstätter  See  gelegenen  Kantone  bereitet;  von 
Zwingli  war  gegen  das  Reislaufen  und  das  Pensionenwesen  gepredigt 
worden,  worin  diese  armen  Gebirgstäler  eine  Quelle  ihres  Unterhaltes, 
ihres  Wohlstandes,  fanden.    Erbitterung  und  Fanatismus  erwachten ;  sie 


')  Der  Leser  wird   an  antike   Hegemonieverhältnisse   erinnert  worden  sein. 
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entluden  sich  in  mehreren  Religionskriegen ;  bei  Kappel  und  am  Gubel 
wurde  viel  Schweizer  Blut  vergossen. 

Die  Gegensätze  setzten  sich  in  den  Städtekantonen  fort.  Ihre  Be- 
wohner entzweite  nicht  nur  die  Feindschaft  zwischen  Patriziern  und 
Plebejern,  sondern  auch  die  Spaltung  zwischen  Stadt  und  Landschaft, 
die  in  harter  Abhängigkeit  gehalten  wurde.  Der  Druck  war  im 
17.  Jahrhundert  so  unerträglich,  daß  ein  Bauernkrieg  im  Gebiete  der 
heutigen  Kantone  Bern,  Luzern,  Solothurn,  Freiburg  und  Aargau 
wütete. 

Wie  unheilvoll  zerrissen  die  Schweiz  dem  17.  Jahrhundert  erschien, 
ersieht  man  aus  einem  Worte  Cromwells,  daß  er  bei  den  Verhandlungen 
über  den  Verfassungsentwurf  der  Levellers  aussprach.  Wenn  Der  an- 
genommen würde,  müßte  er  in  England  eine  der  schweizerischen 
ähnliche  Verwirrung  erzeugen:  „Would  it  not  make  England  like 
the  Switzerland  country,  one  canton  of  the  Switz  against  another,  and 
one  country  against  another?1) 

Diese  Verhältnisse  hatten  einen  hohen  Grad  politischer  Verderbnis 
auch  außerhalb  der  ursprünglichen  Krankheitsheerde  erzeugt.  Wir 
knüpfen  an  die  schon  erwähnte  Tatsache  an,  daß  der  Schweiz  aus  dem 
Solddienste  ihre  Bürger  erhebliche  Einnahmen  zuflössen.  Die  fremden 
Staaten  erhielten  Schweizer  Söldner  auf  Grund  von  Verträgen,  die  auch 
der  Heimat  Vorteile  brachten :  die  Gemeinwesen  empfingen  Jahrgelder, 
die  Staatsmänner  Pensionen.  Nach  Ablauf  ihrer  Dienstzeit  kamen 
Schweizer  Offiziere  aus  der  Fremde  mit  Geld  und  Adelstiteln  zurück 
und  vermehrten  die  Zahl  der  angesessenen  Edelleute.  Auf  die  Aristo- 
kraten ging  dann  die  Staatsverwaltung  immer  mehr  über,  als  sie  größere 
Kenntnisse  und  breitere  Erfahrung  erforderte.  Allmählich  wurden  in 
den  Patrizierstädten  manche  Ämter  erblich,  in  den  Zunftstätten  wählte 
man  immer  wieder  Mitglieder  der  alten  Familien,  in  den  Lands- 
gemeindekantonen aber  gelangten  die  Vornehmen  durch  Bestechung 
zum  Ziele. 2) 

Weshalb  widersetzten  sich  die  Bürger  dieser  Entwicklung  nicht? 
Weil  sie  ihnen  nützte.  Alle  hatten  Vorteil  von  den  Jahrgeldern  und 
in    den   Länderkantonen    auch    von    den  Bestechungen.     „Unleugbar", 


l)  Auch  der  andere  große  Cäsar  der  neueren  Zeit  hatte  noch  von  der  Eifersucht 
und  Mißgunst  der  Schweizer  eine  ähnliche  Meinung.  „Mich  haben  glückliche  Ereignisse", 
sagte  Napoleon  L,  „an  die  Spitze  der  französischen  Regierung  berufen,  und  doch  würde 
ich  mich  für  unfähig  halten,  die  Schweizer  zu  regieren.  Wäre  der  erste  Landammann 
von  Zürich,  so  wären  die  Berner  unzufrieden,  wählt  ihr  einen  Berner,  so  schimpfen  die 
Züricher.  Wählt  ihr  einen  Protestanten,  so  widerstreben  alle  Katholiken,  und  umgekehrt." 
Curti  S.   113. 

8)  Cart  schildert  die  Landsgemeindekantone  so,  daß  dort  alles  öffenüich  zur 
Versteigerung  gebracht  wurde :  Stellen,  Vogteien,  die  Ausübung  der  Justiz,  die  höchsten 
Ämter  im  Staat,  diejenigen  der  Ratsherren  und  selbst  des  Landammanns.    Curti,  S.   loa. 
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ichreibl  Blumer,  „liegt  In  der  Möglichkeit  lolcher  Mißbrauche...  eine 
iii  i    yu »fiten  Schattenseiten  der  demokratischen  Verfassung."    Verbote 

,;cn  waren  schon  Im  16.  Jahrhundert  ergangen,  abet  ie  wurden 
„schlecht  genug  gehandhabt.  Den  I  .andienten  schmeckten  die  Geschenke 
und  Weinspenden  KU  süß,  als  daß  sie  denselben  auf  die  Dauer  zu  ent- 
sagen vermocht  hätten."  Ja,  die  Mißbrauche  waren  so  unausrottbar, 
daß  man  sie  gesetzlich  regelte,  „indem  man  die  zu  Amtern  und  Diensten 
Beförderten  Auflagen  zahlen  ließ,  welche  teils  zu  öffentlichen  Zwecken 
verwendet,  teils  unter  alle  stimmfähige  Landsleute  verteilt  wurden." 
Über  die  Landvögte  fügt  Blumer  hinzu:  „Betrachtet  man  die  Summe, 
welche  die  Landvögte  zu  zahlen  hatten  und  erwägt  man,  daß  sie  in 
der  Regel  nur  auf  2  Jahre  gewählt  wurden,  so  liegt  am  Tage,  daß  sie, 
wenn  sie  auch  neben  den  Sportein  noch  einen  bedeutenden  Teil  aus 
den  Bußen  bezogen,  gleichwohl  fast  nur  mit  unerlaubten  Mitteln  einen 
Mehrgewinn  über  ihre  bedeutenden  Auslagen  erlangen  konnten  und 
daher  in  hohem  Maße  der  Versuchung  ausgesetzt  waren,  Bestechlich- 
keit und  Erpressung  zu  üben."  Schließlich  verfiel  man  auf  einen  ebenso 
verzweifelten  wie  humoristischen  Ausweg:  Man  führte  das  Los  ein;  wer 
sich  nicht  für  das  Amt  eignete,  verkaufte  das  gewonnene  Los.1)  Weisen 
diese  Mißbräuche  alter  Republiken  nicht  eine  merkwürdige  Ähnlichkeit 
mit  denjenigen  moderner  auf:  mit  der  Einrichtung,  daß  die  Beamten  für 
ihre  Wahl  einen  Beitrag  zur  Parteikasse  zahlen  müssen  und  ihr  Amt 
zur  eigenen  Bereicherung  ausnützen. 

Vor  1798  finden  sich  auch  „noch  allenthalben,  die  mit  dem  mittel- 
alterlichen Lehenswesen  verbundenen  Abgaben  und  Verpflichtungen: 
Zehnten,  Grundzinse,  Frohnden,  Lehnsgebühren,  Vogtsteuern,  Fastnachts- 
hühner." Und  sie  waren  unablösbar,  hier  und  da  bestanden  sogar  noch 
die  Lasten  der  Hörigkeit  und  Leibeigenschaft.2)  Es  bedarf  kaum  der 
Erwähnung,  daß  in  den  Städten  das  Zunftwesen  herrschte,  wie  in  den 
benachbarten  Ländern. 

Es  verdient  folglich  die  Schweiz,  die  so  häufig  eine  uralte  Demo- 
kratie genannt  wird,  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  diesen 
Namen  nicht.  Ungleichheit  und  aristokratisches  Wesen  fehlten  selbst 
in  jenen  Kantonen  nicht,  die  nach  ihrer  Verfassung  als  Demokratien 
angesehen  werden  mußten.  Es  war  die  Zeit  der  aristokratischen 
Republiken.  Ein  ausgezeichneter  Vertreter  jener  Periode  ist  J.  J.  Rousseau, 
der,  obwohl  er  die  Lehre  von  der  Volkssouveränetät  zur  radikalen  Ent- 
faltung brachte,  ein  überzeugter  aristokratischer  Republikaner  blieb. 
Und  welche  Ungleichheit   zwischen  den  einzelnen  Teilen  der  Schweiz  1 


J)    J.  J.  Blumer,  Staats-  und  Rechtsgeschichte  der  Schweizerischen  Demokratien,  1858, 

H,   113  f. 

*)  K.  Dändliker,  Geschichte  der  Schweiz,  III  34  f. 
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Die  Schwäche  des  Staatenbundes  wurde  noch  dadurch  erhöht,  daß  in 
seiner  Regierung  das  Mehrheitsprinzip  nicht  hatte  durchdringen  können 
und  die  Abgeordneten  zur  Tagsatzung  an  Instruktionen  gebunden 
waren.  Eine  ständige  ausführende  Bundesbehörde  aber  gab  es  über- 
haupt nicht. 

Der  sieche  Körper  des  helvetischen  Gemeinwesens  wurde  durch 
den  Ausbruch  der  französischen  Revolution  in  eine  schwere  akute 
Krankheit  gestürzt.  Ein  Anstoß  von  außen  sollte  die  demokratische 
Entwicklung  in  Gang  bringen,  wie  ähnliche  Anstöße  die  Schweizer 
Kantone  in  Republiken  verwandelt  hatten.  In  verschiedenen  Teilen 
der  Eidgenossenschaft  fanden  Erhebungen  statt,  und  im  Jahre  1798 
folgte  ihre  Eroberung  durch  französische  Truppen.  Frankreich  nutzte 
die  tiefe  Zerrissenheit  der  Republik  klug  aus,  um  sich  in  den  Besitz 
eines  Landes  zu  setzen,  das  sowohl,  wie  einige  Jahre  früher  die  Nieder- 
lande, seine  erschöpften  Staatskassen  wieder  auffüllte,  wie  gegen  Oster- 
reich ein  breites  Ausfalltor  öffnete.  Alte  300jährige  Freundschaft  mit 
Frankreich  und  neue  verräterische  Begeisterung  für  französisches  Wesen 
und  französische  Einrichtungen  sollte  die  Schweiz  zur  Beute  des  furcht- 
baren Sturmes  machen,  welcher  bis  zum  Jahre  18 15  über  Europa  dahin- 
brauste. 

IL 

Die  Schweiz  nach  1798. 

Mit  dem  siegreichen  französischen  Heere  zogen  im  Jahre  1798  die 
demokratischen  Ideen  Frankreichs,  bereichert  um  diejenigen  der  Union, 
in  die  Schweiz  ein:  Volkssouveränetät  und  Menschenrechte.  Am  12.  April 
dekretierte  eine  Nationalversammlung  in  Aarau  den  schweizerischen 
Einheitsstaat,  die  Herabdrückung  der  Kantone  zu  Verwaltungsbezirken, 
eine  repräsentative  Verfassung,  Rechtsgleichheit  und  individuelle  Freiheits- 
rechte ;  fast  mit  einem  Schlage  entstand  eine  wohlgegliederte  Beamten- 
organisation. Mit  diesem  Tage  beginnt  die  Zeit  der  Helvetik.  Sie 
dauerte  bis  zum  Jahre  1803.  Wie  in  Frankreich  und  den  Vereinigten 
Staaten  entspann  sich  auch  hier  ein  Kampf  zwischen  Unitariern  und 
Föderalisten.  In  Frankreich  war  er  zugunsten  des  Einheitsstaates  ent- 
schieden worden,  in  der  Union  erhob  um  diese  Zeit  der  Partikularis- 
mus unter  der  Führung  Jeffersons  sein  Haupt  höher,  in  der  Schweiz 
vermittelte  Napoleon  im  Jahre  1803  die  sogenannte  Mediationsverfassung, 
welche  den  Einheitsstaat  beseitigte  und  die  Schweiz  in  einen  Bundes- 
staat verwandelte.  Die  Kantone  gewannen  ihre  Selbständigkeit  wieder 
und  die  Landsgemeinden  ihre  Bedeutung  zurück;  im  übrigen  wurden 
die  demokratischen    und   liberalen  Einrichtungen    der  neuen  Ära  nicht 


Achtel  A b  ■  imiit.    Ihr  Entwicklung  det  Scbweifei  Demokratie  %j 

angetastet  Wie  es  im  Zeitalter  gleicher  Menschenrechte  nicht  anders 
tu  erwarten  war,  entstanden  auf  den  Boden  der  untertänigen  Land 
Schäften  und  der  zugewandten  6  gleichberechtigte  Kantone:  Waadt, 
Tessin,  Graubünden  im  Süden,  Aargau,  Thurgau,  St.  Gallen  im  Norden; 
der  Unterschied  von  Stadt  und  Land  wich  völliger  Gleichberechtigung ; 
es  wurde  die  rechtliche  Möglichkeit  gegeben,  die  feudalen  Verpflich- 
tungen abzulösen. 

Nach  dem  Sturze  Napoleons  brach  auch  in  der  Schweiz  die  Re- 
aktion herein.  „Nach  dem  Taumel  der  Revolution  und  den  wilden 
Orgien,  die  gefeiert  worden  waren",  schreibt  Dändliker,  „erfüllte  man 
sich  mit  Ekel  und  Abscheu  gegen  die  nächste  Vergangenheit  und 
blickte  mit  Sehnsucht  auf  die  Zeiten  vor  der  Revolution  zurück  .  .  . 
die  Ideen  der  Volksherrschaft  und  der  Menschenrechte  erschienen  als 
Störenfried,  als  Urheber  alles  Elends,  welches  die  Revolutionskriege 
und  die  napoleonische  Ära  gebracht  hatten.  Die  Theorien  der  Freiheit 
und  Gleichheit  wurden  verwünscht." l)  Zwar  wuchs  der  Umfang  der 
Schweiz  noch  in  dieser  Zeit  durch  den  Hinzutritt  dreier  neuer,  gleich- 
berechtigter Kantone:  Wallis,  Genf  und  Neuenburg,  die  bisher  zu 
Frankreich  gehört  hatten,  aber  der  Bundesstaat  verwandelte  sich  wieder 
in  einen  Staatenbund  ohne  Bundesgewalt,  zu  dessen  Tagsatzung  jeder 
Kanton  einen  Delegierten  entsandte.  Die  Bundesverfassung  bestimmte 
zwar,  daß  der  Genuß  politischer  Rechte  nicht  das  ausschließliche  Recht 
einer  Klasse  sein  sollte,  aber  sie  ließ  eine  weitgehende  Differenzierung 
zu.  Der  Staatenbund  stellte  es  den  Kantonen  anheim,  welche  Verfassung 
sie  sich  geben  wollten.  In  einigen,  es  sind  Freiburg,  Bern,  Luzern, 
Solothurn,  wurden  die  alten  Patrizierverfassungen  wieder  hergestellt; 
es  war  ein  Berner  Aristokrat,  der  die  naturrechtlichen  Ideen  in  deutscher 
Sprache  auf  das  schärfste  bekämpfte.  Am  wenigsten  veränderten  sich 
die  Landsgemeindekantone;  hier  beschränkten  sich  die  Neuerungen 
darauf,  daß  sie  geschriebene  Verfassungen  erhielten,  als  allen  Kantonen 
die  Verpflichtung  auferlegt  wurde,  ihre  Verfassungen  im  Tagsatzungs- 
archiv niederzulegen.  Von  der  Volkssouveränetät  war  man  sehr  weit 
entfernt.  Die  großen  Räte  wurden  vielfach  von  den  kleinen  beherrscht, 
die  Selbstergänzung  der  Behörden  war  nicht  ungewöhnlich,  die  Wahlen 
waren  überwiegend  indirekt  und  an  einen  Zensus  gebunden,  und  die 
Gleichberechtigung  von  Stadt  und  Land  wurde  wieder  beseitigt.  Im 
großen  Rat  von  Solothurn  waren  68  Vertreter  der  Stadt,  33  des  Landes ; 
in  Zürich  verhielten  sie  sich  wie  137  zu  JJ,  in  Bern  wie  200  zu  99, 
in  Freiburg  wie  108  zu  36.  Selbst  in  Länderkantonen  war  es  nicht 
besser.  Der  Bezirk  Schwyz  wählte  60,  die  6  anderen  Bezirke  36  Ver- 
treter.    Die  Verwaltung   hüllte   ihre   Handlungen   in   tiefste   Finsternis. 


J)   Geschichte  der  Schweiz,   1895,  ^  527- 
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Allein  das  Übermaß  der  Reaktion  erzeugte  eine  liberale  Strö- 
mung, die  ihre  Ziele  zunächst  in  maßvoller  Weise  zu  erreichen  bestrebt 
war.  In  der  zweiten  Hälfte  der  2oiger  Jahre  wurde  die  Verfassung  in 
Schaff  hausen  revidiert  (1826),  darauf  in  Appenzell  (1829),  in  Tessin 
wurden  direkte  Volkswahlen  eingeführt,  und  die  Presse  erhielt  freiere 
Bewegung.  Dann  aber  erregte  die  Julirevolution  die  demokratischen 
Leidenschaften  aufs  äußerste.  Mit  besonderer  Stärke  trat  die  revolutio- 
näre Bewegung  in  den  Städtekantonen  hervor.  Von  dem  Geiste  jener 
Zeit  wird  man  am  kräftigsten  angeweht,  wenn  man  die  Broschüre 
liest,  die  der  Pfarrer  und  Agitator  Bornhauser  im  Jahre  1830  veröffent- 
lichte. Ihr  Titel  lautet  „Über  die  Verbesserung  der  Thurgauischen 
Verfassung".  Die  Verfassung,  heißt  es  dort,  gebe  dem  Geiste  eines 
ganzen  Volkes  Gestalt  und  Form,  „die  Verfassung  ist  nächst  Klima 
und  Religion  die  stärkste  Bildnerin  eines  Volkes".  Nur  Sophisten 
sagten,  jede  Verfassung  sei  gut,  wenn  nur  die  Verwaltung  gut  sei. 
„Mit  unserer  Verfassung  steht  und  fällt  unser  Glück . .  .  nur  der  Staat, 
der  eine  demokratische  oder  repräsentative  Verfassung  hat,  verdient 
den  Namen  eines  Freistaates,  weil  nur  hier  die  öffentliche  Meinung 
auf  die  Gesetzgebung  einwirken,  nur  hier  eine  Obrigkeit,  die  sich  des 
Zutrauens  der  Bürger  unwert  macht,  auf  gesetzlichem  Wege  entfernt 
werden  kann."  Zu  diesem  Zwecke  müßten  „das  Wahlrecht  des  Volkes 
unverkümmert,  die  Verwaltung  öffentlich,  die  Presse  frei,  das  Petitions- 
recht geordnet  und  die  Gewalten  gehörig  getrennt  sein".  Auch  ver- 
trügen sich  lebenslängliche  Stellen,  die  damals  in  der  Schweiz,  wie  in 
den  ersten  Zeiten  der  Union,  die  Regel  bildeten,  nicht  „mit  dem  Geiste 
eines  Freistaates"  und  er  tadelt  es,  daß  die  vollziehenden  Behörden  die 
gesetzgebenden  wählten.  „Man  gibt  Gesetze,  ohne  vorher  die  öffent- 
liche Meinung  darüber  zu  sondieren,  der  große  Rat  schließt  bei  seinen 
Verhandlungen  die  Türe,  kein  Zeitungsblatt  meldet  uns  etwas  über 
das  einzelne  dieser  Verhandlungen;  der  Eid  der  Kantonsräte  gebietet 
sogar  über  gefallene  einzelne  Meinungen  das  strengste  Stillschweigen, 
und  über  die  öffentlichen  Güter  haben  wir  noch  immer  keine  öffent- 
liche Rechnung  erhalten  können."  Diese  Reformen  seien  auch  im 
Interesse  der  Regierenden.  „Die  Regierung  muß  weder  die  Volks- 
wahl, noch  die  Opposition  scheuen.  Diese  Sicherheit  muß  nachteilig, 
muß  verschlimmernd  zurückwirken  auf  die  Regierung  selbst.  Indem 
denn  die  Regierung  des  Volkes  Stimme  weder  hört,  noch  befolgt,  wird 
sie  auch  unvermerkt  die  Herzen  derselben  sich  entfremden  und,  ehe 
sie  es  vermutet,  einsam  und  verlassen  dastehen  ....  das  ewige  Gängel- 
band taugt  nichts,  man  überlasse  dem  Volke  die  Wahl  und  somit  sein 
eigenes  Schicksal.  Wählt  das  Volk  gut,  so  kommt  es  ihm  zugut; 
wählt  es  schlecht,  so  muß  es  auch  den  Fehler  selber  büßen."  Durchaus 
in  Übereinstimmung  mit  diesen  Worten  ruft  er  auf  der  Volksversamm- 
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lim  ■     m   Weinfelden    aus:    „Das    Recht,    das    Gott    in    jedes    Menschen 
Brust    legte,    da      Recht,    das    keinem    Volke    vorenthalten  werden    darf, 

heilige  Recht  verlangen  wir  zurück."1) 

Die  Revolution  fegte  wie  ein  Orkan  durch  das  Land.  Liberale 
Führer  gaben  den  Anstoß,  setzten  Revisionskommissionen  ein,  dann  aber 
wurde  ihnen  die  Fahne  aus  der  Hand  gerissen  von  Vertretern  radikaler 
Richtung  und  vom  Volke  selbst.  Bis  Mitte  Dezember  1830,  also  in 
winiger  als  5  Monaten,  hatten  9  Kantone  neue  Verfassungen  er- 
halten, und  in  dreien  war  sie  teilweise  verändert  worden.2)  Der  Um- 
sturz spielte  sich  ziemlich  überall  in  derselben  Weise  ab:  das  Volk 
rottete  sich  zusammen,  auf  großen  Versammlungen  wird  eine  Änderung 
der  Verfassung  beschlossen,  die  Regierungen  geben  nach,  da  es  ihnen 
an  jeder  Macht  Widerstand  zu  leisten,  fehlt.  Einige  Kantone  werden 
der  Schauplatz  des  Bürgerkrieges,  besonders  Basel  und  Aargau.  Die 
Gewaltsamkeit  der  Bewegung  riß  einen  klaffenden  Abgrund  zwischen 
Liberal  und  Radikal  auf. 

Das  Ziel  war  Rechtsgleichheit  und  Volkssouveränetät  in  der  Gestalt 
eines  aus  dem  gleichen  und  direkten  Wahlrecht  hervorgehenden  Re- 
präsentativsystems. Es  wurde  nicht  völlig  erreicht.  Hier  und  da  wurde 
auch  nach  der  Revolution  eine  Anzahl  Großräte  durch  indirekte  Wahl 
oder  durch  Selbstergänzung  ernannt;  in  Bern  und  Freiburg  blieben 
vorläufig  noch  die  direkten  Volkswahlen  ausgeschlossen;  in  Zürich, 
Luzern,  Schaffhausen,  Solothurn,  St  Gallen  bewahrten  sich  die  Haupt- 
städte noch  einen  Vorzug;  in  Luzern  war  der  katholische  Glaube  die 
Voraussetzung  des  Stimmrechtes;  Ausnahmen,  die  erst  spätere  Revisionen 
beseitigten.  Glücklicher  war  man  in  dem  Streben  nach  der  Öffentlich- 
keit der  Verwaltung.  Die  Großräte  ernannten  nun  die  Regierungsräte, 
die  lebenslängliche  Amtsdauer  wurde  aufgehoben,  die  Wahlen  nahmen 
von  jetzt  an  einen  wachsenden  Raum  im  Leben  des  Schweizer  Bürgers 
ein.  Auch  enthielten  die  Verfassungen  Erklärungen  der  Menschenrechte : 
Schutz  gegen  willkürliche  Verhaftung,  Abschaffung  der  Tortur,  freie 
Niederlassung,  Preßfreiheit,  Vereinsfreiheit,  religiöse  Freiheit;  sogar  die 
Handelsfreiheit  erschien,  aber  erst  schüchtern  die  Gewerbefreiheit.  End- 
lich erleichterte  man  den  Loskauf  von  Zehnten  und  Grundzinsen.  Ja, 
neun  Kantone  unterstellten  in  den  Jahren  1830  und  183 1  ihre  Ver- 
fassungen der  Volksabstimmung.3)    Vor  dieser  Zeit  hatten  die  Schweizer 


*)  Ebensowenig  wie  die  Levellers  und  die  Amerikaner  berufen  sich  aber  die 
Schweizer  in  der  Zeit  von  1790 — 1830  ausschließlich  auf  die  ewigen  Rechte,  sie  fordern 
auch  die  frühere  Freiheit  zurück.     Curti  S.  97  f. 

«)  Dändliker  III,  587  f. 

3)  Th.  Curti,  Der  Weltgang  des  Referendums,  Archiv  des  öffentlichen  Rechtes, 
191 1,  S.  36. 


90 


Erstes  Buch.     Die  geschichtliche  Entwicklung  der  modernen  Demokratie. 


schon  über  die  kurzlebige  Verfassung  von  1802  nach  französischem 
Muster  abgestimmt. 

Manche  den  Dingen  nahestehende  Bürger  waren  von  den  neuen 
Verfassungen  nicht  befriedigt.  Die  Schweizer  hatten  keine  Gelegenheit 
gehabt,  das  Repräsentativsystem  kennen  zu  lernen;  selbstverständlich 
nicht  in  den  Länderkantonen,  aber  auch  nicht  in  den  anderen.  Daher 
waren  die  in  den  Stürmen  des  Revolutionsjahres  hastig  zusammen- 
gezimmerten Verfassungen  recht  unvollkommen.  An  die  Stelle  der 
Aristokratien  waren  Hegemonien  von  Abgeordneten  getreten.  Die 
großen  Räte  standen  nicht  mehr  unter  der  Herrschaft  der  kleinen  Räte, 
jetzt  war  es  umgekehrt;  die  gesetzgebenden  Körper  wählten  die  aus- 
führenden und  richterlichen  Gewalten.  Da  das  Parlament  nicht  von 
einer  zweiten  Kammer  beschränkt  wurde,  ließ  es  sich  zuweilen  Hand- 
lungen zuschulden  kommen,  die  ein  wenig  und  von  fern  an  die  Taten 
amerikanischer  Volkshäuser  erinnern.  Ein  Beispiel.  Im  Kanton  Neuen- 
burg war  der  große  Rat  beim  Bau  einer  Eisenbahn  zugunsten  eines 
einzelnen  Landesteiles  stark  beteiligt.1)  Wie  sollte  man  Abhilfe  schaffen  ? 
Folgende  Mittel  empfahlen  sich.  Die  Richter  und  Verwaltungsbeamten 
mußten  vom  Volke  gewählt  werden,  ein  Ziel,  dessen  Erreichung  wir 
nicht  weiterverfolgen.  Den  Kammern  mußten  „checks  and  balances"  ange- 
legt werden.  Eine  erste  Kammer  erschien  undemokratisch,  folglich  mußte 
das  Volk  selbst  diesen  „frein  et  contrepoids"  bilden.  Drei  Wege  zum 
Ziele  hatte  die  französische  Revolution  vorgezeichnet:  Veto,  Referendum 
und  Initiative,  und  lockte  damit  zum  Parlamentshasse. 

Zeitlich  zuerst  wurde  um  Veto  und  Referendum  gekämpft.  Die 
Gründe,  mit  denen  für  und  wider  das  Referendum  gestritten  wurde, 
bieten  dem  politischen  Feinschmecker  einen  seltenen  Genuß.  Wir  wollen 
sie  dem  Leser  in  kürzester  Form  vorführen,  aber  auch  das  Wichtigste 
aus  der  späteren  Erörterung  damit  verbinden. 

Die  Gegner  der  Volksgesetzgebung  überzeugten  damals  die  Mehr- 
heit, daß  jene  Rechte  noch  unzweckmäßig  seien,  aus  Gründen,  die 
wir  sogleich  anführen  werden.  Gegen  sie  erhob  sich  der  Major  Felix 
Diog  mit  einer  Begründung,  welche  beweist,  daß  es  wenigstens  einen 
Befürworter  der  Volksgesetzgebung  gab,  welcher  über  Zweckmäßigkeits- 
erwägungen erhaben  war.  Er  sagte:  „Es  scheint,  uns  will  das  Prinzip, 
das  Fundament  entwischen.  Man  will  hier  das  Beste  des  Volkes  als 
solches  aufstellen.  Es  handelt  sich  aber  nicht  um  das  Beste,  sondern 
um  das  Rechtliche,  um  das,  was  ihm  (dem  Volke)  gehört  .  .  .  ich 
wiederhole,  daß  ich  nicht  das  Beste  suche,  sondern  das  Rechtliche. 
Am  Ende  könnte  behauptet  werden,  eine  konstitutionelle  Monarchie 
sei   das  Beste.     Ich   warne  jeden   vor   den  Grundsatz   des  Besten,   das 


Dubs,  Öffentliches  Recht  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft,  I  143. 
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Rechtliche  allein  Ist  die  Richtschnur.  Liebet  minder  Gutes  als  (doch)  nicht 
das  Beste,  das  Beste  aber  ist  das  Recht."    Oberzeugender  war  der  von 
anderen   vorgebrachte   Grund,  dafi  das  Referendum   das   richtige  Ver- 
hältnis dei   Gesetze  zu  den  Ideen,  den  Bedürfnissen  nnd  dem  Bildung! 
grade  des   Volkes  herstelle,    auch    eine    bessere  Beobachtung    derselben 
sichere.    Und  klar  erkannten  die  Zukunft  diejenigen,  welche  behaupteten, 
daß    das  Referendum    die    Hast    der    Gesetzeserzeugung    verlangsamen 
werde.     Für  diese  Einrichtung  wurde  ferner  geltend  gemacht,    daß  sie 
das   Volk    moralisch    und    politisch    erziehe.     Moralisch,    weil    sie    seine 
Unterwürfigkeit  ertöten  und  in  ihm  das  Gefühl  der  Gleichheit  wecken 
werde ;  politisch,  weil  es  kein  besseres  Mittel  gebe,  um  sein  Verständnis 
und    Interesse    für   das    öffentliche    Leben    zu    beleben    und   zu    klären. 
Und  da  Unkenntnis  der  Gesetze  nicht  vor  Bestrafung  schütze,  so  müsse 
das    Referendum    aus    Gründen    der    Gerechtigkeit    eingeführt    werden. 
1  He  Gegner  machten  geltend,  in  jedem  Staate  müsse  eine  verantwortliche 
Stelle  sein,    das  Volk  aber    sei  unverantwortlich  und  doch  solle  es  die 
höchste   Entscheidung  treffen;    das   Parlament   werde    sein  Verantwort- 
lichkeitsgefühl verlieren.    Das  Referendum  sei  aber  auch  konstitutionell 
unzweckmäßig,    man    konstruiere    es    als    eine    der    Intervention    eines 
Senates  oder  Fürsten  analoge  Einrichtung,  eine  fehlerhafte  Vergleichung, 
weil   das   Volk   doch    der   Auftraggeber   der   Abgeordneten   sei.     Dem 
Volke  fehle  aber  auch  die  Bildung,  die  Befugnisse  auszuüben,  die  man 
ihm  mit  dem  Referendum  übertragen  wolle,  es  sei  nur  fähig  die  Güte 
eines    Gesetzes    aus    der    Erfahrung    zu    beurteilen,    nicht    aber    seine 
Wirkungen  vorher  zu  berechnen.    Bornhauser  ging  so  weit  zu  behaupten, 
daß  das  Referendum    die  Gesetzgebung  auf  den  Zustand  der  Kindheit 
zurückführen   werde.     Nur   dort,   meinte   Henne,    seien   die    heiligsten 
Interessen    gesichert,    wo    der   Volkswille    durch    die   Besten   ausgeübt 
werde.     Das   sei   in    größeren  Kantonen    nur   in  stellvertretenden  Ver- 
sammlungen möglich,  in  anderen  Versammlungen  lebe  kein  Volkswille, 
sondern  der  mehrere  Willen  verschiedener  Landschaften  und  in  diesen 
Landschaften    der  Wille    einiger  Anführer    und   Häuptlinge,    oft   selbst- 
süchtiger Demagogen  und  ihrer  Haufen;   die  reine  Demokratie  sei  die 
allerunreinste.     In  Abgeordnetenkammern  würden  Gründe  und  Gegen- 
gründe ausgetauscht,  das  Volk  höre  sie  nicht   und  beurteile  alles  nach 
lokalen  Bedürfnissen.    Manche  befürchteten,  daß  es  schwer  sein  werde, 
das  Volk  zu  versammeln ;  statt  des  Volkes  würden  sich  unruhige  Müßig- 
gänger zusammenfinden  und  den  notwendigsten  Gesetzen  die  Genehmi- 
gung verweigern;    das    beste  Gesetz  könne  verworfen  werden,    weil  es 
gegen  die  Interessen  einflußreicher  Personen  streite ;  und  in  materiellen 
Fragen  werde  das  Volk  engherzig  sein.     Auch  habe  es  nicht  die  Zeit, 
die  Vorlagen  zu  studieren,  es  werde  von  Zeitungen  und  Volksrednern 
abhängig  werden.    Weiter  begehre  das  Volk  die  zeitraubenden  Wahlen 
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und  Abstimmungen  nicht,  die  allein  unter  von  persönlicher  Arbeit 
freien,  sklavenbesitzenden  Völkern  durchgeführt  werden  könnten;  nur 
seine  Schmeichler  wollten  sie  ihm  aufdrängen,  weil  sie  darin  ein  Mittel 
erblickten,  um  ihre  eigenen  selbstsüchtigen  Zwecke  durchzusetzen. 
Die  Bürgschaft  des  Volkes  seien  kurze  Amtsdauer,  Antrags-  oder 
Petitionsrecht  und  das  Recht  des  Widerstandes  gegen  unbefugte  Ein- 
griffe der  Staatsgewalt.  In  dem  Petitionsrechte  besitze  es  auch  ein 
Mittel,  um  sich  gegen  die  Unterlassungssünden  seiner  Abgeordneten 
zu  wehren,  darum  sei  es  unwahr,  das  Referendum  helfe  gegen  Be- 
gehungssünden, die  Initiative  gegen  Unterlassung. *)  Freilich  ist  nicht 
zu  verkennen,  daß  sich  das  Petitionsrecht  von  den  geforderten  Volks- 
rechten prinzipiell  unterscheidet;  es  ist  nur  ein  Recht  zur  Bitte,  die 
Entscheidung  über  die  Bitte  aber  liegt  nicht  bei  einem  Gleichberechtigten, 
sondern  bei  einem  Höherstehenden ;  als  ein  Glied  der  Volksgesetzgebung 
kann  es  nicht  angesehen  werden. 

In  der  Periode  von  1830 — 1848  war  diese  Bewegung  in  den  Kan- 
tonen wenig  erfolgreich;  im  Kanton  St.  Gallen  kam  1831  nicht  das 
Referendum,  sondern  ein  Veto  zustande,  kraft  dessen  die  Mehrheit  des 
Volkes  nach  Erlaß  eines  Gesetzes  binnen  einer  bestimmten  Frist  dessen 
Anerkennung  und  Vollziehung  verweigern  konnte.  Dem  Beispiele 
St.  Gallens  folgten  Baselland  1832,  Wallis  1839  (hier  entwickelte  sich 
aus  dem  Veto  ein  Referendum),  Luzern  (wo  es  den  Sturz  der  liberalen 
Regierung  verursachte)  und  Schaff  hausen  1841,  Thurgau  1849,  Solo- 
thurn  1856.  In  Zürich  scheiterte  es  im  Jahre  1842.  .  In  der  Waadt 
entschloß  man  sich  schon  im  Jahre  1845  zur  Einführung  des  obliga- 
torischen Verfassungsreferendums  und  der  Gesetzesinitiative.  In  dieser 
Zeit  gingen  Schwyz  und  Zug,  welches  die  gesetzgebenden  Befugnisse 
der  Landsgemeinde  schon  im  Jahre  181 5  beseitigt  hatte,  zur  Repräseutativ- 
verfassung  über;  Schwyz  führte  zugleich  das  Referendum  ein.  Wallis 
hob  1848  sein  Referendum  unter  Zustimmung  beider  Parteien  auf,  im 
Jahre  1852  trat  ein  modernes  Finanzreferendum  an  seine  Stelle.  Grau- 
bünden modernisierte  1853  sein  bodenständiges  Referendum  dadurch, 
daß  bei  den  Abstimmungen  die  Bürger  gezählt  wurden.2) 

Die  Volksgesetzgebung  schritt  aber  rascher  erst  vorwärts,  als  die 
Bundesreform  zustande  gekommen  war.     Wie  wichtig  sie  wäre,  hatten 


1)  Curti  a.  a.  O.  S.  128 — 158,  207 — 237.  Deploige-Tomn,  The  Referendum  in 
Switzerland,  1898,  S.  68  f. 

2)  In  Graubünden  behauptete  man  in  den  vierziger  Jahren,  das  Referendum  sei  an 
der  Zerstörung  der  Wälder  Schuld.  Dubs,  Die  schweizerische  Demokratie  in  ihrer  Fort- 
entwicklung 1868  S.  15.  Eine  eigentümliche  Bestätigung  findet  diese  Auffassung  in  der 
Schrift  von  E.  Descola,  Le  Proletariat  Rural  et  la  Democratie,  Foix  1881.  Er  verwirft 
die  zentralisierte  französische  Demokratie,  weil  sie  die  Wiederbewaldung  der  Pyrenäen 
durchsetze.     Er  wünscht,  daß  der  Gemeinderat  darüber  zu  befinden  habe. 
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manche  Schweizer   Bchoa    im  Anfang   der   di  fahre   eingesehen. 

Der  wirtschaftliche  Fortschritt,  die  Verbesserung  der  Verkehrsmittel, 
die  Zunahme  der  Bevölkerung  verlangten  weitere  Räume,  aber  die 
Kantonsmauern  standen  Menschen  und  Gütern  entgegen.  Die  Schweiz 
mußte  '-in  einziges  großes  Wirtschafts-  und  Niederlassungsgebiet 
werden  (Deutschland  erlebte  um  diese  Zeit  die  Anfänge  des  Zoll- 
vereins), ein  einheitliches  Maß-,  Gewichts-  und  Münzwesen  mußte  den 
Verkehr  erleichtern.  Die  kantonalen  Zollstätten  mußten  an  die  Grenze 
geschoben  werden.  War  dies  Ziel  erreicht,  dann  entstand  ein  Bundes- 
ünanzwesen  und  eine  wirtschaftliche  Hundesverwaltung;  die  Schweiz 
besaß  aber  bis  dahin  keine  Bundesexekutive.  Sie  mußte  eine  Ver- 
tretung der  Bürger  nach  sich  ziehen,  denn  der  Übergang  wichtiger  Teile 
der  Kantonalverwaltung  auf  den  Bund  erforderte  den  Übergang  der 
Kontrolle  der  Kantonsräte  auf  eine  Nationalversammlung;  in  dem 
Schweizer  Staatenbunde  waren  aber  bis  dahin  nur  die  Kantone  ver- 
treten, deren  Gesandte  an  Instruktionen  gebunden  waren.  Aber  nicht 
nur  materielle  Vorteile  erhoffte  man  vom  Bunde,  sondern  auch  ein 
Mehr  an  Kulturgütern,  das  der  Bund  von  der  Engherzigkeit  der  Kantone 
erzwingen  müsse.  Diese  Fortschritte  waren  unmöglich  ohne  Schmälerung 
der  Rechte  der  Stände;  über  sie  mußte  ein  alle  Kantone  umschließender 
Bundesstaat  aufstreben,  und  mit  dem  Bundesstaate  ein  Bundesgericht 
entstehen. 

Die  erwünschte  Bundesverfassung  kam  im  Jahre  1848  zustande; 
in  größerer  Vollendung,  als  man  hätte  erwarten  dürfen,  da  sie  nicht 
von  einem  Verfassungsrate,  sondern  von  der  Tagsatzung  entworfen 
worden  war.  Aber  die  seit  der  Mitte  der  vierziger  Jahre  liberal  ge- 
wordene Mehrheit  der  Tagsatzung  wurde  von  kühnen  Männern  geführt, 
welche  entschlossen  waren,  der  demokratischen  Stimmung  der  Zeit 
nicht  nachzuhinken,  sondern  vorauszueilen  und  die  günstige  Lage  nach 
dem  Sonderbundskriege  zur  Durchsetzung  der  Freiheitsrechte  zu  be- 
nutzen. Interessante  Probleme  tauchten  auf,  ähnlich  denjenigen,  welche 
lange  Jahre  die  Föderalisten  und  Republikaner  Nordamerikas  beschäftigt 
hatten:  ob  die  Souveränetät  in  der  Gesamtheit  des  Schweizer  Volkes 
beruhe,  oder  in  den  Kantonen,  ob  die  Vertragschließenden  die  Kantone 
oder  die  Schweizer  Bürger  seien.  Ein  Kompromiß  stellte  die  Ein- 
richtung einer  Vertretung  der  Kantone  im  Ständerate  neben  dem 
Nationalrate,  der  Vertretung  des  Schweizer  Volkes,  dar;  das  Vorbild 
hatte  die  amerikanische  Bundesverfassung  geliefert,  die  fast  um  dieselbe 


*)  Das  Veto  unterschied  sich  vom  fakultativen  Referendum  dadurch,  daß  I.  beim 
Referendum  gegen  die  verwerfenden  nur  die  annehmenden  Stimmen,  während  beim  Veto 
sowohl  die  annehmenden  wie  die  nicht  stimmenden  zählten,  und  2.  daß  der  Kreis  der 
Erlasse  beim  Veto  beschränkter  war.  Vgl.  J.  Schollenberger,  Grundriß  des  Staats-  und 
Verwt  'tungsrechtes  der  Schweizerischen  Kantone,   1900,  I  69. 
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Zeit  die  Franzosen  zur  Errichtung  einer  Präsidentschaft  nach  ameri- 
kanischem Muster  verleitete.  Im  vorhergehenden  Jahrzehnt  hatte  Tocque- 
villes  Werk  den  Blick  nachhaltig  auf  die  politischen  Verhältnisse  der 
Union  gelenkt. 

So  wurde  eine  Bundesversammlung  geschaffen,  die  sich  zusammen- 
setzt aus  dem  Nationalrate,  in  welchen  je  20000  Bürger  einen  Vertreter 
entsenden,  und  dem  aus  je  zwei  Vertretern  der  Kantone  bestehenden 
Ständerate;  aber  in  den  Kantonen  blieb  man  bei  dem  Einkammersystem. 
Die  Bundesversammlung  wählt  auf  drei  Jahre  den  aus  7  Mitgliedern 
bestehenden  Bundesrat,  der  eine  kräftige  Exekutive  möglich  machte. 
Die  staatsrechtliche  Stellung  des  Präsidenten  ist  von  derjenigen  seines 
französischen  und  amerikanischen  Kollegen  ganz  verschieden.  Er  wird 
aus  den  7  Bundesratsmitgliedern  auf  ein  Jahr  von  der  Bundesversammlung 
gewählt;  er  führt  in  dem  kollegial  organisierten  Bundesrate  den  Vorsitz; 
sein  Dezernat  sind  die  auswärtigen  Angelegenheiten.  Noch  mehr  aber 
weicht  der  Ständerat  von  seinem  Vorbilde  ab.  Senate  sollten  eine 
längere  Amtsdauer  als  die  Volkskammer  haben,  damit  sie  unabhängiger 
von  den  wechselnden  Volksstimmungen  werden.  Der  schweizerische 
Demokratismus  aber,  welcher  dem  Ständerate  unfreundlich  gesonnen 
war,  gab  den  meisten  Ständeräten  nur  dieselbe  oder  gar  nur  eine 
geringere  Wirkungszeit.  Ein  von  der  Bundesversammlung  zu  wählendes 
Bundesgericht  wurde  ebenfalls  geschaffen;  es  ist  jedoch  erst  durch  die 
Bundesrevision  von  1874  ein  ständiger  Gerichtshof  geworden. 

Während  die  Volksgesetzgebung  in  den  Kantonen  bisher  wenig 
vorangekommen  war,  gewährte  ihnen  die  von  der  Tagsatzung  ent- 
worfene Verfassung  das  obligatorische  Verfassungsreferendum  und  die 
Verfassungsinitiative.  Sie  führte  eine  so  weitgehende  Mitwirkung  des 
Volkes  bei  dem  Erlaß  der  Verfassungen  ein,  daß  von  da  an  die  Volks- 
herrschaft in  der  Schweiz  fest  begründet  war.  Denn  die  Kantone  wurden 
verpflichtet,  für  ihre  Verfassung  die  Genehmigung  des  Bundes  einzuholen, 
der  Bund  gewährleistete  sie  aber  nur  dann,  wenn  sie  vom  Volke  an- 
genommen worden  waren  und  jederzeit  revidiert  werden  konnten,  falls 
die  absolute  Mehrheit  der  Bürger  es  verlangte.  Die  Schöpfer  der 
Bundesverfassung  machten  auch  deren  Inkrafttreten  davon  abhängig, 
daß  die  Mehrzahl  der  Schweizer  Bürger  und  der  Kantone  sie  ange- 
nommen hätte,  und  sie  bestimmten,  daß  sie  jederzeit  von  50000  Schweizer 
Bürgern  revidiert  werden  könnte.  Als  im  Jahre  1874  eine  Totalrevision 
der  Verfassung  von  1848  die  heute  bestehende  nach  Überwindung 
der  föderalistischen  und  konservativen,  vornehmlich  welschen  und 
katholischen,  Widerstände  ins  Leben  rief,  blieben  diese  die  Volksgesetz- 
gebung sichernden  Bestimmungen  erhalten,  und  da  inzwischen  das 
Gesetzesreferendum  in  den  Kantonen  Fortschritte  gemacht  hatte,  wie 
wir  noch  sehen  werden    und  der  Bundesversammlung   die    wichtigsten 
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Gebiete  der  Gesetzgebung   zugewiesen   waren,  so  wurden  die   Volks* 

rechte  um  (ins  vermehrt,  es  wurde  dem  Volke  ein  fakultatives  Referendum 

für  Bundesgesetze  und  nichtdringliche  Bundesbescnlüsse  gewährt,  trenn 

30000  Schweizer  Bürger  und  8  Kantone  es  verlangen  sollten.  Und  im 
Jahre  1  S<>  1  wurde  die  Volksinitiative  auch  für  Partialrevisionen  der 
Verfassung  eingeführt,  was  ein  sehr  verhängnisvoller  Schritt  war,  denn 
in  Wirklichkeit  umschließt  sie  die  Gesetzesinitiative.  Dieses  neue  Recht 
war  den  konservativen  Parteien  zu  verdanken,  welche  nach  1874  die 
radikale  Mehrheit  erfolgreich  mit  dem  Referendum  bekämpft  hatten  und 
ihrem  Arsenale  neue  Waffen  zuzuführen  bestrebt  waren. 

Aber  der  Hund  stellte  nicht  nur  die  Herrschaftsrechte  der  Bürger 
auf  eine  feste  Grundlage,  sondern  auch  die  Freiheitsrechte,  welche  in 
bescheidener  W'eise  und  ungleichmäßig  schon  die  Verfassung  der 
helvetischen  Republik  und  die  Kantonsverfassungen  seit  1830  geschützt 
hatten.  Die  Bundesverfassung  schrieb  nämlich  vor,  daß  die  Kantone 
die  Niederlassungsfreiheit  Glaubens-,  Gewissens-  und  Kultusfreiheit, 
Ehefreiheit,  Preßfreiheit,  Vereinsfreiheit,  Petitionsfreiheit,  Rechtsgleich- 
heit gewähren  sollten;  da  die  Kantonalverfassungen  auf  ihre  Über- 
einstimmung mit  diesen  Bestimmungen  geprüft  wurden,  so  konnte 
sich  kein  Kanton  der  Gewährung  dieser  Freiheiten  entziehen,  und  es 
wurde  die  Freiheitssphäre  des  einzelnen  bedeutend  und  in  gleichem 
Umfang  in  allen  Kantonen  ausgedehnt. 

In  den  Kantonen  machte  die  auf  die  Erweiterung  der  Volksrechte 
zielende  Bewegung  erst  gegen  Ende  der  sechziger  Jahre,  20  Jahre  nach 
der  Verfassung  von  1848,  raschere  Fortschritte.  Für  das  Gebiet  des 
Verfassungsrechtes  war  im  Jahre  1848  mit  einem  Schlage  Bedeutendes 
erreicht  worden,  dem  Errungenen  mußte  Zeit  gelassen  werden,  sich 
einzubürgern.  Es  fehlte  zunächst  wrohl  auch  an  Zielen,  da  ein  so  be- 
trächtlicher Teil  der  kantonalen  Angelegenheiten  Bundessache  geworden 
wrar;  erst  als  in  den  sechziger  Jahren  eine  demokratische  Renaissance 
das  kantonale  Stilleben  aufwühlte,  fand  man  sie  auf  dem  Gebiete  der 
gewöhnlichen  Gesetzgebung,  der  Beschlüsse,  der  Dekrete.  Auch  hier 
sollten  Referendum  und  Initiative  wirksam  werden.  Nachdem  der  Kanton 
Baselland  im  Jahre  1863  mit  der  Einführung  des  obligatorischen  Ge- 
setzesreferendums x)  vorangegangen  war ,  folgten  ihm  in  den  Jahren 
1869,  1870  Thurgau,  Zürich,  Bern,  Aargau,  Solothurn,  andere  Kantone 
in  den  nächsten  Jahrzehnten  nach.  Im  Jahre  1909  hatten,  abgesehen 
von  den  6  Landsgemeindekantonen  (die  beiden  Appenzell,  Glarus,  Uri, 
Obwalden ,  Nidwaiden) ,  neun  das  obligatorische  Gesetzesreferendum : 
Baselland,    Zürich,    Thurgau,    Bern,    Solothurn,    Aargau,    Schwyz,  Grau- 


2)  Das  Wort  obligatorisches  Referendum  schlechthin  bezeichnet  das  obligatorische 
Gesetzesreferenduru,  da  das  obligatorische  Verfassungsreferendum  für  alle  Kantone  vor- 
geschrieben ist. 
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bünden,  Wallis.  Neun  hatten  das  fakultative  Gesetzesreferendum: 
St.  Gallen,  Baselstadt,  Zug,  Luzern,  Genf,  Schaffhausen,  Waadt,  Neuen- 
burg und  Tessin.  Häufig  hat  man  bemerkt,  daß  in  den  deutschen 
Kantonen  das  obligatorische,  in  den  romanischen  das  fakultative  vor- 
herrscht. Es  findet  sich  weder  in  der  einen,  noch  in  der  anderen  Ge- 
stalt in  Freiburg.  In  demselben  Jahre  war  die  Initiative  ebenfalls  in 
den  meisten  Kantonen  eingeführt:  in  16  Kantonen  außer  den  6  Landes- 
gemeindekantonen ;  sie  fehlte  nur  noch  in  Luzern,  Freiburg  und  Wallis. 
Die  demokratische  Entwicklung  trat  ebensosehr  in  dem  steigenden 
Anteil  des  Volkes  an  den  Wahlen  zutage.  Die  Regierung  wurde  in 
22  Kantonen  vom  Volke,  nur  in  Freiburg,  Waadt,  Wallis  von  dem 
großen  Rate  gewählt.  Die  Ständeräte  wurden  im  Jahre  1900  in  16, 
1906  in  19  Kantonen  vom  Volke  gewählt,  nur  in  Freiburg,  Waadt, 
Wallis,  St.  Gallen,  Neuenburg  und  Bern  war  die  Wahl  noch  dem  großen 
Rate  vorbehalten.  Dubs  schrieb  noch,  sie  würden  in  den  meisten  Kan- 
tonen von  der  Legislative  gewählt.  Weiter  wurden  die  Gemeinde- 
behörden überall  und  die  unteren  Gerichtsbehörden  in  22  Kantonen 
direkt  vom  Volke  gewählt;  in  den  Kantonen  Zug  und  Neuenburg  lag 
ihre  Wahl  noch  beim  großen  Rate  und  in  Freiburg  beim  Kantons- 
gerichte.1) In  der  Schweiz  ist  folglich  die  Demokratie  in  einem  so 
weitgehenden  Maße  Wirklichkeit  geworden,  daß  nur  die  Frage  ent- 
stehen kann,  wie  lange  sich  noch  die  Wahl  des  Bundesrates  und  des 
Bundesgerichtes  durch  die  Bundesversammlung  aufrecht  erhalten  läßt. 
Nur  das  Abberufungsrecht  hatte  im  Jahre  1900  erst  spärlichen  Boden 
gefunden.  Es  gab  ein  Abberufungsrecht  gegen  den  gesetzgebenden 
Körper  im  Aargau,  Basel,  Bern,  Luzern,  auch  gegen  den  Regierungs- 
rat in  Schaffhausen,  Solothurn  und  Thurgau,  nur  gegen  den  Regierungs- 
rat in  Tessin.2) 

Neunter  Abschnitt. 

Die  französische  Demokratie  im  19.  Jahrhundert. 

i. 

Die  Restauration,  Tocqueville  und  die  Verfassung  von  1848. 

Unter    dem    Julikönigtum     zog    die    parlamentarische    Regierung, 
welche  sich  vor  1830   allmählich  entwickelt  hatte,   eine  ungewöhnliche 


*)  Die  Angaben  für  1906  nach  Hilty,  Politisches  Jahrbuch  der  Schweiz  1906. 
8)  J.  Schollenberger    Grundriß    des   Staats-    und  Verwaltungsrechtes    der   Schweizer 
Kantone,  I  59. 
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politische  ')  Korruption  groß,  die  mit  der  zu  glci<  Ihm  Zeit  Muhenden 
unpolitischen  *)  nicht  verwechselt  werden  darf.  Die  Minister  konnten 
auf  die  Unterstützung  der  Abgeordneten  im  Parlamente  am  sichersten 
rechnen,  wenn  sie  ihnen  die  Verfugung  über  die  zahlreichen  und  mannig- 
fachen Vorteile  einräumten,  welche  die  französische  Regierung  in  Ge- 
stalt von  Tabakläden,  Kontrakten,  Subventionen,  Stellen  aller  Art  zu 
vergeben  hat;  daher  berührten  sich  an  einigen  Punkten  die  politische 
und  die  nichtpolitische  Korruption.  Die  Regierung  arbeitete  an  der 
Erweiterung  ihrer  Machtgrenzen,  je  mehr  Stellen,  um  so  mehr  Klienten 
standen  hinter  den  von  ihr  begünstigten  Abgeordneten.  Die  Wahl- 
kreise glaubten  ihre  Interessen  am  besten  zu  fördern,  wenn  sie  Beamte 
in  die  Kammer  wählten;  sie  erwarteten,  daß  diese  ihre  Wünsche  am 
erfolgreichsten  zu  vertreten  verstehen  würden.  Das  Füllhorn  der  Staats- 
gewalt wurde  aber  nicht  nur  über  offene  Freunde  der  Ministerien  aus- 
gegossen, denn  auf  der  linken  Seite  des  Hauses  saßen  Männer,  die  sich 
im  Parlamente  als  entschiedene  Gegner  der  Regierung  gebärdeten  und 
doch  heimlich  von  ihr  gewinnen  ließen ;  weit  ehrlicher  waren  Abge- 
ordnete, wie  der  Graf  Carne,  der  seine  Hilfe  gegen  eine  Unterstützung 
anbot,  anderenfalls  werde  er  gezwungen  sein,  in  seiner  feindseligen  Haltung 
zu  verharren.8)  Außer  durch  Gunstbeweise  suchten  die  Ministerien 
durch  Bestechung  Stimmen  zu  gewinnen,  was  durch  Prozesse  vor  den 
Geschworenengerichten  erwiesen  wurde. 

Mit  diesen  Künsten  hatte  sich  die  auf  die  Bourgeosie  gestützte 
Regierung  im  Parlamente  gegen  alle  Anstürme  zu  behaupten  gewußt; 
sie  widersetzte  sich  daher  dem  Verlangen  mehr  Wahlberechtigte  zu 
schaffen,  welche  ihr,  wie  sie  glaubte,  in  einem  parlamentarisch  regierten 
Lande  die  Behauptung  ihrer  Stellung  erschweren  würde  und  die 
Herrschaft    des    Bürgertums    stürzen    müsse.      Von    der    Erweiterung 


1)  Sarkastisch  geschildert  von  Hello,  Du  Regime  Constitutionel  3.  A.  1848,  II 
311  f.  Granier  de  Cassagnac  (Histoire  de  la  chute  du  roi  Louis  Philippe  etc.  1857, 
I  97)  behauptet,  daß  ein  Deputierter  35  Stellen  forderte,    ein  anderer  304  Gunstbeweise: 

42  recettes    d'enregistrement,     10    pereeptions,     8   contröles    de    pereeptions    indirectes, 

43  postes  de  douaniers,  20  bureaux  de  tabac,  8  faveurs  ou  decorations,  173  secours 
ou  Services  au  ministere  de  la  guerre.  Regnault  bespricht  (Histoire  de  huit  ans,  2.  A. 
1860,  III  237  f.)  die  großartigen  Bestechungen  bei  den  Wahlen  von   1846. 

2)  Capefigue  (L'Europe  depuis  l'avenenement  de  Louis  Philippe,  1846,  IX  335)  führt 
aus,  nachdem  er  das  Börsenspiel  behandelt  hat,  wie  die  Korruption  auch  in  die  Ver- 
waltung eingedrungen  sei:  „depuis  longtemps  on  savait  deja  que  presque  partout  des 
pots-de-vin  honteux  s'etaient  meles  aux  marches  administratifs."  Über  die  kriminellen 
Beziehungen  der  Beamten  zu  den  Lieferanten  vgl.  auch  Regnault  III  231  f.  —  Wenn 
Delaisi  Recht  hat,  bestehen  sie  noch  heute.  La  Democratie  et  les  Financiers,  1910, 
S.  121  f. 

Ein  Fall  eigener  Art  ist  derjenige  Soults,  der  das  Kriegsministerium  nur  gegen  bar 
abtrat.     Vgl.  Karl  Hillebrand,  Geschichte  Frankreichs  II  714. 
s)  Hillebrand  II  486  und  744. 
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des  Wahlrechtes  aber  erhofften  viele,  auch  der  Dynastie  nicht  feind- 
selig gesinnte,  Politiker  eine  Gesundung  der  öffentlichen  Zustände. 
Die  Korruption,  so  glaubten  sie,  sei  in  der  Kerkerluft  des  beschränkten 
Stimmrechts  gewachsen;  von  dem  frischen  Windzuge  des  allgemeinen 
Stimmrechtes  werde  sie  fortgefegt  werden;  das  Volk  könne  nicht 
korrumpiert  werden. 

Unversöhnlichere  Feinde  aber  hatte  das  Bürgerkönigtum  in  Legi- 
timisten,  Bonapartisten  und  Republikanern.  Diese  drei  Parteien  litten 
ebenfalls  unter  den  politischen  Mißständen  dieser  Periode,  und  sie  ver- 
werteten sie  zu  ihren  besonderen  Zwecken,  aber  ihr  Handeln  hatte 
andere  Beweggründe;  sie  haßten  das  Haus  Orleans,  welches  der  Er- 
reichung ihrer  Ziele  im  Wege  stand.  Am  gefährlichsten  waren  die 
Republikaner.  Schon  unter  Ludwig  XVIII.  war  es  einem  Teilnehmer 
an  der  noch  zu  erwähnenden  Verschwörung  Babeufs,  namens  Buonarroti, 
gelungen,  einige  Dutzend  Studenten,  unter  ihnen  Godefroy  Cavaignac, 
Etienne  Arago,  Barbes,  Blanqui  in  einer  geheimen  Gesellschaft  zu  ver 
einigen ;  die  Studenten  hatten  sich  mit  Arbeitern  in  Verbindung  gesetzt, 
welche  die  Vorstädte  zu  gewinnen  hofften.  Sie  beteiligten  sich  an  der 
Julirevolution  und  wurden  dann,  um  den  Kampfpreis,  die  Republik, 
betrogen,  die  energischsten  Feinde  des  Königtums.  Nach  der  Revolution 
vermehrt  sich  ihre  Zahl  durch  kräftigere  Agitation,  zweckmäßigere 
Organisation  in  geheimen  Gesellschaften,  durch  Revolten  und  Attentate, 
sich  hierin  anschließende  sensationelle  Prozesse,  welche  durch  die 
Feigheit  der  Geschworenen  fast  durchgängig  zum  Schaden  der  Ordnung 
ausschlagen.  Zu  diesen  revolutionären  Haufen  stoßen  neue  Rekruten, 
als  jetzt  und  später  parteiische  Geschichtsschreiber  nach  dem  Tode 
der  Augenzeugen  der  Greuel  der  ersten  Revolution  diese  Zeit 
verherrlichen.  Dann  treten  einige  Gesinnungsgenossen  in  die 
Kammer  ein;  es  entsteht  eine  republikanische  Presse;  die  Agitation 
wird  nun  erfolgreicher.  Mehrmals  zurückgeschlagen:  im  Jahre  183 1 
durch  den  unbeugsamen  Minister  Casimir  Perier,  dann  durch  die 
Septembergesetze  des  Jahres  1835  nach  dem  Attentate  Fieschis,  endlich 
durch  die  blutige  Niederwerfung  des  Aufstandes  vom  Jahre  1839,  lebt 
die  revolutionäre  Bewegung  trotzdem  immer  wieder  auf.  Aber  gegen 
das  Ende  des  vierten  Jahrzehntes  verliert  sie  ihren  ausschließlich 
politischen  Charakter.  Die  wirtschaftlichen  Interessen  der  Arbeiter  ge- 
winnen einen  maßgebenden  Einfluß  auf  die  politischen  Programme, 
obwohl  die  republikanische  Partei  nicht  nur  aus  Arbeitern  besteht; 
sie  leiden  unter  den  Mißständen,  welche  die  große  Industrie  heraufführt 
und  welche  die  unter  dem  Julikönigtum  herrschende  Bourgeoisie  nicht 
zu  lindern  versteht  oder  geneigt  ist.  Die  Ideen  der  Babouvisten  leben 
wieder  auf.  Der  vorher  genannte  Buonarroti,  welcher,  wie  wir  erwähnten, 
an   der  Verschwörung   Babeufs  teilgenommen   hatte,   versteht  es,   eine 
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Anzahl  Arbeitet  iur  dessen  Gedanken  zu  gewinnen«  Unter;  der  Direk- 
torialregierung hatten  die  Babouvisten  einen  ganz  rohen  Kommunismus 
verkündet,  um  als  dauernde  Einrichtung  jene  tat  ächliche  Gütergemein« 

Schaft  festzuhalten,  che  unter  dir  Schreckensherrschaft  bestanden  hatte. 
Von  den  Babouvistrn  war  damals  gefordert  worden:  die  Wieder- 
herstellung der  Verfassung  von  1793,  Gleichheit  der  Arbeiten  und 
Genüsse,  Gemeinbesitz  aller  Güter;  als  Mittel  zur  Erreichung  ihrer  Ziele 
kannten  sie,  wie  ihre  Zeit,  nur  Verschwörung  und  Aufstand.  Auch 
die  nicht  gerade  zahlreichen  Erneuerer  dieser  Lehren  hofften  sich  durch 
den  Aufstand  vom  Jahre   1839  dem  Zukunftsstaate  zu  nähern. 

Der  Einfluß  der  Arbeiterinteressen  tritt  seit  1842  auch  darin  zutage, 
daß  sich  eine  neue,  von  Ledru-Rollin  und  Louis  Blanc  geführte  Partei  bildete, 
welche  die  politische  Demokratie  mit  sozialen  Ideen  und  Forderungen  ver- 
quickte, aber  am  kräftigsten  erscheint  der  Einfluß  der  Arbeiterbedürfnisse 
in  dem  Aufblühen  zahlreicher  sozialistischer  Schulen,  welche  der  rasch  zer- 
fallenden St.  Simonistischen  folgten ;  diese  hatte  die  Welt  um  die  Ideen  des 
sozialen  Königtums  und  des  sozialen  Christentums  bereichert.  Den 
primitiven  revolutionären  Babouvismus  hinter  sich  lassend,  suchten  sie 
durch  eine  neue  Organisation  der  Volkswirtschaft  das  Los  des  Arbeiters 
zu  bessern.  Die  hervorragendsten,  in  ihren  Anschauungen  und  Zielen 
gerade  entgegengesetzten  Häupter  waren  gegen  1848  Louis  Blanc,  der 
Staatssozialist,  und  Pierre  Joseph  Proudhon,  der  anarchistische  Apostel 
einer  nach  Abschaffung  von  Geld  und  Zins  die  Gleichheit  von  Leistung 
und  Gegenleistung  verwirklichenden  freien  Austauschorganisation  in 
einem  föderalistisch  organisierten  Gemeinwesen.  Eine  ebenso  ursprüng- 
liche Erscheinung  dieser  Zeit  ist  Lamennais,  welcher  die  Versöhnung 
des  Katholizismus  mit  dem  Liberalismus  und  Demokratismus  eingeleitet, 
dann  aber  eine  sozialistische  Schule  begründet  hatte.  Er  war  der 
Vater  jenes  liberalen  Katholizismus,  den  Montalembert  und  Lacordaire 
nach  dem  Bruch  des  Meisters  mit  der  Kirche  so  glänzend  und  kraft- 
voll während  der  Julimonarchie  in  Parlament  und  Presse,  in  die  Paläste 
der  Bischöfe  und  die  Zellen  der  Mönche  einzuführen  verstanden.  Be- 
sonders Lamennais  und  St.  Simon  ist  es  zuzuschreiben,  daß  die  soziale 
Bewegung  bis  zum  Jahre  1848  von  religiösen  Ideen  erfüllt  war.  Nach 
der  Revolution  aber,  als  sich  die  Kirche  unter  dem  Einflüsse  des  macht- 
voll emporsteigenden  Ultramontanismus  mit  den  besitzenden  Klassen 
und  dem  Kaisertum  verbündet,  wandelt  sich  die  religiöse  Stimmung 
der  Sozialisten  und  Arbeiter  in  religionsfeindliche  Gesinnung. 

Diese  kurze  Übersicht  macht  es  hoffentlich  verständlich,  weshalb 
eine  im  Parlamente  mächtige,  aber  innerlich  unsichere  Regierung  sich 
so  rasch  der  an  der  Wahlrechtsreform  emporwachsenden  Revolution 
unterwarf  und  weshalb  die  sozialistischen  Bestrebungen  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahres  1848   die   politischen   in   den  Hintergrund  drängten; 
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nur  kurz  sei  gedacht  der  Einführung  des  allgemeinen  Stimmrechtes 
am  5.  März,  der  Verkündigung  des  Rechtes  auf  Arbeit  am  25.  Fe- 
bruar 1848,  der  Nationalwerkstätten  und  der  Junischlacht.  Inzwischen 
waren  die  von  der  provisorischen  Regierung  berufenen  Abgeordneten 
zusammengetreten,  um  dem  an  Verfassungen  schon  so  reichen  Lande 
eine  neue  Konstitution  zu  geben. 

Der  wichtigste  Zug  der  Verfassung  vom  4.  November  1848  (Art.  24) 
ist  bekanntlich  die  Einführung  des  allgemeinen  gleichen  Stimm- 
rechtes, welches,  wie  wir  eben  sahen,  schon  das  Dekret  vom  5.  März 
1848  angeordnet  hatte.  Dagegen  ließen  die  Erfahrungen  der  letzten 
Monate  die  Mehrheit  die  Einbeziehung  des  Rechtes  auf  Arbeit  in  die 
Verfassung  ablehnen,  obwohl  es  mit  großer  Hartnäckigkeit  in  allen 
Stadien  der  Beratung  verlangt  wurde;  sie  begnügte  sich  damit,  ein 
Recht  auf  Unterstützung  für  bedürftige  Bürger  zu  erklären.  Dieses 
Recht  findet  sich  im  achten  Paragraphen  der  Einleitung,  welche  an  die 
Stelle  einer  geplanten  Erklärung  der  Menschenrechte  getreten  ist.  In 
ihren  verfassungspolitischen  Idealen  stand  die  Versammlung  unter  dem 
Einflüsse  eines,  über  die  amerikanische  Demokratie  in  den  Jahren  1835 
und  1839  erschienenen  Werkes  von  Alexis  de  Tocqueville  „La  Demo- 
cratie  en  Amerique".  Es  ist  die  bedeutendste  Schrift  über  die  Demo- 
kratie seit  dem  Erscheinen  des  Werkes  von  John  Adams.  Noch  heute  ist 
sie  lesenswert,  obwohl  die  politische,  wirtschaftliche  und  soziale  Ent- 
wicklung der  letzten  80  Jahre  manche  Urteile  des  Verfassers  umgestoßen 
hat.  Die  Menge  der  neuen  von  ihm  vorgeführten  Tatsachen  wirkt  nicht 
verwirrend,  denn  er  leitet  sie  immer  mittelbar  oder  unmittelbar  aus 
soziologischen  und  psychologischen  Prinzipien  her.  So  reich  ist  seine 
Phantasie,  welche  die  verborgenen  Fäden  zwischen  dem  Nebengeord- 
neten und  Übergeordneten  in  hellem  Lichte  aufzeigt,  daß  nüchterne  Na- 
turen ihn  einen  Sünder  gegen  die  Gesetze  der  induktiven  Methode 
genannt  haben.  Jedenfalls  wird  der  Genuß,  welchen  die  Lektüre  dieses 
Buches  bietet,  nur  von  dem  übertroffen,  welchen  ein  anderes  desselben 
Verfassers  „L'Ancien  Regime  et  la  Revolution"  gewährt. 

Wir  wollen  nun  andeutend  das  Verständnis  für  denjenigen  Teil 
seines  Werkes  eröffnen,  der  am  stärksten  auf  die  Gesetzgeber  im  Jahre 
1848  gewirkt  hat.  Wiederum  sollte  die  Union  ein  Vorbild  für  Frank- 
reich werden. 

Zur  Zeit  Tocquevilles  herrschte  in  den  Vereinigten  Staaten  eine 
große  Gleichheit  des  Vermögens,  der  Sitten,  der  Bildung ;  der  Elementar- 
unterricht war  allen  zugänglich,  der  höhere  wenigen,  eine  Klasse,  die 
sich  nur  kulturellen  Zwecken  gewidmet  hätte,  war  noch  nicht  ent- 
standen: alles  lebte  dem  Erwerbe.  Die  Gleichheit  war  die  Wirkung 
der  damals  tatsächlich  fast  noch  unbegrenzten  Möglichkeit,  sich  wirt- 
schaftlich selbständig   zu   machen;   sie  trat  am  reinsten  in  den  frucht- 


Neunter  Ab»chnitt.      hie   frunzöiische   Dernc.kr.iiir   im    i<>.  Jahrhundert.  iC)) 

baren  Ebenen  des  Westens  hervor.  Zu  diesem  Ergebnil  hatte  'ine  die 
Bevorzugung  <\vs  ältesten  Sohnes  heim  Erbgang  beseitigend'  «.  <!/ 
gebung  beigetragen.  Eine  Aristokratie  im  europäischen  Sinne  hatte 
sich  nicht  entwickeln  können;  der  Süden  wurde  von  Aristokraten  be- 
herrscht, aber  sie  herrschten  nicht  über  Hintersassen,  sondern  über 
Sklaven.  Zwar  fehlte  es  nicht  an  reichen  Leuten;  aber  das  Bewußt- 
sein, daß  ihr  Platz  nicht  in  dieser  Umgebung  sei  und  das  Volk  sie 
mißgünstig  ansehe,  ließ  sie  im  stillen  ihren  Reichtum  genießen,  nach 
außen  sich  demokratischer  Umgangsformen  befleißigen  und  die  Süßig- 
keit republikanischer  Einrichtungen  preisen.  Die  demokratische  Gesell- 
schaft erzeugte  Einheitlichkeit,  aber  keinen  hohen  Stand  der  öffent- 
lichen Meinung;  im  verborgenen  wurde  sie  von  Demagogen  aller  Art 
geleitet.  Sie  schrieb  der  Politik  offen,  unbedingt  und  dauernd  Gang 
und  Richtung  vor,  während  sie  sich  nach  Tocqueville  in  Frankreich 
nur  von  Zeit  zu  Zeit  in  Revolutionen  entlüde ;  die  Willkür  keines  Despoten 
sei  der  Tyrannei  der  öffentlichen  Meinung  gleich  gewesen.  In 
der  auswärtigen  Politik  offenbarte  sie  ihre  Macht  in  der  Abhängigkeit 
der  Staatsmänner  von  den  Gefühlen  der  Menge;  eine  folgerichtige  aus- 
wärtige Politik,  glaubt  Tocqueville,  sei  nur  in  Aristokatien  möglich, 
wie  die  Geschichte  aller  Zeiten  von  den  Römern  bis  auf  die  Engländer 
herab  beweise :  „Ce  qu'il  y  a  de  plus  fixe  dans  ses  vues,  c'est  une  aristo- 
cratie."  Im  Gebiete  der  Verfassung  hatte  sie  im  allgemeinen  Stimm- 
recht Gestalt  gewonnen,  welches  den  Ärmeren  die  politische  Herrschaft 
einräumte;  das  souveräne  Volk  setzte  seinen  Willen  mittels  häufiger 
Wahlen  und  der  Beschränkung  der  Amtsdauer  durch.  Die  niedrigen 
Gehälter,  insbesondere  höherer  Beamten,  ließen  nur  Menschen  mit  ge- 
ringen Ansprüchen  und  niedriger  Bildung  in  die  Ämterlaufbahn  ein- 
treten. Das  Volk  liebe  die  hervorragenden  Talente  nicht,  meinte  er, 
denn  der  Neid  sei  ein  demokratisches  Laster.  Auch  vermöge  es  sie 
nicht  zu  erkennen ;  die  bedeutenden  Menschen  aber  flöhen  ein  Arbeits- 
gebiet, wo  es  so  schwer  sei,  „de  rester  eux-memes  et  de  marcher 
sans  s'avilir";  die  Menge  habe  nur  diejenigen  gerne,  wrelche  durch  sie 
emporgekommen  seien.  Daher  sei  die  Gesetzgebung  mittelmäßig, 
widerspruchsvoll,  zusammenhanglos;  die  Ausgaben  nähmen  rasch  zu, 
und  an  die  Verwaltung  dürfe  kein  hoher  Maßstab  angelegt  werden. 

Zwei  große  Mißstände,  führt  er  weiter  aus,  bedrohten  die  Demo- 
kratien: die  völlige  Unterjochung  der  Gesetzgebung  unter  den  Willen 
der  Wähler  und  die  Aufsaugung  aller  Staatsgewalten  durch  die  gesetz- 
gebenden Körper.  Dieses  verhängnisvolle  Hinabgleiten,  welches  von 
den  Gesetzgebern  der  Einzelstaaten  begünstigt  worden  sei,  habe  die 
Bundesverfassung  zu  hemmen  gesucht.  Er  schildert  mit  einer  gewissen 
Liebe  die,  wenn  auch  beschränkte,  Unabhängigkeit  und  Machtfülle  des 
Präsidenten,   die   politische  Intelligenz   und  Würde  des  Senates,  welche 
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durch  die  indirekte  Wahl  beider  bewirkt  werde ,  die  eigentümliche 
Stellung  der  amerikanischen  Bundesrichter.  Die  Aufrichtung  dieses 
Bollwerkes  verdanke  die  Union  den  Föderalisten,  die  eine  kurze  Spanne 
Zeit  der  Verfassung  den  Stempel  ihres  Geistes  hätten  aufdrücken 
können,  weil  die  trostlose  Periode  des  Staatenbundes  noch  in  zu  lebhafter 
Erinnerung  gewesen  wäre.  Aber  auf  die  Dauer  hätten  sie  sich  nicht 
zu  behaupten  vermocht,  da  ihre  monarchisch-aristokratischen  An- 
schauungen mit  den  sie  umgebenden  Zuständen  nicht  im  Einklang  ge- 
standen hätten ;  es  sei  unvermeidlich  gewesen,  daß  sie  von  Jefferson  und 
seinen  Anhängern  verdrängt  worden  wären. 

Diese  Schilderung  des  amerikanischen  Bundesstaatsrechtes  erschien 
vielen  Abgeordneten,  welche  der  zweiten  französischen  Republik  durch 
eine  Verfassung  Kraft  und  Bestand  geben  wollten,  wie  eine  Aufforderung 
das  von  den  Föderalisten  geschaffene  Vorbild  nachzuahmen.  Hervor- 
ragende Männer  wünschten  Frankreich  gegen  den  gedankenlosen  Leicht- 
sinn, die  Überstürzung  und  die  Leidenschaftlichkeit,  welche  das  Erbteil 
der  Republiken  seien,  durch  die  Einrichtung  einer  ersten  Kammer  zu 
sichern,1)  aber  wie  sehr  man  auch  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung 
anerkannte,  es  hieß,  in  revolutionären  Zeiten  bedürften  die  Völker  der 
kräftigen  Zusammenfassung  der  Staatsgewalten  in  einer  Hand.  Diese 
Meinung  erlangte  die  Mehrheit;  die  von  Duvergier  de  Hauranne  bean- 
tragte erste  Kammer,  welche  auch  die  mächtige  Beredsamkeit  Lamar- 
tines  bekämpfte,  wurde  mit  530  gegen  289  Stimmen  abgelehnt.2)  Dem 
Vorschlage  der  Kommission,  einen  Präsidenten  nach  amerikanischem 
Vorbilde  zu  wählen,  setzten  scharfsichtige  Männer  das  Bedenken  ent- 
gegen, daß  ein  vom  allgemeinen  Stimmrecht  erkorener  Präsident  eine 
ungeheure  Gefahr  für  Frankreich  darstelle,  zudem  der  bureaukratische 
und  militärische  Einheitsstaat,  wie  die  Beseitigung  des  Senates  ihm  eine 
politische  Macht  verleihen  würden,  welche  diejenige  des  amerikanischen 
Präsidenten  weit  überrage.  Er  wird,  sagte  Felix  Pyat,  „eine  uner- 
meßliche, eine  fast  unwiderstehliche  Kraft  haben.  Eine  solche  Wahl 
hat  eine  ganz  andere  göttliche  Weihe  als  das  Reimser  Öl  oder  das 
Blut  Ludwigs  des  Heiligen.  Er  wird  von  sich  sagen  können:  ich  bin 
mehr  als  jeder  von  euch  .  .  .  jeder  von  euch  ist  nur  von  einem  Departe- 
ment gewählt,   ich  aber   bin   es  von  ganz  Frankreich."     Man  verhehlte 


M  Odilon  Barrot  sagte  :  Puisque  votre  democratie  ne  trouve  aucun  temps  d'arret, 
aucun  frein  ni  dans  une  puissante  Organisation  departementale  et  communale,  ni  dans  le 
respect  traditionel  des  droits  individuels,  ni  dans  la  forte  discipline  des  familles,  ni  dans 
le  prestige  de  la  naissance  ou  l'innuence  des  grandes  fortunes  .  .  .  plus  je  veux  que  le 
frein  soit  puissant."     Pierre  de  La  Gorce,  Histoire  de  la  Seconde  Republique,   1887,  I  439. 

2)  Vgl.  Rochau,  Geschichte  Frankreichs  von  1814 — 1852;  1858,  II  25of.  und 
Duguit  et  Monnier  a.  a.  O.  S.  XCVIII. 
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sich  auch  nicht  dafl  es  In  Frankreich  Prätendenten  gebe,  für  welche 

die   Wahl  KUn    Präsidenten    nur   eine  Station   auf  dem  Wege   zum  Thron 

sein  möchte.    Alice  die  Erinnerung  an  die  schädlichen  und  Verhängnis* 

vollen  Wirkungen,  welche  die  Zersplitterung  der  ausführenden  Gewalt 
unter  dem  Direktorium  und  der  provisorischen  Regierung  erzeugt  hatte, 
lähmte  alle  Widerstände.  Der  spatere  Präsident  Grevy  brachte  den 
Antrag   ein,    den    Präsidenten    von    der    gesetzgebenden    Versammlung 

wählen  zu  lassen;  ein  solcher  Beamter  würde,  so  befürchtete  man,  das 
Werkzeug  wechselnder  Mehrheiten  sein.  In  diesem  Widerstreite  der 
Meinungen  beschwichtigte  schließlich  Lamartine  alle  Bedenken  mit 
überwältigender  Beredsamkeit;  der  Antrag  Grevys  wurde  mit  643  gegen 
158  Stimmen  verworfen  und  die  Volkswahl  angenommen.  Ein  von 
Puysegur  eingebrachtes  Amendement,  die  Verfassung  dem  Volke  zur 
Bestätigung  zu  unterbreiten,  lehnten  die  Abgeordneten  mit  sehr  großer 
Majorität  (732  gegen  42)  ab,  ein  neuer  Beweis,  daß  die  Mehrheit  der 
Kammer  nicht  demokratisch  gesinnt  war.1) 


II. 

Das  zweite  Kaiserreich  und  die  dritte  Republik. 

I.  Die  Entwicklung  der  republikanischen  Partei  unter 
dem  Kaiserreiche. 

Wer  die  Verhandlungen  über  die  Verfassung  von  1848  unbefangen 
verfolgt,  kann  sich  der  Vermutung  nicht  erwehren,  daß  „la  belle  France," 
welche  angeblich  arglos  ungeahnten  Gefahren  erlag,  sie  tatsächlich  listig 
heraufbeschworen  hatte.  Die  Abgeordneten  und  das  Land  waren  der 
Revolten  und  Revolutionen,  die  seit  18  Jahren  vielen  schadeten  und 
niemandem  nützten,  überdrüssig,  sie  wünschten  eine  Regierung  der 
starken  Faust;  darum  stellte  das  Parlament  einem  Gewaltigen  alle 
Machtmittel  zur  Verfügung,  und  das  Land  berief  Louis  Napoleon,  von 
dem  erwartet  werden  durfte,  daß  er  sie  gebrauchen  würde. 

Wie  er  sich  vor  Ablauf  seiner  Amtszeit  durch  den  Staatsstreich 
vom  2.  Dezember  185 1  zum  Präsidenten  auf  zehn  Jahre  aufschwang, 
wie  er  im  nächsten  Jahre  Kaiser  der  Franzosen  wurde:  das  alles  ist 
zu  bekannt,  um  hier  wiederholt  zu  werden.  Aber  seine  berühmte 
Proklamation  vom  14.  Januar  1852,  welche  die  von  ihm  erlassene  Ver- 
fassung vom  selben  Tage  einleitete,  verdient  eine  eingehende  Betrachtung. 

Alle  dauerhaften  Einrichtungen  Frankreichs  seien  von  Napoleon  I. 


l)  Während  der  zweiten  Republik  wurde  in  Paris  über  die  Volksgesetzgebung  von 
Rittinghausen ,  Considerant  u.  a.  in  akademischer  Weise  diskutiert,  Interesse  und  Ver- 
ständnis brachten  ihr  nur  wenige  entgegen.     Curti  S.   igSf. 
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geschaffen  worden,  zu  den  Grundsätzen  seines  Regimentes  wolle  er  zurück- 
kehren. Er  betrachte  sich  als  verantwortlichen  Mandatar  des 
französischen  Volkes,  das  ihn  durch  seine  Plebiszite  kontrollieren  und 
beraten  werde.1)  Er  stellt  deshalb  das  allgemeine  Stimmrecht  wieder 
her,  welches  ein  Gesetz  vom  30.  Mai  1850  beschnitten  hatte.  Der 
gesetzgebende  Körper  hat  die  ihm  vorgelegten  Gesetzentwürfe  zu  beraten, 
er  darf  sie  annehmen  oder  verwerfen,  aber  das  Recht  der  parlamen- 
tarischen Initiative  wie  auch  dasjenige,  Abänderungsanträge  einzubringen, 
werden  ihm  verweigert,  so  daß  der  Deputierte  nicht  vorlegen  kann  „les 
projets  les  moins  etudies  et  les  moins  approfondis".  Die  Kammer  soll 
in  Zukunft  nur  noch  aus  260  Mitgliedern  bestehen,  da  die  Leidenschaft 
und  die  Übereilung  mit  der  Größe  der  Versammlungen  zu  wachsen 
pflegten,  und  ein  offizieller  Sitzungsbericht  soll  in  Zukunft  die  vom 
Parteigeiste  zugestutzten  Berichte  ersetzen.  Den  Verkehr  zwischen  der 
gesetzgebenden  und  ausführenden  Gewalt  werden  nicht  die  un- 
verantwortlichen Minister,  welche  dem  Parlamente  nicht  angehören 
dürfen,  vermitteln,  sondern  Mitglieder  des  neu  geschaffenen  Staatsrates, 
damit  die  Zeit  nicht  mehr  vergeudet  werde  mit  „leeren  Interpellationen, 
leichtfertigen  Angriffen,  leidenschaftlichen  Kämpfen,  deren  einziges  Ziel 
der  Sturz  der  Minister  war,  um  an  ihre  Stelle  zu  treten".  Einem  Senat 
ist  die  unabhängige,  konservative  Rolle  der  alten  Parlamente  zugedacht, 
er  prüft  alle  Gesetze,  regt  neue  an,  vermittelt,  erklärt  jeden  willkür- 
lichen und  ungesetzmäßigen  Akt  für  nichtig.  Nur  der  berühmte  Name, 
das  Vermögen,  das  Talent  und  die  geleisteten  Dienste  sollen  den  Ein- 
gang zu  ihm  eröffnen.  Er  nennt  ihn  „le  depositaire  du  pacte  funda- 
mental et  des  libertes  compatibles  avec  la  Constitution".  Senat  und 
Regierung  dürfen  alle  nicht  fundamentalen  Bestandteile  der  Verfassung 
ändern,  aber  die  „bases  premieres,  sanctionnees  par  vos  suffrages  .  .  . 
elles  ne  peuvent  devenir  definitives  qu'apres  avoir  recu  votre 
ratification".  So  hat  sich  Napoleon  die  Möglichkeit  gesichert,  als  echter 
Caesar,  stets  das  Volk  gegen  das  Parlament  ausspielen  zu  können. 

Zum  Schutz  gegen  Angriffe  gegen  das  Staatsoberhaupt  und  die 
öffentliche  Sicherheit  soll  ein  Gerichtshof  errichtet  werden,  der  sich  aus 
Richtern  der  höchsten  Gerichtshöfe  zusammensetzt  und  dessen  Ge- 
schworene aus  Generalräten  bestehen. 

Es  war  vorauszusehen,  daß  die  demokratischen  und  revolutionären 
Elemente  diese  Verfassung  auf  das  heftigste  bekämpfen  würden,  aber 
solange  der  Kaiser  sich  vor  groben  Fehlern  hütete,  waren  alle  An- 
stürme vergebens.     Die  Irrungen  der  sechziger  Jahre  ließen  die  Oppo- 

*)  Daher  auch  die  Fiktion,  daß  das  Kaisertum  eine  demokratische  Einrichtung  sei 
und  die  offizielle  Entrüstung  über  „un  petit  nombre  d'hommes  se  disant  d^mocrates  en 
face  d'un  gouvernement  assis  sur  la  base  la  plus  democratique  qui  eüt  jamais 
existe".     TscbernofF,  Le  Parti  Republicain  sous  le  second  Empire,   1906,  S.  270. 
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lition,  welche  auch  schutzzöllncrische,  ultramontanc  und  monarchische 
Elemente  ums.  bloß,  rasch  erstarken,  und  die  republikanisrhr-  Partei  ') 
erhob  ihr  Haupt  immer  drohender,  obwohl  die  unteren  und  mittleren 
Klassen  auf  dem  Lande  und  in  den  kleinen  Städten  zufrieden  waren 
und  ein  Wohlstand  herrschte,  wie  niemals  früher  oder  später. 

Welche  Fortschritte  hatte  sie  seit  dem  Jahre   1848  gemacht? 

Napoleon  hatte  nach  dem  Staatsstreiche  Tausende  von  Republikanern 
deportieren  lassen,  Gewalttaten,  welche  die  Opfer  in  ihren  Überzeugungen 
befestigten  und  die  republikanische  Stimmung  unter  ihren  Angehörigen 
und  Freunden  steigerten.  Glücklicheren  war  es  gelungen,  in  die  Nachbar- 
länder zu  flüchten;  sie  warben  der  Republik  neue  Freunde,  indem  sie 
von  England,  Belgien,  der  Schweiz  aus  einen  geheimen,  ununterbrochenen 
Kampf  gegen  das  Kaisertum  durch  Briefe,  Zeitungen,  Schriften  aller 
Art  führten.  Vielen  erlaubte  die  Amnestie  im  Jahre  1859  in  die  Heimat 
zurückzukehren;  hier  setzten  sie,  durch  ihre  Leiden  verbittert,  den 
Kampf  mit  größerer  Heftigkeit  fort.  Inzwischen  war  ein  neues  Ge- 
schlecht von  Republikanern  herangewachsen;  die  zweite  Republik,  die 
es  fast  auf  4  Jahre  gebracht  hatte,  der  Staatsstreich,  die  Willkür,  die 
Beschränkung  der  Freiheit,  die  offizielle  Wahlkandidatur,  die  ver- 
ärgernde Wahlkreisgeometrie:  alle  diese  Erlebnisse  hatten  es  gezeugt. 
Die  Taktik  und  die  politischen  Überzeugungen  der  Jungen  wichen  von 
denen  der  Alten  ab,  deren  revolutionäre  Grundsätze  am  fanatischsten 
von  Blanqui  verbreitet  wurden,  aber  ihre  gemeinsame  Feindschaft  band 
sie  fest  aneinander.  Die  Jungen  versprachen  sich  wenig  oder  nichts 
von  den  dem  allgemeinen  Stimmrecht  widersprechenden  geheimen 
Gesellschaften,  von  Attentaten,  die  ohne  Erfolg  fortdauerten  bis  zu 
demjenigen  Orsinis  (des  zweiten  der  drei  italienischen  politischen  Meuchel- 
mörder von  1835,  1858,  1894),  ebensowenig  erwarteten  sie  von  den  in 
den  dreißiger  Jahren  beliebten  Aufständen,  da  nunmehr  breite  Straßen 
die  Stadt  durchzogen  und  seit  dem  Sturz  der  Julimonarchie  große 
Kasernen  in  der  Nähe  der  Tuilerien  angelegt  worden  waren.  Sie  ver- 
achteten das  religiöse  Gefühl,  welches  einst  die  Gedichte  Viktor 
Hugos  und  Lamartines,  die  Werke  St.  Simons  und  Lamennais',  das 
Bekenntnis  katholischer  Bischöfe  und  Politiker  zum  Liberalismus  in  der 
Menge  erweckt  und  selbst  viele  Republikaner  und  Sozialisten  berauscht 
hatte,  sie  hielten  die  Ehe  des  Katholizismus  mit  der  demokratischen 
Idee  für  unmöglich  und  begeisterten  sich  für  die  Trennung  von  Staat 
und  Kirche.  Die  politischen  Überzeugungen  einiger,  z.  B.  Gambettas, 
wurzelten  in  dem  Positivismus  Auguste  Comtes,   diejenigen  anderer  in 


J)  J.  Tschernoff,  Le  Parti  republicain  au  coup  d'Etat  et  sous  le  Second  Empire, 
Paris  1906.  Pierre  de  la  Gorce,  Histoire  du  second  Empire,  1895.  Einiges  Neue  bringt 
da  Costa,  Les  Blanquistes,   1912.     Der  Verfasser  ist  selbst  alter  Blanquist. 
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der  Philosophie  Kants,  die  meisten  aber  huldigten  dem  Materialismus 
des  18.  und  ig.  Jahrhunderts.  Ihr  politisches  Programm  wich  nicht 
wesentlich  von  demjenigen  der  Liberalen  und  Demokraten  anderer 
Länder  jener  Zeit  ab:  weiteste  politische  und  wirtschaftliche  Freiheit, 
Einschränkung  der  Staatstätigkeit,  ewiger  Friede,  Verminderung  der 
Ausgaben  für  die  Armee,  Milizen  anstatt  der  stehenden  Heere,  Ab- 
schaffung der  Todesstrafe,  Entwicklung  des  Genossenschaftswesens  und 
der  Selbstverwaltung,  welcher  die  Liberalen  unter  der  Restauration  zu- 
erst als  einer  feudalen  Einrichtung  und  dann  aus  taktischen  Erwägungen 
widerstrebt  hatten  und  welcher  die  Kommune  und  die  Aufstände  im 
Süden  Frankreichs  im  Anfang  der  siebziger  Jahre  nachhaltig  schaden 
sollten.  Jene  Zeit  ersteht  vor  dem  Geiste  in  ihrer  ganzen  politischen  Naivetät, 
wenn  wir  die  berühmten  Schriften  Jules  Simons,  seine  „Liberte"  von  1859 
und  seine  „Politique  Radicale'-  von  1868  lesen.  Er  fordert  Beseitigung 
der  Zölle  und  Torsteuern,  die  einzige  Steuer,  Wahl  der  Richter  durch 
das  Volk,  eine  ganz  unbeaufsichtigte  Selbstverwaltung,  Beseitigung  des 
stehenden  Heeres,  und  immer  kehrt  der  Ruf  „Liberte  totale"  wieder. 
Der  Inhalt  der  Politique  Radicale  von  1868  ergießt  sich  ein  Jahr  später 
in  Gambettas  Belleviller  Programm.  Gambetta  schmiedet  damit  die 
Waffe,  welche  Clemenceau  gegen  den  Opportunismus  führen  wird,  wenn 
er  Ministerien  stürzen  will  und  die  er  wieder  in  die  Scheide  steckt, 
sobald  er  eine  genügende  Macht  zur  Durchführung  des  Programms 
gewonnen  hat1) 

Zur  republikanischen  Partei  gehörten  Bürger,  Studenten,  Arbeiter. 
Diese  stimmten  für  die  bürgerlichen  Kandidaten,  ohne  daß  sie 
über  ihre  Aufstellung  befragt  worden  waren;  eine  Arbeiterpartei 
gab  es  damals  in  Frankreich  ebensowenig  wie  in  England.  Erst  im 
Jahre  1863  wurden  von  den  Republikanern  einige  Arbeiter,  die  für 
soziale  Reformen  eintreten  sollten,  als  Kandidaten  aufgestellt,  aber  die 
Lehre  von  dem  Klassenkampfe  war  damals  noch  unbekannt.  Auch 
wirkten  Sozialisten  und  Republikaner  zu  jener  Zeit  noch  zusammen. 
Obwohl  unter  den  Sozialisten  die  alten  Schuldifferenzen  fort- 
dauerten, so  hatte  doch  Proudhon  bis  zu  seinem  im  Jahre  1865  er- 
folgenden Tode  ein  unleugbares  Übergewicht.  Er  starb  bald  nach  der 
Begründung  der  Internationale,  die  seinen  Stern  allmählich  erbleichen 
ließ.  Sie  hatte  eine  klärende  und  konzentrierende  Wirkung.  Sozialismus 
und  Anarchismus  schieden  sich  schon  vor  1870  scharf  voneinander, 
und  der  Sieg  des  Marxismus  über  die  übrigen  sozialistischen  Schulen 
bereitete  sich  allmählich  vor.  Er  bedeutete  eine  betächtliche  Wandlung, 
nicht  etwa   die  Gewinnung   der  Sozialisten   für   die  Demokratie,   denn 


*)  Vgl.  den   Spott  Bodleys    über  die    radikalen  Programme,    France,    1907,    S.   612. 
Im  dritten  Buche  werden  wir  Selbstzeugnisse  der  Radikalen  ähnlicher  Art  anführen. 
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dieser  )i',,1"rtcn  die  meisten  jetzt  an,  wiewohl  in  der  Wr^an^mhcit 
lieh  nicht  alle  sozialistischen  Schulen  zur  Demokratie  bekannt  hatten. 
Sondern    it   bedeutete   die   Lösung  der  Arbeiter    von   denjenigen   gesell 

schaftlichea  Schichten,  mit  denen  sie  bisher  zusammen  gekämpft  hatten 

er  bedeutete  den  Klassenkampf  und  den  Triumph  des  Materialismus. 
Wenige  Worte  werden  es  erklären.  Der  Marxismus  ist  eine  kritische 
Auseinandersetzung  mit  den  früheren  sozialistischen  Schulen  vom  Stand- 
punkte der  Hegclschen  Linken.  Er  geht  ebenso  wie  Proudhon  von 
der  Arbeitswerttheorie  Ricardos  aus,  zieht  aber  aus  ihr  keine  ethischen 
Forderungen,  sondern  findet  in  ihr  den  Schlüssel  zum  Verständnis  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung:  wachsende  Verelendung  der  Massen  und 
Zusammenballung  des  Kapitales  in  immer  weniger  Händen.  Diese  Vor- 
gänge betrachtet  er  unter  dem  Einflüsse  der  Geschichtsphilosophie 
Hegels  (die  in  den  Leidenschaften  der  Menschen  das  Triebrad  des  vom 
Weltgeiste  bezweckten  geschichtlichen  Verlaufes  erblickt),  als  Entwick- 
lungsphasen des  ersehnten  gesellschaftlichen  Zustandes,  wo  alle  Produktiv- 
güter Gemeineigentum  sein  werden.  Es  ist  ein  Zustand,  der  sich  nach 
Marx  nicht  etwa,  wie  frühere  Sozialisten  glaubten,  durch  zielbewußte 
Tätigkeit,  oder  durch  Attentate  und  Revolten  erreichen  läßt,  sondern 
der  höchstens  mit  klugen  Maßregeln  beschleunigt  werden  kann.  Aus 
dieser  Theorie  folgt  jedoch  nicht  der  Verzicht  Marxens  auf  die  revo- 
lutionäre Taktik,  er  beschränkt  ihre  Anwendung  auf  die  Zeit,  wo  jene 
wünschenswerte  Entwicklung  vollendet  ist;  nun  müsse  das  Proletariat 
durch  eine  Revolution  die  alte  Form  zerbrechen.  Es  könne  dies  aber 
nur,  wenn  es  sich  im  Besitz  der  Staatsgewalt  befinde,  die  jede  Klasse 
für  ihre  besonderen  Zwecke  zu  erobern  und  auszunutzen  suche.  Von 
St.  Simon  und  Lorenz  Stein  hat  er  gelernt,  daß  die  gesellschaftliche 
Entwicklung  das  Ergebnis  von  Klassenkämpfen  sei;  die  Eroberung  der 
politischen  Macht  durch  das  organisierte  Proletariat:  das  ist  nach  ihm 
das  wichtigste  Mittel  zur  Heraufführung  des  Zukunftstaates.  Da  aber 
diese  revolutionäre  Macht  nur  in  einer  Demokratie  gewonnen  werden 
könne,  so  müsse  sie  mit  allen  Kräften  angestrebt  werden.  So  wird 
Karl  Marx  l)  der  geistige  Begründer  eines  Typus  der  Demokratie,  den 
wir  später  noch  genauer  betrachten  müssen.  Allein  wir  sind  der  Ent- 
wicklung weit  vorausgeeilt.  Im  Jahre  1870  bahnte  sich  in  Frankreich 
die  Vorherrschaft  des  Marxismus  erst  an.  — 

Jene  Gegner  des  Kaiserreiches  sahen  ihre  Haufen  im  siebenten 
Jahrzehnte  beträchtlich  wachsen.  Im  Jahre  1857  waren  erst  5  Mitglieder 
der  Opposition  gewählt  worden,  im  Jahre   r863  waren  es  36.  im  Jahre 


J)  Es  ist  an  dieser  Stelle  unmöglich,  den  Anteil  Lassalles  an  dem  Charakter  der 
heutigen  Sozialdemokratie  von  demjenigen  Marxens  zu  sondern.  Er  gab  ihr  die  Richtung 
auf  den  Parlamentarismus. 
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1869  aber  90.  Inzwischen  hatte  sich  eine  neue  Partei,  die  sogenannte 
dritte,  gebildet,  welche  das  Kaiserreich  auf  der  Bahn  liberaler  Reformen 
vorwärts  zu  drängen  suchte,  ihm  aber  nicht  grundsätzlich  feindlich 
gegenüberstand;  sie  brachte  es  auf  mehr  als  100  Sitze.  Im  Jahre  1857 
wurden  rund  670000  Stimmen  für  die  Opposition  abgegeben,  1863 
schon  1954000  und  1869  nicht  weniger  als  3335000;  4380000  erhielt 
die  Regierung.  Der  Eindruck,  den  diese  Ereignisse  auf  den  Kaiser 
machten,  spiegelt  sich  in  der  allmählichen  Zertrümmerung  der  Verfassung 
von   1852. 

Im  Jahre  1860  erhält  das  Parlament  das  Recht,  die  Thronrede 
durch  eine  Adresse  zu  beantworten  und  Abänderungsanträge  einzu- 
bringen; es  werden  Minister  ohne  Portefeuille  ernannt,  die  neben  den 
Staatsräten  die  Vorlagen  der  Regierung  in  der  Kammer  vertreten,  eine 
Einrichtung,  die  1863  wieder  aufgehoben  wird.  Im  Jahre  1867  erlangt 
die  Kammer  das  Interpellationsrecht  an  Stelle  des  Rechtes,  eine  Adresse 
an  den  Kaiser  zu  richten,  und  die  Befugnisse  des  Senates  werden  so 
vermehrt,  daß  er  einer  ersten  Kammer  ähnlich  wird.  Einige  weitere 
Zwischenstufen  führen  das  Kaiserreich  wenige  Monate  vor  seinem  Sturze 
zum  „Senatu's-consulte  du  21  Mai  1870,  fixant  la  Constitution  de 
l'Empire",  das  dem  Parlamentarismus  die  Türe  weit  öffnet,  ohne  die 
Grundlagen  der  cäsaristischen  Verfassung  vom  Jahre  1852  zu  zerstören. 
Der  Kaiser  regiert  unter  Mitwirkung  der  Minister,  des  Senates,  des 
gesetzgebenden  Körpers  und  des  Staatsrates  (Art.  10).  Die  Gesetz- 
gebung steht  dem  Kaiser,  dem  Senat  und  dem  gesetzgebenden  Körper 
zu  (11).  Die  Minister  sind  verantwortlich  (19).  Sie  können  Mitglieder 
des  Senates  und  der  Kammer  sein  und  haben  zu  beiden  Zutritt  (20). 
Der  Senat  stimmt  über  die  Gesetzentwürfe  ab  (30).  Ein  sehr  großer 
Teil  der  früheren  Bestimmungen  über  den  Senat  wird  aufgehoben  (42), 
nicht  das  Ernennungsrecht  des  Kaisers  (23).  Der  Kaiser  ist  dem  fran- 
zösischen Volke  verantwortlich,  an  das  er  zu  jeder  Zeit  appellieren 
kann  (13).  Dieser  dreizehnte  Paragraph  beweist,  daß  die  Verfassung 
trotz  der  Einführung  der  parlamentarischen  Regierung  einen  cäsaristischen 
Charakter  bewahren  sollte,  weshalb  sie  auch  dem  Volke  vorgelegt  wird, 
welches  sie  mit  über  sieben  Millionen  Ja  gegen  etwa  anderthalb  Millionen 
Nein  annimmt  Ist  dies  nicht  ein  den  Demokraten  zum  ernstesten  Nach- 
denken zwingendes  Ergebnis  f  Das  Volk  gibt  dem  Herrscher  sein  Vertrauen 
kund,  während  im  Parlamente  das  Mißtrauen  wächst  und  ihn  zu  ver- 
zweifelten Schritten  treibt,  die  wenige  Monate  später  seinen  Thron  zu- 
sammenbrechen lassen. 

Vor  dem  Kriege  gab  es  unter  den  französischen  Republikanern  drei 
Gruppen. x)    Eine  liberal-parlamentarische,  welche  die  sozialen  Reformen 
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den  politischen  unterordnete  und  die  „Einmitcluing1'  det  Staatei  in  das 

Wirtschaftsleben  zurückwies;  es  sind  die  sogenannten  Unversöhnlichen, 
an  ihrer  Spitze  stehen  Gambetta  und  Kerry.  Dann  eine  revolutionäre, 
die  an  den  jakobinischen  Traditionen  festhält,  vertreten  durch  Delescluze, 
der  im  Jahre  1S71  auf  den  Barrikaden  starb.  Drittens  eine  revolutionäre, 
welche  freundliche  Beziehungen  zum  Kommunismus  unterhalt,  ihr 
Fuhrer  ist  Blanqui;  unter  ihnen  befinden  sich  sowohl  Freunde  wie 
Gegner  der  alten  Taktik.  Von  diesen  hat  die  erste  Gruppe  während 
der  nächsten  15  Jahre  nach  dem  Sturze  des  Kaisertums  einen  großen 
Einfluß  auf  die  Geschicke  Frankreichs  ausgeübt.  In  der  konstituierenden 
Versammlung  bilden  sie  die  Union  Republicaine;  rechts  grenzt  an  sie 
die  gemäßigte  Linke,  die  aus  Männern,  wie  Grevy,  Jules  Favre,  Jules 
Simon  besteht;  rechts  von  der  gemäßigten  Linken  befindet  sich  das 
linke  Zentrum,  in  dem  die  an  der  Monarchie  verzweifelnden  Freunde 
des  Präsidenten  Thiers  sich  zusammengefunden  haben,  und  dieses  bildet 
den  Übergang  zu  den  Orleanisten,  dem  rechten  Zentrum.  Es  grenzt 
an  die  Rechte,  welche  die  Monarchie  mit  den  Einrichtungen  der 
Revolution  zu  versöhnen  sucht,  rechts  von  ihr  steht  die  äußerste 
Rechte. 

Als  die  aus  diesen  Gruppen  bestehende  Kammer  in  der  ersten 
Hälfte  der  siebenziger  Jahre  die  Verfassungsentwürfe  beriet,  trugen 
nach  der  „Histoire  Contemporaine"  von  G.  Hanotaux  zwei  Werke  wesent- 
lich dazu  bei,  die  Gedanken  der  Väter  des  Verfassungswerkes  zu  klären, 
wenn  nicht  zu  beherrschen.  Sie  sind  aber  nicht  von  Republikanern 
geschrieben  worden,  sondern  von  Orleanisten.  Es  sind  der  Duc  de 
Broglie  und  Prevost-Paradol. 

Beide  empfehlen  eine  auf  dem  allgemeinen  Stimmrechte  ruhende 
parlamentarische  Regierung,  beiden  hat  es  die  englische  Verfassung 
angetan,  wie  den  meisten  Politikern  jener  Zeit,  beide  halten  eine  von 
den  Conseüs  Generaux  gewählte  erste  Kammer  als  Gegengewicht  gegen 
die  zweite  für  notwendig,  beide  ziehen  die  parlamentarische  Monarchie 
der  parlamentarischen  Demokratie  vor,  beiden  erscheint  eine  wirkliche 
Selbstverwaltung  als  heilsamste  Maßregel.  Diese  merkwürdige  Über- 
einstimmung, welche  wahrscheinlich  durch  Benjamin  Constant  mit 
hervorgerufen  wurde,  war  geeignet,  die  Geister  in  eine  bestimmte 
Richtung  zu  drängen.  Die  „Vues  sur  le  Gouvernement  de  la  France" 
des  1785  geborenen  Duc  de  Broglie,  eines  der  „Doktrinäre",  waren  1861 
in  wenigen  Exemplaren  lithographiert  worden  und  erschienen  erst  1870 
nach  dem  Tode  des  Verfassers,  kurz  vor  dem  Anfang  des  Krieges,  im 
Druck;  das  Buch  brachte  es,  soviel  ich  weiß,  nur  auf  zwei  Auflagen. 
Das  andere,  „La  France  Nouvelle"  von  Prevost-Paradol,  war  schon 
2  Jahre  früher  veröffentlicht  worden   und   erlebte  viele  Auflagen,   was 
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sowohl  die  Gunst  der  Zeit,  wie  die  leichte  Darstellungsweise,  vielleicht 
auch  persönliche  Beziehungen  des  Verfassers  erklären. 

Auf  den   folgenden    Seiten   werden  wir   eine   ausführliche  Inhalts- 
angabe dieser  wichtigen  Werke  geben. 


2.     Prevost-Paradol  und  der  Duc  de  Broglie. 

Die  anfangs  aristokratische  Struktur  aller  Gesellschaften,  so  beginnt 
Prevost-Paradol,  verwandle  sich  langsam  oder  plötzlich  in  eine  demo- 
kratische; nun  erwache  die  Sehnsucht  nach  einer  demokratischen  Ver- 
fassung mit  allgemeinem  Stimmrecht  und  Zulassung  aller  Bürger  zu 
allen  Ämtern  nach  ihrer  Würdigkeit.  Aus  der  Demokratie  entstehe  aber 
gewöhnlich  Anarchie,  weil  die  Demokratie  auf  der  nur  halbwahren 
Annahme  beruhe,  daß  die  Mehrheit  der  Bürger  einen  verständigen 
Gebrauch  von  ihrem  Wahlrecht  machen  werde.  Hierzu  fehle  ihr  aber 
die  Bildung,  selbst  wenn  sie  sich  stets  von  der  Idee  der  Gerechtigkeit 
leiten  lasse,  weshalb  die  alles  versprechenden  Demagogen  eher  gewählt 
würden,  als  die  die  Sprache  der  Vernunft  und  des  Gewissens  redenden 
Männer;  aus  diesem  Grunde  zögen  sich  die  rechtschaffenen  Bürger 
von  der  Politik  zurück.  Die  nun  entstehende  Unsicherheit  könne  von 
der  weder  geliebten  noch  geachteten  Regierung  nicht  beseitigt  werden, 
zudem  die  Gesetze  der  Demokratie  ihr  die  hierzu  erforderliche  Macht 
genommen  hätten.  Jetzt  trete  der  demokratische  Despotismus  auf  den 
Schauplatz;  sein  Dasein  werde  als  notwendig  zur  Aufrechterhaltung 
der  Ordnung  erkannt,  er  verstände  es,  der  unwissenden  Menge  den 
Schein  einer  demokratischen  Verfassung  vorzuspiegeln,  und  er  verschaffe 
ihr  materielles  Wohlergehen,  woran  ihr,  wenn  sie  nur  die  bürgerliche 
bewahre,  mehr  als  an  der  politischen  Freiheit  gelegen  sei.  Aber  auch 
diese  müsse  der  Despot  seiner  Selbsterhaltung  wegen  angreifen,  und 
die  Rücksicht  auf  seine  Sicherheit  und  die  Vererbung  des  Thrones 
zwinge  ihm,  seine  Anhänger  zu  bevorzugen,  Adelstitel  zu  verleihen 
und  so  die  Gleichheit  zu  untergraben.  Wie  lasse  sich  diese  gefährliche 
Entwicklung  verhindern,  da  die  Demokratie  nicht  verhindert  werden 
könne? 

Die  erste  Grundlage  der  Demokratie,  das  allgemeine  Wahlrecht, 
könne  weise,  schrittweise,  mit  der  Zunahme  der  politischen  Bildung, 
eingeführt  oder  plötzlich  einer  zu  seinem  Gebrauche  noch  unfähigen 
Bevölkerung  gewährt  werden ;  dann  habe  es  schädliche  Folgen.  Immer- 
hin ständen  diesen  Gefahren  einige  Vorteile  gegenüber:  das  Volk  lerne 
verstehen,  daß  Revolutionen  überflüssig  seien,  die  Agitatoren  vermöchten 
kein  radikaleres  Mittel  zu  fordern,  um  den  Willen  der  größten  Zahl 
zu  erkennen  und  zu  befriedigen,  und  das  Verantwortlichkeitsgefühl  der 
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Regierten   und  der  Regierenden   steigere   sich,  voi  '/t,  dafl  man 

den  Mangel  an  Unabhängigkeit  und  Bildung  zu  lindern  imstande  ei 
1  >ic-  Mittel  hier/u :  Versammlungsfreiheit,  eine  billiget  gute,  verantwortliche 
Presse,  allgemeiner  Elementarunterricht,  Schutz  des  Wählers  gegen 
Drohungen  und  Versprechen,  geheime  Stimmabgabe,  Minoritätenvertre- 
tung.  Mit  wenigen  Worten  begründet  er  dann  die  Notwendigkeit  einer  wirk- 
lichen Selbstverwaltung;  sie  würde  die  Verwaltungsbezirke  in  praktische 
Schulen  des  öffentlichen  Lebens  verwandeln,  dem  Ehrgeiz,  der  jetzt  die 
Zentralregierung  belagere,  einen  nützlichen  Wirkungskreis  eröffnen,  eine 
große  Zahl  von  Bürgern  an  guter  Verwaltung  interessieren  und  an  freie 
Erörterung  und  persönliche  Verantwortlichkeit  gewöhnen. 

Eine  Kammer,  die  zweite  Grundlage  der  Demokratie,  könne  ihre 
Macht  mißbrauchen,  aber  es  empfehle  sich,  die  Vorherrschaft  im  Staate 
ihr,  nicht  der  ausführenden  Gewalt,  zu  geben,  wenn  diese  in  Konflikts- 
fällen nur  das  Recht  der  Kammerauflösung  habe.  Nur  dann  entscheide 
das  Volk  über  sein  Schicksal,  und  der  Vorteil  bestehe,  daß  das  Volk 
seine  Meinung  mittels  der  Erneuerungswahlen  ändern  könne,  während 
im  anderen  Falle  der  Despotismus  in  der  verworfensten  Gestalt  ein- 
gerichtet werde.  Den  ihr  zukommenden  Einfluß  übe  die  Kammer  aus 
durch  die  Bewilligung  des  Budgets,  den  Erlaß  der  Gesetze  und,  vor- 
zugsweise, durch  die  Bildung  der  Ministerien,  die  nur  so  wirksam  über- 
wacht werden  könnten.  Neben  der  zweiten  sei  eine  erste  Kammer  mit 
denselben  Befugnissen,  jedoch  ohne  Einfluß  auf  die  Bildung  des 
Ministeriums,  erforderlich,  damit  die  Gesetze  reiflicher  erwogen  würden ; 
auch  würde  sie  der  öffentlichen  Meinung  und  der  Regierung,  z.  B.  bei 
Auflösungen,  eine  feste  Stütze  bieten  können,  falls  die  zweite  Kammer 
ihre  Macht  mißbrauche ;  endlich  ermögliche  sie  es,  die  Erfahrung  solcher 
Männer  zu  verwerten,  die  im  Abgeordnetenhause  keinen  Sitz  zu  er- 
langen vermöchten.  Der  demokratische  Charakter  des  Staates  schließe 
die  Erblichkeit  der  Würde  wie  die  Ernennung  der  Mitglieder  des 
Oberhauses  durch  den  Fürsten  aus,  denn  eine  von  ihm  ernannte 
Kammer  werde  nicht  die  nötige  Autorität  besitzen ;  es  empfehle  sich, 
die  Mitglieder  der  ersten  Kammer  aus  den  Conseils  Generaux  mehrerer 
zu  einem  Wahlkreise  zusammengefaßter  Departements  wählen  zu  lassen; 
die  Gesamtzahl  dieser  nach  geographischen  und  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen gebildeten  „Assemblers  Regionales"  würde  20 — 25  betragen. 
Gewisse  hohe  Stellungen  aber  sollten  ihre  Träger  ohne  Wahl  zur  Mit- 
gliedschaft berechtigen. 

Die  Kontrolle  des  Parlamentes  wäre  erfolglos  ohne  die  Minister- 
verantwortlichkeit. Unter  ihr  versteht  er  den  Rücktritt  der  Ministerien, 
welche  das  Vertrauen  der  Kammer  nicht  mehr  haben.  Die  zu  häufigen 
Ministerwechsel  seien  ebenso  verderblich,  wie  die  allzu  seltenen,  weil  sie 
verhinderten  „le   rafraichissement  de  l'atmosphere   politique  et  l'apaise- 
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ment  salutaire  de  ces  griefs  inevitables  que  l'exercice  le  plus  sage  et 
le  plus  modere  du  pouvoir  produit  toujours  parmi  les  hommes".  Den 
politischen  Luftwechsel  bewirkten  aber  auch  die  Kammerauflösungen, 
wenn  Kammer  oder  Kabinett  im  Widerspruche  mit  der  öffentlichen 
Meinung  ihre  Macht  aufrecht  erhielten;  zur  Erhaltung  der  politischen 
Gesundheit  seien  sie  nicht  minder  notwendig,  falls  sie  aus  Gründen 
der  Landeswohlfahrt  erfolgten.  Eine  aus  solchen  Motiven  hervorgehende, 
die  sorgfältige  Überwachung  des  poütischen  Lebens  bezeugende  Auf 
lösung  dürfte  man  bei  einem  Monarchen  stets  voraussetzen,  nicht  immer 
bei  einem  Präsidenten,  der  doch  selber  ein  Parteimann  sei;  dies  ist 
einer  der  Gründe,  die  Prevost-Paradol  der  Monarchie  geneigt  machen. 
Und  so  spielt  die  Kammerauflösung  in  der  Ökonomie  seines  Staates 
ein  so  gewichtige  Rolle,  daß  er  neben  der  vom  Kabinette  angeordneten 
noch  eine  andere  empfiehlt  „la  dissolution  royale  prononcee  par  le 
souverain  dans  la  plenitude  de  son  pouvoir  et  sans  le  concours  des 
ministres".  Nach  ihm  gibt  es  noch  andere  Aufgaben,  die  nur  ein  Monarch 
gut  übernehmen  kann :  er  soll  sein  „un  patron  eclaire  des  arts,  un  ami 
intelligent  des  lettres  et  des  sciences"  und  „le  premier  gentilhomme 
du  royaume".  Eine  so  hohe  Stellung  dürfte  auch  dem  anspruchvoll- 
sten Ehrgeiz  genügen :  „Devenir  soi-meme  une  sorte  de  premier  ministre- 
perpetuel  et  inamovible  et  disputer  aux  cabinets  et  au  parlement  des 
lambeaux  de  pouvoir,  voilä  (qui  le  croirait)  la  triste  ambition  de  cer- 
tains  rois  constitutionels  qui,  selon  la  parole  du  poete,  aspirent  ä  des- 
cendre". 

Das  acht  Jahre  früher  vollendete  Werk  des  Duc  de  Broglie,  eines 
Staatsmannes,  der,  unter  dem  Ancien  Regime  geboren,  das  erste  Kaiser- 
reich, die  Restauration,  das  Julikönigtum,  die  zweite  Republik  und 
das  zweite  Kaiserreich  erlebt  hatte,  stimmt  mit  demjenigen  des 
44  Jahre  jüngeren  Mannes  in  wesentlichen  Punkten  auffallend  überein, 
aber  es  ist  reifer,  tiefer.  Der  Sturz  des  Kaiserreiches,  dessen  Ver- 
fassung er  in  scharfblickender  Weise  mit  derjenigen  des  ersten  ver- 
gleicht und  kritisiert,  ist  seiner  Meinung  nach  in  Frankreich  in  jedem 
Augenblick  möglich,  was  soll  man  dann  an  seine  Stelle  setzen?  Die  Monar- 
chie; wenn  aber  mehrere  Prätendenten  auftreten  sollten,  die  Republik, 
sie  ist  die  Staatsform  „qui  divise  le  moins",  wenn  sie  auch  an  sich  eine 
Feindin  der  französischen  Staatseinheit,  der  Ordnung  und  der  Freiheit 
ist  Deshalb  muß  die  Verfassung  der  Republik  einen  monarchischen 
Charakter  haben,  wie  diejenige  der  Monarchie  einen  republikanischen, 
denn  in  demselben  Lande  und  zur  selben  Zeit  sind  zwei  verschiedene 
Verfassungen  undenkbar:  „Une  republique  qui  touche  ä  la  monarchie 
constitutionelle,  une  monarchie  constitutionelle  qui  touche  ä  la  repu- 
blique et  qui  n'en  differe  que  par  la  Constitution  et  par  la  permanence 
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du  pouvoir  exticutif,  c'cst  la  sculc  alternative  <iu'  rette  aux  amii  de  la 

lilurtc"  Auch  PrrvostTaradol  betont,  <iaß  die  von  ihm  irorgeachlageoen 
Einrichtungen  „SOnt  egalement  compatibles  avec  une  monarchie  et 
une  republique".  Dieses  Ergebnis  seines  Nachdenkens  sucht  der  Duc  de 
BrogUe  durch  einen  Überblick  über  die  französische  Verfassungsent- 
wicklung zu  beweisen.  — 

Die  republikanische  Legislative  muß  aus  zwei  Kammern  bestehen, 
die  Exekutive  einheitlich,  durch  Initiative  und  Veto  an  der  Gesetz- 
gebung beteiligt,  außerdem  verantwortlich  sein,  die  Verfassung  muß 
Eigentum  und  Familie  schützen  und  die  Verwaltung  ehrlichen  Leuten 
anvertrauen.  „Point  de  patriotisme  qui  tienne  lieu  de  probite  et  de 
lumieres,  d'independance  et  d'experience."  Wenn  man  sich  für  eine 
Monarchie  entscheidet,  dann  muß  sie  sich  aller  Restaurationsgedanken 
enthalten;  neu  darf  sie  nur  sein,  was  den  Namen  und  die  Gestalt  ihrer 
Einrichtungen,  die  Ausdehnung  und  die  Grenze  der  politischen  Rechte 
sowie  die  Reform  der  lokalen  Verwaltung  betrifft.  Das  konstitutionelle  fran- 
zösische Königtum  kannte  nicht  das  allgemeine,  gleiche  Wahlrecht;  der 
Verfasser  schätzt  seinen  Wert  sehr  gering  ein,  aber  man  könne  es  den 
Leuten  nicht  wieder  nehmen,  die  es  hätten  und  die  sich  über  den  Ver- 
lust lebhaft  beklagen  würden,  selbst  wenn  sie  keinen  Gebrauch  davon 
gemacht  haben  sollten;  auch  entreiße  man  mit  seiner  Gewährung  (auch 
darin  Übereinstimmung  mit  Prevost-Paradol)  den  Demagogen  ihre  Beute, 
denn  eine  höhere  Forderung  könnten  sie  nicht  erheben;  doch  befür- 
wortet er  gewisse  Einschränkungen  in  der  Ausübung  des  Wahlrechtes. 
Die  Abgeordneten  dürften  keine  Diäten  erhalten  und  kein  Staatsamt 
(abgesehen  von  den  parlamentarischen)  bekleiden,  hierdurch  schaffe 
man  wirkliche  Parteien;  die  Majoritäten  machten  die  Ministerien,  sonst 
machten  die  Ministerien  die  Majoritäten.  Das  allgemeine  Wahlrecht  ist 
in  seinem  System  die  Grundlage  der  Selbstverwaltung,  die  er,  das  ist  der 
bemerkenswerteste  Zug  seines  Werkes,  von  unten  auf  durch  alle  Ver- 
waltungsbezirke durchzuführen  empfiehlt;  er  will,  ähnlich  wie  Prevost- 
Paradol,  die  Provinzen  durch  Zusammenfassung  mehrerer  Departements 
wieder  herstellen.  Hierdurch  und  durch  den  steten  Hinweis  auf  sein 
Vorbild,  England,  erscheint  er  nicht  nur  als  Zeitgenosse,  sondern  auch 
als  Gesinnungsgenosse  Gneists.  Freilich  das  aristokratische  selfgovern- 
ment  Englands  sei  in  Frankreich  nicht  möglich,  es  mangele  an  den 
Klassen,  die  bereit  wären,  im  Ehrenamte  dem  Staate  zu  dienen;  die 
Selbstverwaltung  sei  auf  beschließende  Körper  zu  beschränken,  die  Ämter 
aber  fähigen  Personen,  die  in  den  Verwaltungsbezirken  ansässig  seien, 
gegen  Gehalt  zu  übertragen.  Auch  so  sei  der  Vorteil  groß  genug, 
denn  man  entwurzele  jenes  nomadisierende,  streberische  Beamtentum, 
das  mit  der  Bevölkerung,  unter  der  es  sich  zeitweilig  aufhalte,  nicht 
mehr  Berührungspunkte    habe,   „als   die   Gäste   an   einer  Wirtstafel  vor 
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der  Abfahrt  der  Diligence".  Und  dann  sei  die  Schule  der  Selbst- 
verwaltung unentbehrlich  —  nach  der  Einführung  der  politischen  Frei- 
heit in  das  Staatswesen.  Der  Mangel  an  dieser  Schule  sei  die  geheime 
Ursache  des  politischen  Elendes  Frankreichs.  Denn,  wenn  die  Be- 
völkerung keine  politischen  Erfahrungen  sammle,  wie  sei  sie  da  imstande, 
Lüge  von  Wahrheit,  das  Erreichbare  von  dem  Unerreichbaren,  den 
Demagogen  von  dem  Staatsmann  zu  unterscheiden?  In  den  administra- 
tiven Monarchien  Ludwig  XIV.  und  Friedrich  II.  sei  sie  entbehrlich  ge- 
wesen; jetzt,  wo  das  Volk  Abgeordnete  ins  Parlament  schicke,  Fraktionen 
und  Parteien  beständen,  die  Redefreiheit  in  Versammlungen  und  der 
Presse  herrsche,  die  Laufbahn  des  Politikers  zu  Ehre,  zu  Macht  und  zu 
Vermögen  führe,  jetzt  gebe  es  kein  anderes  Mittel,  um  Unheil  zu  ver- 
hüten, als  die  unbeschränkteste  Teilnahme  des  Volkes  am  politischen 
Leben.  Die  Selbstverwaltung  soll  nach  ihm  auch  die  schwere  Aufgabe 
lösen,  einen  Senat  zu  schaffen,  der  die  zweite  Kammer  im  Zaume  halten 
könne.  Er  dürfe  weder  in  Abhängigkeit  vom  Fürsten  oder  von  den 
Kammern  (wenn  diese  oder  jener  ihn  ernennen)  stehen,  noch  durch 
das  allgemeine  Stimmrecht  (deux  chambres  puisees  ä  la  meme  source) 
gewählt  werden.  Die  Departementsräte  (Conseils  Generaux)  sollten 
Listen  der  hierzu  geeigneten  Personen  aufstellen  aus  alten  vornehmen 
Familien,  dem  reichen  Bürgertum,  das  sich  von  den  Geschäften  zurück- 
gezogen habe,  hervorragenden  verabschiedeten  Beamten  und  Offizieren 
und  dann  zusammen  mit  den  aufgestellten  zwei,  höchstens  vier  Senatoren 
wählen. 

Endlich  sollen  die  beiden  Kammern  den  Präsidenten  und  den 
Vizepräsidenten  wählen. 

3.     Die  Verfassung  von  1875. 

Mit  den  von  dem  Duc  de  Broglie  und  Prevost-Paradol  entwickelten 
Grundgedanken  stimmen  die  Verfassungsgesetze  von  1875  im  wesent- 
lichen überein.  Die  konstitutionelle  Monarchie  wurde  von  der  im 
Jahre  1871  gewählten  Kammer  nicht  geschaffen;  ihre  Errichtung  hatte 
auch  der  ältere  der  beiden  Politiker  nur  für  den  Fall  empfohlen,  daß 
bloß  ein  Prätendent  vorhanden  sei,  der  keine  Restaurationsabsichten 
hege.  Und  Thiers  hatte  gemeint,  man  könne  nicht  zu  Dreien  einen 
Thron  besteigen.  Immerhin  wurde  die  Republik  nur  mit  einer  Stimme 
Mehrheit  beschlossen.  Ich  enthalte  mich  der  Darstellung  der  voraus- 
sichtlichen Folgen  für  die  Verfassung  Frankreichs,  wenn  der  Graf 
Chambord  die  Trikolore  anerkannt  und  der  Graf  von  Paris,  unter  Ver- 
zicht auf  die  50  Millionen  Entschädigung,  seine  Sache  von  derjenigen 
des  älteren  Prätendenten  getrennt  hätte.  Ebenso  der  Erörterung  der 
(unwahrscheinlichen)  Vermutung,  daß  die  Taktik  des  Bourbonen,  da  er 
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keinr  Nachkommen  hatte,  bezweckte  dem  Haupte  des  jüngeren  Ha 
die  Thronbesteigung  unmöglich  zu  machen.  Ich  enthalte  mich  selbst 
der  Darstellung,  aufweichen  verschlungenen  Wegen1)  man  in  4  Jahren 
zur  Schaffung  von  Verfassungsgesetzen  gelangte ,  welche  keine  der 
großen  Parteien  wollte.  Aber  es  muß  erwähnt  werden,  daß  die  beiden 
kleinen  Gruppen  des  rechten  und  linken  Zentrums  bei  dem  ungefähren 
Gleichgewichte  von  Rechts  und  Links  dem  Parlamente  ihren  Willen 
auferlegen  konnten  und  daß  das  rechte  Zentrum  den  Anschauungen 
des  Duc  de  Broglie  nahestand.  Man  schuf  eine  Republik,  die  man 
gegebenen  Falles  leicht  in  eine  Monarchie  verwandeln  konnte. 

An  der  Spitze  des  Staates  steht  ein  mit  vielen  Befugnissen  aus- 
gerüsteter Präsident,  der  jedoch  allmählich  in  die  äußerlich  glänzende, 
politisch  bedeutungslose  Stellung  eines  demokratischen  Fürsten  einrückte. 
Wie  anders  in  den  Anfängen  der  Republik!  Thiers  war  zugleich  Depu- 
tierter und  höchster  Beamter  der  ausführenden  Gewalt  gewesen,  er 
hatte  im  Parlamente  für  seine  Ideen  gekämpft  und  war  über  ein  Miß- 
trauensvotum gestürzt.  Außergewöhnliche  Umstände  hatten  noch  Mac 
Mahon,  den  die  Royalisten  für  den  Platzhalter  des  künftigen  Königs 
ansahen,  die  Macht  gegeben,  den  16.  Mai  zu  inszenieren  und  Jules  Simon 
zu  Fall  zu  bringen.  Aber  nachdem  die  Wiederherstellung  des  König- 
tums unmöglich  geworden  ist,  entbrennt  der  Kampf  gleichsam  zwischen 
der  verfassungsrechtlichen  Stellung  des  Präsidenten  und  den  Konse- 
quenzen der  parlamentarischen  Regierung.  Die  unmittelbaren  Be- 
ziehungen des  Präsidenten  zur  Kammer  hatte  schon  die  royalistische 
Mehrheit  großenteils  beseitigt,  um  Thiers  für  seine  republikanischen 
Neigungen  zu  strafen.  Sein  persönliches  Erscheinen  in  der  Kammer  war 
an  Bedingungen  geknüpft  und  hatte  die  Vertagung  der  Sitzung  zur  Folge. 
Der  Präsident  darf  mit  ihr  nur  noch  durch  Botschaften  verkehren  und, 
was  weit  wichtiger  ist,  seine  Verantwortlichkeit  hat  einen  ausschließlich 
strafrechtlichen  Charakter.2)  Die  Nachfolger  haben  denn  auch  die 
Trümmer  einstiger  Macht  freiwillig  aufgegeben,  und  das  Parlament 
wählte  bequeme  Männer,  um  das  erwünschte  Ziel  sicherer  zu  erreichen. 
In    der   Union    und    in    Frankreich    dieselbe    Erscheinung:    bedeutende 


')  Zwei  Bemerkungen  über  die  Entstehung  der  Verfassung  von  solchen,  die  an  ihr 
mitgearbeitet  haben.  Ne  cherchez  pas  les  prineipes  qui  nous  ont  guides  1  Tout  s'est 
fait  sans  rnethode,  sans  dessein,  a  l'aveugle,  par  des  balancements  imperceptibles  d'inde- 
cises  majorites,  le  hasard  fut  notre  maitre.  —  Cette  assemblee  passa  ses  annees  a  rever 
de  la  monarchie  tout  en  realisant  la  republique.     Hanotaux  III  322. 

2)  Le  president  de  la  republique  communique  avec  l'assemblee  par  des  messages 
qui,  a  l'exception  de  ceux  par  lesquels  s'ouvrent  les  sessions,  sont  lus  ä  la  tribune  par 
un  ministre.  Gesetz  vom  13.  März  1873  Art.  I.  Vgl.  Gesetz  vom  16.  Juli  I875  Art.  6. 
Le  president  de  la  republique  n'est  responsable  que  dans  le  cas  de  haute  trahison,  Ge- 
setz vom  25.  Februar  1875  Art.  °- 
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Staatsmänner  werden  nicht  zu  Präsidenten  gewählt1)  Aber  aus  ver- 
schiedenen Gründen !  In  Amerika  fällt  es  schwer,  einen  hervorragenden 
Mann  bei  der  Wahl  durchzubringen,  vielleicht  weil  er  sich  viele  Feinde 
gemacht  hat,  weil  man  Kandidaten  aus  solchen  Staaten  vorzieht,  die 
viele  Stimmen  aufbringen  können  und  er  nicht  notwendigerweise  aus 
ihnen  stammt,  weil  man  Männer  aufstellen  muß,  für  die  sich  die  Massen 
begeistern  können.  Die  Wahl  eines  bedeutenden  Mannes  verträgt  sich 
durchaus  mit  der  Verfassung  und  würde  dem  Gemeinwesen  zum  Nutzen 
gereichen,  denn  sie  ruht  ja  doch  auf  dem  Prinzip  der  Gewaltenteilung. 
In  Frankreich  ist  es  anders.  Die  Franzosen  wünschten  die  parlamen- 
tarische Regierung  einzuführen,  welche  die  Gewaltenvereinigung  im 
verantwortlichen  Ministerium  bedeutet.2)  Die  Spitze  des  Ministeriums, 
der  Ministerpräsident,  wäre  in  fortwährende  Konflikte  mit  dem  Präsi- 
denten verwickelt  worden,  wenn  er  dessen  Befugnisse  nicht  geschmälert 
hätte;  denn  es  kann  nicht  zwei  Herren  an  der  Spitze  eines  Staates 
geben.  Aber  auch  die  Erinnerung  an  die  Taten  des  nach  amerikanischem 
Vorbilde  gewählten  Präsidenten  Napoleon  Bonaparte  hat  mitgewirkt. 
So  ist  die  Verfassung  von  1875  in  wesentlichen  Stücken  das  gerade 
Gegenteil  derjenigen  von  1848:  1875  zwei  Kammern  und  ein  einfluß- 
loser Präsident,   1848  eine  Kammer  und  ein  starker  Präsident. 

Die  Rückkehr  zu  der  parlamentarischen  Regierung  der  ersten 
Hälfte  des  Jahrhunderts  mußte  die  politische  Korruption  des  Julikönig- 
tums in  gesteigertem  Maße  wieder  erwecken,  weil  das  allgemeine 
Stimmrecht  inzwischen  eingeführt  worden  war  und  die  orleanistischen 
Methoden  um  die  zeitgemäß  fortgebildete  offizielle  Kandidatur  der 
napoleonischen  Zeit  bereichert  wurden.  Daher  ist  die  Deputierten- 
kammer ein  großer  Markt  für  die  Berufspolitiker  geworden.  Es  wird 
im  dritten  Buche  genauer  darzustellen  sein. 

Es  hatte  nicht  an  Bestrebungen  gefehlt,  das  allgemeine  Stimmrecht 
einzuschränken,  aber  sie  waren  mißlungen ;  man  suchte  Ersatz  in  der 
Schöpfung  eines  Senates.3)  Die  Senatoren,  welche  wenigstens  40  Jahre 
alt  sein  müssen,  sollen  von  einem  besonders  zusammengesetzten  Wähler- 
kollegium  gewählt  werden;  es  besteht  aus  den  Generalräten,  Arron- 
dissementsräten,  je  einem  Abgeordneten  jedes  Gemeinderates  und  den 
Deputierten  des  Departements.  Gambetta  nannte  ihn  bekanntlich  den 
großen   Rat  der   französischen  Gemeinden.     Die  Senatoren  werden  auf 


')  Vgl.  das  Kapitel  mit  der  Überschrift :  Why  great  men  are  not  chosen  presidents. 
Bryce  I  S.  78  f. 

2)  Les  ministres  sont  solidairement  responsables  devant  les  chambres  de  la  politique 
generale  du  gouvernement,  et  individuellement  de  leurs  actes  personnels.  Gesetz  vom 
25.  Februar   1875  Art.  6. 

3)  Ausführliche  Darstellung  bei  Hanotaux  III  327  f.  Vgl.  auch  Paul  Ribot,  Du 
Suffrage  Universel,  chap.  6.   1874. 
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9  Jahre  gewählt;  alle  drei  Jahre  scheidet  ein  drittel  ans.  Der  Senat 
ist  StMtftgeril  btshof,  hat  dieselben  legislativen  Befugnisse  wie  das  Ab- 
geordnetenhaus, mit  seiner  Zustimmung  darf  der  Präsident  die  Kammer 
auflösen.  Dessen  Zustimmung  wurde  gefordert,  weil  die  Kammer* 
mehrheit  das  Auflösungsrecht  für  ein  monarchisches  Privileg  hielt.  Das 
Gesetz  vom  24.  Februar  1875  enthielt  die  Bestimmung,  das  75  der 
300  Senatoren  auf  Lebenszeit  von  der  Kammer  gewählt  werden  sollten, 
obwohl  sie  bedeutende  Männer  dem  Senate  zugeführt  hatte,  wurde  sie 
durch  das  Gesetz  vom  9.  Dezember  1884  aufgehoben,  weil  sie  im 
Widerspruch  mit  dem  Geiste  der  Demokratie  stehe.  Der  Senat  hatte 
bei  verschiedenen  Gelegenheiten  ein  unbequemes  Maß  von  Selbständig- 
keit bewiesen.  Von  ihm  waren  abgelehnt  worden:  im  Jahre  1876  die 
Vorlage,  nach  der  in  Zukunft  nur  der  Staat  akademische  Grade  ver- 
leihen dürfe  und  im  Jahre  1880  derjenige  Teil  der  Ferryschen  Gesetz- 
entwürfe, welcher  den  vom  Staate  nicht  anerkannten  Kongregationen 
verbot,  Schulen  zu  leiten,  oder  an  ihnen  zu  unterrichten ;  im  Jahre 
1877  hatte  er  es  Mac  Mahon  ermöglicht,  die  Kammer  aufzulösen,  im 
Jahre  1881  das  Gambettasche  Projekt  der  Listenwahl  zu  Fall  gebracht 
und  im  Jahre  1883  die  Vorlage  über  die  Absetzbarkeit  der  Richter 
wesentlich  abgeschwächt.  Von  da  an  war  die  Reform  des  Senates  bei 
jenem  Staatsmanne  und  seinen  Freunden  beschlossen  Nach  dem  Tode 
der  75  Senatoren  wird  nur  eine  Klasse  bestehen;  es  fand  eine  Neuverteilung 
der  Sitze  über  die  Departements  nach  der  Bevölkerungszahl  statt.  Da 
er  nach  der  Reform  ein,  wenn  auch  nur  indirekt,  Erkorener  des  all- 
gemeinen Stimmrechts  geworden  ist,  wird  es  für  wenig  wahrscheinlich 
gehalten,  daß  er  noch  einmal  die  frühere  Selbständigkeit,  z.  B.  durch 
seine  Zustimmung  zu  einer  Kammerauflösung,  beweisen  werde,  obwohl  er 
doch  im  Jahre  1889  Boulanger  und  im  Jahre  1896  das  Ministerium 
Bourgeois  gestürzt  hat.1) 

Im  Jahre  1884  wurde  auch  die  Zusammensetzung  des  Senates  ver- 
ändert; das  erwähnte  Gesetz  nahm  eine  Verschiebung  der  das  Wahl- 
kollegium bildenden  Elemente  vor,  da  es  die  Zahl  der  Abgeordneten 
der  Gemeinderäte  im  Verhältnis  zur  Größe  der  Gemeinden  vermehrte. 
Diese  wahrhaft  demokratische  Maßregel  verstärkte  den  Einfluß  der 
Landstädte  auf  die  Wahl  der  Senatoren  und  schwächte  denjenigen  der 
Landgemeinden,  in  denen,  wenigstens  im  Westen,  aristokratische  Er- 
innerungen noch  nicht  ganz  erloschen  waren. 2)  Immerhin  ist  der  Senat 
ein   den    politischen   Einfluß    der   Gebiete    mit    starker   Bevölkerungs- 


1)  Selbständigkeit  zeigt  auch  jetzt  der  Senat  wieder,  da  er  die  vom  Abgeordneten- 
haus beschlossene  Einkommensteuervorlage  noch  nicht  genehmigt  hat.  Die  radikale  Partei 
droht  ihn  zu  beseitigen. 

2)  Über  die  französische  Aristokratie  vergleiche  Bodley,  France,  S.  539 f.;  es  ist 
einer  der  besten  Teile  des  Werkes. 
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dichtigkeit  abschwächende  Einrichtung  geblieben,  welche  man  insofern 
als  aristokratisch  bezeichnen  darf,  als  er  überwiegend  von  Männern  im 
Ehrenamte  gewählt  wird. 

Das  Parlament  hatte  den  Vorschlag  des  Duc  de  Broglie  nicht  aus- 
führen können ;  den  Grundsätzen  der  Demokratie  hätte  es  widersprochen, 
bevorzugte  Schichten  zu  bezeichnen,  aus  denen  die  Senatoren  gewählt 
werden  müßten;  aber  die  enge  Verbindung  von  Senat  und  Selbstver- 
waltungskörpern erscheint  wie  ein  Widerhall  seiner  und  der  Vorschläge 
Prevost-Paradols.  In  den  Versammlungen,  welche  die  Senatoren  wählen, 
wirken  als  Wahlmacher  die  Deputierten  und  die  Mitglieder  der  General- 
räte, in  welchen  die  lokalen  Größen  der  liberalen  Berufe  sehr  stark 
vertreten  sind.  Mit  ihnen  unterhält  die  Bevölkerung  rege  geschäftliche 
Beziehungen.  So  sind  geschätzte  Ärzte,  Advokaten,  Zeitungsherausgeber, 
Notare  des  platten  Landes  und  der  kleinen  Städte  die  Kandidaten,  auf 
die  sich  am  ersten  eine  große  Zahl  von  Stimmen  vereinigen  läßt; 
jeder  weiß  es,  der  dort  gelebt  und  die  Vorstellungen  der  großen  Masse 
kennen  gelernt  hat.  Plattes,  von  Kleinbauern  bewohntes  Land  und 
kleine  Städte  mit  einer  Fülle  von  kleinen  Unternehmungen  sind  das 
wichtigste  Milieu  des  allgemeinen  Stimmrechtes  in  Frankreich,  wo  im 
Jahre  1901  die  Landbevölkerung  etwa  23  Millionen,  die  Stadtbevölkerung 
aber  nur  16  Millionen  betrug  und  wo  etwa  27  von  39  Millionen  in 
Orten  mit  einer  Bevölkerung  von  5000  und  weniger  Menschen  lebten. 
Es  ist  unvermeidlich,  daß  die  beliebten  Angehörigen  der  vorher  er- 
wähnten Berufe  in  den  Generalrat  gelangen  und  aus  dem  Generalrate 
in  den  Senat ;  zur  Erklärung  dieser  Erscheinung  braucht  man  nicht  den 
demokratischen  Neid  und  die  demokratische  Abneigung  gegen  hervor- 
ragendes Verdienst  und  ungewöhnliche  Talente  heranzuziehen.  Außer 
den  Generalräten  werden  nicht  selten  Deputierte,  wenn  sie  der  Kammer 
müde  geworden  sind,  zu  Senatoren  gewählt.  Für  einen  alten  Mann 
ist  es  zu  anstrengend  und  aufreibend,  sich  jedes  vierte  Jahr  wieder  in 
den  Wahlkampf  stürzen  zu  müssen;  der  Senator  hat  eine  ununter- 
brochene neunjährige  Friedensperiode  vor  sich,  und  das  Wählerkollegium 
besteht,  verglichen  mit  denjenigen  der  Deputierten,  aus  einer  geringen 
Zahl  von  Männern,  von  denen  wenigstens  die  Delegierten  der  Gemeinden 
von  dem  Präfekten  zugunsten  des  Kandidaten  beeinflußt  werden 
können.  Es  geschieht,  wenn  er  der  herrschenden  Partei  angehört. 
Aber  die  alten  Herren,  die  ihr  ganzes  Leben  in  unpolitischen  Berufs- 
geschäften zugebracht  haben,  sind,  wenn  sie  als  Sechziger  nach  Paris 
verpflanzt  werden,  für  die  Aufgabe,  die  ihrer  wartet,  oft  nicht  genügend 
vorbereitet.  Ein  Gegengewicht  bilden  jene  erfahrenen  Politiker,  welche 
aus  der  zweiten  Kammer  in  die  erste  übergetreten  sind,  und  politisch 
bedeutende  Männer,  welche  auf  einen  Sitz  in  der  Deputiertenkammer 
verzichteten,  um  sich  gleich  in  den  Senat  wählen  zu  lassen. 
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Weshalb  ist  der  Schritt  des  französischen  Parlamentarismus  so  un- 
sicher?    Weshalb  leistet  er  so  wenig? 

Das  Iranzösische  Parlament  hat  eine  der  parlamentarischen  Re- 
gierung widersprechende  Einrichtung  übernommen.  Seine  Mitglieder 
wurden  bis  vor  kurzem  ohne  Rücksicht  auf  Parteiangehörigkeit  Büros 
zugewiesen;  in  der  Kammer  waren  es  elf,  im  Senate  neun.  Die  Büros 
wählten  aus  ihrem  Bestände  Mitglieder  in  die  Ausschüsse,  welche  alle 
dem  Parlamente  zu  unterbreitenden  Gesetzentwürfe  vorbereiten.  In 
diesen  Komitees  sind  folglich  Anhänger  und  Gegner  des  Ministeriums 
vereinigt.  Sie  sind  in  ihrer  (geheimen)  Tätigkeit  vom  Ministerium  un- 
abhängig, der  Minister  hat  nur  Zutritt,  wenn  er  Erklärungen  abzugeben 
wünscht  Der  größte  und  wichtigste  Teil  der  Arbeit  geschieht  in  ihnen, 
die  Debatten  im  Plenum  treten  an  Bedeutung  hinter  sie  zurück.  Die 
hervorstechendste  Person  des  Ausschusses  ist  der  Berichterstatter,  auf 
dessen  Schultern  der  größte  Teil  der  Arbeit,  bisweilen  die  ganze,  ruht. 
Berichterstatter  zu  werden  ist  der  Ehrgeiz  des  Anfängers;  wer  sich  in 
dieser  Tätigkeit  durch  Kenntnisse  und  Geist  auszeichnet,  ist  auf  dem 
Wege,  welcher  in  die  Ministerhotels  führt.  Sein  Interesse  ist  es,  den 
Minister  auszustechen ;  anstatt  sich  ihm  unterzuordnen,  wird  er  sein 
Nebenbuhler;  oft  schlägt  er  Maßregeln  vor,  welche  der  Minister  be- 
kämpfen muß.  Alle  Berichterstatter  überragt  der  Generalberichterstatter 
über  das  Budget.  Der  von  dem  Finanzminister  vorgelegte  Voranschlag 
wird  fast  regelmäßig  im  Komitee  gründlich  verändert,  neue  Stellen  und 
Ausgaben,  welche  der  Partei  des  Berichterstatters  nützen,  werden  ge- 
fordert, andere,  welche  der  Gegenpartei  nützen,  gestrichen,  während 
dem  englischen  Parlamente  nur  die  Verminderung  der  vorgeschlagenen 
Ausgaben  gestattet  ist.  Grundstürzende  Entscheidungen  können  durch 
Annahme  oder  Verwerfung  von  Ausgaben  getroffen  werden.  Der  der 
englischen  Praxis  wohlbekannte  Unterschied  zwischen  unstarrem  und 
starrem  Budget,  welches  nicht  der  Beratung  unterliegt,  ist  in  Frankreich 
nicht  angenommen  worden.  Daher  besteht  in  diesem  Lande  eine 
parlamentarische  Regierung  im  strengen  Sinne  nicht,  denn  das  Mini- 
sterium hält  die  Zügel  nicht  fest  in  den  Händen.  Seit  dem  Jahre  19 10 
ist  insofern  eine  Änderung  eingetreten,  als  die  Gruppen  des  Parlamentes 
nach  ihrer  Stärke  Mitglieder  in  die  Ausschüsse  entsenden.  Hierdurch 
wird  wenigstens  der  Mißstand  beseitigt,  daß  das  Schicksal  der  Vorlagen 
von  der  zufälligen  Zusammensetzung  der  Komitees  abhängig  ist 

Eine  andere  Ursache  der  Schwäche  des  französischen  Parlamentarismus 
sind  die  Interpellationen.  Während  in  England  an  den  Minister  Fragen 
gestellt  werden  dürfen,  deren  Beantwortung  er  aus  Zweckmäßigkeits- 
gründen ablehnen  kann,  welche  selten  in  Debatten  ausarten  und  mit 
Abstimmungen  schließen,  deren  unglücklicher  Ausgang  das  Ministerium 
stürzen  kann,  führen  hier  die  häufigen,  fast  täglichen  Interpellationen  zu 


120        Erstes  Buch.     Die  geschichtliche  Entwicklung  der  modernen  Demokratie. 

Debatten  und  Abstimmungen,  welche  selbst  anscheinend  fest  funda- 
mentierten  Ministerien  Verderben  bringen.  Denn  die  Ergebnisse  lassen 
sich  schwer  voraussehen,  weil  die  französischen  Ministerien  gewöhnlich 
nicht  über  eine  feste  Mehrheit  verfügen,  während  in  England  die  tyran- 
nische Herrschaft  des  Caucus  die  Abgeordneten  in  seelenlose  Stimm- 
mechanismen verwandelt  und  die  Führer  weit  über  sie  erhoben  hat. x) 
Die  französischen  Ministerien  sind  aus  verwandten  Gruppen  gebildete 
Koalitionsministerien,  welche  leicht  in  ihre  Bestandteile  zerfallen.  Die 
Mitglieder  der  Gruppen  sind  unberechenbar,  weil  eine  strenge  Partei- 
zusammengehörigkeit, Parteitreue  und  Parteidisziplin  dem  französischen 
Charakter  widerspricht.  Die  tägliche  Sorge  der  Ministerien  besteht 
daher  darin,  sich  eine  Schar  von  Getreuen  durch  materielle  Vorteile 
zu  sichern,  die  direkt  den  Wahlkreisfreunden  und  indirekt  dem  De- 
putierten zum  Segen  gereichen.  Hierdurch  wird  er  der  Tyrann  seines 
Wahlkreises,  vor  dessen  Befehlen  sich  alles  beugt,  vom  Unterpräfekten 
abwärts  bis  zum  Straßenaufseher. 

Wie  seltsam ,  daß  die  politischen  Zustände  Frankreichs  trotz 
prinzipieller  Übereinstimmung  in  der  Verfassung  so  verschieden  von 
denjenigen  Englands  sind, 2)  während  sie  sich  in  wesentlichen  Punkten 
den  nordamerikanischen  nähern  trotz  tiefen  Verschiedenheiten  der  Ver- 
fassung !  Es  überrascht  zunächst,  ist  aber  leicht  zu  erklären.  Verfassungen 
sind  politische  Reflexe  nationaler  Eigenschaften,  nationalgesellschaft- 
Hcher  Strukturen  und  der  bei  dem  Erlaß  der  Verfassungen  herrschenden 
politischen  Ideen.  Diese  Faktoren  in  ein  fremdes  Land  zu  übertragen, 
ist  unmöglich,  daher  muß  die  Verpflanzung  fremder  Verfassungen 
regelmäßig  mißraten,  wenn  in  dem  Lande  nicht  ähnliche  Zustände  und 
nationale  Eigenschaften  den  günstigen  Boden  für  ihre  Aufnahme  dar- 
stellen. Weshalb  aber  nun  die  Übereinstimmung  mit  Amerika?  Wes- 
halb die  unterirdische  Tätigkeit  der  Kommissionen,  die  zweite  Garnitur 
von  Ministern,  die  Beutepolitik,  abgesehen  von  den  ähnlichen  Schicke 
salen  der  Präsidentenwürde?  In  allen  heutigen  Parlamenten,  selbst  in 
dem  preußischen,  8)  ist  die  Tendenz  zur  Verlegung  der  Hauptarbeit  in 
die  Kommissionen  zu  beobachten.  Die  Debatten  im  Plenum  werden 
Vorstellungen  mit  verteilten,  wohleingelernten  Rollen.  In  der  zweiten 
Garnitur  kommen  gallische  Eitelkeit  und  gallischer  Ehrgeiz  zum  Vor- 
schein; jeder  möchte  einmal,  nicht  Minister  sein,  was  unbequem  und 
dornenvoll  ist,  sondern,  wie  Faguet  boshaft  bemerkt,  Minister  gewesen 


*)  Ostrogorski  I  609. 

2)  Lowell  A.  L.,  Government  and  Parties  in  Continental  Europe,  1896,  I  107  f., 
Bodley  a.  a.  O.  S.  435  f. 

s)  A.  Lotz,  Mitglied  des  preußischen  Abgeordnetenhauses,  macht  für  den  Absentis- 
mus der  Abgeordneten  verantwortlich  die  wachsende  „Ausdehnung  der  Kommissions- 
beratungen, die    nicht    mehr    sowohl  Plenarberatungen  vorbereiten,   als  sie  vielmehr  viel- 
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sein.  ')      1  >i<    BeutepolitUc  aber  ist   die  naturli.  hc  J  olge  der  Unsicherheit  *) 

demokratiBcher    Regierungen.1)     Sie    müssen   durch    Geschenke    ihre 
ichwankende   Existenz   zu   stutzen   lachen.    In  Frankreich   wird   d 
Praxii  erleichtert  durch   die  dürftige  Selbstverwaltung  und  das  fehler- 
hafte  In  amtenrecht.     Allein  dies  können  wir  jetzt  noch  nicht  genügend 
erklären. 


Zehnter  Abschnitt. 

Die  Entwicklung  der  Ideen  der  sozialen  Demokratie 

in  Frankreich. 

Unter  der  politischen  Demokratie  verstehen  wir  eine  so  geartete 
Staatsform,  daß  verfassungsmäßig  die  Gesamtheit  der  politisch  gleich- 
berechtigten Bürger  die  Inhaberin  aller  staatlichen  Macht  ist,  unter  der 
sozialen  einen  gesellschaftlichen  Zustand  der  Standesgleichheit  und 
großer,  wenn  auch  nicht  völliger,  Gleichheit  des  Produktiv-  und  Genuß- 
vermögens, welcher  der  politischen  Demokratie  unter  Aufrechterhaltung 
der  bestehenden  Wirtschaftsordnung  Dauer  verspricht.  Sozialer  Demo- 
kratismus soll  das  Streben  nach  diesem  Zustande  bedeuten. 

Es  erfordert  nur  eine  kurze  Erklärung,  weshalb  die  Demokratie 
an  sich  keinen  sozialen  Gehalt  hat.  „Die  Demokratie  ist  gleichsam 
ein  leerer  Raum,  indem  die  mannigfachsten  politischen  Bestrebungen 
sich  entfalten  können,  vorausgesetzt,  daß  ihre  Träger  in  der  Mehrheit 
sind." 4)  Eine  Demokratie,  in  welcher  die  Städte  die  Mehrheit  haben, 
wird  ein  anderes  Kulturbild  bieten,  als  eine  Bauerndemokratie,  und 
eine  Bauerndemokratie  ein  anderes,  als  eine  Arbeiterdemokratie.  Man 
kann  aus  der  Kultur  eines  demokratischen  Staates  einen  richtigeren 
Schluß  auf  die  Ideen  und  den  Charakter  eines  Volkes  ziehen,  als  aus 
der  Kultur  einer  Nation,  die  unter  einer  Monarchie  lebt.  Die  Monar- 
chie hat  aus  der  Bierstadt  München  eine  Kunststadt  gemacht  und  der 
aufgeklärte  Absolutismus  Preußen   trotz   dem    konservativen    Charakter 


fach  geradezu  ersetzen,  so  'daß  die  Plenarbesprechungen  nicht  selten  eine  Rekapi- 
tulation jener  und  eine  Art  Schaustück  für  die  Öffentlichkeit  sind."  „Der  Tag"  vom 
19.  August  191 1. 

x)  Problemes  politiques  du  temps  present.     2.  A.,   1901,  S.  19. 

2)  Häufig  ist  bemerkt  worden,  daß  die  Ministerien  stürzen,  aber  dieselben  Männer 
immer  wieder  aus  den  politischen  Wochen  hervorgehen.  Es  gibt  eine  Klasse  von  „mini- 
strables"  mit  denen  sich  die  französische  Publizistik  gerne  beschäftigt. 

3)  Wir  werden  noch  sehen ,  daß  die  Schweiz  von  dieser  Unbeständigkeit 
wenig  weiß. 

*)  Aus  einem  Aufsatze  des  Verfassers,  „Liberalismus  und  Demokratie"  Zeitschrift 
„Hamburg",   1907. 
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seiner  Bevölkerung  zu  einem  der  fortgeschrittensten  europäischen  Groß- 
staaten erhoben. 

Wenn  in  einer  Demokratie  die  sozialen  Ziele  mit  größerer  Leb- 
haftigkeit erstrebt  werden,  als  die  politischen,  dann  darf  man  über- 
zeugt sein,  einer  Bevölkerung  gegenüberzustehen,  in  der  je  nachdem 
das  Bewußtsein  großer  Bedürftigkeit  erwacht  ist,  oder  Eitelkeit,  Hab- 
sucht, Genußsucht  stark  entwickelt  sind.  Gute  Kenner  der  französi- 
schen Volksseele  behaupten,  daß  der  Franzose  keineswegs  die  Gleich- 
heit liebe,  aber  fordere,  daß  niemand  mehr  sei,  noch  mehr  genieße 
als  er  selber:  Die  Gleichheit  nach  oben,  nicht  nach  unten!  Die  Revo- 
lution von  1789  war  in  erster  Linie  eine  soziale  Revolution;  unter  den 
Jakobinern  wurde  in  Frankreich  der  weitestgehende  Kommunismus 
geübt;  vor  dem  Jahre  1848  breiten  sich  sozialistische  Schulen  aus, 
von  denen  einige  die  Hilfe  des  Staates  zur  Besserung  der  Lage  des 
Arbeiters  anrufen;  die  Revolution  des  Jahres  1848  ist  fast  ebensosehr 
wie  diejenige  von  1789  eine  soziale  Revolution. *)  Daneben  halte  man 
das  geringe  Interesse  an  der  Selbstverwaltung  und  der  Volksgesetz- 
gebung! Es  sei  aber  auch  noch  daran  erinnert,  daß  der  Marxismus 
zur  Hälfte,  Blanquismus  und  St.  Simonistische  Geschichtsphilosophie, 
aus  Frankreich  stammt,  und  daß  er  den  Sozialismus  in  eine  feste  Be- 
ziehung zur  revolutionären  politischen  Demokratie  bringt. 

Mit  dem  Worte  soziale  Demokratie  soll  also,  wir  wiederholen  es, 
ein  gesellschaftlicher  Zustand  bezeichnet  werden,  in  dem  die  Tendenz 
zur  Standesgleichheit  und  Ausgleichung  der  Vermögensunterschiede, 
ohne  jedoch  die  Grundlagen  der  heutigen  Erwerbsordnung  anzugreifen, 
hervortritt;  zum  Unterschiede  von  der  Sozialdemokratie,  welche  eine 
neue  Erwerbs-  und  Gesellschaftsordnung  schaffen  will. 

Daß  die  Heimat  der  Sozialdemokratie  Frankreich  ist,  daran  ist 
nicht  zu  zweifeln.  Man  darf  aber  behaupten,  daß  auch  die  soziale 
Demokratie  dort  stärker  als  anderswo  verfochten,  mindestens  ihr  Wesen 
klarer  erkannt  wurde.  Montesquieu  sagt :  „Dans  la  democratie  l'egalite 
reelle  est  Tarne  de  l'Etat."  Er  betrachtet  bekanntlich  die  „vertu"  als 
das  Prinzip  der  Demokratie.  Sie  sei  weder  eine  moralische  noch  eine 
christliche,  sondern  eine  politische  Tugend:  die  Liebe  zum  Vaterlande; 
darunter  versteht  er  die  Liebe  zur  Gleichheit  und  zur  Schlichtheit  der 


l)  Daher  die  boshafte  Kritik  des  politischen  Revolutionärs  Mazzini.  an  den  franzö- 
sischen Sozialisten.  Sie  hätten  „materialise  le  probleme  du  monde;  ils  ont  subsütue  au 
progres  de  l'humanite  le  progres  .  .  .  de  la  cuisine  de  l'humanite".  Zitiert  bei  Andre 
Albrespy,  Morale  et  Democraüe,   1883. 

Im  Jahre  1889  schrieb  Hilty  in  seinem  Jahrbuch :  „Dieses  Vorwiegen  des  politischen 
vor  dem  sozialen,  das  den  gesunden  Staat  vor  dem  kränkelnden  kennzeichnet,  war  der 
rettende  Gedanke,  welcher  die  Eidgenossenschaft  in  allen  ihren  Krisen  erhalten  hat." 
Ob  er  sie  heute  noch  schreiben  würde3 
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Lebensführung  (frugalit6);  sie  gedeihe  an  besten,  wo  die  Vermögen 
nicht  nur  gleich,   tondern  auch  klein  seien.    Alle  müßten  in  der  Demo 

kratit-  da:  rll>e  Gluck  •;>  inci.icii  und  dieselben  Vorteile  haben;  man 
könne  m<-  aber  nur  von  der  realen  Gleichheil  erwarten.  Nur  darin 
dürfe  dir  l  Ingh-irhlu'it  brsti-hrn,  daß  man  dein  Staate  r  iehr  Dienste 
leiste,  als  andere  Bürger.  l>ic  Gleichheit  der  Vermögenslage  bewirke 
es,  dal.)  Mäßigkeit  herrsche  und  es  keinen  Luxus  gebe,  und  je  schlechter 
der  Luxus  fortkomme,  um  so  vollkommener  sei  die  Republik.  Der 
Erziehung  stellt  er  die  Aufgabe,  diese  Tugenden  in  den  Seelen  zu  ent- 
wickeln; die  beste  Erziehung  aber  bilde  das  Bestehen  der  Gleichheit, 
die  immer  nur  vom  Staate  künstlich  geschaffen  werden  könne.  Viele 
Beispiele  weiser  Gesetzgebung  dieser  Art  bietet  ihm  das  klassische 
Altertum.  Die  Erziehung  müsse  auch  Gefühle  der  Unterordnung  und 
Ehrfurcht  aller  Bürger  vor  den  Beamten,  der  Jugend  vor  dem  Alter, 
der  Kinder  vor  den  Eltern,  der  Gatten  voreinander  wecken ;  ein  Areopag, 
ein  Senat,  ein  Zensoramt  scheinen  ihm  zu  diesem  Zwecke  erforderlich. 
Folgerichtig  ist  seine  Behauptung,  daß  die  Republik  durch  die  Ver- 
letzung des  Prinzips  der  Gleichheit  zugrunde  gehen  müsse.  Es  gibt 
nun  zwei  Arten,  die  Gleichheit  zu  verletzen.  Entweder  das  Volk  ver- 
liert den  Geschmack  an  der  Gleichheit  mit  der  Differenzierung  der 
Bürger  in  Reiche  und  Arme,  welche  Luxus  und  Korruption,  Furcht 
und  Bedrohung  wachsen  lassen,  oder  es  treibt  sie  aufs  äußerste:  die 
Freude  an  der  sittlichen  Ungebundenheit  zerstört  das  sittliche  Funda- 
ment des  Staates.  Das  Volk  will  alles  selbst  tun.  Man  achtet  weder 
die  Beamten  noch  die  Senatoren,  noch  die  Richter,  noch  die  Eltern, 
und  dem  Herrn  verweigern  die  Knechte  den  Gehorsam.  In  beiden 
Fällen  löst  sich  die  Demokratie  auf,  entweder  um  einer  Aristokratie 
oder  der  Herrschaft  eines  einzelnen  Platz  zu  machen. 

Rousseaus  bedeutungsvolle  Ausführungen  wiederzugeben,  würde 
nach  der  ausführlichen  Inhaltsangabe  des  „Contrat  Social"  ermüden. 
Erinnert  sei  erstens  an  das  beschränkte  Eigentumsrecht  und  die  Unter- 
werfung der  Bürger  unter  die  Staatsreligion,  zweitens  an  die  materiellen 
und  sittlichen  Voraussetzungen  des  Bestehens  der  Demokratie.  Da- 
gegen müssen  die  zwei  im  „Discours"  bezüglich  im  „Contrat  Social"  von 
ihm  aufgestellten  Grundsätze  der  Sozialpolitik,  die  auch  in  der  Zukunft 
aufmerksame  Beachtung  verdienen,  angeführt  werden:  1.  daß  die  gesell- 
schaftliche Ungleichheit  niemals  größer  sein  dürfe,  als  die  natürliche, 
welche  deren  Ursache  sei,  2.  daß  die  gesellschaftliche  Ungleichheit 
nicht  zur  Vergewaltigung  oder  zum  sittlichen  Verderben  des  Armen 
führen  dürfe. 

Als  Nachfolger  Montesquieus  und  Rousseaus  traten  unter  dem 
zweiten  Kaiserreiche  Vacherot  und  Barni,  ehemalige  von  Napoleon  III. 
ihres  Amtes  entsetzte  Professoren,  auf.     Aber  von  Rousseau,  auch  von 
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Montesquieu  scheidet  sie  ein  Jahrhundert  politischer  Entwicklung.  Sie 
haben  die  liberale  Weltanschauung  in  sich  aufgenommen,  weshalb  wir 
in  ihren  Werken  den  rohen,  dem  Altertum  entstammenden  Plänen,  die 
soziale  Gleichheit  herzustellen,  nicht  begegnen. 

In  seinem  1860  erschienenen  Werke  „La  Democratie"  untersucht 
Vacherot  „nach  geometrischer  Methode",  was  das  Wesen  der  Demo- 
kratie ausmache.  Einige  meinten,  sie  herrsche  schon  dort,  wo  die 
Aristokratie  und  die  feudalen  Einrichtungen  abgeschafft  seien.  Dieser 
Wortsinn  habe  dem  Comte  de  Serre  vorgeschwebt,  als  er  unter  der 
Restauration,  nachdem  die  Revolution  die  rechtliche  Gleichheit  ver- 
wirklicht hatte,  ausrief:  Der  Strom  der  Demokratie  ist  voll  zum  über- 
laufen. Andere  sähen  das  „letzte  Wort"  im  allgemeinen  Stimmrechte, 
„welches  auch  immer  die  sittlichen,  gesellschaftlichen  und  wirtschaft- 
lichen Lebensbedingungen  des  Volkes  seien  und  ohne  zu  beachten, 
daß  die  Unwissenheit,  der  Aberglaube,  die  Unsittlichkeit,  das  Elend, 
die  Ausübung  des  Rechtes  wertlos  oder  gefährlich  machen  können". 
Ihm  genügt  weder  die  eine,  noch  die  andere  Auffassung.  Demokratie 
sei  Gleichheit  in  der  Freiheit,  Gleichheit  aber  bedeute  Unabhängigkeit 
vom  Willen  eines  anderen;  sie  lasse  sich  nur  erreichen  durch  Ver- 
allgemeinerung des  Eigentums,  die  Schaffung  neuer,  die  Unabhängig- 
keit verbürgernder  Einrichtungen  und  durch  die  Erziehung.  Keine 
Religion  sei  mit  dem  Ideal  der  Demokratie  verträglich;  auch  der  er- 
wachsene Mensch,  insbesondere  das  Weib,  bleibe  stets  unter  der  Vor- 
mundschaft der  Priester;  nur  dem  Protestantismus  macht  er  einige 
Zugeständnisse.  Eine  höhere  sowohl  allgemeine  wie  berufliche  Er- 
ziehung des  ganzen  Volkes  müsse  den  Blick  des  einzelnen  erweitern, 
die  Menschen  innerlich  annähern,  die  Rangunterschiede  niederreißen, 
das  Weib  geistig  befreien,  ohne  jedoch  das  Gefüge  der  Gesellschaft  zu 
lockern.  Dies  das  Bild  der  sozialen  Demokratie;  die  politische  sei 
die  Herrschaft  des  Gemeinwillens  und  der  Gesetze. 

Mit  welchen  wirtschaftlichen  Mitteln  lassen  sich  nach  ihm  die  Ziele 
der  sozialen  Demokratie  erreichen?  Die  Arbeit  der  besonders  ab- 
hängigen Dienstboten  könne  nicht  abgeschafft  werden,  aber  die  Klasse 
verschwinden,  wenn  ein  Teil  ihrer  Verrichtungen  von  den  Hausgenossen 
und  ein  anderer  von  Lohnarbeitern  übernommen  würde;  er  empfiehlt 
das  Gesinde  möglichst  in  Lohnarbeiter  zu  verwandeln.  Auch  die  Be- 
amten seien  sehr  abhängig,  ihnen  müsse  die  Vergesellschaftung,  das 
Zusammenstehen  aller,  helfen.  Das  demokratische  Prinzip  fordere  weiter 
den  Ersatz  der  Pacht  durch  den  Selbstbetrieb  der  Eigentümer  und 
das  Miteigentum  der  Arbeiter  am  Kapital  der  gewerblichen  Unter- 
nehmung. 

Wenn  durch  solche  Einrichtungen  die  materielle  Unabhängigkeit 
eines  jeden  verbürgt  sei  und  eine  irreligiöse  Erziehung  ihn  sittlich  un- 
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abhängig  gemacht  habe,  dann  sei  die  Demokratie  auf  unzeratörbaren 

Grundlagen  errichtet.  So  sei  die  Demokratie  eine  politische  Gesell- 
•  h.ift,  in  der  die  Sklaverei  verabscheut  und  die  Arbeit  geehrt  werde, 
in  der  die  Klassen  durch  die  Verschiedenheit  von  Tätigkeiten  und  Ver- 
richtungen ersetzt  seien,  in  der  die  noch  bestehenden  Unterschiede  der 
Bildung,  des  Talentes,  der  sittlichen  Tüchtigkeit  und  des  Wohlstandes 
die  auf  der  Verallgemeinerung  der  Erziehung  und  des  Eigentums 
ruhende  sittliche  und  gesellschaftliche  Gleichheit  nicht  zu  ändern  ver- 
möchten. Die  Arbeit  sei  für  die  Demokratie  etwas  Heiliges;  was  ihr 
widerstrebe,  sei  jene  Mühsal,  welche  den  Menschen  zum  Sklaven  oder 
Lasttier  erniedrige.  Seine  Auffassung  macht  Vacherot  zum  Gegner  so- 
wohl des  Anarchismus  wie  des  Sozialismus.  Aber  dies  leicht  Ver- 
ständliche auszuführen,  versagen  wir  uns,  es  steht  in  keinem  Zusammen- 
hang mit  der  vorliegenden  Aufgabe.  Was  das  Bild  des  Schriftstellers 
vervollständigen  würde,  nämlich  die  Darstellung  seiner  politisch  demo- 
kratischen Forderungen  (Milizheere,  Ausdehnung  der  Geschworenen- 
gerichte u.  a.),  darauf  müssen  wir  ebenfalls  verzichten. 

Gibt  es  einen  Schriftsteller,  der  so  fadengerade  „nach  geometri- 
scher Methode"  die  aus  der  Idee  der  tatsächlichen  Gleichheit  sich  er- 
gebenden Folgerungen  gezogen,  der  so  völlig  das  Wesen  der  sozialen 
Demokratie  enthüllt  hat?  Er  gehörte  zu  jenen  Schwärmern,  die  unter 
dem  Kaiserreich  hofften,  daß  die  Demokratie  die  Herrschaft  der  Tu- 
gend J)  bringen  werde.  Aber  die  dritte  Republik  brachte  sie  nicht. 
Zurückgestoßen  von  den  Zuständen,  die  sie  geschaffen  hatte,  schrieb 
er  am  Ende  seines  Lebens,  32  Jahre  nach  dem  früheren,  ein  Werk 
„La  Democratie  Liberale"  in  dem  er  sich  zur  parlamentarischen  Mon- 
archie bekannte;  in  den  Jahren  1879  und  1880  hatte  er  in  der  „Revue 
des  Deux  Mondes"  die  neuen  Zustände  geschildert  und  die  neuen  Men- 
schen gegeißelt. 2) 

Barni3)  stellt  zwar  auch  eine  Betrachtung  über  das  Wesen  der 
Demokratie    an    und    findet   es   in  der  Gewährung  gleicher  Rechte  an 


*)  Vgl.  hierüber  Bodley  S.  516. 

*)  Als  Geistesverwandter  Vacherots  sei  Philibert  d'Ussel  erwähnt.  In  seinem 
Werke  „La  Democratie  et  ses  conditions  morales"  (1884)  betrachtet  er  als  soziale  Grund- 
lage der  Demokratie  die  Gleichheit,  als  sittliche  die  Gerechtigkeit  und  als  Ziel  sowohl 
die  möglichst  gerechte  Verteilung  der  Güter,  wie  die  Möglichkeit  für  jeden,  die  seinem 
Verdienste  entsprechende  Stellung  im  Leben  zu  erlangen.  Justice  dans  la  societte,  re- 
spect  du  merke  dans  les  individus ! 

In  demselben  Gedankenkreise  bewegt  sich  auch  Attilio  Brunülti,  La  Democrazia, 
Torino  1887. 

3)  Barni,  der  nach  Genf  berufen  wurde,  hielt  in  der  Vaterstadt  Rousseaus  1864 
Vorlesungen  über  „La  Morale  dans  la  Democratie",  die  1868  in  Druck  erschienen.  Mir 
lag  die  zweite  Auflage  von  1885  vor.  Mit  Barni  berührt  sich  Luigi  Barbera,  La  Morale 
nella  Democrazia,   1891  (eine  akademische  Rede). 
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alle  Bürger  und  der  den  ärmeren  Klassen  zustehenden  Stellung  in  der 
Gesellschaft,  aber  seine  Hauptaufgabe  sieht  er  in  der  Darlegung  der 
sittlichen  Bedingungen  einer  gesunden  Demokratie,  von  der  er  die 
Anarchie,  die  Tyrannei  der  Menge  (Demagogie),  den  Despotismus  der 
Zahl  unterscheidet.  Er  verwirft  die  Staatslehre  Rousseaus :  die  gänzliche 
Hingabe  des  Individuums  an  den  Staat,  die  Allmacht  des  Gesamtwillens, 
die  Mißachtung  der  persönlichen  Freiheit  durch  die  Verkündigung  einer 
Staatsreligion.  „Die  Demokratie  ist  nicht  die  Gleichheit  in  der  Knecht- 
schaft, sondern  die  Freiheit  in  der  Gleichheit." 

Die  wahre  Demokratie  gewähre  jedem  den  vollen  Gebrauch  aller 
seiner  Fähigkeiten.  Unleugbar  versittliche  sie  den  Menschen,  sie  ent- 
wickle das  Gefühl  der  eigenen  Würde  und  den  öffentlichen  Geist,  weil 
sie  einen  jeden  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  teilnehmen  lasse, 
aber  zur  Aufrechterhaltung  der  Demokratie  genüge  es  nicht. 
Es  müßten  besondere  Tugenden  gepflegt  werden:  die  Achtung  vor 
der  Freiheit  und  der  Gleichheit  der  Anderen,  die  sich  sowohl  in  der 
Abwesenheit  hochmütigen  Benehmens  gegen  Niedrigere,  wie  des  Neides 
gegen  die  Vorzüge  Höherstehender  (die  zum  Despotismus  führe),  und 
der  Ablehnung  von  Dekorationen  zeige;  weiter  die  Achtung  vor  dem 
Gesetze,  die  Vaterlandsliebe,  der  Mut  und  die  Mäßigkeit  (Luxus  und 
Sinnlichkeit  machten  die  Bürger  geneigt,  sich  dem  Despotismus  zu 
unterwerfen).  Er  tadelt  den  ungesunden  Ehrgeiz,  der  die  Tüchtigen 
dem  öffentlichen  Dienst  entfremde,  die  Stellenjägerei,  die  dem  Staate 
möglichst  viel  nehmen  und  wenig  geben  wolle  (das  Gegenteil  sei 
demokratische  Tugend),  den  Parteigeist,  der  das  öffentliche  Wohl  den 
Privatinteressen  und  gegenseitigem  Hasse  opfere.  Auch  Barni  findet 
sich  veranlaßt,  dem  Weibe  schwere  Vorwürfe  zu  machen;  sein  Charakter 
erschwere  die  Ausübung  demokratischer  Tugenden.  Seine  Feigheit, 
die  ihm  fehlende  hohe  Lebensauffassung,  seine  Neigung  zum  Luxus 
machten  es  zur  Beute  des  Despotismus ;  Achtung  vor  der  Gleichheit 
werde  selten  im  Weibe  angetroffen;  seine  ganze  Sinnesart  sei  aristo- 
kratisch: es  liebe  die  Auszeichnungen,  die  Vorrechte,  die  Titel,  die 
Dekorationen  ;  auch  besitze  es  seinen  schwach  entwickelten  Sinn  für 
Gesetzlichkeit.  — 

Diese  Inhaltsangabe  beweist,  daß  der  Kantianer  Barni,  der  stärker 
zum  Liberalismus  als  zum  Demokratismus  neigt,  dem  sozialen  Utili- 
tarismus  huldigt.  Aus  dem  Begriff  der  liberalen  Demokratie  folgert 
der  Verstand  bestimmte,  ihrer  Erhaltung  nützliche  Verhaltungsmaßregeln, 
deren  Übung  er  den  Bürgern  vorschreibt.  An  diesem  Punkte  setzt  die 
Kritik  des  vorher  genannten  Andre  Albrespy  ein,  welcher  in  seiner 
Schrift  betont,  die  Vernunft  sei  kein  starkes  Fundament  der  Sittlich: 
keit  und  die  Unterweisung  schütze  nicht  gegen  sittliche  Irrungen,  es 
gebe    keine    andere    ethische    Grundlage    für    die   Demokratie   als   das 
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Christentum:  Die  Brüderlichkeit  sei  eine  Luge  ohne  den  <  hristlichen 
Glauben,  die  Gleichheit  nur  zu  ertragen  für  Kinder  desselben  himmlischen 
Vaters  und  die  Freiheit  unzertrennlich  von  dem  Gehorsam  gegen  die 
gottlichen   Gesetze. 

„Soziale  1  Demokratie"  bedeutet  ein  psychologisches  Problem.  Aus- 
gehend von  der  Erörterung  des  Einflusses  von  Mangel  und  Überfluß 
an  Sachgütern  auf  die  politische  Gesinnung  der  Menschen  gelangen 
die  Philosophen  bald  zur  Untersuchung,  wie  das  Bestehen  der  Demo- 
kratie dem  menschlichen  Willen  Richtung  gibt.  Montesquieu  erkennt 
klar,  daß  das  Prinzip  der  Gleichheit  die  Grundlage  der  menschlichen 
Gesellschaft  unterwühlen  kann;  unterwühlen  kann  die  sittliche  Aner- 
kennung der  von  der  Natur  gesetzten  Ungleichheit  von  Erzeugern  und 
Erzeugten,  von  Mann  und  Weib,  von  Alter  und  Jugend,  von  führender 
Geistesmacht  und  der  Führung  bedürfender  Intelligenz-  und  Charakter- 
schwäche. Mangel  an  Achtung  vor  den  Erzeugern,  dem  Alter,  höheren 
Fähigkeiten;  der  Neid;  gewissenloser,  das  Allgemeinwohl  aufs  Spiel 
setzender  Ehrgeiz;  fanatischer  Parteigeist  und  Klassenhaß:  das  sind  die 
Eigenschaften,  die  sie  zu  entwickeln  die  Tendenz  hat.  Es  sind  daher 
weniger  Kenntnisse  und  Fertigkeiten,  deren  Aneignung  die  Demokratie 
anstreben  müsse,  als  sittliche  Tugenden.  Am  tiefsten  hat  es  Rousseau 
begriffen.  Er  zieht  in  seinem  Staate  dem  Individuum  enge  Grenzen, 
gibt  ihm  keine  Freiheitsrechte,  unterwirft  es  der  Herrschaft  der  den 
Gemeinwillen  ausdrückenden  Mehrheit,  fordert  die  Anerkennung  der 
Staatsreligion.  Dürfen  wir  im  Geiste  Rousseaus  nicht  die  Frage  stellen: 
War  der  Schöpfer  nicht  grausam,  der  die  Menschen  so  ausstattete, 
daß  sie  im  Naturzustande  weder  Freiheit  noch  Gleichheit,  im  Staate 
aber  die  Gleichheit  nur  auf  Kosten  der  Freiheit  behaupten  können? 

Elfter  Abschnitt. 

Der  Abfall  der  spanischen  Kolonien. 

Gegen  Preußen  und  Österreich  beschloß  das  Girondistische  Mini- 
sterium am  20.  April  einen  Krieg,  aus  dem  andere  Kriege  hervorgingen, 
die  Europa  fast  ununterbrochen  23  Jahre  hindurch  verheerten  und 
mittelbar  die  mittel-  und  südamerikanischen  Republiken  begründeten. 
Auf  sie  werfen  wir  einen  flüchtigen  Blick  (obwohl  wir  ihre  Erfahrungen 
nicht  verwerten  wollen),  weil  ihre  Jugendschicksale  der  vorurteilslosen 
Beurteilung  der  Entstehung  der  modernen  Demokratie  sehr  dienlich  sind. 

Im  Jahre  1789  regierte  in  Spanien  ein  Zweig  der  Bourbonen,  der 
durch  einen  Familienvertrag  gebunden  war,  für  die  französische  Mon- 
archie   einzutreten    und     sich    aus    diesem    Grunde     nach    dem    Tode 
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Ludwig  XVI.  an  dem  Kampfe  gegen  das  revolutionäre  Frankreich  be- 
teiligte. Der  unglücklich  geführte  Krieg  endete  mit  dem  Friedensschluß 
zu  Basel.  Spanien  stellte  sich  nun  auf  die  Seite  der  französischen 
Republik,  aber  die  Kriege  gegen  England,  die  diese  Bundesgenossen- 
schaft ihm  auferlegte,  brachten  ihm  neue  schwerere  Verluste,  und  im 
Jahre  1805  wurde  seine  Flotte  zusammen  mit  der  französischen  in  der 
Schlacht  bei  Trafalgar  vernichtet.  Diese  Mißerfolge  vermehrten  die 
Zahl  der  mit  der  Regierung  Unzufriedenen;  an  ihre  Spitze  stellte  sich 
der  Thronfolger,  der  spätere  Ferdinand  VII.,  und  bat  Napoleon  um 
Hilfe;  der  regierende  König  Karl  IV.  dankte  darauf  zugunsten  seines 
Sohnes  ab.  Aber  der  in  Madrid  einrückende  Murat  erkannte  Ferdinand 
nicht  an  und  nötigte  Karl  IV.  zur  Erklärung,  er  habe  die  Krone  un- 
freiwillig niedergelegt.  Nun  tritt  Napoleon  offen  auf  die  Bühne,  lädt 
die  beiden  Könige  nach  Bayonne  ein,  zwingt  sie  auf  die  Krone  zu 
verzichten  und  macht  1808  seinen  Bruder  Joseph  zum  Herrscher  von 
Spanien.  Diese  Ereignisse  entfesseln  einen  sechsjährigen  Krieg,  der 
unter  der  Führung  Wellingtons  Spanien  von  den  französischen  Truppen 
säubert  und  unter  den  Mauern  von  Toulouse  endet.  Während  dieser 
stürmischen  Zeiten,  da  das  Mutterland  von  einem  Usurpator  regiert 
wird,  gegen  den  es  sich  auflehnt,  beginnt  der  Abfall  der  spanischen 
Kolonien  in  Amerika.  Die  Führer  der  Bewegung  strebten  nicht  nach 
der  Demokratie  als  einer  besseren  Staatsform,  sondern  nach  der  Ab- 
schüttelung  eines  unerträglichen  wirtschaftlichen  und  politischen  Druckes. 
Der  Zweck  der  spanischen  Kolonialpolitik  war  nicht,  wie  derjenige 
der  britischen,  die  Gütergewinnung  und  Gütererzeugung  ungeheurer, 
reicher  Gebiete  für  den  Gewerbfleiß  des  Mutterlandes  fruchtbar  zu 
machen.  Sie  verhinderte  den  Aufschwung  der  Landwirtschaft  in  den 
Kolonien,  weil  sie  die  Einwanderung  erschwerte,  den  Wegebau  ver- 
nachlässigte und  eine  Latifundienwirtschaft  förderte;  sie  gestattete  die 
Anlage  von  gewerblichen  Unternehmungen  in  den  Kolonien  und  die 
Einfuhr  gewerblicher  Erzeugnisse,  vorausgesetzt  daß  sie  in  den  zur 
Ausfuhr  zugelassenen  Häfen  Spaniens  die  festgesetzten  Zölle  zahlten; 
sie  hemmte  den  Handel  mit  den  Kolonien,  indem  sie  ihn  lange  Jahre 
auf  wenige  Fahrten,  wenige  Schiffe  und  einen  einzigen  Hafen  beschränkte, 
so  daß  die  Einschmuggelung  fremder  (englischer,  holländischer,  fran- 
zösischer) Waren  in  noch  höherer  Blüte  stand,  als  in  den  englischen 
Kolonien.  Was  verlangte  denn  das  Mutterland  von  seinen  Kolonien? 
Nur  seine  Edelmetalle.  Das  heiße  Begehren  nach  der  Erhaltung  dieser 
Horte,  die  nie  schlafende  Furcht  vor  ihrem  Verluste,  sie  erzeugten  ein 
Axiom,  aus  dem  sich  alle  unheilvollen  Maßregeln  der  spanischen 
Kolonialpolitik  ableiten  lassen.  Das  Axiom  lautet:  Die  Schätze  sind 
in  Gefahr,  wenn  eine  eingeborene,  weiße,  von  Spaniern  abstammende 
Bevölkerung  entsteht,  die  erstens  zahlreich,  zweitens  einig,  drittens  ge- 
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bildet  ist,  viertens  die  Kolonien  regiert  und  fünftens  sich  zu  gemein- 
Itmen  Handeln  mit  der  Bevölkerung  anderer  Kolonien  verbinden  kann. 
I  >.iher  erstens  Beschränkung  der  Auswanderung  aus  Spanien.  Daher 
zweitens  Schurung  der  Zwietracht  zwischen  den  verschiedenen  Klassen 
der  Bevölkerung:  unter  den  Kreolen  wird  durch  kluge  Gewährung  und 
Versagung  von  Titeln  und  Orden  Mißtrauen  gesäet;  denjenigen  Misch- 
lingen, die,  den  Weißen  durch  Abstammung  näher  als  den  Indianern 
stehend,  als  Führer  der  unteren  Klassen  gefährlich  werden  können,  gibt 
man  die  Erlaubnis ,  sich  für  Weiße  zu  halten ;  die  zahlreichste,  aus 
Indianern  bestehende  Klasse  sucht  man  auch  aus  humanen  Beweg- 
gründen dem  Einfluß  der  Weißen  zu  entziehen.  Daher  drittens  die 
Erhaltung  aller  Schichten,  besonders  aber  der  Kreolen,  in  der  größten 
Unwissenheit.  Daher  viertens  Übertragung  der  hohen  Ämter  an  glänzend 
bezahlte  Spanier,  die  auch  durch  kurze  Amtsdauer  verhindert  werden, 
Wurzel  zu  schlagen  (es  wurde  berechnet,  daß  bis  zum  Jahre  1806  unter 
160  Vizekönigen  4  Kreolen,  unter  602  Generalkapitänen  14,  unter  369 
Bischöfen  12  gewesen  seien);  aber  auch  zu  den  audiencias  (Gerichts- 
und  Verwaltungsbehörden)  und  zur  Finanzverwaltung  wurden  die 
Kreolen  selten  zugelassen.  Daher  fünftens  die  Verhinderung  eines 
engeren  Verkehrs  der  spanischen  Kolonien  untereinander. 

Nach  dem  spanischen  Erbfolgekriege  kamen  modernere  volkswirt- 
schaftliche Anschauungen  mit  den  Bourbonen  aus  Frankreich,  wo 
Colbert  den  Merkantilismus  zur  Herrschaft  geführt  hatte.  In  der 
spanischen  Literatur  ist  ein  bedeutender  Umschwung  der  Ideen  zu 
bemerken,  aber  die  Politik  hinkte  beträchtlich  nach.  Zwar  der  Verkehr 
mit  den  Kolonien  wurde  von  seinen  schwersten  Fesseln  befreit:  es 
wurden  mehr  Häfen  für  die  Ausfuhr  eröffnet  und  die  Zahl  der  Schiffe 
nahm  zu;  ohne  diese  Zugeständnisse  wäre  der  Handel  den  Fremden 
ganz  zugefallen.  Im  übrigen  beließ  man  es  beim  alten.  Die  Kreolen 
waren  so  unzufrieden  wie  früher.  Sie  wünschten  vor  allem  Gleichheit 
der  politischen  Rechte  mit  den  Altspaniern,  wenigstens  die  Hälfte  aller 
Staatsstellen,  Freiheit  der  Ein-  und  Ausfuhr  wie  des  wirtschaftlichen 
Verkehrs  mit  Asien.  Es  war  undenkbar,  daß  Spanien  jemals  freiwillig 
solche  Forderungen  gewährt  hätte.  Schon  im  Jahre  1806  hatte  man 
sich  sowohl  in  Venezuela  wie  in  Buenos  Aires  erfolglos  empört  Als 
die  legitime  Monarchie  zu  bestehen  aufgehört  hatte,  wurde  die  Fahne 
der  Unabhängigkeit  von  neuem  aufgepflanzt;  nun  gab  man  vor,  das 
alte  Königtum  gegen  den  Thronräuber  verteidigen  zu  wollen.  Es  war 
ein  Kampf  für  politische  und  wirtschaftliche  Zwecke,  nicht  für  die 
Demokratie,  ein  Kampf,  in  dem  sich  die  ideale  Macht  demokratischer 
Ideen  nicht  mit  den  Aufrührern  verbündete;  es  war  ein  Kampf  zum 
Nutzen  der  Kreolen,  nicht  der  ganzen  Bevölkerung  gegen  Spanien. 
Wie  gefährlich  wäre  es  in  dieser  zerrissenen  Gesellschaft  gewesen,    die 
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I  10       Erstes  Buch.     Die  geschichtliche  Entwicklung  der  modernen  Demokratie. 

Menschenrechte  anzurufen,  Freiheit  und  Gleichheit  zu  verkünden.  Die 
Franzosen  erlebten  es  in  dem  furchtbaren  Negeraufstande  auf  der  Insel 
Hayti,  aus  dem  ebenfalls  eine  Demokratie  hervorging. 

Während  den  spanischen  Kolonisten,  wie  den  englischen,  die 
Demokratie,  für  die  sie  nicht  gestritten  hatten,  gleichsam  als  ein  Ge- 
schenk zufiel,  erschien  im  letzten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  die 
brasilianische  Monarchie  in  dem  republikanischen  Erdteil  so  sehr  als 
eine  fremdartige  Einrichtung,  daß  in  der  ehemaligen  portugiesischen 
Kolonie  die  Republikaner  mit  Absicht  auf  ihren  Sturz  hinarbeiteten. 
Ihn  beschleunigte  ein  Gesetz,  nach  dem  die  Aufhebung  der  Sklaverei 
sofort  geschehen  sollte.  Die  Aufhebung  gegen  Entschädigung  war 
schon  vor  mehreren  Jahren  vom  Parlamente  beschlossen  worden,  aber 
es  hatte  die  für  die  allmähliche  Befreiung  nötigen  Summen  nicht  bewilligt. 
Dieser  Mißstand  bot  den  Republikanern  einen  so  dankbaren  Agitations- 
stoff, daß  die  Regierung  beschloß,  ihren  Feinden  durch  jenes  Gesetz 
den  Wind  aus  den  Segeln  zu  nehmen.  Da  verbanden  sich  die 
bedrohten  Pflanzer  mit  ihren  Gegnern,  den  Republikanern,  das  Heer 
fiel  vom  Kaiserhause  ab,  und  in  dieser  Empörung  brach  der  brasilianische 
Thron  zusammen. 

Zwölfter  Abschnitt. 

Neue  Aufgaben. 

Eine  Übersicht  über  die  Entwicklung  der  modernen  Demokratie 
überzeugt:  1.  daß,  wie  im  Altertum,  der  Anstoß  zur  Bildung  der 
politischen  Demokratie  von  den  Kolonien  ausging,  und  2.,  daß  in 
keinem  der  Länder,  welche  heute  eine  demokratische  Verfassung  haben, 
mit  Ausnahme  Brasiliens,1)  die  Republik  von  Anfang  an  bewußt  er- 
strebt wurde:  weder  in  der  Schweiz,  noch  in  den  ehemaligen  nord- 
amerikanischen Kolonien  Englands,  noch  endlich  in  den  ameri- 
kanischen Kolonien  Spaniens.  Überall  sind  es  wirtschaftliche  und 
politische  Beschwerden,  welche  die  Trennung  herbeiführen.  Selbst  in 
Frankreich  bildet  sich  eine  republikanische  und  demokratische  Partei 
erst  während  der  ersten  Revolution  heraus.  Auch  hier  ist  das  Sinnen 
der  Bürger  anfangs  auf  die  Lösung  finanzieller,  sozialer,  wirtschaftlicher 
Probleme  gerichtet,  -und  die  einflußreichen  Politiker,  welche,  eine  große 
Schar  von  Anhängern  um  sich  sammelnd,  sie  bald  zu  überzeugen  ver- 
stehen, daß  die  Änderung  der  Verfassung  die  wichtigste  Aufgabe  sei, 
auch  sie  denken  zunächst  nur  an  eine  Einschränkung  des  Königtums, 
nicht   an   seine   Beseitigung,   in   dieser   Beziehung   gleich   den  Führern 

')  Hierher    gehört   auch  Portugal,    das,    als    dieses   geschrieben  wurde,    noch  keine 
Republik  war. 
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tk-r  presbyterianischen  Parlamentsmehrheit  im  17.  Jahrhundert.  Wenn 
auch  im  i<;.  Jahiiuiiuii rt  hcwuüt  und  mit  groflex  Geschicklichkeit  an 
dem  Stune  des  französischen  Königtums  und  des  Kaisertums  gearbeitet 

Wurde,  SO  ist  doch  die  Errichtung  der  Demokratie  im  letzten  Grunde 
schweren  Fehlern  der  Monarchen  zuzuschreiben.  Im  Jahre  1848  ist  das 
Königtum  trotz  der  republikanischen  Agitation  der  vorhergehenden 
20  Jahre  vornehmlich  an  seinem  Mangel  an  Selbstvertrauen  zugrunde 
gegangen  und  das  Kaisertum  trotz  der  bedeutenden  Verbreitung 
republikanischer  Ideen  an  den  Niederlagen  des  deutsch-französischen 
Krieges  gescheitert.  Und  was  die  Zeit  nach  1870/71  betrifft,  so  kann 
kein  Zweifel  bestehen,  daß  die  Aufrichtung  der  Monarchie  damals 
möglich  war. 

Kin  diese  Tatsachen  zusammenfassendes  Urteil  dürfte  lauten:  Mangel 
an  klarem  Verstände,  Leichtsinn,  Verblendung,  Selbstsucht,  Hartnäckigkeit 
haben  den  Boden  aufgehäuft,  aus  dem  die  republikanischen  und  demo- 
kratischen Neigungen  des  Menschenherzens  emporwachsen  konnten. 
Kaiser  Friedrich  III.,  Jakob  I.  und  Karl  L,  Georg  III.,  Ludwig  XV.  und  XVI., 
Karl  IV.  und  Ferdinand  VII.  und  ihre  Berater  darf  man  die  eigentlichen 
Begründer  der  modernen  Demokratien  nennen  —  im  selben  Sinne,  wie 
Faguet  einmal  die  französischen  Könige  und  Kaiser  die  Schöpfer  der 
deutschen  Einheit  genannt  hat.  Von  dem  angeblich  unwiderstehlichen 
inneren  Zuge  der  Völker  zur  Demokratie  ist  in  der  bisherigen  Geschichte 
der  modernen  Demokratie  wenig  zu  berichten.  —  Jedoch  schließen  wir 
die  geschichtliche  Betrachtung  und  stellen  wir  die  Aufgaben  fest,  auf 
die  uns  der  geschichtliche  Teil  dieses  Werkes  verweist.  Sie  ergeben 
sich  aus  einer  kurzen  Aufzählung  seiner  wichtigsten  Tatsachen. 

Die  historische  Entwicklung,  der  Charakter  der  Völker,  die  herrschen- 
den Ideen  haben  vier  Formen  der  Demokratie  geschaffen ;  sie  einer  ge- 
nauen Betrachtung  zu  unterziehen,  die  hier  und  da  Bekanntes  in  einem 
anderen  Zusammenhang  wieder  vorführen  wird,  muß  unsere  wichtigste, 
in  den  drei  ersten  Kapiteln  zu  lösende  Aufgabe  sein.  In  der  modernen 
Demokratie  verschlingen  sich  innig  zwei  Ideen:  diejenige  der  Freiheit 
und  diejenige  der  Gleichheit.  Die  Erkenntnis  des  Verhältnisses  von 
Liberalismus  und  Demokratie  ist  unsere  zweite  Aufgabe.  Nach  ihrer 
Erledigung  werden  wir  den  Begriff  der  politischen  Demokratie  ohne 
Mühe  feststellen  können:  unsere  dritte  Aufgabe.  Von  der  politischen 
mußten  wir  die  soziale  Demokratie  unterscheiden,  welche  den  Vorwurf 
der  vierten  Betrachtung  bilden  wird.  Nicht  zu  verwechseln  mit  ihr  ist 
die  Sozialdemokratie,  diejenige  Richtung  des  Sozialismus,  die  mit  einem 
wirtschaftlichen  Programm  ein  politisches,  demokratisches  verbindet. 
Da  nun  nicht  alle  sozialistischen  Schulen  diese  Verquickung  vollzogen 
haben,  entsteht  die  Frage,  ob  es  notwendige  Beziehungen  zwischen 
Sozialismus   und  Demokratie  gibt:    unsere   fünfte  Aufgabe.     Die  vierte 
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und  fünfte  Untersuchung  wird  einen  vergleichenden  Blick  auf  die 
griechische  Demokratie  notwendig  machen.  Dieser  Aufgabe  entledigen 
wir  uns  im  8.  Kapitel.  Weshalb  wir  bis  dahin  unsere  Betrachtung  auf 
die  Vereinigten  Staaten ,  Frankreich,  die  Schweiz  beschränkt  haben, 
erklären  wir  im  neunten  einigen  älteren  Republiken  gewidmeten  Kapitel. 
Es  wird  dann  leicht  sein,  zu  begründen,  was  schwer,  mindestens  umständ- 
lich gewesen  wäre,  wenn  wir  diese  Begrenzung  im  Anfang  der  Unter 
suchung  hätten  vornehmen  wollen.  Die  immer  wieder  hervortretenden 
Bestrebungen,  Demokratie  und  Katholizismus  in  ein  inniges  Verhältnis  zu 
bringen,  veranlassen  uns  im  letzten  Kapitel,  wenigstens  die  wichtigsten 
Aussichtspunkte  zu  gewinnen.  Sie  bilden  eine  Ergänzung  zu  den  Aus- 
führungen der  Einleitung  über  den  Einfluß  der  Reformation  auf  die 
Entstehung  der  modernen  Demokratie.  Nachdem  wir  so  Klarheit  über  die 
Formen,  die  Arten,  den  Begriff  und  das  Wesen  der  modernen  Demo- 
kratie gewonnen  haben,  werden  wir  im  dritten  Buche  ihren  Mechanismus 
darstellen.  Damit  wird  die  Beschreibung  der  modernen  Demokratie 
vollendet  sein. 


Zweites  Buch. 


Formen,  Arten,  Begriff  und  Wesen  der 
modernen  Demokratie. 


Erstes   Kapitel. 

Die  Formen  der  modernen  Demokratie. 

Der  Überblick  über  die  Entwicklung  der  modernen  Demokratie 
hat  ergeben,  daß  zwei  Faktoren  ihre  Form  verschieden  gestalten:  i.  das 
Verhältnis  der  Aktivbürger  zur  Ge:  etzgebung  und  2.  die  Einrichtung 
der  Gewaltenteilung.  Aus  diesen  Einteilungsprinzipien  folgen  klassi- 
fikatorisch  vier  Formen  der  Demokratie,  von  denen  eine  tatsächlich  un- 
möglich ist. 

Die  Aktivbürger  üben  direkt,  unvermittelt  die  Gesetzgebung  aus 
und  betrauen  mit  den  Funktionen  der  ausübenden  Gewalt  einen  Teil 
ihrer  selbst:  die  unmittelbare  Demokratie.1) 

Die  Aktivbürger  wählen  Abgeordnete,  welche  die  Gesetzgebung 
ausüben:  die  repräsentative  Demokratie. 

Wird  nach  den  Grundsätzen  der  Gewaltentrennung  die  vollziehende 
Gewalt  prinzipiell  so  gestaltet,  daß  sie  nicht  an  der  Gesetzgebung  teil- 
nimmt, wie  der  gesetzgebende  Körper  nicht  an  der  Gesetzesausführung, 
dann  entsteht  die  gewaltenverteilende  repräsentative  Demokratie.  Auch 
die  gewaltenverbindende  besteht  sowohl  in  Europa  wie  in  Amerika. 
Die  Verschlingung  erfolgt  so,  daß  die  Ministerstellen  und  die  übrigen 
wichtigen  Verwaltungsämter  mit  den  Führern  der  im  Parlamente  über 
die  Mehrheit  verfügenden  Partei  besetzt  werden:  die  parlamentarische 
Demokratie. 

Da  dieses  Wort  die  gewaltenverbindende  repräsentative  deutlich 
bezeichnet,  so  genügt  „repräsentative  Demokratie"  für  die  gewalten- 
verteilende. Nun  aber  sind  die  meisten  repräsentativen  Demokratien 
in  einem  Zersetzungsprozeß  begriffen,  der  sie  der  unmittelbaren  annähert: 
die  pseudo-repräsentativen  Demokratien. 


')  Die  Verfassungen  von  Uri  und  Glarus  behaupten,  daß  in  diesen  Kantonen  der 
Grundsatz  der  Gewaltentrennung  gelte,  diejenigen  der  beiden  Unterwaiden  und  Appenzell 
erwähnen  richtig  nur  die  Trennung  der  richterlichen  von  der  vollziehenden  Gewalt. 
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Die  unmittelbare  Demokratie. 

Sie  besteht  noch  heute  in  folgenden  sechs  wenig  umfangreichen 
Schweizer  Kantonen:  den  beiden  Appenzell,  den  beiden  Unterwaiden, 
Glarus  und  Uri ;  in  Zug  wurde  der  Landsgemeinde  die  Gesetzgebung  im 
Jahre  1815  genommer,  im  selben  Kanton  und  in  Schwyz  wurde  jene  im 
Jahre  1848  beseitigt  Im  Jahre  1905  hatte  Uri  20635  Einwohner,  Obwalden 
15343,  Nidwaiden  13272,  Glarus  31785,  Appenzell-Innerrhoden  13733, 
Appenzell- Außerrhoden ,  die  bevölkerteste  dieser  Demokratien,  55730. 
Man  nennt  diese  Kantone,  wie  man  sich  erinnern  wird,  Landsgemeinde- 
kantone oder  Länderkantone.  Ihre  Bevölkerung  hält  einmal  im  Jahre, 
und  zwar  im  Frühling  (Ende  April  oder  im  Mai,  so  in  Uri  und 
Glarus)  eine  große  politische  Landesversammlung  ab,  auf  der  die  Aktiv- 
bürger die  Beamten  wählen  und  Gesetze  geben.  Das  Gesetz- 
gebungsrecht umschließt  prinzipiell  drei  Befugnisse :  diejenige  Gesetze 
anzuregen  (Initiative),  die  Gesetzentwürfe  zu  beraten  und  sie  anzu- 
nehmen oder  zu  verwerfen.  In  welchem  Umfange  die  Aktivbürger  sie 
noch  besitzen,  werden  wir  bald  sehen.  Doch  hören  wir  zuvor  folgende 
treffliche  Beschreibung  der  Landsgemeinde. 

„Hier  versammelt  sich  im  Ringe  das  gesamte  Volk  mit  seiner 
Obrigkeit  zu  ernsten  Entscheidungen  über  des  Landes  Wohl.  Die  Er- 
öffnung geschieht  in  weihevoller  Stimmung,  öfters  durch  Gebet  oder 
durch  feierliche  Ansprache  der  Versammlung  durch  das  Landeshaupt. 
Jeder  ehrliche  Landmann  erscheint  als  ein  gleichberechtigtes  Glied  der 
Volksfamilie;  es  erlöschen  hier  in  dem  höheren  Gedanken  der  Ein- 
heit die  sozialen  Ungleichheiten  und  die  kleinen  Interessen  des  Dorfes  .  .  . 
Die  Landsgemeinde,  an  der  sich  auch  Weib  und  Kind  außer  dem  Ring 
mitbeteiligt,  an  einem  Frühlingstag,  unter  Gottes  freiem  Himmel,  an- 
gesichts unserer  Berge,  der  Burgen  unserer  Freiheit,  ist  die  schönste 
und  vollste  Verkörperung  unserer  Demokratie  ....  Die  Landsgemeinde 
hat  freilich  ihre  natürlichen  Schranken.  Sobald  sie  allzu  zahlreich  wird, 
so  wird  sie  ein  unbehilfliches  Institut.  In  Appenzell  *)  ist  es  schon 
deshalb  nicht  mehr  möglich  zu  deliberieren ,  man  stimmt  bloß 
ab  über  die  Vorlagen,  welche  vorher  jedem  Bürger  gedruckt  mitge- 
teilt werden ;  auf  den  übrigen  Landsgemeinden  ....  werden  dagegen 
noch  Beratungen  vorgenommen.  Die  Leitung  der  Landsgemeinden 
erfolgt  überall  durch  den  Landammann,  teilweise  unter  Mitwirkung  der 
Obrigkeit  (der  Vorsitzenden  Herrn),  welche  auf  erhöhten  Sitzen  plaziert 


*)  Nach  J.  Sc'iollenberger,  Grundriß  des  Staats-  und  Verwaltungsrechtes  der 
schweizerischen  Kantone ,  gab  es  damals  im  größten  Kanton  Appenzell-Außerhoden 
13000  Stimmberechtigte,  im  kleinsten  Nidwaiden  etwa  2800. 
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lind.     I  )ie  Abstimmung  erfolgt  durch  Auf  heben  der  Hände.   Abzahlung 

findet    mir    leiten    statt,    sondern    es   wird    das   Mehr   herausgegeben    i ri - 

folge  Abschätzung,  welche  mit  größter  Sicherheil  erfolgt "') 

Die  Lands^enieinde  erledigt  ihre  Geschäfte  in  dieser  Folge:  Zu- 
erst wird  die  Jahresrechnung  vorgelegt:  so  in  den  beiden  Appenzell 
und  beiden  Unterwaiden;  dann  werden  die  Wahlen  vorgenommen, 
hierauf  kommt  die  Reihe  an  Gesetzentwürfe,  Anträge  usw.  Die  Be- 
eidigung erfolgt  in  den  meisten  Kantonen  sofort  nach  der  Wahl,  in 
Außerrhoden  dagegen  erst  nach  den  Verhandlungen.  In  Uri  verlegt 
man  die  Hauptwahlen  (Kegierungsräte,  Landammann,  Landcsstatthalter, 
Ständeräte,  Mitglieder  und  Präsident  des  Übergerichts,  des  Kriminal- 
gerichtes, der  Kreisgerichte  Uri  und  Ursern)  auch  in  den  Anfang, 
während  die  unteren  Beamten  (Landschreiber,  Landesfürsprecher,  Lands- 
mareker  und  Landweibel)  erst  am  Schluß  gewählt  werden. '-') 

Zuweilen  kann  die  Landsgemeinde  an  dem  Sonntag,  auf  den  sie 
einberufen  wird,  ihre  Tagesordnung  nicht  erledigen.  Dann  findet  am 
folgenden  Sonntag  oder  an  den  folgenden  Sonntagen  eine  sogenannte 
„Nachgemeinde"  statt.  Außerordentliche  Landsgemeinden  können  zwischen 
zwei  „ordentlichen"  Landsgemeinden  einberufen  werden,  wenn  dringende 
unaufschiebbare  Geschäfte  es  erfordern.  Bisweilen  muß  auch  die  Lands- 
gemeinde wegen  des  schlechten  Wetters  auf  den  nächsten  Sonntag 
verschoben  werden. 

Der  Leser  wird  sich  gewundert  haben,  daß  so  kleine  Gemeinwesen 
einen  so  umfangreichen  politischen  Apparat  bedürfen.  Aber  eine  kurze 
Betrachtung  (wobei  wir  einiges  über  die  sämtlichen  Kantone  einflechten 
wollen)  wird  zeigen,  daß  er  nicht  entbehrt  werden  kann,  falls  man  ihre 
Selbständigkeit  erhalten  will.  Da  das  Volk  sich  nur  einmal  oder  an 
wenigen  Sonntagen  versammelt,  so  muß  eine  Behörde  da  sein  zur 
Vorbereitung  der  Angelegenheiten,  die  beraten  oder  entschieden  werden 
sollen.  Also  auch  dort,  wo  das  Volk  selbst  die  Gesetzgebung  ausübt, 
eine  aus  Wahlen  hervorgehende  Kammer.  (Diese  Kammern  werden 
in  15  Kantonen  Großer  Rat  genannt,  in  4  Landrat,  in  6  Kantonsrat 
Ich  werde  gewöhnlich  das  Wort  Kantonsrat  gebrauchen,  weil  es  für 
den  Fremden  das  verständlichste  ist.)  Außerrhoden  und  Obwalden 
haben  je  einen  Kantonsrat,  Glarus,  Nidw^alden,  Uri  einen  Landrat, 
Imerrhoden  einen  Großen  Rat.  Außerdem  muß  der  kleinste  wie  der 
größte  Kanton  eine  verwaltende  Behörde  haben.  Ihr  Name  ist  in  fast  allen 
deutschen  Kantonen  Regierungsrat,  in  Graubünden  Kleiner  Rat.    In  den 

')  J.  Dubs,  Das  öffentliche  Recht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  1877, 
I  141.  Wie  die  Landsgemeinde  diesen  Eindruck  nur  macht,  wenn  nicht  Regen  und 
Gewitter  sie  unterbricht,  Curti,    Resultate    des  schweizerischen  Referendums,    2.  A.  S.  66. 

2)  Schollenberger  a.  a.  O.  I  S.  86. 
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meisten  Kantonen  heißt  der  Vorsitzende  Landamman,  der  Vizepräsi- 
dent Landesstatthalter. 

Diese  Gewalten  sind  nicht  deutlich  getrennt.  Da  die  Landsgemeinde 
schwer  zu  außerordentlichen  Tagungen  einberufen  werden  kann,  erläßt 
der  Kantonsrat  in  dringenden  Fällen  für  sie  Gesetze.  Weiter  wird  er 
in  einigen  Kantonen  als  oberste  Verwaltungsbehörde  bezeichnet.  „Der 
Landrat  ist  die  stellvertretend  gesetzgebende  und  die  oberste  Verwaltungs- 
behörde . . .  Die  Mitglieder  des  Regierungsrates  wohnen  den  Sitzungen 
mit  beratender  Stimme  bei."  So  Uri.  „Der  Landrat  ist  die  oberste 
Verwaltungsbehörde  ...  des  Kantons.  Der  Regierungsrat  ist  die  voll- 
ziehende und  untere  Verwaltungsbehörde  des  Kantons."  So  Unter- 
waiden nid  dem  Wald. *) 

Es  haben  diese  kleinsten  Kantone  dieselbe  Neigung  wie  die  größeren, 
dem  Regierungsrat  selbständige  Verwaltungsbehörden  für  besondere 
Zwecke  zur  Seite  zu  stellen  oder  ihn  durch  Zuzug  anderweitiger  Glieder 
zu  ergänzen.2)  Sehr  interessant  ist  es  auch,  daß  die  Verfassung  von 
Außerrhoden  den  Kantonsrat  verpflichtet  zur  Entwerfung  von  Gesetzen, 
„sofern  die  Landsgemeinde  hierfür  nicht  eine  besondere  Behörde 
aufstellt."  3) 

Wir  haben  nun  den  Aktivbürger  der  Landsgemeindekantone  kennen 
lernen,  wie  er  auf  der  Landsgemeinde  das  Schicksal  der  Gesetzentwürfe 
bestimmt,  die  Kantonsrat  und  Regierungsrat  vorbereitet  haben,  und  wie 
er  in  fünf  von  sechs  der  Länderkantone  sich  an  der  Beratung  beteiligen 
kann.  Steht  ihm  auch  das  Recht  zu,  Anträge  einzubringen  ?  Die  Ant- 
wort lautet  in  fünf  Kantonen  Ja  für  die  Gesetzesinitiative.  Aber 
das  Recht  der  Verfassungsinitiative  haben  die  Länderkantone, 
ausgenommen  Innerrhoden  und  Glarus,  eingeschränkt.  In  Uri  sind 
für  die  Anregung  zur  Verfassungsrevision  50  Stimmen  erforderlich,  in 
Obwalden  500,  in  Nidwaiden  800;  Außerrhoden  schreibt  für  alle  Arten 
von  Gesetzen  so  viele  Antragsteller  vor,  als  der  Kantonsrat  Mitglieder 
zählt.  Die  Vorgänge,  welche  sich  an  die  Initiative  knüpfen,  besprechen 
wir   am   besten    zusammen    mit  denjenigen    in  den   anderen  Kantonen. 

Das  Urteil  über  diese  Demokratien  schwankt  beträchtlich.  Einige 
Politiker  sind  von  ihnen  begeistert;  ihr  Gemüt  wird  erregt  durch  das 
Alter  der  Länderkantone,  durch  die  Eindrücke,  welche  der  Anblick  der 
Landsgemeinde  hervorruft,  durch  den  Glauben,  daß  das  demokratische 
Prinzip  nirgendwo  so  rein  verwirklicht  sei.  Andere  bestreiten  es.  In 
ihnen    hätten    die    alten    aristokratischen    Familien    ihren    lokalen    und 


1)  Uri,  Verfassung  von   1888/91.  Art.  54.     Unterwaiden,  Verf.  von  1877,  Art.  45,  49. 

2)  So   hat    z.    B.    Innerrhoden    Militär-,    Bau-,    Sanitäts-,     Kriminal-,     Stipendien  - 
kommissionen.     Schollenberger  1 249. 

3)  Verf.    von    1876,    Art.    28.      Es    sind    dieses    „Behörden",    welche    Verfassungs- 
revisionen vorberaten,  sogenannte  Verfassungsräte. 
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politis«  hen  F.iniluß,  den  lie  teil  Jahrhunderten  besäßen,  fast  unver- 
mindert erhalten,  man  oegegne  ihnen  immer  wieder  in  der  Stellung 
des  Landammannes  und  des  Landesstatthalters,  und  dieser  Beamte 

nicht  selten  der  Landespatriarch,  an  den  man  sich  in  allen  Noten  des 
Lebens  wende.  (In  zweien  dieser  Kantone  wurde  neulich  derselbe  Herr 
zum  25.  Male  zum  Landammann  gewählt.)  Es  könne  aber  auch  nicht 
anders  sein.  Die  Kosten  eines  kleinen  Gemeinwesens  seien  für  den- 
selben Gebietsumfang  größer,  als  diejenigen  eines  großen,  weil  der 
Arbeitsaufwand  kleiner  Republiken  verhältnismäßig  bedeutender  sei, 
und  dann  seien  die  Bürger,  verglichen  mit  denen  reicherer  Kantone, 
arm;  aus  diesen  Gründen  müßte  sich  in  ihnen  das  wirkliche  oder 
verschleierte  Ehrenamt  in  größerem  Umfange  und  in  denselben  Familien 
erhalten. J)  Insofern  hätten  diese  Kantone  einen  aristokratischen,  kon- 
servativen Charakter.  Weiter  sei  es  nicht  wahr,  daß  das  demokratische 
Prinzip  nirgendwo  so  rein  verwirklicht  sei.  Demokratie  heiße  Herrschaft 
des  Volkes,  also  Mitarbeit  eines  jeden  an  den  öffentlichen  Angelegen- 
heiten; aber  gerade  die  Bürger  dieser  Kantone  seien  gezwungen,  den 
größten  Teil  ihrer  politischen  Tätigkeit  Kantonsräten  und  Regierungs- 
räten zu  überlassen ;  ihr  Anteil  an  den  Geschäften  sei  klein.  Gewöhnlich 
träten  sie  einmal  im  Jahre  und  dann  vielleicht  nur  auf  eine 
Stunde  zusammen.  Der  Mangel  an  Übung  in  den  öffentlichen  Ge- 
schäften mache  sich  in  den  Beschlüssen  der  Landsgemeinden  manchmal 
bemerklich,  sie  zeigten  häufig  von  geringem  „staatsmännischem"  Geiste.  -) 
Freilich  trage  auch  der  Charakter  der  Landsgemeinde  dazu  bei,  sie  sei 
für    die    Abwicklung    der    Geschäfte    wenig    geeignet.     Hier   entscheide 


')  „In  some  of  the  ancient  demoeratie  cantons  a  few  families  who  were  at  the  head 
of  affairs  centuries  ago  have  still  preserved  their  local  influence"  .  .  .  Daß  sie  an  der 
Spitze  der  Geschäfte  blieben,  sei  den  kleinen  Gehältern  zuzuschreiben  .  .  .  ,,Hencc  he 
must  be  in  easy  circumstances  in  order  to  aeeept  the  place,  and  the  people  have  the 
feeling  that  he  sacrifices  his  time  and  his  convenience  to  them,  aod  they  pay  him  and 
his  family  by  their  gratitude."  Adams  und  Cunningham,  The  Swiss  Confederation 
1889,  S.  96. 

2)  Die  geringe  politische  Erfahrung  und  der  Souvernetätsdünkel  machten  sie  sehr 
geneigt,  alles  zu  verwerfen.  Glarus  bilde  eine  Ausnahme*.  An  der  Spitze  der  fünf 
kritischen  Landsgemeinden  stehe  diejenige  Außerrhodens.  In  den  60  Jahren  von 
1849 — 1909  kamen  178  Vorlagen  vor  sie,  auf  Hundwil  und  auf  Trogen  entfielen  je  89; 
Hundwil  lehnte  32  Vorlagen  ab ;  Trogen  36 ;  angenommen  wurden  also  nur  100. 

Im  Jahre  1909  kam  vor  die  Landsgemeinde  in  Außerrhoden  I.  der  Entwurf  eines 
Schulgesetzes    (vom    Kantonsrate    mit    49    gegen    3    Stimmen    angenommen),    abgelehnt. 

2.  Lehrlingsgesetz    (im  Kantonsrate    mit   48    gegen    2  Stimmen    angenommen),    abgelehnt. 

3.  Vorlage  über  Kantonalbank  (im  Kantonsrate  einstimmig  angenommen) ,  abgelehnt. 
4. — 6.  Drei  weitere  Gesetze  (Besoldung  der  Regierungsräte,  Förderung  der  Viehzucht, 
Beteiligung  des  Kantons  bei  Eisenbahnbauten,  die  vom  Kantonsrate  mit  sehr  großer  Mehr- 
heit   angenommen    worden    waren),    abgelehnt.      Erst    die    7.    Vorlage    (Bau    von  Zufahrt- 
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sich  der  einzelne  nicht  frei,  sondern  er  werde  von  der  Masse  beeinflußt, 1) 
die  Landsgemeinde  werde  daher  von  Stimmungen  beherrscht,  weshalb 
allen  Gesetzentwürfen  oft  unterschiedslos  dasselbe  Schicksal  bereitet 
werde.  Bisweilen  aber  hätte  auch  die  offene  Abstimmung  zur  Folge, 
daß  der  Bürger  sich  nicht  enthalten  könne,  Lasten  zu  bewilligen,  die  er 
sonst  abgelehnt  haben  würde.  Bei  einer  gewissen  Größe  sei  sie  so 
gefährlich,  daß  sie,  wie  das  Beispiel  von  Zug  und  Schwyz  beweise, 
abgeschafft  werden  müsse. 2) 

Die  Gegner  der  Landsgemeindekantone  betrachten  es   endlich  als 
einen  großen  Mangel,  daß  den  meisten  die  Mittel  fehlen,  den  Anforde- 


strafien  zum  Bahnhof  in  Herisau)  fand  Gnade.  (Für  Ablehnen  haben  die  Schweizer  den 
malerischen  Ausdruck  „bachab  schicken"). 

Der  Vorsitzende  sprach :  „Dieses  fast  sportmäßige  Ablehnen  muß  auf  den  Kantonsrat 
einen  deprimierenden  Einfluß  ausüben.  Alle  Vorlagen  waren  Gegenstand  eingehender 
Verhandlungen  gewesen,  sie  stellten  oft  nur  ein  Mindestmaß  davon  dar,  was  die  stets 
vorwärtsschreitende  Zeit  erheischt."  Es  fiel  auch  noch  ein  herbes  Wort  über  Volks- 
stimme Gottesstimme. 

*)  Die  im  Texte  ausgesprochene  Auffassung  ist  nicht  die  allgemeine.  Bis  auf  den 
heutigen  Tag  gibt  es  viele  Politiker,  welche  die  Referendumsabstimmung  geringer  be- 
werten, als  die  Abstimmung  an  der  Landsgemeinde.  Hier  höre  der  Bürger  Rede  und 
Gegenrede  (freilich  nicht  in  allen  Kantonen),  nicht  die  individuelle,  sondern  die  öffent- 
liche Meinung  bestimme  seine  Abstimmung,  und  er  werde  sich  seiner  Verantwortlichkeit 
mehr  bewußt.  Nach  Cherbuliez  hat  der  abstimmende  Bürger  der  repräsentativen  Demo- 
kratie keine  anderen  Zeugen  als  „sa  propre  conscience  trop  souvent  mal  eclairee,  ob- 
scureie  par  des  prejuges,  ou  egaree  par  des  Conventions,  par  d'etroits  calculs  d'interets, 
par  d'aveugles  antipathies".     De  la  Democratie  en  Suisse,   1843,  II  9. 

Bemerkenswert  sind  auch  folgende  Ausführungen.  Infolge  der  Gruppierung  der 
Wählerschaft  zu  Wahlzwecken  werde  ihr  Wille  nicht  erzeugt  „durch  Austausch  der  Ge- 
danken unter  denen,  die  an  der  Willensbildung  teilnehmen,  sondern  er  wird  in  Wähler- 
gruppen erzeugt.  Je  nach  der  Vorbereitung  nach  der  Wahl  und  den  äußeren  Umständen, 
unter  denen  sie  sich  vollzieht,  ist  daher  die  Entschließung  der  Wähler  an  den  verschie- 
denen Orten  ganz  verschiedenen  Einflüssen  ausgesetzt  Es  fehlt  der  Willensbildung  ganz 
und  gar  die  EinheiÜichkeit,  die  bei  einer  Urabstimmung  in  der  Volksversammlung  eines 
kleinen  Staates  durch  die  Einheit  der  Handlung  gewährleistet  ist.  Man  kommt  daher, 
wenn  man  in  der  Wahl  des  Parlamentes  eine  Willenskundgebung  der  Wählerschaft  sehen 
will,  ohne  Fiktionen  nicht  aus."     W.  von  Blume,  Handbuch  der  Politik,   191 2,  I  369. 

Dagegen  hebt  Curti  hervor:  die  Schwierigkeit  für  entfernter  Wohnende,  anwesend 
zu  sein,  die  Störung  der  Verhandlungen  durch  Regen  und  Gewitter,  die  den  Verhand- 
lungen gleichwertige  Aufklärung  durch  Presse  und  öffentliche  Besprechungen.  Die  Re- 
sultate des  Schweizerischen  Referendums,  191 1,  S.  65. 

*)  „Große  Versammlungen  .  .  .  nehmen  einen  fast  bösartigen  Charakter  an,  wenn 
die  Leidenschaften  erregt  werden  ...  sie  gewähren  dann  das  erhabene  Bild  der  ent- 
fesselten Elementarkräfte,  des  vom  Sturm  gepeitschten  Meeres  und  wohl  auch  der  ent- 
ketteten tierischen  Triebe  .  .  .  die  Herrschaft  der  Vernunft  ist  zu  Ende,  Autorität 
und  Vertrauen  sind  mit  einem  Schlage  zerstört,  und  Herrscher  ist  der  Fanatismus.  Um 
derartige  tumultuarische  Szenen  zu  beseitigen,  sahen  sich  Schwyz  und  Zug  veranlaßt, 
ihre  Landsgemeinden  abzuschaffen."  Dubs,  die  Schweizerische  Demokratie  in  ihrer 
Fortentwicklung,   1868,  S.  31. 
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rangen  eu  genügen,  welche  die  heutige  Zeit  an  den  Staat  stelle,  obwohl 
Ihnen  der  Bund  die  wichtigsten  Aufgaben  abgenommen  habe. 

Diese  an  letzter  Stelle   aufgeführte   Kritik   erscheint  wenig  gerecht, 

uril  dieser  l  'beistand  der  Kleinstaaterei  auch  in  anderen  Kantonen 
angetroffen  wird  und  mit  der  Verfassung  nicht  in  ursachliche  Verbindung 
gebracht    werden   kann. 

Selbstverständlich  sind  die  hohen  Vcrwaltungskosten  nicht  der 
einzige  Maßstab  zur  Beurteilung  des  Wertes  der  kleinen  Staaten.  Die 
Kleinstaaterei  hat  auch  politische  und  kulturelle  Vorzüge,  die  hier  nicht 
dargelegt  werden  können. 

II. 

Die  repräsentative  Demokratie. 

Die  größte  ist  die  Union,  der  die  Vereinigten  Staaten  umschließende 
Bundesstaat.  Seine  Verfassung  wurde  früher  genügend  beschrieben. 
Der  Verfassung  der  Union  nachgebildet  sind  die  Verfassungen  der 
meisten  romanischen  Demokratien  Amerikas,  so  diejenige  Mexikos, 
Argentiniens,  Brasiliens. 

Auch  der  Kanton  Freiburg,  in  dem  seit  Jahren  die  katholische 
Partei  unter  kräftiger  Führung  herrscht,  ist  insofern  eine  repräsentative 
Demokratie,  als  das  Gesetzesreferendum  und  die  Gesetzesinitiative  noch 
nicht  eingeführt  sind.  Der  Artikel  1  der  Staatsverfassung  drückt  es 
mit  folgenden  Worten  aus:  „Die  Regierungsform  ist  die  einer  demo- 
kratischen Repräsentativrepublik."  Ob  diese  Aussage  ganz  richtig  ist 
in  Anbetracht  der  durch  die  Bundesverfassung  vorgeschriebenen  Ver- 
fassungsinitiative und  des  Verfassungsreferendums,  soll  hier  nicht  unter- 
sucht werden. 

Die  Teilung  der  Gewalten,  obwohl  nach  Art.  31  bestehend,  hat  des- 
halb schwache  Fundamente,  weil  sowohl  der  Staatsrat,  wie  das  Kantons- 
gericht und  der  Ständerat1)  vom  großen  Rate  gewählt  werden  (Art.  45, 
49,  60).    Kantonsgericht  und  Staatsrat  ernennen  die  Bezirksgerichte  (65). 

Sowohl  diese  repräsentative  Demokratie  wie  die  pseudorepräsen- 
tativen der  Schweiz  unterscheiden  sich  dadurch  von  den  amerikanischen, 
daß  die  Bundesräte  und  Regierungsräte  im  Parlamente  Vorlagen  ein- 
bringen und  verteidigen. 

in. 

Die  pseudorepräsentative  Demokratie  in  der  Schweiz. 

In  der  geschichtlichen  Einleitung  haben  wir  gesehen,  daß  die 
Schweizer   Reformer   nach  1830   zuerst  die   repräsentative  Demokratie 


*)  Staatsrat  heißt  in  den  romanischen  Kantonen  der  Regierungsrat. 
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schufen,  daß  aber  schon  früh  Bestrebungen  sich  geltend  machten,  die 
repräsentative  der  unmittelbaren  durch  die  Einrichtungen  der""  Volks- 
gesetzgebung anzunähern.1)  Diese  haben  ein  zersetzendes  Element  in 
sie  getragen,  das  sie  in  verschiedenen  Kantonen  in  verschiedenem  Grade 
verändert  hat.  Wir  werden  den  Vorgang  am  besten  verstehen,  wenn 
wir  uns  erinnern,  daß  der  Aktivbürger  der  Länderkantone  prinzipiell, 
wenn  auch  in  verschiedenem  Umfange,  das  Recht  hat,  i.  Gesetze  an- 
zuregen, 2.  bei  deren  Beratung,  wenn  auch  in  beschränktem  Grade, 
mitzuwirken  (ausgenommen  in  Außerrhoden),  3.  sie  anzunehmen  oder 
zu  verwerfen.  Haben  nun  die  Bürger  der  pseudorepräsentativen  Demo- 
kratien dieselben  Rechte?  Gelegenheit,  bei  der  Beratung  mitzuwirken, 
fehlt  ihnen.  Diese  fällt  ausschließlich  der  Volksvertretung  zu, 
welche  folglich  in  solchen  Demokratien  eine  höhere  Bedeutung  hat, 
als  in  den  unmittelbaren.  Die  Befugnisse  der  Bürger  beziehen  sich  auf 
die  Mitwirkung  bei  der  Entstehung  und  der  Verabschiedung  der  Gesetze. 
Die  Befugnis  des  Volkes,  den  Erlaß  neuer,  die  Abänderung  oder  Ab- 
schaffung alter  Gesetze  anzuregen,  so  daß  diesem  Verlangen  entsprochen 
werden  muß,  nennt  man  Volksinitiative,  diejenige,  von  der  Legislative 
beratene  Gesetzentwürfe  anzunehmen  oder  abzulehnen,  bekanntlich 
Referendum.  Wo  das  Referendum  besteht,  herrscht  der  Wille  des 
Volkes  direkt,  wie  in  der  unmittelbaren  Demokratie,  und  die  Abgeord- 
neten sind  herabgedrückt  zu  Rousseauschen  Kommissaren.  Technisch 
aber  unterscheidet  sich  die  pseudorepräsentative  von  der  unmittelbaren 
dadurch,  daß  die  Bürger  des  Staates  nicht  auf  einem  Platze  aufmarschieren, 
sondern  sich  an  die  in  den  verschiedenen  Teilen  <  des  Kantons  auf- 
gestellten Referendumsurnen  begeben,  um  dort  ihren  Zettel  abzugeben, 
oder  daß  sie,  zu  Teilversammlungen  vereinigt,  über  die  Vorlagen  ab- 
stimmen, über  welche  ihnen  von  dem  gesetzgebenden  Körper  gleichsam 
referiert  wird. 

Nun  gibt  es  zwei  Arten  von  Gesetzen,  Verfassungsgesetze  und  ge- 
wöhnliche Gesetze.  Es  gibt  daher  auch  1.  eine  Verfassungsinitiative 
und  ein  Verfassungsreferendum,  2.  eine  Gesetzesinitiative  und  ein 
Gesetzesreferendum.  Die  Verfassungsinitiative  und  das  Referendum  in 
Verfassungsfragen  sind  den  Kantonen  durch  die  Bundesverfassung  vor- 
geschrieben. Der  Artikel  6  lautet:  die  Kantone  sind  verpflichtet,  für 
ihre  Verfassungen  die  Gewährleistung  des  Bundes  nachzusuchen.  Der 
Bund  übernimmt  diese  Gewährleistung  insofern 

a)  sie  nichts  den  Vorschriften    des  Bundes  Zuwiderlaufendes   ent- 
halten j 

b)  sie  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  nach  republikanischen 
(repräsentativen  oder  demokratischen)  Formen  sichern; 

J)  Zu   den  Volksrechten    gehört   auch    das  Abberufungsrecht.     Dieses  heutigentages 
bedeutungslose  Recht  besprechen  wir  im  nächsten  Kapitel  unter  „Entlassung" 
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c)   sie    vom   Volke  angenommen  wurden    sind    und    nviunn  werden 
können,    wenn   die   absolute   Mehrheit   es   verlangt 

Die  Bundesverfassung  stellt  folglich  an  die  Kantone  die  Forderung, 
daL'i  ihre  Verfassungen  das  obligatorische  Referendum  und  die  Initiative 
in  Verfassungsfragen  enthalten  müssen.  Wie  die  Kantone  es  mit 
Referendum  und  Initiativ i  im  (iebiete  der  gewöhnlichen  Gesetzgebung 
halten  wollen,  das  überläßt  sie  ihnen.  Aber  auch  die  von  ihr  für  die 
Verfassungsgesetzgebung  aufgestellten  Forderungen  sind  so  allgemein, 
dafi  sich  gleichsam  in  den  Ausführungsbestimmungen,  welche  in  den 
kantonalen  Verfassungen  enthalten  sind,  große  Abweichungen  befinden.1) 

A.     Verfassungsreferendum   und  Verfassungsinitiative. 

Über  die  Volksinitiative  schreibt  die  Bundesverfassung  nur  vor, 
daß  zur  Revision  geschritten  werden  muß,  wenn  die  absolute  Mehrheit 
der  Wähler  es  verlangt.  Das  ist  die  Volksinitiative  im  strengen  Sinne. 
Die  absolute  Mehrheit  zu  gewinnen,  erschien  fast  unmöglich.  Es  be- 
steht daher  in  den  Verfassungen  aller  Kantone  die  Bestimmung,  daß  eine 
kleinere  Zahl,  als  die  Mehrheit,  welche  aber  immerhin  so  groß  ist, 
daß  eine  verbreitete  Unzufriedenheit  mit  der  Verfassung  angenommen 
werden  darf,  den  Anstoß  zum  Referendum  geben  kann.  Es  sind  nach 
den  verschiedenen  Verfassungen  6  bis  22  Prozent  der  Wähler  vor- 
gesehen, deren  Antrag  die  Regierung  zwingt,  das  Volk  zu  befragen,  ob 
es  eine  Revision  will.  Durch  diese  Einrichtung  kann  leicht  eine  Ver- 
wirrung der  Begriffe  entstehen,  um  so  mehr  als  dieser  der  Volks- 
initiative im  wahren  Sinne  vorangehende  Schritt  auch  Volksinitiative 
genannt  wird,  tatsächlich  ist  es  nur  die  Anregung  dazu.  Zur  Er- 
leichterung der  Revision  darf  die  Anregung  auch  von  der  Mehrheit 
des  Kantonsrates  ausgehen.  Die  Anregung  zur  Verfassungsrevision 
kann  auf  eine  totale  oder  partielle  Revision  gerichtet  sein. 

I.     Totalrevision. 

Wenn  die  Anregung  vom  Kantonsrate  ausgeht,  braucht  nicht  in 
allen  Kantonen  das  Volk  befragt  zu  werden:  Soll  eine  Revision  statt- 
finden, ja  oder  nein?  Die  gesetzgebenden  Körper  in  Zürich,  Wallis, 
Thurgau,  Graubünden,  Solothurn,  Baselstadt,  Appenzell  J.-Rh.  können 
sie  von  sich  aus  ins  Werk  setzen,  dagegen  muß  der  Kantonsrat  in 
den    anderen    Kantonen    das   Volk    befragen.      Selbstverständlich    muß 


')  Um  die  Kenntnis  der  Verfahren  hat  sich  sehr  verdient  gemacht  Stüssi  in  den 
Schriften:  Referendum  und  Initiative  im  Kanton  Zürich  1886  und  Referendum  und 
Iniüative  in  den  Schweizer  Kantonen  1893,  dann  Deploige  in  dem  von  L.  Tomn  er- 
gänzten Werke.  Die  fortlaufende  Kenntnis  der  Verfassungsänderungen  in  den  (sehr  ver- 
spätet erscheinenden)  „Supplementen"  zur  Sammlung  der  Verfassungen. 
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der  Entwurf,  der  infolge  dieses  Anstoßes  ausgearbeitet  wird,  in  beiden 
Fällen  vom  Volke  genehmigt  werden. 

Wenn  aber  der  Anstoß  von  einem  Teile  der  Wähler  ausgeht,  muß 
das  Volk  über  den  Antrag  abstimmen.  Wird  die  Mehrheit  der  Wähler 
für  ihn  gewonnen,  dann  wird  ein  Entwurf  ausgearbeitet,  über  den  das 
Volk  abstimmt.  Also  in  diesem  Falle  stets  ein  doppeltes  Referendum ; 
das  erste  wird  Vorabstimmung  genannt. 

Nur  das  Recht  der  Anregung  hat  das  Volk,  in  keinem  Kantone 
ist  es  berechtigt,  einen  Gesetzesentwurf  vorzulegen. 

IL    Partielle  Revision. 

Das  Recht,  einen  teilweise  veränderten  Verfassungsentwurf  ohne 
Vorabstimmung  der  Wähler  dem  Volke  vorzulegen,  steht  den  gesetz- 
gebenden Körpern,  soweit  es  sich  aus  der  Ferne  feststellen  ließ,  nur 
in  folgenden  Kantonen  noch  nicht  zu:  Freiburg,  den  beiden  Unter- 
waiden, Neuenburg  und  Baselland.  Im  Juni  191 2  erhielt  auch  der 
Waadter  Rat  jenes  Recht.  Die  Mehrheit  der  Kantone  will  also  für 
kleine  Änderungen  nicht  den  schwerfälligen  Apparat  der  Vorabstimmung 
ins  Werk  setzen.  Über  den  ausgearbeiteten  Entwurf  aber  stimmt  das 
Volk  ab. 

Das  Volk  hat  in  den  Kantonen  Zürich,  Schaffhausen,  Graubünden, 
Tessin,  Bern,  Solothurn  nicht  nur  das  Recht,  anzuregen,  sondern  auch 
einen  ausgearbeiteten  Entwurf  vorzulegen. 

Wenn  von  einem  Teile  der  Wähler  nur  eine  Anregung  ausgeht, 
muß  das  Volk  gefragt  werden :  Soll  eine  partielle  Revision  stattfinden, 
ja  oder  nein?  Über  diese  Anregung  stimmt  das  Volk  sofort  ab  in 
Außerrhoden,  Baselland,  Freiburg,  St.  Gallen,  Glarus,  Graubünden, 
Neuenburg,  Thurgau,  den  beiden  Unterwaiden,  Waadt,  Wallis.  Wenn 
für  diese  Anregung  bei  der  Vorabstimmung  die  Mehrheit  gewonnen 
wird,  wird  ein  Entwurf  ausgearbeitet,  der  dem  Verfassungsreferendum 
unterzogen  wird. 

In  einigen  Kantonen  hat  der  Kantonsrat  das  Recht,  bei  der  Vor- 
abstimmung eine  von  der  Anregung  abweichende  Meinung  zur  Kennt- 
nis des  Volkes  und  zur  Abstimmung  zu  bringen:  so  in  Aargau,  Basel- 
stadt, Bern,  Luzern,  Solothurn,  Zürich.  Entscheidet  sich  das  Volk  gegen 
den  Kantonsrat,  dann  muß  er  den  gewünschten  Entwurf  ausarbeiten 
und  dem  Verfassungsreferendum  unterbreiten.  Der  Kantonsrat  ist  offen- 
bar in  der  Lage  des  Polonius,  der  seine  Ansicht  nach  der  Laune  des 
Herrn  wechselt. 

In  allen  Kantonen,  welche  dem  Volke  das  Recht  geben,  einen 
ausgearbeiteten  Entwurf  vorzulegen,  ist  der  Kantonsrat  berechtigt,  zu- 
gleich einen  Gegenentwurf  dem  Referendum  zu  unterwerfen.  Das  Volk 
entscheidet  sich  für  eine  der  beiden  Vorlagen.     In  diesem  Falle  findet 
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nur  eine  Abstimmung  statt,  das  Verfassung  referendum;  Vorabstimmung 
und  Verfassungsreferendum  fallen  gleichsam  zusammen. 

Einige  bes lere  Bestimmungen  seien   hinzugefügt    Im  1*  alle  der 

Anregung  der  Verfassungsrevision  vom  Großen  k.it<  mufi  in  Bern  sieb 
eine  Zweidrittelmajoritäl  fiir  sie  ausgesprochen  haben,  und  in  ver- 
schiedenea  Kantonea  muß  eine  längere  Zeit  /wischen  der  ersten  und 
/weilen  Lesung  verlaufen.  Hierin  spricht  sich  die  Überzeugung  von 
einer  höheren  Wichtigkeit  der  Verfassungsgesetzgebung  aus,  die  be- 
dächtig vorgenommen   werden  soll. 

B.    Gesetzes  referendum  und  Gesetzes  initiative. 

I.     Das  Referendum. 

In  einigen  Kantonen  besteht  bekanntlich  das  obligatorische,  in 
anderen  das  fakultative  Referendum.  Wo  das  fakultative  eingeführt  ist, 
muß  innerhalb  der  vom  Gesetze  bestimmten  Frist  eine  vom  Gesetze 
geforderte  Zahl  von  Unterschriften  von  Aktivbürgern,  die  es  verlangen, 
zusammengebracht  werden.  Wird  diese  Zahl  nicht,  oder  wird  sie  nicht 
in  der  vorgeschriebenen  Frist  erreicht,  dann  findet  das  Referendum 
nicht  statt.  In  Luzern  z.  B.  müssen  5000  stimmfähige  Bürger  das  fakul- 
tative Referendum  innerhalb  40  Tagen  nach  Erlaß  eines  Gesetzes  durch 
den  Großen  Rat  verlangen.  Nachdem  das  Begehren  in  beglaubigter 
Form  an  der  zuständigen  Stelle  abgegeben  ist,  muß  die  Vorlage  4  Wochen 
später  dem  Volke  vorgelegt  werden.  Die  Prozentsätze  schwanken 
zwischen  8  °/0  (St.  Gallen)    und   i9°/0  (Genf)   der   Stimmberechtigten.1) 

In  den  pseudorepräsentativen  Kantonen  mit  fakultativem  Referen- 
dum tritt  folglich  der  repräsentative  Charakter  der  Verfassung  wieder 
hervor,  wenn  eine  Abstimmung  des  Volkes  nicht  gefordert  wird.  Dann 
ist  die  Entscheidung  der  Volksvertretung  endgültig.2) 

Da  nun  tatsächlich  in  diesen  Kantonen  die  Abstimmungen  seltener 


*)  Schollenberger  S.  70. 

a)  Zur  Verdeuüichung  seien  die  bezüglichen  Bestimmungen  1.  eines  Kantons  mit 
obligatorischem  (Zürich  1869)  und  2.  eines  anderen  mit  fakultativem  (Luzern  1890)  an- 
geführt. 

I.  Die  Staatsgewalt  beruht  auf  der  Gesamtheit  des  Volkes.  Sie  wird  unmittelbar 
durch  die  Aktivbürger  und  mittelbar  durch  die  Behörden  und  Beamten  ausgeübt. 
(Art.  1.) 

Das  Volk  übt  die  gesetzgebende  Gewalt  unter  Mitwirkung  des  Kantonsrates  aus. 
(Art.  28.) 

Alljährlich  zweimal,  im  Frühling  und  im  Herbst,  findet  die  Abstimmung  des  Volkes 
über  die  gesetzgeberischen  Akte  des  Kantonsrates  statt  (Referendum),  In  dringenden 
Fällen  kann  dieser  eine  außerordentliche  Abstimmung  anordnen.  —  Der  Volksabstimmung 
sind  zu  unterstellen:  I.  alle  Verfassungsänderungen,  Gesetze  und  Konkordate ;  2.  diejenigen 
Beschlüsse  des  Kantonsrates,  welche  derselbe  nicht  endgültig  zu  fassen  befugt  ist.  (Aus 
Art.  30.)  Nach  Art.  31  kommt  dem  Kantonsrate  zu:  die  endgültige  Entscheidung  über 
Hasbach,  Die  moderne  Demokratie    2.  Auflage.  IO 
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sind,  als  in  denen  mit  obligatorischem  Referendum,  so  haben  sich  in 
ihnen  die  gesetzgebenden  Körper  eine  höhere  Bedeutung  bewahrt,  als 
in  jenen.  Freilich  im  staatsrechtlichen  Sinne  besteht  kein  Unterschied, 
das  Volk  übt  seine  Rechte  nicht  aus,  wenn  es  auf  das  Referendum 
verzichtet. 

Wann  findet  das  Gesetzesrefendum  in  den  Kantonen  mit  obligatori- 
schem Referendum  statt?  Es  werden  bestimmte  Tage  anberaumt,  an 
denen  das  Volk  über  alle  Gesetzentwürfe  des  Kantonsrates  abstimmt, 
z.  B.  in  Zürich  einmal  im  Frühling,  einmal  im  Herbst.  Dem  Volke  ist 
von  der  Regierung  Gelegenheit  gegeben  worden,  die  Gesetzentwürfe 
kennen  zu  lernen,  und  zur  Erleichterung  des  Verständnisses  hat  sie 
eine  Botschaft  über  die  Absichten  des  Gesetzgebers  verbreitet.  In  den- 
jenigen Kantonen,  welche  zuerst  (1863 — 1870)  das  obligatorische  Re- 
ferendum einführten,  besteht  (mit  Ausnahme  von  Bern)  der  Stimmzwang ; 
nur  in  Zürich  ist  die  Stellvertretung  bei  der  Abstimmung  gestattet. 
Hier  ist  auch  das  Abstimmen  schon  am  Abend  vor  dem  Stimmtage 
gestattet,  der  gewöhnlich  ein  Sonntag  ist,  da  an  diesem  Tage  viele 
Bürger  Ausflüge  machen. 

Es  muß  nun  daran  erinnert  werden,  daß  das  Wort  Gesetzesrefe- 
rendum zu  eng  ist,  denn  dem  Referendum  müssen  nicht  nur  Gesetze, 
sondern  auch,  wie  die  Verfassung  es  vorschreibt,  Verträge,  Konkordate, 
Dekrete,  Beschlüsse  unterworfen  werden.  Unter  den  Beschlüssen  sind 
von  besonderer  Wichtigkeit  diejenigen,  welche  sich  auf  das  Finanz- 
wesen beziehen,  die  Finanzbeschlüsse;  das  auf  sie  angewandte  Refe- 
rendum heißt  Finanzreferendum.  Ihm  unterliegt  nicht  etwa  das  Budget, 
wohl  aber  Staatsrechnung,  einzelne  Einnahmen,  außerordentliche  Aus- 
gaben. 

Merkwürdigerweise  können  auch  die  gesetzgebenden  Körper  in 
mehreren  Kantonen  von  sich  aus  ein  Referendum  anordnen.  Es  wird 
überwiegend  ungünstig  beurteilt,  denn  es  werde,  wie  Hilty  schrieb,  nur 
in  drei  Fällen  angewandt:  wenn  die  Abgeordneten  sich  ihrer  Verant- 
wortlichkeit entledigen  wollten,  wenn  sie  sicher  seien,  daß  der  Gesetz- 
entwurf werde  angenommen  werden  oder,  wenn  sie  gegen  Neigung  und 
bessere  Überzeugung  gestimmt  hätten.  Dieselbe  Erscheinung  und  das- 
selbe Urteil  in  den  Einzelstaaten  der  Union,  wie  wir  gleich  sehen 
werden. 

Endlich  sei  das  Verwunderliche  erwähnt,  daß  bisweilen  von  einem 


neue  einmalige  Ausgaben  bis  zu  250000  Franken  und  neue  wiederkehrenden  Ausgaben  bis 
20  000  Franken. 

2.  Das  souveräne  Volk  übt  seine  Souveränetätsrechte  teils  unmittelbar  durch  seine 
stimmfähigen  Bürger  selbst  aus,  teils  überträgt  es  deren  Ausübung  seinen  Stellvertretern 
(§  30).  Der  von  den  Wahlkreisen  gewählte  große  Rat  übt  im  Namen  des  Souveräns- 
innert  den  verfassungsmäßigen  Schranken  die  gesetzgebende  Gewalt  aus  (§  45). 
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Referendum  in  den  I  .anderk.mt«  im  n  gesprochen  wird,  wo  der  l.and- 
rgt  die  ,, stellvertretende  m-set/gebende  1  'x  In  >rdc"  ist.  Wenn  uh-r  die 
von    ihm    in    Vertretung    erlassenen  Gesetzt-    na<  lit rajdi«  li    vom  Volke    . 1 1  ■  - 

gestimmt  wird,  entsteht  eine  Art  Referendum. 

11.     1  )ie   (  K-set/.esinitiative. 

Wir  heben,  da  sie  sich  nicht  wesentlich  von  der  Verfassungs- 
initiative unterscheidet,  nur  das  Abweichende  hervor.  Sie  besteht  in 
allen  Kantonen,  mit  Ausnahme  von  Freiburg,  Wallis  und  Schwyz,  und 
unterscheidet  sich  in  ihnen  nur  durch  den  Umfang:  ob  sie  sich  auf 
Gesetze  beschränkt,  oder  auch  auf  Beschlüsse  usw.  ausgedehnt  ist.  Die 
Einzclinitiative  besitzen  nicht  nur  die  Landsgemeindekantone,  mit  Aus- 
nahme von  Außerrhoden,  sondern  auch  Zürich.  Hier  muß  aber  der 
einzelne  von  einem  Drittel  der  Kantonsräte  unterstützt  werden.  Das 
Gewöhnliche  ist  die  Masseninitiative.  In  allen  Kantonen,  wo  sie  dem 
Volke  zusteht,  ist  es,  sowohl  zur  Anregung,  wie  zur  Vorlegung  eines 
ausgearbeiteten  Gesetzentwurfes  berechtigt.  Der  gesetzgebende  Körper 
aber  ist  in  den  meisten  Kantonen  befugt,  die  Anregung  zu  begutachten, 
oder  einen  eigenen  Antrag  dem  Volke  vorzulegen.  Die  weiteren  Vor- 
gänge sind  bekannt.  Es  ist  folglich  im  Gebiete  der  Gesetzesinitiative 
den  gesetzgebenden  Körpern  ein  stärkerer  Einfluß  zugestanden,  als  auf 
dem  der  Verfassungsinitiative. *) 

C.    Die  Volksgesetzgebung  im  Bunde. 

Zu  den  pseudorepräsentativen  Demokratien  gehört  auch  der 
Schweizer  Bundesstaat.  Die  dem  Volke  im  Bereich  der  Gesetzgebung 
zustehenden  Rechte  sind  das  obligatorische  Verfassungsreferendum,  das 
fakultative  Bundesgesetzreferendum,  die  Volksinitiative,  sowohl  für  die 
Totalrevision,  wie  für  die  partielle  Reform  der  Bundesverfassung. 

Selbstverständlich  hat  auch  die  Bundesversammlung  die  Verfassungs- 
initiative. Wie  wirken  nun  Versammlungsinitiative  und  Volks- 
initiative zusammen?  Sprechen  wir  zuerst  von  der  Initiative  der 
Bundesversammlung,  die  aus  Nationalrat  und  Ständerat  besteht!  Zwei 
Fälle  sind  denkbar:  daß  Nationalrat  und  Ständerat  dieselbe  Überzeugung 


')  „Der  Große  Rat  kann  seine  Ansicht  sowohl  über  die  einfache  Anregung,  welcher 
er  nicht  von  sich  aus  entspricht,  als  über  den  ausgearbeiteten  Entwurf  den  Stimmberech- 
tigten in  einer  Botschaft  zur  Kenntnis  bringen."     Bern,  Art.  9. 

„Die  Anregung,  beziehungsweise  der  Entwurf,  ist  vor  der  Abstimmung  immer  dem 
Kantonsrate  zu  begutachtender  Beschlußfassung  zu  unterbreiten."     Zürich,  Art.  29. 

„Dem  Großen  Rate  steht  das  Recht  zu,  neben  dem  von  den  Initianten  gemachten 
Vorschlage  gleichzeitig  eigene  Anträge  auf  Verwerfung  des  Vorschlages  oder  auf  eine 
abgeänderte  Fassung  desselben  zu  stellen."     St.  Gallen,  Art.  49. 

10* 
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von  der  Reformbedürftigkeit  der  Verfassung  haben  und  daß  sie  eine 
entgegengesetzte  vertreten.  Wir  müssen  weiter  unterscheiden  zwischen 
Total-  und  Partialrevision. 

I.  Totalrevision. 

Die  Initiative  geht  von  der  Bundesversammlung  aus.  Stimmen 
Nationalrat  und  Ständerat  über  die  Notwendigkeit  einer  Totalrevision 
überein,  dann  arbeiten  sie  einen  Entwurf  aus,  der  dem  Referendum 
unterzogen  wird. 

Wenn  eine  Abteilung  der  Bundesversammlung  die  Totalrevision 
beschließt,  die  andere  aber  nicht  zustimmt,  dann  muß  das  Volk  befragt 
werden,  ob  eine  Totalrevision  stattfinden  soll,  die  sogenannte  Vorab- 
stimmung. Wird  die  Frage  bejaht,  dann  werden  Nationalrat  und  Stände- 
rat neu  gewählt,  und  die  neue  Versammlung  entwirft  eine  Verfassung, 
über  die  ein  (zweites)  Referendum  stattfindet. 

Das  Volk  ergreift  die  Initiative.  Wenn  50000  Schweizer  Bürger 
die  Totalrevision  fordern,  dann  wiederholen  sich  die  vorher  beschriebenen 
Vorgänge.  Es  findet  ein  erstes  Referendum  (die  Vorabstimmung)  statt, 
das  Volk  wird  gefragt,  soll  eine  Revision  stattfinden,  ja  oder  nein? 
Antwortet  das  Volk  ja,  dann  werden  Nationalrat  und  Ständerat  neu 
gewählt,  und  sie  arbeiten  einen  Entwurf  aus,  der  dem  (zweiten)  Refe- 
rendum unterzogen  wird. 

Antwortet  in  diesen  beiden  Fällen  das  Volk  bei  der  Vorabstimmung 
nein,  dann  ist  die  Aktion  selbstverständlich  zu  Ende. 

II.  Partialrevision. 

Wenn  die  Initiative  von  der  einigen  Bundesversammlung  ausgeht, 
ist  das  Verfahren  dem  entsprechenden  der  Totalrevision  gleich;  der 
zweite  Fall  der  Uneinigkeit  ist  in  der  Bundesverfassung  nicht  vor- 
gesehen. Der  Fall  der  Volksinitiative  ist  verwickelter,  weil  das  Volk 
sowohl  eine  Partialrevision  anregen  als  auch  einen  Gesetzentwurf  vor- 
legen kann.  Hier  wie  dort  müssen  50000  Unterschriften  für  die 
Initiative  aufgebracht  werden. 

1.  Allgemeine  Anregung  des  Volkes. 

Die  Bundesversammlung  ist  mit  ihr  einverstanden ;  sie  arbeitet  einen 
den  Wünschen  der  Initianten  entsprechenden  Entwurf  aus  und  bringt 
ihn  zur  Abstimmung  des  Volkes. 

Sie  ist  nicht  mit  ihr  einverstanden.  Dann  muß  ein  Referendum 
darüber  stattfinden,  ob  eine  Revision  ausgeführt  werden  soll.  Ant- 
wortet das  Volk  ja,  dann  arbeitet  die  bestehende  Bundesversammlung, 
nicht  etwa  eine  neugewählte,  den  gewünschten  Entwurf  aus  und  bringt 
ihn  zur  Abstimmung.     Hier  tritt  wieder   hervor,   wie   sehr   die  Volks- 
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initiative  den  gesetzgebenden  Körper  nicht  nur  zum  Agenten  des 
Volkes,  sondern  zu  seinem  Diener  herabgedrückt  hat.  Über  diesen 
s;k  rificio  dell'inU-lrtto  hilft  die  Theorie  hinweg,  daß  jeder  sich  der 
Souveranctät  des  Volkes  beugen  müsse. 

2.  Die  Initianten  legen  einen  Gesetzentwurf  vor. 

Die  Bundesversammlung  ist  mit  ihm  einverstanden;  sie  bringt  ihn 
zur  Volksabstimmung. 

Sie  ist  nicht  mit  ihm  einverstanden.  Dann  steht  es  ihr  frei,  dem 
Volke  vorzuschlagen,  den  Entwurf  abzulehnen,  oder  einen  Gegenentwurf 
auszuarbeiten.  Vorschlag  bezüglich  Entwurf  werden  dann  zugleich  mit 
dem   Gesetzentwurf  der  Initianten  dem   Referendum  unterbreitet. 

Derjenige  Zug,  welcher  die  Verfassungsrevision  im  Bunde  wesent- 
lich von  derjenigen  im  Kanton  unterscheidet,  ist  die  Notwendigkeit, 
daß  beim  (zweiten)  Referendum  sich  nicht  nur  eine  Mehrheit  der 
Wähler,  sondern  auch  der  Kantone  für  den  Entwurf  aussprechen  muß, 
wenn  er  zur  Annahme  gelangen  soll. 

Aus  diesem  Grunde  werden  erstens  die  Stimmen  sämtlicher  Schweizer 
Bürger  und  zweitens  diejenigen  der  Kantonsbürger,  welche  sich  an  der 
Abstimmung  beteiligt  haben,  für  sich  gezählt.  Dagegen  können  sich 
die  Kantone  nicht  an  der  Vorabstimmung  beteiligen ;  sie  werden  nicht 
gefragt,  ob  eine  Revision  stattfinden  soll  oder  nicht.  Um  so  mehr  ist 
ihr  Antragsrecht  ausgestaltet;  sie  können  es  nicht  nur  im  Ständerate 
zur  Geltung  bringen,  sondern  auch  „durch  Korrespondenz  ausüben". 
Das  Antragsrecht  hat  weiter  der  Bundesrat,  da  in  der  Schweiz  einer 
der  amerikanischen  ähnliche  Gewaltenteilung  nicht  besteht.  Und  nicht 
nur  steht  jedem  der  beiden  Räte,  sondern  auch  jedem  Mitglied  derselben 
das  Vorschlagsrecht  zu. 

Wir  gehen  nun  zum  Bundesgesetzreferendum  über,  welches 
wir  kurz  erledigen  können,  da  es  sich  nicht  wesentlich  von  dem  kan- 
tonalen unterscheidet.  Ihm  unterliegen  nicht  nur  Bundesgesetze,  sondern 
auch  „allgemein  verbindliche  Bundesbeschlüsse,  die  nicht  dringlicher 
Natur  sind".  Die  Entscheidung  darüber,  was  dringlicher  Natur  ist, 
sieht  bei  der  Bundesversammlung;  die  Vertreter  der  Volksrechte  be- 
klagen sich  darüber,  daß  die  Versammlung  dem  Volke  willkürlich 
seine  Befugnisse  kürzen  könne.  Das  Referendum  muß  von  30000 
stimmberechtigten  Bürgern  oder  von  acht  Kantonen  verlangt  werden, 
und  zwar  innerhalb  90  Tagen  nach  der  Veröffentlichung  des  Gesetz- 
entwurfes im  Bundesblatte.  Die  großen  Schwierigkeiten  für  die  Oppo- 
sition in  den  gesetzgebenden  Körpern  von  acht  Kantonen  in  einer 
außerordentlichen  Sitzung,  die  eigens  zu  diesem  Zwecke  zusammen- 
berufen werden  müßte,   die  Mehrheit   für   ein    kantonales  Begehren  zu 
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erlangen,  haben  die  Tätigkeit  der  Kantone  auf  diesem  Gebiete  lahm- 
gelegt. x) 

Die  Vornahme  der  Verfassungsrevision  wird  in  den  Kantonen, 
wenn  sie  vom  Volke  gefordert  wird,  nicht  immer  dem  amtenden 
Kantonsrate,  sondern  bald  diesem,  bald  einem  neu  zu  wählenden,  bald 
einem  besonderen  Verfassungsrate  zugewiesen.  Die  Verfassung  enthält 
gewöhnlich  hierüber  eine  Bestimmung.  Sie  überläßt  die  Entscheidung 
dem  Volke  in  Außerrhoden,  Baselland,  Bern,  Neuenburg,  Unterwaiden, 
Schaffhausen,  St  Gallen,  Tessin,  Wallis,  Zug;  gleichfalls  in  Glarus  und 
Graubünden,  nur  daß  hier  das  Volk  bloß  die  Wahl  zwischen  dem  alten 
oder  einem  neuen  Großen  Rate  hat.  Das  Volk  trifft  seine  Entscheidung 
hierüber  bei  der  Vorabstimmung.  In  anderen  Kantonen  entscheidet 
die  Verfassung  die  Frage  selbst,  wohl  meistens  zugunsten  eines  Ver- 
fassungsrates ;  in  Zürich  zugunsten  eines  neu  zu  wählenden  Kantonsrates. 
In  Baselstadt  ist  die  Entscheidung  dem  Kantonsrat  übertragen,  wenn 
es  sich  um  eine  Partiahevision  handelt,  dem  Volke,  wenn  eine  Total- 
revision beabsichtigt  ist.  Wenn  die  Verfassung  nichts  anderes  bestimmt, 
übernimmt  sie  der  Kantonsrat.2) 

Wenn  es  gestattet  ist,  sich  ein  Urteil  über  die  vielgestaltige  Praxis 
zu  bilden,  dann  dürfte  der  folgende  Eindruck  niedergeschrieben  werden : 
der  Verfassungsrat  tritt  häufiger  bei  Totalrevisionen  als  bei  partialen  auf. 

Dagegen  werden  im  Bunde,  wie  man  gesehen  hat,  Verfassungs- 
revisionen entweder  von  der  alten  oder  der  neuen  Bundesversammlung 
vorbereitet.3) 

D.    Beurteilung  der  Volksgesetzgebung. 

Wir  haben  die  Einrichtungen  der  Schweizerischen  Volksgesetz- 
gebung so  ausführlich  dargestellt,  damit  der  Leser  einen  Maßstab  be- 
sitze, den  er  an  die  folgenden  Urteile  anlegen  könne;  er  soll  nicht  den 
Eindruck  gewinnen,  daß  wir  ihm  unsere  Auffassung  aufdrängen  wollten. 

Erstens  wird  er  verstehen,  weshalb  es  nicht  das  Referendum  ist, 
welches  die  Geister  am  meisten  entzweit,  sondern  die  Initiative,  und 
zwar  die  Initiative  in  der  Form  des  ausgearbeiteten  Entwurfes.  Es 
wird   allgemein   zugestanden,    daß    sie    weniger   Bürgschaften   für   eine 


l)  Deploige-Tomn,  S.   154. 

*)  Schollenberger,  Grundriß  I  65. 

*)  Die  sehr  interessanten  Debatten  über  die  Zweckmäßigkeit  eines  Verfassungsrates 
bei  der  Beratung  des  Entwurfes  der  Bundesverfassung  bei  Curti  a.  a.  O.  S.  186  f.  Der 
Verfassungsrat  nach  amerikanischem  Muster,  wandten  die  Gegner  ein,  passe  nicht  für 
den  Schweizer  Bund,  weil  er  das  kantonale  Element  beseitige.  —  Dnbs  hielt  ihn  neben 
der  Bundesversammlung  für  unpraktisch,  da  er  das  kaum  geborene  Kind  anderen 
Händen  zur  Auferziehung  überlassen  müsse.  Die  Schweizer  Demokratie  in  ihrer  Fort- 
entwicklung, S.   10. 
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gesunde  Gesetzgebung  bietet;  sls  eine  gesetzgebende  Versammlung. 
„Wenn  chic  Direktion  des  Regierungsrates  es  für  nötig  findet;  einen 
gesetzgeberischen  Vorschlag  zu  machen",  schrieb  Stüssi,  „so  nimmt  sie 

zunächst  den  Beirut  von  Experten  in  Anspruch.  Der  in  reiflicher  Bc 
ratung  von  Sachverständigen  redigierte  Entwurf  gelangt  an  den  Ke- 
gicrungsr.it,  der  demselben  wiederum  zwei  Lesungen  angedeihen  laut. 
I  )cr  Kantonsrat  weist  die  Vorlage  des  Regierungsrates  an  eine  Kom- 
mission, laßt,  nachdem  diese  ihre  wohlerwogenen  Abänderungsanträge 
gestellt,  eine  eingehende  Beratung  über  das  Gesetz  ergehen  und  stellt 
dann  das  so  bereinigte  Gesetz  erst  noch  der  Redaktionskommission  zur 
Anlegung  der  letzten  Feile  zu  .  .  .  Bei  der  Volksinitiative  von  alledem 
nichts.  Da  mutet  man  dem  außer  dem  Getriebe  der  Verwaltung 
stehenden,  mit  der  Gesetzgebung  und  deren  Formen  nur  teilweise  ver- 
trauten Einzelinitianten  zu,  daß  er  beim  ersten  Wurf  den  Nagel  auf 
den  Kopf  treffe." J) 

Als  die  Volksinitiative  eingeführt  wurde,  nahm  man  an,  daß  die 
Schwierigkeit,  die  insbesondere  im  Bunde  erforderliche  beträchtliche 
Stimmenzahl  zusammenzubringen,  die  leichtsinnige  und  gefährliche  Aus- 
nutzung des  neuen  Rechtes  verhindern  würde,  aber  die  Erfahrung  hat 
diese  Annahme  in  manchen  Fällen  widerlegt.  Manche  gaben  ihre 
Unterschrift  aus  Gefälligkeit,  andere  aus  demokratischen  Doktrinarismus, 
die  Initianten  nahmen  Sammler  an,  welche  für  jede  Unterschrift  zehn 
bis  zwanzig  Rappen  erhielten.  Erfahrene  haben  auch  von  der  Be- 
lästigung berichtet,  welche  ihre  Freunde  und  Bekannten  ausgesetzt 
seien;  ohne  mit  dem  Gesetzentwurf  bekannt  zu  sein,  sahen  sie  sich  um 
ihrer  Ruhe  willen  gezwungen,  ihre  Unterschrift  herzugeben,  ja  Frauen 
wurden  ersucht,  für  ihre  Männer  und  Söhne  zu  unterzeichnen. 

Insbesondere  im  Bundesstaate  birgt  diese  Art  Volksinitiative  große 
Gefahren  in  sich.  Es  ist  noch  nicht  gelungen,  die  Gesetzesinitiative  zu 
erobern,  dagegen  ist  die  Initiative  im  Bereich  der  Partialrevision  der 
Verfassung  gestattet,  wie  man  sich  erinnern  wird.  Da  das  Wort  Ver- 
fassung nicht  definiert  ist,  so  können  die  Initianten  ganz  andere  Be- 
gehren als  auf  die  Verfassung  bezügliche  unter  der  Maske  von  Ver- 
fassungsreformen in  sie  einschmuggeln.  Bald  nachdem  das  Recht  er- 
rungen war,  wurde  es  eifrig  angewandt.  Das  Schächtverbot  war  von 
83159  Initianten  verlangt  worden,  am  20.  August  1893  wurde  es  von 
191  527  Stimmen  und  11  x/2  Kantonen  angenommen;  127  101  Stimmen 
und  iox/2  Kantone  hatten  es  verworfen.  Im  Jahre  1894  folgte  das 
Initiativbegehren  für  das  Recht  auf  Arbeit.  52387  Bürger  hatten  ihre 
Unterschrift  hergegeben;  die  Freunde  des  Entwurfes  brachten  es  am 
3.  Juni  1894  auf  75880   Stimmen,   aber   die  Gegner  hatten  die  Ange- 


l)  Referendum  und  Initaüve  im  Kanton,  Zürich,  1886,  S.  81. 
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legenheit  so  ernst  genommen,  daß  sie  ein  Heer  von  308  289  Anhängern 
aufzustellen  vermochten,  und  alle  Kantone  waren  auf  ihrer  Seite.  Dann 
kam  am  4.  November  1894  der  Beutezug;  die  Föderalisten  forderten 
vom  Bunde  die  Herauszahlung  an  die  Kantone  von  2  Franken  für  den 
Kopf  der  Bevölkerung  aus  den  Zollreineinnahmen.  Diese  Zollinitiative 
hatte  67828  Stimmen  auf  sich  vereinigt;  145  462  Stimmen  und  8x/8 
Kantone  nahmen  sie  an,  350639  Stimmen  und  13  ij%  Kantone  ver- 
warfen sie.  Aus  diesen  Zahlen  ist  zu  ersehen,  wie  gewaltig  das  Ringen 
war,  wie  groß  in  den  beiden  letzten  Fällen  die  Anstrengungen  sein  mußten, 
um  die  Gegner  niederzuwerfen. 

Es  ist  weiter  klar,  daß  die  Initiative  eine  andere  und  frühere  Form 
der  Volksgesetzgebung,  nämlich  das  fakultative  Referendum,  überflüssig 
macht  (wie  dieses  und  die  Initiative  die  Abberufung  des  Kantonsrates 
überflüssig  machen).  Die  Initiative  hat  vor  ihm  sogar  voraus,  daß  für 
sie  keine  Frist  vorgesehen  ist,  innerhalb  deren  sie  gültig  ist  und  De- 
krete, welche  wegen  ihrer  Dringlichkeit  dem  Referendum  entzogen  worden 
sind,  von  ihr  erreicht  werden  können;  sie  ist  folglich  wirkungsvoller. 
Endlich  ist  sie  die  Krönung  der  Volksgesetzgebung.  Das  obligatorische 
Referendum  hatte  das  Gleichgewicht  zwischen  Kammer  und  Volk  her- 
gestellt, ihr  stand  die  Initiative,  ihm  die  Entscheidung  zu.  Die 
Einführung  der  Initiative  hat  den  politischen  Schwerpunkt  verschoben, 
wie  Deploige  treffend  ausführt.  Die  Kammer  „hat  aufgehört,  ein  not- 
wendiger Bestandteil  der  Gesetzgebungsmaschine  zu  sein.  Das  Volk 
kann  von  jetzt   an    Gesetze    geben    ohne    sie,    trotz    ihr,    gegen    sie". *) 

Zweitens  wird  niemand  daran  zweifeln,  daß  die  Volksgesetz- 
gebung sich  nicht  in  so  einfachen  Formen  abspielt,  wie  uns  gewöhn- 
lich geschildert  wird.  Wenn  wir  die  Schriften  ihrer  Vorkämpfer  lesen, 
welche  über  die  Vorgänge  rasch  hinweggehen,  sollten  wir  glauben,  es 
sei  nur  erforderlich,  daß  das  Volk  einmal  oder  zweimal  im  Jahre  an 
einem  Sonntag  zusammentrete,  um  einen  Zettel  in  die  Urne  zu  werfen. 
Man  wird  sich  aber  überzeugt  haben,  daß  das  fakultative  Referendum; 
besonders  aber  die  Initiative  mit  ihren  zwei  Arten  als  Anregung  und 
ausgearbeiteter  Entwurf  und  mit  den  sich  daran  anschließenden  Ur- 
teilen und  Gegenentwürfen  der  Bundes-  und  Kantonsversammlungen, 
endlich  mit  der  hieraus  hervorgehenden  Parteiagitation  dem  Lande  sehr 
viel  Zeit  kostet  und  die  Leidenschaften  aufwühlt.  Die  Geldkosten  für 
den  Staat,  darin  hat  Th.  Curti  recht,  sind  nicht  hoch,2)  aber  die 
Kosten  für  die  Parteien  und  die  Bürger  sind  manchmal  sehr  be- 
trächtlich. 


*)  Deploige-Tomn,  S.   193. 

2)  Th.  Curti,  Die  Resultate  des  Schweizerischen  Referendums,  2.  A.  191 1,  S.  72J 
Für  den  Uund  berechnet  er  die  Kosten  einer  Abstimmung  auf  I — 4  Rappen  auf  den 
Kopf,  für  Kanton  auf  1 — 2,  für  Gemeinde  auf  4 — 7. 
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Drittens.  Wenn  nun  diese  Aufregungen  in  Kanton  und  Hund 
rasch  aufeinanderfolgen,  vielleicht  noch  gefördert  durch  die  Wahlen,  l) 
dann  entwickelt  sich  eine  Stimmung,  welche  die  größte  Schweizerische 

Zeitung  so  schildert:  „Da  wird  denn  der  Burger  der  ausgebildeten 
Demokratie  so  oft  um  seine  Meinung  befragt,  daß  er  sein  Mitsprache- 
recht, das  ihm  hingegangene  Geschlechter  nach  langem,  hartem  Kampfe 
erobert,  als  lästige  Pflicht  betrachtet,  deren  er  sich  gern  zu  entschlagen 
sucht,  wenn  er  nicht  vorzieht,  seinem  Ärger  durch  ein  Nein  Luft  zu 
machen".2)  Es  entsteht  die  sogenannte  Gesetzesmüdigkeit.3)  Vor 
einiger  Zeit  erging  an  einen  Kantonsrat  der  östlichen  Schweiz  die 
dringende  Bitte,  nur  keine  Gesetze  mehr  zu  verabschieden,  der  Bitte 
des  Souveräns  kamen  die  Kommissare  sofort  nach.  —  Welche  Zer- 
rüttung würde  die  Einführung  des  Referendums  in  einem  großen  Bundes- 
staat, wie  Deutschland,  herbeiführen? 

Viertens  wird  allgemein  zugestanden,  daß  mit  der  Ausdehnung 
der  Volksrechte,  insbesondere  der  formulierten  Volksinitiative,*)  die 
politische  Unfreiheit  des  Volkes  gewachsen  ist,  es  ist  die  der  Demo- 
kratie eigentümliche  Abhängigkeit  von  der  Partei,  ihren  Führern,  den 
Berufspolitikern,  Drahtziehern,  Vertrauensmännern  oder  wie  sie  heißen 
mögen.     Ein   sehr   großer  Teil   des  Volkes   ist   unfähig,    verwickeitere 


')  Zur  Veranschaulichung:  Am  4.  Februar  1912  hatten  die  Bürger  Zürichs  ab- 
zustimmen über  die  eidgenössische  Kranken-  und  Unfallversicherung  (Ij,  zu  wählen  ein 
Mitglied  des  Regierungsrates  (2),  des  Bezirksgerichtes  (3),  des  Kantonsrates  (4) ;  dazu 
kamen  Lehrerwahlen  (5).  —  In  Herisau  (Appenzell  A.-Rh.)  wählen  die  Bürger  jedes 
dritte  Jahr  am  Sonntag  nach  der  Landsgemeinde  62  Beamte. 

2)  N.  Z.  Z.   191 1,  No.  362,  I.  Bl. 

s)  „Werden  Gesetze  verworfen,  obschon  die  Vorbedingungen  für  die  Abstimmung 
derartige  waren,  daß  in  normalen  Zeiten  die  Annahme  sicher  hätte  sein  müssen,  so  bleibt 
oft  nur  die  allgemeine  Erklärung:  Das  Volk  ist  gesetzesmüde.  Im  Frühling"  (nach 
einer  ungünstigen  Abstimmung)  „wollte  man  noch  nicht  glauben,  daß  beim  Bündnervolk 
dieser  wenig  erfreuliche  Zustand  eingetreten  sei ;  jetzt  aber  bleibt  wenig  Raum  für 
Zweifel  daran  übrig  .  .  .  Das  Enteignungsgesetz,  das  am  23.  Oktober  mit  an- 
sehnlicher Mehrheit  verworfen  worden  ist,  war  von  keiner  Partei  angefochten,  gegenteils 
von  allen  Parteikomitees  und  Delegiertenversammlungen  als  gutes  und  notwendiges  Ge- 
setz warm  zur  Annahme  empfohlen  worden,  und  dessen  ungeachtet  dieses  Ergebnis,  das 
noch  hinter  dem  zurücksteht,  welches  dem  revidierten  Jagdgesetz  beschieden  war!  .  .  ." 
N.  Z.  Z.  No.  298,  3.  Morgenblatt,   1910. 

*)  Die  Gesetzentwürfe  würden  dem  Volke  vorgelegt  von  „comites  irresponsables 
et  souvent  inconnus,  soumettant  directement  au  people  des  redactions  toutes  faites,  si 
incoherentes  quelles  puissent  etre.  C'est  lä  quest  l'exces,  lä  que  commence  l'avene- 
ment  de  la  demagogie,  c'est-ä-dire  d'un  regime  dans  lequel  les  clubs  ont  autant  et  meme 
plus  d'iraportance  que  le  gouvernement  regulier  du  pays."  Numa  Droz,  La  Suisse 
jugee  par  un  Americain,  Bibliotheque  Universelle,  t.  65,  1895.  ^er  Kanton  Freiburg 
nahm  zum  Nationalratsproporz  im  Jahre  1911  eine  ganz  andere  Stellung  ein,  als  im 
Jahre  1900.  Dies  wurde  dem  Einflüsse  des  katholischen  Parteiführers  Python  zuge- 
schrieben. 
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Gesetze  zu  verstehen,  ihre  voraussichtlichen  Wirkungen  zu  erkennen, 
es  wird  notwendig,  es  aufzuklären,  zu  beeinflussen,  den  Einfluß  des 
Gegners  zu  brechen.  Und  damit  wächst  die  Macht  der  Parteiorgani- 
sationen und  der  Demagogen.     Le  peuple  regne,  mais  ne  gouverne  pas. 

Fünftens.  Auch  darüber  besteht  Übereinstimmung,  daß  die 
Volksgesetzgebung  nicht  selten  den  Fortschritt,  wenn  nicht  hemmt,  so 
doch  verlangsamt.  Gesetzentwürfe  sind  trotz  aller  Anstrengungen  nicht 
angenommen  worden;  es  wäre  selbstverständlich  unmöglich,  dieselbe 
Frage  sofort  wieder  aufzuwerfen ;  eine  gewisse  Zeit  muß  vergehen,  ehe 
sie  wieder  dem  Volke  vorgelegt  werden  kann.  Die  Proportionalwahl 
des  Bundesrates,  die  rund  65  000  Bürger  verlangt  hatten,  wurde  am 
4.  November  1900  mit  rund  245000  Nein  gegen  rund  169000  ver- 
worfen; erst  etwa  zehn  Jahre  später  konnte  der  Versuch  gemacht 
werden,  sie  am  23.  Oktober  1910  wieder  dem  Volke  vorzulegen; 
wiederum  ohne  Erfolg.  Ein  Entwurf  der  Kranken-  und  Unfallversiche- 
rung, deren  Einrichtung  auf  dem  Wege  der  Bundesgesetzgebung  das 
Volk  (als  Art.  34  bis  der  Verfassung)  am  26.  Oktober  1890  beschlossen 
hatte,  wurde  am  20.  Mai  1900  verworfen,  erst  zwölf  Jahre  später,  am 
4.  Februar  19 12,  wurde  ein  zweiter  Entwurf  dem  Volke  vorgelegt,  der 
angenommen  wurde.  Über  20  Jahre  hatte  es  gedauert,  bis  diese 
wichtige  soziale  Maßregel  verwirklicht  werden  konnte.  Wenn  es  end- 
lich gelingt,  den  Entwurf  durchzubringen,  dann  haben  manchmal  so 
viele  Zugeständnisse x)  gemacht  werden  müssen,  daß  der  Wert  der 
Vorlage  erheblich  herabgedrückt  ist.  Freilich  in  den  Parlamenten 
müssen  auch  Konzessionen  gemacht  werden,  aber  hier  kennt  man 
ziemlich  genau  die  Stärke  des  Gegners,  man  kann  entscheidende  Ab- 
machungen treffen,  aber  wer  kann  mit  dem  Volke  paktieren; 
auch  kennt  man  die  Gesinnungen  der  Wähler  zu  wenig,  und,  selbst 
wenn  man  sie  kannte,  wer  vermöchte  für  sie  am  Tage  der  Ent- 
scheidung einzustehen?  So  muß  man  mehr  zugestehen,  als  in  reprä- 
sentativen Versammlungen  nötig  wäre. 

Sechsten s.  Nun  aber  werden  wir  belehrt,  diese  Nachteile  hätten 
nichts  zu  bedeuten,  da  die  Volksgesetzgebung  den  Bedürfnissen  und 
den  Anschauungen  des  Volkes  entsprechende  Gesetze  schaffe.  Dies 
mag  wahr  sein,  wenn  einfache  Gesetze  mit  überwältigender  Mehrheit 
ohne  das  Dazwischentreten  der  Drahtzieher  angenommen  werden.    Aber 


°)  Ein  Beispiel  I  Die  Schweizerische  Gesetzgebung  über  das  Banknotenwesen  erstreckt 
sich  über  30  Jahre.  1S76  wird  ein  Bundesgesetz  über  die  Banknotenausgabe  verworfen, 
Jahre  1891  das  Banknotenrnonopol  angenommen.  Die  geplante  Bundesstatsbank  mit 
Banknotenmonopol  wurde  1897  vom  Volke  nicht  genehmigt.  Es  kam  dann  diese  Bank 
im  Jahre  1906  zustande,  nachdem  den  Kantonalbanken  und  den  übrigen  Emissions- 
banken eine  Beteiligung    von    drei  Fünfteln    des  Grundkapitals    zugestanden  worden  war. 
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wenn,  wie  so  Oft,  <li<-  Entwürfe  nur  eine  geringe  Majorität  erlangen, 
wenn  verwickelte  Entwürfe  nur  mit  Aufbietung  aller  Kraft  der  Partei- 
organisationen verabschiedet  werden,  wenn  endli  ti,  was  häufig  vor- 
kommt, die  Entwürfe  nur  einen  verhältnismäßig  geringen  Teil  der 
Berechtigten  an  dir  Wahlurne  locken,  dann  wird  man  nicht  behaupten 
können,  daß  die  Volksgesctzgebung  in  so  viel  höhcrem  Maße  als 
i'.uiamentsgesetzc  mit  dem  Volksgciste  gleichen  Schritt  halte. 

Siebentens.  Andere  erblicken  den  Wert  dieser  Einrichtungen 
darin,  daß  sie  das  Volk  erziehen.  Zweifellos  werden  durch  die  offiziellen 
Botschaften  und  durch  die  in  Volksversammlungen,  der  Presse,  durch 
Flugblätter  und  Flugschriften  vor  sich  gehende  Agitation  die  Wähler 
ein  besseres  Urteil  über  die  Gesetzentwürfe  erhalten,  als  wenn  sie  gar 
nichts  darüber  erführen.  Aber  eine  alle  Punkte  eines  Entwurfes  immer 
wieder  kritisierende  und  in  Zweifel  ziehende,  bis  in  die  höchstgelegenen 
Dörfer  steigende  Agitation  ist  doch  selbst  in  der  Schweiz  nicht  das 
Gewöhnliche,  und  auch  in  Staaten  mit  repräsentativer  Verfassung 
werden  die  Wähler  von  ihren  Zeitungen  und  von  Parteiversammlungen 
aufgeklärt  Und  wie  verschieden  sind  die  Intellekte  I  Von  wie  ver- 
schiedener Stärke  die  Neigungen,  sich  mit  den  vorgeschlagenen  Gesetz- 
entwürfen zu  beschäftigen !  Wie  verschieden  groß  die  Bildungsmittel 
in  den  volkreichen  Industriestädten  und  den  ärmlichen  Alpenweilern  1 
Und  dann  wird  diese  Bildung  doch  stets  durch  die  Parteien  vermittelt, 
folglich  niemals  objektiv!  Das  Volk  ist  über  die  Tätigkeit  seiner 
Kommissare  als  Richter  gesetzt,  aber  es  besitzt  nicht  die  Materialien, 
welche  die  Räte  den  Parlamenten  vorgelegt  haben,  es  hört  nicht  die 
Reden,  welche  dort  gehalten  werden,  der  größte  Teil  hat  keinen  Zu- 
gang zu  den  Zeitschriften  und  Zeitungen,  die  den  „Agenten"  ein  tieferes 
Verständnis  erschließen  1  Scheint  es  nicht  grotesk,  daß  man  an  einer 
Einrichtung,  welche  dem  Volke  die  gesetzgebende  Gewalt  ver- 
leiht, rühmt,  daß  sie  das  Volk  erziehe? 

Allein  auch  in  der  Schweiz  zeigen  die  zu  einem  Urteil  Berufenen 
Zweifel  an  der  bildenden  Fähigkeit  des  Referendums.  Numa  Droz,  ein 
früherer  Bundespräsident  sprach  sich  so  aus:  „Wird  das  Volk  berufen, 
sich  über  verwickeitere  Fragen  auszusprechen,  dann  ist  die  Zahl  der 
Wähler,  welche  den  Gegenstand  völlig  beherrschen,  beschränkt;  selbst 
in  den  Kammern  überblicken  ihn  nur  einige  Dutzend  Abgeordnete 
völlig,  der  Wähler  stimmt  meistens  nach  dem  Losungworte  seiner 
Partei  oder  seiner  guten  oder  schlechten  Laune  (ob  die  Ernte  gut  oder 
schlecht  ausgefallen  sei)."  Das  Referendum  habe  eine  Schule  von  Nein- 
sagern gezüchtet.  „Die  Kunst  des  Berufspolitikers  besteht  darin,  die 
Umstände  zu  benutzen,  um  die  einer  Maßregel  günstigen  oder  un- 
günstigen Meinungsströmungen  zu  bestimmen."  Und  derselbe  Schrift- 
steller hebt   hervor,    welch  tiefer  Eindruck    auf  die  Massen  die  Schlag- 
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Wörter,  wie  Schutz  der  nationalen  Arbeit,  Verstaatlichung  der  großen 
Arbeitsinstrumente  hervorbringen.1)  Ein  anderer  Bundespräsident, 
Emil  Welti,  sagte  am  24.  Januar  1872  im  Nationalrate;  „Das  Volksvotum 
mag  gut  sein  für  die  Kantone,  aber  es  verliert  mit  der  Ausdehnung 
seines  Kreises  an  Wert  .  .  .  Die  Landsgemeinde  ist  eine  lebendige  Insti- 
tution, mit  der  das  papierene  Referendum  sich  nicht  vergleichen  läßt .  .  . 
Man  mutet  dem  Volke  zu,  über  alle  Gesetze  abzustimmen.  Redner 
hat  das  Gefühl,  daß  der  Senn  mit  dem  Code  de  Commerce  und  der 
Stallknecht  mit  dem  Zivilprozeß  in  der  Hand,  um  sich  für  die  Ausübung 
der  Souveränetätsrechte  vorzubereiten,  eine  Karrikatur  sind.  Die  Re- 
präsentation ist  keine  Institution,  die  man  allzu  leicht  los  wird  .  .  .  Auch 
im  Referendumsstaat  kehrt  der  Repräsentativgedanke  wieder  in  den 
Sendboten,  die  das  Volk  über  die  Gesetze  belehren  sollen.  Zu  diesem 
Lehrerberuf  dürften  nur  wenige  auserwählt  sein  und  auch  diese  sind 
in  ihrer  einseitigen  Meinung  befangen.  Neben  ihnen  und  für  sie  werden 
sich  dann  andere  Leute  drängen,  welche  mit  den  Stimmfähigen  Geschäfte 
machen  wollen." 2)  Hören  wir  noch  einen  dritten  Berufenen  über 
das  Referendum:  „Es  kommt  übrigens  auch  in  der  Schweiz  immer 
darauf  an,  wo  und  unter  was  für  Umständen  es  angewandt  wird.  In 
einem  Kanton  wie  dem  Kanton  Zürich  mit  seiner  an  Rasse,  Sprache, 
Religion  und  auch  an  einer  gewissen  Höhe  der  Bildung  gleichartigen 
Bevölkerung  mag  das  Referendum  unbedenklich  zur  Anwendung 
kommen  .  .  .  Andere  Kantone  dagegen,  deren  Bevölkerung  an  Bildung, 
Rasse,  Religion  verschiedenartig,  ja,  zum  Teil  tief  gespalten  sind,  machten 
keine  so  guten  Erfahrungen.  Und  gar  kleinere  Kantone,  die  kein  be- 
deutenderes Zentrum  der  Bildung,  des  Handels  und  der  Industrie  besitzen, 
sind  heute  nur  schwer  vorwärts  zu  bringen,  weil  der  Souverän  jeglichem 
Fortschritt  abhold  ist."8) 

In  diesen  drei  Zeugnissen  ist  schon  ein  neuer  für  die  Beurteilung 
des  Referendums  wichtiger  Umstand  angedeutet.  Wenn  man  auch 
daran  zweifeln  mag,  ob  das  Volk  sich  durch  die  Volksgesetzgebung 
die  nötigen  Bildungsmittel  aneignen  werde,  so  ist  man  doch  stets  davon 
überzeugt,  daß  es  seine  Pflichten  streng  und  unparteiisch,  nach  besternt 


1)  La  Suisse  jugee  par  un  Am6ricain,  a.  a.  O. 

2)  H.  Weber,  Bundesrat  Emil  Welti,  1903.     Anhang  S.  83. 

s)  N.  Z.  Z.,  1910,  No.  334  Abendb.  Sehr  lehrreich  ist  eine  vom  Staatsschreiber 
Huber  im  Jahre  1909  über  die  Abstimmungen  seit  1869  im  Kanton  Zürich  veröffent- 
lichte Übersicht,  welche  diejenigen  des  früheren,  vorher  genannten  Staatsschreibers  Stüssi 
fortsetzt.  Die  Beteiligung  bei  den  eidgenössischen  Abstimmungen  war  größer,  als  bei 
den  kantonalen,  aber  nur  17  mal  unter  231  kantonalen  war  sie  geringer  als  5O°/0, 
21  mal  entschieden  sich  mehr  als  75%  mit  Ja  oder  Nein.  Von  317  Vorlagen  wurden 
229  angenommen,  88  abgelehnt.  31  Initativbegehren  (von  ihnen  5  eidgenössische) 
wurden  abgelehnt,  9  angenommen.  TJicht  ein  einziges  Mal  sei  die  Beteilung  bis  auf 
25  °/0  herabgesunken,  wie  in  anderen  Kantonen. 
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Wissen  und  Gewissen  erfüllen  wolle.    Abet  dem  ist   leider   nichl 

Das  in  Demokratien  lebende  Volk  ist  ebensosehr  wie  dai  m  Monarchien 
lebende  Stimmungen  unterworfen.  Hüben  und  drüben  herrsch!  oft 
Gleichgültigkeit,1)  gibt  es  berufsmäßige  Neinsager,  und  Abstimmungen 
bieten  erwuusehtc  Gelegenheit,  um  Hau,  Rachsucht,  Verbitterung  ebenso 
feige  wie  wirkungsvoll  Ausdruck  zu  geben,  unbekümmert  um  da-, 
Wohl  der  res  publica. 

Deploige  führte  aus,  daß  selbst  in  Zürich  von  1869  bis  1885,  wenn 
man  die  Abgabe  von  ungültigen  und  leeren  Stimmzetteln  unberück- 
sichtigtläßt, nur  62  °/0  der  registrierten  Wähler  sich  an  den  Abstimmungen 
beteiligt  haben.  In  Bern  habe  in  den  zwanzig  der  Einführungen  des 
Referendums  folgenden  Jahren  nur  9  mal  die  absolute  Mehrheit  der 
Wähler  ihre  Pflicht  erfüllt;  von  68  Gesetzentwürfen  habe  nur  einer  mehr 
als  die  Hälfte  aller  Stimmen  auf  sich  vereinigt,  in  allen  anderen  Fällen 
habe  die  Minderheit  entschieden.  Von  41  Bundesgesetzentwürfen  (1874  bis 
1898)  sei  kein  einziger  von  der  Mehrheit  der  Wähler  angenommen 
worden.2)  Heutigen  Tages  ist  es  nicht  besser.  Im  November  191 1 
wurde  im  Kanton  Tessin  das  ganz  veraltete  Unterrichts-  und  Erziehungs- 
gesetz, das  schon  einmal  drei  Jahre  vorher  verworfen  worden  war,  zum 
zweiten  Male  vom  Volke  abgelehnt  „ungeachtet  der  gütlichen  Verständigung 
unter  den  Führern  aller  politischen  Richtungen,  des  beinahe  einstimmigen 
Votums  des  Großen  Rates  und  der  ebenfalls  fast  einmütigen  Unter- 
stützung der  Tagespresse".  Von  41 000  Stimmbürgern  begaben  sich 
nur  17500  zur  Urne.8)  Vergleichen  wir  damit  die  Abstimmungen  am 
29.  Januar  1911  in  dem  Musterkantone  Zürich.  Es  war  über  vier 
Gesetze  abzustimmen:  I.  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb,  2.  ein 
Verfassungsgesetz,  3.  über  das  Gerichtswesen,  4.  Abänderung  des  Brand- 
assekurenzgesetzes.  Folgendes  sind  die  Ergebnisse  über  die  Stimmenzahl  :*) 


Annehmende 

Verwerfende 

Ungültige  und 

leere 

Zusammen 

I. 

34525 

21393 

I0682 

6660O 

2. 

3IO78 

22208 

I33I4 

6660O 

3- 

38912 

14016 

13  672 

6660O 

4- 

42  158 

11  379 

I3603 

6660O 

Von  108650  Stimmberechtigten  hatten  66600  ihren  Stimmzettel 
eingelegt  =  61.3  °/0.  Zieht  man  den  Durchschnitt  der  ungültigen  und 
leeren  (12684)  ab,    dann    hat   sich   weniger   als   die  Hälfte  an  der  Ab- 


l)  Hier  und  da  verbirgt  sich  unter  der  Gleichgültigkeit  Sorglosigkeit,  wenn  nämlich 
eine  Vorlage  von  allen  Parteien  und  der  gesamten  Presse  empfohlen  worden  ist.  Sie 
wird  zuweilen  von  den  Gegnern  benutzt,  um  die  Vorlage  im  letzten  Augenblicke  durch 
rücksichtsloses  Vorgehen  zu  stürzen. 

*)  a.  a.  O.  255,  257,  207  f. 

*)  N.  Z.  Z.   191 1  No.  302.     3.  Morgenbl. 

*)  N.  Z.  Z.   191 1   No.  37.     l  M. 
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Stimmung  beteiligt,  und  vergleicht  man  die  Zahl  der  Annehmenden 
mit  der  Zahl  der  Stimmberechtigten,  dann  erkennt  man,  daß  die 
Minorität  der  Stimmberechtigten  über  das  Schicksal  der  Vorlagen 
entschieden  hat. 

Nun  noch  ein  Beispiel  aus  dem  Bunde !  Die  Kranken-  und  Unfall- 
versicherungsvorlage, welche  das  schweizerische  Volk  seit  dem  Jahre 
1890  beschäftigt,  wurde  nach  einer  beispiellos  intensiven  Agitation  am 
4.  Februar  mit  287  565  Stimmen  gegen  241 416,  folglich  mit  46  149 
angenommen.  Da  das  schweizerische  Volk  839212  Stimmberechtigte 
zählt,  sind  rund  63°/,,  der  Wähler  zur  Urne  gegangen  und  die  sogenannte 
entscheidende  Mehrheit  ist  eine  Minderheit  von  rund  35°/0  der  Wähler.  x) 

Die  politische  Gleichgültigkeit  in  unmittelbaren  Demokratien  ist 
aber  viel  strenger  zu  beurteilen,  als  in  Monarchien.  Hier  hat  das  Volk 
die  Aufgabe,  Abgeordnete  zu  wählen,  und  sie  haben  die  Aufgabe,  mit 
den  anderen  Faktoren  der  Gesetzgebung  Kompromisse  abzuschließen, 
während  dort  dem  Volke  die  politische  Entscheidung  in  allem  zufällt. 
Aber  nicht  die  Gleichgültigkeit  allein,  sondern  bei  einem  Souverän  viel 
strenger  zu  beurteilende  Fehler  beeinflussen  oder  entscheiden  manch- 
mal die  Abstimmung.  Im  Herbste  1910  fand  in  der  Schweiz  die  Ab- 
stimmung über  den  Nationalratsproporz  statt,  dem  ein  halbes  Jahr  später 
diejenige  über  den  Kantonalproporz  im  Kanton  Zürich  folgte.  In  dieser 
kurzen  Zeit  hatte  sich  die  Zahl  der  Gegner  in  den  ländlichen  Kreisen 
sehr  vermehrt;  die  Stellung  der  Sozialisten  zur  Gefrierfleischfrage  war 
die  Ursache  dieser  Wandlung.  Andere  Urteile  über  sie  sind  gleichfalls 
sehr  lehrreich. 2)  In  Solothurn  wurde  im  Mai  ein  Beamtengesetz  mit 
einer  Mehrheit  von  rund  2500  Stimmen  verworfen,  weil  die  Volkspartei 
sich  wegen  der  Verwerfung  des  Ruhetaggesetzes  rächen  wollte.  „Steht 
denn  wirklich",  schreibt  ein  Korrespondent,  „die  Besserstellung  der  Be- 
amten und  Angestellten  mit  dem  Sonntagsruhegesetz  in  Zusammenhange, 
und  sind  jene  für  die  Verwerfung  verantwortlich?"  3)  Gegen  vier  Bundes- 
gesetzentwürfe   verlangten    93000   Initianten   im    Jahre    1884    die   Ent- 


1)  Die  Abstimmung  über  die  neue  Militärorganisation  am  3.  November  1907  wurde  mit 
einer  Majorität  von  329953  gegen  267605  angenommen.  Selbst  bei  dieser  Abstimmung, 
auf  welche  die  Schweiz  berechtigt  ist,  stolz  zu  sein,  gab  die  Minorität  der  Majorität  der 
Stimmberechtigten  das  Gesetz. 

2)  Der  Landbote  schrieb :  „Die  eidgenössische  Abstimmung  von  Oktober  letzten 
Jahres  hatte  zum  Teil  eben  mehr  ein  Bild  der  Stimmung  gegenüber  gewissen  Seiten  der 
Bundespolitik  gegeben,  denn  ein  genaues  Urteil  über  den  neuen  Wahlgrundsatz  als 
solchen."  Die  Disharmonie  zwischen  Wählerschaft  und  Kantonrat  erklärte  die  Bürger- 
zeitung zum  Teil  daraus,  daß  dessen  Mitglieder  es  nicht  gewagt  hätten,  die  Meinung  ihrer 
Wähler  zum  Ausdruck  zu  bringen  aus  Furcht,  sie  könnten  bei  den  Parteizentralen  An- 
stoß erregen  und  ihre  Wiederwahl  gefährden  und  von  den  Sozialisten  als  unmodern  ver- 
schrien  werden.     N.  Z.  Z.  No.  94.     3.  Abendb. 

3)  a.  a.  O.  No.   142.     1.  M. 
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idung  durch  dai    Volk.    „Dieser  Umstand",  ichreibl  Curti,   ,, deutet 

bei   der   Ungleii  hartigkeit    des    Inhalte!    der   vier    Bui  tze    und 

\h  chlüise  an,  dafl  ihre  Gegner  nicht  sowohl  die   einzelnen  '. 

bekämpfen,  ah   eine  ( Obstruktion  ins  Werk-  setzen  wollten. " ';    im  Jahre 

1882  wurde  das  Epidemiengesetz,  welches   einschneidende  Abwehrbe* 

Stimmungen  enthielt,  vom  Volke  mit  ungeheurer  Mehrheit  verworfen, 
und  die  Erregung  war  so  groß,  daß  ein  Bundesbeschluß  über  das 
Patentwesen  in  diu  Sturz  verwickelt  wurde,  welches  spater  im  Jahre 
1887  eine  große  Mehrheit  erlangte.2)  Der  Versuchung,  noch  mehr 
Heispiele  anzuführen,  widerstehe  ich,  und  über  die  berufsmäßigen  Nein- 
sager, über  die  immer  wieder  geklagt  wird,  sage  ich  nichts,  da  der 
Leser  ihnen  in  den  vorhergehenden  Urteilen  schon  zweimal  begegnet 
ist.  Aber  über  die  Knickrigkeit  der  (mehr  der  ländlichen  als  der 
städtischen)  Bevölkerung  muß  einiges  hinzugefügt  werden.  In  Schwyz 
wurden  im  Mai  191 1  fünf  Vorlagen  bei  einer  Beteiligung  von  24,2°/0 
der  stimmberechtigten  Bürger  angenommen;  die  Mehrheit  war  am 
größten  bei  zwei  Entwürfen,  welche  Subventionen  für  Wasserbauten 
und  Güterstraßen  auswarf,  am  geringsten  bei  demjenigen,  welcher 
Staatsbeteiligung  bei  Eisenbahnbauten  vorsah. 8)  In  Genf  wurde  im 
Jahre  1910  ein  Altersversicherungsgesetz  verworfen,  wie  die  Anhänger 
glauben,  „aus  Abneigung  gegen  die  Leistung  von  Beiträgen  bei  einer 
nicht  genügend  befundenen  Leistung  des  Staates".*)  Im  Dezember  191 1 
wurde  im  Kanton  Waadt  eine  Zehnmillionenanleihe  verworfen;  nicht 
einmal  ein  Viertel  der  Wähler  hatte  an  der  Abstimmung  teilgenommen. 
Von  19  nahm  nur  der  Bezirk  Lausanne  die  Vorlage  an,  „weil  ein  großer 
Teil  der  Anleihe  für  Bauten  in  der  Kantonshauptstadt  bestimmt  war". 
Die  Vorlage  war  vom  Großen  Rate  einstimmig  angenommen,  von  der 
Presse  und  von  allen  drei  Parteien  zur  Annahme  empfohlen  worden. 6) 
Die  Vorlage  über  die  Erhöhung  der  Regierungsratbesoldungen  wurde 
im  März  1911  mit  knapper  Mehrheit  dank  dem  Überschuß  der  an- 
nehmenden Stimmen  in  den  größeren  Ortschaften  des  Kantons  Thurgau 
angenommen,  nachdem  einige  Jahre  vorher  ein  allgemeines  Besoldungs- 
gesetz verworfen  worden  war.  „Und  schließlich  wird  von  manchem 
guten  Bürger  dieser  Anlaß  auch  wieder  benützt  worden  sein,  um  seinen 
Unmut . . .  auszulassen";  so  anscheinend  die  Aadorfer,  welche  sich  an  der 


*)  Curti,    Resultate    S.  '45  f.     Die    „klassische    Niederlage"    der    Militärstrafordnung 
war  nach   ihm    eine  Demonstration    gegen    den   Bureaukratismus,    obwohl    sie    unleugbare 
Verbesserungen  enthielt.     S.  54. 
•2)  Deploige-Tomn,  S.  222. 

s)  N.  Z.  Z.  No.  142.   I.  M. 

*)  Curti,  S.  32. 

»)  N.  Z    Z.  No.  345,  2.  M. 
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Regierung  dafür  rächen  wollten,  „daß  es  mit  ihrer  Leih-  und  Spar- 
kasse so  krumm  gegangen  ist".1)  Wie  im  Kanton,  so  im  Bunde. 
Das  Pensionsgesetz  (für  die  Bundesbeamten)  wurde  mit  sehr  starker 
Mehrheit  abgelehnt,  ebenso  die  Erhöhung  des  Kredits  für  die  Gesandt- 
schaft in  Washington  um  ioooo  Franken  (219728  Nein  gegen  137  824  Ja), 
dann  die  Anstellung  eines  Justizsekretärs  und  eines  Schulsekretärs 
(welcher  den  Schulartikel  der  Bundesverfassung  ausführen  sollte);  zweimal 
wurde  die  Militärersatzsteuer  abgelehnt.  Dagegen  bekehrte  das  Rech- 
nungsgesetz, welches  den  Eisenbahngesellschaften  eine  die  Dividenden 
herabmindernde  Buchführung  vorschrieb,  viele  Gegner-  des  Bureau- 
kratismus  und  der  Zentralisation,  weil  man  glaubte,  daß  es  den  Ankauf 
der  Eisenbahnen  zu  einem  billigen  Preise  gestatten  würde. 

Achtens.  Dem  Referendum  wird  nachgerühmt,  daß  es  die 
Gesetzgeber  ermahne,  den  Zusammenhang  mit  dem  Volke  nicht  zu 
verlieren,  nicht  Sonderinteressen  zu  pflegen,  nicht  Kaste  zu  werden. 
Man  wird  dem  Gedanken  zuerkennen  müssen,  daß  er  eine  vorhandene 
Tendenz  ausdrückt.  Aber  ist  die  Gefahr,  den  Zusammenhang  zu  ver- 
lieren, in  einem  Parlamente,  wo  verschiedene  Parteien  vertreten  sind, 
groß?  Kann  man  behaupten,  daß  in  den  Ländern,  wo  Referendum 
und  Initiative  nicht  bestehen,  die  Landesinteressen  leichtsinnig  aufs 
Spiel  gesetzt  werden  ?  Ist  der  Fortschritt  dort  nicht  gewöhnlich  rascher, 
energischer?  Und  wenn  man  bedenkt,  von  welchen  Umständen  und 
Launen  des  Volkes  das  Ergebnis  häufig  abhängig  ist,  kann  man  da 
glauben,  daß  das  Volk  einem  Gesetzgeber  den  Eindruck  eines  strengen 
allwissenden  Richters  machen  werde?  Sehr  häufig  beschäftigen  sich 
die  Zeitungen  nach  einem  Referendum  damit,  herauszufinden,  was  denn 
eigentlich  dem  Volke  mißfallen  habe:  wohl  der  beste  Beweis,  wie 
dunkel  der  Sinn  der  Herrenrede  ist.  Und  es  wird  jener  Vorteil,  wenn 
er  vorhanden  sein  sollte,  dadurch  aufgewogen,  daß  das  Verantwortlich- 
keitsgefühl der  Abgeordneten  geschwächt  wird,  wenn  das  Volk  die 
Endentscheidung  gibt.  Außerdem  sind  Strafen  für  schlechtes  politisches 
Verhalten  der  Abgeordneten  nicht  vorgesehen,  denn  die  Schweizer 
wählen  sie  gewöhnlich  wieder,  mögen  sie  mit  ihnen  einverstanden  ge- 
wesen sein  oder  nicht:2)  dieser  Charakterzug  ist  den  Fremden  immer 
wieder  aufgefallen. 

Neuntens.     Wer  nun  erwägt,    wie   verschieden    groß  die  Befug- 


1)  N.  Z.  Z.  No.  87,  2.  A. 

2)  ,,  Ob  der  einzelne  Vertreter  parteipolitisch  etwas  mehr  rechts  oder  links  stehe, 
ob  er  auf  dieses  oder  jenes  wirtschaftspolitische  Programm  eingeschworen  sei,  schätzt 
der  Großteil  unseres  Volkes  weniger  hoch  ein,  als  daß  der  Gewählte  im  Rate  seinen 
Mann  stelle,  daß  er  den  Mut  der  persönlichen  Überzeugung  habe."  Er  grolle  ihnen 
keineswegs,  „wenn  sie  von  der  persönlichen  Überzeugung  geleitet,  in  einer  konkreten 
Frage  andere  Wege  gehen  als  ihre  Wähler".     N.  Z.  Z.   191 1,  No.  83   I.  M. 
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nisse  des  Volkes  im   Hunde    und   in   den   Kantonen  sind,    daß    die   Kan- 
tone  untereinander   merkliche  Verschiedenheiten   aufweisen,   daß  den 

Bürgern  verschiedene  Wege  /um  Ziele  offen  stehen,  daß  Kasse,  Religion, 
politische  Bildung  nicht  in  allen  Kantonen  die  gleichen  sind,  wird  nicht 
erw. uten,  daß  ihre  Erfahrungen  völlig  übereinstimmen.1)  Vom  Tage 
an,  wo  die  Hundesverfassung  des  Jahres  1874  in  Kraft  trat,  bis  zum 
23.  Oktober  K)K>,  sind  280  Entwürfe  von  der  Hundcsversammlung 
fertiggestellt  worden;  von  ihnen  wurden  25  verworfen  as  ungefähr  9  °/0. 
Initiativbegehren  sind  seit  dem  Hcstehen  des  Rechtes  auf  Partialrevisionen 
9  gestellt  worden;  eines  wurde  zurückgezogen,  2  angenommen,  6  ver- 
worfen =  /7°l0.  In  Zürich  wurden  von  1869 — 1909  von  201  Vorlagen 
46  verworfen  =  23  °/0.  von  37  Initiativbegehren  4  zurückgezogen,  1 1  an- 
genommen, 22  verworfen.  Wenn  wir  die  zurückgezogenen  zu  den  ver- 
worfenen zählen,  so  sind  es  rund  70%.  In  Bern  wurden  von  1869  bis 
1905  von  142  Gesetzentwürfen  35  =  25  °/0 »  von  8  Initiativbegehren 
5  verworfen  =  63  °/0.  Diese  beiden  Kantone  haben  das  obligatorische 
Referendum,  St.  Gallen  von  1831  — 1891  das  Veto,  welches  hierauf 
durch  das  fakultative  Referendum  ersetzt  wurde.  Von  183 1  — 1891 
wurden  von  317  Vorlagen  17  verworfen  =  5 — 6°/0,  von  1891  — 1910 
von  78  Vorlagen  dagegen  14  =  rund  i8°/0-  V°n  4  Initiativen  miß- 
langen drei  =  75  °/0. 

Aus  diesen  Zahlen  dürfen  wir  wahrscheinlich  schließen,  daß  die 
Sterblichkeit  der  Initiativen  eine  höhere  ist,  als  die  der  Gesetzentwürfe 
der  Kammern.  Das  Volk  scheint  sich  der  Verantwortlichkeit,  die  ihm 
mit  diesem  Rechte  verliehen  wurde,  bewußt  zu  sein.  In  dem  durch 
die  Erfahrungen  St.  Gallens  erweckten  Glauben,  daß  das  fakultative 
Referendum  der  Tätigkeit  der  Parlamentarier  weniger  gefährlich  ist,  als 
das  obligatorische,  da  es  seltener  angewandt  wird,  werden  wir  durch 
folgende  Zahlen  bestärkt.2)  In  Genf  wurde  es  von  1879 — 1892  zwei- 
mal angewandt,  in  Neuenburg  in  derselben  Zeit  ebenfalls  zweimal,  zwei- 
mal kam  ein  Initiativbegehren  zustande. 

Zehntens.  Dieses  führt  uns  zur  Vergleichung  des  fakultativen 
Referendums  mit  dem  obligatorischen.3)     Vom  Standpunkte  der  Volks- 


')  Die  folgenden  Daten  bei  Curti  a.  a.  O.  S.  20  f. 

-)  Deploige-Tomn,  S.  262. 

3)  Das  folgende,  vor  35  Jahren  abgegebene  Urteil,  obwohl  damals  die  Erfahrungen 
beschränkte  waren,  ist  trotzdem  mitteilenswert,  auch  in  ihm  spiegelt  sich  der  klare,  ob- 
jektive Verstand  von  Dubs.  Es  lautet:  „Dem  Gedanken,  dafi  die  positive  Mitwirkung 
des  Volkes  zur  Gesetzgebung  notwendig  sei,  entspricht  nur  das  obligatorische  Referen- 
dum. Allein  es  läßt  sich  andererseits  nicht  leugnen,  dafi,  sobald  das  Staatswesen  etwas 
größer  ist,  diese  Maschinerie  sehr  beschwerlich  und  kostspielig  wird ,  daß  viele  Gesetze 
im  allgemeinen  das  Volk  wenig  interessieren ;  daß  über  andere  spezieller  und  technischer 
Art  die  Masse  gar  kein  Urteil  hat  noch  haben  kann<  daß  das  Volk  genötigt  wird,  ab- 
zustimmen,   wo  es  gar  keine  Lust    dazu    hat   und  daß  ihm  damit  eine  Verantwortlichkeit 
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rechte  ist  dieses  jenem  überlegen,  aber  ist  es  zweckmäßiger?  Die 
einen  ziehen  das  fakultative  vor,  weil  es  den  ruhigen  Gang  der  Ge- 
schäfte weniger  störe,  da  die  Anregung  doch  stets  eine  gewisse  Energie 
und  Anstrengung  erfordere.  Die  Gegner  verwerfen  es,  weil  es  stets 
aus  Unzufriedenheit  hervorgehe,  Erregung  hervorrufe,  Zwietracht  säe, 
während  das  obligatorische  an  einem  oder  einigen  Tagen  des  Jahres 
die  Bürger  zu  einem  ruhigen  Urteile  über  die  Tätigkeit  des  gesetz- 
gebenden Körpers  einlade.  Aber,  versichern  die  Freunde  des  fakul- 
tativen Referendums,  das  obligatorische  schläfert  die  Wachsamkeit  ein, 
weil  es  regelmäßig  wiederkehrt,  die  größere  Zahl  der  Vorlagen  erzeugt 
zuweilen  jene  unwillige  Stimmung,  die  sich  in  dem  Verwerfen  aller 
Vorlagen  entlädt,  während  das  fakultative,  w%il  es  eben  selten  ist,  die 
Wachsamkeit  und  das  Interesse  weckt,  weshalb  die  Vorlagen  richtiger 
und  gründlicher  erwogen  werden.  —  Es  scheint,  daß  der  Charakter 
der  Bevölkerung,  ihre  Siedlungsweise,  ihre  anderweitigen  politischen 
Einrichtungen  über  die  Angemessenheit  der  einen  oder  anderen  Form 
entscheiden. 

Wir  enthalten  uns  eines  abschließenden  Urteils  über  den  Wert  der 
Schweizerischen  Volksgesetzgebung.  Wir  glauben  aber,  daß  das  folgende, 
durch  Umsicht  und  Mäßigung  ausgezeichnete,  mit  den  Überzeugungen 
vieler  Schweizerischen  Politiker  übereinstimmt :  „Das  Referendum  ist  die 
Grundlage  unserer  demokratischen  Verfassung;  auch  seine  ehemaligen 
Gegner  denken  nicht  mehr  daran,  es  anzutasten  oder  zu  beseitigen.  Wir 
wollen  nicht  behaupten,  daß  es  manches  Gute  geschaffen,  manches  Böse 
verhindert  habe ;  wir  wollen  unser  Urteil  dahin  abgeben :  es  hat  manches 
fortschrittliche  Gesetz  beseitigt,  nicht  für  immer,  doch  seine  Einführung 
auf  Jahre  hinaus  verlangsamt.  Mag  es  auch  im  einzelnen  sich  als 
Hemmschuh  erwiesen  haben,  im  großen  und  ganzen  hat  es  doch  die 
fortschrittliche  Entwicklung  der  Schweiz  nicht  aufgehalten."1)  Eine 
Kritik  des  Referendums  bildet  auch  die  Tatsache,  daß  es  auf  einigen 
Gebieten  wieder  eingeschränkt  worden  ist.2)     Die   älteren  Schriftsteller 


aufgelegt  wird,  die  ihm  billigerweise  zu  tragen  nicht  gebührt,  während  der  Rat  sich  einer 
Verantwortlichkeit  entlastet,  die  ihm  zugehörte.  Diesen  Übelständen  scheint  nun  das 
fakultative  Referendum  zu  begegnen,  wo  das  Volk  nur  auf  eigenes  Verlangen  die  Mit- 
wirkung erhält.  Aber  in  Tat  und  Wahrheit  hat  man  damit  unter  einem  anderen  Namen 
nur  das  sonst  verworfene  Veto ;  das  Volksrecht  wird  damit  zu  einem  bloßen  Ausnahms- 
recht; die  Agitation,  die  jeder  Volksabstimmung  vorausgehen  muß,  um  die  Abstimmung- 
zu  erlangen,  lähmt  den  ordentlichen  Gang  der  Staatsmaschine,  erhitzt  die  Leidenschaften 
des  Volks,  führt  zu  unnatürlichen  Koalitionen  und  gibt  schließlich  doch  den  Gedanken 
der  organischen  Mitwirkung  des  Souveräns  bei  der  Gesetzgebung  preis."  Das  öffent- 
liche Recht  I  144. 

1)  N.  Z.Z.  1910  No.  334  A. 

2)  In  Bern  wurde  im  Jahre  1 88c  das  Finanzreferendum  über  das  Budget  wieder  beseitigt. 
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heben  einstimmig  seinen  konservativen,  Neuerungen  feindlichen Charakter 

hervor.1) 

IV. 
Die  pseudo-repräsentative  Demokratie  in  der  Union. 

In  einigen  Kolonien  Neu  -  Englands  hatte  anfänglich  die  Eands- 
gemeinde  bestanden.  Wie  sie  sich  ausdehnten,  war  eine  repräsentative 
Verfassung  an  ihre  Stelle  getreten,  die  jedoch  durch  das  Referendum 
beschränkt  wurde.  Dann  war  auch  das  Referendum  in  den  meisten 
Staaten  eingegangen,  so  daß  die  nach  der  Trennung  von  England  er- 
lassenen Verfassungen  nur  noch  in  Massachusetts  und  New-Hampshire 
den  Bürgern  zur  Annahme  unterbreitet  wurden,  worauf  wir  schon  früher 
hinwiesen.  Viel  später  wurde  dieses  Vorbild  in  einigen  benachbarten 
Staaten  nachgeahmt:  in  Connecticut  im  Jahre  1818,  in  Maine  1819,  in 
New  York  1821,  in  Rhode  Island  1824.  Es  fand  nun  rasche  Verbrei- 
tung in  einem  für  Erweiterung  der  Volksrechte  schwärmenden  Zeit- 
alter, sowohl  in  den  älteren  Staaten,  wie  in  den  neueren,  die  aus  Terri- 
torien entstanden.  Es  würde  nicht  zur  Klarheit  beitragen,  wenn  wir 
sie  weiter  verfolgen  wollten.2) 

Die  heutigen  Einrichtungen  sind  folgende.  Wenn  sich  ein  neuer 
Staat  bilden  will,  tritt,  nachdem  ein  Bundesgesetz  die  Erlaubnis  dazu 
erteilt  hat,  eine  Versammlung  zusammen,  welche  Verfassungskonvent 
(Constitutional    Convention)    genannt   wird;    er   arbeitet    einen  Entwurf 


In  Zürich    verzichtete    1899    das    Volk    auf   das  Recht,    Zahl    und  Besoldung    der   Staats- 
angestellten festzusetzen.     Andere  Einschränkungen  bei  Curti,  Resultate  S.   5. 

*)  E.  de  Laveleye  in  seinem  inhaltreichen  Werke  „Du  Gouvernement  dans  la 
Democratie"  (1891)  faßt  die  Ergebnisse  der  damals  bekannten  Abstimmungen  so  zu- 
sammen, das  Referendum  habe  sich  bewiesen  „econome,  hostile  a  la  c^ntralisation, 
au  pouvoir  fort  et  aux  grosses  depenses,  par  consequent  an  regime  jacobin"  (II  169). 
Nack  Lecky  zeigt  es  ,,a  dislike  to  large  expenditure . .  centralisation . .  violent  innovation".  Die 
schwersten  Anklagen  seien  die  folgenden :  ,,it  refuses  adequate  stipends  to  public  servants,  and 
it  is  very  niggardly  in  providing  for  works  of  public  Utility,  especially  when  they  relate  to 
interests  that  are  not  easily  appreciated,  by  agricultural  peasants.  On  the  whole,  it  has  been 
decidedly  conservative,  though  there  have  been  a  few  exceptions.  It  sanetioned  the  severely 
graduated  taxation  which  exists  in  some  of  the  Swiss  cantons.  (Democracy  and 
Liberty,  new  ed.  I  279  f.)  Sir  Henry  Sumner  Maine  knüpfte  an  die  damaligen  Er- 
fahrungen folgende  Betrachtung:  „The  delusion  that  Democracy,  when  it  has  once  all 
things  put  under  its  feet,  is  a  progressive  form  of  government,  lies  deep  in  the 
convictions  of  a  particular  political  school;  but  there  can  be  no  delusion  grosser".  Populär 
Government,  5.  ed.  1897,  S.  97).  Röscher  hielt  das  Referendum  für  eine  echt  demo- 
kratische und  doch  konservative  Einrichtung,  geeignet  das  Leben  einer  demokratischen 
Verfassung  zu  verlängern  (Politik,  1892,  S.  357). 

2)  Mit  großer  Ausführlichkeit  dargestellt  in  Oberholtzer,  The  Referendum  in  America, 
chap.  IV,  V,  VI. 
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aus,  der  dann  dem  Volke  zur  Annahme  unterbreitet  wird.  Allein  dieses 
ist  schon  im  ersten  Buche  erwähnt  worden. 

Wenn  unter  den  Bürgern  eines  bestehenden  Staates  die  Meinung 
in  stärkerem  Grade  auftritt,  daß  die  Verfassung  revidiert  werden  müsse, 
dann  wird  die  Angelegenheit  im  Parlamente  beraten.  Spricht  sich  die 
Mehrheit  beider  Häuser  für  die  Revisionsbedürftigkeit  aus,  dann  kann 
das  Parlament  den  Zusammentritt  eines  Konventes  anordnen.  Es  er- 
scheint aber  mehr  dem  Geiste  der  Demokratie  angemessen,  zuerst  das 
Volk  zu  befragen;  was  daher  das  übliche  Verfahren  ist.  Im  Falle  es 
sich  für  das  Zusammentreten  ausspricht,  wird  der  Konvent  gewählt 
und  vom  Parlamente  über  seine  Aufgabe  instruiert.  Nachdem  er  den 
Entwurf  ausgearbeitet  hat,  wird  das  Volk  befragt,  ob  es  ihn  annehmen 
will.  Durch  die  Annahme  wird  die  Verfassung  rechtsgültig.  Wenn 
die  Berufenen  glauben,  daß  über  einzelne  Teile  stärkere  Meinungsver- 
schiedenheiten herrschen,  dann  werden  solche  Teile  ausgesondert,  und 
es  wird  über  sie  besonders  abgestimmt.  Also  ein  doppeltes  Referen- 
dum :  ein  erstes  darüber,  ob  der  Konvent  zusammentreten,  ein  zweites, 
ob  der  Entwurf  angenommen  werden  soll.  Das  vorhererwähnte 
Schwanken  zwischen  direkter  Anordnung  eines  Konventes  durch  den 
gesetzgebenden  Körper  und  Befragen  des  Volkes  deutet  daraufhin,  daß 
das  bei  Revisionen  zu  beobachtende  Verfahren  in  vielen  Verfassungen 
nicht  bestimmt  ist.  Wo  sie  es  vorgesehen  haben,  bildet  das  doppelte 
Referendum  die  Regel.  In  einigen  Staaten  wird  das  Volk  periodisch 
befragt,  ob  es  eine  Revision  für  notwendig  erachtet. 

Falls  die  geplante  Verfassungsänderung  sich  nur  auf  einzelne  Ar- 
tikel erstreckt,  überläßt  man  den  Vorschlag  und  die  Ausarbeitung  des 
Entwurfes  dem  Parlamente;  aber  das  Volk  stimmt  über  ihn  ab.  Ge- 
wöhnlich wird  eine  stärkere  als  die  einfache  Mehrheit  in  den  gesetz- 
gebenden Körpern,  und  früher  wurde  auch  die  Zustimmung  zweier 
aufeinanderfolgender  Legislaturen  verlangt.  In  einigen  Fällen  hat 
man  auf  dieses  Referendum  verzichtet.  Um  nämlich  die  Neger  ihres 
Wahlrechtes  berauben  zu  können,  wurden  Verfassungsentwürfe,  welche 
die  Ausübung  des  Wahlrechtes  an  für  sie  unerfüllbare  Bedingungen 
knüpften,  in  mehreren  Südstaaten  dem  Volke  nicht  zur  Entscheidung 
unterbreitet.  Ja  in  Kentucky  ist  eine  vom  Volke  genehmigte  Verfassung 
nachträglich  verändert  worden ,  ohne  daß  ihm  Gelegenheit  gegeben 
wurde,  sich  über  die  Änderung  auszusprechen. 

Wenn  die  Verfahren  der  Einzelstaaten  noch  nicht  völlig  mit  dem 
schweizerischen  übereinstimmen,  so  ist  doch  im  Wesen  kein  Unterschied. 
Diesseit  und  jenseit  des  atlantischen  Ozeans  besteht  das  Verfassungs- 
referendum. Auch  ein  Gesetzesreferendum,  das  jedoch  von  dem 
schweizerischen  abweicht.  Nicht  alle  Gesetzentwürfe  werden  dem  Volke 
obligatorisch  oder  fakultativ  unterbreitet,  sondern  nur  solche  bestimmter 
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Art,  welche  In  dei  Verfassung  bezeichnet  sind:  vornehmlich  diejenigen 
Über  die  Höhe  des  Steuerfufies  und  die  Aufnahme  von  Anleihen.  Der 
Europäer  ist  geneigt  sn  «las  Schweizerische  Finanzreferendum  zu  denken, 

aber  daa  Anwendungsgebiet  des  amerikanischen  Referendums  ist  sehr 
viel  weiter,  denn  auch  über  die  Errichtung  von  Notenbanken,  die  Ge- 
wahrung von  Subventionen  an  Eiscnbahngesellschaften,  die  Wahl  des 
Ortes  für  die  Hauptstadt,  die  Errichtung  öffentlicher  Gebäude  wird  ab- 
gestimmt. Noch  weiter  entfernen  sich  die  Einzelstaaten  von  der 
schweizerischen  Praxis  durch  die  Volksgesetzgebung  im  engeren,  im 
eigentlichen  Sinne.  Das  Mißtrauen  gegen  ihre  korrupten  Gesetzgeber  hat 
das  auch  auf  politischem  Gebiete  erfindungsreiche  Volk  dazu  veranlaßt, 
ihnen  die  Gesetzgebung  möglichst  zu  entwinden.  Es  werden  nämlich 
von  den  zu  Revision  der  Verfassungen  ernannten  Konventen  sogar 
Bestimmungen  des  Privat-,  Straf-  und  Prozeßrechtes  in  die  Verfassungs- 
entwürfe einbezogen.  Als  Verfassungsbestimmungen  maskiert,  wahren 
sie  die  Intervention  der  Gerichte  ab.  Mit  diesem  sinnreichen  Mittel 
ist  es  gelungen  das  Parlament  immer  mehr  einzukreisen  und  so  un- 
gefährlich zu  machen.  *)  Dem  Parlamente  wurde  verboten,  besondere 
Gesetze  für  bestimmte  Orte  zu  erlassen,  wodurch  man  den  Freunden 
der  Politiker  ihre  Beute  entriß.  Die  Gerichtsverfassung  wurde  ge- 
regelt, die  parlamentische  Geschäftsordnung  fetstgestellt,  das  Eisenbahn- 
und  Aktienrecht  korrumpierenden  Einflüssen  entzogen,  der  Staatskredit 
und  die  Rückzahlung  der  Schulden  auf  sicherer  Grundlage  aufgebaut 
und  das  Wahlrecht  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  der  Willkür  ent- 
zogen. 

Wenn  ich  nun  noch  erwähne,  daß  die  Alkohol-,  Erziehungs-,  öffent- 
liche Sittlichkeitsfrage  und  andere  auf  diese  Weise  ihre  Erledigung  ge- 
funden haben,  dann  wird  nicht  näher  zu  begründen  sein,  auch  ohne  daß 
alles,  was  zu  erwähnen  wäre,  aufgezählt  wird,  auf  welche  Abwege  die 
Einzelstaaten  der  Kampf  gegen  die  Legislative  geführt  hat.  Die  Ver- 
fassungen wachsen  sich  ins  Ungeheure  aus  und  werden  rasch  reform- 
bedürftig, da  sie  so  viel  Wandelbares  umfassen.  Die  häufigen  Ab- 
stimmungen stumpfen  das  Volk  ab;  es  ist  ihm  unmöglich,  das  Vor- 
geschlagene gründlich  zu  prüfen,  so  daß  es  oft  unterschiedslos  alles 
annimmt  oder  ablehnt  Nachdenkliche  Verfassungsfreunde  aber  sehen 
mit  Trauer,  daß  die  zur  Gesetzgebung  bestimmten  Körper  durch 
Konvente  und  das  Volk  immer  häufiger  ersetzt  werden.  Bisher  wurde 
diese  Gefahr  dadurch  abgeschwächt,  daß  die  Konvente  aus  Männern 
bestanden,  welche  durch  Intelligenz  und  Charakter  den  durchschnitt- 
lichen Parlamentarier  überragten.     Aber  wird  es  stets  so  bleiben? 

J)  Der  unzweideutigste  Beweis  des  Mißtrauens  gegen  das  Parlament  sind  die  Ein- 
führung kurzer  Legislaturperioden,  Beschränkung  der  Sessionsdauer,  Zahlung  der  Diäten 
nur  für  eine  bestimmte  Zahl  Tage. 
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Auch  unterbreiten  in  mehreren  Staaten  die  gesetzgebenden  Körper 
von  sich  aus  Gesetzentwürfe  dem  Referendum,  was  aus  denselben 
Gründen,    wie  in  der  Schweiz,    überwiegend    ungünstig   beurteilt    wird. 

So  hat  sich  also  in  Amerika  eine  der  schweizerischen  verwandte 
Entwicklung  vollzogen,  selbst  im  Bedenklichen:  außer  dem  eben  er- 
wähnten letzten  Punkte  sei  die  Einschmuggelung  von  gewöhnlichen 
Gesetzen  in  die  Verfassungen  erwähnt. 

In  den  letzten  10  bis  12  Jahren  ist  aber  das  schweizerische  Beispiel 
trotz  dem  Widerstände  der  Gesetzgeber  direkt  nachgeahmt  worden. 
Nicht  nur  in  neuen  westlichen  Staaten,  wie  Süd -Dakota,  Oregon, 
Montana,  Oklahoma,  Colorado,  sondern  auch  in  einigen  älteren,  wie 
Missouri,  Arkansas  und  Illinois,  selbst  in  Maine.  Das  Abberufungsrecht 
scheint  drüben  eine  weitere  Ausdehnung  gewinnen  zu  sollen  als  in  der 
Schweiz.1)  Die  Nachahmung  des  schweizerischen  Vorbildes  scheint  einen 
Fortschritt  nach  zwei  Richtungen  zu  bedeuten.  Über  die  Tätigkeit  des 
Abgeordnetenhauses  auf  dem  ganzen  Gebiete  der  Gesetzgebung  hat 
das  Volk  die  Oberaufsicht  gewannen,  während  es  sie  bisher  nur 
auf  einem  begrenzten  Gebiete  besaß.  Da  es  über  seine  Vertreter 
nunmehr  eine  weit  stärkere  Gewalt  besitzt,  wird  es  sie  nicht  mehr 
durch  Verfassungsbestimmungen  einzuschränken  genötigt  sein;  die  Ver- 
fassungen werden  kürzer  und  dauerhafter  werden.  Wahrscheinlich  wird 
Amerika  ebenso  wie  die  Schweiz,  die  Erfahrung  machen,  daß  dies 
Abberufungsrecht  überflüssig  ist,  wenn  Referendum  und  Initiative 
bestehen. 


Die  parlamentarische  Demokratie. 

Das  Gegenteil  der  pseudo-repräsentativen  Demokratie  bildet  die 
parlamentarische.  Sie  besteht  nicht  nur  in  Frankreich,  sondern  auch 
in  Hayti,  Santo  Domingo,  Venezuela,  Chile.  Jedoch  stimmen  deren 
Verfassungen  nicht  in  allen  Stücken  weder  untereinander,  noch  mit 
derjenigen  Frankreichs  überein.  In  Amerika  sind  Einrichtungen  der 
parlamentarischen  Demokratie  mit  solchen  der  repräsentativen,  welche 
bekanntlich  die  herrschende  ist,   vermischt.     So  hat   z.  B.  Chile    parla- 


x)  Fulton,  The  people  as  Legislators,  North  American  Review,  1907.  „Angefangen 
hat  mit  ihrer  Einführung  Süd-Dakota  im  Jahre  1897,  worauf  Utah  1899  und  Oregon  1902 
folgten.  Diese  drei  gaben  sich  die  Initative  und  das  Referendum  zugleich  und  Oregon 
beschloß  die  Neuerung  mit  der  erdrückenden  Mehrheit  von  62000  gegen  5600  Stimmen. 
Nevada  gab  sich  1901  das  Referendum.  Dann  kamen  wieder  mit  beiden  Formen 
Montana,  Delaware  .  .  .  Maine,  Missouri,  Oklahoma  und  Nord-Dakota.  Soeben  sind 
noch  weitere  vier  Staaten  und  Territorien  hinzugetreten :  Arkansas,  Arizona,  Neu-Mexiko 
(mit  dem  Referendum  allein)  und  Illinois,  wo  sich  die  große  Zahl  und  Mehrheit  von 
443000  Stimmen  gegen  127000  für  die  direkte  Gesetzgebung  erklärte."  Curti,  Der 
Weltgang  des  Referendums,   Archiv  des  öffenüichen  Rechtes,    191 1,  S.  39 f. 
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im  iit.it im  in-  Ministerien,  aber  der  Präsident  ist  verantwortlich   und  hat 
dai   Recht;  ein  Veto  gegen  die   Parlamentsbeschlüsse   einzulegen.    In 
Venezuela  verlieren  die  Minister  gewordenen  Abgeordneten  und  Sena- 
toren ihre  Sit/.e   und  erlangen   Bte  erst   ein  J.ilir  nach  ihrem  Austritt  all 
dem  Ministerium  wieder.1)    Nur  in  Frankreich  ist  die  parlamentarische 

Demokratie   in   reiner   Gestalt  verwirklicht. 

Parlamentarische  Regierung  ist,  wie  erinnerlich,  Vereinigung  der 
vollziehenden  mit  der  gesetzgebenden  Gewalt  an  der  Spitze  des  Staates 
durch  die  Verteilung  der  höchsten  Verwaltungsstellen  über  die  hervor- 
ragendsten Abgeordneten  der  im  Parlamente  über  die  Mehrheit  ver- 
fügenden Partei.  Parlamentarische  Regierung  ist  notwendigerweise 
Parteiregierung,  wahrend  in  den  .Vereinigten  Staaten  häufig  Präsident 
und  Staatssekretäre,  Gouverneur  und  Minister  infolge  aufeinander  fol- 
gender oder  verschiedener  Wahlen  nicht  der  im  Parlamente  herrschenden 
Partei  angehören.  Auch  wird  ebenso  wie  in  der  Schweiz  zuweilen 
dieses  Nebeneinanderamten  gewünscht.  In  den  Schweizer  Regierungen 
und  dem  Bundesrate  arbeiten  Männer  verschiedener  Parteien  zusammen, 
in  einigen  Kantonen  schreibt  die  Verfassung  sogar  vor,  daß  bei  der 
Besetzung  der  Stellen  im  Regierungsrate  nicht  nur  alle  Landesteile, 
sondern  auch  alle  Parteien  berücksichtigt  werden  sollen. 2) 

Die  parlamentarische  Demokratie  muß  alle  der  Teilung  der  Ge- 
walten dienenden  Einrichtungen  zu  brechen  suchen,  um  die  unumschränkte 
Herrschaft  des  Abgeordnetenhauses  herzustellen.  Einrichtungen,  welche 
ihr  widerstreben,  sind  die  derjenigen  eines  konstitutionellen  Fürsten 
nachgebildete  einflußreiche  Stellung  des  Präsidenten  und  die  derjenigen 
des  Abgeordnetenhauses  gleichberechtigte  Macht  des  Senates.  Es  ist 
schon  im  ersten  Buche  dargestellt  worden,  wie  Ferry  im  Jahre  1884 
den  Senat  reorganisierte  und  schwächte;  freilich  gelang  es  ihm  nicht, 
das  Budgetrecht  des  Senates  zu  schmälern.  Es  ist  dort  auch  schon  auf 
den  allmählichen  Niedergang  der  Stellung  des  Präsidenten  hingewiesen 
worden.  Es  ist  folglich  hier  nur  noch  ein  Blick  darauf  zu  werfen, 
welche  Macht  dem  Präsidenten  geblieben  ist.  Denn  da  er  als  Vorläufer 
des  Königs  von  Frankreich  gedacht  war,  so  läßt  sich  an  der  Minderung 
seiner  Befugnisse  am  besten  die  Erhöhung  der  Stellung  des  Parlamentes 
ablesen. 

Die  Minister  bilden  zusammen  das  Kabinett,  welches  für  die  Ver- 
wirklichung der  allgemeinen  politischen  Grundsätze  und  Maßregeln, 
die    es    durchzuführen    berufen    ist   und    versprochen  hat,  der  Kammer 


']  Albert  Soubies  et  Ernest  Carette,  Les  Republiques  Parlementaires,   1902. 

*)  Schollenberger  a.  a.  O.  I  120  f.  —  Alle  Parteien  zu  bedenken,  ist  verfassungs- 
mäßiger Grundsatz  in  Solothurn  für  alle  Behörden  (in  der  Schweiz  wird  auch  die  Legis- 
lative zu  den  Behörden  gerechnet  a.  a.  O.  S.  Hl),  wenigstens  für  den  Regierungsrat 
in  Aargau  und  Bern.     Übungsgemäfi  auch  wohl  in  anderen  Kantonen,  wie  im  Bund." 
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solidarisch l)  verantwortlich  ist.  Eine  Konsequenz  der  Ministerverant- 
wortlichkeit2)  ist  es,  daß  die  Minister  ihre  Ämter  niederzulegen  ver- 
pflichtet sind,  sobald  die  Mehrheit  der  Kammer  ihre  Haltung  miß- 
billigt. Zwar  ist  es  eine  Verpflichtung  konventioneller  Art.  Beobachtet 
jedoch  das  Ministerium  die  Übereinkunft  nicht,  so  kann  die  Kammer 
ihm  durch  Handlungen  und  Unterlassungen  die  weitere  Tätigkeit  un- 
möglich machen. 

Nachdem  das  Ministerium  sich  infolge  eines  parlamentarischen 
Mißtrauensvotums  zurückgezogen  hat,  fehlt  dem  Lande  die  tatsächlich 
höchste  vollziehende  Gewalt;  daher  muß  von  der  Verfassung  ein  Or- 
gan vorgesehen  sein,  das  ihm  eine  neue  zu  verschaffen  verpflichtet  ist. 
Diese  Aufgabe  fällt  dem  Präsidenten  der  Republik  zu.  Der  Präsident 
hat  unter  den  parlamentarischen  Führern,  welche  sich  für  die  Über- 
nahme der  erledigten  Ministerpräsidentschaft  eignen,  Umschau  zu  halten, 
(wobei  er  gewöhnlich  von  dem  zurücktretenden  Ministerpräsidenten 
beraten  wird).  Glaubt  er  einen  passenden  Nachfolger  gefunden  zu  haben, 
dann  beauftragt  er  ihn  mit  der  Bildung  eines  neuen  Ministeriums. 
Sobald  der  Ministerpräsident  geeignete  Minister  gewonnen  hat,  ernennt 
der  Präsident  der  Republik  das  Kabinett.  Dies  ist  sein  wichtigstes 
Recht.  Obwohl  neben  dem  Kabinette  kein  Platz  für  eine  mit  wirklicher 
Macht  ausgerüstete  vollziehende  Gewalt  ist,  macht  sich  doch  das 
Bedürfnis  nach  einer  das  Kabinett  überragenden  exekutiven  Spitze 
geltend. 

Der  Präsident  hat  zweitens  das  Recht,  Botschaften  an  das  Parlament 
zu  richten;  es  ist  aber  nicht  gezwungen,  sie  zu  beobachten,  was  ja 
keiner  näheren  Begründung  bedarf.  Allein  man  könnte  glauben,  daß 
die  Ausübung  dieses  Rechtes  wenigstens  die  öffentliche  Meinung  auf- 
zuklären und  die  Bedeutung  der  Präsidentschaft  in  ihrem  Verhältnis 
zum  Ministerium  in  den  Augen  des  Volkes  zu  erhöhen  vermöchte; 
allein  die  Botschaften  erfordern  die  Gegenzeichnung  des  Ministers,  der 
jeden  dazu  geeigneten  Schritt  sorgfältig  verhindern  wird. 

Drittens  führt  der  Präsident  bei  den  Beratungen  der  Minister  den 
Vorsitz;  da  aber  die  Minister  in  besonderen  Kabinettssitzungen  alle 
wichtigeren  Angelegenheiten  in  der  Abwesenheit  des  Präsidenten  der 
Republik  beraten,  so  ist  auch  dieses  Recht  von  geringer  Bedeutung. 
Hierin  spiegelt  sich  am  klarsten  der  Niedergang  der  Präsidentschaft, 
daher  verweilen  wir  noch  einen  Augenblick  bei  diesem  Verhältnisse. 
Es  hat  sich  erst  allmählich  herausgebildet.  Grevy,  der  erste  Präsident, 
der  auf  die  mit  größerer  Macht  ausgerüsteten  Vorgänger,  Thiers  und 
Mac  Mahon,  folgte,  sträubte  sich  noch  gegen  die    Stellung  eines  parla- 

2)  Doch  sind  in  Frankreich  die  partiellen  Ministerstürze  nicht  selten. 
2)  Von  ihr  zu  unterscheiden  ist  die  strafrechtliche :  die  Verantwortlichkeit  für  Amts- 
vergehen und  Amtsverbrechen. 
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mentarischen   Präsidenten  der  Republik;   Casimir  Perier  gab  sein  Amt 

auf,  wiil  die  Minister  ihm  systematisch  die  Kenntnis  der  politischen  Vor- 
gänge  vorenthielten,    wahrend    er  von    der   sozialistischen   i'resse   in   der 

schmählichsten  Weise  angegriffen  wurde;  Faure  liefl  es  sich  schoi 

fallen,  daß  das  Kabinett  in  seiner  Abwesenheit  einen  Beschluß  in  der 
Dreyfus-Angelegenheit  fafite,  dem  er,  wenn  er  zugegen  gewesen  wäre, 
sicher  widersprochen  hatte 

Viertens  hat  er  das  bescheidene  Recht,  die  Kammern  zu  außer- 
ordentlichen Sitzungen  einzuberufen  und  auf  einen  Monat  zu  vertagen, 
damit  in  aufgeregten  Zeiten  die  Gemüter  sich  zu  beruhigen  vermögen. 
Zu  den  gewöhnlichen  Tagungen  versammelt  sich  das  Parlament  ohne 
Einberufung  am  zweiten  Dienstag  jedes  Jahres  auf  mindestens  5  Monate. 
Tatsächlich  bleiben  die  ausdauernden  französischen  Parlamentarier, 
welche,  wie  ihre  amerikanischen  Kollegen,  das  politische  Zusammen- 
leben sehr  schätzen,  8  bis  9  Monate  zusammen. 

Von  größerem  Belang  erscheint  sein  Recht,  es  ist  das  fünfte,  vom 
Parlamente  erledigte  Gesetz,  die  ihm  zur  Verkündigung  übersandt  worden 
sind,  an  das  Parlament  zurückzuschicken,  zum  Zweck  einer  erneuten 
Beratung,  und  ein  anderes,  das  sechste  Recht,  die  Kammer  aufzulösen, 
falls  der  Senat  dazu  seine  Zustimmung  gegeben  hat.  Die  Verfassung 
wollte  ihm  folglich  die  Stellung  eines  Moderators  und  Vermittlers 
zwischen  Kammer  und  Wählern  geben,  aber  sie  hat  leider  die  hierzu 
erforderlichen  Mittel  nicht  bereitgestellt.  Es  ist  nicht  bestimmt,  daß 
die  erneute  Verhandlung  eine  höhere  Mehrheit  als  die  erste  ergeben 
muß,  wie  die  amerikanische  Bundesverfassung  vorschreibt  Und  der 
Senat,  der  seit  1884  auschließlich  ein  indirektes  Produkt  des  allgemeinen 
Stimmrechtes  geworden  ist,  bietet  dem  Präsidenten  wahrscheinlich  nicht 
die  zur  Kammerauflösung  erforderliche  moralische  Stütze,  und  ebenso- 
wenig ist  bei  einer  zweiten  Beratung  eines  Gesetzentwurfes  von  ihm 
zu  erwarten. 

Der  Präsident  ernennt  siebentens  zu  allen  Ämtern,  aber  seine  Macht 
ist  sehr  unbedeutend,  da  erstens  Befähigungsbedingungen  für  manche 
Ämter  vorgeschrieben  sind  und  zweitens  Staatsämter  in  Frankreich 
den  Preis  bilden,  mit  dem  die  Mehrheitspartei  die  Unterstützung  ihrer 
Anhänger  bezahlt;  tatsächlich  ist  der  Präsident  nur  ausführendes  Er- 
nennungsorgan der  Ministerien. 

Die  Erörterungen  über  den  Oberbefehl  im  Kriege  während  des 
Sommers  191 1  haben  trotz  ihrer  Unklarheiten  gezeigt,  daß  dem  Präsi- 
denten keine  entscheidende  Rolle  bei  der  Kriegführung  zugedacht  ist, 
obwohl  er  nach  der  Verfassung  über  die  bewaffnete  Macht,  verfügt, 
sein  achtes  Recht. 

Er  hat  auch  neuntens  das  Recht  der  Gesetzesinitiative,  die  Ver- 
fassung gibt  es  ihm  ausdrücklich,   aber  es  verschmilzt  mit   demjenigen 
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des  Kabinettes,  da  Vorlagen  dieser  Art  wie  alle  übrigen  Amtshand- 
lungen des  Präsidenten  zur  Gültigkeit  der  Gegenzeichnung  eines 
Ministers  bedürfen.  Tatsächlich  sind  die  Repräsentationspflichten  die 
wichtigsten  Pflichten  und  Rechte  des  Präsidenten.  Wir  dürfen  sie 
füglich  übergehen. 

Damit  dürfte  bewiesen  sein,  daß  aller  wirklichen  Macht  Quelle 
das  Parlament  ist;  es  wählt  den  Präsidenten,  ernennt  die  Ministerien, 
erhebt  oder  zerschmettert  sie  nach  Despotenlaune,  es  macht  die  Ge- 
setze und  entscheidet  über  die  Schicksale  der  Beamten. 


VI. 
Rückblick. 

Wie  mannigfaltig  die  Formen  der  modernen  Demokratie  und  wie 
gleichartig  die  Tendenz  entweder  der  Abkehr  von  den  repräsentativen 
Einrichtungen  oder  doch  tiefer  Unzufriedenheit  mit  ihnen!  In  der 
Schweiz  geboren  aus  Unbefriedigung  mit  den  Parlamenten,  aus  demo- 
kratischem Doktrinarismus  und  aus  Parteihaß,  in  den  Einzelstaaten  der 
Union  stärker  aus  dem  Unwillen  über  die  Korruption  der  Gesetzgeber! 
Im  Bunde  eine  weitverbreitete  Geringschätzung  des  Kongresses!  Und 
in  Frankreich  ist  der  Widerwille  gegen  diese  zum  Teil  übel  berufene, 
ihre  Zeit  nutzlos  mit  Interpellationen  verschwendende  und  relativ  wenig 
nützliche  Arbeit  verrichtende  Versammlung  noch  im  Wachsen. 

In  allen  Demokratien  besteht  die  Tendenz,  die  Gewaltenteilung 
durch  die  Gewaltenvereinigung  zu  ersetzen,  mit  anderen  Worten  die 
ausführende  und  die  richterliche  einer  anderen  Gewalt  zu  unterwerfen. 
In  der  unmittelbaren  und  pseudo-repräsentativen  Demokratie  ist  es  das 
Volk,  welches  die  Selbständigkeit  aller,  in  der  repräsentativen  und 
parlamentarischen  die  gesetzgebende  Gewalt,  welche  die  Selbständigkeit 
der  anderen  bricht.  Die  von  Condorcet  vorhergesehene,  von  Tocqueville 
klar  erkannte  Richtung  der  staatlichen  Entwicklung  in  der  Demokratie 
ist  immer  deutlicher,  immer  schärfer  hervorgetreten!  Ihre  Erkenntnis 
hat  stets  in  den  Vorkämpfern  für  den  freien  Staat  die  Abneigung 
gegen  den  unfreien,  demokratischen  Staat  geweckt!  Ein  Zentrum  des 
Widerstandes  müsse  es  in  jedem  Kulturstaate  geben,  aber  in  der  abso- 
luten Monarchie  und  in  der  Demokratie  suche  man  es  vergebens:  das 
ist  der  immer  wiederkehrende  Gedanke.  „Wie  ich  auf  der  Fahne  der 
demokratischen  Republik  den  gesellschaftlichen  Krieg  gefunden  habe," 
schrieb  Guizot,  „so  finde  ich  in  ihrer  Verfassung  den  revolutionären 
Despotismus.  Keine  Gewalten,  die  scharf  genug  begrenzt  und  stark 
genug  wären,  um  sich  gegenseitig  zu  überwachen  und  sich  im  Gleich- 
gewicht zu  halten.    Keine  dauerhafte  Schranke,  welche  die  Rechte  und 


i  i  iti  -.  Kipiiri.     I),.-  Porpca  dci  PBOdcreea  De  j-i 

die     Interessen     der     liuli  vi«  Itun     besehu/te.       Keim.'     Organisation ,     <  i  1  *  r 

der  Freiheit  eine  Bürgschaft   böte,   kein   Gegengewicht  der  Kr.iitc   im 

Mittelpunkte   des  Staates   und   an   der  Spit/e  der  Regierung    Nur   Motor 

und  Kaderwerk,   nur   I  lerr  und   Werkzeuge.     Überall  die   individuelle 

Freiheil  des  isolierten  Individuum!  gegenüber  dem  einheitlichen  Mehr- 
heitsvvillen des  Volkes.  Überall  das  Prinzip  des  Despotismus  gegenüber 
den    Rechte   zur   Insurrektion  I"  *) 

Aber  ihr  Ziel  hat  diese  Bewegung  nirgendwo  völlig  oder  ganz 
konsequent  erreicht.  In  Frankreich  hat  die  Deputiertenkammer  da 
Schicksal  der  Ministerien  vollständig  in  der  Hand;  den  Präsidenten 
hat  sie  zu  einer  dekorativen  Persönlichkeit  herabgesetzt,  den  Senat  aber 
bisher  nur  geschwächt.  Die  zentralisierenden,  parlamentarischen  und 
burcaukratischen  Mächte  werden  nicht  durch  eine  kräftige,  unabhängige 
Selbstverwaltung  in  Schranken  gehalten,  und  es  hat  das  Parlament  die 
Ernennung  der  Beamten  an  sich  gebracht.  Aber  es  gibt  in  Frank- 
reich einige  Kategorien  von  festangestellten  Beamten,  über  die  es  nicht 
unbedingt  herrscht;  wie  es  aber  selbst  über  sie  Gewalt  erlangt  hat, 
werden  wir  im  nächsten  Kapitel  sehen. 

In  der  Schweiz,  wo  überhaupt  die  Gewaltenteilung  nicht  klar 
herausgebildet  ist,2)  aber  auch  keine  vom  Volke  geschaffene  Gewalt 
die  andere  willkürlich  beseitigen  kann,  sind  trotz  der  fortschreitenden 
Volksherrschaft  noch  Überreste  der  repräsentativen  Demokratie  vor- 
handen: ein  Teil  der  Beamten  wird  von  einigen  Parlamenten  ernannt 
und  in  Freiburg  sind  das  Gesetzesreferendum  und  die  Gesetzesinitiative 
nicht  eingeführt.  Es  sind  die  Widerstände  gegen  die  Herrschaft  der 
Mehrheit  sehr  schwach.  In  den  Kantonen  nur  eine  Kammer,  kein  Veto 
des  Landammanns,  die  völlige  Unterjochung  unter  die  häufig  von  Agi- 
tatoren, Demagogen  geführte  und  von  Launen  und  Stimmungen  be- 
herrschte Menge.  Im  Bunde  steht  es  etwas  besser:  kein  Veto  des 
Präsidenten ;  aber  eine  zwreite,  wenn  auch  wenig  einflußreiche  Kammer  ;3) 
die  Bundesversammlung  ernennt  die  höchsten  Beamten,  auch  die  Richter ; 


')  De  la  Democratie  en  France  1849  S.  43. 

2)  Es  seien  zwar  überall  dreierlei  Organe  vorhanden,  sagt  Schollenberger,  aber  die 
Kompetenzen  seien  nicht  immer  danach  getrennt  (Grundriß  I  26).  Zwei  Beispiele. 
Justizsachen  fallen  zuweilen  den  Regierungsbehörden  zu  (a.  a.  O.  I  251),  andererseits 
sind  in  Graubünden  die  Kreisgerichte  zugleich  Verwaltungsbehörden  (Ulrich,  die  Be- 
stellung der  Gerichte  in  den  modernen  Republiken,  S.  204,  A.  17).  „Unter  Vorbehalt 
der  Rechte  des  Volkes  und  der  Kantone  wird  die  oberste  Gewalt  des  Bundes  durch  die 
Bundesversammlung  ausgeübt."  (Art.  71  der  BV.)  Zu  ihrem  Geschäftskreis  gehören  Ver- 
fügung über  das  Bundesbeer,  Oberaufsicht  über  die  eidgenössische  Verwaltung  und 
Rechtspflege,  Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  Bundesrates  über  Administrativ- 
streitigkeiten, Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  Bundesbehörden  (Art.  85;  9,   II,   12,   13). 

3)  Der  Ständerat  gilt  als  eine  schwächere  Bildung,  denn  der  französische  und  der 
amerikanische    Senat.      Jedenfalls    hat    et  nicht   dieselbe  Macht,    wie    der  amerikanische; 
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die  auf  die  Gesetzgebung  bezüglichen  Rechte  des  Volkes  sind  nicht 
so  ausgedehnt,  wie  in  den  Kantonen. 

Der  wahre  Schutz  des  Schweizer  Volkes  besteht  daher  in  seinem 
gesunden  Sinne  und  der  zunehmenden  politischen  Bildung.  Diese  sind 
in  der  Schweiz  unzweifelhaft  verbreiteter  als  in  den  anderen  Demo- 
kratien. Das  Volk  hält  an  seinen  Vertretern  und  Beamten  fest,  wenn 
sie  nicht  zu  stark  gegen  ihre  Pflicht  verstoßen.  Das  Prinzip  des  Ro- 
tation in  Office  wird  nicht  angewandt.  Freiwillig  sucht  man  die  ver- 
schiedenen Parteien  mit  ihrem  Stärkeverhältnis  an  den  Gewalten  zu  be- 
teiligen, und  in  mehreren  Kantonen  ist  dieser  Grundsatz  in  den  Ver- 
fassungen festgelegt.  Von  der  Behauptung,  der  geheime  Grund  der 
häufigen  Verfassungsrevisionen  sei  Stellenjägerei,  meinte  Dubs  selbst 
schon  vor  mehr  als  40  Jahren,  „das  System  kommt  allmählich  in  ver- 
dienten Mißkredit".1) 

Aber  es   fehlt   auch   nicht   an  Anzeichen,    daß   die   schweizerische 


daß  sein  Einfluß  hinter  demjenigen  des  französischen  zurücksteht,  wage  ich  nicht  zu  be- 
haupten. 

Die  für  jene  Behauptung  angeführten  Gründe  gehören  der  abstrakten  Politik 
an,  welche  die  konkreten  Verhältnisse  nicht  beachtet.  Um  die  Macht  und  die  Selb- 
ständigkeit der  Senate  zu  stärken,  sind  in  Frankreich  und  in  Amerika  folgende  vier 
Maßregeln  angewandt  worden:  1.  wird  von  den  Kanditaten  ein  höheres  Alter  verlangt, 
als  von  den  Bewerbern  um  einen  Sitz  im  Abgeordnetenhause :  in  der  Union  mindestens  30, 
in  Frankreich  40  Jahre;  2.  werden  sie  auf  längere  Zeit  als  die  Abgeordneten  gewählt: 
in  der  Union  auf  6,  in  Frankreich  auf  9  Jahre,  so  daß  sie  Erfahrungen  sammeln  können, 
und  es  wird  der  Senat  nur  teilweise  erneuert:  in  der  Union  scheidet  ein  Drittel  alle  zwei, 
in  Frankreich  alle  drei  Jahre  aus,  so  daß  nach  der  Wahl  den  Neugewählten  zwei  Drittel 
alte  Mitglieder  gegenüberstehen ;  3.  werden  die  Senatoren  in  größeren  Kreisen  gewählt,  wo- 
durch die  Herrschaft  der  Kirchtumsinteressen  gebrochen  oder  geschwächt  wird,  und  von 
anderen  Wählern  gewählt:  in  der  Union  von  den  gesetzgebenden  Körpern  der  Staaten, 
in  Frankreich  von  den  Abgeordneten  der  Selbstverwaltungskörper  und  den  Deputierten  des 
Departements;  4.  muß  die  geringere  Zahl  der  Senatoren  als  der  Deputierten,  weil  sie 
eine  ruhigere,  objektivere  Beratung  sichert,  hierher  gerechnet  werden;  in  der  Union  sind 
es  annähernd  100,  in  Frankreich  300.  Die  Vorschriften  der  Gliedstaaten,  die  im  wesent- 
lichen denjenigen  der  Union  entsprechen,  haben  wir  nicht  besonders  aufgeführt,  um  die 
Übersichtlichkeit  nicht  zu  gefährden;  nur  das  Undemokratische  muß  erwähnt  werden, 
daß  in  Delaware  ein  Zensus  für  die  Kandidaten  zum  Senate  vorgeschrieben  ist.  Für  den 
Schweizer  Ständerat  bestehen  Altersvorschriften  nicht.  Eine  partielle  Erneuerung  ist  die 
Folge  der  ungleichen  Amtsdauer.  Die  Amtsdauer  ist  nirgendwo  länger  als  die  des 
Nationalrates,  in  8  Kantonen  ist  sie  geringer,  in  7  beträgt  sie  nur  ein  Jahr.  Die 
Ständeräte  werden  in  den  meisten  Kantonen  ebenso  vom  Volke  gewählt,  wie  die  National- 
räte, und  die  Verschiebung  des  anfänglichen  Stärkeverhältnisses  zwischen  den  National- 
räten, deren  Zahl  mit  wachsender  Bedeutung  immer  mehr  gewachsen  ist,  und  den 
Ständeräten,  deren  Zahl  dieselbe  geblieben  ist,  bewirkt  eine  zunehmende  Untätigkeit  des 
rascher  arbeitenden  Ständerates,  der  deshalb  vielen  überflüssig  erscheint.  Im  Anfang 
begehrten  die  hervorragendsten  Politiker  einen  Sitz  im  Ständerat.  Heute  ist  es  um- 
gekehrt. 

')  Die  Schweizerische  Demokratie  in  ihrer  Fortentwicklung,  S.   10. 


.  KtpiteL     iMr  Pormea  da  nodcnici  Demokratie  i?^ 

Demokratie  ao  einen  Wendepunkte  steht    Erstem  mufl  •      ich  jedem 

aufdrangen,  daß  vor  der  w;u  hsenden  Macht  der  Sozialdemokratie  die 
alten  Sitten  sich  schwer  behaupten  lassen;  sie  strebt  rücksichtslos  nacll 
Herrschaft.1)  Freilich  wird  diese  Meinung  nicht  von  allen  erfahrenen 
Politikern  anderer  Parteien  geteilt.  Härte  und  Kücksichtslosigkeil 
hören  wir,  seien  schweizerische  Eigenschaften;  man  bedenke,  wie 
fanatisch  und  brutal  in  der  Vergangenheit  Parteikämpfe  ausgefochten 
worden  seien  und  wie  ruhig  es  heute  zugehe.  Das  Phlegma  des 
Schweizers,  sägen  die  einen,  sein  gesunder  Menschenverstand,  sagen 
die  anderen,  die  Notwendigkeit,  mit  anderen  Parteien  in  Gemeinde, 
Kanton  und  Staat  zusammenzuarbeiten,  sagen  die  Dritten,  werde  auch 
die  sich  heute  in  ihrer  Sturm-  und  Drangperiode  befindliche  Sozial- 
demokratie überwinden. 

Anders  ist  es  mit  der  Volksinitiative,  welche  allgemeiner  ungünstig 
beurteilt  wird.  Eine  Anzahl  zusammengewürfelter  Menschen,  deren 
Unterschriften  bezahlte  Sammler  zusammengebracht  haben,  können 
unter  der  Herrschaft  einer  entschlossenen  Clique  von  Demagogen  dem 
durch  Agitatoren  bearbeiteten  Volke  ihre  Gesetze  aufzwingen. 

Wir  wenden  uns  nun  zu  den  Vereinigten  Staaten.  Daß  in  den 
Einzelstaaten  das  Volk  durch  Volksgesetzgebung  und  Volkswahl  viel 
unumschränkter  herrscht,  als  im  Bunde,  ist  genügend  dargestellt  worden. 
Aufklärung  erfordern  die  Zustände  im  Bunde. 

Obwohl  die  Schöpfer  der  Bundesverfassung  den  Grundsatz  der 
Gewaltenteilung  verwirklichten,  so  haben  sie  doch  gewiß  nicht  geglaubt, 
daß  die  drei  Gewalten  ganz  unabhängig  voneinander  nebeneinander 
hergehen  könnten.  Ihnen  blieb  es  nicht  verborgen,  daß  in  jedem  Staats- 
wesen eine  Gewalt  leiten  muß,  wobei  sie  annahmen,  daß  die  Exe- 
kutive stets  führen  werde.  In  den  Anfängen  der  Bundesrepublik  be- 
standen ja  auch  persönliche  Beziehungen  zwischen  der  gesetzgebenden 
und  ausführenden  Gewalt;  daß  sie  heute  zerschnitten  sind,  haben  beide 
Teile  verschuldet.  In  den  ersten  25  Jahren  drückten  bedeutende 
Präsidenten  und  Staatssekretäre  den  Kongreß  zu  einem  untergeordneten 
Organe  herab:  auswärtige  Fragen,  in  welchen  dem  Präsidenten  eine 
starke  Initiative  zusteht,  beherrschten  die  amerikanische  Politik;  den 
neuen  Aufgaben  aber,  welche  im  Inneren  mit  der  Ausgestaltung  des 
ganzen  Staatswesens  entstanden,  waren  die  Abgeordneten  nicht  immer 
gewachsen,  so  daß  sie  sich  um  hilfsreiche  und  hilfsbereite  Staats- 
sekretäre scharen  mußten.2)     Diese  Zeiten  gingen  vorüber,   das  Staats- 


l)  Ihr  verderblicher  Einfluß  offenbart  sich  vor  allem  darin,  daß  sie  nach  der 
parteimäßigen  Besetzung  selbst  der  Richterstellen,  ohne  höhere  Besetzungsgründe  an- 
zuerkennen ,  strebt  und  die  Besetzung  kollegialer  Gerichte  nach  der  Parteistärke 
fordert. 

*)  „the  government  was  .  .  .  constantly   busy,    during    the   first   quarter  Century  of 
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schiff  kam  in  ruhiges  Fahrwasser,  die  großen  Persönlichkeiten,  wie  es 
immer  zu  geschehen  pflegt,  verschwanden,  sobald  weder  große  Gefahren, 
noch  große  Aufgaben,  noch  große  Preise  lockten,  mit  der  Ausdehnung 
des  Stimmrechtes  und  der  Entwicklung  der  Parteiorganisation  wurden, 
unbedeutendere  Politiker  gewählt;  der  Kongreß  aber  richtete  sich  ein 
und  bildete  sein  Ausschußsystem  aus.  In  dem  amerikanischen  Kongreß 
wird,  wie  wir  schon  ausführten,  jede  Anregung  Ausschüssen  überwiesen, 
die  aus  Mitgliedern  beider  Parteien  bestehen,  und  deren  Zahl  sich  im 
Jahre  191 1  auf  etwas  mehr  als  60  im  Abgeordnetenhause  und  etwas 
weniger  als  60  im  Senate  belief.  Den  Stärkeverhältnissen  der  Parteien 
im  Parlamente  entsprechend  ist  in  jedem  die  siegreiche  Partei  in  der 
Mehrheit;  sie  stellt  auch  den  Vorsitzenden.  Sie  beschränken  sich  jedoch 
nicht  auf  Untersuchung  und  Berichterstattung,  wie  die  Ausschüsse  anderer 
Parlamente,  sondern  sie  entwerfen  auch  die  Bills,  welche,  dem  Kongreß 
vorgelegt,  im  Plenum  mit  dem  geringstmöglichen  Aufwand  von  Debatten 
erledigt  werden.  Woodrow  Wilson  nennt  daher  die  amerikanische 
Regierung  „A  Government  by  the  Standing  Committees  of  Congress". 

Das  Ausschußsystem  hat  das  Interesse  des  amerikanischen  Volkes 
am  Kongresse  ertötet,  weil  der  Kampf  der  Parteien  sich  nicht  in  erregten 
oder  schwungvollen  Reden  entlädt.  Es  hat  auch,  wie  manche  glauben, 
große  parlamentarische  Führer  unmöglich  gemacht,  zudem  die  Ge- 
waltenteilung ihnen  die  Ergreifung  der  vollziehenden  Gewalt  verwehrt 
Diese  Ausschüsse  sind  es  nun,  welche,  wie  wir  früher  sahen,  die  Staats- 
sekretäre in  ihre  Agenten  verwandelt  haben,  während  der  Präsident  bei 
den  Beamtenernennungen  und  dem  Abschluß  von  Verträgen  die  Über- 
macht des  Senates  fühlen  muß.  Andererseits  haben  Präsident  und 
Staatssekretäre  keinen  direkten  gesetzmäßigen  Einfluß  auf  die  Ent- 
schließungen des  Kongresses.  Diese  Erinnerung  an  frühere  Aus- 
führungen wird  nun  das  Folgende  verständlicher  machen. 

Vor  die  im  dunkeln  schaffenden  Ausschüsse  treten  Bittsteller  aller 
Art  und  setzen  sie  korrumpierenden  Einflüssen  aus.  Insbesondere  das 
Ansehen  des  Bundessenates  ist  gesunken,  seitdem  er  so  viele  Millionäre 
und  Vertreter  wirtschaftlicher  Interessen,  welche  ihre  Sitze  gekauft  haben, 
beherbergt  und  seitdem  er  so  vielen  State  Bosses,  deren  Wunsch  ge- 
nügt, um  in  den  amerikanischen  Ständerat  zu  gelangen,  eine  günstige 
Operationsbasis  bietet.  Das  wäre  also  das  Ergebnis  einer  nur  wenig 
mehr    als    IOO jährigen   Entwicklung:    der   Kongreß    hat   sich    die    aus- 


its  existence,  with  the  adjystment  of  foreign  relations ;  and  with  foreign  relations  .  .  .  the 
Presidents  had  everything  to  do,  since  theirs  was  the  office  of  negotiation.  Moreover,  as 
regards  home  policy  also  those  times  were  not  like  ours.  Congress  was  something 
awkward  in  exercising  its  untried  powers,  and  its  machinery  was  new  .  .  .  The  connection 
with  the  early  Cabiaets  and  the  early  Congresses  was  very  like  the  relations  between 
leaders  and  their  party."     Woodrow  Wilson,  Congressional  Government,  S.  43,  44,  270. 
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führende  und,   wie  wir  noch  sehen  werden,  auch  die   richterliche 

u  ;ilt    unterworfen.       \l>< U    ei   besitzt   wenig  Ansehen,    weil    er    die   Intrr- 

11  dea  großen  Kapitales  vertritt,  wie  die  besonderen  Wünsche  der 
Wahlkrei  <  der  Mitglieder,  nicht  aber  die  gemeinsamen,  des  ganzen 
Volkes  ZU  befriedigen  sucht,  und  weil  er  auch  seinem  politischen  Be- 
dürfnisse  nicht  genügt. 

1  ).i  erfolgte  vor  etwa  14  Jahren  ein  großer  Umschwung.  Der 
Bundesstaat  betrat  die  Bahn  des  Imperialismus;  damit  stieg  die  Macht 
und  das  Ansehen  des  sich  an  der  auswärtigen  Politik  wieder  empor- 
rankenden Präsidentenamtes;  ein  gemeiner  Mord  fügte  es,  daß  es  einer 
starken  Persönlichkeit  zufiel,  welche  das  von  den  Parteitechnikern  ge- 
fesselte amerikanische  Volk  niemals  zum  Präsidenten  gewählt  haben 
würde.  Das  Volk  bewunderte  den  Mann,  der  der  amerikanischen  Politik 
wieder  einen  großen  Zug  zu  verleihen  verstand,  als  er  dann  einige 
Jahre  später  als  der  Erwählte  der  ganzen  Nation  dem  Kongreß  gegen- 
übertrat, erhob  er  sich  zu  einer  Führerstellung,  wie  sie  seit  Lincoln, 
Andrew  Jackson,  Jeflerson  und  Washington  niemand  besessen  hatte; 
von  der  Volksgunst  emporgetragen,  konnte  er  einen  starken  Einfluß 
auf  die  Geschäfte  des  Parlamentes  ausüben ;  bedeutenden  Gouverneuren 
in  den  Einzelstaaten  gab  sein  Beispiel  die  Kraft,  nicht  nur,  wie  bisher, 
von  Abgeordnetenhäusern  angenommene  Gesetzentwürfe  zu  beanstanden, 
sondern  ihnen  den  Gang  der  Gesetze  vorzuschreiben.  „Die  Exekutive 
als  Gesetzgeberin  ist  uns  heutigen  Tages  wohlbekannt",  lesen  wir  in 
„The  Nation".  „Präsident  Roosevelt  ist  nicht  das  einzige  Exemplar. 
Gouverneur  nach  Gouverneur  hat  sich  zur  Hauptquelle  der  Gesetzgebung 
gemacht.  .  .  .  Alle  nehmen  schweigend  an,  daß  der  Gouverneur  .  .  . 
wichtige  Gesetze  anregen  und  ihr  Vorkämpfer  sein  müsse.  Auch  wird 
diese  Haltung  von  den  gesetzgebenden  Körpern  nicht  sehr  übel  ver- 
merkt. Was  aber  das  Volk  betrifft,  so  nimmt  sie  sie  mit  Begeisterung 
auf".  Wenn  man  sähe,  wie  Präsident  und  Gouverneur  nach  den  Mit- 
gliedern der  Parlamente  schickten  und  sie  aufforderten,  für  bestimmte 
Gesetze  zu  stimmen,  dann  erkenne  man,  wie  lang  der  Weg  sei,  den 
man  zurückgelegt  habe.  Wie  es  gekommen  sei?  Die  Abgeordneten 
verträten  nur  noch  die  Interessen  ihrer  Wahlbezirke.  „In  großen  An- 
gelegenheiten .  .  .  haben  sie  die  Initiative  eingebüßt,  weil  ihre  Zeit  und 
Kraft  ganz  von  den  kleinen  Interessen  ihrer  Wähler  in  Anspruch  ge- 
nommen werden.  .  .  .  Ein  anderer  muß  für  die  Nation  oder  den  Staat 
sorgen  .  .  .  und  dieser  andere  wird  mehr  und  mehr  der  unmittelbar 
Erwählte  des  Volkes".1) 

Dies  sei  eine  moderne  Erscheinung,  hieß  es  vorher.  In  dem  zuletzt 
im    Jahre    1900    in     15.   Auflage    erschienenen   WTerke    „Congressional 


')  The  Nation,   5.  März   1908. 
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Government"  suchte  Woodrow  Wilson  zu  beweisen,  daß  der  Präsident 
als  Präsident  nicht  Führer  sein  könne.  l) 

Die  Ursache  dieser  Erscheinung  haben  wir  in  der  günstigen  Kon- 
junktur gefunden,  die  Konjunktur  sei  doppelter  Art:  politisch  und 
psychologisch;  die  Vorbedingung  aber  schaffe  die  Verfassung.  Bestätigt 
wird  diese  Auffassung  dadurch,  daß  sich  in  einigen  romanischen  Demo- 
kratien, deren  Verfassungen  nach  dem  Vorbilde  der  amerikanischen 
gestaltet  sind,  dasselbe  Walten  begabter  Staatsmänner  beobachten  läßt, 
die  gleich  den  hochgesinnten  Fürsten  des  Aufklärungszeitalters  die 
Völker  stärkere  Fortschritte  machen  lassen,  als  ihnen  ihre  eigenen 
Kräfte  erlauben  würden.  Bestätigt  wird  sie  auch  dadurch,  daß  schon 
vor  1900  energische,  von  der  öffentlichen  Meinung  getragene  Gou- 
verneure, welche  als  Verbündete  im  Kampfe  gegen  die  parlamentarische 
Korruption  erschienen,  den  Kampf  gegen  die  Parlamente  in  fast  brutaler 
Weise  führen  konnten,  wenn  sie  ihm  auch  noch  nicht  die  Politik  vor- 
schreiben durften.  So  wächst  aus  demokratischem  Boden  ein  mo- 
narchisches, richtiger  ein  cäsaristisches,  Wesen  empor,  denn  kaum  hätte 
ein  Monarch  sich  vor  seinem  Volke  rühmen  können,  daß  er  so  und  so 
vielen  Gesetzentwürfen  den  Hals  gebrochen  habe,  oder  sagen  dürfen, 
daß  ihm  die  Abgeordneten  am  besten  gefielen,  wenn  er  am  Ende  der 
Session  ihre  Rockschöße  hinter   der  Straßenecke  verschwinden  sähe.  2) 

Allein  wenn  auch  in  Demokratien  dieser  Art  eine  Verwandtschaft 
mit  der  konstitutionellen  Monarchie  (infolge  des  gemeinsamen  doktri- 
nären Ursprungs)  nicht  zu  verkennen  ist,  so  fehlt  ihnen  doch  die  dieser 
Staatsform  eigentümliche  Kraft.  Die  Volksgunst  ist  ein  zu  starkes 
Element  ihres  Bestehens.  Und  daher  mag  in  zehn  oder  zwanzig  Jahren 
das    Parlament   wieder    Präsident   und    Gouverneure    unterjocht   haben. 

Einen  größeren  Raum  als  repräsentative  Demokraten  für  die  Ent- 
faltung ihrer  Gaben  bieten  großen  Staatsmännern  wahrhaft  parlamen- 
tarische Demokratien.  Kein  Fürst  ist  mächtiger,  als  es  der  auf  eine 
starke  Mehrheit  gestützte  Führer  in  einer  solchen  Staatsform  ist.  Es 
gibt  keine  äußere  Macht,  die  ihn  das  Beste  zu  tun  verhindern  kann, 
wie  den  ersten  Minister  in  einer  konstitutionellen  Monarchie  oder  den 
Präsidenten  einer  repräsentativen  Demokratie.  Aber  er  kann  nicht  auf 
eine  bestimmte  Zeit  unbehinderten  Schaffens  rechnen.  In  Frankreich 
haben  die  wenigen  großen  parlamentarischen  Führer  bisher  nur  kurze 
Zeit  wirken  können;  sie  gedeihen  nur  in  solchen  Ländern,  welche 
wenige    gleichartige,    streng    disziplinierte    Parteien    besitzen,     wo    die 


*)  „the  presidency  is  too  silent  and  inactive,  too  little  like  a  premiership  and  too 
much  like  a  superintendency.  If  there  be  any  one  man  to  whom  a  whole  party  or  a 
great  national  majority  looks  for  guiding  counsel,  he  must  lead  wilhout  office,  as 
Daniel  Webster  did,  or  in  spite  of  his  office,  as  Jefferson  und  Jackson  did."     S.  204. 

2)  Bryce  I  533,  545. 
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Opposition  die  herrschende  Partei    o  lange  untei  tützt,  wen  nicht 

unnötig  angreift,  als  ie  nicht  ielbs1  die  Regierung  Übernehmen  kann, 
wo  ea  keine  berufsmäßigen  Ministei  türzer  ^il>t  und  Ehrgeiz,  Habsucht, 
Eitelkeit,  Fanatismus  das  Parlament  nicht  zum  Schauplatz  eines  nie 
rastenden  Guerillakrieges  machen.1) 

Wie  ganz  anders  ISl  das  Wirken  der  höchsten  Beamten  der  voll- 
ziehenden Gewalt  in  der  Schweiz I 

liier,  heifit  es,  sind  die  Verfassungen  von  echt  modernem  demo- 
kratischem Geiste  erfüllt,  hier  geht  die  Persönlichkeit  im  Kollegium 
unter,  hier  ist  kein  Raum  für  Präsident,  Gouverneur  oder  Parlaments- 
führcr.  Der  Bundespräsident  ist  Vorsitzender  des  Bundesrates,  wie  der 
Landammann  des  Regierungsrates;  Bundesrat  und  Regierungsrat  sind 
für  alle  wichtigen  Entscheidungen  kollegiale  Behörden. 

Hier  müssen  wir  zwei  Anmerkungen  machen.  Die  Vermutung 
wäre  unbegründet,  daß  die  Verfassung  des  Bundesrates  und  des  Re- 
gierungsrates modernen  demokratischen  Überzeugungen  entsprossen  sei. 
Nach  dem  Vorbilde  der  Ratsverfassung  der  Städte  wurde  der  Regierungs- 
rat auch  in  Länderkantonen,  und  nach  dessen  Vorbild  der  Bundesrat 
organisiert.  Auch  sind  sie  heutigen  Tages  nicht  mehr  kollegiale  Be- 
hörden ;  die  wachsende  Geschäftslast  hat  diese  Organisation  unmöglich 
gemacht.  In  den  Kantonen  herrscht  das  Direktorial-  oder  Departemental- 
system  vor,  das  Kollegialsystem  findet  sich  nur  noch  in  den  beiden 
kleinen  Republiken  Appenzell  und  das  sogenannte  Kommissionalsystem, 
wonach  mehrere  Mitglieder  des  Regierungsrates  zusammen  eine  Auf- 
gabe erledigen,  vereinzelt,  z.  B.  in  Obwalden  und  Luzern.  Häufig  sind 
die  den  Direktionen  beigegebenen ,  aus  Bürgern  gewählten  Kom- 
missionen.2) Durch  sie  und  die  Einrichtung,  daß  die  Räte  ihre  Ab- 
teilungen regelmäßig  wechseln,  sucht  man  der  Entstehung  eines  Standes 
von  Berufsbeamten  vorzubeugen.3) 


')  Balfour  hat  die  negativen  Bedingungen  für  die  Anwendung  des  parlamentarischen 
Systems  mit  den  Worten  angegeben :  „a  party  System  can  only  be  worked  under  really 
healthy  conditions  .  .  .  when  the  differences  between  the  parties,  though  real  are  not 
fundamental,  not  essential  or  of  so  revolutionary  a  character  that  they  divido  the  classes 
of  society  or  the  sections  of  opinion  inhopeless  alienation  one  from  another."  Citiert 
bei  Hatschek,  Englisches  Staatsrecht. 

2)  Schollenberger,   Grundriß  I  25 1  f. 

Ein  anschauliches  Bild  der  Kommissionen  gibt  der  Zürcher  Stadtrat  Fritschi,  wenn 
er  schreibt,  daß  in  der  Stadt  Zürich  „neben  der  Zentralschulpflege  und  den  Kreisschul- 
pflegen als  Gesamtbehörden  35  Kommissionen  den  Schulwagen  stützen  und  begleiten, 
vom  Stadtrat  und  Großen  Stadtrat,  die  ab  und  zu  ebenfalls  und  zwar  maßgebend  ein- 
greifen, ganz  abgesehen."     Moderne  Demokratie  (o.  D.)  S.   1 15. 

3)  Daß    diese    Einrichtung    bedenklich    ist,    wird    auch    in    der   Schweiz    eingesehen. 

„Das  Mißlichste  bei  der  gegenwärtigen  Organisation  ist,    daß   jedenfalls    für   ein  Mitglied 

des  Bundesrates  das  Sicheinleben  in  ein  bestimmtes  Verwaltungsgebiet  zur  Unmöglichkeit 

wird."      N.    Z.    Z.     1900,     No.    314,     3.  M.    —    Auch    tadelt    sie    die     Einrichtung,     die 

Hasbach,  Die  moderne  Demokratie.    2.  Auflage.  I2 
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Über  den  Bundesrat  schrieb  vor  mehr  als  30  Jahren  Dubs:  „Als 
die  Bundesverfassung  von  1848  den  Satz  aufstellte,  daß  die  Abteilung 
des  Bundesrates  in  Departemente  einzig  zum  Zwecke  habe,  die  Ge- 
schäfte zu  fördern,  daß  der  Entscheid  aber  immer  vom  Bundesrate  im 
ganzen  ausgehen  müsse,  hatte  sie  noch  ganz  einfache  Verhältnisse  vor 
Augen.  Durch  den  zunehmenden  Umfang  der  Departementalgeschäfte 
ist  jener  Satz  bei  allen  größeren  Departementen  schon  längst  zu  einer 
leeren  und  unwahren  Floskel  geworden."  Am  21.  August  1878  kam 
ein  Bundesbeschluß  zustande,  dessen  20.  Artikel  lautet:  „Unter  Vorbehalt 
endgültigen  Entscheides  erledigen  (!)  die  Departemente  von  sich  aus 
die  Geschäfte,  welche  ihnen,  sei  es  kraft  gesetzlicher  Bestimmungen, 
sei  es  infolge  besonderer  Schlußnahmen,  übertragen  sind." 

Seit  einem  Menschenalter  sinnen  die  Schweizer  darüber  nach,  wie 
diese  Mängel  zu  heben  seien.  „Von  daher  kommt  der  schwere  Nach- 
teil, daß  über  den  7  Departementen  die  Einheit  der  Gesamtbehörde 
eigentlich  zum  größten  Teil  verloren  gegangen  ist,"  meinte  Dubs,  und 
er  lenkte  den  Blick  auf  die  Helvetik  mit  ihrer  Unterscheidung  von 
Direktoren  und  Ministern;  auch  schien  ihm  das  nordamerikanische 
System  vorzuziehen.  „Denn  es  sind  zwei  ganz  verschiedenartige  Funk- 
tionen, die  wir  vermischen.  Geschick  zu  politischer  Leitung  und  zur 
Verwaltung  mögen  sich  bei  begabten  Menschen  schon  etwa  da  und 
dort  vereinigt  finden;  allein  .  .  .  die  Verwaltung  verlangt  Eindringen 
ins  Detail  und  genaue  Kenntnis  desselben;  die  politische  Leitung  ver- 
langt im  Gegenteil  Erhebung  über  das  Detail,  im  Auge  behalten  der 
Richtung,  der  leitenden  Gesichtspunkte,  des  Ganzen.  Die  gleichzeitige 
Verfolgung  dieser  beiden  Gesichtspunkte  gleicht  der  gleichzeitigen  Jagd 
zweier  Hasen,  bei  der  man  fast  immer  sicher  ist,  beide  zu  verfehlen." *) 

Sollten  andere  Demokratien  Vorbilder   für  die   Schweiz   abgeben? 

In  der  parlamentarischen  Demokratie  fällt  die  Leitung  des  Ganzen 
dem  Ministerpräsidenten  zu;  die  Erhebung  über  das  Detail  ist  meistens 
bei  den  parlamentarischen  Ministern  zu  finden;  die  Verwaltungsarbeit 
wird  von  den  ständigen  Ministerialbeamten  geleistet.     In  der  repräsen- 


,, jedem  Mitgliede  der  (Zürcher)  Regierung  verbietet,  länger  als  sechs  Jahre  hinter- 
einander dieselbe  Direktion  zu  bekleiden."  (Sechs  Jahre !  Der  Leser  ersieht  hieraus 
schon,  daß  die  Schweizer  Demokratie  nicht  an  dem  gewöhnlichen  Maßstab  gemessen 
werden  kann.  Wie  häufig  hat  in  den  Demokratien  ein  Beamter  eine  solche  Spanne  Zeit 
vor  sich  I)  „Durch  diesen  unglückseligen  Art.  42  der  Staatsverfassung  wird  es  den  Mitglie- 
dern der  Regierung  geradezu  verunmöglicht,  sich  die  zur  richtigen  Wahrnehmung  der  Geschäfte 
eines  Halbmillionenstaates  nun  doch  einmal  notwendigen  Fachkenntnisse  anzueignen. 
Das  unerfreuliche  Ergebnis  dieses,  unseres  Wissens  nur  noch  in  Bern  und  Aargau  be- 
stehenden Rechtszustandes,  ist  die  Sekretärwirtschaft''.  25.  Februar  1911,  I.  Morgcnbl. 
Wie  in  der  parlamentarischen  Demokratie  der  rasche  Wechsel  der  Ministerien  der 
Bureaukratie  ihre  überragende  Stellung  gibt! 
J)  a.  a.  O.  II  68  f. 
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tativen  Demokratie  dei  Union  werden  <ii<-  leitenden  Gesichtspunkte 
,-\\.u  vom  Bundespräsidenten  in  seinen  Botschaften  aufgestellt;  häufig* 
aber  folgt  der  Kongreß  leinen  eigenen  Eingebungen ;  in  die  eigentliche 
Verwaltungstätigkeil  teilen  ^uh  die  Staatssekretäre.    Aber  beide  Systeme 

ii     nicht     in     den     Kabinen     <Ict    Schweizer    Verh.iltni     e,     denn     es 

herrscht  dort  „gegen  allzu  große  Einzelgewalt  eine  gewisse  Abneigung". 
Dubs  befürwortete  daher  auch  nicht,  „daß  die  einheitliche  Leitung  auch 
in  einheitlicher  Hand  liegen  müsse,  obschon  dies  eigentlich  das  Konse- 
quenteste ist  und  die  große  und  jedermann  erkennbare  Verantwortlich- 
keit, die  auf  einem  solchen  Manne  ruht,  geeignet  ist,  manches  Bedenken 
gegen  solche  Einzelmacht,  wenn  sie  auf  kurze  Dauer  eingeschränkt 
wird,  abzuschwächen". 

Seit  jener  Zeit  hat  die  Reform  des  Bundesrates  die  Schweizer  von 
Zeit  zu  Zeit  wieder  beschäftigt.  In  diesem  Werke  kann  nicht  auf  die 
schwebenden  Fragen  genauer  eingegangen  werden;  es  genüge,  die 
wichtigsten  Mittel  zu  erwähnen,  welche  in  den  neunziger  Jahren  und 
jetzt  vorgeschlagen  worden  sind:  Entlastung  des  Präsidenten  durch 
Einrichtung  einer  Delegation  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten, 
Verlängerung  seiner  Amtsdauer  auf  drei  Jahre,  Vermehrung  der  Zahl 
der  Bundesräte,  Übertragung  eines  Teiles  ihrer  Geschäfte  auf  die  Bureau- 
kratie,  Entlastung  des  Bundesrates  durch  Zuweisung  aller  Staatsrecht 
liehen  Rekurse  an  das  Bundesgericht;  hierdurch  würde  es,  wie  man 
hoffte,  möglich  sein,  zum  Kollegialsystem  zurückzukehren.  Aus  noch 
später  zu  erwähnenden  Gründen  wurde  auch  vorgeschlagen,  den  Bundes- 
rat vom  Volke  wählen  zu  lassen,  und  damit  die  Verwaltung  einer 
schärferen  Kontrolle  (diejenige  der  Bundesversammlung  sei  ungenügend) 
unterstehe,  ein  Verwaltungsgericht  geplant.  Ein  Disziplinargericht  solle 
die  Beamten  besser  gegen  die  Willkür  des  Bundesrates  schützen.  Ver- 
waltungs-  und  Disziplinargericht  sollten  verbunden  sein;  über  beider 
Beziehung  zum  Bundesgericht  schwanken  die  Meinungen.  — 

Aber  noch  immer  haben  wir  ein  vorher  gegebenes  Versprechen 
nicht  erfüllt.  Es  sollte  dargestellt  werden,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten 
auch  die  richterliche  Gewalt  unterworfen  worden  ist.  Zuvor  sei 
daran  erinnert,  daß  den  Gerichtshöfen  das  Recht  zusteht,  die  Gesetze 
auf  ihre  Übereinstimmung  mit  der  Verfassung  zu  prüfen. 

Es  ist  dem  Leser  bekannt,  daß  in  den  meisten  Einzelstaaten  die 
Richter  vom  Volke  auf  eine  Anzahl  Jahre  gewählt,  im  Bunde  aber 
vom  Präsidenten  unter  Mitwirkung  des  Senates  auf  Lebenszeit  ernannt 
werden.  Die  Gehälter  sind  klein  oder  mäßig,  und  das  Aufrücken  im 
Amte  ist  nicht  geregelt.  Daher  sind  die  Richter  in  den  Einzelstaaten 
und  den  Städten  von  den  Parteien,  die  sie  gewählt  haben,  sehr  abhängig, 
und  selbst  die  Bundesrichter  können  sich  dem  Parteieinflusse  nicht 
entziehen,    weil    der    Präsident    der    Vertreter    einer    Partei    ist    und 
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an  die  Zustimmung  des  Senates  gebunden  ist.  Außerdem  gibt  es 
Lücken  in  der  Verfassung,  welche  die  Macht  der  Partei  stärken.  Da 
die  Verfassung  die  Zahl  der  Richter  des  Reichsgerichtes  nicht  festgesetzt 
hat,  so  können  die  Mächtigen,  ohne  gegen  sie  zu  verstoßen,  einen 
Richterschub  in  ihrem  Interesse  vornehmen.  Ja,  man  hat  einmal  im 
Interesse  der  Partei  Wohlfahrt  im  Jahre  1801  sämtliche  „Circuit  Courts", 
welche  in  der  Verfassung  nicht  vorgesehen  sind,  abgescharrt,  ein  anderes 
Mal,  im  Jahre  1866,  die  Zahl  der  Bundesrichter  von  10  auf  7  ver- 
mindert. Wir  werden  noch  sehen,  wie  gelehrig  und  in  welch'  großem 
Maßstabe  die  Franzosen  dem  amerikanischen  Beispiele  gefolgt  sind.  Es 
kommt  auch  vor,  daß  vor  dem  Bundesgerichte  plädierende  Senatoren 
den  Präsidenten  veranlassen,  ihren  Freunden  Richterstellen  zu  geben. 
Allein  nicht  nur  Präsident  und  Senat,  auch  die  öffentliche  Meinung 
hat  bedeutenden  Einfluß  auf  die  Urteile  des  höchsten  Gerichtshofes. 
„Jene  weite  Interpretation  anwendend,"  schreibt  Bryce,  „welche  seit  dem 
Kriege  geherrscht  hat,  vermag  das  Reichsgericht  Gründe  zu  finden, 
um  sich  in  der  Richtung  zu  bewegen,  welche  nach  seiner  Beobachtung 
die  öffentliche  Meinung  eingeschlagen  hat  und  den  Worten  der  Ver- 
fassung den  Sinn  zu  geben,  welcher  die  Beschlüsse  des  Kongresses 
oder  die  Entscheidungen  der  Sitte  bestätigt."  Der  Gerichtshof  vermöge 
sich  zu  widersetzen  und  ein  Gesetz  für  nichtig  zu  erklären,  wenn  der 
Gegner  nicht  stark  sei,  aber  vor  dringenden  Bedürfnissen  müßten  Ge- 
richtshöfe und  Verfassung  zurückweichen.  „Salus  reipublicae  lex  suprema  I 
Über  jenem  höchsten  geschriebenen  Gesetze  steht  das  Wohl  des  Ge- 
meinwesens, welches,  wenn  es  möglich  ist,  in  Übereinstimmung  mit 
der  Verfassung,  in  Sicherheit  gebracht  werden  wird;  aber,  wenn  es 
nicht  möglich  ist,  dann  durch  Umgehung  oder  Vergewaltigung  der 
Verfassung."  *)  Die  Ergebnisse  der  Prüfung  der  Gesetze  auf  ihre  Über- 
einstimmung mit  der  Verfassung  bekunden  auch  den  verderblichen 
Einfluß  der  Parteien  und  des  Kapitals.  Bald  klammern  sich  die  Gerichte 
an  den  Buchstaben  des  Gesetzes,  bald  interpretieren  sie  sie  frei  nach  der 
Stärke  entweder  ihres  juristischen  Wissens  und  Gewissens  oder  sozialer 
Einflüsse.  Wir  wollen  hier  nur  erwähnen,  daß  sie  in  den  meisten  Staaten 
lange  Zeit  sozialpolitische  Gesetze  zum  Schutz  der  Arbeiter  für  nichtig, 
als  der  Verfassung  widersprechend  erklärt  haben.  Erst  in  der  neuesten 
Zeit  ist  eine  Abschwächung  dieser  Tendenz  zu  erkennen;  die  Arbeiter 
gewinnen  größeren  Einfluß. 

Am  niedrigsten  stehen  die  vom  Volke  gewählten  Richter  und  Staats- 
anwälte in  den  großen  Städten,2)    wo  ihre  wichtigste  Aufgabe  manch- 


1)  Bryce  I  397 ,  275,  120.  Vgl.  Woodrow  Wilson  Congressional  Government 
S.  37  f.  Dicey ,  Introduction  to  the  study  of  the  law  of  the  Constitution  7.  A.  1908, 
S.   171. 

2)  Goodnow,  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  123,  S.  35,  Ostrogorski  II  549  f. 
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mal  ist,  die  Verbrechet  tu  ichützen,  welche  in  der  herrschenden  Partei 
Gönner  finden  oder  Richter  und(  i<  i  hworene  zu  bestechenvermögen.  Aber 
auch  unter  dem  vom  Volke  gewählten  Rii  hterstande  der  Einzelstaaten 

tritt  diese  Abhängigkeit  in  der  Mißachtung  von  Gesetz  und  Gerechtig- 
keit nicht  selten  hervor.  Ein  ehemaliger  amerikanischer  Richter  schrieb: 
Krieg,  Hungersnot  und  ein  gewählter  Richterstand  seien  schwere 
Schicksalsschläge,  aber  der  dritte  sei  der  schlimmste.1)  Selbst  Bryce, 
dessen  Urteil  gewöhnlich  maßvoll,  selbst  milde  ist,  kann  sich  nicht  der 
Überzeugung  verschließen,  daß  das  Übel  unter  den  gewählten  Richtern 
der  Einzelstaaten  groß  sei.2)  Claudio  Jeannet  hielt  die  Korruption  der 
Rechtsprechung  für  vielleicht  das  ernsteste  Anzeichen  des  Verfalls  der 
Vereinigten  Staaten.  Die  meisten  Zivil-  und  Straffälle  würden  endgültig 
von  den  Gerichtshöfen  der  Einzelstaaten  entschieden,  daher  hingen  die 
Sicherheit  und  die  Ehre  der  Bürger  hauptsächlich  von  der  Zusammen- 
setzung dieser  Gerichte  ab.  Dagegen  seien  in  die  Bundesgerichte  erst 
seit  der  Präsidentschaft  Grants  unwürdige  Mitglieder  eingedrungen. :!) 
Diese  verhängnisvolle  Entwicklung  ist  nicht  etwa  die  Folge 
mangelnder  politischer  Erfahrung,  wie  wir  im  ersten  Buche  gezeigt 
haben,  es  haben  auch  immer  wieder  bedeutende  Männer  auf  die  Not- 
wendigkeit eines  unabhängigen  Richterstandes  hingewiesen,*)  diese 
Entwicklung  geht  notwendigerweise  aus  den  in  Demokratien  herrschenden 
Ideen  und  den  Bedürfnissen  der  Parteien  hervor.  Diese  Auffassung  wird 
durch  die  französischen  Zustände  bestätigt.  Auch  hier  hat  das  Ver- 
trauen zur  Rechtsprechung  stark  abgenommen,  seitdem  die  Parteihäupter, 


')  Ostrogorski  a.  a.  O. 

«)  I  507. 

s)  Claudio  Jeannet,  Les  Etats-Unis  Contemporains  4.  Ä.  1889,  I  löof.  Vgl.  auch 
F.  E.  Junge,  Amerikanische  Wirtschaftspolitik,   1910,  S.  45  f. 

*)  So  der  Amerikaner  J.  Kent  mit  folgenden  Worten:  „In  monarchical  governments 
the  indepedence  of  the  judiciary  is  essential  to  guard  the  rights  of  the  subjeet  from  the 
injustice  of  the  crown ;  but  in  republics  it  is  equally  salutary,  in  protecting  the  Con- 
stitution and  laws  from  the  encroachment,  and  the  tyranny  of  faction.  Laws,  however 
wholesome  or  necessary,  are  frequently  the  objeet  of  temporary  aversion,  and  sometimes 
of  populär  resistance.  It  is  requisite  that  the  courts  of  justice  should  be  able,  at  all 
times,  to  present  a  determined  countenance  against  all  licentious  acts ;  and  to  deal  im 
partially  and  truly,  aecording  to  law,  between  suitors  of  every  description,  whether  the 
cause,  the  question,  or  the  party  be  populär  or  unpopulär.  To  give  them  the  courage 
and  the  firmness  to  do  it,  the  judges  ought  to  be  confident  of  the  security  of  their 
salaries  and  Station.  Nor  is  an  independent  judiciary  less  useful  as  a  check  upon  the 
legislative  power,  which  is  sometimes  disposed,  from  the  force  of  party,  or  the  tempt- 
ations  of  interest,  to  make  a  sacrifice  of  constitutional  rights;  and  it  is  a  wise  and 
necessary  principle  of  our  government,  .  .  .  that  legislative  acts  are  subjeets  to  the 
severe  scrutiny  and  impartial  interpretation  of  the  courts  of  justice,  who  are  bound  to 
regard  the  Constitution  as  the  paramount  law,  and  the  highest  evidence  of  the  will  of 
the  people."     Commentaries  on  American  Laws,  I  307,  II.  A.   1867. 
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wie  in  dem  folgenden  Kapitel  dargestellt  werden  soll,  die  Staats- 
anwaltschaft gründlich  reinigten  und  selbst  fest  angestellte  Richter  zu 
Hunderten  entfernten. 

Meine  Aufgabe  ist  es  nicht,  Menschen  an  den  Pranger  zu  stellen, 
daher  erwähne  ich,  ohne  Namen  zu  nennen,  daß  in  einem  berühmten 
Prozesse,  dessen  Verlauf  die  ganze  Welt  beschäftigt  hat,  der  Angeklagte 
mehrere  Male  gegen  alle  Regeln  geordneten  Verfahrens  verurteilt 
wurde  und  nur  durch  die  Übertretung  der  Prozeßordnung  freigesprochen 
werden  konnte;  ich  erinnere  an  den  skandalösen  Urteilsspruch,  durch 
den  der  Käufer  der  Chartreuse  bei  Grenoble  als  Verwandter  einer 
markanten  politischen  Persönlichkeit  begünstigt  wurde;  an  eine  mit 
einflußreichen  Personen  eng  befreundeten  Kurtisane,  die  die  Gerichte, 
obwohl  des  zweifachen  Mordes  dringend  verdächtig,  dennoch  frei- 
sprachen ;  an  eine  berüchtigte  Hochstaplerin,  welche  aus  ähnlichen 
Gründen  lange  der  Strafe  entging;  an  den  Prozeß  eines  Gründers,  in 
dem  hohe  und  höchste  Beamte  sich  von  dem  Verdachte  der  bedenk- 
lichsten Manipulationen  nicht  zu  reinigen  vermochten;  endlich  erinnere 
ich  an  den  Panamaprozeß.  Anknüpfend  an  den  jüngsten  Prozeß,  in 
dem  ein  Polizeipräfekt  und  ein  Ministerpräsident  verwickelt  waren, 
schrieb  eine  demokratische  Zeitung  von  der  französischen  Justiz,  sie 
lasse  sich  bald  von  der  sensationshungrigen  Presse,  bald  von  der 
Willkür  der  Polizei,  bald  von  eigenmächtigen  Politikern  das  Schwert 
aus  der  Hand  nehmen.  Es  sei  kein  Wunder,  daß  die  Achtung  vor  der 
Rechtspflege  immer  mehr  schwinde. 

In  der  Schweiz  treten  solche  Klagen  weniger  zutage,  aber,  wenn 
man  sich  auf  den  vor  einigen  Jahren  durch  das  Land  rasenden  Ent- 
rüstungssturm über  ein  Urteil  des  Bundesgerichtes  in  einem  politischen 
Prozesse  besinnt,  dann  muß  man  zu  dem  Schlüsse  gelangen,  daß  dort 
die  Gerichte  sich  bemühen,  mit  dem  Volkswillen  in  Übereinstimmung 
zu  bleiben.  Rechts  erfahrene  Männer  wurden  in  den  rohesten  Formen 
getadelt,  ihre  Überzeugung  wurde  für  nichts  geachtet,  weil  ihr  Urteil 
der  öffentlichen  Meinung  widersprach.  Das  Volk  muß  also  doch 
glauben,  daß  seine  Entscheidungen  allein  maßgebend  seien.1) 

Das  auf  den  vorhergehenden  Seiten  entworfene  Bild  des  demo- 
kratischen  Staates   wird,   wie   ich  glaube,   niemand,   der   dasjenige  der 


*)  „Wer  die  Aufgabe,  die  der  Richter  zu  lösen  hat,  nur  einigermaßen  zu  würdigen 
weiß,  wird  zugeben,  daß  die  Rechtspflege  nicht  in  gleicher  Weise  von  den  politischen 
Parteien  abhängen  darf,  wie  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung.  Ist  es  doch  in  der 
Schweiz  vorgekommen,  daß  eine  siegreiche  Mehrheit  bei  der  Neuwahl  eines  obersten 
kantonalen  Gerichtshofes  einen  einzelnen  Strafprozeß  ins  Auge  gefaßt  und  den  Versuch 
gemacht  hat,  auf  diesem  Wege  die  Verurteilung  politischer  Gegner,  denen  Überschreitung 
der  Notwehr  und  im  schlimmsten  Falle  ein  Totschlag  unter  mildernden  Umständen  zur 
Last  fiel,  die  man  aber  als  Mörder  behandelt  wissen  wollte,  durchzusetzen."  Rüttimann, 
Das  nordamerikanische  Bundesstaatsrecht,    1867,  *  375- 
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Zweites  Kapitel. 

Das  Beamtentum  der  modernen  Demokratie. l) 

Ihre  Beamtenverhältnisse  gehen  nicht  ausschließlich  aus  dem  Wesen 
der  Demokratie  und  ihrer  Formen  hervor,  denn  geschichtliche  Tatsachen 
haben  in  ihnen  tiefe  Spuren  hinterlassen. 

Folgende  Fragen  sind  zu  beantworten:  i.  Wer  ernennt  die  Be- 
amten? 2.  Aufweiche  Zeit  werden  sie  ernannt?  3.  Werden  bestimmte 
Fähigkeiten  vorgeschrieben,  von  deren  Besitz  die  Ernennung  abhängig 
ist?  4.  Haben  die  Beamten  Anspruch  auf  Pension?  5.  Können  sie 
vor  Ablauf  ihrer  Amtszeit   aus  politischen  Gründen   entlassen  werden? 

Vor  Erledigung  dieser  Aufgaben,  welche  sich  nur  auf  die  staat- 
lichen Justiz-  und  Verwaltungsbeamten  und  nur  gelegentlich  auf  andere 
beziehen,  müssen  wir  die  zum  Verständnis  nötige  Territorialeinteilung 
für  die  Zwecke  der  Rechtsprechung  und  Verwaltung  darstellen. 

Die  Beamten  der  genügend  besprochenen  Zentralverwaltungen  wie 
diejenigen  der  Selbstverwaltungskörper  übergehen  wir,  aber  für  die 
nordamerikanischen  Einzelstaaten  machen  wir  eine  Ausnahme.  Hier 
sind,  was  an  dieser  Stelle  noch  nicht  erklärt  werden  kann,  Staats-  und 
Selbstverwaltung  innig  verquickt,  und  die  Staatsverwaltung  ist  auf  die 
Zentralverwaltung  beschränkt. 


Die  Territorialeinteilung. 

Die  größeren  Kantone  der  Schweiz  zerfallen  in  Bezirke  oder 
Kreise,  Graubünden,  der  größte,  besteht  aus  14  Bezirken  u  n  d  39  Kreisen ; 
die  Bezirke  oder  Kreise  setzen  sich  aus  Gemeinden  zusammen,  die  die 
Selbstverwaltungseinheiten    bilden.      Kleinere    Kantone    weisen    weder 

l)  Ein  politisches  Werk  wird  sich  nicht  durch  rechtliche  Erörterungen  über 
•den  Begriff  des  Beamten  leiten  lassen ;  zudem  ist  er  nach  Ländern,  ja  Kantonen  ver- 
schieden. 
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Bezirke  noch  Kreise  auf;  von  den  Landsgemeindekantonen  gehören 
hierher  Glarus  und  Nidwaiden,  von  anderen  Baselstadt,  Zug,  Genf. 
Dann  gibt  es  Kantone  mit  Bezirkseinteilung  nur  für  die  Rechtspflege; 
von  den  Landsgemeindekantonen:  Uri,  Obwalden,  beide  Appenzell; 
von  den  anderen  Schafifhausen.  Uri  hat  zwei  Kreisgerichte,  Obwalden 
zwei  Zivilgerichte,  Außerrhoden  drei  Bezirksgerichte,  Innerrhoden  zwei 
Bezirksgerichte,  Schaffhausen  sechs  Bezirksgerichte.  Die  übrigen  15  Kan- 
tone zerfallen  in  Bezirke  bezüglich  Kreise  für  Verwaltung  wie  für  Rechts- 
pflege, die  in  11  Kantonen  zusammenfallen.  Zum  Beispiel  haben  Zürich 
und  Aargau  je  11  Verwaltungs-  und  Gerichtsbezirke,  Luzern  aber 
5  Amtsbezirke  und  19  Gerichtsbezirke.  An  der  Spitze  der  Verwaltungs- 
bezirke oder  -Kreise  steht  ein  Staatsbeamter,  der  Bezirks-  oder  Re- 
gierungs-  oder  Amtsstatthalter  usw.  genannt  wird,  in  vier  Kantonen 
bestehen  außerdem  Bezirksräte.  Über  die  verwickelte  Gerichtsorgani- 
sation sei  nur  im  allgemeinen  gesagt,  daß  in  den  meisten  Gemeinden 
(in  größeren  Amtskreisen  einiger  Kantone)  Friedensgerichte  amten; 
über  ihnen  stehen  die  erstinstanzlichen  Bezirks-  oder  Kreisgerichte,  die 
gewöhnlich  mehrere  Richter  zählen;  über  sie  erheben  sich  die  Ober- 
gerichte oder  Kantonsgerichte,  welche  wesentlich  Berufungsgerichte  sind ; 
über  und  außer  den  Obergerichten  gibt  es  in  sechs  Kantonen  (Zürich, 
Solothurn,  St.  Gallen,  Obwalden,  Neuenburg,  Genf)  selbständige 
Kassationshöfe.  Das  höchste  Gericht  der  Schweiz  ist  das  Bundes- 
gericht in  Lausanne.  Zur  Ergänzung  diene,  daß  in  neun  Kantonen 
besondere  erstinstanzliche  Kriminalgerichte  bestehen :  es  sind  Uri,  Unter- 
waiden, Appenzell,  Schwyz,  Glarus,  Zug,  Luzern,  Basel,  Schafifhausen; 
daß  es  überwiegend  heutige  oder  frühere  Länderkantone,  überhaupt 
kleinere  und  ältere  Kantone  sind,  fällt  auf.  In  zehn  Kantonen  sind 
Schwurgerichte  eingeführt,  hier  wiegen  die  größeren  und  jüngeren  vor: 
Aargau,  Thurgau,  Tessin,  Waadt,  Neuenburg,  Genf,  aber  auch  Zürich 
und  Bern,  Freiburg  und  Solothurn.  Endlich  sei  noch  erwähnt,  daß  in 
allen  Kantonen  (nicht  in  den  beiden  Appenzell)  eine  Staatsanwaltschaft, 
in  einigen  auch  eine  Bezirksanwaltschaft  eingerichtet  ist.1) 

Frankreich  besteht  aus  86  Departements  (Regierungsbezirken), 
362  Arrondissements  (Kreisen),  291 1  Kantons  und  36170  Gemeinden, 
so  daß  jeder  Kanton  etwa  10  bis  12  Gemeinden,  jeder  Kreis  etwa  7 
bis  8  Kantone,  jeder  Regierungsbezirk  etwa  4  bis  5  Kreise  umfaßt. 
Die  Gemeinde  ist  eine  Gebietseinheit  für  die  Selbstverwaltung;  der 
Kanton  ist  Friedens-,  Verkehrssteuer-  und  Revisionsbezirk  für  die  Aus- 
hebungen, außerdem  Wahlkreis  für  die  Wahlen  zu  den  Arrondisse- 
mentsräten  und  Generalräten  (Departementsräten);  diese  beiden  letz- 
teren sind  gleichfalls  Selbstverwaltungsbezirke.  An  der  Spitze  des. 
Arrondissements    (des   Wahlkreises    für    die   Wahlen    zur    Deputierten- 


J)  Schollenberger,  Grundriß  I  17  f.,  253  f. 
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kammer),  steht  ein  Unterpräfekt,  der  ein  Organ  dei  Präfekten  ist;  an 
der  Spitze  des  Departement!  der  Präfekt,  welcher  die  Exekutive  In 
seinem  Amtsbezirk  vertritt:  neben  Ihn  bat  die  Veffa  tung  einen  Prä« 
fekturrat  gestellt,  welcher  vom  Präsidenten  ernannt  wird,  aus  besol- 
deten Staatsbeamten  besteht  und  dessen  wichtigste  Tätigkeit  die  Ent- 
scheidung von  Verwaltungsstreitsachen  bildet.  Er  entspricht  dem 
Staatsrat,  welcher  aeben  dem  Ministerium  amtet.  Was  die  Gerichts- 
organisation betrifft,  so  haben  wir  schon  in  den  Kantonen  den  Friedens- 
richter kennen  lernen.  In  jedem  Arrondissement  gibt  es  ein  Gericht 
erster  Instanz  für  Zivil-  und  Strafsachen,  in  jedem  Departement  ein 
Geschworenengericht  und  in  den  26  größten  Städten  ein  Appellations- 
gericht. Der  höchste  Gerichtshof  ist  der  Kassationshof  in  Paris.  Sehr 
entwickelt  ist  in  Frankreich  die  Staatsanwaltschaft  (ministere  public, 
parquet),  vertreten  durch  den  Generalstaatsanwalt  (procureur  general) 
am  Kassationshofe,  am  Rechnungshofe  und  den  Appellhöfen,  und  durch 
den  Staatsanwalt  (procureur  de  la  republique)  an  den  Gerichtshöfen 
erster  Instanz.  Vertreter  des  Generalstaatsanwaltes  am  Kassationshofe 
und  den  Appellhöfen  ist  der  Generaladvokat;  „Substituts"  im  engeren 
Sinne  sind  die  Vertreter  des  Staatsanwaltes. 

Die  Union  (der  Bundesstaat)  kennt  eine  Einteilung  ihres  Ge- 
bietes nur  für  die  Zwecke  der  Rechtspflege.  In  Washington  hält  seine 
Sitzungen  ab  „The  Supreme  Court",  das  Reichgericht.  Es  ist  mit  einem 
Oberrichter  und  8  Richtern  besetzt.  Das  Bundesgebiet  (die  Terri- 
torien nicht  eingerechnet)  ist  in  9  Rundreisekreise  eingeteilt,  in  jedem 
gibt  es  einen  „Circuit  Court".  In  jeden  dieser  Kreise  sollte  sich  einer 
der  Richter  des  Reichsgerichtes  periodisch  begeben  und  Sitzungen  ab- 
halten, das  war  die  Absicht  des  Kongresses,  als  er  im  Jahre  1789  das 
Gerichtswesen  ordnete.  Aber  es  hat  sich  nicht  durchführen  lassen. 
Die  Arbeitslast  des  Reichsgerichtes  ist  so  schwer  geworden,  daß  die 
Richter  die  Sitzungen  der  Kreisgerichte  nicht  regelmäßig  abhalten 
können.  Es  haben  deshalb  besondere  Kreisrichter  ernannt  werden 
müssen,  jeder  Kreis  hat  im  Durchschnitt  drei  Richter.  Die  neun  Kreise 
zerfallen  in  75  Distrikte.  In  jedem  gibt  es  ein  Distriktgericht;  durch- 
schnittlich entfällt  auf  jeden  Distrikt  ein  Richter,  weniger  bevölkerte 
Staaten  bilden  einen  Distrikt,  bevölkerte  dagegen  zwei  und  mehr. 
Der  Distrikt  hat  aber  theoretisch  auch  für  die  Rundreisen  der  Richter 
Bedeutung,  denn  diese  sollen  nacheinander  in  den  verschiedenen  Dis- 
trikten ihres  Rundreisekreises  Gericht  abhalten.  Berufung  von  den 
Distriktgerichten  und  den  Kreisgerichten  geht  an  die  neun  Kreis- 
berufungsgerichte (Circuit  Courts  of  Appeals) ,  deren  Amtskreis  mit 
demjenigen  der  Kreisgerichte  zusammenfällt.  Sie  wurden  erst  im  Jahre 
1891  eingeführt,  um  das  Reichsgericht  zu  entlasten.  In  jedem  arbeitet 
ein  Richter   des    Reichsgerichtes   mit   2  Kreisrichtern   oder   ein    Kreis- 
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richter  mit  einem  Distriktsrichter.  In  bestimmten  Fällen  ist  Berufung 
an  das  Reichsgericht  gestattet.  Für  Prozesse  der  Bürger  gegen  den  Bund 
wurde  im  Jahre  1S55  der  mit  5  Richtern  besetzte  „Court  of  Claims" 
errichtet;  Pensionsansprüche  und  Ansprüche  aus  Kriegen  sind  aber  von 
seiner  Rechtsprechung  ausgeschlossen.  In  jedem  Distrikte  amtet  ein 
dem  Bundesanwalt  (Attorney  General)  unterstellter  Distriktsanwalt  (Federal 
District  Attorney)  und  ein  Gerichtsvollzieher  (United  States  Marshai). 
Die  Zahl  der  Bundesrichter  beträgt  rund  120  Personen;  mit  Einscluß  der 
Staatsanwälte  beläuft  sich  das  höhere  Justizpersonal  auf  etwa  200. 

Der  Gebietseinteilung  der  Staaten  erscheint  nicht  willkürlich,  wenn 
wir  uns  vergegenwärtigen,  daß  in  den  Neuenglandstaaten  (Rhode  Island, 
Connecticut,  Massachusetts,  Vermont,  New  Hampshire,  Maine)  die  ersten 
Absiedlungen  ohne  Leitung  eines  Eigentümers  oder  einer  Ansiedlungs- 
gesellschaft  erfolgten  und  daß  die  Feindseligkeit  der  Indianer  enges  Zu- 
sammenwohnen verursachte.  Voll  puritanischen  Eifers  gruppierten  sie 
sich  um  eine  Kirche.  Der  schlechte  Boden  gab  Fischerei,  Schiffahrt, 
Handel,  Gewerbe  größere  Wichtigkeit,  als  in  anderen  Ackerbaukolonien. 
„The  township",  die  erste  Form  ihrer  politischen  Gemeinschaft,  ist  eine 
größere  Ansiedlung  ländlichen  Charakters,  bestehend  aus  dem  Dorfe  mit  dem 
umliegenden  Lande.  Alexis  de  Tocqueville  schildert  es  so:  „es  steht 
in  der  Mitte  zwischen  dem  Kanton  und  der  Gemeinde  Frankreichs.  Es 
zählt  durchschnittlich  2 — 3000  Einwohner,  es  ist  daher  nicht  so  groß,  daß 
nicht  alle  Bewohner  dieselben  Interessen  haben  könnten  und  andererseits 
so  groß,  daß  man  in  ihm  die  Elemente  einer  guten  Verwaltung  stets  sicher 
finden  kann." *)  In  der  Beschreibung  eines  Franzosen,  der  50  Jahre 
später  die  Vereinigten  Staaten  besuchte,  treten  die  inzwischen  einge- 
tretenen Wandlungen  hervor.  „The  township"  entspreche  eher  dem 
französischen  Kanton  oder  dem  englischen  Armenverbande.  In  den  rein 
landwirtschaftlichen  Gegenden  habe  es  gewöhnlich  4 — 5000  Einwohner, 
in  den  industriellen  bedeutend  mehr.  (Nach  Bryce  gibt  es  Townships 
mit  weniger  als  200  Einwohnern  und  andere,  die  bis  13000  zählen.2) 
Im  allgemeinen  bestehe  es  aus  zwei  Teilen:  im  Mittelpunkte  die  Kirchen, 
die  Werkstätten  der  Gewerbetreibenden,  die  Läden  der  Kaufleute,  die 
Schreibstuben  der  Rechtsanwälte,  in  der  Umgebung  Einzelhöfe,  deren 
Eigentümer  ihr  Land  mit  ihren  Angehörigen  und  ihren  Arbeitern  be- 
wirtschafteten. 3)  Hier  erwuchs  eine  kräftige  demokratische  Selbstver- 
waltung, jedes  Township  hatte  seine  Gemeindeversammlungen,  auf 
denen,  wie  auf  einer  Landsgemeinde,  die  Beamten  gewählt  und  alle 
öffentlichen  Angelegenheiten  beraten  und  entschieden  wurden.  Wie 
sich  die  Bevölkerung  vermehrte,  sandten  die  alten  Townships  Wanderer 

1)  a.  a.  O.  I  98. 

2)  I  594- 

3)  Claudio  Jeannet,    Les  Etats  Unis  Contemporains  S.  318. 
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;uis,   die   neue  gründeten;  die  altes  und  die  jungen  ichlo  h  zu* 

s.inimeii,    und    so   entstanden     iur   die   Zwecke   der    Re<  Lierc 

Verwaltungsgebiete,  die  Grafschaften. 

Die  Entwicklung  verfiel  anders  im  Süden,  wo  die  Bevölkerung  auf 
reichern  Boden  Landwirtschaft  trieb,  wo  sowohl  die  größere  Friedlichkeit 

der   Indianer   wie   die   Plantagenwirtschaft,  die   erheblichere   Mengen   von 

Menschen   an   einzelnen    Punkten   anhäufte,   den  Ansiedlern   gestattete, 

sich  über  weite  I  lachen  zu  zerstreuen  und  wo  endlich  religiöse 
Beweggründe  der  Verzettlung  nicht  entgegenwirkten.  Hier  entstanden 
politische  Gemeinschaften,  die  einen  größeren  Flächenraum  bedeckten; 
man  nannte  sie  in  Erinnerung  an  die  Heimat  Grafschaften.  Sie  bildeten 
sich  für  die  Zwecke  der  Rechtspflege  und  der  Erhebung  der  Steuern ; 
ein  selbständiges  kommunales  Leben  hatten  sie  nicht.  Auch  trugen 
sie  einen  aristokratischen,  nicht  repräsentativen  Charakter;  aus  den 
großen  Pflanzern  wurden  gewöhnlich  die  „boards  of  commissioners" 
gewählt,  welche  die  Verwaltung  führten.  Das  Bedürfnis  nach  einer 
entwickelteren  Organisation  des  Unterrichts  veranlaßte  zur  Bildung*  von 
Unterabteilungen  der  Grafschaften;  man  versuchte  sie  hier  und  da  in 
Townships  nach  dem  Vorbilde  des  Nordostens  zu  verwandeln,  im  ganzen 
und  großen  ohne  Erfolg. 

So  vollzog  sich  der  Fortschritt  im  Süden  gleichsam  von  oben  nach 
unten,  im  Norden  von  unten  nach  oben.  Es  ist  bezeichnend,  daß  der 
gesetzgebende  Körper  Virginias  älter  als  die  Grafschaft  ist. 

In  den  zwischen  Nordosten  und  Süden  liegenden  Staaten  (Middle 
Atlantic  States)  New  York,  New  Jersey,  Delaware,  Pennsylvania, 
Maryland  verschmolzen  die  Einrichtungen  beider.  „Die  mittleren 
Kolonien  besaßen  einen  reichen  Boden,  aber  sie  hatten  auch  gute 
Häfen,  die  zum  Handel  lockten-,  sie  bauten  Städte  und  trieben  Handel 
wie  die  Leute  in  Neuengland,  aber  sie  breiteten  sich  auch  über  das 
fruchtbare  Land  aus  und  widmeten  sich  der  Landwirtschaft,  wie  die 
Menschen  in  Virginia.  Sie  hatten  Townships  aber  auch  Grafschaften". *) 
Und  sie  hatten  keine  Pflanzeraristokratie.  Als  sich  die  Auswanderer 
über  das  Mississippibecken  und  darüber  hinaus  ergossen,  setzte  sich 
dieser  Prozeß  fort. 

Heutigen  Tages  besteht  die  Verwaltungsorganisation  aus  zwei 
Gliedern:  aus  Townships  und  Grafschaften.  In  den  mittleren  Staaten 
hat  sich  das  Gleichgewicht  zwischen  beiden  erhalten,  im  Süden  die 
Grafschaft  ein  erdrückendes  Übergewicht  bewahrt,  im  Nordosten  das 
Township  siegreich  gegen  die  Grafschaft  behauptet.  Die  Mischung 
beider  Organisation  nennen  die  Amerikaner  Kompromißsystem.  Meistens 
fehlt  aber  in  den  Townships  der  Staaten  dieses  Systems  die  wesent- 
lichste demokratische  Einrichtung,  die  Gemeindeversammlung, 

J)  Woodrow  Wilson,  The  State  1049. 
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Innerhalb  der  Townships  drängten  sich  an  einigen  Stellen  —  haupt- 
sächlich in  den  westlichen  Staaten,  aber  auch  in  Connecticut  und  Rhode 
Island  —  die  Ansiedlungen  zu  Dörfern  und  kleinen  Städten  zusammen, 
die  zum  Teil  inkorporiert  wurden  und  sich  rechtlich  von  den  Townships 
lösten,  aber  gewöhnlich  Teile  der  Grafschaften  blieben.  Auch  wuchsen 
sich  manche  Ansiedlungen  zu  großen  Städten  aus,  welche  hier  und  da 
eine  ganze  Grafschaft  ausfüllten  oder  sich  gar  in  andere  Grafschaften 
erstreckten;  sie  erhielten  Stadtrechte  und  damit  eine  eigene  Ver- 
waltung. 

Wir  können  nun  näher  auf  die  Beamtenverhältnisse  in  den  drei 
Gebieten  eingehen. *)  Im  Bereich  des  Kompromisses  ist  die  Verwaltung 
der  Grafschaften  entweder  ein  „board  of  Supervisors"  oder  ein  „board 
of  commissioners".  Das  erste  setzt  sich  aus  Männern  zusammen,  welche 
als  „Aufseher"  von  den  Gemeinden  gewählt  werden;  die  Kommissare 
dagegen  werden  entweder  von  den  Bürgern  der  ganzen  Grafschaft  oder 
von  denjenigen  einiger  größerer  Bezirke,  in  die  sie  geteilt  ist,  gewählt. 
Entsprechend  ihrem  doppelten  Charakter  als  einer  Gerichts-  und  Ver- 
waltungsorganisation wählen  die  Bürger  den  Sheriff,  den  Grafschafts- 
richter, den  Nachlaßrichter,  den  Gerichtsschreiber,  den  Staatsanwalt, 
den  Leichenbeschauer,  den  Grafschaftssekretär,  Steuereinschätzer,  Steuer- 
einnehmer, Schatzmeister,  Schulinspektor,  Hypothekenbewahrer,  Land- 
messer. Die  Townships  werden  entweder  von  einem  einzelnen  Beamten 
(Supervisor)  oder  dem  Gemeinderate  (Town  Board)  verwaltet,  welcher 
außer  dem  Gemeindevorsteher  den  Gemeindeschreiber  und  einige 
Friedensrichter  umfaßt  Andere  Beamte  sind  die  Steuerbeamten,  der 
Landmesser,  der  Armenaufseher,  der  Polizeibeamte,  der  Wegeaufseher, 
aber  nicht  die  Schulbeamten,  da  für  das  Schulwesen  besondere  Schul- 
bezirke bestehen. 

Die  Grafschaftsverwaltung  der  nordöstlichen  Staaten  unterscheidet 
sich  von  der  vorher  geschilderten  nach  zwei  Richtungen :  erstens  ist 
die  Zahl  der  Beamten  gering  und  zweitens  werden  sie  nicht  alle  ge- 
wählt; so  wird  z.  B.  der  Sheriff  in  Rhode  Island  vom  Unterhaus  ernannt. 
Um  so  entwickelter  ist  die  Verwaltung  der  Townships,  die  Gemeinde- 
verwaltung. Die  höchsten  Beamten  sind  die  „Select  Men",  die  Gemeinde- 
vorsteher; in  einigen  ist  einer  dieser  Beamten  der  Präsident,  der  das 
Gemeinwesen  rechtlich  vertritt.  Neben  ihnen  fungieren  die  Gemeinde- 
schreiber, die  Finanzbeamten,  die  Schulbeamten,  die  Wegebeamten,  die 
Polizeibeamten.     Sie  alle  werden  in  den  Town  Meetings  gewählt. 

Umgekehrt  ist  in  den  südlichen  Staaten  die  Gemeindeverwaltung 
unentwickelt  (fast  auf  das  Schulwesen  beschränkt),  alle  anderen  Aufgaben 


')  E.  C.  Meyer,  Wählamt  und  Vorwahl  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
1908,  S.  36  f. 
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übcniiimii!  die  Grafschaftsverwaltung,  deren  Beamte   Überwiegend  ge- 
wählt werden,   doch  BÜld  hier  DOCfa  I   I -'  1 1 < .te  <ler  Ernennung    vorhanden. 

Es  geht  aber  die  Tendenz   dahin,  die   Zahl   der  Wählämter  zu   ver- 
mehren. 

In  den  Stallten  lassen  sieh  drei  Arten  von  Verfassungen  unter- 
scheiden.1) In  den  kleinen  Städten,  vorzugsweise  des  Westens  und 
Südens,  leitet  ein  Kit  die  Geschäfte,  an  dessen  Spitze  ein  vom  Volke 
gewählter  Bürgermeister  steht.  Neben  der  Katsverfassung  hat  sich  die 
Komiteeverfassung  entwickelt.  Die  verschiedenen  Angelegenheiten  der 
Stadt  werden  von  Ausschüssen  besorgt,  deren  Vorsitzende  vom  Volke 
gewählt  werden.  Sie  sind  voneinander  und  einer  Zentralbehörde  un- 
abhängig. In  den  großen  Städten  des  Ostens  herrscht  die  Bürger- 
meisterverfassung vor.  Ihre  Legislative  und  Exekutive  sind  gleichsam 
Spiegelbilder  der  Bundeslegislative  und  Bundesexekutive:  ein  mächtiger, 
vom  Volke  gewählter  Bürgermeister  und  eine  aus  einer  Kammer  oder 
aus  zwei  Kammern  bestehende  gesetzgebende  und  die  Finanzverwaltung 
kontrollierende  Stadtverordnetenversammlung,  deren  Entscheidungen  er 
sein  Veto  entgegenzustellen  berechtigt  ist.  Auch  die  Kammern  gehen 
aus  Wahlen  hervor,  während  die  Stadtbeamten,  mit  Ausnahme  der 
häufig  vom  Volke  gewählten  Finanzbeamten,  von  dem  Bürgermeister 
ernannt  werden;  die  Mitwirkung  der  Stadtverordneten  bei  der  Ernen- 
nung geht  zurück.  Welche  Macht  zum  Guten  und  Bösen  damit  in 
seine  Hand  gelegt  ist,  bedarf  keiner  Erörterung.  In  einigen  Staaten 
allgemeiner,  in  anderen  ausnahmsweise  werden  die  Polizeibeamten  vom 
Staate  ernannt. 

Die  territoriale  Organisation  der  Rechtspflege  2)  ist  ebenso  mannig- 
faltig wie  diejenige  der  schweizerischen  Kantone.  Immerhin  läßt  sich 
soviel  sagen,  daß  die  unterste  Stufe  die  Friedensgerichte  bilden,  denen 
in  den  Städten  die  sogenannten  Bürgermeistergerichte  entsprechen. 
Über  ihnen  stehen  die  Grafschaftshöfe  und  Stadtgerichte,  welche  Be- 
rufungsgerichte für  die  unteren  Gerichte  bilden.  Die  nächst  höheren 
Gerichte  haben  darin  Ähnlichkeit  mit  den  Kreisgerichten  des  Bundes, 
daß  sie  in  verschiedenen  Teilen    eines  größeren  Gebietes  nacheinander 


')  F.  E.  Goodnow ,  The  Position  and  Powers  of  Cities  in  the  United  States, 
Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Bd.  123,  S.  29.  Während  der  letzten  zehn  Jahre 
hat  sich  von  Galveston  ausgehend  die  Stadtdiktatur  in  größerem  oder  geringerem 
Umfange  etwa  in  der  Hälfte  der  Staaten  eingebürgert;  fünf  der  bedeutendsten  von  den 
Bürgern  gewählten  Bürgern  wird  die  Verwaltung  übertragen.  Vor  den  großen  und 
größeren  Städten  hat  das  bisher  wohltätige  System  Halt  gemacht. 

2)  Schon  hier  sei  bemerkt,  daß  die  unteren  Gerichtshöfe  der  Lokalverwaltung  zu- 
gerechnet werden  (nur  Obergericht  und  Distriktsgericht  sind  im  strengen  Sinne  Staats- 
gerichte), aber  die  Rechtspflege  wird  doch  jetzt  vorwiegend  als  eine  staatliche  Angelegen- 
heit angesehen,  obwohl  die  Lokalverwaltungen  die  Kosten  tragen.  Goodnow,  Compa- 
rative  Administrative  Law.  I  181. 
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Sitzungen  abhalten.  Sie  werden  daher  auch  in  vielen  Staaten  „Circuit 
Courts"  genannt,  in  anderen  dagegen  „District  Courts".  In  den  meisten 
Staaten  haben  diese  Höfe  besondere  Richter.  In  wenigen,  New  Hamp- 
shire und  Maine,  reisen  die  Richter  des  höchsten  Gerichtshofes  in  den 
Bezirken  umher.  Die  höchsten  Gerichtshöfe  (Supreme  Courts)  sind 
Berufungsgerichte  letzter  Instanz ;  in  sechs  Staaten  an  der  Nordostküste 
ist  ihnen  daneben  jedoch  ein  besonderes  Entscheidungsgebiet  zuge- 
wiesen, und  in  einigen  anderen  gibt  es  allerhöchste  Gerichtshö/e,  die 
ihnen  übergeordnet  sind.  Auch  fehlt  es  in  einigen  Staaten  nicht  an 
Billigkeitsgerichtshöfen  und  an  besonderen  Nachlaßgerichten  (Courts  of 
Probate).  Neben  den  Richtern  dieser  Höfe  sind  zu  nennen  der  Sheriff, 
der  den  Frieden  zu  bewahren  hat,  die  Befehle  des  Gerichtes  vollstreckt 
und  dem  die  Gefängnisse  unterstehen,  der  öffentliche  Ankläger  (District 
Attorney)  und  der  Leichenbeschauer  (Coroner).1) 

Ein  Blick  auf  die  noch  nicht  besprochenen  Gebiete  der  Staatsver- 
waltung läßt  die  überraschende  Tatsache  hervortreten,  daß  der  ameri- 
kanische Einzelstaat  weder  selbständige  untere  noch  mittlere,  sondern 
nur  zentrale  Verwaltungsbehörden  besitzt.  Eine  Prüfung  ihrer  Funk- 
tionen ergibt  das  nicht  minder  Überraschende,  daß  sie  die  Lokalver- 
waltung nicht  zum  Schaffen  anregen  und  prinzipiell  ihre  Tätigkeit  nur 
auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens  kontrollieren ;  häufig  beaufsichtigen  sie 
aber  das  Armen-  und  Besserungswesen.2)  Es  besteht  jedoch  die  Ten- 
denz, ihre  Überwachungs-  und  Zwangsbefugnisse  auszudehnen,  z.  B. 
bei  der  Steuerabschätzung  und  im  Gesundheitswesen.3) 

Da  die  Funktionen  des  Gouverneurs  früher  genügend  besprochen 
worden  sind,  so  sollen  nur  einige  Ausführungen  über  die  anderen 
höchsten  Staatsbeamten  folgen.  Der  Staatssekretär  ist  kaum  mehr  als 
Gegenzeichner,  Siegel-  und  Staatsurkundenbewahrer ;  der  Oberstaats- 
anwalt ist  nicht  Justizminister,  sondern  der  Justitiar  der  Zentralverwal- 
tung; der  Staatsschatzmeister  und  Staatsrevisor  sind  Kassen-  und 
Rechnungsbeamte,  von  denen  keiner  Anspruch  darauf  erhebt,  der 
Finanzminister  des  Staates  zu  sein;  nur  der  Staatsschulinspektor  macht 
eine  Ausnahme :  er  besucht  und  berät  Seminare,  Erziehungsdirektionen, 
ernennt  Prüfungsbehörden    und  verfaßt  Berichte    über   das  Schulwesen. 

Das  Herz  des  Staates  ist  der  gesetzgebende  Körper,  aber  dieses 
Herz  schlägt  nur  schwach.  Er  wird  durch  die  Volksgesetzgebung  ein- 
geschränkt und  von  den  Gerichten  beaufsichtigt;  er  betätigt  sich  am 
liebsten  auf  dem  Gebiete  der  Privat-  und  Spezialgesetze,  was,  wie  wir 
noch  sehen  werden,  für  seine  Mitglieder  manchmal  einträglich  ist.  Für 
kühne  Initiative,  starke  Impulse  ist  im  Einzelstaat  wenig  Raum,   es  sei 


*)  Woodrow  Wilson,  The  State,  II 47. 

*)  Goodaow  S.  V.  S.  S.  45  f.  und  Freund  S.   152 

s)  Freund  S.   175. 
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Wir  wenden  uns  nun  zur  Beantwortung  der  gestellten  Fragen. 


II. 
Wahl  und  Ernennung  der  Beamten. 

Vier  Systeme  sind  in  Übung.  Die  Beamten  werden  entweder  vom 
Volke  gewählt;  oder  dem  gesetzgebenden  Körper;  oder  zum  Teil  von 
diesem,  zum  Teil  von  jenem ;  oder  es  wird  ein  Organ  ernannt,  das  seine 
Helfer  ernennen  darf.  Das  erste  entspricht  der  unmittelbaren  Demo- 
kratie; das  zweite  der  parlamentarischen  und  repräsentativen,  weil  das 
Volk  seine  Gewalt  Vertretern  übertragen  hat;  das  dritte  der  in  der 
Zersetzung  begriffenen  repräsentativen ,  der  pseudo-repräsentativen, 
welche  der  unmittelbaren  zustrebt;  das  vierte  ist  dem  zweiten  wesens- 
verwandt. Diese  Zusammenhänge  treten  auch  in  den  vier  Staatsformen 
klar  hervor,  allein  nicht  immer  entsprechen  sich  System  und  Staatsform 
völlig,  weil  in  menschlichen  Einrichtungen  die  Vergangenheit  nachwirkt. 

Sehr  anziehend  ist  die  Vergleichung  der  Verhältnisse  der  Schweize- 
rischen Kantone  und  derjenigen  der  amerikanischen  Gliedstaaten  mit- 
einander und  mit  denjenigen  der  Bundesstaaten.  In  den  pseudo-repräsen- 
tativen Kantonen  dringt  die  Volkswahl  unaufhaltsam  vorwärts,  das 
Wahlgebiet  der  gesetzgebenden  Körper  wird  immer  mehr  eingeengt. 
Es  sind  schon  S.  96  genügende  Daten  für  diese  Tendenzen  gegeben 
worden,  und  deshalb  kommen  wir  nicht  darauf  zurück.1) 

In  den  Gliedstaaten  der  Union  ist  die  Volkswahl  fast  noch  un- 
umschränkter. Es  ist  interessant  zu  sehen,  in  welchem  Umfange  sich 
die  Gewalt  der  gesetzgebenden  Körper  und  des  Gouverneurs  erhalten 
hat.  Der  Gouverneur,  die  hohen  Staatsbeamten  und  die  Richter  werden 
in  den  meisten  Staaten  der  Union  vom  Volke  gewählt:  der  Gouverneur 
immer,  die  höchsten  Beamten  nur  ausnahmsweise  von  dem  gesetz- 
gebenden Körper,  oder,  noch  seltener,  vom  Gouverneur,  dessen  Er- 
nennungen aber  gewöhnlich  vom  Senate  bestätigt  werden  müssen.  In 
Delaware,  Maryland,  New  Jersey,  Pennsylvania,  Westvirginia  und  Texas 
werden  die  Staatssekretäre,  in  verschiedenen  auch  die  Staatsjustitiare 
vom  Gouverneur  ernannt;  die  meisten  gehören  zu  den  älteren  Staaten. 
Die  Richter  werden  in  5  Staaten  von  dem  Parlamente  ernannt,  in  8 
vom  Gouverneur;  Bestätigung  durch  Council  oder  Parlament  ist  hier 
ebenfalls  erforderlich    (Councils    als  die  Ernennungen    des  Gouverneurs 

*)  Vgl.  für  1900  Schollenberger  I  118,  für  1904,  was  die  Gerichte  betrifft. 
Ulrich,  Die  Bestellung  der  Gerichte  in  den  modernen  Republiken  S.  116.  —  Am 
besten  haben  die  Obergerichte  den  neueren  demokratischen  Tendenzen  widerstanden. 
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kontrollierende  Behörden,  Überbleibsel  der  Kolonialzeit,  gibt  es  noch 
jetzt  in  Massachusetts,  New  Hampshire  und  Maine).  Die  anderen  Beamten 
werden  zum  Teil  vom  Volke  gewählt,  zum  Teil  von  den  gesetzgebenden 
Korpern,  zum  Teil  vom  Gouverneur  ernannt.  Dieser  ernennt  sehr  viele 
Unter-  und  Subalternbeamte,  seine  Kollegen  haben  dasselbe  Recht.1) 
Neuerdings  haben  seine  Ernennungsbefugnisse  beträchtlich  zugenommen, 
weil  die  Mitglieder  der  zahlreichen  neuen  Behörden,  welche  durch  die 
Ausdehnung  der  Staatstätigkeit  notwendig  wurden,  von  ihm  ernannt 
werden.'2)  Wir  werden  auf  die  Ursache  dieser  Erscheinung  noch  zurück- 
kommen. 

Sowohl  der  Schweizer  Bundesstat  wie  der  amerikanische 
sind,  mit  den  Einzelstaaten  verglichen,  Denkmäler  einer  älteren  Periode 
der  Staatsentwicklung.  Der  amerikanische  gehört  einer  Zeit  an,  wo 
die  Theorie  dem  Volke  noch  zweifelnd  gegenüberstand  und  der  Exe- 
kutive große  Macht  zu  geben  geneigt  war,  der  schweizerische  wurzelt 
in  den  optimistischen  Ideen  der  dreißiger  und  vierziger  Jahre  über  den 
politischen  Wert  repräsentativer  Einrichtungen.  Hier  wählt  die  Bundes- 
versammlung den  Bundesrat,  das  Bundesgericht,  den  Kanzler  und  den 
General  der  eidgenössischen  Armee.  Nachdem  sich  so  die  Versammlung 
ein  kongeniales  Organ  geschaffen  hat,  überläßt  sie  dem  Bundesrate  die 
Ernennung  der  Gesandten,  der  Konsulen  und  aller  „Subalternbeamten" 
des  Bundes,  das  sind  nach  „Schweizerischem  Rechte  alle  diejenigen 
Beamten,  .  .  .  deren  Amt  nicht  durch  die  Verfassung  vorgesehen  be- 
züglich organisiert  ist".8)  Sie  zählen  jetzt  nach  Tausenden,  so  daß  sich 
der  Bundesrat  veranlaßt  gesehen  hat,  die  Anstellung  untergeordneter 
Beamten  den  Vorständen  der  Departements  zu  übertragen.4) 

Dagegen  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  der  Präsident  ursprünglich 
gedacht  als  der  Quell  aller  wichtigen  Ernennungen,  aber  um  ihn  auf 
dem  Pfade  der  Tugend  zu  erhalten,  stellt  die  Verfassung  als  mahnende 
Schutzengel  die  Senatoren  neben  ihn.  Wir  sahen  ja  schon,  daß  der 
Präsident  sein  Kabinett  ganz  frei  ernennt;  aber  die  Gesandten,  Konsulen, 
Bundesrichter  und  alle  „anderen  Beamten  der  Vereinigten  Staaten,  über 
deren  Ernennung  hier  nicht  anderweitig  bestimmt  ist  und  (deren  Amter) 
durch  Gesetz  geschaffen  werden"  soll  er  mit  Zustimmung  des  Senates 
ernennen.  Wir  beobachteten  schon,  wie  tatsächlich  die  Ernennung 
ganz  in  die  Gewalt  des  Senates  und  auch  des  Abgeordnetenhauses 
übergegangen  ist.  Außerdem  sah  die  Verfassung  schon  vor,  daß  der 
Kongreß  durch  Gesetz  die  Ernennung  solcher  unterer  Beamten,  wie  er 


l)  Woodrow  Wilson,   1306. 

4)  Freund  S.    151. 

*)  Scbollenberger,  Bundesstaatsrecht   1902,  S.  243,  252. 

*)  Escher,  Bundesbeamtenrecht,   1903,  S.  34. 
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es   tur   richtig  hält,   ui  |    kann  »lern  I  htshofen 

oder  den   Vorstehern  tcilungen  dl,    I,   2). 

Von   den  Abteilung  beiflC 

den  Staatssekretären,  wird  die  große  Masse  der  unteren  Beamten  er- 
nannt. Her  Präsident  hat  aber  das  I\  ^schritten  über  diete  Er- 
nennungen zu  erlassen. 

In  der  parlamentarischen  Demokratie  Frankreichs  werden  die 
Beamten  vom  Presidenten  ernannt.  Auch  hierin  spiegelt  sich  die  Tat- 
sache wieder,  daß  die  parlamentarische  Mehrheit  eine  Verfassung  seh 9i 
wollte,  welche  dem  Übergänge  zur  Monarchie  keine  Schwierigkeiten 
machen  wurde.  Die  Herausgestaltung  der  parlamentarischen  Demo- 
kratie hat  es  mit  sich  gebracht,  daß  der  Präsident  nur  das  Werkzeug 
der  Parlamentsmehrheit  ist. 


III. 

Amtsdauer. 

Die  Beamten  der  Demokratie  werden  gewöhnlich  auf  kurze  Zeit 
gewählt  oder  ernannt.  In  der  Darstellung  ihrer  Entwicklung  sahen 
wir  ja,  wie  die  lebenslänglichen  Stellungen  mit  ihrer  Enstehung  ver- 
schwanden. Verschiedene  Gründe  wirkten  zusammen:  vor  allem  das 
Machtbedürfnis  des  Volkes,  das  seine  Diener  in  stärkster  Abhängigkeit 
erhalten  wollte;  der  ideale  Gedanke,  möglichst  viele  Bürger  politisch 
zu  schulen;  der  reale  Grundsatz,  daß  ein  irdisches  Gut,  für  welches 
der  Staat  Geld  bezahlt,  rund  gehen  und  allen  zugänglich  sein  müsse ; 
die  Notwendigkeit,  für  die  Berufspolitiker,  die  die  Parteimaschine  be- 
dienen, Futter  zu  schaffen;  aber  auch  der  Zorn  des  Volkes  über  die 
Bureaukratie,  die  nach  dem  Sturz  des  alten  Staates  nun  seine  Rache 
fühlen  mußte.  Doch  hören  wir  Dubs!  „Es  ist  ein  Hauptgrundsatz 
der  Demokratie,"  schreibt  er,  „keinen  Beamten  st  and  aufkommen  zu 
lassen  aus  demselben  Grunde,  wie  sie  auch  das  stehende  Heer  nicht 
zulassen  kann.  Man  muß  hier  aber  wohl  unterscheiden  zwischen  den 
eigentlichen  Beamten  und  den  oben  bezeichneten  Angestellten,  nament- 
lich auch  denen  der  zweiten  Art,  die  man  uneigentlich  ebenfalls  Beamte 
nennt.  (Er  versteht  unter  Angestellten  die  Unter-  und  Subalternbeamten 
des  Staates  und  die  Beamten  der  öffentlichen  Unternehmungen,  wie 
Post,  Eisenbahnen,  Banken,  aber  auch  Geistliche,  Lehrer  usw.)  *)  Der 
obige  Satz  paßt  nur  für  die  eigentlichen  Staatsbeamten,  welche  die 
Gewalten    handhaben,    dagegen    weder    für    das    untergeordnete    Hilfs- 


*)  Diese    Unterscheidung    abgelehnt    von    Hans    Escher,    Schweizerisches    Bundes- 
beamtenrecht, S.  15  f. 

Hasbach,  Die  moderne  Demokratie.    2.  Auflage.  13 


194     Zweites  Buch.    Formen,   Arten,  Begriff  und  Wesen  der  modernen  Demokratie. 

personal,  noch  für  die  mit  dem  Staatsorganismus  in  keinem  inneren 
Zusammenhange  stehenden  Verwaltungszweige  und  vollends  nicht  für 
die  förmlichen  Berufsarten,  wie  Geistliche  und  Lehrer.  Man  muß  im 
Gegenteil  wünschen,  daß  diese  Funktionen  möglichst  ständige  seien 
und  bleiben."  Vorher  hat  er  die  Bureaukratie  als  das  notwendige  Er- 
zeugnis des  modernen  Staates  nachgewiesen.  Die  Fortsetzung  lautet: 
„Die  Verdienste  der  Bureaukratie  um  ein  geordnetes  und  auch  intensiv 
volleres  Staatsleben  sind  unbestreitbar.  Dessenungeachtet  ist  dieselbe 
beim  Volke  fast  überall  unbeliebt.  Dies  hat  seinen  Grund  wesentlich 
darin,  weil  dem  Volke  in  seinem  natürlichen  Gefühle  die  Amtsstuben- 
weisheit widerstrebt.  Die  Sache  macht  sich  noch,  wenn  der  Beamte 
dem  Volke  nahesteht  und  vernünftig  genug  ist,  sich  an  Ort  und  Stelle 
zu  erkundigen  .  .  .  Allein  die  Dinge  werden  je  länger,  je  schlimmer, 
je  mehr  die  Entscheidungen  von  höheren  Instanzen  gegeben  werden 
und  es  hat  sich  auf  dem  Boden  der  Verwaltung  teils  ein  Instanzenzug, 
teils  die  Sucht,  auf  schriftliche  Rapporte  von  oben  herab  zu  dekretieren, 
Bahn  zu  machen  gewußt.  Es  hat  namentlich  die  Periode  des  soge- 
nannten väterlichen  Regiments  diese  Entwicklung  begünstigt,  man 
wollte  anfänglich  wohl  aus  Wohlmeinenheit,  den  Unterbeamten  kon- 
trollieren .  .  .  Allgemach  entwickelte  sich  daraus  aber  die  Sucht  nach 
der  Allwissenheit  und  dem  Regieren  von  oben  herab,  die  Manie  des 
allseitigen  Reglementierens  und  Befehlens  ohne  nähere  Selbstanschauung 
sind  Berücksichtigung  der  speziellen  Verhältnisse.  Da  sich  hierzu  ziem- 
lich naturgemäß  noch  ein  vornehmer  Befehlston  und  eine  hochnäsige 
Selbstüberhebung  der  formsicheren,  wenn  auch  in  der  Sache  unver- 
ständigen Bureaukratie  gesellt  hat,  so  ist  nicht  gerade  zu  verwundern, 
daß  dem  Volke  diese  neue  Herrschaft  noch  verhaßter  ist,  als  die  alte." 
Und  nun  folgt  eine  letzte  Gegenüberstellung  guter  und  schlechter  Seiten. 
Die  Bureaukratie  habe  dazu  beigetragen,  „die  Aufgaben  des  Staates  zu 
erweitern,  sie  teils  intensiver  zu  machen,  teils  auf  neue  Gebiete  auszu- 
dehnen". Hierdurch  seien  aber  auch  „entsprechende  Mehrausgaben  des 
Staates"  entstanden.1) 

Es  ist  gar  nicht  zu  bezweifeln,  daß  dieser  Umstand  zu  der  Un- 
beliebtheit der  Bureaukratie  beigetragen  hat,  denn  das  Volk  kann  wohl 
die  Ausgaben  berechnen,  nicht  aber  die  Einnahmen,  die  ihm  eine 
tüchtige  Verwaltung  bringt.  Seinem  Unmute  macht  es  dadurch  Luft, 
daß  es  den  Beamten  nur  kärgliche  Gehälter  zahlt.  Die  mangelhafte 
Besoldung  in  Verbindung  mit  dem  unternehmenden  Sinne  des  Schweizers, 
dem  das  wirtschaftliche  Leben  in  Heimat  und  Fremde  eine  höhere  Ent- 
lohnung verspricht,  bewirken  es,  daß  in  der  Schweiz  kein  so  starker 


J)  Dubs  a.   a.  O.  I   123  f. 
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Zlldreag  IU  der  Beamtenftellllllg  herrscht.  ')  (Im  Thurgau  war  man  vor 
kurzem  froh,  einen  Staatsschreibcr  gefunden  zu  haben.)  Kinen  Beamten, 
der  sich  bewährt,  entfernt  man  daher  auch  nicht  leicht  aus  seinem  Amte, 
so  daß  er  sich  in  seine  Berufspflichten  einzuarbeiten  vermag.  Wie 
Milizheere,  die  lange  im  Felde  gestanden  haben,  ebenso  tüchtig  werden, 
wie  Berufsheere,  so  finden  sich  auch  unter  den  höheren  Schweizer  Be- 
amten mit  gründlicher  Vorbildung  und  langer  Praxis  sehr  tüchtige 
Männer;  freilich  wirkt  der  häufige  Dezernatwechscl  ungünstig. 

Im  übrigen  sei  erwähnt,  daß  trotz  der  Klage  über  die  Bureaukratie 
das  Beamtentum  auch  in  der  Schweiz  sich  vermehrt,  weil  die  Tätigkeit 
des  modernen  Staates  zunimmt.  Treffend  führt  Hans  Escher  aus :  „Zum 
weitaus  größten  Teil  ist  das  Wachstum  der  eidgenössischen  Beamten- 
schaft die  unabweisbare  Folge  des  Wachstums  des  Geschäftsumfanges  der 
Bundesverwaltung."  2)  Diese  Schwierigkeiten  lassen  sich  aber  auch  nicht 
durch  das  Ehrenamt  überwinden,  denn  das  Ehrenamt  ist  eine  aristo- 
kratische Einrichtung,  die  das  Gleichheitsgefühl  des  demokratischen 
Bürgers  beleidigen  müßte.  Und  das  dauernde  Beamtentum  ist  eine 
Einrichtung  des  monarchischen  Staates,  der  mit  ihm  die  großen  Auf- 
gaben, die  die  werdende  Gesellschaft  stellte,  zu  bewältigen  wußte.  Der 
Monarch  fühlte  sich  nicht  durch  seine  Diener  in  seinem  Selbstgefühl  ge- 
kränkt, und  die  Beamten  erhielten  nicht  nur  durch  ihre  Besoldung, 
sondern  auch  durch  die  Ehre  des  Staatsdienstes  eine  Vergütung 
für  ihre  Mühe.  Die  Ehre  ist  ja  nach  Montesquieu  das  Prinzip  der 
Monarchie.  Der  Bürger  der  modernen  Demokratie  ist  in  einer  schlimmen 
Lage.  Die  Verhältnisse  erfordern  dringend  eine  Ausdehnung  der 
Staatstätigkeit,  aber  das  demokratische  Gleichheitsgefühl  widersetzt  sich 
prinzipiell  sowohl  der  Einführung  des  Ehrenamtes 3)  wie  des  fest- 
angestellten Beamtentums. 


1)  Ein  Symptom,  daß  der  keltische  Blutzusatz  nicht  beträchtlich  sein  kann.  Wo 
Kelten,  da  Zudrang  zu  Staatsämtern  in  Frankreich,  in  Irland  und  Amerika. 

2)  Schweizerisches  Bundesbeamtenrecht,  S.  23.  Escher  führt  aus  einer  Botschaft 
des  Bundesrates  von  1894  folgende  Stellen  an:  „Wenn  ein  einfacher  Einblick  in  den 
Staatskalender  früherer  und  jetziger  Jahre  zeigt,  daß  der  größte  Teil  der  Zunahme  auf 
die  Verwaltung  der  Zölle,  Posten,  Telegraphen  und  Telephone  fällt  und  man  zugeben 
muß,  daß  die  Vennehrung  des  Personals  in  diesen  Staatsbetrieben  in  direktester  Weise  den 
Interessen  der  Bevölkerung  dient,  so  dürfte  es  ungereimt  erscheinen,  diese  notwendige 
und  von  der  Bevölkerung  selbst  als  willkommene  Dienstverbesserung  empfundene  Ent- 
wicklung tadelnd  bureaukratisch  zu  nennen.  Ebenso  ist  es  klar,  daß  der  Staat  ganz 
neue  Aufgaben  und  Dienste,  wie  sie  ihm  durch  Verfassung  und  Gesetz  in  zunehmendem 
Maße  übertragen  wurden,  nicht  übernehmen  konnte,  ohne  für  gehörige  Erfüllung  zu 
sorgen,  was  nicht  anders  geschehen  kann,  als  durch  Aufstellung  der  hierzu  nötigen 
Organe." 

s)  In  der  Schweiz,  welche  sich  aus  aristokratischen  Republiken  entwickelt  hat, 
ist  noch  manches  von  dem  alten  Geiste  erhalten  geblieben.  Es  gibt  Ehrenämter  in  der 
gemeindlichen    Kirchen-,    Armen-    und    Schulpflege,    in    den    überall    vorhandenen,    früher 

13* 


IQ6     Zweites  Buch.     Formen,  Arten,  Begriff  und  Wesen  der  modernen  Demokratie. 

Die  Mitglieder  des  Bundesrates  werden  auf  3  Jahre,  diejenigen 
des  Bundesgerichts  auf  6  Jahre  von  der  Bundesversammlung  gewählt. 
Der  Bundesrat  ernennt  die  Gesandten  und  Konsulen  auf  unbestimmte 
Zeit.  In  verschiedenen  Kantonen  ist  es  verfassungsmäßiger  Grund- 
satz, daß  kein  Beamter  auf  Lebenszeit  angestellt  werden  darf.  In 
einigen  Kantonen  sind  Geistliche  und  Lehrer  ausgenommen.  Thurgau 
gibt  mit  einer  Hand,  was  die  andere  wieder  nimmt :  „Die  definitive 
Anstellung  der  Geistlichen  und  Lehrer  geschieht  in  der  Regel  auf 
Lebenszeit.  Die  Wahlgemeinden  sind  jedoch  berechtigt,  dieselben  jeder- 
zeit und  ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  abzuberufen".  Die  höchsten  Amts- 
dauern, es  sind  6  und  8  Jahre,  genießen  die  Richter,  in  Nidwaiden 
auch  Landrat,  Landschreiber,  Landweibel.  In  den  übrigen  Kantonen 
ist  die  Amtsdauer  der  politischen  Beamten  geringer  und  schwankt 
zwischen  I  und  5  Jahren.  Die  Beamten  sind  aber,  dies  ist  die  Regel, 
sofort  und  immer  wieder  wählbar.  In  Schwyz  sind  Bezirksammann  und 
Statthalter  nur  einmal  wiederwählbar,  in  Graubünden  die  Mitglieder  des 
kleinen  Rates  zweimal.1) 

In  der  Union  ernennt  der  auf  4  Jahre  gewählte  Präsident  die 
Staatssekretäre  auf  4  Jahre,  die  Bundesrichter  aber  auf  Lebenszeit. 
Wie  früher  erwähnt,  beträgt  die  Amtszeit  der  meisten  Beamten  4 
Jahre.  In  den  Einzelstaaten  wird  der  Gouverneur  auf  mindestens  l, 
höchstens  auf  4  Jahre  gewählt ;  er  ist  wie  der  Präsident  wiederwählbar. 
Die  Kollegen  des  Gouverneurs  werden  auf  einige  Jahre  gewählt;  4 
wird  selten  überschritten.  Die  Richter  der  Einzelstaaten  erfreuen  sich 
auch  hier,  wie  in  der  Schweiz,  einer  längeren  Amtsdauer.  Sie  schwankt 
zwischen  2  und  21  Jahren,  8  bis  10  Jahre  beträgt  der  Durchschnitt; 
diejenige  der  Richter  an  den  höheren  Gerichtshöfen  ist  gewöhnlich 
länger  als  die  der  Richter  an  den  niederen;  sie  sind  ebenfalls  wieder 
wählbar.  In  Massachusetts  und  Rhode  Island  werden  die  Richter  der 
höheren  Gerichtshöfe  auf  Lebenszeit  ernannt,  in  New  Hampshire  bis 
zur  Vollendung  des  70.  Lebensjahres.2)     Gegen  die  Ausdehnung  dieser 


besprochenen  Kommissionen.  Da  aber  die  Unbemittelten  auch  an  der  Verwaltung  teil- 
nehmen sollen,  muß  eine  Entschädigung  für  verlorene  Zeit  gezahlt  werden,  wodurch  es 
den  früheren  Charakter  verliert.  —  In  Frankreich  sollen  die  Gemeindeämter  Ehrenämter 
sein,  die  hiermit  Betrauten  haben  sich  aber  vielfach  Gehälter  zugelegt  oder  ihre  Ent- 
schädigungen reichlich  bemessen,  wie  wir  noch  sehen  werden. 

l)  Schollenberger,  Grundriß  I  122  f.  —  In  Tessin  im  Jahre  1910  eine  beinahe 
vollständige  Unabsetzbarkeit  des  gesamten  Richterstandes  in  Aussicht  gestellt."  N.  Z.  Z., 
No.  201. 

s)  Bryce  I  497,  506.     Woodrow  Wilson,  n68f. 

Eine  unerwünschte  Folge  der  kurzen  Amtszeit  ist  es,  daß  man  selbst  den  höchsten 
Beamten  nicht  gebieten  kann,  sich  ganz  ihrem  Amte  zu  widmen.  „Many  of  the  higher 
officers  .  .  .  who  receive  large  salaries  and  have  very  responsible  duties  to  perform  are . . . 
engaged  in  some  other  occupation  .  .  .    Our   system    makes   it  necessary   to    permit    the 
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Einrichtung  haben   Agitatoren  eingewandt,  rie  bewirke  Mangel  an  I 
lichkeit  gegen  d.»s  Volk.1)  •) 

Wenden  wir  uns  nun  zu  <i<-r  parlamentarischen  Demokratie  Frank- 

peil  hl    und   sprechen    wir  zuerst  von  den  Ämtern,   die  man  im  weiteren 

Sinne  als  politisch«  bezeichnen  kann.  Der  Präsident  der  Republik  wird 
auf  sieben  Jahre  gewählt  und  ist  wieder  wahlbar.  Die  Amtsdauer  der 
Minister  hängt  natürlich  davon  ab,  ob  sie  den  Heifall  der  Kammer 
imdcn.  Die  Vertreter  der  Regierung  im  Lande,  die  Präfekten  und 
Unterpräfekten,  können  vom  Präsidenten  jeden  Augenblick  auf  Vor- 
schlag des  Ministers  des  Innern  ihres  Amtes  entsetzt  werden.  Die 
Einfuhrung  der  parlamentarischen  Regierung  hat  es  bewirkt,  daL5  ihre 
Schicksale  an  die  der  wechselnden  Ministerien  geknüpft  sind  und  sie 
gewöhnlich  von  den  Deputierten  und  Senatoren  des  Departements,  die 
der  herrschenden  Partei  angehören,  vorgeschlagen  werden.  Die  Staats- 
räte können  entlassen  werden  auf  Grund  eines  im  Ministerrat  erlassenen 
Dekretes;  die  Präfekturräte  und  der  Generalsekretär  des  Departements 
dagegen  auf  Vorschlag  eines  Ministers.8)  Im  Prinzip  sind  die  nicht- 
politischen französischen  Staatsbeamten  schutzlos  gegen  die  Willkür 
ihrer  Vorgesetzten.  Sie  können  von  einem  Ende  Frankreichs  zum  an- 
deren ohne  Recht  auf  Umzugskosten  versetzt,  die  gewöhnlichen  Beamten 
ad  nutum  entlassen  werden ;  die  französischen  Beamten  haben  kein 
Recht    auf   das  Amt.*)     Erst    seit    kurzem    bemüht   sich  der  Staatsrat, 

higher  ofheers,  at  any  rate,  to  engage  in  other  oecupations  because,  on  aecount  of  the 
legal  precariousness  of  the  official  tenure  .  .  .  it  is  almost  impossible  to  «Jemand  of  any 
man  that  he  shall  give  up  bis  entire  time  to  his  official  work."  Goodnow,  Compa- 
rative  Law  II  84.  ' 

')  K.  Ulrich,  Die  Besetzung  der  Gerichte  in  den  modernen  Republiken,  S.  44. 

*)  Daß  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Gefahren  kurzer  Amtsdauer  erkannt  werden, 
dafür  ein  Zeugnis.  ,,One  cannot  have  too  much  preparatory  training  and  experience  who 
is  to  fill  so  high  a  magistraey  (Präsidentschaft).  It  is  difficult  to  pereeive,  therefore, 
upon  what  safe  ground  of  reason  are  built  the  opinions  of  those  persons  who  regard 
short  terms  of  service  as  sacredly  and  peculiarly  republican  in  principle  .  .  .  short  terms 
which  cut  off  the  effiieent  as  surely  and  inexorably  as  the  inefficient  are  quite  as 
repugnant  to  republican  as  to  monarchical  rules  of  wisdom.  Unhappily,  however,  this 
is  not  American  doctrine.  A  President  is  dismissed  almost  as  soon  as  he  has  learned 
the  duties  of  his  office,  and  a  man  who  has  served  a  dozen  terms  in  Congress  is  a 
curiosity.  We  are  too  apt  to  think  both  the  work  of  legislation  and  the  work  of  ad- 
ministration  easy  enough  to  be  done  readily,  with  or  without  preparation,  by  any  man 
of  discretion  and  character."  Zu  allen  Berufen,  selbst  zu  dem  des  Schuhflickers,  sei 
Erziehung  und  Übung  erforderlich,  aber  „administration  is  regarded  as  soraething  which 
an  old  soldier,  an  ex- diplomatist,  or  a  populär  politician  may  be  trusted  to  take  to  by 
instinet."     Woodrow  Wilson,  Congressional  Government,  S.  255. 

s)  Maurice  Hauriou,  Precis  de  droit  Adminisiratif  et  de  droit  Public,  6.  ed.  1907 
S.   136  f. 

*)  „En  principe,  le  fonetionnaire  est  essentiellement  amovible  .  .  .  les  fonetionnaires 
ordinaires  peuvent  etre  revoques  ad  nutum  .  .  .  En  principe,  les  fonetionnaires  frangais 
n'ont  pas  d'etat  au  sens  propre  du  mot."     Hauriou  S.  558,  559. 
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wenigstens  formelle  Garantien  gegen  Entlassung  zu  schaffen.  Nur 
wenige  Beamtenkategorien  befinden  sich  in  einer  gesicherteren  Lage; 
sie  genießen  Sicherheit  gegen  willkürliche  Versetzung  und  Entlassung, 
haben  Recht  auf  bestimmtes  Gehalt,  Pension  und  Aufrückung  im  Amte. 
Es  sind  dies  die  Offiziere,  die  Richter,  die  Hochschullehrer  und  Gym- 
nasiallehrer, weiter  die  Ingenieure  des  Wege-  und  des  Bergwesens,  die 
Kolonialinspektoren,  die  Finanzinspektoren,  die  Beamten  der  Ministerial- 
bureaux  und  die  sogenannten  „officiers  ministeriels",  wie  Notare,  Ge- 
richtsschreiber, Gerichtsvollzieher,  Advokaten  des  Staatsrates  und  des 
Kassationshofes.  Nicht  hierher  gehören  die  Friedensrichter,  die  Kolo 
nialrichter  und  die  Beamten  der  Staatsanwaltschaft.  Die  Verhältnisse 
der  Richter  sind  für  unsere  Zwecke  am  wichtigsten.  Sie  können  nur 
versetzt  werden,  selbst  in  ein  gleichwertiges  Amt,  und  sie  können  nur 
pensioniert  werden,  wenn  der  oberste  Gerichtsrat  (die  vereinigten 
Kammern  des  Kassationshofes)  sich  hierfür  nach  Anhörung  des  Betref- 
fenden ausgesprochen  hat.  Aber  der  Richter  hat  kein  Recht  auf  das 
Aufrücken  im  Amte;  charakterschwache  Menschen  werden  es  sich 
durch  Gefügsamkeit  gegen  die  herrschende  Partei  zu  sichern  suchen 
Jedoch  hat  auch  hier  der  Staatsrat  zu  mildern  gesucht  durch  die  Ein- 
richtung einer  Aufrückungsliste.  Erwähnen  wir  zum  Schlüsse  noch, 
daß  sich  die  Regierung  allgemein  das  Recht  vorbehalten  hat,  ein  Amt 
zu  ändern,  aufzuheben  und  den  damit  Betrauten  vorübergehend  anders 
zu  beschäftigen. 

Diese  wenigen  Darlegungen  über  das  französische  Beamtenrecht 
werden  den  Leser  verstehen  lassen,  welch  reiche  Beute  es  der  parla- 
mentarischen Demokratie  zur  Verfügung  stellte,  da  ja  ebenso  wie  in 
der  Union  in  Frankreich  dem  Sieger  im  Wahlkampfe  die  Stellen  ge- 
hören. Das  Wahlgeschäft  ist  für  die  dritte  Republik  so  wichtig,  daß 
besondere  Bureaus  hierfür  in  jedem  Ministerium  und  in  jeder  Präfektur 
bestehen.1)    Der  Parlamentarier  muß,  um  die  erforderlichen  Stellen  zu 


*)  „L'habitude  s'est  etablie  sous  la  troisieme  republique,  que  le  ministre  se  con- 
stitue  un  cabinet  independant  des  bureaux  du  ministere  .  .  .  Cet  organe  nouveau  repond- 
aux  preoecupations  de  politique  electorale  qui  se  melent  de  plus  en  plus  a  l'admiuistra- 
tion  .  .  .  Le  cabinet  du  ministre,  Organisation  ephemere,  disparait  avec  le  ministre  qui 
l'a  constitue,  chaque  nouveau  ministre  se  compose  un  nouveau  cabinet  .  .  .  Le  röle 
essentiellement  politique  du  cabinet  du  ministre  le  met  frequemment  en  confiit  arec  les 
bureaux  du  ministere."  Hauriou  S.  135.  „Les  preoecupations  electorales  et  politiques  qui 
ont  pris  sous  la  troisieme  republique  une  importance  si  grande  en  administration,  ont 
amene  dans  les  prefectures  l'apparition  d'un  organe  nouveau,  le  cabinet  du  prefet." 
Die  Aufgaben  der  Beamten  „consistent  dans  des  notes  politiques  ä  donner,  non  seulement 
aux  fonetionnaires  du  departement,  mais  encore  aux  electeurs  influents.  Tont  ce  qui  est 
faveur  administrative,  tout  ce  qui  par  consequent  peut  etre  utilise  dans  un  but  politique, 
concessions,  distributions  de  medailles  et  de  recompenses,  nominations  honorifiques,  töut 
cela  est  prepare  dans  le  cabinet  du  prefet."  Auch  dieses  Kabinet  „se  trouve  fre- 
quemment en  confiit  avec  les  bureaux  de  la  prefecture".     S.   149. 
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erlangen,   sich   an    den  Ressortminister   (oder   den    vortra  Etat) 

wenden,  welcher  die  Ernennungen  dem  Präsidenten  unterbreite  t.  Zwar 
haben   die   höheren  Beamten   ein  Vorschlagsrccht,   aber   aus  der 
Schlagsliste    wird   der   der  Partei   Genehmste  gewöhnlich   genommen. 

Beamte  ohne  Recht  auf  das  Amt  werden  entlassen  um  Platz  für  die 
von  politischen  Anhangern  empfohlenen  Kandidaten  zu  machen;  an- 
dere mit  Recht  auf  das  Amt  werden  durch  sanfte  Mittel  bewogen  oder 
solange  molestiert,  bis  sie  sich  pensionieren  lassen ;  endlich  schafft  die 
herrschende  Partei  bei  der  Beratung  des  Budgets,  wie  wir  gesehen 
haben,  neue  Stellen,  um  einflußreiche  Freunde  zu  belohnen.  Besonders 
befähigten  Männern  gelingt  es,  Söhne  und  Schwiegersöhne,  Vettern 
und  Neffen  unterzubringen,  und  für  den  Parlamentarier,  welcher  das 
Geschäft  abschließt,  fällt  manchmal  außer  dem  Einflüsse,  den  er  in 
seinem  Wahlkreise  ausübt,  noch  eine  Belohnung  ab.  Selbst  die  stolze 
Festung  des  unabsetzbaren  französischen  Richterstandes  wurde  nach 
1879  genommen,  nachdem  man  mit  leichter  Mühe  die  Staatsanwalt- 
schaft von  den  Feinden  der  Republik  gesäubert  hatte.  Im  Jahre  1883 
wurde  die  Unabsetzbarkeit  vorübergehend  aufgehoben,  angeblieh,  um 
die  zu  starke  Besetzung  der  Gerichte  zu  beseitigen  und  es  waren  ge- 
rade die  politischen  Gegner,  deren  Stellen  überflüssig  wurden.1)  An- 
dere suchte  man  dadurch  mürbe  zu  machen,  daß  man  sie  nicht  auf- 
rücken ließ.  So  hat  das  Parteiregiment  zu  einer  großen  Unsicherheit 
des  Daseins  der  Beamten  geführt.2)8)  Wie  verheerend  die  parlamen- 
tarische Praxis  in  dem  Richterstande  gewirkt  hat,  kennzeichnet  etwa 
das  Wort  eines  französischen  Justizministers,  es  sei  etwas  brandig  in  der 
französischen  Rechtspflege. 


J)  Eine  ausführliche  Darstellung  der  Säuberung  des  Richterstandes  bei  Georges 
Picot,  La  Magistrature  et  la  Democratie  1884.  Picot  berechnete,  daß  von  1879 — 1882 
982  „unabsetzbare"  Richter  (von  208 1),  1763  Beamte  der  Staatsanwaltschaft  (von  1949) 
und  2536  Friedensrichter  (von  2941)  ersetzt  oder  versetzt  wurden.  Im  Jahre  1883  wurden 
614  Stellen  unterdrückt.  S.  17  A.  und  26.  Die  Geschichte  des  Beamtenrechts  der 
französischen  Richter  bei  Esmein,  Elements  de  droit  Constitutionel,  5.  A.  S.  458  f.  Es 
ist  die  Geschichte  einer  immer  wiederkehrenden  Erschütterung  dieses  Standes  seit  der 
französischen  Revolution. 

2)  Nach  Hello  haben  diese  Zustände  geschildert  Vacherot  in  den  Aufsätzen  „Les 
Nouveaux  Jacobins"  und  „La  Republique  Constitutionelle  et  Parlementaire"  (Revue  des 
Deux  Mondes  1879,  1880);  Scherer,  La  Democratie  et  la  France  I883;  Bodley,  France 
1898;  Chantavoine,  En  Province  (Aufsätze  im  Journal  des  Debats  1908/09)  und  Leyret 
(im  Temps  1908/09.) 

3)  Das  Friedensrichteramt  ist  eine  Belohnung  für  politische  Dienste.  Durch  das 
Gesetz  vom  12.  Juli  1905  wurden  auch  solche  Personen  für  qualifiziert  erklärt,  die  zwar 
keine  juristische  Bildung  oder  andere  Befähigung  nachweisen  können,  aber  10  Jahre 
hindurch  Bürgermeister,  Beigeordnete  oder  Mitglieder  des  Generalrates  gewesen  sind. 
So  wurde  es,  wie  Faguet  ausführt,  den  Senatoren  und  Deputierten  möglich,  Wahldienste 
zu   belohnen,    es   kommt    besonders   den   Senatoren    zugute.      Faguet,   E.,   Le    Culte   de 
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IV. 
Befähigungsvorschriften. 

Aus  mehreren  Gründen  widerstreben  Befähigungsvorschriften  zur 
Bekleidung  von  Staatsämtern  dem  Wesen  der  Demokratie.  Sie  beruht 
auf  dem  Axiom,  daß  alle  Bürger  dazu  gleich  befähigt  seien ;  zwar  wird 
niemand  diese  Meinung  in  ihrer  doktrinären  Schroffheit  vertreten,  aber 
der  demokratische  Durchschnittsbürger  ist  geneigt,  bei  jedem  eine  ge- 
nügende Veranlagung  zu  allen  Staatsämtern  anzunehmen.  In  der  Ab- 
neigung gegen  Prüfungen  und  in  dem  Lobe  des  Autodidaktentums 
verschlingt  sich  diese  wenig  erfreuliche  Seite  mit  dem  edleren  Bestreben, 
niemandem,  wenn  er  sich  nur  die  nötigen  Fähigkeiten  angeeignet  hat, 
den  Weg  zu  verlegen.  Auch  würde  das  Gleichheitsgefühl  der  Wähler 
durch  die  Annahme  verletzt  werden,  daß  sie  die  besonderen  Fähigkeiten 
eines  Kandidaten  nur  dann  erkennen  könnten,  wenn  ihr  Urteil  durch 
äußere  Tatsachen,  z.  B.  durch  das  Bestehen  von  Prüfungen,  geklärt 
würde.  Weiter  ist  die  große  Masse  der  nicht  wissenschaftlich  gebildeten 
Menschen  nicht  imstande,  den  Wert  theoretischer  Studien  für  einen 
praktischen  Beruf  zu  begreifen. *)  Und  sie  bringt  den  so  Gebildeten 
häufig  Abneigung  entgegen.  Endlich  findet  sich  die  Masse  in  ihrem 
Machtbewußtsein  gekränkt,  wenn  man  ihr  Wahlbelieben  einschränken 
wollte. 

Zweifel  an  diesen  Urteilen  mag  denjenigen  beschleichen,  der  nicht 
in  einer  Demokratie  gelebt  hat,  aber  es  fehlt  nicht  an  berufenen 
Männern,  welche  das  Dasein  dieses  in  Demokratien  auf  dem  Boden  der 
Volkssouveränetät  und  demagogischer  Schmeicheleien  emporsprießenden 
Dünkels  bestätigen.  Hören  wir  den  Amerikaner  Godkin:2)  „Kein  Be- 
obachter der  amerikanischen  politischen  Zustände  kann  leugnen,  daß 
in  allem,  was  sich  auf  Gesetzgebung  bezieht,  der  amerikanische  Wähler 
mit  größter  Ungeduld  etwas  anhört,  was  wie  Belehrung  aussieht.  Die 
Ursache  davon  ist  nicht  so  sehr  seine  Abneigung  gegen  Belehrung, 
wie  im  Felde  der  Politik  gegen  alles,  was  nach  Überlegenheit  schmeckt. 
Die  leidenschaftliche  Liebe  zur  Gleichheit  ist  einer  der  stärksten  Ein- 
flüsse in  der  amerikanischen  Politik.     Dafür  haben  die  Politiker  ein  so 


l'Incompetence  1910,  S.  113.  In  80  Fällen  von  100,  führt  derselbe  Verfasser  aus, 
seien  die  Bürgermeister  und  Beigeordneten  unfähig,  ihre  schriftlichen  Arbeiten  selbst 
auszuführen,  die  die  Schullehrer  für  sie  besorgen. 

')  In  Unterhältungen  mit  Leuten,  die  man  als  „gebildet"  bezeichnen  würde,  habe 
ich  gefunden,  daß  sie  nicht  wußten,  daß  die  Vorbereitung  auf  den  praktischen  Beruf 
eines  Baumeisters  Mathematik  und  Physik  umfaßt,  was  sie  als  „reine  Theorie"  zu  be- 
zeichnen beliebten.  Manche  glauben,  daß  alle  praktischen  Berufe  so  erlernt  werden 
können,  wie  man  ein  Handwerk  erlernt. 

*)  Problems  of  Modern  Democracy,  3.  A.     Westminiser  1901. 
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feint  ändnis,  d  i  Kenntnisse   herabsetzen,  um 

sä  h  der  Menge  iu  empfehlen  ein  Mittel,  das  leibet  die  Häupter 

beider  Parteien    nichl    verschmähen.    Wenn   sie   z.  B.   eine  Rede 
die  Währung  halten,  um  das  Volk  aufzuklaren,  vermeiden  sie  sorgfältig 

den  Schein,  als  glaubten  sie  etwas  mehr  darüber  zu  wissen,  als  ihre 
Zuhörer.  Sic-  suchen  möglichst  den  Kindruck  hervorzurufen,  daß  sie 
nur  Dinge  wieder  vorbringen,  die  der  Versammlung  ebenso  genau 
bekannt  seien,  wie  dem  Redner. ')  Die  Demokratie  ist  zweifellos  geneigt, 
die  Gesetzgebung  auf  die  Grundlage  von  Untersuchung  und  Bericht  zu 
stellen,  aber  sie  müssen  in  ihrem  Namen  und  auf  ihre  Autorität  hin 
von  „praktischen  Männern",  wie  sie  sie  nennt,  durchgeführt  werden 
zum  Unterschiede  von  Vertretern  der  Wissenschaft  und  liberaler  Be- 
rufe." '-')  Ein  so  objektiver  Betrachter  der  amerikanischen  Demokratie,  wie 
Bryce,  schreibt:  „Die  orthodoxe  demokratische  Theorie  nimmt  an,  daß 
jeder  Bürger  bestimmte  Überzeugungen  durch  eigenes  Denken  erworben 
hat  oder  erworben  haben  sollte,  d.  h.  haben  sollte  ein  bestimmtes  Urteil, 
das  er  mit  Gründen  verteidigen  kann,  über  die  Bedürfnisse  des  Landes, 
die  zu  befolgenden  Grundsätze,  die  für  die  Regierung  empfehlenswerten 
Personen". 8)  Dubs  berichtet,  daß  man  selbst  die  Vorschriften  der 
schweizerischen  Verfassungen  über  die  Unvereinbarkeit  mehrfacher  Be- 
amtungen  angegriffen  habe  „unter  dem  Gesichtspunkt,  daß  man  das 
freie  Wahlrecht  des  Volkes  nicht  beschränken  dürfe". 4) 

Und  Alexis  de  Tocqueville  hatte  schon  beobachtet :  Chaque  individu 
est  done  cense  aussi  eclaire,  aussi  vertueux,  aussi  fort  qu'aucun  autre 
de  ses   semblables. 5)     Die  Betrachtungen    aber,    die  Bryce   an    die    ge- 


*)  So  findet  man  es  nicht  unglaublich,  daß  ein  amerikanischer  Politiker  zu  seinen 
Zuhörern  sprach:  Dies  sind  meine  Überzeugungen,  aber  wenn  sie  Ihnen  nicht  gefallen, 
werde  ich  sie  ändern. 

2)  Eine  köstliche  Bestätigung  rindet  dies  im  folgenden  Erlebnis  Laughlins,  eines 
amerikanischen  Professors  der  Nationalökonomie,  der  an  der  Universität  Berlin  als  Aus- 
tauschprofessor Vorträge  hielt :  „Als  der  Verfasser  dieser  Vorträge  einmal  Mitglied  einer 
wichtigen  Kommission  war,  wurde  vorgeschlagen,  ihm  die  Abfassung  des  Berichts  zu  über- 
tragen, es  wurde  jedoch  dagegen  eingewendet,  daß  —  wenn  auch  der  Verfasser  früher 
ein  Geschäftsmann  gewesen  wäre  —  der  Bericht  bei  Geschäftsleuten  an  Wirkung  ver- 
lieren würde,  wenn  es  bekannt  würde,  daß  er  von  einem  Professor  verfaßt  sei."  Aus  dem 
amerikanischen  Wirtschaftsleben,  1907,  S.  148.  Der  verstorbene  Professor  für  eid- 
genössisches öffentliches  Recht  in  Bern,  Hilty,  erzählte  mir,  als  er  einmal  in  seinen 
Heimatkanton  St.  Gallen,  gereist  sei,  um  dort  eine  Rede  über  eine  politische  Frage  aus 
seinem  wissenschaftlichen  Gebiete  zu  halten,  habe  ein  Bäuerlin  ausgerufen :  „Ja  was 
versteht  denn  ein  Professor  davon?"  —  In  den  letzten  Jahren  jedoch  hat  die  amerikanische 
Bundesregierung  mehrmals  Professoren  zum  Zusammenwirken  mit  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  veranlaßt ;  bis  jetzt  sind  die  Reibungswiderstände  noch  groß. 

3)  Bryce  II  250. 
*)  I  129. 

6)  I  103. 


202     Zweites  Buch.     Formen,  Arten,  Begriff  und  Wesen  der  modernen  Demokratie. 

schichtliche  Entwicklung  der  Parteibeute  knüpft,  verdienen  fast  voll- 
ständig hierher  gesetzt  zu  werden.  Daß  „Rotation  in  Office"  so  leicht 
beim  Volke  habe  Eingang  finden  können,  erkläre  sich  daher,  daß  es 
dem  Geiste  der  Demokratie  zu  entsprechen  scheine.  .  .  .  „Es  gibt  jedem 
die  gleiche  Macht  und  Gehaltmöglichkeit.  .  .  .  Man  meint,  es  sporne 
die  Menschen  zur  Tätigkeit  an,  erwecke  einen  lobenswerten  Ehrgeiz, 
dem  Lande  oder  der  Nachbarschaft  zu  dienen,  verhindere  die  Ent- 
wicklung einer  Bureaukratie  mit  ihrer  Routine,  ihrer  Steifheit  und  ihrer 
Anmaßung.  Es  erkennt  die  Gleichheit  an,  welche  dem  amerikanischen 
Gemüte  so  teuer  ist  und  erinnert  den  Beamten  immer  daran,  daß  ei 
der  Diener  des  Volkes  J)  und  nicht  sein  Herr  ist".  Die  aufkommende 
Gewohnheit,  Staats-  und  Stadtbeamte  auf  kurze  Zeit  zu  wählen,  be- 
stärkte sie  in  ihrer  Überzeugung.  „Wenn  diejenigen,  die  das  Volk 
selbst  wählte,  ihre  Ämter  nur  auf  ein  oder  zwei  Jahre  bekleiden  sollten, 
weshalb  sollten  die  von  Bundeswegen  Ernannten  eine  sicherere  Anstellung 
haben?  .  .  .  Ein  anderer  und  sehr  mächtiger  Grund,  weshalb  der 
Amterwechsel  sich  den  Amerikanern  empfahl,  ist  der  Glaube,  daß  ein 
Mensch  ebenso  gut  wie  der  andere  sei  und  jede  Arbeit,  die  man  ihm 
anweist,  ganz  befriedigend  tun  werde,  ein  Glaube,  den  ihr  alter  Feind 
König  Georg  der  Dritte  mit  den  Worten :  Jeder  Mensch  ist  gut  genug 
für  eine  Stelle,  die  er  bekommen  kann!  glücklich  ausgedrückt  hat.  In 
Amerika  erwartet  man  von  einem  schneidigen  Kerl,  daß  er  alles  kann, 
was  er  in  die  Hand  nimmt,  und  die  Tatsache,  daß  er  sich  eine  Stelle 
zu  verschaffen  gewußt  hat,  ist  ein  Beweis  seiner  Schneidigkeit".2) 

Eine  geradezu  krasse  Abneigung  gegen  durch  juristische  Studien 
erworbene  Berufskenntnisse  macht  sich  immer  wieder  in  der  Schweiz 
bemerklich.  „Aber  auch  da,  wo  das  Gegenteil  der  Fall  ist"  (wo  eine 
genügende  Zahl  von  Kandidaten  zur  Verfügung  steht),  schreibt  Ulrich, 
„und  es  sich  um  genügend  besoldete  Berufsrichterstellen  handelt,  zeigt 
sich  oft,  namentlich,  wo  Volkswahl  herrscht,  in  gewissem  Grade  Gering- 
schätzung, ja  Mißtrauen  gegenüber  wissenschaftlicher  Fachbildung  und 
eine  dementsprechende  Überschätzung   des  auf  dem  praktischen  Leben 


')  Auch  hierüber  verlohnt  es  sich,  Dubs  zu  hören.  „So  wenig  aber  das  Amt  (in 
der  Demokratie)  dem  Bürger  von  Rechts  wegen  besondere  Ehren  gibt,  so  wenig  braucht 
sich  der  republikanische  Beamte  auch  den  pöbelhaften  Vorwurf  der  Demagogen  ge- 
fallen zu  lassen,  daß  er  ein  bloßer  Bedienter  des  Volkes  sei  und  deshalb  nach  seiner 
Pfeife  tanzen  müssse.  Der  Beamte  ist  im  Dienste  des  Staates  und  das  Interesse  dieses 
letzteren  soll  einzig  für  ihn  maßgebend  sein,  selbst  wenn  er  damit  momentan  mit  der 
herrschenden  Meinung  in  Konflikt  kommen  sollte."  I  127.  —  Im  übrigen  fühlen  sich  die 
amerikanischen  Beamten  nicht  als  Diener  des  Volkes,  sondern  als  Diener  des  Mannes, 
der  ihnen  das  Amt  verschafft  hat. 

2)  II  134.  The  fact  is.  that  the  Americans  have  ignored  .  .  .  the  differences  of 
capacity  betwen  man  and  man.  They  underrate  the  difficulties  of  government  and  overrate 
the  capacity  of  the  man  of  common  sense. 
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fußenden  gesunden  Menschenverstandes'  und  der  bloßen  Routine.  So  mag 
es  zutreffen,  wenn  Picot  bemerkt:  ,11  est  des  cantons  ou  le  titre  de  docteur 
cn  droit  compromet  le  candidat  au  lieu  de  le  servir'.  El  mag  dies 
/um  Teil  aui  der  alten  Abneigung  des  Volkes  gegen  gelehrtes  Beamten« 
t u 1 11  oder  auch  davon  herrühren,  daß  eben  bei  dem  demokratischen 
System  der  Ämterbesetzung  die  Großzahl  der  studierten  Juristen  sich 
der  Advokatur  zuwendet,  wodurch  sich  der  weniger  urteilsfähige  Teil 
des  Publikums  leicht  verleiten  laßt,  Rcchtsgelehrtc,  die  sich  für  Richter- 
stellen melden,  als  verunglückte  Advokaten  oder  sonst  minderwertige 
Juristen  anzusehen."  ')  2) 

Schließlich  erwäge  man,  daß  die  Schweizer  Demokraten  eine  mög- 
lichst große  Zahl  von  Bürgern  an  den  Staatsgeschäften  teilnehmen 
lassen  will,  was  jedoch  unmöglich  ist,  wenn  Befähigungsvorschriften 
erlassen  worden  sind;  jedem  macht  die  Verteilung  der  Arbeit  über 
viele  die  Last  des  einzelnen  so  leicht,  daß  er  sie  unschwer  tragen 
kann.  „Das  demokratische  System,"  schreibt  Dubs  in  zornigem  Tone, 
„teilt  also  die  Ämter  unter  möglichst  viele  Personen  aus  und  in  der 
Tat  sehen  wir,  daß  in  der  Schweiz  und  namentlich  in  den  von  alters 
her  demokratisch  organisierten  Kantonen  fast  jeder  Bürger  von  gesunden 
Sinnen  zu  irgendeiner  Funktion  in  Staat  oder  Gemeinde  berufen  wird. 
Monarchische  Novellisten  mokieren  sich  gerne  über  die  Massen  von 
Beamten,  die  wir  haben;  indes  beweisen  sie  damit  nur  ihre  Unwissen- 
heit und  ihren  Mangel  an  Verständnis  für  die  demokratische  Staatsform 
und  es  ist  nicht  wohl  getan,  wenn  republikanische  Publizisten  in  das 
Hörn  jener  unwissenden  Spötter  mitblasen."3)  So  ist  es  in  gesunden 
Demokratien.  In  Frankreich  und  in  den  Vereinigten  Staaten  haben 
die  Berufspolitiker  nicht  die  Neigung,  möglichst  viele  Bürger  an  den 
Staatsgeschäften  teilnehmen  zu  lassen. 

Daher  wird  es  nicht  befremden,  wenn  über  Befähigungsvorschriften 


1)  a.  a.  O.  S.  143. 

In  einem  Kanton  standen  vor  einiger  Zeit  zur  Wahl  ein  geprüfter  Jurist  und  ein 
Elementarlehrer  ohne  jurisüsche  Bildung  und  Erfahrung.  Das  Volk  wählte  den  Lehrer. 
Eine  Zeitung  fand  den  Grund  der  Niederlage  des  Juristen  darin,  daß  seine  Anhänger 
seine  juristische  Befähigung  zu  stark  betont  hätten. 

2)  Da  Mangel  an  Bildung  als  ein  Vorzug  bei  der  Masse  erscheint,  ist  das  Ver- 
halten des  Boss  folgerichtig  und  klug :  „When  the  boss  is  called  an  ignorant  and  illiterate 
man,  he  takes  no  notice,  and  his  newspapers  are  careful  not  to  protest  and  represent 
him  as  a  scholar,  for  that  might  injure  him  with  the  masses,  with  the  piain  people." 
Ostrogorski  II  404. 

s)  Dubs  I  129. 

Im  Jahre  1834  zählte  der  Kanton  Tessin  auf  nur  109000  Einwohner  114  friedens- 
gerichtliche Beamte,  71  bei  den  Gerichten  erster  Instanz,  25  beim  Appellationsgerichte, 
17  beim  Staatsrate,  dazu  noch  gegen  1500  Amtleute  und  Gemeinderäte.  Röscher, 
Politik  1892  S    364. 
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nicht  viel  zu  berichten  ist.  Wohl  bestehen  sie  überall  für  technische 
Berufe  und  das  Bureaupersonal. 

In  dem  Schweizer  Bundesrat  und  das  Bundesgericht  kann  jeder 
Schweizer  gewählt  werden,  der  als  Mitglied  des  Nationalrats  wählbar 
ist;  wählbar  in  den  Nationalrat  ist  jeder  stimmberechtigte  Schweizer 
Bürger  weltlichen  Standes.  Zahlreicher  sind  in  den  Kantonen  die 
Vorschriften  für  das  Amt  der  Richter  und  Gerichtsschreiber.  In  Tessin 
schreibt  das  Verfassungsgesetz  von  1892  für  Mitglieder  des  Appellations- 
gerichtes juristisches  Doktorexamen  oder  Advokaturpatent  vor;  nicht 
ganz  so  strenge  Vorschriften  finden  sich  in  Baselstadt,  Aargau  und 
Solothurn.  In  Bern  sollen  die  Mitglieder  des  Obergerichtes  und  die 
Präsidenten  der  Amtsgerichte  rechtskundige  Männer  sein;  das  Wort 
rechtskundig  ist  nicht  definiert.  Einige  Kantone  z.  B.  Bern,  Luzern, 
Baselland,  Wallis  fordern  von  den  Gerichtsschreibern  erster  Instanz  ge- 
wisse Fähigkeitsnachweise.  Qualifikationsvorschriften  bestehen  auch 
für  Amtsdiener  in  Glarus,  in  Schwyz  für  Notare  und  Bezirksschreiber. 
In  Luzern  und  Schwyz  müssen  die  Gemeinderatsschreiber  ein  Fähig- 
keitszeugnis beibringen,  das  von  einer  regierungsrätlichen  Kommission 
erteilt  wird.1)  Jedoch  hat  dieses  System  zum  Teil  eine  Korrektur 
darin,  daß  die  Parteiausschüsse,  welche  die  Kandidaten  aufstellen,  oder 
die  ernennenden  Beamten  gewöhnlich  die  Befähigung  für  ein  bestimmtes 
Amt  erwägen.  Allein  mit  dem  Anwachsen  der  Sozialdemokratie  geht 
diese  Mäßigung  nicht  selten  verloren;  wahrscheinlich  finden  sie  unter 
den  Parteiangehörigen  nicht  immer  die  geeigneten  Männer  und  man 
will  die  Herrschaft  der  Partei  rücksichtslos  durchsetzen. 

Die  amerikanische  Bundesverfassung  schreibt  keinen  Be- 
fähigungsnachweis für  die  Inhaber  der  höchsten  Beamtenstellen  vor, 
selbst  nicht  für  das  Bundesgericht,  wie  Holst  ausdrücklich  bemerkt.2) 
Hier  scheint  die  Ernennung  durch  den  Präsidenten  eine  genügende 
Bürgschaft  zu  bieten,  aber  es  fehlt  auch  nicht  an  amerikanischen 
Stimmen,  die  es  bezweifeln.3)     Wie  verhält  es  sich  mit  den  Kandidaten 


*)  Schollenberger,  Grundriß  I  141,  350.  Ulrich,  Bestellung  der  Gerichte  S.  123. 
Über  die  Prüfungen  für  technische  Berufe  vgl.  Escher  S.  46.  „Es  tauchte  auch  schon 
der  Gedanke  auf,  ein  allgemeines  Prüfungssystem  für  alle  Anstellungen  im  Dienste  des 
Bundes  einzuführen  .  .  .  danach  sollte  ein  geregelter  Bildungsgang  und  eine  Staats- 
prüfung für  den  Verwaltungsdienst  erreicht  werden  .  .  .  der  Bundesrat  fand  jedoch  ein 
solches  Prüfungssystem   ganz  unnötig  und   zu  kostspielig."     a.  a.   O.  S.  48. 

Die  neue  Schweizer  Postordnung  fordert  für  Zulassung  zur  Postaspirantenstellung 
2  jährigen  Besuch  einer  Sekundärschule  mit  gutem  Abgangszeugnis  und  Kenntnis  zweier 
Landessprachen.  Dies  wurde  vom  Ständerat  (8.  XII.  1910)  als  undemokratisch  an- 
gegriffen. 

2)  Staatsrecht  S.   54. 

*)  Woodrow  Wilson,   1330,  133 1. 
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für  die  niedrigeren  Stellen,    «reiche   et   odei   ander«    besei  Ueni 

Wir   müssen    etwas    weiter   ausholen. 

[rotz  der  günstigen   Meinung;   welche  die  Amerikaner  von 

Ämtervvcchscl  ohne  jeden  Befähigungsnachweis  hegten,  bat  er  sieh  im 
Bundesdienste  nicht  bewahrt,  und  ebensowenig  im  Staats-  und  Stadt- 
dunste.  Das  Obermafi  von  Korruption  und  Unfähigkeit,  die  er  er- 
zeugte, Liefen  einsichtige  Staatsmanner  schon  in  den  sechziger  Jahren 
vorschlagen,,  die  Union  möge  das  in  England  seit  dem  Jahre  1853 
geübte  System  der  lYutungeji  nachahmen.  Die  Anhänger  der  Reform 
stellten    sich    zuerst  hohe  Ziele:    I.    Prüfung  für  die  niederen  Beamten, 

2.  Aufhebung  des  Gesetzes  von    1820    über   die  vierjährige  Amtsdauer, 

3.  Pensionen.  Im  Jahre  1 87 1  wurde  ein  Gesetz  erlassen,  welches  den 
Ernennenden  erlaubte,  Prüfungen  einzuführen.  Schurz,  der  unter 
Hayes  Staatssekretär  des  Innern  war,  machte  in  seinem  Departement 
zuerst  davon  Gebrauch.  Die  Punkte  2  und  3  hatte  man  aufgeben 
müssen,  der  Widerstand  war  zu  groß  gewesen.  Die  Reform  würde  die 
Grundlage  der  amerikanischen  Parteipolitik  und  die  Existenz  der  Berufs- 
politiker untergraben  haben.  Die  Gegner  hatten  behauptet,  man  werde 
eine  hochmütige,  anmaßende  Bureaukratie  schaffen,  eine  Beamtenkaste, 
die  die  öffentlichen  Freiheiten  gefährde,  das  Projekt  sei  unamerikanisch 
aus  einem  monarchischen  Staatswesen  gegen  den  Geist  der  Demokratie 
übernommen.  Im  Jahre  1874  weigerte  sich  der  Kongreß  die  zur  Weiter- 
führung der  Reform  nötigen  Mittel  zu  bewilligen.  Erst  der  Tod  Gar- 
fields,  der  von  einem  Beutejäger  ermordet  wurde,  gab  der  Reform- 
bewegung eine  solche  Stärke,  daß  im  Jahre  1883  „The  Pembleton  Act" 
erlassen  werden  konnte.  Dieses  Gesetz  ermächtigt  den  Präsidenten, 
Prüfungskommissionen  zu  ernennen  und  Vorschriften  zu  erlassen,  die 
dann  die  Staatssekretäre  binden,  so  daß  in  diesem  Sinne  das  Gesetz 
nicht  mehr,  wie  das  frühere  „permissive",  sondern  „compulsory"  war. 
Es  wurden  für  bestimmte  Zweige  des  Staatsdienstes  Prüfungsvorschriften 
erlassen :  für  fast  das  ganze  Gebiet  des  Ministerialdienstes  in  Washington, 
für  alle  Post-  und  Zollämter  mit  50  und  mehr  Beamten.  Der  Präsident 
erhielt  die  Befugnis,  die  Klassifizierung  fortzusetzen.  Es  wurde  ihm 
aber  auch  gestattet,  innerhalb  der  Klassen  Ausnahmen  zu  machen. 
Die  wichtigsten  Stellen,  bei  denen  der  Senat  zu  Rate  gezogen  werden 
muß,  wurden  nicht  eingeschlossen,  auch  nicht  die  letzten  der  einfachen 
Staatsarbeiter;  seit  1906  sind  aber  Prüfungen  für  die  Konsulen  vor- 
geschrieben. Häufig  ging  man  rein  mechanisch  vor,  man  wandte  das 
Gesetz  nicht  an,  wenn  z.  B.  ein  Postamt  nur  49  Beamte  hatte.  Auch 
ist  das  Vorrücken  im  Amte  ungenügend  geregelt,  und  die  Beschränkung 
der  Amtsdauer  auf  4  Jahre  wurde  durch  das  Gesetz  nicht  beseitigt. 
Es  würde  weniger  gewissenhaft  ausgeführt  worden  sein,  wenn  sich 
nicht  eine  wachsame  „Civil  Service  Reform  Association"  gebildet  hätte 
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welche  die  Ernennungen  kontrolliert.  *)  Unter  Mac  Kinley  machte  das 
Unternehmen  keine  Fortschritte,  aber  er  widersetzte  sich  der  willkür- 
lichen Entlassung  der  Beamten,  die  aus  nicht  politischen  Gründen 
nach  wie  vor  jederzeit  entlassen  werden  dürfen.  Die  für  die  geforderte 
Entlassung  vorgebrachten  Gründe  müssen  dem  Präsidenten  nunmehr 
unterbreitet  und  der  zu  entlassende  Beamte  muß  gehört  werden.  Um 
so  größere  Energie  entfaltete  Roosevelt.  Als  er  im  Jahre  1901  Präsident 
wurde,  waren  108967  von  235766  Bundesbeamten  klassifiziert,  so  daß 
sich  seit  1883,  wo  es  nur  14000  gewesen  waren,  die  geschützte  Zahl 
um  etwa  94000  vermehrt  hatte.  Am  30.  Juli  1908  waren  206637 
klassifiziert,  die  Gesamtzahl  der  Bundesbeamten  betrug  damals  352104; 
zu  den  klassifizierten  müssen  5500  Arbeiter  hinzugerechnet  werden, 
obwohl  sie  sich  keiner  Prüfung  zu  unterwerfen  brauchen.2) 

Das  Urteil  über  dieses  Gesetz  ist  sehr  verschieden,  da  ein  ein- 
heitlicher Maßstab  nicht  angelegt  wird.  Einige  schätzen  es  hoch 
ein,  weil  die  Anfänge  eines  tüchtigeren  Beamtentums  geschaffen  worden 
sind,  eines  Beamtentums,  welches  eine  gesichertere  Lebensstellung  er- 
worben hat  und  nicht  mehr  von  dem  Getriebe  der  Parteien  und  den 
Ränken  der  Berufspolitiker  berührt  wird.  Fordert  man  dagegen, 
daß  alle  Beamten,  selbst  die  leitenden,  unter  seine  Bestimmung  fallen, 
dann  wird  man  es,  wie  Woodrow  Wilson,  weniger  günstig  beurteilen, 
denn  es  stehen  noch  viele  Tausende  und  gerade  die  einflußreichsten, 
unter  Mitwirkung  des  Senates  zu  ernennenden,  draußen.  Das  Gesetz 
schütze  nur  die  kleinen,  nicht-politischen  Beamten.  Auch  sind  die 
Lücken  so  groß,  daß  sehr  viele  durchschlüpfen  können.  Wer  das 
Hauptgewicht  darauf  legt,  daß  kein  Beamter  nach  Parteirücksichten  an- 
gestellt werden  darf,  wird  mit  dem  Erreichten  nicht  zufrieden  sein. 
Denn  niemand  kann  die  Ernennenden  zwingen,  unter  den  drei  erfolg- 
reichsten Männern  den  nicht  der  Partei  Angehörigen  zu  wählen. 
Günstig  wird  es  allgemein  beurteilt,  daß  die  Staaten  und  Städte 
nun  auch  dem  guten  Beispiel  folgen  und  wenigstens  die  unteren 
Stellungen  gegen  Besetzung  und  Entfernung  aus  Parteigründen  zu 
schützen  suchen.     6  Staaten  (3  im  Osten,  New  York,  New  Jersey  und 


J)  Eine  Inhaltsangabe  des  Gesetzes  bei  Holst,  Staatsrecht  S.  112.  Über  den 
Wert  des  Gesetzes  unterrichten  gut  Ostrogorski  in  dem  Kapitel  „The  Reform  of  Civil 
Service"  und  Goodnow,  „Comparative  Administrative  law"  II  37. 

*)  Nach  einem  Artikel  in  „The  Nation"  10.  Dzbr.  1908.  ,,With  the  President's 
new  order  there  will  be  altogether  227625  practically  protected  from  removal  during 
good  behaviour.  This  is  an  increase  from  46%  in  1901  to  64%  'n  *9°8  .  .  .  To  Mr. 
Roosevelt  belongs  the  credit  of  bringing  into  the  rules  the  rural  free-delivery  carriers, 
40000  streng;  the  Forestry  Service;  part  of  the  Isthmic  Canal  force;  deputy-collectors ; 
deputy  naval  officers  and  cashiers,  the  finance  clerks  and  cashier  officers  in  post-offices ; 
and  the  field  clerical  Service  in  the  War  Department."  Unter  Roseveit  wurden  117000 
neue  Ämter  geschaffen.     The  Nation  24.  Dezbr.   1908. 
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Massasf  husctts,  2  in  der  Mitte,  Wisconsin  und  Illinois,  einer  im  Westen, 
Colorado)  haben  die  Zivildienstreform  angenommen.  Starkeren  Eingang 
hat  sie  in  den  Städten  gefunden. ')  Für  den  Fernstehenden  erscheint 
es  vorzugsweise  bemerkenswert,  daß  ein  demokratischer  Staat  sich  ver- 
anlaßt sah,  Befähigungsvorschriften  zu  erlassen. 

Zu  dem  Vorhergehenden  nur  noch  eine  Hinzufügungl  Sechs  Staaten 
fordern  ein  unbestimmtes  „learning  in  the  law"  von  den  Kandidaten  für 
das  Richteramt ;  aber  den  kräftigsten  Schutz  gegen  die  Aufstellung  un- 
fähiger Kandidaten  bilden  die  Rechtsanwälte.  Tatsächlich  wird  niemand 
gewählt,  der  sich  nicht  berufsmäßig  mit  dem  Rechte  beschäftigt  hat. 
Die  Richter  gehen  durchweg  aus  dem  Anwaltstande  hervor,  doch  wird 
in  den  Einzelstaaten  die  Einbuße  an  Einkommen  nicht  durch  das  hohe 
Ansehen  und  die  lebenslängliche  Anstellung,  wie  sie  die  Bundesrichter 
genießen,  aufgewogen,  so  daß  nicht  die  besten  Kräfte  gewonnen  werden 
können.2) 

Auch  in  Frankreich  sind  keine  Vorschriften  über  die  Befähigung 
zu  den  höchsten  politischen  Beamtenstellen  erlassen,  .sie  würden  ja  auch 
dem  Wesen  der  parlamentarischen  Regierung  widersprechen.  Ab- 
geordneter kann  jeder  fünfundzwanzigjährige  Franzose  werden,  der  das 
Stimmrecht  hat,  und  jeder  Abgeordnete  kann  Minister  werden.  Be- 
fähigungsvorschriften für  den  Präsidenten,  die  Präfekten,  und  Unter- 
präfekten  gibt  es  ebenfalls  nicht.  Dagegen  sind  Bestimmungen  erlassen 
für  die  Stellen,  deren  Inhaber  nicht  mit  den  wechselnden  Ministerien 
wechseln.  Für  den  Eintritt  in  das  Ministerium  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten, den  diplomatischen  und  konsularischen  Dienst,  den 
Staatsrat,  die  Generalinspektion  der  Finanzen,  den  Rechnungshof,  die 
Ministerien  des  Innern  und  des  Handels,  die  Staatseisenbahnen  und  die 
Kolonien  wird  der  Nachweis  bestimmter  Kenntnisse  verlangt.  Zwei 
Beispiele:  für  den  diplomatischen  Dienst  wird  gefordert  eine  Prüfung 
in  diplomatischer  Geschichte,  Völkerrecht,  fremden  Sprachen,  politischer 
Geschichte,  Wirtschaftsgeographie,  Kolonialgeschichte;  für  den  Staatsrat 
im  öffentlichen  Rechte  Frankreichs,  in  Völkerrecht,  französischem 
bürgerlichen  Rechte,  materiellem  Verwaltungsrechte,  in  Verwaltungs- 
organisation und  Nationalökonomie.8) 

Es  erfordert  nur  eine  Erwähnung,  daß  selbstverständlich  für  tech- 
nische Berufe,  sowohl  im  Staatsdienste  (wie  im  Selbstverwaltungsdienste), 
Berufskenntnisse  erfordert  werden,  Den  Staat  zu  lenken,  dazu  ist  jeder 
gut  genug,  nicht  aber  einen  Brunnen  zu  bauen.  Nirgendwo  hat  man 
eine  so  gute  Gelegenheit,  in  das  Wesen   der  Demokratie    einzudringen 


*)  Freund  S.  IS4,   182. 

2)  Woodrow  Wilson   1171,  Bryce  I  508,  Goodnow  II  29. 

a)  Vgl.    Hasbach,    Aus    dem    französischen    Hochschulunterrichte ,     Preußische   Jahr- 
bücher  1903. 
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wie  hier.  Daß  der  Tüchtige  siege,  ist  liberaler  Grundsatz;  daß  jeder 
der  Tüchtige  sei,  demokratischer.  So  unumwunden  wird  es  ja  nicht 
ausgesprochen,  aber  aus  den  Einrichtungen  blickt  es  immer  wieder 
hervor.     Reihendienst,  Los:  das  ist  echt  demokratisch. 

Dem  Liberalen  ist  es  sympathisch,  daß  Prüfungsbehörden  nicht  an 
starre  Vorschriften  gebunden  sind,  vorausgesetzt,  daß  sie  aus  Ehren- 
männern bestehen,  welche  die  Prüfung  dem  Prüfling  nicht  im  Interesse 
der  Prüfenden  erleichtern ;  es  ist  ihm  sympathisch,  daß  man  den  Wert 
des  Menschen  nicht  daran  abmißt,  ob  er  bestimmte  Schulen  besucht 
hat  (wozu  der  Kastengeist  neigt,  mag  der  Prüfling  auch  die  Vorlesungen 
geschwänzt  haben);  oder  bestimmte  Prüfungen  bestanden  hat  (wofür 
der  Schulmeister  schwärmt),  insbesondere  Prüfungen,  die  nicht  auf  das 
Können,  sondern  das  Wissen  gerichtet  sind,  welches  betriebsame  Leute 
wie  Maskenplunder  für  die  Gelegenheit  mit  Hilfe  von  Einpaukern  an- 
ziehen und  dann  wieder  abwerfen.1)  Aber  der  Liberale  wird  daran  fest- 
halten, daß  es  verschiedene  und  verschieden  entwickelte  Begabungen 
gibt  und  daß  man  zu  jedem  Berufe,  selbst  zu  dem  des  Staatsmannes, 
Können  und  Wissen  mitbringen  muß. 


V. 
Pension. 

Pensionen  sind  mit  kurzer  Amtsdauer  unverträglich.  Eine  Pension 
wird  dem  Beamten  gezahlt,  wenn  er  sich  zur  Ruhe  gesetzt  hat,  nach- 
dem er  seine  Kräfte  im  Dienste  des  Zahlenden  aufgebraucht  hat.  Wer 
aber  nur  ein  Jahr  oder  nur  wenige  Jahre  im  Amte  ist,  kann  seine 
Kräfte  nicht  im  Dienste  aufbrauchen.  Nur  in  dem  nicht  sehr  häufigen 
Falle,  daß  ein  demokratischer  Bewerber  immer  wieder  gewählt  würde, 
könnte  er  sein  ganzes  Leben  im  Staatsdienste  verbringen  und  einen 
sittlichen  Anspruch  auf  Ruhegehalt  geltend  machen. 

Was  die  ökonomische  Gegenleistung  des  Staates  für  die  Arbeit 
der  Beamten  betrifft,  meint  Dubs,  „so  fällt  in  Ermangelung  eines  Be- 
amtenstandes in  der  Republik  vor  allem  auch  das  Pensionswesen  dahin 
.  .  .  der  Stellenwechsel  gehört  zu  ihren  politischen  Prinzipien,  die  un- 
verträglich sind  mit  allen  Einrichtungen,  welche  auf  Stellen  s  i  c  h  e  r  u  n  g 

l)  Nachdem  Wellington  sich  mit  einem  Offizier,  der  ihm  wegen  seiner  Kenntnisse 
empfohlen  worden  war,  lange  unterhalten  hatte,  erkannte  er,  welch  schwacher  Geist  hinter 
den  Kenntnissen  steckte.  Worauf  er  ihm  sagte:  „Yon  have  been  educated  above  your 
intellect."  Die  Erziehung  über  die  Intelligenz  hinaus  ist  die  Ursache  der  deutschen 
Schulmisere. 

Wie  Prüfungen  dieser  Art  eingerichtet  werden  sollten,  setzt  W.  v.  Humboldt  vor- 
trefflich auseinander.     Vgl.  Schmollers  Jahrbuch   1899,  S.   1455  f. 
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auch  In  der  Schweiz  An  uem  Pen- 

t  i ur  politische  Beamte,  sondern    In,  wie  derVer- 

i    bemerkt,  „wo  das  Amt  eigentlich  kein  Amt,  son 
ein«     Anstellung,  ein  Lebensberuf  ist,   u  welches  sich  der  einzelne  ge- 

hiin.lcn   h.it,    /..  B.  der  Geistliche,  der  Lehrer,  wohl  .iuch  der  technisch 
gebildete  Tclegraphist,  Postbeamte  und  dergleichen."1) 

Nun  mufi  aber  jede  Pension  als  eine  aufgeschobene  Zahlung  be- 
tr. übtet  werden,  als  die  im  Alter  erfolgende  Auszahlung  einer  Summe, 
die  vom  Gehalte  während  der  Dienstzeit  abgezogen  worden  ist.  Zahlt 
die  Demokratie  keine  Pension,  so  muß  sie  dem  Beamten  ein  ent- 
sprechend höheres  Gehalt  geben,  allein  dies  tut  sie  nicht.  In  dem 
Werke  von  Bryce  fehlt  es  nicht  an  Ausführungen,  daß  die  amerika- 
nischen Beamten  niedrigere  Gehälter  beziehen,  als  die  Beamten  anderer 
Länder.  In  der  Schweiz  ist  es  um  nichts  besser.  Ihre  Theoretiker 
erklären  niemals,  weshalb  die  Demokratien  nicht  höhere  Gehälter,  son- 
dern immer  nur,  weshalb  sie  niedrigere  zahlen.  Was  Dubs  vorbringt,2) 
überzeugt  aber  nicht.  „Indem  die  Demokratie,"  schreibt  er,  „die 
Ämter  möglichst  verteilt,  kann  sie  den  vielen  Empfängern  solcher 
Ämter  nicht  ebenso  große  Besoldungen  geben,  wie  die  Monarchie  oder 
Aristokratie,  welche  die  Ämter  konzentriert."  Das  heißt:  die  Schweizer 
Beamten  waren  zu  seiner  Zeit  weniger  beschäftigt,  als  diejenigen  an- 
derer Länder.  Wenn  sich  das  so  verhält,  sind  andere  Gründe  über- 
flüssig. Aber  er  bringt  noch  mehrere  andere  vor.  Man  müsse  erwägen, 
„daß  ein  Teil  der  Arbeit  Bürgerpflicht  ist".  Aus  diesen  Worten  spricht 
eine  Auffassung  der  Demokratie,  die  weder  in  der  voll  entwickelten 
athenischen,  noch  in  der  französischen,  noch  endlich  in  der  amerika- 
nischen Demokratie  in  den  Gewohnheiten  der  Menschen  hervortritt: 
für  alle  Dienste,  die  die  Bürger  dem  Staate  leisten,  lassen  sie  sich 
bezahlen,  das  liegt  im  Wesen  der  Demokratie.  „Kein  amerikanischer 
Staatsbeamter  hat  eine  Uniform,  aber  alle  beziehen  ein  Gehalt  .... 
Wenn  man  unbezahlte  Ämter  schafft,  dann  schafft  man  eine  Klasse  von 
reichen  und  unabhängigen  Beamten,  dann  bildet  man  den  Kern  einer  Aristo- 
kratie   Ich  betrachte  als  eins  der  sichtbarsten  Zeichen  der  unumschränk- 
ten Herrschaft  der  Demokratie,  daß  es  dort  gar  keine  ehrenamtlichen 
Dienstleistungen  gibt."8)     Diese  Worte  Alexis  de  Tocquevilles  berühren 


')  I  134- 

2)  I  135.  Zur  Beurteilung  dieses  Problems  muß  ein  Moment  angeführt  werden, 
das  Dubs  nicht  ins  rechte  Licht  rückt.  Die  heutigen  Schweizer  Demokratien  haben  sich 
aus  aristokratischen  Republiken  entwickelt,  und  deshalb  kleben  ihnen  noch  die  Eier- 
schalen des  Ehrenamtes  an. 

3)  II  73  f.  The  salary  was  not  introduced  for  the  sake  of  enabling  workmen  to  be  returned 
as  members,  but  on  the  general  theory  that  all  public  work  ought  to  b>e  paid  for. 
Bryce  I  194. 

Es  erscheint  wie  Spott  auf  die  heutige  Demokratie,  wenn  man  nicht  weiß,  daß  die 
Hasbach,  Die  moderne  Demokratie.    2.  Auflage.  M 
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den  Nerv  der  Dinge.  Auch  Dubs  gesteht  zu,  daß  in  den  alten  Demo- 
kratien (er  meint  die  Länderkantone)  die  Amtsgeschäfte  „mehr  unter 
dem  Gesichtspunkte  einer  Ehr-  und  Bürgerpflicht"  aufgefaßt  würden, 
während  „die  neueren  den  umgekehrten  Satz  aufgestellt  (hätten),  daß 
man  die  Amtsstellen  gut  besolden  müsse,  erstlich  um  tüchtige  Leute 
zu  Beamten  zu  bekommen,  die  sich  ganz  ihrem  Amte  widmen  und 
zweitens,  um  es  auch  dem  ärmeren  Bürger  möglich  zu  machen,  ein 
Staatsamt  anzunehmen."  Auf  den  ersten  Teil  dieser  Behauptung  geht 
er  gar  nicht  ein,  insbesondere  unterläßt  er  es,  zu  erwägen,  ob  ein 
schlecht  bezahlter  Beamter  sich  nicht  Staat  und  Gesellschaft  schädliche 
Nebenverdienste  zu  verschaffen  suchen  werde,  und  den  zweiten  glaubt 
er  mit  folgenden  Worten  widerlegen  zu  können:  „der  Ärmere  wird 
also  durch  diese  Operation  in  eine  andere  soziale  Stellung  empor- 
gerückt, als  in  der  er  bisher  lebte  ....  Allein  bald  kommt  die  Kehr- 
seite, die  Aussicht,  die  soziale  mit  der  politischen  Stellung  wieder 
verlassen,  in  beiden  Richtungen  wieder  niedersteigen  zu  müssen.  Diese 
Lage  erzeugt  mit  Notwendigkeit  den  Wunsch,  sich  in  der  erlangten 
Stellung  zu  erhalten  und  dieser  Wunsch  führt  nicht  selten  auf  Abwege." 
Muß  denn  dieser  Wunsch  auf  Abwege  führen?  Kann  er  ihn  nicht 
auch  anspornen,  mehr  als  seine  Pflicht  zu  tun,  so  daß  er  wieder  ge- 
wählt wird?  Der  Liberalismus  hat  stets  den  Wunsch  nach  Verbesse- 
rung der  Lebenslage  als  das  Triebrad  betrachtet,  das  die  Gesellschaft 
zu  höheren  Stufen  der  Entwicklung  emporführt.  Es  zeigt  sich  hier 
deutlich,  wie  feindselig  die  Demokratie  dem  Liberalismus  ist.  Und 
unser  Beamter,  wenn  er  nicht  wiedergewählt  wird,  weshalb  sollte  es 
ihm  denn  unmöglich  sein,  in  einer  privaten  Stellung  dasselbe  Ein- 
kommen wie  bisher  zu  beziehen;  sind  doch  diese  Übergänge  in  der 
Schweiz  wegen  der  dürftigen  Gehälter  der  Beamten  alltägliche  Vor- 
gänge. „Ein  Anlaß  zum  Gelderwerb,"  fährt  er  fort,  „eine  Spekulation 
auf  Gewinn  sollte  das  Amt  nie  sein,  und  es  ist  daher  der  Satz,  daß 
die  Besoldung  so  zu  bemessen  sei,  daß  der  Beamte  noch  etwas  zurück- 
legen könne,  für  den  demokratischen  Staat,  der  keinen  Beamten  st  and 
haben  will,  eine  sehr  zweifelhafte  Wahrheit.  Die  unabhängigsten 
Beamten  werden  stets  die  sein,  denen  es  ökonomisch  gleichgültig  ist, 
ob  sie  ihre  Stelle  behalten  oder  sie  verlieren,  die  unter  keinen  Um- 
ständen von  ihrer  Stelle  abhängig  sind."  Also  etwas  zurücklegen 
können  für  Alter  und  Invalidität,  das  nennt  Dubs  Spekulation  auf 
Gewinn !  Und  wer  nicht  von  seiner  Stelle  abhängig  ist,  ist  häufig  von 
anderen  Mächten  abhängig,  und  er  hat  auch  keinen  Grund,  seine 
Pflichten  sorgfältig  wahrzunehmen.  Freilich,  meint  er,  für  die  Ange- 
folgenden Worte  vor  150  Jahren  geschrieben  wurden:  „  Sitot  que  le  service  public  cesse 
d'etre  la  principale  affaire  des  citoyens,  et  qu'ils  aiment  mieux  servir  de  leur  bourse 
que  de  leur  personne,  l'Etat  est  deja  pres  de  sa  ruine."     Contrat  Social  III  15. 
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stellten  gelten  Rucksichten  der  Konkurrenz,  die  der  Staat  beobachten 
müsse,  „wenn  er  nämlich  sich  nicht  mit  einem  minder  guten  Personal 
begnügen  will".  Mit  anderen  Worten:  hur  den  Staatsdienst  ist  jeder 
gut  genug. 

Doch  verlassen  wir  Dubs,  der  aus  politischen  und  „ethischen" 
Gründen  die  niedrigen  Besoldungen  der  Schweiz  verteidigt  und  hören 
wir  Escher,  der  sie  mit  der  nationalökonomischen  Theorie  der  Pro- 
duktionskosten begründet.1)  „Was  . . .  die  Deckung  der  Ausbildungskosten 
(betrifft),  so  spielt  sie  bei  uns  keine  sehr  große  Rolle.  Bei  den  meisten 
Bundesbeamten  wird  ja  überhaupt  keine  besondere  berufliche  Vor- 
bildung gefordert,  sie  müssen  sich  die  notwendigen  Kenntnisse  erwerben 
durch  Sicheinarbeiten  in  das  übertragene  Amt."  Damit  räumt  er  ein, 
daß  die  Schweiz  ein  schlechter  vorgebildetes  Beamtentum  besitzt. 
(Seine  Bemerkungen  über  die  vom  Bund  gezahlten  Ausbildungs- 
zuschüsse für  technische  Beamte  und  Instruktionsaspiranten  beziehen 
sich  nicht  auf  unsere  Frage.)  Er  betont  auch  richtig,  daß  die  Be- 
soldung dem  Beamten  erlauben  müsse,  für  Alter  und  Krankheit  zu 
sorgen,  gibt  aber  zu,  daß  dafür  nur  bescheidene  Beträge  verfügbar 
bleiben.  Denn  der  Staat  habe  das  Bestreben,  „seine  Finanzen  mög- 
lichst zu  schonen".  Hohe  Besoldungen  möchten  die  Gefahr  herauf- 
beschwören, daß  die  Ämter  die  Beute  von  Stellenjägern  würden, 
niedrige,  daß  das  Beamtentum  entweder  der  Tummelplatz  für  Hunger- 
leider und  Unfähige  oder  ein  Privileg  der  Wohlhabenden  würde.  (Die 
Zwischenbemerkung  sei  gestattet,  daß,  wie  die  Union  beweist,  niedrige 
Gehälter  nicht  die  Entstehung  von  Stellenjägern  verhindern.)  Das 
Fehlen  an  einem  Pensionssystem  habe  aber  die  Folge  gehabt,  daß 
der  Bund  aus  Humanität  weniger  leistungsfähige  Beamte  beibehält  und 
ihr  Gehalt  entsprechend  vermindert.2)  Außerdem  bestehen  sowohl  im 
Bunde  wie  in  den  Kantonen  Versicherungsvereine  der  Beamten,  denen 
der  Staat  Zuschüsse  zahlt8) 

Die  Darlegungen  Eschers  stehen  über  denjenigen  von  Dubs. 
Rückhaltloser  als  beide  sprechen  ihre  Meinung  die  beiden  Politiker  aus, 
welche  über  die  Vereinigten  Staaten  geschrieben  haben. 

„Die  gesetzgebenden  Körper  der  Einzelstaaten  sind  knickrig 
(parsimonious),  und  tuen  wenig,  um  durch  gute  Gehälter  oder  andere 
Vorteile  fähige  Männer  zum  Eintritt  in  den  Staatsdienst  zu  ziehen  . . ." 


J)  a.  a.  O.  S.  64  f. 

■)  a.  a.  O.  S.  196.  Eine  Pensionsvorlage  des  Bundes  wurde  am  15.  März  1891 
vom  Volke  abgelehnt  aus  Sparsamkeitsrücksichten  und  aus  Haß  gegen  die  Bureaukratie 
a.  a.  O.  S.  23. 

a)  Über  diese  Einrichtungen  Schollenberger,  Grundriß  I  156.  Über  Sterbe- 
monate, -quartale  und  -jähre  a.  a.  O.  S.   155. 

14* 
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Im  allgemeinen  sind  die  neuen  Staaten  im  Westen  die  schlechtesten 
Zahlherrn,  da  deren  Farmerbevölkerung  nicht  die  Wichtigkeit  einsieht, 
sehr  fähige  Leute  für  die  Gerichte  zu  gewinnen  .  .  .  Die  niedrige 
Gehälterskala  für  die  Bundesrichter  verstärkt  diese  Tendenz."  Die 
weniger  Gebildeten  „haben  kein  Verständnis  für  den  Wert  besonderer 
Kenntnisse  oder  Erziehung  .  .  .  Die  Politik  ist  weder  eine  Wissen- 
schaft, noch  eine  Kunst,  noch  ein  Beruf  wie  Landwirtschaft  oder 
Kramerei,  .  .  .  sondern  etwas,  .  .  .  wofür  ein  verständiger  Mensch  sich 
ebensogut  eignet  wie  ein  anderer."  x)  Besser  als  die  höheren  Staaten- 
beamten sind  im  allgemeinen  die  höheren  Bundesbeamten  bezahlt;  die 
Bundesrichter  sind  pensionsberechtigt,  die  Staatenrichter  nicht. 

Tocqueville  erklärt  es  so:  „Diejenigen,  die  in  Demokratien  die 
Gehälter  festsetzen,  sind  zahlreich,  wenige  haben  die  Hoffnung,  sie  zu 
beziehen.  Sie  messen  die  Bedürfnisse  der  Beamten  an  ihren  eigenen, 
sie  haben  weder  Verständnis  noch  Sympathie  mit  denjenigen  der 
höheren.  So  kommt  es,  daß  die  amerikanische  Demokratie  ihren  Be- 
amten kaum  so  viel  gibt,  daß  sie  anständig  davon  leben  können,  daß 
aber  der  Abstand  zwischen  den  niederen  und  den  höheren  Gehalts- 
klassen geringer  ist,  als  in  Frankreich."2) 

In  Frankreich  besteht  das  Pensionssystem,  und  hier  erkennt 
die  Theorie  auch  an,  daß  die  Pension  die  Zahlung  zurückbehaltener 
Teile  des  Gehaltes  ist.3)  Pensionen  werden  Ministern  und  Präfekten 
gezahlt.4)  In  der  parlamentarischen  Demokratie  würde  man  es  nicht 
unbillig  finden,  daß  die  Pensionen  der  Minister  fortfielen,  da  sie  häufig 
nur  kurze  Zeit  im  Amte  sind  und  das  hohe  Gehalt  eine  Risikoprämie 
einschließt,  aber  ihnen  werden  nicht  einmal  Abzüge  vom  Gehalte  ge- 
macht. Für  Präfekten  sind  auch  Wartegelder  vorgesehen.6)  Die  übrigen 
Verwaltungsbeamten  und  Angestellten  haben  Anrecht  auf  Pension,  wenn 
sie  unmittelbar  aus  der  Staatskasse  ihr  Gehalt  beziehen.  Die  Angehörigen 
abgesetzter,  oder  auf  ihren  Antrag  entlassener  Beamten  haben  nicht 
einmal  einen  Anspruch    auf  die  Auszahlung  der  Gehaltsabzüge,    neuer- 


1)  Bryce  I  500,  506,  190. 

2)  Alexis  de  Tocqueville  II  78  f.  „Und  es  ist  in  der  Demokratie  richtiger,  in  den 
Besoldungsverhältnissen  der  unteren  und  oberen  Beamten  keine  allzu  großen  Verschieden- 
heiten walten  zu  lassen."     Dubs  I  136. 

3)  Supprimer  .  .  .  les  pensions,  c'est  .  .  .  s  obliger  ä  relever  les  traitements  .  .  . 
car  la  pension  n'est  qu'un  traitement  differe.     Hauriou  S.  568  n.  3. 

4)  Hauriou  S.  569.  Selbst  die  französischen  Deputierten  haben  eine  Pensionskasse 
unter  sich  eingerichtet.  Wenn  ich  recht  unterrichtet  bin,  beträgt  die  Prämie  600  Franken 
und  die  Pension  beginnt  mit  der  Vollendung  des  55.  Lebensjahres. 

B)  Les  prefets  et  sous-prefets  peuvent  recevoir  un  traitement  de  disponibilite 
pendant  une  duree  qui  ne  peut  exceder  6  annees  ou  la  moitie  de  la  duree  de  leurs  Services 
civils  rendus  ä  l'Etat.     Simonet,  Droit  public  et  Administratif,  4.  ed.,   1902,  S.  259. 
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dingfl    sucht    der  Sta.itsr.it    auch    hier    humanere  Grundsätze    walten   zu 

i).    Die   Klagen,  dafl  die  Gehälter  zu   niedrig  seien,  dauern  fort. 


VI. 
Entlassung. 

Die  letzte  Frage  lautet  nicht,  ob  nichtpolitische  Beamte  aus  irgend- 
welchen Gründen  entfernt  werden  können,  oder  ob  ein  politischer  Be- 
amter auf  Grund  des  Urteils  eines  Strafgerichts,  oder  Disziplinargerichtes, 
oder  weil  der  Staat  das  Amt  aufhebt  (in  welchem  Falle  der  Beamte 
Anspruch  auf  Entschädigung  hat),  seines  Amtes  verlustig  gehen  kann, 
sondern  ob  politische  Behörden,  die  auf  bestimmte  Zeit  angestellt 
worden  sind,  in  Demokratien  vor  dem  Ablauf  ihrer  Dienstzeit  entlassen 
werden  können,  wegen  Mißliebigkeit  oder  weil  ihre  politische  Haltung 
mißfällt.  Dies  scheint  nur  in  der  Schweiz  möglich  zu  sein.  Keiner 
der  vielen  Entlassungsgründe,  die  das  amerikanische  Verwaltungsrecht 
aufzählt,  heißt  Mißliebigkeit  oder  politische  Haltung;  Mangel  an  Über- 
einstimmung ist  ja  auch  undenkbar,  da  die  Beamten  gewöhnlich  der 
herrschenden  Partei  angehören.  Die  dortige  Abberufung  richtet  sich 
gegen  unfähige  und  korrupte  Beamte.  In  Frankreich  fallen  die 
Ministerien  nach  Mißtrauensvoten  im  Parlamente,  die  Präfekten  und 
Unterpräfekten  können  jeden  Augenblick  entlassen  werden,  aber  sie  sind 
nicht  auf  bestimmte  Zeit  angestellt.  Dagegen  besteht  in  den  Schweizer 
Kantonen  das  Abberufungsrecht  als  das  Recht  des  Volkes,  die  politischen 
Staatsbehörden  vor  dem  Ende  ihrer  Amtszeit  zu  entfernen.  Diese  Ab- 
berufung darf  nicht  mit  der  Abberufung  des  gesetzgebenden  Körpers 
verwechselt  werden.  Wenn  das  Volk  den  großen  Rat,  Kantonsrat,  Land- 
rat abberuft,  übt  es  dasselbe  Recht  aus,  von  dem  in  Monarchien  oder 
Demokratien  Fürsten  oder  Präsidenten  Gebrauch  machen ;  dieses  Recht 
hat  das  Volk  in  Aargau,  Basel,  Bern,  Luzern.  Daß  es  dem  Rechte  des 
Fürsten  oder  Präsidenten  wesensgleich  ist,  beweist  auch  die  Tatsache, 
daß  nicht  einzelne  Personen,  sondern  der  ganze  Rat  abberufen  wird. 
Dieses  Recht,  das  im  übrigen  infolge  der  Einführung  des  Referendums 
und  der  kurzen  Amtsdauer  der  Abgeordneten  seine  Bedeutung  fast  ganz 
eingebüßt  hat,  bildet  nicht  den  Gegenstand  unserer  Betrachtung,  sondern 
das  Recht,  den  Regierungsrat  abzuberufen.  Das  Volk  des  Kantons  Tessin 
besitzt  dieses  Recht.  Dasjenige  der  Kantone  Schaff  hausen,  Solothurn, 
Thurgau  kann  sowohl  den  gesetzgebenden  Körper  wie  den  vollziehenden 
abberufen.  Folglich  besteht  nur  in  7  Kantonen  das  Recht  des  Volkes, 
den  Kantonsrat,  nur  in  4  das  selten  ausgeübte,  den  Regierungsrat 
abzurufen.  Daneben  zwei  indirekte  Abrufungen  1  Wenn  in  Luzern 
der   große  Rat   abberufen  wird,   muß   der  Regierungsrat   neu    gewählt 
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werden;  in  Solothurn  aber  nicht  nur  der  Regierungsrat,  sondern  alle 
auf  4  Jahre  gewählten  Beamten  des  Staates  und  der  Gemeinden.  Nach 
Totalrevisionen  der  Verfassung  werden  in  allen  Kantonen  die  Behörden 
neu  gewählt  Eine  Abberufung  setzt  voraus,  daß,  je  nach  den  Kantons- 
verfassungen, 3 — 22  °/0  der  Wähler  sie  gefordert  haben  und  das  darauf 
folgende  Referendum  eine  Mehrheit  für  sie  ergibt. 

Die  Richter  unterliegen  in  keinem  Kantone  der  direkten  Abberufung, 
aber  auch  sie  verlieren  ihre  Stellen  in  Solothurn  bei  der  Abberufung  des 
Kantonsrates.  In  Waadt,  Freiburg,  Neuenburg  sind  sie  ausdrücklich 
von  jener  anderen  Entfernung,  als  durch  richterliches  Urteil,  ausge- 
nommen. ]) 


VII. 
Hierarchie  und  Disziplin. 

Die  vorhergehenden  Ausführungen  ergeben,  daß  das  Recht  der 
politischen  Beamten  in  den  germanischen  Demokratien  wesentlich  von 
dem  der  deutschen  Monarchie  abweicht :  durch  Volkswahl,  kurze  Amts- 
dauer, fehlenden  Befähigungsnachweis,  geringe  Besoldung  und  mangelndes 
Ruhegehalt.  Dieses  allgemeine  Urteil  muß  aber  eingeschränkt  werden. 
Die  Richter,  wenigstens  die  höheren  Richter,  erfreuen  sich  einer 
günstigeren  Stellung,  als  die  anderen  Beamten.  Die  Volkswahl  hat  für 
sie  nicht  denselben  Umfang,  ihre  Amtsdauer  ist  häufig  länger,  das 
Abberufungsrecht  nicht  auf  sie  ausgedehnt.  Und  es  ist  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  stärker  im  Bunde  als  in  den  Einzelstaaten,  seit  „The 
Pembleton  Act"  für  nichtpolitische  Beamte  eine  Forderung  des  deutschen 
Beamtenrechtes  durchgeführt  worden:  der  Befähigungsnachweis.  Nur 
flüchtig  sei  dann  noch  daran  erinnert,  daß  im  amerikanischen  Bundes- 
staate nur  der  erste  Beamte  gewählt  wird,  alle  änderen  von  ihm 
ernannt  werden,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  von  den  Ministern 
und  Gerichten  ernannt  werden. 

Das  französische  Beamtenrecht  steht  zwischen  dem  demokratischen 
und  dem  deutschen  monarchischen,  bald  näher  diesem,  bald  aber 
jenem.  Seine  abweichenden  Züge  lassen  sich  nicht  aus  dem  Wesen 
der  parlamentarischen  Demokratie  herleiten,  sie  hängen  mit  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  Frankreichs  zusammen:  die  Demokratie  hat 
ein  von  der  französischen  Monarchie  geschaffenes,  vom  Kaisertum  fort- 
gebildetes Beamtentum  übernommen.  Dieses  System  war  aber  beim 
Sturze  der  alten  Monarchie  noch  unvollendet,   wohl  hauptsächlich  ver- 


l)  Schollenberger,  Grundriß  I  59;  Ulrich  S.  128. 
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anlaßt  durch  die  eigentümliche  Stellung  des  fran/osis«  hrn  Ki<  ht<rstandes. 
Der  Wechsel  der  Regierungen  und  Staatsformen  in  den  nächsten 
80  Jahren  trug  nicht  dazu  bei,  die  Verhältnisse  der  Beamten  auf  eine 
feste  Grundlage  zu  stellen,  und  bald  nach  der  Einrichtung  der  parla- 
mentarischen Regierung  wurden  die  Stellen  eine  Beute  der  Parteien, 
wodurch  das  Gefüge  des  Beamtensystems  gelockert  wurde.  Wir  sahen 
aber,  daß  den  zerstörenden  demokratischen  Kräften  drei  Widerstände 
von  verschiedener  Stärke  begegneten:  Befähigungsvorschriften,  feste 
Anstellung  einiger  Beamtenkategorien,  Tätigkeit  des  Staatsrates,  des  mit 
Verordnungsgewalt  ausgerüsteten  Verwaltungsgerichtes.  So  scheinen 
die  Verhältnisse  der  Beamten  der  amerikanischen  Einzelstaaten  und 
der  Schweiz  am  meisten  den  Vorstellungen  zu  entsprechen,  welche 
man  sich  von  dem  demokratischen  Beamtentum  macht-  Aber  auch 
dieses  Urteil  ist  noch  zu  allgemein,  ganz  richtig  ist  es,  soweit  die 
Schweiz  in  Betracht  kommt,  nur  für  die  Kantone  nicht  für  den  Bund, 
wo  die  Volkswahl  fehlt  und  die  Beamten  entweder  von  der  Bundes- 
versammlung gewählt  oder  vom  Bundesrat  ernannt  werden.  Und,  was 
nicht  übersehen  werden  darf,  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhält  sich  in 
der  Schweiz  das  Ehrenamt  in  breiter  Ausdehnung  und  noch  immer  ist 
die  Anschauung  lebendig,  daß  das  politische  Amt  unbesoldet  sein 
sollte ;  freilich  vermag  sie  sich  nicht  gegen  die  Macht  der  Verhältnisse 
zu  behaupten.  Und  so  dürfte  die  Behauptung  begründet  sein,  daß  auf 
wenigen  Gebieten  die  Nachwirkung  der  politischen  Zustände,  welche 
in  diesen  Staaten  vor  der  Entstehung  der  modernen  Demokratie 
herrschten,  in  den  heutigen  Einrichtungen  so  deutlich  hervortrete. 

Noch  in  anderen  Punkten  hat  man  einen  wesentlichen  Unterschied 
zwischen  dem  deutschen  monarchischen  und  demokratischen  Beamten- 
recht erkennen  wollen,  aber  kaum  mit  Recht.  Dubs,  der  vor  einem 
Menschenalter  schrieb,  hat  diese  Irrwege  mitverschuldet,  wenn  auch  ihre 
Urheber  in  Monarchien  lebende  Doktrinäre  zu  sein  scheinen.  In  den 
kleinen  Verhältnissen  der  Schweizer  Kantone,  gefördert  durch  geringe 
soziale  Differenzierung,  fehlt  oder  bleibt  unentwickelt  manches,  was  in 
dem  Bunde  kräftig  hervortritt  Es  heißt,  in  Demokratien  gebe  es  keine 
Beamtenhierarchie;  sie  dehnten  ihre  Aufsicht  nicht  auf  das  Privatleben 
der  Beamten  aus;  die  Beamten  hätten  keine  privilegierte  Stellung;  ein 
besonderes  Disziplinarverfahren  werde  dadurch  ausgeschlossen,  daß  ein 
besonderer  Beamtenstand  nicht  bestehe.  Eigentümlich  seien  den  Demo- 
kratien scharf  ausgebildete  Inkompatibilitätsvorschriften ,  der  Beamte 
dürfe  von  fremden  Staaten  keine  Orden  und  Titel  annehmen  usw.  Ist 
das  so?  Wenn  das  Wort  Hierarchie  einen  verständigen  Sinn  haben 
soll,  dann  kann  es  nur  bedeuten  eine  durch  die  Natur  des  Staatsdienstes 
geschaffene  Unter-  und  Überordnung,  welche  die  strenge  Durchführung 
der  erhaltenen  Befehle  sichert.     Diese  darf  auch  in  Demokratien  nicht 
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fehlen ;  tatsächlich  fehlt  sie  auch  nicht.  Verknüpft  man  mit  dem  Worte 
Hierarchie  die  Vorstellung  von  Rangstufen,  Uniformen  und  Titeln,  dann 
ist  der  Unterschied  bedeutungslos.  Denn  jeder  weiß,  daß  es  auch  in 
Demokratien  Rangstufen  gibt,  da  man  höhere  und  niedere  Beamten 
unterscheidet.  Es  weiß  jeder,  daß  Uniformen  im  täglichen  Dienstbetriebe 
der  Monarchien  kaum  mehr  getragen  werden,  als  in  Demokratien  und 
daß  die  demokratischen  Beamten,  wenn  der  Staat  ihnen  keine  Titel 
gibt,  sie  kraft  eigenen  Rechtes  annehmen,  ja  nach  Beendigung  des 
Beamtenverhältnisses  noch  tragen.  Daß  der  demokratische  Staat  auch 
das  Privatleben  seiner  Beamten  seiner  Aufsicht  unterwirft,  ergibt 
sich  für  den  Schweizer  Bund  aus  folgenden  Worten :  „Da  in  der  be- 
sonderen Treu  Verpflichtung  auch  die  Pflicht  eines  achtungswürdigen 
Verhaltens  in  seiner  ganzen  Lebensführung  liegt,  begeht  der  Beamte 
auch  eine  Disziplinarstrafhandlung  durch  jede  Verübung  eines  entehren- 
den Verbrechens,  auch  wenn  es  gar  nicht  gegen  den  Bund  gerichtet 
war.  Dasselbe  gilt  von  einem  Beamten,  der  .  .  .  die  Achtung  seiner 
Mitbürger  verwirkt  hat  durch  liederlichen  Lebenswandel"  ....  Ja,  er 
vergeht  sich,  „wenn  er  sich  an  Staats-  und  ordnungsfeindlichen  poli- 
tischen Bewegungen  beteiligt."  *)  Hat  der  demokratische  Beamte  keine 
privilegierte  Stellung?  Nach  Artikel  28  des  Bundesstrafrechtes  sind 
an  sich  unerlaubte  Handlungen  straflos,  wenn  sie  von  einem  Beamten 
infolge  eines  bestimmten,  auf  dessen  amtliches  oder  Dienstverhältnis 
sich  beziehenden  kompetenten  Befehls  der  ihm  vorgesetzten  Behörde 
begangen  worden  sind."2)  Bei  der  Verfolgung  von  Amtsdelikten  muß 
in  gewissen  Fällen  „bevor  das  ordentliche  Verfahren  eingeleitet  werden 
kann,  die  Zustimmung  der  Oberbehörde  des  fehlbaren  Beamten  ein- 
geholt werden,  der  in  einem  besonderen  Vorverfahren  sich  darüber 
schlüssig  macht."3)  Gibt  es  kein  besonderes  Disziplinarverfahren? 
„Disziplinarrecht  und  Strafrecht  sind  gar  nicht  gleichartig  .  .  .  das  Dis- 
ziplinarrecht beruht  auf  der  eigentlichen  Dienstgewalt,  die  dem  Bunde 
als  Dienstherr  gegenüber  seinen  Beamten  zusteht;  es  ist  also  etwas 
ganz  anderes,  als  das  Strafrecht  .  .  .  Das  Disziplinarverfahren  hält  sich 
vollständig  in  den  Grenzen  der  von  oben  nach  unten  gehenden  Ver- 
waltungshierarchie; die  ordentlichen  Zivil-  und  Strafgerichte  haben 
keine  Kompetenz  in  dieser  Beziehung.  Die  Disziplinargewalt  wird  ge- 
handhabt von  den  Verwaltungsbehörden  des  Bundes." 4)  Im  übrigen 
halten  viele  Politiker  einen  Disziplinargerichtshof,  woran  wir  erinnern 
wollen,  für  eine  Notwendigkeit. 


x)  Escher   S.  150.      Hierüber   eine    große,    von    Sozialdemokraten    und    Anarchisten 
veranlaßte  Debatte  im  Nationalrate  im  Jahre   1910. 
*)  Escher  S.  135. 
3)  a.  a.  O.  S.   136. 
*)  a.  a.  O.  S.  144,  154. 
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Auch  in  d<  n  Kantonen  gibt  es  ein  von  «irr  Strafklage  und  der 
Zivilklage   verschiede]       D  [verfahren,   wir   Schollenberger 

führlich  nachweist1)  Ws  die  Inkompatibüitätsvorschriften  betrifft,  so 
linden  sie-  sich  auch  in  den  deutschen  monarchischen  Beamtenrechte,*) 
und  „es  dürfen  die  deutschen  Staatsbeamten  Ehrenzeichen,  Gehalts* 
belüge,  Geschenke  und  Elemunerationen  von  anderen  Staaten  nur  mit 
Genehmigung  des  Monarchen,  die  Reichsbeamten  nur  mit  Genehmigung 

des  Kaisers  annehmen."*) 

Das  französische  Beamtenrecht  zeigt,  was  die  Entwicklung  der 
französischen  Demokratie  aus  einem  monarchischen  Staatswesen  mit- 
sichbringt,  eine  große  Übereinstimmung  mit  dem  deutschen  Rechte. 
Nach  Hauriou  hat  die  Verwaltung  über  ihre  Beamten  zwei  verschiedene 
Gewalten:  „le  pouvoir  hierarchique"  und  „le  pouvoir  diseiplinaire"; 
diese  erstrecke  sich  auch  auf  ihr  Privatleben.  Sie  würden  ausgeübt 
durch  Entscheidungen  der  Vorgesetzten  und  bestimmter  Disziplinar- 
behörden. 4)  Die  Vorgänge  der  letzten  Zeit  beweisen,  daß  dort  die 
extremen  Parteien  die  disziplinare  Gewalt  des  Staates  und  ein  besonderes 
Beamtenrecht  beseitigen  möchten,  was  vom  Standpunkte  des  doktri- 
nären   Demokratismus  ganz  konsequent  ist. 

Indem  ich  auf  die  früheren  Ausführungen  über  das  französische 
Beamtenrecht  verweise,  füge  ich  nur  noch  hinzu:  Der  Präsident  der 
Republik  kann  nur  wegen  Hochverrats  angeklagt  werden  und  die 
Minister  wegen  im  Amte  begangener  Verbrechen;  diese  Verantwort- 
lichkeit ist  selbstverständlich  nicht  mit  der  früher  besprochenen  parla- 
mentarischen zu  verwechseln. 

Die  einzige  Demokratie,  deren  Beamtenverhältnisse  mit  Unrecht 
dem  vorher  gezeichneten  Bilde  zu  entsprechen  scheinen,  sind  die  Ver- 
einigten Staaten.  Wir  müssen  unterscheiden  zwischen  Bund  und  Einzel- 
staat. Im  Bundesstaate  gibt  es  eine  wohlgegliederte  Hierarchie.  Die 
Zentralregierung  tut  ihren  über  das  Land  zerstreuten  Beamten  ihren 
Willen  kund  durch  Ministerialverfügungen,  Verordnungen,  Anw-eisungen, 
und  hält  sie  durch  Ordnungsstrafen  zur  Nachachtung  an.  Es  muß  aber 
beachtet  werden,  daß  leichtere  Disziplinarstrafen  seltener  sind,  als  Ent- 
lassungen, die  der  ernennende  Beamte  entweder  von   sich    aus   verfügt 


»)  Grundriß  I  160  f. 

*)  G.  Meyer  a.  a  O.  S.  451.  Die  einzige  Verschiedenheit  ist  diese,  daß  in  den 
Monarchien  die  Beamten  ein  bedingtes  Recht  haben,  ein  Abgeordnetenmandat  anzunehmen, 
eine  Bestimmung,  die  erlassen  wurde,  um  ihnen  eine  größere  politische  Freiheitssphäre 
zu  sichern,  während  anders  geartete  Demokratien  Gewicht  darauf  legen,  daß  die 
Beamten  diese  Freiheit  nicht  besitzen.  Übrigens,  wie  früher  erwähnt  wurde,  bildet 
in  den  beiden  Appenzell,  den  beiden  Unterwaiden  und  Schwyz  der  Regierungsrat  einen 
Teil  der  Volksvertretung. 

3)  G.  Meyer  S.  452. 

«)  a.  a.  O.  S.  555  f. 
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in  den  früher  bezeichneten  Formen  und  Grenzen,  oder  auf  Grund  des 
Urteils,  nicht  einer  besonderen  Disziplinarhofes,  sondern  der  ordent- 
lichen Gerichte.  Wie  ist  es  in  den  Einzelstaaten?  Hier  ist  die  ad- 
ministrative Kontrolle  unentwickelt,  und  die  gerichtliche  muß  sie  fast 
ganz  ersetzen,  was  folgendes  erklären  mag.  Wie  der  Bundesstaat  die 
Gliedstaaten  nicht  kontrolliert,  so  im  allgemeinen  der  Einzelstaat  nicht 
die  Kommunalkörper.  Aber  während  der  Bundesstaat  sich  nicht  der 
Hilfe  der  Einzelstaatsbeamten  bedient,  baut  sich  der  Gliedstaat  auf  dem 
Fundamente  der  Townships,  Grafschaften  und  Städte  auf.  Deren  Be- 
amten sind  dem  Staate  zu  Dienstleistungen  verpflichtet,  stehen  aber  in 
keinem  Beamtenverhältnisse  zu  ihm,  so  daß  die  Staatsbeamten  sie  nur 
durch  das  Gericht  zur  Pflichterfüllung  anhalten  können.  Zweitens  fehlt 
es  an  aller  hierarchischen  Überordnung  in  den  Einzelstaaten.  Die 
hohen  Beamten  sind  die  Kollegen  des  Gouverneurs  und  jeder  Beamte 
bewegt  sich  unabhängig  in  dem  ihm  von  der  Gesetzgebung  an- 
gewiesenen Kreise. 

Die  administrative  Kontrolle  ist  am  meisten  in  den  Städten  aus- 
gebildet. 

Welches  sind  die  Vergehen,  derentwegen  die  Beamten  belangt 
werden  können?  Es  sind:  unsittlicher  Lebenswandel,  Bestechlichkeit, 
schlechte  Führung,  mangelnde  Tüchtigkeit,  Unfähigkeit,  Vernachlässigung 
der  Amtspflichten  und  Günstlingswirtschaft.  Wegen  Amtsverbrechen 
können  Präsident,  andere  hohe  Bundesbeamte  und  Gouverneure  durch 
ein  Verfahren,  das  „impeachment"  genannt  wird,  abgesetzt  werden 
(Ankläger  ist  das  Abgeordnetenhaus,  Richter  der  Senat).  Wir  erwähnten 
schon,  daß  dieses  Verfahren  selten  gute  Früchte  getragen  hat;  ein 
Bundesrichter  wurde  verurteilt  wegen  „violence",  ein  anderer  wegen 
„rebellion".  Auch  können  in  den  meisten  Einzelstaaten  Richter  auf  An- 
trag der  Mehrheit  des  gesetzgebenden  Körpers  entlassen  werden. 

In  allen  Demokratien  gibt  es  endlich  noch  eine  legislative  Kontrolle. 
Diese  ist  aber  in  den  Vereinigten  Staaten  weniger  ausgebildet  infolge 
des  Grundsatzes  der  Teilung  der  Gewalten.  Man  wird  sich  jedoch 
erinnern,  daß  die  amerikanischen  Parlamente  durch  ihre  Ausschüsse  die 
Amtstätigkeit  der  höchsten  Beamten  einer  genauen  Prüfung  unter- 
werfen. Diese  Kontrolle  bewegt  sich  im  Geheimen,  (während  in  der 
Demokratie  Frankreichs  und  der  Schweiz  die  parlamentarischen  An- 
fragen und  Interpellationen  selbstverständlich  öffentlich  sind). 

Zum  Schlüsse  erwäge  man  zwei  Umstände.  In  einem  neu  be- 
siedelten Lande  gilt  manches  als  erlaubt,  was  man  in  einem  alten  als 
bedenklich  betrachten  würde.  Wo  selbst  Richter  sich  in  „minderwertiger 
Gesellschaft"  bewegen,  oder  an  einer  „Schießerei"  beteiligen  dürfen,  dort 
ist  das  Bedürfnis  nach  entwickelten  Disziplinarverordnungen  noch  nicht 
erwacht.     Und    wie  Vorschriften    über  Amtsehre    und  Amtsverbrechen 
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wirken   die  Wahlen,    da    sie     so    häufig    stattfinden    und    das    Amt    zur 
Episode   im   Leben  der   Menschen   machen.1) 

Am  Ende  der  langen  Untersuchung  über  die  Bcamtenvcrhaltnisse 
in  der  modernen  Demokratie  ist  es  erlaubt  drei  Überzeugungen  aus- 
zusprechen, ohne  sie  ausführlich  zu  begründen,  denn  ihre  Wahrheit  wird 
sich  jedem  autgedrängt  haben.  Auch  in  der  Demokratie  ist  die  Bureau- 
kratie  stark  entwickelt,  weil  die  wachsenden  Staatsaufgaben  eine 
wachsende  Zahl  von  Staatsdienern  erfordern.  Die  Beschränkung  ihrer 
Zahl  wäre  ja  möglich,  wenn  die  Bürger  geneigt  wären,  die  Arbeit  der 
Staatsbeamten  im  Ehrenamt  zu  übernehmen,  und  die  dadurch  ver- 
ursachte geringere  Leistungsfähigkeit  geduldig  zu  ertragen.  Wir  werden 
auf  diese  Frage  bei  der  Betrachtung  der  Selbstverwaltung  zurückkommen. 
Die  zweite  Überzeugung  betrifft  die  Qualität  der  Beamten.  Befähigungs- 
vorschriften, gesicherte  Stellung,  Aufrückungsmöglichkeit,  größere  Un- 
abhängigkeit heben  das  Beamtentum  in  den  deutschen  Monarchien 
durchschnittlich  über  das  geistige  und  sittliche  Niveau  der  Beamten  der 
Demokratien  empor.  Die  Versuche,  sich  dem  monarchischen  Ideale 
zu  nähern,  beweisen  es  am  besten.2)  Drittens:  für  die  Demokratie  wird 
geltend  gemacht,  sie  sei  billiger  als  die  Monarchie.  Da  aber  sicheres 
Können  allein  billig  ist,  so  muß  der  „demokratische  Dilettantismus'' 
teuer  sein. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Selbstverwaltung  in  der  modernen 
Demokratie. J) 


Frankreich. 

Demokratien   sind   der  Gefahr  ausgesetzt,   daß  das  Abgeordneten- 
haus  offen    oder   verkappt    die   ganze  Staatsgewalt  an  sich  reißt,    eine 


')  Vgl.  Goodnow,  Coraparative  Law  I  153  f.,  II  86  f.,  II  141  f.,  II  300;  Woodrow 
Wilson   1170,  1184,   1186;  Bryce  I  51,  I  110,  II632f. 

2)  Die  Überlegenheit  des  preußischen  Beamtentums  über  das  französische  anerkannt 
und  ausführlich  begründet  von  C.  Demartial ,  Les  Fonctionnaires  Prussiens ,  Revue 
Politique  et  Parlementaire,   1908. 

3)  Die  Darstellung  beschränkt  sich  auf  die  kommunale  Selbstverwaltung  und 
sieht  von  der  staatlichen  Selbstverwaltung  (selfgovernment),  der  Teilnahme  der 
Bürger  an  der  Staatsverwaltung  im  Ehrenamte  (Justice  of  the  Peace,  preußische  Amts- 
vorsteher) ab ;  mit  ihr  nicht  zu  verwechseln  die  Übernahme  staatlicher  Aufgaben  durch 
Gemeindebeamte. 
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Gefahr,  gegen  die  ein  Senat  nicht  genügend  schützt.  Daher  das  in 
Demokratien  so  stark  hervortretende  Mißtrauen  gegen  den  Parlamen- 
tarismus! Die  Kantone  der  Schweiz,  die  ja  alle  nur  eine  Kammer 
haben,  richten  gegen  ihn  Verteidigungs werke  von  ungleicher  Stärke 
aus:  Referendum,  Initiative,  Abberufungsrecht,  und  die  Einzelstaaten 
der  Union,  obwohl  sie  über  zwei  Kammern  verfügen,  holen  in  der 
letzten  Zeit  zu  ihrem  Referendum  und  ihrer  Volksgesetzgebung  noch 
alle  Waffen  aus  dem  schweizerischen  Arsenale  herzu.  Am  schutz- 
losesten steht  Frankreich  da;  es  hat  keine  Art  der  Volksgesetzgebung, 
aber  die  entwickeltste  bureaukratische  Organisation  der  drei  Republiken ; 
auch  ist  es  ein  Einheitsstaat,  was  die  Macht  des  Parlamentes  stärkt, 
während  der  die  gesetzgebende  Gewalt  über  eine  größere  Zahl  von 
Parlamenten  verteilende  Bundesstaat  die  Macht  eines  jeden  schwächt. 
Als  einzige  Abwehrmaßregel  ist  hier  nur  eine  weitgehende  Selbstver- 
waltung denkbar,  welche  den  Geschäftskreis  des  Parlamentes  und  die 
Befugnisse  der  Staatsverwaltung  einengt.  Viele  französische  Politiker, 
unter  ihnen  die  früher  erwähnten  Duc  de  Broglie  und  Prevost-Paradol, 
haben  auf  sie  große  Hoffnungen  gesetzt,  aber  bis  jetzt  haben  sie  sich 
nicht  erfüllt 

An  die  schwankenden  Schicksale  der  Selbstverwaltungsidee  in 
Frankreich  sei  flüchtig  erinnert:  an  die  ganz  unabhängige  Stellung  der 
Gemeinden  nach  1789,  in  welchen  sehr  häufig  die  Organe  der  Selbst- 
verwaltung fehlten ;  an  den  Kampf  zwischen  Föderalisten  und  Unitariern 
nach  1792;  an  die  zentralisierenden  Anfänge  des  Konventes,  welcher 
die  gewählten  Aufsichtsbeamten  durch  von  ihm  abhängige  ersetzte ;  an 
die  durch  die  Direktorialverfassung  erfolgende  Beseitigung  der  zahl- 
reichen lebensunfähigen  Gemeinden  und  die  Schaffung  von  6000  Orga- 
nisationen, deren  Verwaltungsgebiete  die  künstlichen,  nicht  lebensfähigen, 
von  einem  Regierungskommissar  beaufsichtigten  Kantone  waren;  an 
die  zentralistische  Verwaltungsorganisation  des  ersten  Konsuls,  der  die 
Ernennung  der  Bürgermeister,  Beigeordneten  und  Gemeinderäte  durch 
Konsul  bezüglich  Präfekt  einführte;  an  den  während  der  Restauration 
wiederauflebenden  Selbstverwaltungsgedanken,  im  Jahre  18 17  von  den 
Liberalen  als  Feudalismus  verworfen,  und  an  das  Scheitern  der  Pläne 
des  hervorragenden  Ministers  Martignac,  dessen  Bekämpfung  von  1828 
bis  1830  von  den  Liberalen  als  Oppositionsmanöver  betrachtet  wurde; 
an  die  Anfänge  einer  Besserung  unter  der  Juliregierung,  welche  1831 
die  Zensuswahl  für  die  Bestellung  des  Gemeinderates  einführte  und 
1837  bedingte  Entscheidungsbefugnisse  der  Gemeinden  feststellte;  an 
die  30  Jahre  später  unter  Napoleon  HI.  wieder  erwachende  Bewegung 
und  das  wenig  ernst  gemeinte  Nanziger  Programm,  immerhin  wurden 
im  Jahre  1867  die  Befugnisse  der  Gemeinden  vermehrt;  endlich  an  die 
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der  Einführung  der  Selbstverwaltung  10  gefährlich  wurden. 

Was  hat  diese  Bewegung  erreicht i  Das  Gesetz  vom  5.  April  1884 
(doch  bestehen  für  Paris  und  Lyon  Ausnahmebestimmungen),  welches 
die  Selbstverwaltung  in  einem  ungenügenden  Grade  ausgedehnt  hat, 
denn  jede  französische  Regierung  hat  sie  als  „eine  gegen  sich  gerichtete 
Kriegsmaschine"  angesehen.  Das  unterste  Gebiet  der  kommunalen 
Selbstverwaltung  ist  die  Gemeinde,  die  von  dem  Gemeinderate  ver- 
waltet wird,  der  nach  der  Größe  der  Gemeinde  aus  10  bis  36  Mit- 
gliedern besteht  und  aus  dem  allgemeinen  gleichen  Wahlrecht  hervor- 
geht; dessen  Einführung  erschien  als  eine  Konsequenz  der  demokratischen 
Staatsform.  Die  Gemeinderäte  wählen  aus  ihren  Mitgliedern  Bürger- 
meister und  Beigeordnete;  der  Bürgermeister  ernennt  die  meisten 
Beamten  der  Gemeindeverwaltung.1) 

Der  Aufgabenkreis  der  Gemeinden  umschließt  Wege-  und  Straßen- 
bau, Markt-  und  Schlachthauswesen,  Verwaltung  des  Gemeindever- 
mögens. Nicht  häufig  (wenn  sie  auch  langsam  zunimmt)  ist  die  Ge- 
meindeunternehmung auf  dem  Gebiete  tatsäenlicher,  die  Benutzung 
des  städtischen  Bodens  erfordernder  Monopole  (Gas,  Wasser,  Elektrizität, 
Straßenbahnen),  noch  seltener  auf  demjenigen,  wo  der  Wettbewerb 
herrschen  kann  (z.  B.  öffentliche  Bäder).  Jener  ist  die  französische 
Rechtsprechung  prinzipiell  abgeneigt,  wenn  sie  die  Gemeindefinanzen 
zu  gefährden  droht,  diese  gestattet  sie  nur,  wenn  der  private  Unter- 
nehmungsgeist fehlt.2)  Eine  unabhängige  Stellung  nimmt  das  Unter- 
stützungswesen ein.  Die  Armenpflege  wird  häufig  von  Wohltätigkeits- 
anstalten, die  Krankenpflege  in  den  Wohnungen  von  Unterstützungs- 
anstalten übernommen;  neben  ihnen  bestehen  Krankenhäuser,  Heime 
für  Alte  und  Unheilbare,  Pfandleihanstalten.  Sie  haben  die  Rechte 
juristischer  Personen  und  besondere  Einnahmen  aus  Luxussteuern;  ihre 
Verwaltung  untersteht  strengen  gesetzlichen  Bestimmungen  und  wird 
von  Kommissionen  ausgeübt,  deren  Mitglieder  nur  zum  Teil  von  den 
Gemeinderäten  gewählt  werden,  der  andere  Teil  wird  vom  Präfekten 
ernannt.3) 

Der  Maire  ist  zugleich  Staatsbeamter;  als  solcher  hat  er  erstens 
die  Gesetze  zu  veröffentlichen,  zweitens  für  deren  Ausführung,  sowie 
für  Ruhe,  Sicherheit  und  Reinlichkeit  zu  sorgen.  Als  Staatsangelegen- 
heiten gelten  Zivilstands-  und  Unterrichtswesen,  Aufstellung  der  Wahl- 

1)  Siehe  die  lange  Liste  der  vom  Maire  zu  ernennenden  Beamten  bei  Berthelemy, 
Traite  elementaire  de  droit  administratif,  6  ed.   1910  S.   199  Anm. 

2)  P.  Mercier,  Les  exploitations  municipales,  1905,  S.  218. 

3)  Berthelemy  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Bd.  123,  S.  175  f., 
200  f. 
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listen,  Vornahme  der  Wahlen.  Die  staatlichen  Aufgaben  sind  in 
manchen  Gemeinden  infolge  ihrer  Kleinheit  die  wichtigsten.1) 

Das  französische  Verwaltungsrecht  zerlegt  die  Handlungen  des 
Gemeinderates  in  I.  Entscheidungen,  2.  der  Prüfung  höherer  Instanzen 
unterliegende  Beratungen,  3.  Gutachten,  Wünsche  usw.  Gegen  Ent- 
scheidungen hat  der  Präfekt  ein  Einspruchsrecht;  hat  er  von  diesem 
einen  Monat  nach  der  Übermittlung  keinen  Gebrauch  gemacht,  dann 
dürfen  sie  ausgeführt  werden.  Der  Prüfung  des  Präfekten  unterliegen 
vornehmlich  Verkauf  und  Tausch  von  Gemeindeeigentum,  Ankauf  von 
Immobilien,  Annahme  von  Erbschaften,  Anleihen  und  das  Budget,  wenn 
die  Einnahmen  weniger  als  3  Millionen  Franken  betragen;  darüber 
hinaus  entscheidet  der  Präsident  der  Republik.  Präfekt  und  Präsident 
können  notwendige  Ausgaben  in  das  Budget  eintragen ;  der  Gemeinderat 
hat  Entscheidungsfreiheit  nur  für  die  fakultativen  und  unvorhergesehenen 
Ausgaben,  wenn  die  ordentlichen  Einnahmen  nach  Bestreitung  der 
obligatorischen  Ausgaben  es  gestatten. 

Eine  die  kommunale  Selbstverwaltung  herabwürdigende  Einrichtung 
ist  das  Amt  des  Delegue.  Dieser  ist  meistens  ein  Gemeinderat,  welcher 
von  dem  Präfekten  gewählt  wird,  um  an  der  Revision  der  Wahllisten 
teilzunehmen,  außerdem  aber  als  geheimes  Aufsichtsorgan  über  die  der 
herrschenden  Partei  verdächtigen  Bürgermeister  gesetzt  ist.  Er  ist 
ständiger  Berichterstatter  des  Unterpräfekten  und  Begutachter  aller  Bitt- 
schriften, was  ihn  zu  einem  einflußreichen  Organ  seiner  Partei  macht.2) 

Dem  Präfekten  steht  ein  Generalrat  zur  Seite,  welcher  die  Tätig- 
keit des  Präfekten  und  der  „Commission  Departementale"3)  beauf- 
sichtigt und  an  der  Verwaltung  des  Departements  teilnimmt  Die 
Generalräte  werden  von  den  Einwohnern  nach  dem  allgemeinen 
Stimmrechte  gewählt;  jeder  Kanton  wählt  einen  Rat,  wie  groß  oder 
gering  seine  Einwohnerzahl  sei.  Zu  den  Aufgaben  des  Departements 
gehören  die  Ergänzung  der  ungenügenden  Gemeindearmenpflege,  ins- 
besondere aber  die  Fürsorge  für  Irre  und  Bettler,  das  Wegewesen  der 
Departements,  die  Lehrerbildungsanstalten,  die  Unterhaltung  öffentlicher 
Gebäude,  Einrichtungen  für  Ackerbau  und  Gewerbe.  Auch  hier  die 
Einteilung   in  Entscheidungen,    der   Prüfung   unterliegende  Beratungen, 


')  „  Dans  la  plupart  des  communes  il  n'y  a  pour  ainsi  dire  point  de  Services 
communaux."     Hauriou  S.   195  Anm.  4. 

Von  36170  Gemeinden  haben  18500  weniger  als  500  Seelen,  33  800  bleiben  unter 
2000,  und  nur  560  haben  mehr  als  5000.  Der  allzu  großen  Kleinheit  hat  man  im  Jahre 
1899  durch  die  gesetzliche  Erlaubnis,  Verbände  zu  bilden,  abzuhelfen  gesucht;  sie 
brauchen  nicht  aneinander  zu  grenzen. 

2j  Über  ihn  Hauriou  a.  a.  Ü.  S.  208  Anm.  und  Chantavoine,  En  Province,  Journal 
des  Debats  1908/09. 

3)  Sie  ist  ein  Ausschuß  des  Generalrates,  der  ihn  vertritt,   wenn  er  nicht  tagt. 
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Gutachten  usw.!  AbCf  für  den  Generalrat  ist  noch  eine  besondere 
höhere  Kategorie  vorgesehen:  es  sind  die  „deliberations  souveraines" 
in  kleinen  Angelegenheiten.  Selbstherrlich  verteilt  der  Generalrat  die 
den  Departements  zugewiesenen  Repartitionssteuern  über  die  Arron- 
dissements  und  bestimmt  er  die  Höhe  des  Tagelohnes,  welcher  der 
Anlegung  der  Personalstcuer  zugrunde  gelegt  wird.  Selbstherrlich  be- 
stimmt er  die  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  innerhalb  der  vom  Ge- 
setze gezogenen  Grenzen.  Selbstherrlich  beschließt  er  solche  Anleihen, 
welche  innerhalb  30  Jahren  zu  tilgen  sind.  In  den  wichtigsten  An- 
gelegenheiten (Entscheidungen  über  das  Vermögen  der  Departements, 
Irrenwesen,  Wegebau  usw.)  hat  der  Präfekt  ein  Einspruchsrecht.  Der 
Prüfung  des  Präsidenten  der  Republik  unterliegt  das  von  dem  Präfekten 
jedes  Jahr  entworfene  Budget  in  der  Gestalt,  die  es  nach  der  Beratung 
des  Generalrates  erhalten  hat.  Der  Präsident  hat  das  Recht,  not- 
wendige Ausgaben   hinzuzufügen. 

Außer  dem  Generalrat  besteht  ein  Arrondissementsrat,  der  eben- 
falls von  den  Einwohnern  der  Kantone  nach  dem  allgemeinen  Stimm- 
rechte gewählt  wird ;  er  soll  aus  nicht  weniger  als  9  Personen  bestehen, 
so  daß  auf  kleine  Kantone  mehr  als  ein  Vertreter  entfällt,  wenn  die 
Arrondissements  nicht  9  Kantone  zählen;  seine  wichtigste  Aufgabe  ist 
die  Weiterverteilung  der  vom  Generalrat  zugewiesenen  Repartitions- 
steuern über  die  Gemeinden. 

So  besitzen  die  französischen  Selbstverwaltungskörper  zwar  besondere 
Aufgabenkreise,  sie  wählen  ihre  Abgeordneten,  aber  sie  sind  durch  die 
staatlichen  Behörden  sehr  beschränkt.  Ganz  sehen  wir  davon  ab,  daß 
Bürgermeister  und  Gemeinderat  vom  Präfekten,  bezüglich  dem  Präsi- 
denten suspendiert,  bezüglich  aufgelöst  werden  können. 

Wir  kennen  nun  die  Prinzipien  der  französischen  Selbstverwaltung; 
welche  Früchte  hat  sie  getragen? 

Das  allgemeine  Wahlrecht  und  das  mangelnde  Interesse  breiter 
Schichten  an  der  dauernden  Wohlfahrt  der  Gemeinden  lassen,  ins- 
besondere in  den  großen  Städten,  nicht  Gemeindeparteien,  sondern  die 
Staatsparteien  um  die  Herrschaft  ringen,  und  oft  werden  zu  Gemeinde- 
räten die  größten  Demagogen  gewählt.  Sie  wählen  ihresgleichen  zu 
Beigeordneten  und  Bürgermeistern ;  beiden  gehen  oft  selbst  die  elemen- 
tarsten Kenntnisse  der  Verwaltung  ab.  Daß  in  sehr  vielen  Gemeinden 
der  Bürgermeister  unfähig  ist,  die  schriftlichen  Arbeiten,  welche  sein 
Amt  erfordert,  zu  machen,  sahen  wir  schon,  gewöhnlich  hilft  ihm  der 
Ortsschullehrer.  Aber  an  die  Spitze  großer  Gemeinden  sind  nicht 
selten  —  echt  demokratisch  —  Männer  ohne  jede  Vorbildung  und  Be- 
gabung für  ihre  umfassende  Tätigkeit  gestellt  worden ;  hier  war  es  ein 
Zeitungsverkäufer,  dort  ein  Briefträger,  an  einem  dritten  Orte  ein 
Uhrmachergehilfe.      Hätte    das    Amt    der   französischen    Bürgermeister 
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einen  repräsentativen  Charakter,  dann  sähe  man  über  dieses  Mißver- 
hältnis von  Sollen  und  Können  hinweg;  aber  sie  werden  zu  mannig- 
faltigem Schaffen  durch  das  Gesetz  von  1884  gezwungen,  'dessen  Väter 
das  Wesen  der  Selbstverwaltung  nicht  verständen  haben.  Nicht  darin 
besteht  es,  daß  alle  Klassen  wählen,  sondern  alle  an  der  Verwaltung 
mitarbeiten.  Das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  aber  drängt  die 
oberen  Klassen  aus  der  Selbstverwaltung  heraus,  und  das  Gesetz  legt 
den  größten  Teil  der  Arbeiten  dem  Bürgermeister  auf,  welcher  häufig 
zu  ihnen  unfähig  ist  und  nach  freiem  Belieben  die  Beigeordneten  an 
ihnen  beteiligt.  Man  hält  in  Frankreich  noch  immer  an  dem  alten, 
wenigstens  für  die  Selbstverwaltung  falschen  Grundsatze  fest,  daß  die 
Beratung  die  Aufgabe  der  vielen,  die  Ausführung  diejenige  eines  ein- 
zelnen ist1)  Dies  der  Grund,  weshalb  die  Selbstverwaltung  nicht  die 
von  dem  Duc  de  Broglie  und  anderen  erhofften  günstigen  Wirkungen 
gehabt  hat.  Auch  die  französische  Gemeinde  hat  eine  parlamentarische 
Verfassung,  insofern  aus  allgemeinen  Wahlen  eine  Vertretung  hervor- 
geht, welche  die  Exekutive  wählt. 

Die  französischen  Gemeindeverwaltungen  haben  vielfach  ihre  Be- 
fugnisse überschritten,  und  durch  ihre  leichtsinnige  Wirtschaft  sowohl 
die  Steuern  erhöht  wie  die  Schulden  vermehrt;  hierfür  hatten  die 
mittleren  und  oberen  Klassen  aufzukommen,  obwohl  sie  von  der  Mit- 
wirkung bei  den  Gemeindeangelegenheiten  durch  das  allgemeine  gleiche 
Stimmrecht  ausgeschlossen  waren,2)  eine  Verletzung  des  freiheitlichen 
Grundsatzes:  No  taxation  without  representation.  Wie  dies  trotz  den 
stark  entwickelten  Aufsichtsrechten  der  übergeordneten  Behörden  ge- 
lingen konnte,  wird  noch  darzustellen  sein. 

Eine  in  nicht  wenigen  großen  Städten  beliebte  Methode  zur  Er- 
höhung der  Ausgaben  ist  die  Gewährung  von  Gehältern,  Reise-  und 
Repräsentationskosten,  sowie  von  Theaterbilletten  usw.,  an  die  Mitglieder 
des  Gemeinderates,3)  obwohl  die  Ämter  nach  französischem  Rechte 
Ehrenämter   sein,    und    nur    Auslagen   vergütet   werden    sollen.       Eine 


*)  Vgl.  die  lichtvollen  Ausführungen  von  Paul  Deschanel,  La  Dezentralisation  1895, 
besonders  S.  7,   l8f.,  30 f. 

2)  „C'est  ainsi  que  les  impots  et  les  emprunts  des  communes  sont  fr6quemment 
votes  par  les  representants  exclusifs  des  gens  que  leur  pauvrete  soustrait  aux  charges 
publiques  et:  qui  ne  sauraient  etre  indirectement  atteints  par  les  dettes  communales." 
Berthelemy  in  S.  V.  S.  S.  171.  Er  berechnet  dort,  daß  von  den  600000  Wählern  von 
Paris  40000  vier  Fünftel  der  Personal-  oder  Mobiliarsteuer  zahlen,  so  daß  die  Steuer- 
beschließenden hauptsächlich  560000  Wähler  vertreten,  die  nur  einen  verhältnismäßig 
geringen  Teil  der  Steuern  zahlen. 

3)  Vgl.  Berthelemy  a.  a.  O.  S.  172,  Coudurier,  Une  ville  sons  le  regime  collectiviste 
1908,  S.  253  f.,  Mercier  S.  152.  „Les  grandes  villes  francaises  sont  pour  la  plupart 
administrees  par  des  assemblies  composees  en  majorite  de  gens  au-dessous  de  la  täche 
qu'ils  assument,  et  parfois  meme  d'une  moralite  douteuse."     Berthelemy  S.   170. 
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re  Methode   besteht   darin,  die  Tortteuem  zu  en 
um     ii   mehr  « lutkte  Steuere   erhoben   werden    müssen,1)    Eine  dritte 
darin,  Kontrakte  mit  Unternehmern   abzuschließen,  welche   aul  K 
dei  Gemeinde  Unternehmer  und  Beamte  bereichern.*)    Eine 

kt  die  indirekte  Erhöhung  kommens  der  unteren  Kla  ien  aus 

städtischen  Mitteln.    Hierher  zu  zählen  sind  der  Bau  eines  Gewerl 
hauses,  l  aterstül  eikender  Arbeiter,  Subventionen  an  G« 

schatten,    Fürsorge    für    arme    Schulkind«  rienausflüge,    Ferien- 

kolonien usw.  Man  versuchte  auch,  die  oben  an  /.weiter  Stelle  genannten 
Gemeindeunternehmungen  auszubilden,  /.  13.  in  Roubaix  eine  Gemeinde- 
apotheke, welche  die  Arzeneien  zum  Selbstkostenpreise  liefern  sollte; 
solchen  Versuchen  widersetzte  sich  der  Staatsrat,  denn  die  Gemeinde 
hätte  .ms  Steuern  die  Vcrwaltungskosten  zahlen  müssen  und  wäre  mit 
den  Bürgern  in  Wettbewerb  getreten.  Her  Gemeindesozialismus  im 
strengen  Sinne  fand  unter  den  Marxisten  wenig  Beifall,  sie  entdeckten 
in  ihm  ein  anarchistisches  Element,  worin  sie  nicht  ganz  Unrecht  hatten. 
Berthelemv  glaubt,  daß  er  in  der  Zukunft  zunehmen  werde,  weil  durch 
ihn  die  Gemeindebehörden  eintragliche  Stellungen  und  Sinekuren  für 
ihre  Anhanger  zu  gewinnen,1)  und  die  Arbeiter  ihre  Lage  zu  verbessern 
hoffen.  Damit  begegnen  wir  wieder  der  Tatsache,  die  wir  schon  er- 
wähnen mußten,  daß  sich  in  Frankreich  die  Parteipolitik  in  die  Stadt- 
verwaltungen drängt. 

Sie  erklärt  es.  weshalb  die  Aufsichtsbehörden  ihre  Befugnisse  so 
schlaff  ausüben.  Der  Staatsrat  machte  die  Regierung  auf  die  ungesetz- 
liche Bewilligung  von  Besoldungen  für  die  Gemeinderäte  aufmerksam, 
aber  ohne  Erfolg,  und  so  in  anderen  Fällen.  Wenn  Präfekt  und  Unter- 
präfekt  dem  Gesetze  Nachachtung  gegen  den  herrschenden  Parteien 
angehörende  Stadtverwaltungen    zu  verschaffen   suchen,    setzen  sie  sich 

\)    Zur    Yeranschaulicbung    Coudurier,    S.     58  3      233  f.       Nach    Bert] 

S.  V.  S.  S.  20$  halicn  seit  1897,  in  welch  ni  Ja  ■  die  gesetzliche  Möglichkeit  gegeben 
wurde,  höhere  Steuern  auf  Besitz  und  Miete  zu  ie^en,  etwa  20  Städte  die  Torsteuern, 
mit  Ausnahme  derjenigen  auf  Alkohol  aufgehoben.  Leider  ist  der  Preis  nicht  immer 
entsprechend  herabgegangen,  wodurch  die  Ausgaben  der  Bürger  stiegen. 

")  In  großem  Maßstäbe  wurde  sie  in  Toulouse  angewandt.  In  Lille  wurde  zu- 
fällig die  Entdeckung  gemacht,  daß  ein  Unternehmen,  welches  von  der  Stadt  angekauft 
werden  sollte,  und  mindestens  auf  623000,  höchstens  auf  S72000  Franken  geschätzt  wurde. 
von   der  Stadt   für   I  300000  übernommen   wc-rden  sollte.     Mercier  S.   112. 

3)  In  Roubaix    wurden  in    einer    Schule    in    einem    Jahre    verteilt:    700  Mäntel    mit 
Kapuzen,  800  Beinkleider,  2400  wollene  Jacken,  4600  Paar  Strümpfe,  4600  Paar  Schuhe 
2800  Hemden,    2000  Schürzen.     Außerdem    wurden    Schüler    und   Schülerinnen    ge?- 
Vgl.  über  Roubaix  Mercier  S.   150L 

*)  Berthelemv  S.  V.  S.  S.  226.  Für  diese  Abhängigkeit  der  Gemeindebetriebe  von 
ihren  Arbeitern,  wobei  die  Wahlpolitik  mitspielte,  gibt  Mercier  S.  82  f.  ein  interessantes 
Beispiel.  Die  erbitterte  Stadtverwaltung  entließ  schließlich  die  Hälfte  der  Arbeiter,  wor- 
auf die  andere  Hälfte  ebensoviel  leistete,  wie  vorher  das  Ganze. 
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der  Gefahr  aus,  abgesetzt  zu  wecden,  wie  die  beiden  Beamten  erfuhren, 
welche  gegen  die  grauenhalten  Zustände  in  Brest  ankämpften.1)  Daher 
das  Widerspruchsvolle  in  der  Anwendung  des  Gesetzes,  wofür  Mercier 
in  dem  fünften  Kapitel  „Contröle  et  Recours-'  schlagende  Beispiele  an- 
geführt hat.  „Das  ist  die  verhängnisvolle  Folge  der  Umwandlung  dieses 
Räderwerks  der  Zentralverwaltung  in  einen  Wahlorganismus.  Kein 
Zweifel,  daß  die  Präfekten  und  der  Minister  des  Innern  immer  tiefer 
in  das  Getriebe  der  Wahlpolitik  geraten  sind  .  .  .  eine  der  Wahlpolitik 
untergeordnete  Verwaltung  ist  eine  schlechte  Verwaltung.  Die  Wahl- 
sorge läßt  den  Präfekten  billigen,  was  er  nicht  billigen  sollte;  sie  ver- 
bietet ihm  umzustoßen,  was  er  umstoßen  sollte."  2) 

Allein  kann  es  anders  sein  in  einem  Staate  mit  parlamentarischer 
Regierung,  welche  gleichsam  von  der  Hand  in  den  Mund  lebt,  die 
jeden  Tag  durch  eine  Zufallsmehrheit  gestürzt  werden  kann?  Muß  sie 
nicht  die  Auftraggeber  der  Männer,  welche  sie  in  das  Nichts  zurück- 
schleudern können,  auch  mit  ungerechten  Mitteln  günstig  zu  stimmen 
suchen? 

Ein  großer  Mißstand  scheint  aber  auch  die  Abwesenheit  eines  selb- 
ständigen Kommunalsteuersystems  zu  sein.  Die  meisten  Selbstverwaltungs- 
körper sind  neben  den  Einnahmen  aus  Vermögen,  Gebühren,  Beiträgen 
auf  Zuschläge  zu  den  großen  Staatssteuern  und  einigen  kleineren  an- 
gewiesen ;  auch  Fronen  sind  zulässig.  Nur  die  größeren  Städte  beziehen 
aus  inneren  Verbrauchssteuern,  die  in  der  Form  der  Torsteuern  erhoben 
werden,  eine  solche  Einnahme,  daß  sie  sich  freier  bewegen  können. 
Das  Octroi  ist  in  1500  bis  1600  Gemeinden  eingeführt.  Sehr  viele 
Gemeinden  müssen  bei  der  Dürftigkeit  ihrer  Einnahmen  ihr  finanzielles 
Gleichgewicht  durch  Staatssubventionen  zu  erreichen  suchen.  Dadurch 
knüpft  sich  das  Band  der  Abhängigkeit  von  den  Parteien  und  den 
Berufspolitikern  noch  fester. 

II. 
Schweiz. 

Ein  Bild  der  schweizerischen  Selbstverwaltung  mit  wenigen  großen 
Strichen  zu  entwerfen  ist  unmöglich,  weil  sich  die  unterscheidenden 
Merkmale  fast  gar  nicht  zu  einheitlichen  Gruppen  zusammenstellen 
lassen.  Selbst  über  das  territoriale  Gebiet  der  Selbstverwaltung  läßt  sich  nur 
im  allgemeinen  sagen,  daß  es  die  Gemeinde  ist,  aber  es  gibt  in  der 
Schweiz  ein  halbes  Dutzend  Gemeinden. 


')  Coudurier  S.  217  f. 

2)  So  Hauriou,  zitiert  bei  Mercier  S.  222. 
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Die  Ortsgemeinde  gerfalh  in  der  deul  i  tien  Schweiz  in  eine  Büi 
gemeinde  und  eine  Einwohnergemeinde.     Die  BUrgergemeinde,  wi 
sich  viii   [6.  Im    /um   [8.  Jahrhundert  durch  die  Ordnung  de    Armen- 
Wesens  herausbildete,  hat  einen  genossenschaftlichen  Charakter.    Si 
die  Besitzerin  des  Gemeindevermögens  und  damit  der  für  die  Armen- 
pflege   verfUgbaren   Nutzungen.     Die  Einwohnergemeinde,    im    wesent- 
lichen  eine  Schöpfung  des   19.  Jahrhunderts,  ist   die  Trägerin    der  Auf- 
gaben   der    politischen    Gemeinde,1)    neben     der    aber    noch    Kirchen-, 
Armen-,    Schulgemeinden    bestehen,    deren    Grenzen    nicht   überall    zu- 
sammenfallen.    Gar    nicht    zu    reden    von    den   Nutzungskorporationen, 
den  Inhaberinnen    der    nach  Ausscheidung  des  Bürgervermögens    übrig 
gebliebenen  gemeinsamen  Ländereien. 

Ebensowenig  einheitlich  ist  der  Aufgabenkreis  der  Gemeinden ; 
der  Natur  der  Sache  nach  stimmt  er  im  großen  und  ganzen  mit  dem 
der  benachbarten  Staaten  überein.  Überall  ist  das  Armenwesen  eine 
wichtige  Angelegenheit  der  Gemeinden,  aber  in  den  romanischen 
Kantonen  wiegt  das  Element  der  Freiwilligkeit  vor;  das  Wegewesen 
bietet  eine  Musterkarte  der  mannigfaltigsten  Bestimmungen ;  die  Ge- 
meindepolizei ist  in  den  meisten  Kantonen  nicht  geordnet,  „daher  .  .  . 
vielerorts  schlecht  oder  gar  nicht  bestellt."  2)  Ein  Prinzip  in  der  Auf= 
bringung  dnr  Gemeindelasten  ist  nicht  zu  ergründen.  Da  gibt  es 
Anteile  an  Staatssteuern,  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern,  die  Staats- 
steuer erhält  gelegentlich  ihr  Gegenstück  in  einer  Gemeindesteuer  auf 
dasselbe  Objekt;  was  in  einem  Kantone  Staatssteuer  ist,  ist  in  einem 
anderen  Gemeindesteuer,  oder  das  Steuerwesen  ist  überhaupt  nicht  ge- 
setzlich geordnet;  eine  große  Rolle  spielen  die  Steuern  auf  Kopf  und 
Haushaltung,  welche  die  unteren  Klassen  stark  belasten.  Daneben 
kommen  Hundesteuern,  Anteile  an  Wirtschaftspatenten,  sogar  Erbschafts- 


')  Nur  in^Thurgau  hat  die  Bürgergemeinde  eine  besondere  Organisation;  Bürger- 
gemeinde und  Einwohnergemeinde  tagen  zusammen,  aber  über  die  Angelegenheiten  der 
Bürgergemeinde  stimmen  nur  die  berechtigten  Bürger  ab. 

2)  Schollenberger,  Grundriß  1164  t.,  228  f.,  III  110. 

Die  traurigen  Zustände  mancher  Schweizer  Dörfer  haben  ihre  Ursache  vielfach,  wie 
in  Frankreich,  in  der  großen  Kleinheit  der  Gemeinden.  Hierfür  einige  Daten.  In  Grau- 
bünden gibt  es  26  Gemeinden  mit  75  und  weniger  Einwohnern,  13  mit  75  bis  100, 
die  kleinsten  Gemeinden  Casti  und  Wcrgenstein  haben  16  bezüglich  17  Einwohner. 
44  Gemeinden  haben  weniger  als  50  männliche  Einwohner,  Minderjährige  und  Ausländer 
mitgerechnet.  Der  Kanton  hat  224  Gemeinden,  von  denen  96  unter  der  Finanzkontrolle 
des  Kantons  stehen.  14  von  ihnen  werden  von  ihm  unterstützt,  indem  der  Kanton  das 
Verwaltungsdefizit  trägt.  Daß  solche  Gemeinden  weder  die  persönlichen  noch  die  mate- 
riellen Kräfte  zur  Selbstverwaltung  besitzen,  ist  selbstverständlich,  und  die  beste  Selbst- 
verwaltungsverfassung kann  es  nicht  ändern. 

(Ebenso  unfähig,  wie  wir  noch  sehen  werden,  sind  mehrere  kleinere  Kantone  für 
ihre  besonderen  Aufgaben.)  —  Der  Kanton  Aargau  mit  rund  220000  Einwohnern  hat 
240  Gemeinden. 

15* 
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steuern  vor.  Das  Allmendeigentum  ist  großenteils  in  den  Besitz  der 
Nutzungskorporationen  und  Bürgergemeinden  übergegangen ;  diese  ver- 
wenden, nach  Kantonen  verschieden,  einen  Teil  ihrer  Einkünfte  für 
öffentliche  Zwecke.1) 

Welches  sind  denn  nun  aber  die  durchschlagenden  Züge  in  dem 
Bilde  der  schweizerischen  Selbstverwaltung  ?  Zwei :  In  den  germanischen 
Kantonen  die  größere  Teilnahme  der  Bürger  an  den  Gemeinde- 
angelegenheiten und  ihr  größerer  Einfluß  auf  sie,  in  den  romanischen 
Kantonen  die  ausgedehntere  Staatsaufsicht. 

Dieses  Urteil  ist  jedoch  noch  zu  allgemein.  Die  Gemeinden  der 
drei  französischen  Kantone  haben  prinzipiell  repräsentative  Einrichtungen, 
die  Gemeinden  der  anderen  prinzipiell  Landsgemeindeverfassungen. 
Hier  steht  der  Gemeindeversammlung  nicht  nur  das  Recht  zu,  ihre 
Beamten  zu  wählen,  sondern  auch  dasjenige  der  Entscheidung  über 
alle  Gemeindeanlegenheiten ;  in  den  drei  Kantonen  Genf,  Neuenburg 
und  Waadt  dagegen  ist  die  Gemeindeversammlung  nur  befugt,  den 
Gemeinderat  zu  wählen.  Da  sie  keine  Macht  über  die  Beschlüsse  ihrer 
Vertreter  hatte,  ist  ein  fakultatives  Gemeindereferendum  eingeführt 
worden.'2)  In  Beziehung  auf  die  Staatsaufsicht  tritt  ein  starker  Gegensatz 
zwischen  den  wenig  beaufsichtigten  germanischen  Kantonen  der  Ost- 
und  Mittelschweiz  und  den  stärker  beaufsichtigten  der  romanischen 
Kantone,  die  halbromanischen  Freiburg  und  Wallis  eingeschlossen, 
hervor.  Der  am  meisten  französische  Kanton  Genf  offenbart  in  dieser 
Beziehung  einen  der  franzosischen  Selbstverwaltung  ähnlichen  Charakter, 
wähend  Waadt,  Freiburg,  Neuenburg,  Wallis  etwas  hinter  ihm  zurück- 
bleiben. Zwischen  ihnen  und  den  ost-  und  mittelschweizerischen  Kantonen 
zieht  sich  ein  Gürtel  hin,  dessen  Staaten  in  der  Mitte  stehen:  mehr 
Aufsicht  als  in  der  Ost-  und  Mittelschweiz,  weniger  als  in  der  West- 
und  Südschweiz;  es  sind  Graubünden,  St.  Gallen,  Schaffhausen,  Basel 
Solothurn,  Luzern,  Zug  und  Bern. 

Die  Aufsicht   äußert  sich    in  der  Entscheidung    von  Beschwerden, 

1)  Vgl.  G.  Schanz,  die  Steuern  der  Schweiz  1900  I  2041'.  und  K.  Bücher  „All- 
menden" im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  Wenn  in  der  Schweiz  ein  so 
großer  Teil  des  Allemendgutes  Privateigentum  wurde,  so  lag  das  nach  Bücher  daran, 
daß  „die  Gemeinden  autonom  waren;  er  (der  Kampf  um  den  öffentlichen  oder  privaten 
Charakter  des  Allmendgutes)  endigte  mit  dem  Siege  des  öffentlichen  Gemeindeeigentums 
und  der  Politischen  Gemeinde,  wo,  wie  in  den  süddeutschen  Staaten,  eine  einsichtige 
Beamtenverwaltuug  eingreifen  konnte."  Gemeindesteuern  waren  nach  Schanz  zeitlich 
früher  als  Staatssteuern. 

2)  Eine  andere  Entstehungsursache  hat  das  Gemeindereferendum  in  großen  Ge- 
meinden der  deutschen  Schweiz,  wo  die  Gemeindeversammlungen  wegen  der  großen 
Zahl  der  erscheinenden  Bürger  dieselben  Unzuträglichkeiten,  wie  die  großen  Lands- 
gemeinden, aufwiesen,  und  daher  repräsentative  Einrichtungen  und  Abstimmungen  an  der 
Urne  eingeführt  werden  mußten. 
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in  der  Fürsorge  für  die  Erhaltun  .  in  der  Prüfung  der 

Gemeindeverordnungen,  in  Genehmigung   v<>n  Budget    und  Gemeinde« 

nung,  von  Anleihen  und  Expropriationen,  Verkauf    und  Pachl 
Immobilien,  Mitwirkung  bei  der  Bestellung  der  Gemeindi  Di 

Strafen    bewegen   sich    zwischen    Rügen    bezüglich    Bußen     und    Ent- 
erbungen. 

Betrachtet  man  nun  das  Gebiet,  in  dem  die  Staatsaufsicht  am  ge- 
ringsten ist,  in  der  sie  besteht  „in  der  Aufsicht  über  die  Ver- 
waltung im  allgemeinen,  speziell  aber  über  Erhaltung  des  Gemeinde- 
vermögens, und  im  Rekursrecht",  dann  zeigt  sich,  es  sind  im  allgemeinen 
die  Landsgemeindekantone,  zu  denen  sich  Aargau  und  Thurgau  gesellen, 
im  ganzen  und  großen  gehört  auch  Zürich  zu  ihnen.  Denn  in  Luzem 
müssen  Anleihen  und  die  Veräußerung  von  Liegenschaften  genehmigt 
werden;  ebenso  ist  es  in  Zug,  wo  die  Genehmigung  der  Gemeinde- 
reglemente  noch  hinzukommt.  In  den  Mittelkantonen  ist  allgemein 
die  Genehmigung  der  Gemeindereglemente  und  die  Suspension  der 
ordentlichen  Gemeindeverwaltung  vorgesehen.  Noch  weiter  gehen 
Haseland,  Baselstadt  und  Bern.  In  den  ganz  romanischen  Kantonen  aber 
dehnt  sich  das  Aufsichtsrecht  sehr  weit  aus:  außer  der  allgemeinen 
Vcrwaltungsaufsicht  ein  Genehmigungsrecht  für  Steuern ,  AnK  ihen, 
Veräußerung  von  Immobilien,  Budget,  Rechnung,  Prozesse,  „ferner  Ge- 
nehmigungsrecht betr.  Gemeindereglemente,  auch  (wenigstens  Neuenburg 
und  Waadt)  das  Recht  staatlicher  Assistenz  bei  Gemeindeversammlungen 
und  Sitzungen  von  Gemeindebehörden  und  endlich  der  Suspension  der 
Gemeindeverwaltung.  Genf  erweitert  und  verschärft  diese  Aufsichts- 
rechte noch  folgendermaßen:  Rechnungswesen,  Protokoll  und  Archiv- 
führung sind  durch  den  Staatsrat  selbst  reglementiert.  Der  staats- 
rätlichen Genehmigung  bedürfen  nicht  nur  Budget  nud  Rechnung, 
sondern  auch  unter  Umständen  Ausgaben  außerhalb  des  Budgets,  ferner 
( Anordnungen)  über  neunjährige  Verpachtung  von  Immobilien,  An- 
nahme von  Legaten.  .  .  Eröffnung  oder  Auflassung  von  Gemeinde- 
straßen   und  Alignemcntspläne  und  Expropriationen  usw.".1) 

Auch  die  Schweizer  Gemeinden  übernehmen  Aufgaben  des  Staates 
(Polizei,  Steuer,  Zivilstandswesen  usw.),  und  für  Schuldbetreibung  und 
Konkurs  wird  wohl  ein  besonderer  Staatsbeamter  bestellt,  der  zwar 
von  der  Gemeinde  gewählt  wird,  aber  einer  stärkeren  Staatsaufsicht 
unterworfen  ist. 

Besondere  Stadtverfassungen  (Baselstadt,  Genf,  Zürich,  Luzernj  ver- 
andern das  Bild  der  schweizerischen  Selbstverwaltung  wenig,  weshalb 
wir  nicht  auf  sie  eingehen. 2) 

'     Schollenberger  I  33 1  f. 

Schoüenberger,  Grundriß  I  36S. 
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Wir  sehen:  die  Elemente  sind  die  Gemeindeversammlung  und  die 
von  ihr  gewählten  Beamten,  Gemeinderatspräsident  oder  Gemeinde- 
präsident und  Gemeinderatsschreiber.  Zwischen  sie  treten  in  den 
romanischen  Kantonen  aus  staatsrechtlichen  Gründen,  in  den  größeren 
germanischen  Gemeinden  aus  politischen,  repräsentative  Gebilde:  Ge- 
meinderat, Großer  Stadtrat,  und  die  Exekutive  weitet  sich  zu  einem 
(kleinen)  Stadtrat  aus;  das  Volk  sichert  sich  seinen  Einfluß  durch 
Referendum  und  Initiative. 

In  der  Schweiz  fehlen  die  Voraussetzungen  für  die  Entfaltung  der 
amerikanischen  Korruption,  weshalb  nur  über  wenige,  schwache  Ansätze 
zu  ihr  ein  wenig  geklagt  wird:  Stellenbesetzung  durch  Berufspolitiker 
und  Ausführung  städtischer  Lieferungen  und  Bestellungen  durch  Mit- 
glieder des  Großen  Stadtrates.  Jene  Voraussetzungen  sind  ja  schwache 
Staatsaufsicht,  entwickelte  Parteiorganisation,  Riesenstädte  mit  einer 
niedrig  stehenden  Bevölkerung,  die  zum  großen  Teil  aus  Ausländern 
besteht  und  deren  Naturalisierung,  wenigstens  früher,  nur  geringe 
Hindernisse  entgegenstanden.  Aber  für  den  Fremden  ist  es  in  der 
Schweiz  schwer,  Bürger  zu  werden;  selbst  die  Schweizer  aus  anderen 
Gemeinden  desselben  Kantons  oder  anderer  Kantone  erwerben  als 
Niedergelassene  erst  nach  drei  Monaten  das  Recht  in  gemeindlichen 
und  kantonalen  Angelegenheiten  mitzustimmen;  die  sogenannten  Auf- 
enthalter1) aber  erlangen  überhaupt  keine  politischen  Rechte.  Allein 
auch  die  Niedergelassenen  werden  damit  in  den  deutschen  Kantonen 
nicht  Mitglieder  der  Bürgergemeinde  und  erlangen  daher  auch  keinen 
Anspruch  auf  den  Mitgenuß  des  Bürgergutes. 

Diese  Gesetzgebung  wirkt  wie  eine  Beschränkung  des  Wahlrechtes, 
der  Sozialdemokratie  aber  ist  es  erschwert,  das  Bürgergut  für  ihre 
Zwecke  nutzbar  zu  machen. 2)  Die  hierfür  erforderlichen  Einnahmen 
aber  durch  Steuern  aufzubringen,    ist   nicht  leicht,    da   in  Demokratien 

1)  „Als  Aufenthalter  gelten  .  .  .  Personen  welche  sich  nur  kürzere  Zeit  an  einem 
Orte  aufhalten  wollen,  oder  welche  zwar  länger  verweilen,  aber  in  alleinstehender  oder 
abhängiger  Lebensstelluug  sich  befinden,  wie  Studierende,  Handwerksgesellen  und  Dienst- 
boten."    Schollenberger,  Bundesstaatsrecht  S.  217  Anm. 

2)  Auf  einem  kantonalen  sozialdemokratischen  Parteitage  wurde  ein  reichhaltiges  Pro- 
gramm der  Gemeindepolitik  entworfen.  Pflüger  meinte,  viele  Aufgaben  könnten  auch 
in  Landgemeinden  durchgeführt  werden,  wie  Kleinkinderschulen,  Jugendhorte,  Schüler- 
speisung (bisher  46  Gemeinden),  Hilfsklassen,  Schulärzte,  Ferienpensionen  durch  Ver- 
einigung von  Gemeinden,  Amtsvormunde,  Krankenmobilienmagazine,  fahrbare  Desinfek- 
tionsapparate, Gemeindckrankenpflegen,  Badegelegenheiten  für  jung  und  alt,  Fürsorge- 
stellen für  Lungenkranke,  Walderholungsstätten,  Bekämpfung  des  Alkoholismus  durch 
Lesesäle  usw.,  unentgeltliche  Geburtshilfe,  billige  Rechtshilfe,  gewerbliche  Schiedsgerichte, 
Fürsorge  für  Licht  und  Kraft,  Wohnungsfürsorge,  Beschaffung  billiger  Brennmaterialien, 
Verpachtung  von  Gemeindeland,  Beschaffung  billiger  Lebensmittel.  Eine  Revision  des 
Steuergesetzes  könne  freilich  den  Gemeinden  erst  die  nötigen  Mittel  für  solche  Dinge  an 
die  Hand  geben. 
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die  Einführung  eines  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  entsprechenden 
Steuersystems  größere  Widerstände  tu  überwinden  h.it,  als  in  kon  ti« 

tutioneÜen  Monarchien,   wie  wir  noch  im  nächsten  Kapitel  sehen  werden. 


III. 
Union. 

In  dem  ersten  Abschnitt  des  vorhergehenden  Kapitels  wurde  dar- 
gelegt, daß  die  amerikanische  Staatsverwaltung  die  Tätigkeit  der  Graf- 
schaften, Townships  und  Städte  sich  selbst  überläßt;  nur  diejenige  der 
Schulverwaltung  und  der  Armcnverwaltung  im  engeren  und  weiteren 
Sinne  steht  unter  ihrer  Überwachung;  neuerdings  dehnt  sich  ihre 
Kontrolle  aus.  Ihre  Befugnisse  haben  mehr  einen  politischen,  als  einen 
administrativen  Charakter. l)  Andererseits  sind  diejenigen  der  Gesetz- 
gebung so  ausgedehnt,  daß  der  Spielraum  für  selbständige  Entscheidungen 
der  sogenannten  Selbstverwaltungskörper  dadurch  sehr  beschränkt  wird; 
diese  sind  ausführende  Organe  für  die  Aufgaben,  welche  ihnen  die 
einzelstaatliche  Gesetzgebung  vorgezeichnet  hat. 

So  schmal  und  eng  der  Raum  ist,  in  dem  sich  die  Lokalverwal- 
tungskörper bewegen  dürfen,  so  sind  sie  doch  nicht  einmal  in  ihrer 
Vermögensverwaltung  vor  Eingriffen  der  Gesetzgebung  sicher.2)  Ja 
noch  mehrl  „Die  verfassungsrechtliche  Kompetenz  der  Legislatur", 
sagt  Holst,  „wäre  groß  genug,  um  mit  einem  Schlag  die  Selbstverwal- 
tung auf  ein  sehr  bescheidenes  Maß  zu  reduzieren,  denn  nie  sind 
Eigenrechte  die  Basis  derselben.  Zweckmäßigkeitserwägungen  bestim- 
men den  Staat,  „Munizipal- Organisationen"  verschiedener  Art  und  ver- 
schiedener Ordnung  zu  schaffen  und  denselben  stehen  nur  die  ihnen 
vom  Staate  verliehenen  Rechte  zu  ...  .  Inkorporationsakte  und  Frei- 
briefe (chartefs)  können  ebenso  wie  allgemeine  Gesetze  jeden  Augen- 
blick von  der  Legislatur  geändert  oder  auch  vollständig  aufgehoben 
werden,  denn  es  ergeben  sich  aus  ihnen  nie  wohlerworbene  Rechte 
(vested  rights),  die  der  Kompetenz  des  Staates  entrückt  sind.  Städ- 
tische Grenzen  können  erweitert  oder  verengert,  Counties  zerstückelt 
oder  verschmolzen,  Towns  abgeschafft,  Städte  zu  Dörfern  degradiert 
werden  usw.  und  die  Betroffenen  können  nicht  daraufhin,  daß  dadurch 
ihre  früheren  Rechte  verletzt  werden,  den  Schutz  der  Gerichte  anrufen."3) 


')  „The  State  administrative  System,  is  based  upon  the  principle  that  the  powers 
which  by  the  Constitution  are  conferred  upon  the  State  executive,  are  political  rather  than 
administrative  in  character."  F.  E.  Goodnow,  The  position  and  powers  of  cities  in 
the  United  States,  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.   123,  S.  9. 

2)  Goodnow,  Comparative  Law  I  175. 

3)  Holst,    Staatsrecht  S.   174.  —   Fast  das  einzige,    was  die  Gesetzgebung  nicht  tun 
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Diesem  unselbständigen  Charakter  der  Lokalverwaltung  entspricht 
es,  daß  es  ein  besonderes  lokales  Steuersystem  gar  nicht  gibt.  Die  Kom- 
munalkörper erheben  dieselben  Steuern  wie  der  Staat:  es  sind  vor 
allem  die  Vermögenssteuer,  dann  Kopfsteuern,  deren  Ertrag  häufig  zur 
Herstellung  und  Unterhaltung  der  öffentlichen  Straßen  verwandt  wird 
und  spezielle  Gewerbesteuern.  Beiträge  (assessments)  zur  Bestreitung 
der  Kosten  der  durch  das  Zusammenleben  in  Dörfern  und  Städten 
entstehenden  Anlagen  nehmen  eine  besondere  Stellung  ein.  Aber 
auch  in  der  Verfügung  über  diese  finanziellen  Mittel  sind  sie  durch 
die  Gesetzgebung  beschränkt.  Mehr  wird  es  gebilligt,  daß  ihre  Frei- 
heit, Anleihen  aufzunehmen,  sehr  begrenzt  ist,  wodurch  andererseits 
aber  auch  ihre  Fähigkeit,  Gemeindeunternehmungen  zu  begründen, 
sehr  erschwert  wird. 

Die  Eigentümlichkeiten  der  amerikanischen  Einrichtungen  machen 
sich  am  stärksten  in  den  Städten  bemerklich.  „Die  Gesetzgebung  .  .  . 
ist  dahin  gelangt,  sie  als  ein  Organ  der  Staatsverwaltung  zu  betrachten, 
wobei  sie  wenig  Unterschied  zwischen  Staats-  und  Stadtangelegenheiten 
macht  und  über  sie  dieselbe  Herrschaft  ausübt,  wie  über  Grafschaften 
und  Townships."1)  Sie  nutzt  ihre  Beamten  für  die  Zwecke  des  Staates 
aus,  maßt  sich  die  Entscheidung  über  Stadtangelegenheiten  an,  ver- 
ändert nach  Belieben  die  Stadtverfassung,  legt  ihr  neue  Aufgaben,  neue 
Pflichten  auf,  ohne  daß  die  Stadt  sich  gegen  diese  unverantwortliche 
Macht  verteidigen  könnte.  Es  ist  häufig  vorgekommen,  daß  das 
Staaterparlament  die  Stadtverwaltungen  gezwungen  hat,  überflüssige 
Ämter  zu  schaffen,  um  die  Anhänger  der  Parlamentsmehrheit  unterzu- 
bringen oder  kostspielige  Unternehmungen  auszuführen,  um  ihnen 
Gelegenheit  zu  geben,  sich  dabei  zu  bereichern.2)  Seth  Low,  der 
Bürgermeister  von  Brooklyn,  mußte  in  jedem  Jahre  seiner  Amtszeit 
sich  gegen  Versuche  des  Parlamentes  wehren,  die  Gehälter  der  Poli- 
zisten und  anderer  Beamter  seiner  Stadt  ohne  Rucksicht  auf  ihre 
Finanzkraft  zu  erhöhen. 

Da  die  Autonomie  der  Stadt  so  gering  ist  und  nach  amerikanischer 
Rechtsauffassung  die  Wege  dem  Staate  gehören,  so  muß  sie  das  Parla- 
ment um  die  Erlaubnis  bitten,  Straßenbahnanlagen,  Gas-  und  Wasser- 
werke ausführen  zu  dürfen,  wodurch  der  reichlichen  Gewinn  eintragende 
Einfluß  der  Berufspolitiker  vermehrt,  die  Stadt  aber  häufig  geschädigt 
wurde;  denn  die  mit  ihrer  Herstellung  beauftragten  Gesellschaften  er- 
langten manchmal  ihre  Rechte  auf  ewige  Zeiten,  ohne  die  Stadt  an 
ihrem  Gewinne    beteiligen   zu    müssen.     Man  wird  es  nun  verständlich 

könne,    sei,    daß   sie    den    Kommunalkorporationen    das    Recht    nehme,    ihre   Beamten    zu 
wählen.     Goodnow,  Comparative  Law  I  214. 

')  Goodnow  a.  a.  O.  I  202. 

*)  Goodnow  Municipal  Home  Rule,   1906,  S.  25  f. 
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finden,  weshalb  die  amerikanischen  Staatenparlament  riiebe 

aul  «lein  Gebiete  solcher  „special  acts"  betätigen,   die  dai   Lebensinter'1 
dei  Lokalverwaltungskörper   tiel   berühren.    In   sechf   Jahren   l><- 
schloß  das  Parlament  de    Staate  Ne*  \  <>rk  1284  Gesetze,  die  sich  auf 
die  30  „Cities"  dieses  Staatei  a,   von  diesen  39"  allein   auf  die 

Stadt    \<w    York. 

Zur  Rettung  vor  den  Parlamenten,  welche  die  Staatengerichte  nicht 
kräftig   abwehren,   wie  die  Bundesgerichte   den  Kongreß,   griff  das 
Volk  Bur  Volksgesetzgebung;    es   nahm  in  neue  Verfassungen  Bestim- 
mungen aui,  welche  dem  Parlamente  verboten,  entweder  Spezialgesetze 

zu  erlassen,  oder  sich  in  bestimmte  Angelegenheiten  der  Stadt  zu 
mischen.  Am  bemerkenswertesten  ist  das  Vorgehen  des  Staates 
Missouri,  der  größeren  Städten  in  gewissen  Grenzen  das  Recht  verleiht, 
sich  selbst  Verfassungen  zu  geben,  welche  die  Parlamente  nicht  an- 
tasten dürfen;  mehrere  Staaten  des  Westens  sind  dem  Beispiele  gefolgt. 
Verfassungsbestimmungen  dieser  Art  haben  auch  das  Eigentumsp ■<  ht 
des  Staates  an  den  Straßen  der  Städte  beschränkt,  so  daß  die  an  be- 
stimmte Bedingungen  geknüpfte  Einwilligung  der  Stadt  eingeholt 
werden  muß,  wodurch  ihre  Einnahmen  sich  erhöhen.1) 

Was  wir  kommunale  Selbstverwaltung  zu  nennen  pflegen,  besteht 
folglich  im  strengen  Sinne  in  den  Einzelstaaten  der  Union  nicht.  Das 
amerikanische  Regierungssystem  nennt  Goodnow  kurz  und  vortrefflich 
„one  of  legislative  centralization  and  administrative  decentralization". 
Nicht  Selbstverwaltung  darf  die  Verwaltung  der  Grafschaften,  Townships 
und  Städte  genannt  werden,  sondern  Lokalverwaltung,  „a  decentralized 
administrative  system" 2)  Daher  kennt  die  amerikanische  Praxis  auch 
nicht  die  klare  Sonderung  von  eigenen  und  übertragenen  Aufgabeu 
der  Lokalverwaltung.3)     Es  sind  im  allgemeinen  dieselben,    wie  in  den 


')  Außei   den  drei  Werken  Goodnow s,  vgl.  Bryce  II,  chap.  39,   44,  50,   51. 

Nach  Freund  S.  176  Anm.  hat  fast  die  Hälfte  der  Staaten  solche  Verfassungs- 
bestimmungen. Der  Entwicklung  der  Städte  sind  auch  in  manchen  Staaten  die  Vertreter 
bäuerlicher  Distrikte  hinderlich,  welche  bei  allen  Entscheidungen  mitwirken,  ohne  die 
Interessen  der  Städte  genügend  zu  verstehen. 

2)  S.  V.  S.  S.   10. 

3)  Die  Entwicklung,  sagt  derselbe,  habe  zur  Anerkennung  der  Townships  und  Graf- 
schaften als  öffentlicher  Korporationen,  aber  nicht  zur  Anerkennung  einer  eigenen  Tätig- 
keitssphäre derselben  geführt.  Die  Pflichten,  die  sie  auf  sich  nähmen,  betrachte  man 
als  Staatsangelegenheiten  und  ihre  Beamten,  obwohl  sie  von  den  Einwohnern  gewählt 
würden,  nicht  als  Beamte  der  Selbstverwaltung.  Aus  einer  gerichtlichen  Entscheidung 
übernimmt  er  folgende  Ausführungen.  Die  Townships  dürften  Land  kaufen  und  pachten 
und  sie  genössen  alle  hiermit  zusammenhängenden  Vermögensrechte,  in  allen  anderen 
Beziehungen  jedoch,  z.  B.  in  der  Verwaltung  der  Rechtspflege,  der  Sorge  für  die  öffent- 
liche Gesundheit  und  Sittlichkeit,  der  Erhaltung  der  Landstraßen,  Wege  und  Brücken, 
der  Armenfürsorge  und  der  Veranlagung  und  Erhebung  von  Steuern  seien  sie  adminis- 
trative Einteilungen  zur    zweckmäßigen  Erledigung    der  Staatsgeschäfte.     Zweckmäßig   sei 
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europäischen  Kommunalkörpern,  nur  daß  die  Kommunalisierung  wich- 
tiger Betriebe  weniger  weit  gediehen  ist  und  der  sozialpolitische  Ge- 
danke im  Sinne  der  Befriedigung  solcher  Bedürfnisse  der  ärmeren 
Klassen,  die  im  System  der  freien  Konkurrenz  vernachlässigt  werden, 
bisher  keine  tiefen  Wurzeln  geschlagen  hat.  Wenn  wir  ein  Schlagwort 
gebrauchen  dürfen,  so  hat  insbesondere  die  amerikanische  Stadt  einen 
manchesterlichen  Charakter.  Hier  und  da  ist  er  im  Schwinden  begriffen. 
Obwohl  die  Bewegungsfreiheit  amerikanischer  Städte  durch  die 
Staatsparlamente  stark  eingeschnürt  ist,  so  haben  sie  doch  der  Schau- 
platz einer  riesigen  Korruption  werden  können,  wozu  der  Umstand 
beiträgt,  daß  hier  die  parlamentarische  Korruption  ihre  besten  Weide- 
gründe findet  und  sich  mit  der  städtischen  an  einigen  Punkten  ver- 
schlingt. Ob  die  Staatsverwaltung  sie  hätte  verhindern  können,  wenn 
sie  eine  wirkungsvolle  Aufsicht  ausüben  dürfte,  ist  zu  bezweifeln,  da 
die  eigentliche  Ursache  der  Korruption  .die  Demokratie  selbst  ist.  In 
den  großen  Städten,  wo  eine  arme,  zum  Teil  aus  ungebildeten  Ein- 
wanderern und  aus  verbrecherischen  Elementen  bestehende  Menge  das 
allgemeine  Stimmrecht  besitzt,  war  es  immer  wieder  aus  diesen  Schichten 
hervorgehenden  Cliquen  von  Schuften  möglich,  sich  in  den  Besitz  der 
Stadtverwaltung  zu  setzen  und  sie  zu  plündern,  sich  durch  Bestechung 
von  Zeitungen,  Gerichten,  Staatsanwälten,  Polizeibehörden  gegen  alle 
Angriffe  zu  schützen,  die  Gunst  der  Massen,  welche  durch  sogenannte 
öffentliche  Arbeiten  und  andere  Nützlichkeiten  geködert  wurden,  jahre- 
lang zu  bewahren,  so  daß  sie  jene  Cliquen  immer  wieder  wählten,  endlich 
die  F"ührer  der  Massen  durch  Gemeindeämter  und  Geld  oder  auch  nur 
durch  Geld,  z.  B.  die  Wirte,  zu  kaufen.  Das  .volle  Verständnis  der 
Vorgänge  erfordert  den  Einblick  in  die  Parteiorganisationen,  von  denen 
wir  im  dritten  Kapitel  handeln  werden.  Die  mannigfaltigen  Bereicherungs- 
methoden der  Cliquen  waren  und  sind  zum  Teil  noch  heute  folgende: 
Teilung  der  Beute  mit  Freunden,  welche  Land  zu  billigen  Preisen  er- 
stehen, das  sie  später  zu  hohen  Preisen  der  Stadt  verkaufen;  Teilung 
der  Beute  mit  städtischen  Lieferanten  und  Unternehmern;  Aneignung 
des  Überschusses  städtischer  Betriebe,  welche  Gas,  Wasser  usw.  den 
Bürgern  zu  exorbitanten  Preisen  liefern ;  Erpressung  von  Geld  von  ein- 
zelnen Unternehmern  und  Aktiengesellschaften,  denen  die  Stadt  Übles 
zufügen  kann;  Erhebung  von  Abgaben  von  solchen  Unternehmern, 
die  wichtige  Zugeständnisse  von  der  Stadt  gratis  erhalten;  in  diesem 
Falle  wie  in  dem  folgenden  Zusammenspiel  mit  dem  Parlamente, 
welches    Gesetze    erläßt,    so    daß    für   die  Erlaubnis,    sie    übertreten    zu 


es,    die    Beamten    von    der  Townships   wählen    zu    lassen,    nachher    seien    sie    ebensogut 
Staatsbeamte,    wie    die  Staatsbeamten    selbst.     Comparative  Administrative  Law  a.  a.  O. 
Auch  die  Zwitterstellung    der    unteren  Gerichtshöfe,    auf  die    wir    früher  hinwiesen, 
gehört  hierher. 


DrittM    K  i;«ili  I.       Mir    Srll,Mvrrw.illniij:    in     l-t    BOdCTMfl    DCfl  235 

dürfen  (von  Wirtin,  Bordellinhabern),  gezahlt  werden  muß:  entwi 
direkt  an  die  Clique  oder  Indirekt  an  die  Polizei,  «reiche  füi  ihre  Stellen 
(etwa  wie  Portiers  in  besuchten  Gasthöfen)  einen  Tribut  entrichten  muß. 
Einige  dieser  Methoden  wurden  in  dem  größeren  Gebiet  der  Einzel« 
Staaten  in  gewaltigerem  Umfange  angewandt:  die  Eisenbahnen  erhielten 
von  den  Staatenparlamenten  Subventionen  in  Geld  und  Land:  von 
iS()i  — 1875  waren  es  163  Millionen  Acres.  Was  bedeutet  es  dagegen, 
daß  die  Gerichtshöfe  in  New  York  52  mal  mehr  kosteten,  als  ursprüng- 
lich veranschlagt  wurde,  daß  die  Verwaltung  jener  Clique  (King  ist  der 
amerikanische  Ausdruck),  welche  unter  der  Führung  Tweeds  New  York 
von  den  50er  bis  zum  Anfang  der  70er  Jahre  plündeite,  den  Steuer- 
zahlern einen  Verlust  von  zwei  Drittel  Milliarden  Mark  zufügte  und 
die  Schuld  der  Stadt  um  mehr  als  400  Millionen  Mark  erhöhte. 

Gegen  diese  Geißeln  suchte  sich  das  Volk  zu  schützen,  indem  es 
die  Schweizerische  Volksgesetzgebung  anwandte:  das  fakultative  Re- 
ferendum, insbesondere  das  Finanzreferendum,  Initiative,  Abberufung. 
Außerdem  wurde  die  Zivildienstreform  eingeführt.1)  Leider  ist  bei  allen 
Massenaktionen  eine  Führung  erforderlich,  die  nicht  selten  denen  zu- 
fallt,   gegen    die  man  sich  zu  schützen  sucht. 


IV. 
Schluß. 

Daß  die  moderne  Demokratie  nicht  allgemein  eine  freie  und  große 
Selbstverwaltung  ausgebildet  hat,  ist  eine  der  großen  Enttäuschungen 
desjenigen,  welcher  in  ihr  Vorbilder  für  die  Selbstverwaltung  in  mon- 
archischen Staaten  zu  finden  erwartet  hatte.  Mit  Recht  durfte  er 
sie  erwarten,  wie  auch  ein  demokratischer  Theoretiker  sehr  gut  darlegt. 
Das  Wesen  des  demokratischen  Staates  findet  Wettstein  darin,  daß 
erstens  „die  Funktionen  des  Staates  das  Spiegelbild  der  jeweiligen 
Volksanschauungen  sein  müssen",  weshalb  alle  Abänderungen  der  Ent- 
scheidung des  Volkes  zu  unterstellen  seien,  zweitens  in  der  Selbst- 
verwaltung, die  nach  ihm  besteht  sowohl  in  der  Volkswahl  der 
politischen  Beamten  wie  darin,  daß  der  Staat  „die  Verwaltung  so  viel 
als  möglich  dezentralisiert  und  sie  damit  auf  den  Boden  möglichst 
inniger  Wechselbeziehungen  mit  dem  Leben  des  Volkes  stellt".  2) 

Eine  ideale  Selbstverwaltung  müßte  folgende  Züge  aufweisen. 
Erstens  eine  scharfe  Trennung  der  staatlichen  von  der  kommunalen 
Verwaltung,  weil  diese  Vermischung  die  Staatsaufsicht  leicht  auch  auf 


>}  Vgl.  Freund  S.   183. 

2)  Grundgedanken,  Stellung  und   Richtlinien  der  demokratischen  Partei,  S.  8  f. 
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solche  Gebiete  ausdehnt,  die  ihr  füglich  nicht  unterstehen  sollten.  Sie 
ist  in  der  Schweiz  insofern  verwirklicht,  als  dort  für  Schuldbetreibung 
manchmal  besondere  Staatsbeamten  neben  den  Gemeindebeamten  tätig 
sind.  In  Frankreich  und  den  Vereinigten  Staaten  sind  Staat  und 
Kommunalkörper  eng  miteinander  verwachsen.  Der  zweite  Zug  wäre 
ein  ehrenamtlicher  Selbstverwaltungsreihendienst.  Dazu  ist  die  Demo- 
kratie nicht  geneigt;  sie  zieht  die  Verwaltung  durch  gewählte,  bezahlte 
Kommunalbeamte  vor,  neben  denen  in  der  Schweiz  Beamte  im  Ehren- 
amte tätig  sind.  Nur  in  Frankreich  sind  die  Stellen  der  Bürgermeister, 
Beigeordneten  und  Gemeinderäte  dem  Gesetze  nach,  aber  nicht  allgemein 
tatsächlich.  Ehrenämter.  Aus  diesem  Grunde  erscheinen  die  Klagen 
der  Demokratien  über  die  Bureaukratie  nicht  gerechtfertigt.  Der  dritte 
Zug  wäre  die  Entscheidung  aller  Gemeindeangelegenheiten  durch  die 
Gesamtheit  der  stimmberechtigten  Bürger.  Aber  diese  Art  der  Ge- 
meindeversammlung ist  beschränkt  auf  die  deutsche  Schweiz  und  die 
Neuenglandstaaten.  Überall  sonst  hat  die  Gemeinde  nur  das  Recht, 
repräsentative  Versammlungen  zu  wählen ;  durch  Referendum  und 
Initiative  ist  aber  hüben  und  drüben  der  Anteil  des  Volkes  an  der 
Verwaltung  gewachsen.  Ein  vierter  Zug  wäre  weitgehende  Autonomie 
die  man  nicht  mit  geringer  Staatsaufsicht  verwechseln  möge ;  diese 
findet  sich  in  den  Vereinigten  Staaten,  jene  nicht.  Etwa  mit  Ausnahme 
der  Ostschweiz   ist    geringes    selbständiges  Bewegungsrecht   die    Regel. 

In  Frankreich  wird  es  wohl  mit  den  Übeln  begründet,  welche  die 
auf  dem  allgemeinen,  gleichen  Stimmrechte  beruhende  Selbstverwaltung 
mit  sich  bringe.  Tatsächlich  spricht  die  in  den  Selbstvervvaltungs- 
körpern  der  Demokratien  so  häufig  hervortretende  Korruption  für  diese 
Meinung. *)  Diese  Charakteristik  der  in  Demokratien  herrschenden 
Selbstverwaltung  läßt  die  Behauptung  nicht  so  auffallend  erscheinen: 
die  Idee  der  Selbstverwaltung  zahle  überhaupt  nicht  zu  den  demo- 
kratischen. Audi  wird  für  sie  angeführt,  daß  die  in  die  Wirklichkeit 
übersetzte  ideale  Selbstverwaltung  die  Macht  des  zentralen  Mehrheits- 
willens brechen  oder  schwächen  müsse:  der  sei  jedoch  gleichsam  die 
Seele  der  Demokratie. 

Nun  sind  wir  den  Männern  nahe,  welche  die  Idee  der  Selbst- 
verwaltung als  eine  Folgerung  aus  dem  liberalen  Staatsgedanken  be- 
trachten. Sie  beschränke  doch  die  Siaatsexekutive,  in  geringerem 
Grade  auch  die  Gesetzgebung  und  schaffe  eine  Anstalt  zur  Pflege  des 
dem  Liberalismus  nach  Wilhelm  von  Humboldt  und  Stuart  Mill  teuren 
Besonderen    und    Eigentümlichen.     Es    sprechen    jedoch    zwei    Gründe 

Ji  Eine  amerikanische  Kommission  schlug  die  Einrichtung  zweier  Arten  von  Bürger- ■ 
Vertretungen  v^>r :  eine  nach  dem  allgemeinen  Stimmrechte,  die  andere  von  den  Steuer- 
zahlern gewählte;  diese  zur  Auflage  der  Steuern.     Bryce  I  645  f. 
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dagegen.     I  >tr   Liberalismus   will    die    größtmögliche,    die    m  I 
gedehnte  Freiheit  des  wirtschaftlichen  Verkehrs.    Ob 
Hüterin    dea    Besonderen    und    Eigentümlichen    i^t,    soll    dahii 
bleiben,  jedenfalls   wird   sie  durch   die   Selbstverwaltung  an   der 
wirklichung  gehindert    Sie  lädt  ein  besonderes  Int  i  Gemeinden 

entstehen,  das  aui  finanziellem  Gebiete  zu  indirekten,  den  freien  Verkehr 
hindernden  städtischen  Steuern  fuhrt.    Aber  auch  dort,  wo  sie  gefallen 

sind,   bewirkt    die   Selbstverwaltung    ein   Wiederauf  leben    der   Stadtwirt- 

schaft.     Es  erscheint  billig,   daß   die  Bürger   bei    allen  Lieferungen  für 

die    Stadt,    auch    wenn    sie    schlechter     und     teurer    liefern,     bevoi 
werden;   die  Stadtbürger   aber,   insbesondere   die   städtischen  Beamten, 
möchte  man  sittlich  verpflichten,  ihre  Einkäufe  nur  bei  ihren  Mitbürgern 
zu  machen.     Und  Korruptionsheide  entsfc  hen  in  der  Gemeinde  leichter, 
als  im  Staate,  die  Union  beweist  es  hinreichend. 

Gegen  jene  Auffassung  spricht  aber  auch  die  Wichtigkeit,  welche 
der  Liberalismus  der  Arbeitsteilung,  mit  anderen  Worten,  der  Fach- 
bildung, der  Berufsbildung  auch  auf  politischem  Gebiete  beilegt;  seine 
Anhänger  werden  überzeugt  sein,  daß  ein  gewissenhafter  Staatsbeamter 
die  Verwaltung  besser,  gerechter  und  billiger  führe,  als  die  Gemeinde. 
Daher  ist  die  Selbstverwaltung  mit  dem  Liberalismus  ebensowenig 
verwandt  wie  das  Volksheer,  das  so  viele  Soldaten  ohne  militärische 
Neigungen  und  Anlagen  zählt,  während  im  Berufsheere  Männer  mit 
solchen  Talenten  und  Tugenden  lange  verwandt  werden  können,  die 
nach  der  Einführung  des  Bürgerheeres  häufig,  weil  zu  anderem  un- 
brauchbar, untergehen  müssen. 

Aber  ein  Liberaler  mit  weitem  politischem  Horizonte  wird  die 
Selbstverwaltung  nicht  deshalb  anfeinden,  weil  sie  mit  seiner  Doktrin 
nicht  in  Einklang  gebracht  werden  kann.  Der  politische  Doktrinarismus 
ist  die  folgerichtige  Durchführung  eines  Prinzips,  ein  politisches  Prinzip 
ist  aber  das  Ergebnis  der  Betrachtung  nur  einer  Seite  der  vielgestaltigen 
menschlichen  Natur.  Daher  wird  der  nicht  doktrinäre  Liberale  jene 
nicht  auf  dem  liberalen  Prinzip  aufgebauten  Institutionen,  wie  die  all- 
gemeine Wehrpflicht  und  die  Selbstverwaltung,  anerkennen,  wenn  sie 
günstige  Folgen  für  den  Staat  haben.  Günstige  Folgen  hat  unleugbar 
die  Selbstverwaltung;  sie  bewirkt  bei  den  Bürgern  besseres  Verständnis 
der  besonderen  Verhältnisse  eines  lokalen  Gebietes,  politische  Schulung, 
Einsicht  in  die  Schwierigkeiten  der  Verwaltung,  größeres  Interesse  am 
Staate,  Befriedigung  des  Ehrgeizes,  der  sich  nicht  nur  im  Parlamente 
zu  betätigen  braucht  und  Einschränkung  der  Parteiherrschaft  in  Ländern 
mit  parlamentarischer  Regierung.  Solche  ideellen  Vorteile  dürften  die 
vorher  genannten  Mängel  aufwiegen. 
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Diese  Auseinandersetzung  zwischen  den  Ansprüchen  des  Demo- 
kratismus und  Liberalismus  auf  die  Entstehung  der  Selbstverwaltung 
hat  die  Notwendigkeit  erkennen  lassen,  das  Verhältnis  der  Demokratie 
zur  Idee  der  Freiheit  einer  genaueren  Untersuchung  zu  unterziehen; 
sie  wird  im  folgenden  Kapitel  geführt  werden. 


Viertes  Kapitel. 

Demokratie  und  Freiheit. 

Nach  der  gewöhnlichen  Auffassung  besteht  das  Wesen  der  Demo- 
kratie oder  der  Republik  (als  abgekürzter  Ausdruck  für  demokratische 
Republik)  darin,  daß  sie  den  Bürgern  mehr  Freiheit  gewähre  als  die 
übrigen  Staatsformen.  Die  Gedankenlosigkeit  gebraucht  zu  gerne 
Demokratie  und  Freistaat  als  sinngleiche  Wörter,  und  die  politisch 
wenig  gebildeten  Bürger  der  demokratischen  Republiken  rühmen  sich 
ihrer  „freiheitlichen"  Einrichtungen. 

Unsere  heutigen  Demokratien  sind,  was  diese  freiheitlichen  Ein- 
richtungen betrifft,  erfüllt  von  den  liberalen  Ideen  des  18.  Jahrhunderts; 
dies  ist  im  ersten  Buche  genügend  dargelegt  worden.  Die  Fundamente 
des  liberalen  Staates,  wie  sie  die  Theorie  des  18.  Jahrhunderts  verstand, 
sind  Teilung  der  Gewalten  und  Freiheitsrechte.1)  Nun  haben  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  die  französische  Monarchie  von 
1789 — 1792,  die  im  wesentlichen  eine  Republik  war  und  aus  der  sich 
die  Republik  auch  in  staatsrechtlicher  Form  entwickelte,  dann  die 
Schweiz,  sie  alle  haben  den  Grundsatz  der  Teilung  der  Gewalten  und 
die  Erklärung  der  Menschenrechte  in  ihre  Verfassungen  aufgenommen. 
Soweit  haben  sie  freiheitliche  Einrichtungen.  Es  wurde  aber  dargelegt, 
daß  sich  in  ihnen  die  Gewaltenteilung  nicht  hat  aufrecht  halten  lassen. 
Weiter  ist  bekannt,  daß  die  politischen  Prinzipien  der  konstitutionellen 
Monarchie  ebenfalls  Freiheitsrechte  und  Gewaltenteilung  sind  und  daß  die 
konstitutionelle  Monarchie  der  Vernichtung  der  Gewaltenteilung  einen 
stärkeren  Widerstand  entgegensetzt.  Müssen  wir  hieraus  nicht  schließen, 
daß  sie  der  Freistaat  ist?    Aber  vieleicht  sind  die  subjektiven  Freiheits- 


l)  Toute  societe  dans  laquelle  la  garantie  des  droits  n'est  pas  assuree,  ni  la 
Separation  des  pouvoirs  determinee,  n'a  point  de  Constitution.  Erklärung  der  Menschen- 
rechte von   1789,  Art.   16. 

Ce  n'est  pas  assez  d'avoir  traite  de  la  liberte  dans  son  rapport  avec  la  Constitution, 
il  faut  la  faire  voir  dans  le  rapport  qu'elle  a  avec  le  citoyen  .  .  .  Dans  le  premier 
cas,  eile  est  formee  par  une  certaine  distribution  des  trois  pouvoirs,  mais  dans  le 
second  "...  eile  consiste  dans  la  sürete,  ou  dans  l'opinion  qu'on  a  de  sa  sürete. 
Montesquieu,  Esprit  des  Lois,  XII  I. 
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rechte    in    ilir    nicht    IO    geschützt    wie    in    den    Demokratien,    <><1<  ■ 

haben  einen  geringeren  Umfang.    Untertuchen  wir,  welchen  Sehnt/  die 
Freiheitsrechte  in  den  Demokratien  genießen  und  welche  Befugnisse  sie 

den    Individuen    einräumen. 


Der  Schutz  der  Freiheitsrechte. 

Im  ersten  Buche  wurde  ausgeführt,  daß  die  Menschenrechte  in  den 
vorbildlichen  Erklärungen  der  amerikanischen  Einzelstaaten  in  Freiheits- 
rechte und  Herrscherrechte  zerfallen.  In  den  französischen  Nachbildern 
erscheinen  auch  soziale  Menschenrechte,  Forderungen  an  den  Staat  zu- 
gunsten der  Armen  und  Elenden.1)  Es  wurde  dort  auch  der  Unter- 
schied zwischen  den  englischen  und  amerikanischen  Rechten  hervor- 
gehoben. Die  englischen  Rechte  werden  gefordert  als  historische 
Rechte,  als  den  Individuen  zukommende  positive  Rechte,  und  es  sind 
ausschließlich  Freiheitsrechte,  welche  in  den  englischen  Erklärungen 
genannt  werden,  während  die  amerikanischen  mit  dem  Anspruch  auf- 
treten, natürliche  Herren-  und  Freiheitsrechte  zu  sein.  Zur  Erkenntnis 
des  Schutzes,  welchen  die  Verfassungen  den  Freiheitsrechten  gewähren, 
müssen  wir  noch  näher  auf  sie  eingehen. 

Das  englische  Recht  erscheint  in  der  Gestalt  von  Gesetzen,  die 
vom  Parlamente  erlassen  werden  (Statute  law)  und  in  Entscheidungen 
der  Richter  auf  Grund  früherer  Entscheidungen  (judge  made  law),  in 
welchen  sich  das  Gewohnheitsrecht  offenbart.  Die  Gewohnheit  eng- 
lischer Richter,  „einen  Fall  in  Übereinstimmung  mit  dem  Prinzip  .... 
nach  dem  ein  früherer.  Fall  entschieden  wurde,  zu  entscheiden,  führt 
dazu,  daß  die  Gerichtshöfe  allmählich  feste  Regeln  für  die  Urteilsfällung 
ausbilden,  welche  tatsächlich  Gesetze  sind.  Daher  beruft  man  sich  in 
anderen  Ländern  für  seine  Freiheitsrechte  auf  die  Verfassung,  während 
in  England,  wo  es  keine  geschriebene  Verfassung  gibt  und  die  Ver- 
fassung wenig  mehr  ist,  als  eine  Verallgemeinerung  der  Rechte,  welche 
die  Gerichtshöfe  den  Bürgern  sichern,  der  Bürger  sich  auf  Gesetze  und 
frühere  Entscheidung  stützt."2)  Aber  die  Gerichtshöfe  sind  nicht 
souveräne  Gesetzgeber  und  sie  sind  nicht  berechtigt,  Gesetze  auf  ihre 
Verfassungsmäßigkeit  zu  prüfen.  Das  englische  Parlament  ist  souverän, 
es    kann   jederzeit   neues  Recht   schaffen;    es    gibt    daher    auch   keinen 


')  Sie  müssen  zu  den  Rechten  auf  positive  Leistung  im  individuellen  Interesse  ge- 
rechnet werden,  welche  die  heutige  juristische  Theorie  neben  Freiheitsrechten  und  poli- 
tischen Rechten  zu  den  subjektiven  Rechten  zählt.  Vgl.  Jellinek,  System  der  subjektiven 
öffentlichen  Rechte  2.  A.   1905  S.   86  f.,  Desselben  allgemeine  Staatslehre  S.  406  f. 

J)  Dicey  S.  58,   196. 
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rechtlichen  Schutz  gegen  die  Einschränkung  oder  Beseitigung  der  Frei- 
heitsrechte, wenn  das  Parlament  sie  in  den  gesetzlichen  Formen  an- 
ordnet. Und  noch  ein  Zweites  ist  zu  beachten.  Die  englische  Gesetz- 
gebung hat  durch  die  Habeas  Corpus  Gesetze  von  1679  und  18 16 
(dieses  war  eine  Ausdehnung  der  Bestimmungen  jenes  auf  leichte  Fälle) 
einen  wirksamen  Schutz  der  Freiheitsrechte  geschaffen,  der  in  manchen 
Staaten,  wo  die  Menschenrechte  erklärt  worden  sind,  fehlt.  Endlich 
muß  man  sich  vergegenwärtigen,  daß  in  England  das  Parlament  so- 
wohl Verfassungsgesetze,  wie  andere  Gesetze  und  in  denselben  Formen 
zu  schaften  und  abzuschaffen  berechtigt  ist.  Es  gibt  keinen  höheren 
gesetzgebenden  Faktor  für  Verfassungsgesetze.1) 

Obwohl  wir  nicht  von  England  handeln,  wird  die  Kenntnis  der 
englischen  Rechtsprinzipien  zur  Klärung  der  Freiheitsrechte  in  den 
Demokratien  beitragen. 

In  den  geschriebenen  Verfassungen  der  Gliedstaaten  und  des 
Bundesstaates  der  Vereinigten  Staaten  sind  bestimmte  Freiheitsrechte 
als  natürliche  Rechte  verzeichnet,  und  die  Verfassungsgesetze  sind 
höhere  Gesetze  als  andere  Gesetze.  Sie  sind  der  Ausdruck  des  Volks- 
willens, während  die  gewöhnlichen  Gesetze  vom  Kongreß  unter  Zu- 
stimmung des  Präsidenten  erlassen  werden.  Kongreß  und  Präsident 
sind  aber  nur  Geschöpfe  des  Volkswillens.  Zur  Durchsetzung  dieses 
höheren  Anspruches  der  Verfassungsgesetze  hat  die  Verfassung  den 
Gerichtshöfen  und  in  höchster  Instanz  dem  Reichsgericht  das  Recht 
gegeben,  zu  prüfen,  ob  die  von  den  gesetzgebenden  Körpern  erlassenen 
Gesetze  mit  der  Verfassung  übereinstimmen,2)   wenn  in  einem  gericht- 

')  Dicey  a.  a.  O.  S.  38,  84  f.  These  then  are  the  three  traits  of  Parliamentary 
sovereignty  as  it  exists  in  England :  first,  the  power  of  the  legislature  to  alter  any  law, 
fundamental  01  otherwise,  as  freely  and  in  the  same  manner  as  other  laws ;  secondly. 
the  absence  of  any  legal  distinetion  between  coustitutional  and  other  laws;  thirdly  the 
non-existence  <>f  :uiy  judicial  or  other  authority  having  the  right  to  nullify  an  Act  of 
Parliament,  or  to  treat  it  as  void  or  unconstitutional.     S.  87. 

2)  Every  act  of  Congress,  and  every  act  of  the  legislatures  of  the  states,  and  every 
part  of  the  Constitution  of  any  State,  which  are  repugnant  to  the  Constitution  of  the 
United  States,  are  necessarily  void.  This  is  a  clear  and  settled  pnneipie  of  coustitutional 
jurisprudence.  The  judicial  power  of  the  Union  is  declared  to  extend  to  all  cases  ia 
law  and  equity  arising  under  the  Constitution ;  and  to  the  judicial  power  it  belongs, 
whenever  a  case  is  judicially  before  it,  to  determine,  what  is  the  law  of  the  land.  The 
determination  of  the  Supreme  Court  of  the  United  States,  in  every  such  case,  must  be 
final  and  conclusive,  because  the  Constitution  gives  to  that  tribunal  the  power  to  deeide, 
and  gives  no  appeal  from  that  decision.  James  Kent,  Commentaries  on  American  Law, 
II  th.  ed.  18(7,  337. 

Ausführlicher    entwickelt    dasselbe  Urteil  Story.     Er   verweist    zuerst  auf  Art   VI.  2 

der  Bundesverfassung,  welcher  lautet:    „This  Constitution  .  .  .  shall    be   the  supreme  law 

land;  and  the  judges  in  every  State  shall  be  bound  thereby  anything  in  the  con- 

-1    or    laws    of  any   State    notwithstanding.      Dann    auf   Art.  III  2.     ,,The    judicial 
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liehen    Verfahren    deren    Anwendung    gefordert    wird.     Da    nun 
Menschenrechte  einen    F-ii  der  Verfassung  bilden,  10  geni  den 

höchsten  Schutz,  der  einem  Rechte  zuteil  werden  kann.     1  Vor- 

teile   -.teilen    die    er  w.ihnten    i\'a<  hteile   gegenüber,    daß   die  höfc 

.sieh  den  durvli  die  fori  1  hreitende  volkswirtsc  haftlielie  und  gesellschaft- 
liche Entwicklung  gebotenen  Änderungen  der  Gesetze  widersetzen 
müssen,  wenn  diese  mit  den  Bestimmungen  der  früher  erlassenen  Ver- 
fassung  nicht  übereinstimmen,  oder  daß  eine  Vergewaltigung  des  Ge- 
richtes durch  den  Volkswillen  oder  eine  geheime  Beeinflussung  durch 
andere  Machte  stattfindet. 

In  Frankreich  haben  die  Freiheitsrechte  nicht  diesen  Schutz.  Nicht 
weil  in  Frankreich  alle  Gesetze,  auch  Verfassungsgesetze,  Ausdruck  des 
l'arlamentswillens  sind,  sondern  weil  die  französischen  Gerichte  nicht 
das  Recht  haben,  die  der  Verfassung  widersprechenden  Gesetze  für 
nichtig  zu  erklären.  Die  Erklärung  der  Menschenrechte  von  1789  ent- 
hält im  Art.  4  folgende  Bestimmung:  „Die  Ausübung  der  natürlichen 
Rechte  jedes  Menschen  hat  keine  anderen  Grenzen  als  diejenigen,  welche 
den  anderen  Mitgliedern  der  Gesellschaft  den  Genuß  derselben  Rechte 
sichern.  Diese  Grenzen  können  nur  durch  das  Gesetz  festgestellt 
werden."  Aus  diesem  Grunde  ist  ein  Menschenrecht,  das  nicht  durch 
Gesetz  oder  Verordnung  geregelt  ist,  nichts  weiter  „als  ein  Versprechen 
oder  ein  Programm".  Nun  haben  die  Väter  der  ersten  französischen 
Verfassungen  die  Menschenrechte  besonders  stark  schützen  wollen, 
weshalb  sich  in  ihnen  ein  Abschnitt  befindet,  der  von  den  Garantien 
der  Menschenrechte  handelt.  In  derjenigen  von  1789  steht  sogar 
folgender  Satz:  „Die  gesetzgebende  Gewalt  darf  kein  Gesetz  erlassen, 
welches  die  Ausübung  der  in  diesem  Abschnitt  niedergelegten  und  von 
der  Verfassung  verbürgten  natürlichen  und  bürgerlichen  Rechte  verletzt 
oder  hindert." x)  Ist  diese  „Garantie"  eine  Bürgschaft  ?  Ein  französischer 
Staatsrechtslehrer  antwortet  nein,  und  begründet  es  so:  „Ein  Gesetz, 
das  eine  Freiheit  oder  eines  der  von  der  Verfassung  verbürgten  Rechte 
unterdrückte  oder  beschränkte,  wäre  deshalb  nicht  nichtig.  Unzweifel- 
haft hätte  es  von  dem  gesetzgebenden  Körper  nicht  erlassen  werden 
sollen,   der  durch  dessen  Annahme   die  Verfassung  verletzt  hat.     Aber 


power  shall  extend  to  all  cases  .  .  .  arising  under  this  Constitution  .  .  .",  endlich  auf 
Art.  III  1  :  „The  judicial  power  of  the  United  States  shall  be  vested  in  one  supreme 
court  and  in  such  inferior  courts,  as  the  Congress  may  from  time  to  time  ordain  and 
establish  .  .  ."  Daß  aber  die  Gerichte  nur  mit  äußerster  Vorsicht  und  Zurückhaltung  an 
die  Prüfung  eines  Gesetzes  herantreten,  das  doch  von  einer  gleichgeordneten  Macht  er- 
lassen ist,  setzt  Cooley  gut  und  ausführlich  auseinander,  Constitutional  Limitations 
Chap.  VII.  Auch  schließen  sich  die  Bundesgerichtshöfe  den  Entscheidungen  der  Staats- 
gerichtshöfe an,  wenn  diese  die  Frage  entschieden  haben,  ob  ein  Staatsgesetz  mit  der 
Verfassung  ihrer  Staaten  übereinstimme.     Bryce  I  436. 

l)  Titre  premier.  —  Dispositions  fondamentales  garanties    par  la  Constitution. 
Hasbach,  Die  moderne  Demokratie     2.  Auflage.  16 
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wenn  es  erlassen  ist,  .  .  .  können  sich  weder  die  vollziehende  noch  die 
richterliche  Gewalt  weigern,  es  anzuwenden,  weil  unser  öffentliches 
Recht,  welches  die  letzten  Konsequenzen  der  Gewaltenteilung  zieht, 
den  Gerichtshöfen  verbietet,  darüber  zu  entscheiden,  ob  ein  Gesetz 
verfassungsmäßig  oder  verfassungswidrig  ist."  x)  Obwohl  die  Menschen- 
rechte in  der  Verfassung  von  1793  noch  einmal  feierlich  erklärt  und 
garantiert  worden  waren,  „hat  es  niemals  einen  Zeitraum  in  den  Jahr- 
büchern der  Menschheit  gegeben,  wo  alle  diese  Rechte  und  jedes  von 
ihnen  so  ungeschützt  gewesen  wäre,  ja  man  möchte  fast  sagen,  so  gar 
nicht  existiert  hätte".2) 

Die  Schweiz  steht  in  der  Mitte  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 
und  Frankreich.  Die  Bundesverfassung  von  1874  hat  im  Artikel  113 
dem  Bundesgerichte  aufgetragen,  auch  „über  Beschwerden  betreffend 
Verletzung  verfassungsmäßiger  Rechte  der  Bürger"  zu  urteilen.  „In 
allen  diesen  Fällen  sind  jedoch  die  von  der  Bundesversammlung  er- 
lassenen Gesetze  .  .  .  für  das  Bundesgericht  maßgebend."  Hören  wir 
hierüber  Blumer-Morel :  „Gegenstand  der  Beschwerde  kann  nur  sein, 
die  Verletzung  solcher  Rechte,  die  teils  durch  die  Bundesverfassung 
und  die  in  Ausführung  derselben  erlassenen  Bundesgesetze,  oder 
durch  die  Verfassungen  der  Kantone  den  Bürgern  zugesichert 
worden  sind.  Auch  in  letzter  Beziehung  schützt  der  Bund  die  Rechte  der 
Bürger,  gemäß  Art.  5  der  Bundesverfassung.  Bezüglich  Verletzung  kantonaler 
Gesetze  sieht  jedoch  Art.  59  lit.  a  des  Organisationsgesetzes  betreffend  die 
Bundesrechtspflege  dieses  Rekursrecht  nicht  vor,  im  Gegensatz  zu  den 
Bundesgesetzen.  Das  Bundesgericht  hat  deswegen  fortwährend  daran 
festgehalten,  es  stehe  ihm  keine  Berechtigung  zu,  einer  Prüfung  zu 
unterstellen,  ob  die  kantonalen  Behörden  kantonale  Gesetze  richtig 
ausgelegt  haben  oder  nicht.  Was  bedeuten  aber  die  Worte:  ,und  die 
in  Ausführung  der  Bundesverfassung  erlassenen  Bundesgesetze'?  wollte 
man  damit  ein  allgemeines  Rekursrecht  einführen  gegen  jede  unrichtige 
Anwendung  von  Bundesgesetzen?"  Es  wäre,  führen  die  Verfasser  aus, 
nur  zulässig  wegen  Verletzung  verfassungsmäßiger  Rechte  der 
Bürger',  und  dann  fahren  sie  fort:  „Diese  Verfassungsvorschrift  bildet 
die  Schranke  für  das  Rekursrecht,  wie  für  die  Zuständigkeit  des  Bundes- 
gerichtes. Die  Bundesgesetze  können  daher  nur  insoweit  in  Betracht 
kommen,    als   selbe   betreffend    eines    in   der  Bundesverfassung  gewähr- 


')  Esmein,    Elements    de    Droit    Constitutionel,    5.    A.    1909,    S.    500  f.      Vgl.    auch 
Hauriou  a.  a.  O.  S.  319. 

Der  3.  Art.  des  5.  Kap.  der  Verf.  von  -791  lautet:  ,,Les  tribunaux  ne  peuvent,  ni 
s  in;ini*cer  dans  l'exercice  du  pouvoir  legislatii,  ou  suspendre  l'execution  des  lois,  ni 
entreprendre  sur  les  fonctions  administratives  ou  eher  devant  eux  des  administrateurs . 
pour  rr.i-i.n   de  leurs   fonc'.ions." 

-    Dicey  S.  194. 
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leisteten   Rechtes   eine   ipezielle   Norm   aufgestellt    haben."     Und   von 
(■nur  Botschaft  des  Bundesrate!  au    den  J.ihrt-  1 H74,  die  einen  Rekurs 
.in    die   Bundesbehörden    für  nilästig  erklärte,   urteilen   die  Verla 
,.Ks  ist  klar,  dafl  die  Botschaft  hier  gleichfalls  von  der  Voraussetzung 

ausgeht,  dafl  ei  sich  um  verfassungsmäßige  Rechte  der  Bürger  handeln 
müsse,  die-  in  einem  Ausfuhrungsgesetze  ihre  nähere  Präzision  erhalten 
haben."  ») 

Folgende  Worte  G.Meyers  dürften  die  vorhergehenden  Erörterungen 
treffend  zusammenfassen:  „Diese  allgemeinen  Ansprüche  (nämlich  die 
Menschenrechte)  haben  aber  den  Übelstand,  daß  sie  sich  zur  unmittel- 
baren praktischen  Anwendung  nicht  eignen,  sondern  zu  ihrer  Durch- 
führung besonderer  Ausführungsgesetze  bedürfen,  in  deren  Ermangelung 
aber  sich  als  völlig  wertlos  erweisen."  2) 

Es  ist  folglich  die  Freiheit  des  Individuums  nirgendwo  durch  einen 
undurchdringlichen  Wall  von  Freiheitsrechten  geschützt.  In  der  Schweiz 
und  Frankreich  nicht,  weil  die  Gesetzgeber  die  zu  ihrer  Verwirklichung 
nötigen  Ausführungsbestimmungen  nicht  erlassen  haben,  oder  weil  den 
Gerichten  die  Prüfung  der  Gesetze  auf  ihre  Verfassungsmäßigkeit  ver- 
sagt ist  In  den  Vereinigten  Staaten  nicht,  weil  der  Volkswille  für 
notwendig  erachtete  Beschränkungen  mittels  einer  Verfassungsänderung 
durchsetzt  (Entziehung  des  Stimmrechtes),  oder  die  Gerichte  die  Grund- 
rechte in  dem  früher  gekennzeichneten  Geiste  interpretieren.8)     Endlich 


')  Blumer  -  Morel ,  Handbuch  des  Schweizerischen  Bundesstaatsrechtes  2.  A. 
III   172. 

2)  a.  a.  O.  S.  687  f. 

3)  Zur  Beleuchtung  dieses  Geistes  führe  ich  einiges  aus  dem  Kapitel  9  (Die  Grund- 
rechte) aus  dem  Freundschen  Werke  an.  Das  Oberlandesgericht  hat  „der  Kastengesetz- 
gebung der  Südstaaten  Tür  und  Tor  geöffnet".  Es  beseitigte  ein  Gesetz,  welches  die 
Eisenbahngesellschaften  zwingen  wollte,  Tausendmeilenfahrschcine  zu  ermäßigtem  Preise 
zu  verkaufen.  „Die  Unterscheidung  zwischen  Reisenden,  die  für  jede  Reise  besonders 
zahlen  und  den  Käufern  von  Distanzfahrscheinen  schien  dem  Gericht  nicht  genügend  ge- 
rechtfertigt .  .  .  Ein  Gesetz,  das  Wascheinrichtungen  für  Bergarbeiter  vorschrieb,  wurde 
in  Illinois  für  ungültig  erklärt,  weil  die  gleiche  Vorschrift  für  andere  Arbeiter,  die  die 
Vorrichtungen  eben  notwendig  gebrauchen ,  nicht  eingeführt  wurde."  (Aus  dem  Ab- 
schnitt über  den  gleichen  Schutz  der  Gesetze  S.  55,  56).  Aus  dem  Abschnitt  über  den 
Schutz  der  Vermögensrechte  sind  folgende  Ausführungen  belehrend :  „Konzessionierte 
Bauten  und  Vorrichtungen  in  öffentlichen  Gewässern  können  abgetragen  und  beseitigt 
werden,  wenn  eine  zur  Förderung  der  Schiffahrt  geplante  Melioration  deren  Beseitigung 
verlangt,  und  die  Bundesgesetzgebung  gewährt  in  diesem  Falle  keine  Entschädigung  .  .  . 
Endlich  ist  in  einer  großen  Anzahl  von  Fällen  nach  dem  Grundsatz  verfahren  worden, 
daß  es  den  Bedürfnissen  der  öffentlichen  Sicherheit,  Gesundheit  und  Sittlichkeit  gegen- 
über keine  erworbenen  Rechte  geben  kann.  So  haben  rückwirkende  Prohibitivgesetze 
gegen  geistige  Getränke,  gegen  Oleomargarin,  gegen  Lotterieprivilegien  und  Monopole 
nicht  nur  wertvolle  Kapitalsanlagen  vernichtet,  sondern  ausdrückliche  Konzessionen  auf- 
gehoben, ohne  irgendwelche  Entschädigung  zu  gewähren.  Unter  diesen  Umständen  läßt 
sich    schwerlich    behaupten,    daß    die    verfassungsmäßige   Anerkennung    tatsächlich    einen 

16* 
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in  England  nicht,  weil  das  Parlament  Beschränkungen  der  Freiheit  be- 
schließen kann. 

IL 

Die  Freiheitsrechte.1) 

Nachdem  es  nunmehr  keinen  Zweifel  mehr  begegnen  kann,  daß  es 
nicht  die  Liste  der  Menschenrechte,  sondern  die  Gesetzgebung  in  ihrer 
konkreten  Ausgestaltung  dieser  Rechte  ist,  welche  die  Freiheit  des 
Bürgers  im  Staate  sichert,  wollen  wir  einen  Blick  darauf  werfen, 
welches  ideale  Maß  von  Freiheit  die  Gesetzgebungen  der  modernen 
Demokratie  den  Bürgern  gewähren. 

Wir  wollen  zuerst  von  den  Bestimmungen  sprecheu,  welche  die 
Unverletzlichkeit  der  schuldlosen  Person,  ihrer  Wohnung,  ihrer  Papiere 
bezwecken.2) 

i.    Schutz    gegen    willkürliche    Verhaftung    und 
Durchsuchung. 

Der  vierte  Zusatzartikel  zur  Verfassung  lautet:  das  Recht  des 
Volkes  auf  Sicherheit  der  Person,  der  Wohnung,  der  Papiere  und  des 
Eigentums  vor  ungerechtfertigten  (unreasonable)  Durchsuchungen  und 
Beschlagnahmungen  soll  nicht  verletzt  werden,  und  es  sollen  keine 
Haftbefehle  erlassen  werden,  ohne  daß  ein  wahrscheinlicher  (probable), 
durch  Eid  oder  Versicherung  erhärteter  Grund  vorliegt  und  ohne  genaue 


wirkungsvolleren  Schutz  erworbener  Rechte  zur  Folge  hat,  als  die  unverbrüchliche  Praxis 
englischer,  deutscher  oder  französischer  Gesetzgebung  .  .  .  Die  Tendenz  der  Gesetz- 
gebung ist,  den  Kreis  der  Zwecke  und  Unternehmungen,  für  die  das  Expropriationsrecht 
ausgeübt  werden  kann,  zu  erweitern,  und  zwar  durch  allgemeine  Ermächtigungsgesetze . . ." 
S.  53  f. 

1)  Die  ausschließlich  juristische  Frage  nach  dem  Wesen  der  Freiheitsrechte  bleibt 
im  Texte  unberührt.  Einige  Rechtsgelehrte  sehen  in  ihnen  „Rechte,  welche  dem  Ein- 
zelnen eine  Freiheit  von  Einwirkungen  des  Staates  gewähren  .  .  .  Von  anderer  Seite  wird 
der  Bestand  derartiger  Rechte  in  Abrede  gestellt  und  behauptet,  es  handle  sich  hier 
nur  um  Vorschriften  des  öffentlichen  Rechtes,  welche  Schranken  für  die  Staatsgewalt 
feststellten  .  .  ."  (G.  Meyer  a.  a.  O.  S,  686).  Nach  Jellinek  faßt  eine  Grundansicht 
„das  subjektive  öffentliche  Recht  seiner  Struktur  nach  als  dem  Privatrecht  gleichartig 
auf  und  läßt  es  nur  durch  die  Art  der  im  öffentlichen  Rechtsverhältnis  stehenden 
Personen  (Überordnung)  an  dem  auf  Koordination  bestehenden  Privatrecht  unterschieden 
sein.  „Die  andere  leugnet  seine  Existenz  und  erDlickt  in  ihm  nur  den  Reflex  von  Sätzen 
des  öffentlichen  Rechtes.  Er  gelangt  zu  dem  Ergebnis,  daß  es  kein  von  der  Person  ver- 
schiedenes Objekt,  wie  das  Privatrecht,  habe  und  daß  die  Anerkennung  der  Persönlich- 
keit auch  die  Bedingung  des  Privatrechtes  sei"  a.  a.  O.  S.  403  f.  —  Mehr  philosophisch 
sieht  Hauriou  in  ihnen  ,,le  droit  de  courir  des  risques  sous  la  protection  des  assurances 
sociales  et  en  vue  d'acquerir  des  biens."     S.  322. 

2)  Ich  führe  sie  in  der  von  G.  Meyer  aufgestellten  Ordnung  auf  §217  f. 
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1.  hnung  des  zu  < iur<  hsu<  henden  I  Irte  1,  der  zu  verhafti  ad<  n  P<  1 
und  der  zu  beschlagnahmenden  G  nde.    Trotz  diesen  klarei 

9timmung<  □  kommen  nach  I  looley  willkürliche  I  >ur.  h  iu<  hungert  durch  die 
Zollbehörden  vor;  die  Betroffenen  weinen  sich  deshalb  nicht   d 
weil  die  Beamten  soviele  Mittel  besäßen,  die  Kaufleute  zu 
zu   belästigen.     Auch    hätten   die  Entscheidungen   des  Bundes] 
den  Grundsatz  fast  zum  herrschenden  gemacht,   daß   die  Anordnui 
des    Kongresses    in    Finanzangelegenheiten,  wie   unbillig   sie   ai 
scheinen  möchten,   ausgeführt   werden    müßten.1)    Im    übrigen    b< 
es  keiner  Erörterung,  daß  Wörter,  wie  unreasonable  und  probable 
weite    Auslegung    zulassen.     Der    den    Befehl    ausführende    Beamte    ist 
straffrei,  auch   wenn   die  Anklage  unbegründet   war.2)     Die  Polizei 
in    der   Ausübung    ihrer    legitimen    Funktionen    auch    ohne    Haftbefehl 
Einlaß  in  die  Häuser    fordern,    bezüglich    erzwingen,    um  Verhaftungen 
vorzunehmen.8) 

In  Zeiten  der  Rebellion  und  einer  Invasion  kann  das  Habeas 
Corpus  Gesetz  außer  Wirksamkeit  gesetzt  werden,  wodurch  für  ver- 
haftete Personen  die  Garantien  rascher  Erledigung  ihrer  Prozesse  fort- 
fallen; der  Präsident  kann  das  Kriegsrecht  proklamieren,  das  die  Freiheit 
eines  jeden   einschränkt. 4) 

Gehen  wir  zur  Seh  weiz  über!  Der  Art.  58  der  Bundesverfassung 
lautet:  „Niemand  darf  seinem  verfassungsmäßigen  Richter  enrzogen, 
und  es  dürfen  daher  keine  Ausnahmegerichte  eingeführt  werden.  Die 
geistliche  Gerichtsbarkeit  ist  abgeschafft".  Nach  dem  Art.  65  darf 
wegen  politischer  Vergehen  kein  Todesurteil  gefällt  werden  und  sind 
körperliche  Strafen  untersagt.  Auch  ist  es  in  der  Schweiz  nicht  ge- 
stattet, „wegen  innerer  Unruhen  oder  wegen  eines  Angriffs  von  außen 
die  verfassungsmäßige  Rechte  der  Bürger  zu  suspendieren,  oder  an  die 
Stelle  der  bürgerlichen  Ordnung  eine  Militärdiktatur  zu  setzen". 5) 
Nicht  auf  der  Höhe  der  Bundesgesetzgebung  steht  die  Kantonsgesetz- 
gebung. Die  willkürliche  Verhaftung  im  Strafuntersuchungsverfahren  ist 
in  der  Schweiz  nicht  ausgeschlossen,  denn  eine  Verhaftung  kann  nicht 
nur  im  Auftrage  richterlicher  Behörden  erfolgen,  sondern  es  ist  ge- 
wöhnlich auch  „allerdings  nur  für  die  kantonale  Polizei,  der  leitenden 
Polizeibehörde  und  wohl  selbst  dem  Kommando  der  dienstbaren  Mann- 
schaft das  Recht  gegeben  .  .  .,  Haftbefehle  auszustellen.  Es  gibt  aber 
Kantone,    welche    dieses  Recht  rein  den  richterlichen,    bzw.  Strafunter - 


')  Cooley,  Constitutional  Limitations  S.  367  Anm.  2,  6.  A.    1890.    Holst,  Staatsrecht 
139  Arm.  2. 

*)  Cooley  S.  372. 

3)  Holst  S.  139. 

*)  Vgl.  die  ausführliche  Darstellung  bei  Rüttimann  §  552 — 567. 

fi)  Rüttimann  §  568. 


246     Zweites  Buch.     Formen,  Arten,  Begriff  und   Wesen  der  modernen  Demokratie. 

suchungsbehörden  reserviert  haben ;  das  ist  französisches  Recht  und  so 
ist  es  auch  in  Glarus,  Solothurn  und  St.  Gallen".  Ähnlich  steht  es  in 
Zug  und  Obwalden.  Selbstverständlich  kann  von  sich  aus  jeder 
Polizeimann  vernaften:  entwichene  Gefangene,  Landesverwiesene,  Ver- 
brecher auf  handhafter  Tat  und  eingegrenzte  Personen  (das  Verbot  der 
Entfernung  aus  der  Gemeinde  ist  eine  erlaubte  Strafe  in  SchafThausen, 
Appenzell  a.  Rh.,  Thurgau,  Aargau,  Luzern,  Freiburg,  Obwalden, 
Graubünden).1)  In  einigen  Kantonen  ist  bestimmt,  daß  der  Verhaftete 
innerhalb  24  Stunden  verhört  werden  soll.  „Eine  so  unbestimmt 
lautende  Vorschrift  hat  kaum  irgendeinen  Wert.  Wenn  nicht  dem 
Verhafteten  von  dem  Grunde  der  Verhaftung  und  von  den  gegen  ihn 
vorliegenden  Beweisen  Kenntnis  gegeben  wird,  so  hilft  ihm  das  so- 
genannte Verhör  garnichts". 2)  Nach  den  Verfassungen  einiger  Kantone 
soll  auch  gegen  Verhaftete  unnötige  Strenge  vermieden  und  es  sollen 
zur  Erwirkung  eines  Geständnisses  Zwangsmittel  nicht  angewandt 
werden.  Im  Jahre  1872  kommentierte  Rüttimann  dies  so:  „Hin  und 
wieder  aber  zeigt  es  sich  bei  irgendeiner  zufälüg  eingetretenen  Ver- 
anlassung, daß  das  Leugnen  und  Lügen  der  Inquisiten  disziplinarisch 
mit  Verschärfung  der  Haft  oder  gar  mit  körperlicher  Züchtigung  ge- 
ahndet und  reprimiert  wurde  und  es  finden  sich  immer  Juristen,  welche 
ein  solches  Verfahren,  das  von  dem  peinlichen  Verhör  kaum  zu  unter- 
scheiden ist,  verteidigen". 3)  Die  Polizei  darf,  wie  in  andern  Ländern, 
jederzeit  Wirtshäuser,  Privathäuser  auf  Anruf  der  Bewohner  und  bei 
Unglücksfällen  betreten.  Das  Recht  auf  Haussuchung  im  engeren 
Sinne  hat  in  Appenzell  a.  Rh.,  Baselland,  Glarus,  Nidwaiden,  Solothurn, 
St.  Gallen  die  Polizei  „aus  sich  nur  in  Verfolgung  eines  Verbrechers, 
der  sich  vor  ihren  Augen  in  ein  Haus  geflüchtet  hat.  Andere  Kantone 
sind  nachgiebiger".  Auch  die  Durchsuchung  der  Effekten  gestatten 
manche  Kantone.  *)  „Der  Schutz  (nämlich  des  Hausrechtes)  besteht 
übrigens  in  den  meisten  Kantonen  nur  darin,  daß  die  Bedingungen 
und  Formen  der  Hausdurchsuchung  durch  das  Gesetz  festgestellt  werden 
müssen".5) 

Auch  in  der  Strafrechtspflege  und  im  Strafvollzuge  weisen  die 
Kantone  Mängel  auf.  Sie  haben  ihren  Grund  darin,  daß  die  Klein- 
staaterei teuer  ist;  es  ist  das  die  Kehrseite  jener  glänzenden  Vorder- 
seite, der  Anteilnahme  so  vieler  an  dem  politischen  Leben  und  des 
Verständnisses  für  Verfassung  und  Verwaltung.  In  dieser  Kleinheit 
wurzelt  eine  gesunde  Demokratie,  aber  sie  bringt  es  auch  mit  sich,  daß 


1)  Schollenberger,   Grundriß  III  162  f. 

2)  Rüttimann  §  498. 

3)  Rüttimann  §  499. 
*)  Grundriß  III  166. 
5)  Rüttimann  §   500 
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kleine  Kantone  die  für  eine  kräftige  Kechtsflege  und  einen  rationellen 
Strafvollzug  nutigen  Mittel  nicht  aufbringet)  können;  früher  sahen  wir 
schon,  daß  es  manchen  Gemeinden  an  den  Mitteln  fehlt,  um  eine 
ordentliche  Polizei  einzurichten.  Die  Gerichte  erkennen  lieber  auf 
Geldstrafen,  als  auf  Freiheitsstrafen  an,  denn  zweckentsprechende  Straf- 
anstalten übersteigen  das  finanzielle  Können  nicht  weniger  Kantone. 
Es  ist  nicht  selten,  daß  zwischen  den  kleineren  und  den  größeren 
Kantonen  Verträge  abgeschlossen  werden,  laut  denen  die  Verbrecher 
der  kleineren  in  den  Gefängnissen  der  größeren  untergebracht  werden. !) 

In  Frankreich,  wo  bis  auf  die  Gegenwart  die  persönliche 
Freiheit  von  fast  allen  Regierungen  der  größten  Willkür  ausgesetzt 
gewesen  ist,  besteht  kein  dem  Habeas  Corpus  Act  ähnliches  Gesetz ; 
auch  ist  die  Freilassung  gegen  Bürgschaft  wenig  ausgebildet.  Bis  zum 
Jahre  1898  war  es  sogar  dem  Angeklagten,  so  lange  er  sich  in  Unter- 
suchungshaft befand,  nicht  gestattet,  den  Rat  eines  Rechtsanwaltes  ein- 
zuholen. Das  Domizil  genießt  Nacht  und  Tag  wenig  Sicherheit  Die  Polizei 
darf  eindringen  nicht  nur  zur  Vollziehung  von  Gerichtsurteilen  und 
zur  Nachforschung  wegen  Vergehen  und  Verbrechen,  sondern  auch  zur 
Ausführung  von  Polizeigesetzen  und  zur  Sicherung  des  Eingangs  von 
direkten  und  indirekten  Steuern.  Wird  der  Belagerungszustand  erklärt, 
dann  hört  die  sogenannte  Unverletzlichkeit  der  Wohnung  auf,  und  der 
militärische  Befehlshaber  hat  das  Recht,  Durchsuchungen  bei  Tage  und 
bei  Nacht  anstellen  zu  lassen.  2) 8) 

In  diesen  drei  Demokratien  ist  auch  bemerkenswert  die  Geneigtheit, 
selbst  bei  Arbeiterstreitigkeiten,  Truppen  aufzubieten;  neben  ihr  er- 
scheint das  Verfahren  einiger  Monarchien    geradezu    als  Mattherzigkeit. 


J)  Vgl.  Rüttimann  §  552 — 567. 

Vor  dem  Verbote  durch  die  Bundesverfassung  bestanden  in  solchen  Kantonen  auch 
merkwürdige  Ehren-  und  körperliche  Strafen  aus  dem  oben  angeführten  Grunde. 
Aber  auch  dort,  wo  Gefängnisse  eingerichtet  sind,  hat  man  den  Eindruck,  daß  sie  nicht 
selten  zu  der  Klasse  der  fidelen  gehören.  Ein  Zeitungsausschnitt  1  „In  Brugg  war  der 
mehrfach  vorbestrafte  Verbrecher  Widmer  aus  dem  Gefängnis  ausgebrochen.  Bald  da- 
rauf arretierte  ihn  die  Stadtpolizei  Zürich  und  lieferte  ihn  wieder  nach  Brugg  ab.  Bald 
fand  er  aber  den  Weg  ins  Freie  zum  zweitenmal,  kam  wieder  nach  Zürich  und  wurde 
letzter  Tage  von  der  hiesigen  Polizei  abermals  verhaftet  ...  In  der  Nacht  vom  Samstag 
auf  Sonntag  fand  er  nun  auch  in  Züeich  zum  zweitenmal  den  Weg  in  die  Freiheit." 
Neue  Züricher  Zeitung,   1907,  No.   185. 

2)  Hauriou  S.  335  f.  Bodley,  France  S.  100  f.  M.  Caudel,  Nos  Libertes  Politiques, 
10 10,  S.  420  f. 

3)  Das  englische  Recht  stimmt  aus  offenbaren  Gründen  mit  dem  amerikanischen  in 
sehr  vielen  Punkten  überein,  es  ist  daher  nur  nötig  zu  erwähnen,  daß  das  englische 
Parlament  sich  in  unruhigen  Zeiten  nicht  nur  dazu  entschließt,  das  Habeas  Corpus  Act 
außer  Wirksamkeit  zu  setzen,  sondern  auch  der  Exekutive  weitgehende  andere  Befugnisse 
einzuräumen.  Es  wäre  ja  sehr  belehrend,  die  Zeit  Georg  III.  ins  Auge  zu  fassen,  ich 
will    aber    nur    daran     erinnern,     daß    im    Jahre    1881    die    irische    Regierung    die    un- 
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2.    Freiheit   der  persönlichen  und  wirtschaftlichen 

Bewegung. 

Als  zweites  Freiheitsrecht  zählt  G.  Meyer  dasjenige  der  Freiheit 
der  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Bewegung  auf.  Er  rechnet  hier- 
her I.  die  Freizügigkeit  im  Sinne  von  Auswanderungsfreiheit,  2.  Frei- 
zügigkeit im  Sinne  der  freien  Niederlassung,  3.  Gewerbefreiheit,  4.  Ver- 
ehelichungsfreiheit. "  Die  erste  und  die  letzte  dieser  Freiheiten  sind 
heutigen  Tages  so  allgemein  anerkannt,  daß  wir  nur  die  zweite  und 
dritte  einer  Betrachtung  zu  unterziehen  brauchen.  Das  Wort  Gewerbe- 
freiheit ersetzen  wir  durch  wirtschaftliche  Freiheit. 

1.  Obwohl  die  Verfassung  der  Union  die  Freizügigkeit  und  die 
freie  Niederlassung  im  ganzen  Uniongebiete  für  ihre  Bürger  nicht  er- 
wähnt, haben  die  Bundesgerichte  dieses  Recht  aus  dem  vierten  Artikel 
hergeleitet.  „Die  Bürger  jedes  Staates,"  so  lautet  der  erste  Absatz  der 
zweiten  Abteilung,  „sollen  zu  allen  Vorrechten  und  Freiheiten  der 
Bürger  in  den  verschiedenen  Staaten  berechtigt  sein."  Jedoch  sind, 
wie  Freund1)  mitteilt,  Beschränkungen  der  eine  öffentliche  Unterstützung 
in  Anspruch  nehmenden  Anziehenden  gestattet. 

Auch  in  der  Schweiz  ist  die  Niederlassungsfreiheit  nicht  unbe- 
schränkt. Der  Artikel  51  der  Bundesverfassung  lautet:  „Der  Orden 
der  Jesuiten  und  die  ihm  affilierten  Gesellschaften  dürfen  in  keinem 
Teile  der  Schweiz  Aufnahme  finden,  und  es  ist  ihren  Gliedern  jede 
Wirksamkeit  in  Kirche  und  Schule  untersagt.  Dieses  Verbot  kann 
durch  Bundesbeschluß  auch  auf  andere  geistliche  Orden  ausgedehnt 
werden,  deren  Wirksamkeit  staatsgefährlich  ist  oder  den  Frieden  der 
Konfessionen  stört." 

Selbst  für  die  Schweizer  besteht  die  ungehemmte  Freizügigkeit 
nicht,  wie  man  aus  dem  Art.  45  der  Bundesverfassung  ersieht.  Dort 
heißt  es:  „Jeder  Schweizer  hat  das  Recht,  sich  innerhalb  des  schweize- 
rischen Gebietes  an  jedem  Orte  niederzulassen,  wenn  er  einen  Heimat- 
schein oder  eine  andere  gleichbedeutende  Ausweisschrift  besitzt. 

„Ausnahmsweise  kann  die  Niederlassung  denjenigen,  welche  infolge 
eines  strafgerichtlichen  Urteils  nicht  im  Besitze  der  bürgerlichen  Rechte 
und  Ehren  sind,  verweigert  oder  entzogen  worden. 

„Weiterhin  kann  die  Niederlassung  denjenigen  entzogen  werden, 
welche  wegen  schwerer  Vergehen  wiederholt  gerichtlich  bestraft  worden 

umschränkte  Befugnis  willkürlicher  und  vorbeugender  Verhaftung  erhielt  und  ein  Gesetz 
aus  dem  Jahre  1882  sie  unter  gewissen  Bedingungen  ermächtigte,  das  Geschworenen- 
gericht aufzubeben,  Zeitungen  zu  konfiszieren  usw.  Um  die  Beamten  gegen  spätere  An- 
klagen (wenn  die  Ausnahmegesetze  wieder  beseitigt  sind)  des  Rechtsbruches  zu  schützen, 
wird  ein  Indemnity  Akt  erlassen,  Dicey  a.  a.  O.  S.  202 — 233. 
*)  Freund  S.  49. 
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lind,  sowie  denjenigen,    welche  dauernd  der  öffentlichen  Woh 
zur  L.isi    fallen    und   deren  Heimatgemeinde,    beziehungsweise  Heimat* 
kanton,   eine   angemessene  Unterstützung  trotz  amtlicher  Aufforderung 
nicht  gewährt 

,,In   Kantonen,   wo  die  örtliche  Armenpflege  besteht,  darf  die   I 
Stattung  der   Niederlassung  für  Kantonsangehörige  an  die  Bedingung 
geknüpft  werden,    daß  dieselben    arbeitsfähig   und  an   ihrem  bisherigen 
WOhnorte   im  I  leiinatkanton  nicht  bereits  in  dauernder  Weise  der  öffent- 
lichen Wohltätigkeit  zur  Last  gefallen  seien. 

„Jede  Ausweisung  wegen  Verarmung  muß  von  Seite  der  Regierung 
des  Niederlassungskantons  genehmigt  und  der  heimatlichen  Regierung 
zum  voraus  angezeigt  werden. 

„Der  niedergelassene  Schweizerbürger  darf  von  Seite  des  die  Nieder- 
lassung gestattenden  Kantons  mit  keiner  Bürgschaft  und  keinen  andern 
besonderen  Lasten  behufs  der  Niederlassung  belegt  werden.  Ebenso 
darf  die  Ortsgemeinde,  in  wrelcher  er  seinen  Wohnsitz  nimmt,  ihn 
nicht  anders  besteuern,  als  den  Ortsbürger." 

Den  letzten  Absatz,  als  für  uns  bedeutungslos,  lassen  wir  aus  und 
betrachten  einige  Bestimmungen  des  43.  Artikels  der  Bundesverfassung. 
Dort  steht:  „Jeder  Kantonsbürger  ist  Schweizerbürger."  Und:  „Der 
niedergelassene  Schweizerbürger  genießt  an  seinem  Wohnsitze  alle 
Rechte  der  Kantonsbürger  und  mit  diesen  auch  alle  Rechte  der  Ge- 
meindebehörde. Der  Mitanteil  an  Bürger-  und  Korporationsgütern 
sowie  das  Stimmrecht  in  rein  bürgerlichen  Angelegenheiten  sind  jedoch 
hiervon  ausgenommen,  es  wäre  denn,  daß  die  Kantonalgesetzgebung 
etwas  anderes  bestimmen  würde."  *) 

Frankreich,  das  kein  Bundesstaat,  sondern  ein  Einheitsstaat  ist, 
dessen  Fürsten  und  revolutionäre  Führer  gleicherweise  an  der  Beseiti- 
gung aller  den  freien  inneren  Verkehr  beengenden  Hemmungen  ge- 
arbeitet haben,  dieses  Land  kennt  einige  Beschränkungen  der  Bewegungs- 
freiheit für  Fremde,  mehrere  gemeinsame  für  Einheimische  und  Fremde, 
von  denen  zwei  erwähnenswert  sind.  Personen,  die  wegen  Bettelei 
bestraft  sind,  können  nach  Verbüßung  ihrer  Strafe  in  ein  „Depot  de 
Mendicite"  gebracht  werden,  wenn  sich  am  Orte,  wto  sie  bestaft  wurden, 
ein  solches  befindet.  Kraft  des  Gesetzes  über  rückfällige  Verbrecher 
kann  den  entlassenen  Sträflingen  der  Aufenthalt  verboten  werden.2) 

2.  Die  wirtschaftliche  Freiheit  in  ihrer  fünffachen  Ausgestaltung 
als  Freiheit  der  Arbeit,  des  Grundeigentums,  der  Kapitalleihe,  der  Be- 
gründung wie  des  Betriebs  von  Unternehmungen  und  der  Freiheit  des 
Marktes  3)  ist  heute  so  allgemein  als  Prinzip  des  wirtschaftlichen  Lebens 

*)  Vgl.  Dubs  II  1 1 1  f.  und  Blumer-Morel  I  302  f. 

2)  Hauriou  S.  336. 

s)  So  Schönberg,  Handbuch  4.  A.  I  55. 
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anerkannt,  daß  es  sich  nur  verlohnt,  ihre  Einschränkungen  kennen  zu 
lernen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  haben  es  weder  die  Bundesver- 
fassung noch  die  Verfassung  der  Einzelstaaten  ausgesprochen. 

Es  ist  erlaubt,  die  Gewerbefreiheit  aus  Rücksichten  der  öffentlichen 
Sicherheit  und  der  Gesundheit,  zum  Schutz  gegen  Betrug  und  Unsitt- 
lichkeit  zu  beschränken,  und  zwar  durch  das  Erfordernis  von  Leumunds- 
papieren und  Befähigungsnachweisen.1)  Die  Gemeinden  der  Einzel- 
staaten machen  Banken  und  Versicherungsgesellschaften  fremder  Staaten 
das  Leben  sauer.  Man  hat  einer  solchen  Bank  das  Recht  bestritten, 
einen  Wechsel  einzulösen;  eine  Stadt  hat  fremde  Versicherungsgesell- 
schaften gezwungen,  2  °/0  der  dort  eingenommenen  Prämien  an  die 
Stadtkasse  abzuliefern.2)  So  schreibt  Cooley:  „Obwohl  eine  Korporation, 
die  von  einem  Staate  oder  unter  den  Gesetzen  eines  Staates  errichtet 
worden  ist,  streng  genommen  kein  außerterritoriales  Dasein  hat,  und 
dem  Rechte  nach  nicht  darauf  bestehen  kann,  ihre  Geschäftstätigkeit  über 
das  Gebiet  eines  anderen  auszudehnen,  so  wird  dies  doch  ohne  Wider- 
rede geduldet  werden,  wenn  keine  lokale  Gewalt  es  verbietet."  3)  Folg- 
lich kann  eine  Stadt  noch  immer  den  Unternehmungen  eines  anderen 
Staates  die  Existenz  unmöglich  machen.  Erwerbsgesellschaften  und  Be- 
rufsgenossenschaften zu  bilden,  steht  frei,  aber  ein  Recht  auf  die  Bildung 
von  Wirtschaftsgenossenschaften  wird  von  den  Verfassungen  nicht  an- 
erkannt; das  Recht  der  juristischen  Person  wird  nur  durch  Verleihung 
erworben.  Gesetzliche  Eingriffe  in  die  Verhältnisse  der  Unternehmungen 
mit  halb  öffentlichem  Charakter  (Eisenbahnen,  Versicherungsgesell- 
schaften, Trusts)  sind  häufig,  aber  wenig  wirkungsvoll,  dagegen  sind 
manche  gesetzliche  Beschränkungen  der  Vertragsfreiheit  zwischen 
Unternehmer  und  Arbeiter  von  den  Gerichten  für  nichtig  erklärt  wor- 
den.*) Der  schwankende,  hier  und  da  sehr  manchesterliche  Charakter 
der  Gesetzgebung  muß  den  mit  dem  Geiste  amerikanischer  Gerichte 
Unbekannten  überraschen,  weil  in  den  Einzelstaaten,  besonders  in  den 
neueren,  die  Neigung  zum  Katheder-  und  Staatssozialismus  stark  her- 
vortritt. Schon  vor  bald  20  Jahren  unterschied  Bryce  fünf  verschie- 
dene Richtungen  der  Staatseinmischung:  i.  Verbote,  etwas  zu  tun, 
was  im  gewöhnlichen  Wortsinne  nicht  unsittlich  oder  unrecht  ist  (Ver- 
kauf von  Spirituosen);  2.  Gebote,  etwas  zu  tun,  dessen  Unterlassung 
an  sich  kein  Unrecht  ist  (Veröffentlichung  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben einer  Eisenbahngesellschaft);  3.  Schutz  des  Individuums  gegen 
die    Folgen    seiner   Handlungen    (Heimstättengesetze);    4.    Vorschriften, 

1)  Freund  S.  49. 

2)  Rüttimann  §  463  f. 

3)  Cooley  S.    151. 
*)  Freund  a.  a.  O. 
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d.ii.i  dei  Staat  Unternehmungen  begründe,  welche  man  den  Gesetz 
von  Angebot  und  Nachfrage  überlassen  könnte  (Staatsapotheken);  5. 
Verstaatlichung    wertvoller    Naturgüter   (natürliche     Gas)   "der   Beein« 

BuSSUng    Ihrer   Produktion.1)     Was    nun    den   Handel    betrifft,    so    ist   ZU 

unterscheiden  zwischen  den  Handelsbeziehungen  der  Staaten  unterein- 
ander und  denjenigen  des  Bundesstaates  mit  dem  Auslände.  Her 
Bund  ist  zur  Regelung  des  Handels  zwischen  den  Staaten  berechtigt. 
(Verf.  I,  8,  3);  mit  der  Entscheidung  des  Oberbundesgerichtes  in  dem 
Pralle  Gibbons  v.  Ogden  aber  „war  der  Grundsatz  proklamiert,  daß  die 
Nichtausübung  der  Hundeskompetenz  in  Handelssachen  vollkommene 
I  landelsfreiheit  zwischen  den  Staaten  bedeute.  Diese  Handelsfreiheit 
ergibt  sich  aus  der  Unfähigkeit  der  Staaten,  den  Zwischenhandel  .... 
zu  regeln."  "). 

Die  einzige  Bestimmung  der  Bundesverfassung,  welche  in  das 
Gebiet  des  auswärtigen  Handels  schlägt,  ist  so  unklar  gefaßt,  daß  ihre 
Auslegung  Ströme  von  Tinte  erfordert  hat,  ohne  daß  sich  die  Parteien 
hätten  einigen  können.  Wir  wollen  nicht  einmal  davon  reden,  daß 
von  den  vier  Wörtern  taxes,  duties,  imposts,  excises  wenigstens  zwei 
unbestimmt  sind.  „Der  Kongreß,"  so  lautet  die  fragliche  Bestimmung 
(I,  8,  1),  „soll  befugt  sein,  Steuern  (taxes),  Gebühren  (duties),  Eingangs- 
zölle (imposts)  und  innere  Verbrauchssteuern  (excises) 3)  aufzulegen 
und  zu  erheben,  um  die  Schulden  zu  bezahlen  und  für  die  gemeinsame 
Verteidigung  und  allgemeine  Wohlfahrt  der  Vereinigten  Staaten  zu 
sorgen;  aber  alle  Gebühren,  Zölle  und  Accisen  sollen  in  allen  Teilen 
der  Vereinigten  Staaten  einheitlich  sein."  Die  vorliegende  Übersetzung 
des  englischen  Textes  gibt  die  nach  Story  vorherrschende  Deutung 
wieder;  andere  lassen  das  Bindewort  „und"  aus,  wodurch  ein  ganz 
verschiedener  Sinn  entsteht  Der  englische  Text  lautet  an  der  er- 
wähnten Stelle  nämlich :  „  .  .  .  .  imposts,  and  excises,  to  pay  the  debts 

"     So  streiten  sich  die  Gegner  darum,  ob  der  Kongreß  das  Recht 

habe,  Abgaben  über  die  Summen  hinaus  zu  erheben,  die  für  Schulden- 
zahlung,   Verteidigung    und    allgemeine    Wohlfahrt    erforderlich    sind. 


J)  II  542.  Es  ist  diese  Ausdehnung  der  Staatstätigkeit,  welche  die  in  dem  vorher- 
gehenden Kapitel  erwähnten  größeren  Ernennungsbefugnisse  des  Gouverneurs  mit  sich 
sich  gebracht  hat. 

2)  Freund  S.  27. 

3)  Die  zwei  unbestimmten  sind  duties  und  imposts.  Cooley  behauptet,  man  ver- 
stehe darunter  gewöhnlich  Abgaben  „on  the  importation  and  exportafion  of  commodities, 
while  the  term  excises  is  applied  to  the  taxes  laid  upon  the  manufacture,  sale  or  con- 
sumption  of  commodities  within  the  country,  upon  licenses  to  pursue  certain  occupalions. 
and  upon  corporate  privileges'-  a.  a.  O.  S.  589.  Mir  ist  das  unverständlich,  da  nach 
(Art.  I,  9,  5)  no  tax  or  duty  shall  be  laid  on  articles  exported  from  any  State. 
Irnpost  kann  deshalb  gar  nicht  Ausfuhrzoll  heißen.  Für  duty  bleibt  nur  die  Bedeutung 
Gebühr. 
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Offenbar  ist  auch  „die  allgemeine  Wohlfahrt"  ein  Wort,  das  einen 
weiten  Begriff  bezeichnet,  weshalb  es  den  Freihändlern  sehr  hart  wird, 
sich  für  ihre  Ziele  auf  die  Bundesverfassung  zu  berufen.  Ja,  ihre 
Stellung  wird  noch  dadurch  erschwert,  daß  das  erste  Zollgesetz,  welches 
bald  nach  der  Fertigstellung  der  Bundesverfassung  erlassen  wurde/)  als 
Zweck  der  Verwendung  der  Zolleinnahmen  angibt:  „Bestreitung  der 
Regierungsausgaben,  Abtragung  der  Schuld  der  Vereinigten  Staaten 
und  Ermutigung  und  Beschützung  der  Manufakturen." 
Außerdem  schreibt  die  Bundesverfassung  (I,  2,  3,  zum  Teil  verändert 
durch  das  14.  Amendement)  vor,  daß  direkte  Steuern  nach  der  Ein- 
wohnerzahl über  die  Staaten  verteilt  werden  sollen ;  unter  den  direkten 
Steuern  hat  man  gewöhnlich  Grundsteuern  und  Kopfsteuern  verstanden. 
Einem  Zweifel  kann  es  folglich  nicht  unterliegen,  daß  die  Verfassung 
den  Bund  geradezu  auf  Schutzzölle  hindrängt.  Welche  Ausdehnung 
der  Schutzzoll  gewonnen  hat,  ist  ja  allgemein  bekannt. 

Von  der  nordamerikanischen  Demokratie  wird  man  nicht  behaupten 
können,  daß  sie  eine  Anhängerin  der  wirtschaftlichen  Freiheit  sei.  Aber 
sie  behauptet  es  auch  nicht,  während  die  Bundesverfassung  der 
Schweiz  Gewerbe-  und  Handelsfreiheit  erklärt  und  sie  dann  durch- 
löchert. Man  lese  den  Artikel  31 1  „Die  Freiheit  des  Handels  und  der 
Gewerbe  ist  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  gewährleistet. 
Vorbehalten  sind:  a)  das  Salz-  und  Pulverregal,  die  eidgenössischen 
Zölle,  die  Eingangsgebühren  von  Wein  und  anderen  geistigen  Getränken, 
sowie  andere  vom  Bunde  ausdrücklich  anerkannte  Verbrauchssteuern 
nach  Maßgabe  des  Art.  32." 

Ein  flüchtiger  Blick  auf  die  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung der  Schweiz  in  den  letzten  Jahrzehnten  lehrt,  daß  die  Be- 
schränkungen der  wirtschaftlichen  Freiheit  zugenommen  haben:  durch 
die  Schutzzollgesetzgebung,  die  Vermehrung  der  Monopole  (Pulver-, 
Salz-,  Branntwein-,  Banknotenmonopol,  die  Verstaatlichung  der  Eisen- 
bahnen; jetzt  erwägt  man  das  Projekt  eines  Getreidemonopols),  durch 
Verbote  (Schächtverbot,  Unterdrückung  des  Absinthgewerbes),  durch 
Ausdehnung  seiner  Befugnisse  (das  Recht  der  Oberaufsicht  über  die 
Wasserbau  und  Forstpolizei;  das  Recht,  gesetzliche  Bestimmungen  zu 
erlassen  über  den  Verkehr  mit  Nahrungs-  und  Genußmitteln  und  über 


')  Die  Verfassung  wurde  am  17.  September  1787  von  39  Delegierten  unter  55 
unterzeichnet;  der  erste  Staat,  der  sie  am  7.  Dezember  1787  annahm,  war  Delaware, 
der  letzte,  Rhode  Island,  ratifizierte  sie  am  29.  Mai  1790.  —  Das  Zollgesetz  ist  vom 
4.  Juli  1789.  —  Da  am  21.  Juni  1788  New  Hampshire  als  9.  Staat  die  Konstitution  an- 
genommen hatte,  hatte  das  Zollgesetz  erlassen  werden  können,  denn  der  7.  Artikel  der 
Bundesverfassung  lautet:  The  ratification  of  the  Conventions  of  nine  States  shall  be 
sufficient  for  the  establisbment  of  this  Constitution  between  the  States  so  ratifying 
the  same. 
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den  Verkehr  mit  anderen  Gebrauchs-  und  Verbrau 

weit  solche  das  Leben  oder  die  Freiheil  gefährden  könne.1) 

in  (Ursen  Urteilen  "11  kein  Werturteil  ausgesprochen,  sondern  nur 
estelll  weiden,  dafi  die  schweizerische  Demokratie« 
die  amerikanische  der  wirtschaftlichen  Freiheit,  wie  sie  der  extri 
l  ib  iralismus  versteht,  huldigt.  Dasselbe  gilt  von  der  dritten  Demokratie. 
Obwohl  Frankreich  durch  die  Aufhebung  der  Hörigkeit  und  der 
Zünfte  nach  dem  Ausbruch  der  französischen  Revolution  bahnbrechend 
für  den  Grundsatz  der  wirtschaftlichen  Freiheit  gewirkt  hat,  der  auch 
in  der  Erklärung  der  Menschenrechte  von  1793  in  den  Artikeln  17  und 
[8  proklamiert  wird,  ohne  ihn  jedoch  auf  das  Gebiet  der  auswärtigen 
Handelspolitik  auszudehnen,  ist  ein  Nachlassen  von  dessen  Strenge  in 
der  folgenden  Zeit  zu  verspüren.  Frankreich  hat,  wie  die  Schweiz, 
mehrere  Monopole:  daä  Zündhölzchen-,  das  Pulver-,  das  Stempelpapier- 
und  das  Tabakmonopol,  die  fiskalisch  ausgebeutet  werden ;  seine  burch. 
sinnreiche  Methoden  ausgezeichnete  Handelspolitik  hat  hohe  Schutz- 
wälle um  Landwirtschaft  und  Industrie  aufgeführt;  sein  Schiffbau  hat 
Hunderte  von  Millionen  an  Prämien  verschlungen;  es  hat  ein  Staats- 
bahnnetz geschaffen  und  um  die  Westbahn  vergrößert;  dazu  kommen 
peinliche  gesetzliche  Beschränkungen  aller  Art,  z.  B.  über  Abholzung 
und  Wiederbewaldung,  über  Gruben  und  Steinbrüche,  über  Eisenbahnen 
und  Straßenbahnen,  über  Fabrik-  und  Handelsmarken,  Vermietungs- 
unternehmungen und  Gastwirtschaften  2)  u.  s.  w.3) 

3.    Religiöse   Freiheit. 

Die  Freiheit  der  geistigen  Bewegung  umschließt  die  religiöse 
Freiheit  und  die  Preßfreiheit.  Unter  der  religiösen  Freiheit  verstehen 
wir  1.  die  Glaubensfreiheit,  die  Freiheit  seine  religiösen  Überzeugungen 
zu  bekennen;  2.  die  Gewissensfreiheit,  die  Freiheit,  die  aus  diesen 
Überzeugungen  fließenden.  Handlungen  zu  begehen ;  3.  die  Kultfreiheit, 


*)  Auch  in  den  Kantonen,  in  deren  Verfassungen  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit 
häufig  erscheint,  begegnet  man  denselben  Abweichungen  vom  Ideale.  In  Kanton  Waadt 
besteht  ein  staatliches  Monopol  der  Mobilarversicherung,  welche  wertvolle  Gegenstände 
gar  nicht  versichert.  Der  Kanton  Graubünden  beabsichtigte  vor  einigen  Jahren  eine 
staatliche  Feuerversicherung  einzuführen  und  die  bestehenden  Privatversicherungsverträge 
einfach  aufzuheben. 

2)  England  hat  ein  freies  Niederlassungsrecht  und  den  Freihandel  bisher  nicht  auf- 
gegeben; Zölle  werden  nur  erhoben,  um  den  Staate  Einnahmen  zu  verschaffen  (Finanz- 
zölle.) Der  Grundsatz  des  Geschehenlassens  ist  durch  sozialpolitische  Gesetze  durch- 
brochen worden. 

3)  In  Frankreich  zählt  man  zu  den  Freiheitsrechten  auch  die  Unterrichtsfreiheit. 
Sie  ist  nicht  erwähnt  worden,  weil  sie  nur  als  eine  Form  der  Gewerbefreiheit  aufgefaßt 
werden  kann. 
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die  Freiheit   einen   diesen  Überzeugungen    entsprechenden   öffentlichen 
Gottesdienst  einzurichten. 

Nicht  wenige  englische  Kolonisten  an  der  Ostküste  Nordamerikas 
hatten  die  traurigen  Folgen  der  Beschränkung  der  Glaubens-  und  Ge- 
wissensfreiheit sowie  der  Verbindung  von  Staat  und  Kirche  im  Mutter- 
lande kennen  lernen.  Unter  diesen  ragte  der  in  der  Einleitung  erwähnte 
Roger  Williams  hervor,  der  schon  in  den  dreißiger  Jahren  des  17.  Jahr- 
hunderts die  unbeschränkte  religiöse  Freiheit  predigte  und  im  Jahre 
1636  eine  Kolonie  in  Providence  gründete,  welche  diese  Freiheit  ge- 
währte. Aus  dieser  Kolonie  und  anderen  von  seinen  Anhängern  ins 
Leben  gerufenen  erwächst  der  Staat  Rhode  Island,  dessen  im  Jahre 
1663,  nach  der  Restauration  erlassener  Freibrief1)  erklärte,  es  solle 
niemand  wegen  seines  Glaubens  belästigt  werden,  vorausgesetzt,  daß 
dadurch  der  bürgerliche  Friede  nicht  gestört  werde.  Inzwischen  hatte 
das  überwiegend  von  Katholiken  besiedelte  Maryland  im  Jahre  1649 
die  religiöse  Freiheit  allen  gewährt,  die  an  Jesus  Christus  glaubten; 
nach  der  glorreichen  Revolution  wurden  die  Katholiken  in  diesem 
Staate  arg  drangsaliert  Während  sich  das  puritanische  Massachusetts 
und  Virginia  (der  Staat  der  bischöflichen  Hochkirche)  schwerer  religiöser 
Bedrückung  schuldig  machten,  folgten  die  Eigentümer  New  Jerseys, 
wohin  sich  Presbyterianer  und  Baptisten  flüchteten,  dem  Beispiele  Rhode 
Islands  im  selben  Jahre  (1663),  diejenigen  von  Carolina  im  folgenden 
(1664).  In  dem  Quäkerstaate  Pennsylvania  war  der  Glaube  an  Gott 
die  einzige  Bedingung,  an  welche  die  religiöse  Freiheit  geknüpft  wurde, 
dagegegen  beschränkten  Massachusetts,  wo  sich  puritanisches  Wesen 
bis  ins  19.  Jahrhundert  erhielt,  und  New  York  seit  1691,  Georgia,  wo 
sich,  wie  in  Carolina,  deutsche  Lutheraner  niederließen,  seit  1752  die 
Duldung  auf  Protestanten.2)  So  war  der  Grundsatz  religiöser  Freiheit 
in  vier  Staaten  im  Gesetze  völlig,  in  vier  anderen  in  beschränktem 
Umfange  anerkannt,  als  sie  sich  nach  dem  Bruche  mit  England  Ver-. 
fassungen  gaben.  Die  staatskirchlichen  Einrichtungen  verschwanden, 
wo  sie  bestanden,  in  mehreren  Neuenglandstaaten  aber  erst  im  19.  Jahr- 
hunderte; Beschränkungen  der  religiösen  Freiheit  schienen  der  Gleich- 
heit   demokratischer    Gemeinwesen    zu    widersprechen;    der    Grundsatz 


*)  Zwei  frühere  Freibriefe  stammen,  wie  früher  ausgeführt,  aus  den  Jahren  1644 
und   1654  (Protektorat). 

2)  Kent,  Commentaries  I  633. 

In  einem  so  umfangreichen  Werke  ist  es  ausgeschlossen,  auf  die  keineswegs  immer 
konsequente  und  oft  unerfreuliche  Durchführung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  ein- 
zugehen. Auch  ist  es  unmöglich,  die  Widersprüche  zwischen  verschiedenen  Schriftstellern 
aufzulösen.  Als  Beispiel  erwähne  ich,  daß  Stevens  (Sources  of  the  English  Constitution 
1894  S.  208  f.)  den  Primat  Maryland  zuerkennt,  aber  die  dortigen  Einrichtungen  „worldly 
prudence"  zuschreibt. 
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•  <!  Freiheil  wurde  allgemein  anerkannt,  wenn  auch  eine  trolle 
Einheitlichkeit  Beiner  Ausgestaltung  nichl  erreicht  wurde.  Heuti 
ragei  treten  einige  Staaten  für  unbeschränkte  Freiheil  ein.  An* 
lassen  nur  solche  Personen  eu  Staatsstellungen  zu,  die  an  Gott  glauben, 
so  Pennsylvania,  Nordkarolina,  Tennessee,  Südkarolina, 
tucky ;  in  Maryland  und  Arkansas  können  sie  allein  Zeugen  und 
schworene  sein;  Vermont  und  Delaware  erwarten,  daß  jede  Sekte  in 
irgendeiner  Form  Gottesdienst  abhalte;  die  meisten  aber  verbieten  die 
Aufstellung  von  Bedingungen  jener  Art  (tests)  für  die  Bekleidung  von 
Staatsämtern.  Sie  stimmen  darin  überein,  daß  sie  verbieten :  die  Er- 
richtung einer  Staatskirche,  die  durch  den  Staat  erfolgende  Erhebung 
von  Steuern  für  religiöse  Unterrichtsanstalten,  den  staatlichen  Zwang 
zur  Anwesenheit  beim  Gottesdienste,  Beschränkungen  der  freien  Aus- 
übung der  Religion  und  des  Bekenntnisses  nach  den  Forderungen  des 
Gewissens.1)  Cooley  findet  keine  Verletzung  dieser  freiheitlichen  Grund- 
sätze darin,  daß  bei  besonderen  Gelegenheiten  Dankfeste  und  Fasttage 
(Büß-  und  Bettage)  angeordnet,  Armee-  und  Flottenkapläne  angestellt, 
die  Sitzungen  der  gesetzgebenden  Körper  mit  Gebet  oder  Bibellesen 
begonnen  werden,  die  gottesdienstlichen  Anstalten  von  der  Steuer  be- 
freit sind  und  Gotteslästerung  mit  Strafe  bedroht  ist.  Wenige  Staaten 
üben  eine  Kontrolle  über  religiöse  Korporationen  aus  und  beschränken 
die  Höhe  ihres  Vermögens. 

Da  in  allen  Bundesstaaten  die  religiöse  Freiheit  anerkannt  war, 
wurden  zu  ihrer  völligen  Sicherung  in  der  Bundesverfassung  nur  zwei 
Bestimmungen  erfordert.  Die  eine,  welche  dem  Kongreß  verbietet,  ein 
Gesetz  über  die  Errichtung  einer  Staatskirche  zu  erlassen,  oder  die  freie 
Ausübung  der  Religion  zu  verbieten,  befindet  sich  im  ersten  Zusatz- 
artikel. Die  zweite,  welche  die  Befähigung  zu  einem  Bundesamte  von 
einer  religiösen  Erklärung  abhängig  zu  machen  verbietet,  steht  im 
dritten  Absatz  des  sechsten  Artikels. 

Leider  hat  die  Union  nicht  immer  nach  diesen  freien  Grundsätzen 
gehandelt.  Die  Vielweiberei  der  Mormonen  wurde  unterdrückt  und 
die  Oneidagesellschaft  aufgehoben.  Haben  denn  die  bestehenden  Ein- 
richtungen so  günstige  Folgen,  sind  denn  die  vielen  unversorgten 
Witwen  und  Mädchen,  die  verschiedenen  Formen  der  Prostitution  so 
erfreuliche  Erscheinungen,  daß  man  nicht  Experimente  einer  anders- 
artigen Regelung  kennen  zu  lernen  wünschte  r  *) 


')  Cooley  S.  571  f.,  Bryce  II  695  f.  Tennessee,  Kentucky,  Delaware.  Maryland 
schließen  Geistliche  von  staatlichen  Ämtern  aus. 

*)  Holst  (Staatsrecht  S.  122  Anm.  3).  obwohl  Verteidiger  der  Mormonengesetzgebung 
sagt:  „Die  Mormonen  erklärten  auf  Grund  dieser  Bestimmnng  (1.  Amendment)  die 
Gesetze  gegen  die  Vielweiberei  für  verfassungswidrig   und  auch  vielen  Nichtmormonen  ist 
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Die  Schweiz  ist  nach  dem  Urteil  sowohl  Blumer-Morels  wie  Dubs' 
nicht  zu  einem  klaren  Verhältnis  von  Kirche  und  Staat  gelangt;  zwei 
Systeme  sind  in  ihrer  Kirchenpolitik  gemischt.  „Das  eine  besteht  darin, 
daß  der  Staat  den  verschiedenen  Religionsgesellschaften  gegenüber,  so 
lange  sie  nicht  in  seine  Ordnung  eingreifen,  sich  neutral  verhält,  — 
daß  er  Staatliches  und  Kirchliches  gänzlich  voneinander  trennt  und 
keine  Konfession  bevorzugt,  aber  jedem  Dogma  und  jedem  Kultus  volle 
Freiheit  gewährt."  v)  Dieses  sei  in  folgenden  Bestimmungen  der  Bundes- 
verfassung verwirklicht. 

Art.  49. 

Die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  ist  unverletzlich. 

Niemand  darf  zur  Teilnahme  an  einer  Religionsgenossen- 
schaft, oder  an  einem  religiösen  Unterricht,  oder  zur  Vornahme 
einer  religiösen  Handlung  gezwungen,  oder  wegen  Glaubens- 
ansichten mit  Strafen  irgendwelcher  Art  belegt  werden.  Über 
die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  bis  zum  erfüllten  16.  Alters- 
jahr verfügt  im  Sinne  vorstehender  Grundsätze  der  Inhaber  der 
väterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt. 

Die  Ausübung  bürgerlicher  oder  politischer  Rechte  darf 
durch  keinerlei  Vorschriften  oder  Bedingungen  kirchlicher  oder 
religiöser  Natur  beschränkt  werden. 

Die  Glaubensansichten  entbinden  nicht  von  der  Erfüllung 
der  bürgerlichen  Pflichten. 

Niemand  ist  gehalten,  Steuern  zu  bezahlen,  welche  speziell 
für  eigentliche  Kulturzwecke  einer  Religionsgesellschaft,  der  er 
nicht  angehört,  auferlegt  werden.  Die  nähere  Ausführung 
dieses  Grundsatzes  ist  der  Bundesgesetzgebung  vorbehalten. 

Art.  50.     1.  Absatz. 

Die  freie  Ausübung  gottesdienstlicher  Handlungen  ist  inner- 
nalb  der  Schranken  der  Sittlichkeit  und  der  öffentlichen  Ordnung 
gewährleistet. 

Art.  53.     2.  Absatz. 

Die  Verfügung  über  die  Begräbnisplätze  steht  den  bürger- 
lichen Behörden  zu.  Sie  haben  dafür  zu  sorgen,  daß  jeder 
Verstorbene  schicklich  beerdigt  werden  kann. 


es  zweifelhaft  erschienen,  ob  der  Kongreß  befugt  sei,  dieses  „Überbleibsel  der  Barbarei" 
durch  Strafgesetze  zu  bekämpfen". 

Ein  deutsche  Frau  hat  nach  unbefangener  Prüfung  das  Urteil  gefällt,  die  Viel- 
weiberei stehe  unter  einer  guten,  aber  über  einer  schlechten  Ehe. 

l)  Blumer-Morel  I  339. 
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Das   andere    System   ist  nach  Blumer-Morel   „dasjenigi 
liehen  Eingreifens  La  die  kirchlichen  Verhältnisse  im  Interesse  dei  Auf« 
klärung  oder  des  konfessionellen  Friedens,  —  in  leinen  Konsequ«  nzen 
das  Staataldrchentum  im   Gegensatze  zur  religiösen  l  reiheit".    Du 

sei  in  folgenden  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  ausgeprägt: 

Art.  50.     2.,  3.,  4.  Absatz. 

1  )en  Kantonen,  sowie  dem  Bunde  bleibt  vorbehalten,  zur 
Handhabung  der  Ordnung  und  des  öffentlichen  Friedens  unter 
den  Angehörigen  der  verschiedenen  Religionsgesellschaften, 
sowie  gegen  Eingriffe  kirchlicher  Behörden  in  die  Rechte  der 
Bürger  und  des  Staates  die  geeigneten  Maßnahmen  zu  treffen. 

Anstände  aus  dem  öffentlichen  oder  Privatrechte,  welche 
über  die  Bildung  oder  Trennung  von  Religionsgesellschaften 
entstehen,  können  auf  dem  Wege  der  Beschwerdeführung  der 
Entscheidung  der  zuständigen  Bundesbehörden  unterstellt  werden. 

Die  Errichtung  von  Bistümern  auf  schweizerischem  Gebiete 
unterliegt  der  Genehmigung  des  Bundes. 

Es  gehöre  weiter  dahin  der  S.  248  abgedruckte  Art.  5 1  über  die  Jesuiten 
und  der  Art.  52:  „Die  Errichtung  neuer  und  die  Wiederherstellung 
aufgehobener  Klöster  oder  religiöser  Orden  ist  unzulässig." 

Ich  kann  mit  Morel  nicht  ganz  übereinstimmen.  Auch  dort,  wo 
die  Trennung  von  Kirche  und  Staat  durchgeführt  ist,  wird  die  Regierung 
die  wegen  ihrer  religiösen  Überzeugungen  Angegriffenen  schützen  müssen, 
wenn  die  religiöse  Freiheit  nicht  unterdrückt  werden  soll.  Der  dritte 
Absatz,  der  Individuen  und  Gruppen  von  Individuen  das  Recht  zuerkennt, 
sich  von  einer  bestehenden  Religionsgesellschaft  zu  trennen,  sowie  auch 
das  Recht,  eine  neue  zu  bilden,  scheint  doch  ebenfalls  eine  Folgerung 
aus  der  religiösen  Freiheit  zu  sein.  Nur  diese  Frage  verdient,  auf- 
geworfen zu  werden,  ob  nicht  Art.  50  Absatz  2  und  3  völlig  überflüssig, 
weil  selbstverständlich  seien. 

Auch  hier  verspürt  man  eine  starke  Überraschung,  wenn  man  sich 
vom  Bunde  in  die  Kantone  begibt.  Nicht  wie  in  der  Union  ist  die 
einschlägige  Gesetzgebung  des  Schweizer  Bundes  der  Abschluß,  eine 
kurze  Ergänzung  dessen,  was  in  den  Gliedstaaten  vorbereitet  worden 
war;  er  ist  im  Gegenteil  die  Aufpfropfung  moderner  Gedanken  auf 
Einrichtungen,  die  in  nicht  wenigen  Kantonen  recht  rückständig  waren. 
Durch  die  Vereinigung  der  Kantone  zum  Bundesstaate  ist  es  zwar  ge- 
lungen, die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  in  allen  zur  Anerkennung 
zu  bringen,  aber  der  alte  Geist  stirbt  nicht  so  leicht  ab.  „Das  Kirchen- 
wesen," schreiben  Blumer-Morel,  „beruht  bei  uns  auf  ganz  anderen 
historischen  und  finanziellen  Grundlagen  als  in  Nordamerika.     Nur  all- 

Hasbach,  Die  moderne  Demokratie.    2.  Auflage.  l7 
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mählich  ringt  man  sich  in  der  Schweiz  von  dem,  aus  früheren  Jahr- 
hunderten hergebrachten,  Begriffe  der  Landeskirchen  (eglises  nationales) 
los,  welche  allein  den  Schutz  des  Staates  genießen,  während  die  anderen 
als  geduldet  erscheinen.  Die  finanziellen  Bedürfnisse  der  Landeskirchen 
werden  dann,  wie  schon  oben  angedeutet  wurde,  in  der  Regel  größten- 
teils aus  der  Staatskasse  bestritten,  und,  selbst  wo  die  Sorge  für  die 
Bestreitung  derselben  den  Gemeinden  überlassen  ist,  sorgt  der  Staat 
durch  seine  Gesetzgebung  dafür,  daß  letztere  obligatorische  Steuern 
bei  den  Angehörigen  der  betreffenden  Konfession  erheben  können." *) 
Noch  jetzt  ist  die  katholische  in  Appenzell  I.-Rh.,  Freiburg,  Luzern, 
Nied-  und  Obwalden,  Schwyz,  Tessin,  Uri,  Wallis  und  Zug  als  die 
herrschende  Kirche  anerkannt,2)  und  es  besteht  in  Zürich  eine  evan- 
gelische, in  Bern  eine  reformierte  Landeskirche. 

Weder  in  der  Union  noch  in  einigen  Teilen  der  Schweiz  tastet 
man  die  Glaubens-  oder  die  Kultusfreiheit  an,  aber  die  Gewissensfrei- 
heit ist  nicht  immer  genügend  geschützt.  Während  in  der  Union  die 
Obrigkeit  verfügt,  was  der  Bürger  am  Sonntag  nicht  tun  soll,  ob  er 
Spirituosen  zu  sich  nehmen  darf,  oder  nicht,  ihm  Bettage  aufoctroyiert,  ist 
nach  dem  Luzerner  Strafgesetzbuch,  ebenso  wie  in  verschiedenen  Staaten 
der  Union,  der  außereheliche  Beischlaf  mit  Strafe  bedroht3)  In  demselben 
Kanton  wird  der  Verfasser  einer  atheistischen  Broschüre  wegen  Gottes- 
lästerung zu  zwei  Monaten  Gefängnis,  8  Jahren  Verweisung  und  Ehr- 
verlust bestraft,  und  ein  Bauer,  der  am  Sonntag  seine  Ernte  einzubringen 
sucht,  von  Themis  ereilt.  Es  muß  eine  Partei  in  Uri  gegen  das  gesetz- 
liche Verbot  des  Tanzens  am  Sonntag  ankämpfen,  (es  gelingt  ihr,  ein 
Initiativbegehren  zustandezubringen).  Es  schreibt  ein  Herr  von  R.  aus 
Wallis,  man  könne  zu  Haus  keinen  Privatball  veranstalten,  ohne  den 
Stadtpräsidenten  um  Erlaubnis  zu  bitten;  ja  nicht  einmal  die  eigenen 
Kinder  dürfe  ein  Familienvater  zu  Hause  bei  Klavierbegleitung  tanzen 
lassen,  ohne  sich  der  Gefahr  auszusetzen,  bestraft  zu  werden.  In  Frei- 
burg werden  zwei  Herrn  verhaftet,  weil  ihre  Kinder  im  Alter  von  IO 
bis  II  Jahren,  nachdem  sie  am  Morgen  der  Messe,  am  Nachmittage 
dem.  Religionsunterrichte  zweieinhalb  Stunden  beigewohnt  hatten,  sich 
endlich  um  4  Uhr  nachmittags  ermüdet  heimlich  entfernen.  Anderer- 
seits übertritt  man  zum  Nutzen  der  Kirche  die  Gesetze ;  so  wurde  vor 
einigen  Jahren  in  Schwyz  der  Lotteriestempel  auf  administrativem  Wege 
erlassen,  die  Lotterie  war  zur  Förderung  eines  Kirchenbaues  genehmigt 
worden.4)    Als  im  Jahre  1898  der  Bischof  von  Chur  im  Kanton  Schwyz 


>)  I  S.  350. 

2)  Schollenberger  Grundriß  II  297. 

3)  The  Statutes  of  several  of  the  States  have  .  .  .  made  adultery  and  incontinence 
punishable  as  crimes.     Cooley  S.  520. 

*)  Ein  sehr  merkwürdiger  Fall    ist  folgender.     Ein  katholischer  Pfarrer,  der  in  der 
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von  allen  Kanzeln  einen  Hirtenbrief  verlesen  ließ,  in  dem  er  alle  Diö* 

/es.inen,  welche  ihre  religiösen  Pflichten  nicht  verletzen  wollten,  zur 
Verwerfung  defl  Verfassungaeut W Ulfea  aufforderte,1)  blieb  die  Landes- 
regierung unbewegt  Ungesetzlichkeit  rei/t  zur  Ungesetzlichkeit  Der 
Übertretung  einer  altfränkischen  Maskenverordnung   vermochte  jungst 

die  Polizei  eines  Kantons  Dicht  zu  wehren;  der  Landammann  aber  be- 
gab sich  auf  Reisen.2) 

In  Frankreich  waren  die  Protestanten  seit  1787  geduldet,  im 
Jahre  1789  erklärte  die  Nationalversammlung  unter  den  Menschenrechten 
auch  die  religiöse  Toleranz  in  schüchterner  Weise  mit  den  Worten: 
es  solle  niemand  wegen  seiner  Meinungen,  selbst  seiner  religiösen,  be- 
lästigt werden,  vorausgesetzt,  daß  sie  nicht  in  einer  mit  der  öffentlichen 
Ordnung  unverträglichen  Weise  geäußert  würden;  am  24.  Dezember  1789 
werden  die  Protestanten  zu  allen  bürgerlichen  und  militärischen  Ämtern 
zugelassen,  und  am  27.  September  1791  erhalten  die  Juden  gleiche 
Rechte.  Die  Verfassung  von  1793  proklamiert  ,le  libre  exercice  des 
eultes'  (Deklaration  art.  7). 

Neben  diesen  die  religiöse  Freiheit  in  langsamer,  vorsichtiger  Weise 
verwirklichenden  Akten  stehen  andere,  die  von  der  Enge  des  franzö- 
sischen Charakters,  seiner  Rücksichtslosigkeit  in  Verfolgung  seiner  Inter- 
essen Zeugnis  ablegen  und  dem  Gedanken  der  religiösen  Freiheit  wider- 
sprechen:3) die  Regelung  des  Rechtes  des  Weltklerus,  (die  »Constitution 
Civile  du  Clerge')  die  in  solcher  Weise  erfolgt,  daß  selbst  manche 
Geistliche,  welche  sich  anfänglich  der  Revolution  angeschlossen  hatten, 
zu  ihren  bittersten  Feinden  werden.  Auf  halbem  Wege,  als  der  Jakobinis- 
mus seiner  Gegner  nicht  Herr  zu  werden  vermag,  wurden  Trennung 
von  Kirche  und  Staat  und  Glaubensfreiheit  durch  die  Gesetze  vom 
18.  September  1794,  2i.  Februar  1795  und  30.  Mai  1795  erklärt.  Welcher 
Art  sie  waren,  beleuchten  folgende  Ziffern.  Während  der  Direktorialzeit 
wurden  über  8000  Haftbefehle  gegen  Geistliche  erlassen,  258  Priester 
wurden  deportiert,  von  denen  viele  starben.4)    Bonaparte  schließt  mit  dem 

Christenlehre  eine  zwischen  einem  Protestanten  und  einer  Katholikin  standesamtlich  ge- 
schlossene Ehe  als  ein  unsittliches  Zusammenleben  bezeichnete,  wies  dabei  auf  eine  vor 
kurzem  in  der  Gemeinde  abgeschlossene  Ehe  dieser  Art  hin  und  tadelte  es,  daß  man 
einer  „solchen  Person"  (der  Braut)  zu  Ehren  Lieder  gesungen  habe.  Wegen  Ehrverletzung 
zweimal  verurteilt,  wandte  er  sich  an  das  Bundesgericht.  Dieses  hob  die  früheren  Ur- 
teile auf,  weil  die  Bundesverfassung  die  freie  Ausübung  gottesdienstlicher  Handlungen 
in  den  Schranken  der  Sittlichkeit  und  der  öffentlichen  Ordnung  gewährleiste. 

*)  Bekanntlich  sind  ähnliche  Einmischungen  amerikanischer  Geistlichen  in  das  po- 
litische Leben  nicht  selten. 

2)  Über  die  Zustände  vor  dem  Erlaß  der  Bundesverfassung  Blumer-Morel  I  340  und 
Rüttimann  II  276  f. 

3)  Vgl.  das  geistvolle  Buch  von  Paul  Seippel,  Les  deux  Frances,  1905,  und 
Bodley  a.  a.  O.  S.   117  f.,    der    die    kleinliche  Verfolgungssucht    der  Freimaurer  schildert. 

4)  Aulard,  S.  665. 
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Papste  ein  Conkordat  ab;  die  Stellung  der  katholischen  Kirche  ist  von 
nun  an  eine  andere,  der  Gallikanismus  tot,  der  Ultramontanismus  lebendig. 
Allmählich  regt  sich  von  neuem  der  Gedanke  der  Trennung  von  Staat 
und  Kirche;  die  Bewegung  erreicht  ihr  Ziel  im  Gesetze  vom  9.  De- 
zember 1905. 

Wilhelm  Kahl  charakterisiert  es  so:  „Der  französische  Staat  hat  .. . 
zwar  sich  von  der  Kirche,  nicht  aber  die  Kirche  von  sich  getrennt." 
Die  Trennung  des  Staates  von  der  Kirche  offenbart  sich  in  der  Zurück- 
ziehung aller  vom  Staate  stammenden  Güter  und  „in  der  völligen 
Loslösung  der  Religion  aus  dem  Rechtsleben  des  Staates,"  zum  Unter- 
schiede von  Nordamerika.  „Die  andere  Eigenart  der  französischen 
Trennungsmethode  äußert  sich  in  den  Vorbehalten  eines  Maßes  von 
Staatsaufsicht,  wie  es  mit  den  Prinzipien  des  Systems  nicht  mehr  ver- 
einbar ist."  Dies  tritt  schon  in  dem  Fortbestand  des  Vereinsgesetzes 
von  1901  mit  seinem  beschränkenden  Sonderrecht  für  die  geistlichen 
Orden  hervor.  Hierher  gehören  „die  als  Pflicht  statuierte  Öffentlichkeit 
des  Kultus",  welche  „zur  polizeilichen  Kontrolle"  dient;  die  Beschrän- 
kung der  Einnahmequellen  der  Kultvereine  auf  Gebühren,  Kollekten, 
freiwillige  Beiträge  unter  Ausschluß  von  Schenkung  und  Erbschaft,  so 
daß  die  Ansammlung  von  Vermögen  ausgeschlossen  ist;  die  Unter- 
stellung der  Finanzverwaltung  unter  die  Kontrolle  staatlicher  Rech- 
nungskammern. *) 

Wer  die  Entstehung  der  religiösen  Freiheit  in  den  modernen  De- 
mokratien überblickt,  kann  der  mit  der  Behauptung  übereinstimmen: 
es  sei  „in  der  modernen  Demokratie  das  primäre  und  ursprünglich 
gegebene  die  individuelle  Gewissens-  und  Kultusfreiheit,  und  ihrer 
Sicherung  wegen  allein  werde  das  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche 
präzisiert  ? 2) 3) 

4.    P  r  e  ß  f  r  e  i  h  e  i  t 

Die  Verfassungen  aller  Gliedstaaten  der  Union  erkennen  die  Rede- 
und  Preßfreiheit  an,  und  der  erste  Zusatzartikel  der  Bundesverfassung 
verbietet  dem  Kongreß,  ein  sie  verkürzendes  Gesetz  zu  erlassen. 


1)  Handbuch  der  Politik,   1912,  I  103. 

2)  Julius  Hatschek,  Allgemeines  Staatsrecht,   1909,  II   144. 

3)  In  Großbritannien  und  Irland  ist  die  religiöse  Freiheit  nicht  formell  anerkannt. 
Es  besteht  eine  Staatskirche  (anglikanisch  in  England  und  Wales;  presbyterianisch  in 
Schottland;  in  Irland  aufgehoben).  Aber  alle  Beschränkungen  der  Glaubensfreiheit  sind 
allmählich  beseitigt  worden.  Im  Jahre  1689  wurde  Duldung  gegen  die  Dissenters  er- 
klärt. Im  Jahre  1828  wurde  die  Testakte  aufgehoben,  1829  erfolgte  die  Katholiken- 
emanzipation, 1858  der  letzte  Akt  der  Judenemanzipation.  Das  Bekenntnis  bildet  ein 
Hindernis  für  die  Bekleidung  nur  noch  weniger  Staatsämter,  z.  B.  der  Stellung  des 
Lord-Lieutenant  von  Irland. 
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Gibt  dies  dem  Sprechenden  oder  Schreibenden  «.-in  unbeschränktes 

Kecht,   seine  <  iciuhlc  <»drr  Gedanken    /u   auflern?     Nein.     „Allseitig   wird 

zugestanden,"    sagt   Cooley,    „daß   die    Bestimmungen    des    gemeinen 

Rechtes,  die  den  l'asquillanten  für  privates  Unrecht  oder  öffentliches 
irgernis  verantwortlich  machen,  durch  den  in  unseren  Verfassungen 
der  Presse  gewählten  Schutz  nicht  aufgehoben  sind."  Ein  anderer 
Schriftsteller,  den  er  anfuhrt,  ist  der  Meinung,  daß  die  Freiheit  der 
Presse  erklart  wurde,  um  die  Bemühungen  patriotischer  Manner,  die 
ihre  Mitbürger  aufzuklären  wünschten,  nicht  durch  Zensurbeschrän- 
kungen  ZU  hemmen.  Er  faßt  seine  Ausführungen  so  zusammen,  daß 
der  Redende  oder  Sprechende  verantwortlich  sein  solle  für  „Gottes- 
lästerung, Schlüpfrigkeit  oder  verleumderischen  Charakter"  seiner  Äuße- 
rung einerseits,  andererseits  für  den  von  ihm  aus  Bosheit  oder  Lügen- 
haftigkeit an  der  Stellung,  dem  guten  Rufe  oder  dem  Vermögen  eines 
andern  verübten  Schaden.1)  Vollständig  stimmt  Story  in  seinem  Kom- 
mentar der  Bundesverfassung  mit  ihm  überein:  „Es  ist  daher  klar,  daß 
die  Fassung  dieses  Amendements  nicht  mehr  in  sich  begreift,  als  daß 
jedermann  ein  Recht  haben  soll,  über  jeden  beliebigen  Gegenstand, 
ohne  irgend  eine  vorhergehende  Beschränkung,  seine  Ansichten  zu 
sagen,  zu  schreiben  und  drucken  zu  lassen,  so  jedoch,  daß  er  keinen 
andern  in  seinen  Rechten,  an  seiner  Person,  Eigentum  oder  Ehre 
kränkt;  und  immer  so,  daß  er  dadurch  nicht  den  öffentlichen  Frieden 
stört,  oder  die  Regierung  umzustürzen  sucht." 2)  Die  Verfassungen 
vieler  Gliedstaaten  sprechen  dies  unzweideutig  aus.  Zum  Beispiel  die- 
jenige Maines:  „Every  Citizen  may  freely  speak,  write  and  publish  his 
sentiments  on  any  subjeet,  being  responsible  for  the  abuse  of  this 
liberty."  Darf  der  Angeklagte  den  Beweis  für  die  Wahrheit  seiner 
Behauptungen  antreten  ?  Viele  Verfassungen  bejahen  die  Frage,  aber 
sie  versagen  dem  wegen  Verleumdung  oder  übler  Nachrede  Ange- 
klagten jeden  Schutz,  wenn  er  nicht  beweisen  kann,  daß  er  aus  einem 
lobenswerten  Beweggrunde  gehandelt  hat.3) 

Genießen    Regierung    und    Beamte    denselben    Schutz    gegen   Ver- 
leumdung? 


M  Cooley  S.  516  f.  Falsehood,  malice  and  injury  were  the  elements  of  the  action. 
S.  518. 

2)  Story  (Buss)  S.  808. 

3)  In  all  criminal  prosecutions  or  indietments  for  libels,  the  truth  may  be  given 
in  evidence  to  the  Jury,  and  if  it  shall  appear  to  the  jury  that  the  matter  charged  as 
libellous  is  true  and  was  published  with  good  motives  and  for  justifiable  ends,  the 
party  shall  be  acquitted.  New  York;  Art  I,  8.  Mit  den  gleichen  oder  ähnlichen  Worten 
in  anderen  Verfassungen. 

The  bürden  is  upon  him  (dem  wegen  Verleumdung  oder  übler  Nachrede  An- 
geklagten) to  prove,  not  only  the  truth  of  the  charge,  but  also  the  „good  motives  and 
justifiable  ends"  of  the  publication.     Cooley  S.  569. 
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Wir  müssen  unterscheiden.  Die  rechtlichen  Bestimmungen,  die 
wir  kennen  gelernt  haben,  gehören  dem  gemeinen  Rechte  an,  dem 
common  law,  das  die  Kolonisten  aus  England  herübergebracht  haben. 
Dessen  Bestimmungen  scheinen  aber  in  Amerika  nicht  auf  die  Erörte- 
rung Öffentlicher  Angelegenheiten  ausgedehnt  worden  zu  sein.1)  Außer- 
dem dürfen  die  Bundesgerichtshöfe  nur  Recht  sprechen  über  solche 
Fälle,  die  unter  die  Bestimmungen  der  Verfassung  oder  der  von  dem 
Kongreß  erlassenen  Gesetze  fallen  (Art.  III,  2).  Die  Bundesverfassung 
aber  verbietet,  ein  die  Rede-  oder  Preßfreiheit  beschränkendes  Gesetz 
zu  erlassen  (1.  Amendement),  und  das  einzige  zum  Schutz  der  Regie- 
rung bestimmte  Gesetz  dieser  Art,  „the  Sedition  Law"  von  1798  ist 
im  Jahre  1801  abgelaufen;  von  vielen  für  unkonstitutionell  gehalten, 
ist  es  ohne  Nachkommen  geblieben.2)  Die  auch  nach  gemeinem  Rechte 
urteilenden  Gerichtshöfe  der  Gliedstaaten  würden,  so  führt  Cooley  aus, 
an  sich  einem  die  Preßfreiheit  zugunsten  der  Regierung  einengenden 
Gesetze  nicht  widersprechen,  aber  seine  Einführung  sei  unwahrschein- 
lich, weil  nach  dessen  Erlaß  die  politische  Freiheit  geringer  wäre,  als 
zur  Zeit  der  Veröffentlichung  der  Verfassung.  Diese  Begründung 
überzeugt  nicht,  da  es  sich  häufig  in  Amerika  ereignet  hat,  daß  durch 
ein  Gesetz  die  frühere  Freiheit  geschmälert  wurde.  Es  sei  nur  der 
Abkehr  von  dem  Prinzip  des  sozialen  laizzez  faire  gedacht. 

Die  wahren  Gründe  sind  andere.  Man  hält  erstens  die  unbe- 
schränkteste, die  Bürger  erziehende  Preßfreiheit  in  einer  Demokratie  für 
notwendig,  weil  deren  Gedeihen  von  der  Erfahrung  und  dem  Urteil 
aller  Bürger  abhängt  Die  Preßfreiheit  könnte  ihnen  nicht  schaden, 
weil  sie  allmählich  gegen  die  Presse  gleichgültig  und  mißtrauisch 
würden,  so  daß  sie  ihren  Urteilen  keinen  Wert  mehr  beilegten.  Wie 
soll  aber  die  Presse  aufklären  und  erziehen,  wenn  die  Bürger  ihren 
Urteilen   mißtrauisch   gegenüberstehen?3)     Ein    viel    triftigerer    Grund 


*)  Das  ist  die  Meinung  Cooleys.  Die  Verurteilung  Franklins  spricht  dagegen.  Vgl. 
Tocqueville  II  433. 

2)  Im  Jahre  1902  wurden  in  den  Staaten  New  York  und  New  Jersey  Gesetze  er- 
lassen, nach  denen  die  Verbreiter  der  Lehre,  jede  organisierte  Regierung  sei  durch  Ge- 
walt zu  stürzen,  strafbar  seien.  Die  Gesetze  sind  aber  nicht  zur  Anwendung  gelangt. 
Freund,  S.  46. 

8)  Die  Lösung  dieses  Widerspruches  ist  auch  Tocqueville  nicht  gelungen.  Lorsqu'on 
aecorde  ä  chaeun  un  droit  a  gouverneur  la  societe,  il  faut  bien  lui  reconnaitre  la  capa- 
cite  de  choisir  entre  les  differentes  opinions  qui  agitent  ses  contemporains,  et  d'apprecier 
les  differents  faits  dont  la  connaissance  peut  le  guider.  —  La  souverainete  du  peuple 
et  la  liberte  de  la  presse  sont  donc  deux  choses  entierement  correlatives.  (II  18).  Nun 
berichtet  er  S.  22,  daß  drei  Viertel  der  amerikanischen  Blätter  aus  Anzeigen  bestehen, 
der  Rest  aus  politischen  Nachrichten  oder  Anekdoten,  nur  von  Zeit  zu  Zeit  „on  apereoit 
dans  un  coin  ignore  l'une  de  ces  discussions  brillantes  qui  sont  parmi  nous  la  päture 
journaliere  des  lecteurs".     S.  25  charakterisiert  er  den  Journalisten:  „L'esprit  du  journa- 


\  irrtrs    Kapitel.      DcmokfStU    un«I    Freiheit.  26  ^ 

ist   iicr   folgende:   Die   amerikanischen   Regierungen    und   Partein 
rungen,   keine  Partei   .il>cr  wünscht  der  Gegnerin   eine   10  gefährliche 
Waffe   111  die  Hand  zu  drücken,  wie  es  ein  Prefigesetz   WÜXi  ie  in 

Zeiten  politischer  Erregung  zu  ihrer  Knebelung  benutzen  konnte;1) 
und  man  will  im  Parteikampfc  nicht  durch  die  hurcht  vor  Gerichts- 
höfen und  Gefängnissen  gebindert  sein. 

Aus  diesen  Gründen  ist  die  Regierung  schutzlos  gegen  allge  me  i  ne, 
noch  so  giftige  und  niedertrachtige  Angriffe,  es  sei  denn,  daß  diese  zur 
Förderung  einer  Verschwörung  mit  dem  Zwecke,  Revolution  und 
Bürgerkrieg  zu  erregen,  unternommen  würden.  Den  einzelnen  Be- 
amten aber  lassen  die  Gerichte  z.  B.  während  eines  Wahlkampfes 
gegen  Verleumdungen  Schutz  angedeihen;  anders  verfahren  sie,  wenn 
unbegründete  Anklagen  in  einer  an  deren  Vorgesetzte  gerichteten 
Petition  vorgebracht  werden. 2) 


liste,  en  Amerique,  est  de  s'attaquer  grossierement,  sans  appret  et  sans  art,  aux  passions  de  ceux 
auxquels  il  s'adresse,  de  laisser  lä  les  prineipes  pour  saisir  les  hommes;  de  suivre  ceux-ci 
dans  leur  vie  priv£e,  et  de  mettre  ä  nu  leurs  faiblesses,  et  leurs  vices."  So  kommt  es, 
daß  „les  vues  personelles  exprimees  par  le  journaliste  ne  sont  pour  ainsi  dire  d'aucun 
poids  aux  yeux  des  lecteurs.  Ce  qu'ils  cherchent  dans  un  Journal,  c'est  la  connaissance 
des  faits".  (Über  die  niedrige  Stufe,  auf  der  sie  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhun- 
derts stand,  vgl.  die  bei  Rüttimann  II  253  f.  abgedruckten  Zeugnisse  von  Jefferson,  Charles 
Dickens,  Michel  Chevalier). 

Selbst  durch  die  diplomatische  Sprache  Bryces  (II  271  f.,  775)  sickert  50  Jahre 
später  dieselbe  Wahrheit  durch.  Die  amerikanische  Presse  bringe  Personalien  und  an- 
dere oft  aus  den  Fingern  gesogene  Tatsachen,  weil  die  sensationshungrigen  Leser  sie 
verlangten.  Nur  wegen  der  Angriffe  des  ewig  bellenden  Kettenhundes  auf  „unreine" 
Politiker  komme  ihr  Wert  zu.  Obwohl  von  geringem  Einfluß  auf  die  Bildung  politischer 
Überzeugungen,  sei  sie  dem  Politiker  unentbehrlich  als  Spiegel  der  Meinungen  ihrer 
Leser ;  er  habe  aber  herauszufinden,  welche  in  den  Blättern  verschiedener  Richtungen 
hervortretende  Meinungen  Volkskraft  hinter  sich  hätten. 

Woodrow  Wilson  schreibt  ihr  politische  Bedeutung  deshalb  zu,  weil  es  keinen 
verantwortlichen  politischen  Führer  gebe  und  der  Kongreß  das  Interesse  der  Bürger  am 
öffentlichen  Leben  nicht  befriedige :  „The  utterances  of  the  press  have  greater  weight 
and  are  aecorded  greater  credit,  though  the  press  speaks  entirely  without  authority,  than  the 
utterances  of  congress,  though  congress  possesses  all  authority.  The  gossip  of  the  street 
is  listened  to  rather  than  the  words  of  the  law-makers.  The  Editor  directs  public 
opinion,  the  congressman  obeys  it".  Congressiönal  Government  S.  319.  Wir  werden 
später  die  Äußerung  eines  französischen  Schriftstellers  kennen  lernen,  der  das  Gleiche 
von  der  französischen  Presse  aussagt. 

Im  neuen  Jahrhundert  aber  breitet  sich  eine  weniger  sensationelle,  von  den  Parteien 
unabhängige  Presse  aus,  welche  den  Einfluß  der  vorher  geschilderten  allmählich  zurück- 
drängt, wenn  sie  auch  bei  weitem  noch  nicht  die  Herrschaft  erobert  hat. 

')  Cooley  S.  527. 

-)  Cooley  S.  526,  531,  534.  Zwei  Beispiele  1  In  einer  Petition  hatten  mehrere 
Bürger  um  Absetzung  eines  Distrikt-Attorney  gebeten,  weil  er  sein  Amt  zu  seinen  pri- 
vaten Zwecken  mißbrauche.  Zuerst  verurteilt,  wurden  sie  von  dem  Berufungsgerichte 
freigesprochen,   obwohl  sich  herausstellte,   daß  Verleumdung   vorlag.  —  Ein  Gouverneur 
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Wenn  es  erlaubt  ist,  aus  der  Ferne  zu  urteilen,  so  darf  man  drei 
Eindrücke  niederschreiben:  erstens,  daß  die  Gerichtshöfe  zu  einer  ein- 
helligen Überzeugung  noch  nicht  gelangt  sind :  zweitens,  daß  die  älteren 
Rechtsgelehrten  einer  Beschränkung  der  Preßfreiheit  mehr  geneigt 
waren,  als  die  jüngeren;  drittens,  daß  die  Richter  und  die  Presse  gleich 
abhängig  von  der  Menge  sind. 

Höher  als  die  amerikanische  steht  die  Presse  der  Schweiz,  auch 
ist  die  Gesetzgebung  dieses  Landes  über  die  Presse  weit  verständiger. 
Bis  zum  Jahre  1830  bestand  dort  die  Präventivzensur.  Die  Zeit  von 
1830 — 1848  wird  charakterisiert  durch  Kautionsleistung,  Zeitungsstempel, 
nachträgliche  Bestrafung  von  Preßvergehen.  Die  Bundesverfassung  von 
1848  stellte  folgende  einfache,  klare  Grundsätze  auf,  die  als  Art.  5$ 
in  der  Bundesverfassung  von  1874  unverändert  wieder  erscheinen: 
Die  Preßfreiheit  ist  gewährleistet.  Über  den  Mißbrauch  derselben 
trifft  die  Kantonalgesetzgebung  die  erforderlichen  Bestimmungen,  welche 
jedoch  der  Genehmigung  des  Bundesrates  bedürfen.  Dem  Bunde  steht 
das  Recht  zu,  Strafbestimmungen  gegen  den  Mißbrauch  der  Presse  zu 
erlassen,  der  gegen  die  Eidgenossenschaft  und  ihre  Behörden  gerichtet  ist 

Besondere  Preßgesetze  haben  erlassen  Freiburg,  Genf,  Graubünden, 
Luzern,  Neuenburg,  Tessin  und  Waadt,  in  den  übrigen  Kantonen  finden 
sich  bezügliche  Bestimmungen  im  Strafgesetzbuche  oder  im  Straf- 
prozeßgesetze. *) 

Die  Teilung  der  Befugnisse  zwischen  Bund  und  Kanton  machte  die 
Genehmigung  der  kantonalen  Gesetzgebung  durch  den  Bundesrat  not- 
wendig. „Sollte  die  eidgenössische  Garantie  der  Preßfreiheit  eine  Wahr- 
heit werden,  sollten  nicht  die  kantonalen  Strafbestimmungen  gegen  den 
Mißbrauch  derselben  die  Preßfreiheit  überwuchern,  so  mußte  die  kan- 
tonale Preßgesetzgebung  der  Kontrolle  des  Bundes  unterstellt  werden 

Man  wollte  nicht  zuwarten,  bis  allfällige  Beschwerden  gegen  kantonale 
Preßgesetze  an  den  Bundesrat  gelangen  würden,  sondern  sie  sollen  zum 
voraus  seiner  Genehmigung  bedürfen,  ehe  sie  in  Wirksamkeit  treten 
können".  2) 


von  New-York,  der  sich  zur  Wiederwahl  stellte,  wurde  in  einer  öffentlichen  Versamm- 
lung der  Ausbeutung  seines  Amtes  zur  Bereicherung  seiner  Familie,  der  Konzessionierung 
einer  Bank,  obwohl  er  gewußt  habe,  daß  sie  sich  zur  Erfüllung  der  Bedingungen  betrügerischer 
Manipulationen  bedient  habe,  und  noch  mehrerer  anderer  schwerer  und  leichter  Vergehen* 
beschuldigt.  Alle  Beschuldigungen  waren  unbegründet.  Die  Gegner  des  Gouverneurs 
wurden  vor  Gericht  gestellt  und  verteidigten  sich  damit,  daß  Äußerungen  jeder  Art  gegen 
den  Bewerber  um  ein  Amt  der  richterlichen  Beurteilung  nicht  unterlägen.  Sie  wurden 
aber  verurteilt. 

')  Schollenberger,  Grundriß  I  37.  Nach  persönlichen  Erkundigungen  fehlt  es  an 
einem  Preßgesetz  in  Neuenburg,  das  bündnerische  habe  ich  mir  ebensowenig  zu  ver- 
schaffen vermocht. 

a)  Blumer-Morel  I  392. 
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I ■•  wiederholte  sich  auch  hier,  daß  der  Hund  den  Standpunkt  der 
Freiheil  vertrat,  so  daß  er  freiheitliche  Grundsätze  in  den  fünfziger 
Jahren  defl  vorigen  Jahrhunderts  einigen  Kantonen  aufzwingen  mußte. 
An  dein  Berner  PrcflgetCt*  wurde  gerügt,  daß  Herausgeber,  Verleger 
und  Drucker  einer  auswärts  herausgekommenen  Schrift  vor  die  Gerichte 
des  Kantons  Bern  gezogen  werden  könnten,  an  dem  Tessiner,  daß 
die  Gerichte  in  Sachen  der  Religion  und  der  Philosophie  an  das  Gut- 
achten des  Bischofs  gebunden  sein  sollten,  an  dem  von  Wallis,  daß 
beim  Rückfalle  ein  Blatt  zu  unterdrücken  sei,  an  dem  Luzerner,  daß 
es  den  Gerichten  gestattete,  außerkantonale  Zeitungen  während  eines 
gewissen  Zeitraumes  ganz  zu  verbieten,  Uri  wurde  angehalten,  das 
allgemeine  Verbot  der  in  Zürich  erschienenen  „Freien  Stimme"  zurück- 
zunehmen. 

Dagegen  billigte  der  Bundesrat  die  provisorische  Beschlagnahme 
einer  Druckschrift,  weiter  die  Vorschrift,  daß  ein  verantwortlicher 
Herausgeber  bezeichnet  und  von  der  Regierung  angenommen  werde, 
er  billigte  die  Forderung  einer  mäßigen  Kaution  und  die  Zulässigkeit 
eines  Zeitungsstempels.  Selbstverständlich  bedürfen  nicht  nur  Preß- 
gesetze, sondern  auch  die  in  den  kantonalen  Strafgesetzen  enthaltenen 
Bestimmungen  über  die  Presse  der  Genehmigung  des  Bundesrates. 
Die  freiburgischen  Strafgesetze  von  1868/69  erklärte  er  für  ungültig.1) 
Folgendes  möchten  die  Grundsätze  sein,  die  nach  dem  Urteile  des 
Bundesrates  die  Preßfreiheit  ausmachen.  Die  Begründung  und  Heraus- 
gabe einer  Zeitung  soll  von  keiner  Genehmigung  abhängig  sein.  Es 
soll  kein  Preßvergehen  im  besonderen  Sinne  geben:  das  Vergehen  durch 
die  Presse  unterliegt  denselben  Bestimmungen,  wie  eine  mündliche 
Äußerung;  das  Vergehen  gegen  die  Regierung  wird  ebenso  beurteilt, 
wie  das  Vergehen  gegen  eine  Privatperson.  „Nach  der  konstanten 
Praxis  der  Bundesbehörden  besteht  die  Preßfreiheit  darin,  daß  der 
ordentliche  Gebrauch  der  Presse  weder  durch  die  Zensur  noch  durch 
vorbeugende  Maßregeln  anderer  Art  gehemmt,  noch  durch  allzustrenge 
Repression  des  Mißbrauchs  in  erheblicher  Weise  erschwert 
wird.  Die  Bundesbehörden  betrachten  also  weder  alle  möglichen 
Präventivmittel  als  unstatthaft,  noch  jedes  Mittel  der  Repression  als 
zulässig,  sondern  sie  schließen  alle  diejenigen  und  nur  diejenigen 
Vorkehrungen  der  einen  wie  der  anderen  aus,  welche,  um  dem  Miß- 
brauch zu  steuern,  den  ordentlichen  Gebrauch  gefährden  oder  be- 
schränken." 2) 

Zu  den  präventiven  gehört  auch  die  Kaution,  die,  wie  wir  gesehen 
haben,  der  Bundesrat  nicht  verworfen  hat.    Sie  ist  aber  —  ebenso  wie 


')  Blumer-Morel  I  393  f. 
2)  RüttimanD  II  S.  259. 
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der  Zeitungsstempel  —  von  selbst  eingeschlafen.  Endlich  soll  für  die 
Presse  die  Eidgenossenschaft  als  ein  einheitliches  Gebiet  ohne  Kanton- 
schranken gelten. 

Was  nun  das  im  dritten  Satze  dem  Bunde  zugesprochene  Recht  be- 
trifft, so  hat  es  seine  Ausprägung  im  Bundesstrafgesetze  gefunden. 
Mit  Strafe  bedroht  wird,  wer  zum  gewaltsamen  Umstürze  der  Bundes- 
verfassung, zu  Aufruhr  und  Widersetzlichkeit  gegen  die  Bundesbehörden 
aufreizt;  es  sind  das  Verbrechen,  die  auch  durch  die  Presse  begangen 
werden  können.  Auch  ist  dort  die  Haftung  für  Preßvergehen  geregelt : 
in  erster  Linie  haftet  der  Verfasser,  subsidiär  der  Herausgeber,  in 
Ermangelung  dessen  der  Verleger,  und  wenn  auch  dieser  nicht  vor  die 
Gerichte  gezogen  werden  kann,  der  Drucker. 

In  der  französischen  Erklärung  der  Menschenrechte  von  1789 
findet  sich  auch  der  Grundsatz  der  freien  Meinungsäußerung  aus- 
gesprochen. „Die  ungehinderte  Mitteilung  der  Gedanken  und  der 
Meinungen,"  so  heißt  es  im  11.  Artikel,  „ist  eins  der  kostbarsten  Rechte 
des  Menschen;  daher  darf  jeder  Bürger  in  voller  Freiheit  sprechen, 
schreiben,  drucken,  jedoch  muß  er  für  den  Mißbrauch  dieser  Freiheit 
in  den  vom  Gesetze  bestimmten  Fällen  einstehen".  Da  aber  der  Er- 
klärung kein  Ausführungsgesetz  folgte,  wurde  die  den  Machthabern 
unfreundliche  Presse  in  der  rücksichtslosesten  Weise  sowohl  von  den 
Schreckensmännern,  wie  von  dem  Direktorium  drangsaliert,  und  während 
des  Konsulates  und  des  ersten  Kaisertums  verbesserte  sich  ihre  Lage 
nicht.  Unter  der  Restauration  und  dem  Julikönigtum  versuchte  man 
mehrere  Male  zur  Freiheit  der  Presse  zurückzukehren,  aber  sie  wurde 
wiederum  beseitigt,  als  das  revolutionäre  Gebahren  der  geheimen  Ge- 
sellschaften sich  im  Jahre  1835  in  dem  Attentate  Fieschis  entladen 
hatte.  Im  Jahre  1848  wird  sie  sowohl  wieder  hergestellt,  wie  wieder 
aufgehoben.  Napoleon  III.,  welcher  die  Unfähigkeit  des  französischen 
Volkes  zum  Gebrauch  der  Preßfreiheit  erkannte,  legte  ihr  im  Jahre  1852 
die  schwersten  Fesseln  an  und  löste  einige  dieser  wohltätigen  Bande 
erst  wieder  im  Jahre  1868.  Endlich  im  Jahre  1881  gelingt  es  ein  die 
Preßfreiheit  prinzipiell  anerkennendes  Gesetz  zu  verabschieden:  in  den 
letzten  30  Jahren  ist  es  an  manchen  Stellen  jedoch  wieder  durchlöchert 
worden.  Hauriou  berechnet,  daß  bis  zum  Jahre  1881  in  einem  90  jährigen 
Zeiträume   die  Freiheit   der  Presse  13    bis  14  Jahre   bestanden  habe.1) 

Dieser  Schriftsteller  unterscheidet  drei  Formen  der  Meinungs- 
äußerung: durch  die  Rede,  wozu  er  auch  Rufe  und  Gesang  rechnet, 
durch  den  Druck,  wozu  auch  Abbildungen  gehören,  und  durch  das 
Theater.  Da  für  die  Schaubühne  in  Frankreich  die  Zensur  vor- 
geschrieben ist,  so  kommen  im  Folgenden  nur  die  an  erster  und  zweiter 

l)  S.  345- 
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Stelle  genannten  In  Frage.  Die  Freiheit  der  Presse  betrachtet  er  als  ein 
Korrektiv  des  allgemeinen  Stimmrechtes,  dessen  Ausdruck  durch  die 
Parteiorganisation,  die  Wahlausschüsse,  den  Rcgierungsdruck,  die 
Schwierigkeiten,  geeignete  Kandidaten  zu  finden,  und  die  Charakter- 
losigkeit der  Gewählten  oft  verfälscht  werde.  Die  Presse  sei  ein  viel 
treuerer  Verkünder  der  öffentlichen  Meinung,  welche  sie  aber  auch 
bilden  helfe.  Allein  durch  Ehrenkränkung,  Verletzung  der  guten  Sitte 
und  Verbreitung  gefährlicher  Meinungen  überschreite  sie  die  heilsamen 
Schranken.  Die  Verletzung  der  guten  Sitte  übergehend,  können  wir 
hervorheben,  daß  die  französische  Gesetzgebung  zwischen  der  privaten 
und  politischen  Kränkung  unterscheidet.  Für  die  erste  wird  der  Wahr- 
heitsbeweis nicht  zugelassen,  wohl  aber  für  die  zweite ;  Verläumdung  und 
Beschimpfung  einer  Privatperson  wird  von  einer  Strafkammer  ab- 
geurteilt, in  politischen  Prozessen  ist  das  Geschworenengericht  zuständig. 
Obwohl  es  viele  Gegner  der  Bestrafung  noch  so  verderblicher  Meinungs- 
äußerungen gibt,  hat  die  französische  Gesetzgebung  zahlreiche  Akte 
dieser  Art  unter  Strafe  gestellt:  die  Aufreizung  zu  Verbrechen  und 
Vergehen,  insbesondere  zum  Morde,  zur  Plünderung  und  Brandstiftung, 
die  Verteidigung  und  Verherrlichung  solcher  Verbrechen,  aufrührerische 
Rufe  und  Gesänge  in  öffentlichen  Versammlungen,  Aufhetzung  der 
Soldaten  und  Matrosen  zur  Pflichtverletzung. l) 2) 


l)  S.  343-348- 

*)  Die  vielen  Irrtümer  über  das  englische  Recht  der  Meinungsäußerung  bringen  es 
mit  sich,  daß  die  Darlegungen  hierüber  ausführlicher  sein  müssen,  als  über  die  früher 
erörterten  Punkte.  „Sowohl  die  französischen  Revolutionäre  wie  die  belgischen  Konstitu- 
tionellen", schreibt  Dicey  a.  a.  O.  S.  235  „holten  ihre  Vorstellungen  von  der  Frei- 
heit der  Meinungen  und  der  Presse  aus  England,  und  die  meisten  Menschen  haben  so  ver- 
schwommene Begriffe  vom  englischen  Rechte,  daß  selbst  in  England  die  Idee  herrscht, 
daß  das  Recht  auf  freie  Meinungsäußerung,  insbesondere  in  der  Form  der  Preßfreiheit,  in 
demselben  Sinne  zu  den  Fundamentallehren  des  englischen  Rechtes  gehöre,  wie  es  ein 
Bestandteil  der  kurzlebigen  Verfassung  von  1791  war  .  .  .  und  weiter,  daß  unsere  Ge- 
richtshöfe das  Recht  jedes  Menschen  anerkennen,  Alles,  was  ihm  beliebt,  insbesondere 
über  gesellschaftliche,  politische  und  religiöse  Fragen,  ohne  Furcht  vor  gesetzlicher  Strafe 
zu  sagen  und  zu  schreiben.  Allein  diese  Meinung  ist  in  der  Hauptsache  falsch,  obgleich 
sie  bis  zu  einem  gewissen  Grade  durch  die  Gewohnheiten  des  modernen  englischen 
Lebens  gerechtfertigt  wird  .  .  .  Wie  jeder  Rechtsgelehrte  weiß,  finden  sich  die  Aus- 
drücke „„Freiheit  der  Erörterung""  oder  „„Freiheit  der  Presse""  weder  in  irgendeinem 
Teile  des  Gesetzbuches  noch  unter  den  Maximen  des  gemeinen  Rechtes;  als  technische 
Bezeichnungen  sind  sie  unsern  Gerichtshöfen  ganz  unbekannt.  Niemals  ist  das  Recht 
auf  Gedankenfreiheit  oder  Freiheit  der  Meinungsäußerung  in  England  verkündet  worden. .. 
„  „Unser  Recht  erlaubt  jedem  zu  sagen,  schreiben,  veröffentlichen,  was  ihm  gefällt,  aber 
wenn  er  von  seiner  Freiheit  einen  schlechten  Gebrauch  macht,  soll  er  bestraft 
werden""...  Vor  allem  stattet  es  im  allgemeinen  die  Presse  nicht  mit  besonderen  Vorrechten 
aus  .  .  .  tatsächlich  ist  in  unserer  Gesetzsammlung  wenig,  was  als  Preßrecht  bezeichnet 
werden  kann."  Nur  die  Neigung  trete  hervor,  die  Eigentümer  von  Zeitungen  „bis  zu 
einem   gewissen  Grade"  zu  befreien   von   der  vollen  Verantwortlichkeit,    die  andere  Per- 
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Nach  dem  Überblick  über  die  Preßgesetzgebung  der  vier  Länder, 
welche  wir  betrachtet  haben,  kann  man  sich  nicht  enthalten,  zu  sagen, 
diejenigen  Länder,  welche  die  Presse  ausnahmslos  den  allgemeinen 
Regeln  und  strengen  Bestimmungen  unterstellen,  haben  eine  gute 
Presse :  die  Schweiz  und  England ;  diejenigen,  welche  ihr  Vorrechte  ge- 
währen, welche  den  Wahrheitsbeweis  überhaupt,  wie  die  amerikanischen 
Gliedstaaten,  oder  für  Beleidigungen  von  Politikern,  wie  Frankreich,  zu- 
lassen, welche  ein  „delit  d'opinion"  am  liebsten  nicht  anerkennen 
möchten,  sie  haben  eine  schlechte  Presse.  Über  die  französische  Presse 
urteilt  Bodley  so :  „Jeden  Tag  werden  in  allen  Teilen  Frankreichs  Zehn- 


sonen  treffen  würde,  für  bona-fide  Weiterverbreitung  von  ehrenrührigen  Behauptungen, 
die  in  öffentlichen  Versammlungen  gefallen  seien.  Nach  den  Prinzipien  die  wichtigsten 
Bestimmungen ! 

i.  Das  gegen  Ehrenkränkungen  sehr  strenge  englische  gemeine  Recht,  welches  der 
Presse  keine  bevorrechtete  Stellung  einräumt,  bestraft  a)  denjenigen,  welcher  falsche 
Behauptungen  aufstellt  oder  weiterverbreitet,  die  einen  anderen  schädigen  müssen, 
b)  denjenigen,  der  wahre  Behauptungen  aufstellt  oder  weiterverbreitet,  die  einem  an- 
deren Schaden  zufügen,  ohne  daß  sie  der  Allgemeinheit  nützen  (z.  B.  daß  X  im  Zucht- 
hause gesessen  hat).  2.  Ehrlicher  Glaube,  gute  Absichten,  feste  Überzeugung  schützen 
nicht.  3.  Sind  mehrere  (Verfasser,  Herausgeber,  Verleger,  Drucker,  Händler)  beteiligt, 
so  wird  Jeder  bestraft.  4.  Auch  der  literarische  Kritiker  ist  straffällig,  wenn  er  sich 
von  dem  Wege  sachlicher  Beurteilung  auf  den  Abweg  persönlicher  Befehdung  begibt. 
5.  Straffällig  ist,  wer  durch  Wort  oder  Schrift  eine  „aufrührerische  Absicht"  kundgibt. 
Aufrührerisch  ist  die  Absicht,  den  König,  die  Regierung,  die  Verfassung,  das  Unterhaus, 
das  Oberhaus,  die  Rechtspflege  verhaßt,  oder  verächüich,  oder  unbeliebt  zu  machen; 
oder  britische  Untertanen  zu  Änderungen  in  Kirche  oder  Staat  mit  ungesetzlichen 
Mitteln  aufzureizen ;  oder  Gefühle  des  Klassenhasses  zu  erregen.  Erlaubt  sind  solche 
Darlegungen,  die  nur  zu  beweisen  beabsichtigen,  daß  die  Krone  irregeleitet  sei,  die  Re- 
gierung sich  getäuscht  habe,  Darlegungen,  welche  Mängel  der  Verfassung,  Fehler  der 
Regierung  zum  Zwecke  gesetzmäßiger  Reformen  aufdecken :  kurz  bona  fide  Kritiken 
öffentlicher  Angelegenheiten  in  der  Absicht,  gesetzmäßige  Reformen  anzuregen.  Ebenso 
ist  Gotteslästerung  strafbar,  Aufreizung  zur  Unsittlichkeit,  ja  es  gibt  Juristen,  die  jede 
Veröffentlichung  auf  religiösem  Gebiete,  die  die  Gefühle  anderer  zu  verletzen  geeignet 
ist,  für  strafbar  halten.  „Niemand  kann  behaupten,  daß  das  englische  Recht  etwas  wie 
das  natürliche  Recht  auf  freie  Äußerung  von  Gedanken  und  Meinungen  anerkenne  .  .  . 
Freiheit  der  Erörterung  ist  kaum  etwas  anderes,  als  das  Recht  zu  sagen  und  zu  schreiben, 
was  eine  aus  zwölf  Krämern  bestehende  Geschworenenbank  zu  sagen  und  zu  schreiben 
für  zweckmäßig  erachtet.  Rechtsgeschichtlich  betrachtet,  bestehe  die  Freiheit  der  Presse 
darin,  daß  1.  keine  Zensur  seit  1695  mehr  bestehe  (außer  für  Theaterstücke),  2.  es  einen 
besonderen  Gerichtshof  für  Preßvergehen  seit  der  Abschaffung  der  Sternkammer  im 
Jahre  1641  nicht  mehr  gebe.  Aber  das  bewirkte  keine  Ungebundenheit  der  Presse;  noch 
im  18.  Jahrhundert  hat  das  Parlament  die  Veröffentlichung  seiner  Verhandlungen  ver- 
boten, und,  da  es  ein  Gerichtshof  nach  englischem  Rechte  ist,  auch  mit  Erfolg.  Außer 
Dicey   vgl.    auch    Cooley    über    Freiheit    der   Meinungsäußerung   nach    gemeinem   Rechte 

s.  513  f. 

Die  Wirkungen  dieses  Rechtes  sind  nicht  nur  die  Reserve,  das  geschärfte  Rechts- 
gefühl, die  Abneigung,  sich  in  die  Angelegenheiten  anderer  zu  mischen,  die  dem  Fremden 
in  England  auffallen,  sondern  auch  ein  vornehmer  Ton  der  Presse. 
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t.iu  ende  von  billigen  Blättern  verkauft,  welche,  obwohl  lie  jede  politi 
Richtung  von  der  Kommune  bis  mm  reaktionären  Klerikalismus  ver- 
treten, doch  einen  gemeinsamen  Zug  aufweisen:  die  pöbelhafte  Be- 
schimpfung tk-r  im  öffentlichen  Leben  stehenden  Manner.  Bisweilen 
.sind  die  Erreger  ihrer  Wut  der  hohen  Stellung  unwürdig,  zu  der  sie 
ein  schlecht  eingerichtetes  politisches  System  erhoben  hat,  aber  ge- 
wöhnlich steht  das  verleumderische  Toben  nur  im  losen  Zusammen- 
hange mit  dem  wirklichen  Charakter  der  angegriffenen  Personen.  Jeden- 
falls muß  es  die  Nation  demoralisieren,  daß  den  Lesern  dieser  Zeitungen 
täglich  vorgeredet  wird,  alle  Franzosen  in  verantwortlichen  Stellungen, 
Staatsmänner,  Diplomaten,  Generäle,  Richter  oder  Geistliche,  seien  mit 
Lastern  befleckt  oder  trügen  das  Brandmal  des  Verbrechens.  Das 
Übel  nimmt  zu,  denn  es  gibt  in  der  Provinz  Blätter,  welche  die  ge- 
meinste Boulevardpresse  ausstechen." l)  Ein  noch  größeres  Übel  der 
französischen  Presse  besteht  darin,  daß  die  Kosten  nicht  durch  die  Ein- 
nahmen aus  dem  Zeitungsverkauf  gedeckt  werden,  so  daß  bei  dem 
geringen  Zuschuß  aus  Anzeigen  ein  Überschuß  nur  dadurch  erzielt 
werden  kann,  daß  sie  ihren  Raum  den  Finanzinstituten  zur  Verfügung 
stellt.  Einige  sogenannte  unabhängige  Blätter  treiben  Freibeuterei  auf 
eigene  Rechnung. 

5.    Vereins-2)  und  Versammlungsfreiheit. 

Daß  die  Preßfreiheit  weder  in  der  Petition  of  Right  noch  in  der 
Bill  of  Rights  gefordert  wird,  ist  jemandem  aufgefallen,  ich  weiß  nicht 
mehr,  ob  er  daraus  Schlüsse  auf  die  Presse,  oder  die  Menschen  jener 
Zeit  gezogen  hat.  Größeres  Erstaunen  würde,  wenn  er  es  bemerkt 
hätte,  vielleicht  das  Fehlen  der  Vereinsfreiheit  in  den  Zusatzartikeln  der 
Bundesverfassung  der  Union  in  ihm  hervorgerufen  haben,  umsomehr 
als  sie  auch  in  den  Verfassungen  der  Gliedstaaten  unter  den  Menschen- 
rechten nicht  aufgeführt  wird;  und  wenn  er  sie  in  den  französischen 
Erklärungen  ebenfalls  vergeblich  gesucht  hätte,  würde  er  entdeckt  haben, 
daß  hier  eine  interessante  Frage  vorliegt.  Die  Versammlungsfreiheit 
ward  dagegen  in  dem  ersten  Zusatzartikel  der  Bundesverfassung  mit 
folgenden,  den  heutigen  Bürger  befremdenden  Worten  erwähnt  (wobei 
man  ergänzen  muß:  Der  Kongreß  soll  kein  Gesetz  machen,  welches 
verkürzt),  „das  Recht  des  Volkes,  sich  friedlich  zu  versammeln  und  die 
Regierung  um  Abhilfe  der  Beschwerden  zu  bitten."  Petitionsrecht  und 
Versammlungsrecht  werden  in   den   engsten  Zusammenhang   gebracht: 


*)  Bodley,  France  S.  32.     Übereinstimmend  Caudel  a.  a.  O.  S.  417. 

2)  In  diesem  Abschnitte  wird  nur  von  politischen  Vereinen  gehandelt,  nicht 
von  wirtschaftlichen  (Gewerkvereinen  usw.)  und  anderen,  zudem  sie  für  dio  Erkenntnis 
des  Wesens  der  Demokratie  eine  geringe  Ausbeute  liefern. 
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die  friedliche  Versammlung  hat  anscheinend  nach  den  Anschauungen  der 
Menschen  im  letzten  Viertel  des  18.  Jahrhunderts  keinen  anderen  Zweck 
gehabt,  als  Petitionen  vorzubereiten.1)  Leider  sind  die  amerikanischen 
Rechtsgelehrten  über  das  uns  merkwürdig  Erscheinende  sehr  schweig- 
sam. Story  erledigt  die  Stelle  mit  der  Vermutung,  sie  sei  wahr- 
scheinlich aus  der  Bill  of  Rights  herübergenommen  worden,  in  der 
bekanntlich  das  Petitionsrecht  gefordert  wird,  und  er  macht  die  treffende 
Bemerkung,  daß  die  Forderung  selbstverständlich  sei,  weil  sie  aus  dem 
innersten  Wesen  einer  republikanischen  Regierung  hervorgehe.  Cooley 
schließt  sich  eng  an  Story  an,  neu  ist  allein  seine  Mitteilung,  daß  das 
Petitionsrecht  nur  zur  Zeit  der  Sklaverei  den  Kongreß  beschäftigt  habe. 

Leichter  ist  es,  zu  erklären,  weshalb  die  Vereinsfreiheit  in  den 
Zusatzartikeln  und  Erklärungen  nicht  angetroffen  wird.  Das  Common 
law  hindert  die  Vereinsbildung  nicht,  wie  es  ja  eine  charakteristische 
Eigenschaft  des  angelsächsischen  Rechtes  ist,  nicht  zu  prävenieren, 
sondern  zu  reprimieren.  Die  Regierung  nimmt  von  den  Vereinen 
keine  Notiz,  so  lange  sie  friedlich  ihren  Aufgaben  nachgehen,  gewährt 
ihnen  aber  auch  nur  geringen  Rechtsschutz.  Wenn  sie  aber  der  öffent- 
lichen Ordnung  und  Sicherheit  gefährlich  werden,  dann  schreitet  der 
Staat  um  so  rücksichtsloser  ein;  oft  mit  einer  brutalen  Energie,  die 
uns,  die  alles  vorsichtig  zu  verhindern  suchen,  seltsam  anmutet. 

Schon  Tocqueville  widmet  den  politischen  Vereinen  der  Union 
ein  ganzes  Kapitel  (II  4),  in  dem  er  seinem  Erstaunen  über  die  fast 
grenzenlose  Entwicklung  des  Zusammenschlusses  zu  wirtschaftlichen, 
religiösen,  sittlichen  und  politischen  Zwecken  mit  den  Worten  Ausdruck 
gibt:  „Es  gibt  nichts,  was  durch  die  Freiheit  der  Kollektivkraft  der 
Individuen  zu  erreichen,  der  Menschenwille  verzweifelte."  Aber  die 
Freiheit,  politische  Vereine  zu  bilden,  vermag  er  nicht  unbedingt  zu 
loben.  Wenn  die  Leidenschaft  der  Menge  durch  die  Erkenntnis  ihrer 
Zahl  gewachsen  ist,  wird  sie  sich  dann  stets  durch  die  metaphysische 
Betrachtung  zurückhalten  lassen,  „daß  der  Zweck  der  Vereine  ist,  die 
Meinungen  zu  lenken  und  nicht  zu  zwingen,  das  Gesetz  zu  empfehlen 
und  nicht  es  zu  machen?"  Er  habe  sich  immer  mehr  überzeugt,  daß 
die  Unabhängigkeit  der  Presse  das  wichtigste,  geradezu  das  wesentliche 
Element  der  Freiheit  sei.  „Aber  die  unbegrenzte  Freiheit,  politische 
Vereine  zu  bilden,  darf  nicht  völlig  mit  der  Freiheit,  zu  schreiben,  zu- 
sammengeworfen werden.  Die  eine  ist  sowohl  weniger  notwendig  wie 
in  höherem  Grade  gefährlich  als  die  andere.  Eine  Nation  kann  sie 
einschränken,    ohne   die  Herrschaft  über  sich  zu  verlieren;   sie    muß  es 


l)  Einiges  Licht  auf  den  Gemütszustand  und  die  Bedürfnisse  der  Bürger  wirft  es,, 
daß  von  den  zehn  Zusatzartikeln  von  1 791  nicht  weniger  als  fünf  sich  auf  den  Rechts- 
schutz im  engeren  Sinne  beziehen. 
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zuweilen  tun,  um  sie  zu  erhalten."    Freilich,  so  erfahren  wir,  gilt  dies 

weit  weniger  für  Amerika,  -*1s  für  Europa.  Kr  hätte  richtiger  lagen 
sollen,  für  Frankreich,  dessen  für  Politik  so  schwach  befähigtes  und 
mehr  mit  der  vulkanischen  (iewalt  des  Affektes  als  der  sittlichen  Kraft 
ruhiger  Ausdauer  und  zähen  Beharrens  ausgerüstetes  Volk  immer 
wilder  die  menschliche  Entwicklung  durch  organisierte  Haufen  von 
Verschwörern  und  Straßenkämpfern  vorwärts  zu  schleudern  versucht 
hat;  ein  Charaktcrmangcl,  der  in  Deutschland  in  eine  allgemeine  Theorie 
verwandelt  wurde.  Jedoch  Tocqueville  versteht  es  auch,  die  segens- 
reichen Folgen  der  freien  Vereinsbildung  und  ihre  durch  die  Umstände 
gebotene  Notwendigkeit  zu  erkennen.  „Man  kann  sich  nicht  verhehlen, 
daß  die  unbegrenzte  Freiheit,  politische  Vereine  zu  bilden,  von  allen 
Freiheiten  die  letzte  ist,  die  ein  Volk  ertragen  kann.  Wenn  sie  es 
nicht  geradezu  in  die  Anarchie  stürzt,  dann  wird  sie  es  gleichsam  jeden 
Augenblick  an  deren  Grenze  führen.  Diese  so  gefährliche  Freiheit  bietet 
indessen  in  einer  Richtung  eine  Sicherheit;  wo  die  Vereine  frei  sind, 
sind  die  geheimen  Gesellschaften  unbekannt."  Und :  „Heutigen  Tages 
ist  die  Vereinsfreiheit  eine  Bürgschaft  gegen  die  Tyrannei  der  Mehrheit 
geworden.  Wenn  in  den  Vereinigten  Staaten  eine  Partei  die  Herrschaft 
erobert  hat,  dann  ist  die  ganze  öffentliche  Gewalt  in  ihren  Händen ; 
ihre  näheren  Freunde  nehmen  alle  Ämter  in  Besitz  und  verfügen  über 
alle  Kräfte  des  staatlichen  Organismus.  Da  die  hervorragendsten  Männer 
der  Gegenpartei  die  Schranke,  die  sie  von  der  Gewalt  trennt,  nicht 
überschreiten  können  müssen  sie  sich  außerhalb  einrichten  ...  so  setzt 
man  eine  Gefahr  einer  größeren  entgegen."  Allerdings  bestehe  sie  in 
ihrem  ganzen  Umfange  nur  dort,  wo  auch  die  Gesellschaft  einen  demo- 
kratischen Charakter  frage,  bei  den  aristokratischen  Völkern  bildeten 
die  sekundären  Körperschaften  natürliche  Vergesellschaftungen,  die  die 
Mißbräuche  der  Gewalt  hemmten. 

Die  Schweizer  Kantone,  welche  im  Jahre  1848  den  Bundes- 
staat ins  Leben  riefen,  hatten  noch  keine  demokratische  Gesellschaft.  Und 
dann  war  die  Zeit  von  1830 — 1848  für  den  Staatsmann  lehrreich  ge- 
wesen; der  Sturz  der  Verfassungen  in  so  vielen  Kantonen,  dann  der 
Sonderbundskrieg,  hatten  ihn  die  Wahrheit  der  Betrachtungen  Tocque- 
villes  in  seinem  seit  1835  in  immer  neuen  Auflagen  erschienenen  Werke 
erleben  lassen.  „Man  hatte,"  so  schreiben  Blumer-Morel,  „in  der  Schweiz 
hinlängliche  Erfahrungen  darüber  gemacht,  wie  leicht  das  Vereinsrecht 
mißbraucht  werden  kann  zum  gewaltsamen  Sturze  bestehender  Ver- 
fassungen und  Regierungen;  daher  wollte  man  keinen  Kanton  ver- 
pflichten, Vereine  zu  dulden,  welche  entweder  in  dem  Zwecke,  den 
sie  verfolgen,  oder  in  den  Mitteln,  die  sie  zur  Erreichung  desselben  in 
Bewegung    setzen,    als    rechtswidrig    oder    staatsgefährlich    erscheinen 
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würden." x)  Dieses  waren  die  Gründe,  welche  die  Schöpfer  der  Bundes- 
verfassung veranlaßten,  das  Prinzip  eines  Vereinsrechtes  aufzustellen, 
das  der  volkstümlichen  Vorstellung  von  demokratischer  Ungebunden- 
heit  nicht  entspricht.  Der  Art.  46  (jetzt  56;  der  Verfassung  von  1848 
lautet:  „Die  Bürger  haben  das  Recht  Vereine  zu  bilden,  sofern  solche 
weder  in  ihrem  Zweck  noch  in  den  dafür  bestimmten  Mitteln  rechts- 
widrig oder  staatsgefährlich  sind.  Über  den  Mißbrauch  dieses  Rechtes 
trifft  die  Kantonalgesetzgebung  die  erforderlichen  Bestimmungen." 
Obwohl  nun,  wie  sofort  auffällt,  keine  Verpflichtung  für  die  Kantone 
ausgesprochen  ist,  für  die  von  ihnen  erlassenen  Bestimmungen  die 
Genehmigung  des  Bundesrates  nachzusuchen,  wie  die  Bundesverfassung 
sie  für  die  Preßgesetze  vorschreibt,  so  hat  doch  das  eidgenössische 
Justizdepartement  in  einigen  Fällen  „das  Recht  in  Anspruch  genommen, 
bezügliche  Kantonalgesetze  wie  auch  ihre  Anwendung  im  einzelnen 
Falle  zu  prüfen  und  nötigenfalls  aufzuheben,  um  die  verfassungsmäßigen 
Rechte  zu  wahren."2) 

Merkwürdigerweise  erwähnt  die  Bundesverfassung  das  Versammlungs- 
recht mit  keinem  Worte ;  dagegen  gewähren  es  einige  Kantone.3) 

Vielleicht  ist  die  Haltung  der  Schweiz  gegen  die  Vereine  auch 
durch  Frankreich  beeinflußt  worden.  Dort  waren,  wie  wir  gesehen 
haben,  die  fortgeschrittensten  Geister  des  18.  Jahrhunderts  allen  Arten 
von  Vergesellschaftungen  feindlich:  Zwischen  Staat  und  Bürger,  so 
lehrten  sie,  sollten  keine  „societes  particulieres"  treten.  Langsam,  all- 
mählich ist  den  Franzosen  eine  größere  Freiheit  der  Vereinsbildung 
gewährt  worden;  es  ist  in  erster  Linie  die  Beschäftigung  mit  der 
Sozialpolitik  gewesen,  welche  die  Einsicht  in  die  Notwendigkeit  der 
Association  verbreitet  hat.  Aber  als  sich  in  den  letzten  25 — 30  Jahren 
dieser  Umschwung  in  den  Geistern  vollzog,  wurde  er  durch  die  Furcht 
gehemmt,  daß  das  Gewährte  auf  die  religiösen  Vereine  ausgedehnt 
werden  müsse.  Erst  das  Gesetz  vom  I.  Juli  1901  hat  freie  Bahn  ge- 
macht, indem  es  den  Knoten  durchhieb;  die  Kongregationen  blieben 
draußen,  weil  ihre  Mitglieder  in  ihren  Entschließungen  nicht  frei, 
sondern  an  die  Anordnungen  der  Oberen  gebunden  seien.  Die  Ver- 
eine dürfen  keine  Zwecke  verfolgen,  die  unerlaubt  sind,  oder  den  Ge- 
setzen oder  den  guten  Sitten  widersprechen  oder  den  Umfang  des 
französischen    Staates    oder   die   republikanische    Staatsform    gefährden. 


l)  Blumer-Morel  I  403. 

2j  Blumer-Morel  I  404. 

*)  Folgende  Illustrationen:  „.  .  .  das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  sind  ge- 
währleistet. Ihre  Ausübung  unterliegt  keinen  anderen  Beschränkungen  als  denjenigen  des 
allgemeinen  Rechtes."  (Zürich,  Art.  3).  Öffentliche  Vereine  und  Versammlungen  die  weder 
ihrem  Zwecke  noch  ihren  Mitteln  nach  rechtswidrig  sind,  dürfen  nicht  beschränkt  oder 
untersagt  werden  (Bern,  Art.  78). 
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Dm  Gesetz  laßt  zwei  Klassen  von  Vereinen  zu:  angemeldete  und  nicht- 
angemeldetc;    die  letzteren  haben  geringere  Kcchtsvorteile. 

Dagegen  hat  schon  die  Konstitution  von  1791  den  Bürgern  die 
(in  der  Erklärung  der  Menschenrechte  nicht  erwähnte)  Versammlungs- 
freiheit garantiert  (die  Worte  erinnern  an  das  Vorbild) :  „la  liberte  aux 
citoyens  de  s'assemblcr  paisiblemcnt  et  sans  armes,  en  satisfaisant  aux 
lois  de  police."  Man  beachte  den  Zusatz:  „en  satisfaisant  aux  lois  de 
police",  der  die  Beschränkung  der  Vercinsfreiheit  möglich  machte.  Seit 
der  Direktorialverfassung  ist  es  mit  dieser  Freiheit  bergab  gegangen; 
während  des  zweiten  Kaiserreiches  mußte  für  alle  Versammlungen  von 
mehr  als  zwanzig  Personen  die  polizeiliche  Erlaubnis  eingeholt  werden. 
Erst  das  Gesetz  vom  30.  Juni  1881  stellte  die  Versammlungsfreiheit  auf 
folgende  Grundlagen:  Öffentliche  Versammlungen  müssen  vorher  an- 
gemeldet werden  (seit  1907  beseitigt);  sie  dürfen  nicht  auf  der  Straße 
stattfinden;  im  allgemeinen  nicht  über  n  Uhr  hinaus  ausgedehnt 
werden ;  ein  Beamter  der  Polizei  darf  sie  unter  bestimmten  Bedingungen 
auflösen.  Zusammenrottungen  Bewaffneter  sind  verboten,  ebenso  die- 
jenigen   Unbewaffneter,   wenn   sie   die   öffentliche   Ruhe   bedrohen. x)  2) 

6.    Rückblick  auf  die  Freiheitsrechte. 

Mehrere  andere  Freiheitsrechte  zweiter  Ordnung  übergehe  ich.  Es 
sind  entweder  Rechte,  welche  in  gesitteten  Staaten  allgemein  anerkannt 


')  Vgl.  Hauriou  S.  254  f.  und  S.  349  f. 

2)  Das  englische  Vereins-  und  Versammlungsrecht  trägt  dieselben  Züge,  wie  die 
übrigen  Freiheitsrechte.  Ein  Recht  ist  den  Bürgern  nicht  zugestanden,  wohl  aber  ge- 
nießen die  Bürger  die  Freiheit,  Vereine  zu  gründen,  solange  sie  nichts  Ungesetzliches 
oder  der  öffentliche  Ruhe  und  Sicherheit  Schädliches  unternehmen.  Dann  aber  schreitet 
der  Staat  mit  englischer  Entschiedenheit  und  Wucht  ein.  Sowohl  die  noch  in  Kraft  be- 
findliche „Corresponding  Societies  Act"  von  1799  wie  das  „Law  of  Conspiracy" 
(Conspiracy  ist  kein  feststehender  Begriff)  gestatten  den  Gerichten,  in  willkürlicher  Weise 
den  Vereinen  beizukommen.  Aber  auch  der  friedlichste  Verein  webt  nicht  in  voller 
Unabhängigkeit.  Der  Staat  kümmert  sich  nicht  um  ihn,  und  gibt  ihm  daher  nur  ge- 
ringen Rechtsschutz.  Will  er  diesen  genießen,  so  muß  er  sich  den  Bedingungen  des 
Staates  unterwerfen,  und  dieser,  der  die  Vereine  nicht  willkürlich  unterdrückt  und  ihre 
Entstehung  nicht  verhindert,  ist  sehr  willkürlich  in  der  Zumessung  der  Befugnisse  und 
der  Bedingungen,  an  die  er  die  Erwerbung  der  vollen  Vermögensfähigkeit  knüpft.  Vgl. 
J.  Hatschek,  Englisches  Staatsrecht  I  71  f.  und  II  554  f. 

Ist  es  mit  der  Versammlungsfreiheit  anders?  „Man  kann  kaum  behaupten,  daß 
unsere  Verfassung  etwas  kennt  wie  ein  ausdrückliches  Recht,  öffentliche  Versammlungen 
abzuhalten",  sagt  Dicey.  Die  Gerichtshöfe  betrachten  es  als  eine  Folge  der  persönlichen 
Freiheit  und  der  Freiheit  des  Individuums,  seine  Meinung  zu  äußern.  Man  läßt  sie  zu, 
so  lange  sie  niemanden  stören.  Wenn  ihr  Zweck  die  Ausführung  eines  Verbrechens  oder 
Friedensstörung  ist,  werden  sie  ungesetzliche  (unlawful)  Versammlungen.  Dem  englischen 
Rechte  ist  ein  Recht,  auf  die  Benutzung  öffentlicher  Plätze  unbekannt.  Wer  an  einer  un- 
gesetzmäßigen Versammlung  teilnimmt,  ist  straffällig.  Vgl.  die  Abhandlung  von 
Hasbach,  Die  moderne  Demokratie.    2.  Auflage.  J8 
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sind  und  geübt  werden,  wie  das  Recht  der  Beschwerde  und  der  Petition, 
sowie  das  Recht  auf  Unverletzlichkeit  des  Vermögens  (Verminderung 
nur  durch  gesetzlich  auferlegte  Steuern,  Enteignung  gegen  Entschädi- 
gung); oder  Rechte,  über  welche  die  Theoretiker  sich  nicht  einigen 
können,  wie  der  Widerstand  gegen  die  Staatsgewalt:  der  Widerstand 
gegen  den  Beamten,  welcher  einen  ungesetzlichen  Befehl  ausführt. 

Werfen  wir  nun  einen  Rückblick  auf  den  Umfang  und  den  Inhalt 
der  behandelten  Rechte,  so  wird  man  nicht  zu  dem  Schluß  gelangen, 
daß  die  Demokratien  ein  höheres  Maß  von  Freiheit  gewährten,  als  die 
konstitutionellen  Monarchien  Deutschlands.  Dabei  wird  sich  auch  die 
Überzeugung  aufgedrängt  haben,  daß  die  Demokratien  keinen  durch- 
aus gleichen  Typus  der  Freiheit  verwirklichen.  Die  geschichtliche 
Entwicklung  der  Völker,  ihr  Charakter,  ihre  gesellschaftlichen  Zustände: 
alles  dies  hat  die  einheitlichen  Prinzipien  in  verschiedenartiger  Weise 
ausgestaltet.  Die  Vereinigten  Staaten  scheinen  den  anderen  Demo- 
kratien auf  dem  Gebiete  des  Schutzes  gegen  willkürliche  Verhaftung 
und  Durchsuchung  voraus  zu  sein,  aber  andererseits  hat  sich  dort 
eine  „Polizeigewalt" a)  herausgebildet,  welche  die  Freiheit  bedenklich 
einschränkt. 

Im  übrigen  legt  die  einfache  Vergleichung  der  Gesetzgebung  der 
Demokratie  mit  derjenigen  der  Monarchien  keinen  richtigen  Maßstab  an. 
Zur  gerechten  Beurteilung  der  konstitutionellen  Monarchie  müssen  wir 
uns  auf  Grund  der  Geschichte  der  Demokratien  vorzustellen  suchen, 
was  diese  tun  würden,  wenn  sie  mächtigen,  feindseligen  Parteien  gegen- 
überständen, die  sich  aus  Klassen  ergänzten,  denen  sie  Milliarden  zur 
Verbesserung  ihrer  Lage  zugewendet  hätten,  Parteien,  welche  offen  die 
republikanische  Verfassung  umzustürzen  drohten,  welche  eine  zu  diesem 
Zwecke  unternommene  blutige  Revolution  für  eine  erhabene  Tat  aus- 
gäben, Parteien,  welche  dem  Staatsoberhaupte  die  in  jedem  Staats- 
wesen schuldige  Ehrfurcht  verweigerten,  die  im  Parlamente  das  Budget, 
an  dem  sie  mitgearbeitet  hätten,  ablehnten,  Parteien,  die  sich  nicht  da- 
mit begnügten,  die  Klassen  der  Republik  gegeneinander  aufzuhetzen, 
sondern  nicht  einmal  vor  dem  Frevel  zurückbebten,  die  für  die  Ver- 
teidigung des  Vaterlandes  gegen  äußere  Feinde  nötige  Macht  zu  ver- 
derben. Die  Demokratien  würden  solchen  Feinden  nicht  soviel  Frei- 
heit gewähren,  sie  würden  schärfere  Waffen  gebrauchen,  sie  würden 
sie  gewaltsam  niederschlagen ;  denn  die  Demokratien  haben  eine  schwere 
Hand.2) 


Dicey,  „The  Right  of  Public  Meeting"  und  „Questions  connected  with  the  right  of  public 
meeting"  a.  a.  O.  S.  266 — 280  und  S.  497 — 5 12. 

x)  Man  studiere  das  Kap.  XVI  „The  Police  Power  of  the  States"  bei  Cooley, 
Constitutional  Limitations  und  Freund,   Staatsrecht  S.  300  f. 

2)  Wie    gering    die   Achtung    der    sozialdemokratischen  Partei  Frankreichs    vor   den 
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Unsi-rc  Aufgabe  dürften  wir  sli  erledigt  ansehen.  Aber  wir  er« 
innern  uns,  dafl  <üe  Demokratie  das  Wort  Freiheit  noch  in  einem 
anderen  als  dem  herkömmlichen  Sinuc  gebraucht  Mit  diesem  Worte 
bezeichnet  sie  auch  den  (icuuß  der  Gleichhcitsrcchtc,  vorzugsweise  die 
gleiche  Teilnahme  der  Hurger  an  der  Leitung  des  Staates;  wir  haben 
sie   1  lerrscherrechtc  genannt 

Untersuchen  wir  also,  ob  diese  Art  der  Freiheitsrechte  in  den 
Demokratien  starker  als  in  der  konstitutionellen  Monarchie  ausge- 
bildet sind. 

III. 

Die  Herrscherrechte. 

1.    Die  Gleichheit  vor  dem   Gesetz. 

Die  Gleichheit  der  Rechte  tritt  uns  erstens  entgegen  als  gleiches 
Stimm-  und  Wahlrecht,  als  gleicher  Einfluß  auf  die  Gesetzgebung, 
bezüglich  auf  die  Bestellung  der  Exekutive,  wo  diese  den  Bürgern  zu- 
kommt; zweitens  als  Recht  auf  gleiche  Zulassung  zu  allen  Ämtern  der 
Exekutive;  drittens  als  Recht  auf  gleiche  Besteuerung;  viertens  als 
Recht  auf  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  und  vor  dem  Gerichtshofe,  mit 
anderen  Worten  als  Gleichheit  im  Privat-,  Straf-  und  Prozeßrechte. 

Es  leuchtet  sofort  ein,  daß  sich  der  Liberalismus  zu  verschiedenen 
dieser  Rechte  bekennt,  weil  sie  Mittel  zur  Verwirklichung  der  Freiheit 
sind.  Ohne  die  an  vierter  Stelle  genannte  Gleichheit  läßt  sich  die 
Freiheit  der  Bewegung,  der  Wirtschaft,  die  Vereins-  und  Versammlungs- 
freiheit gar  nicht  denken.  (Andererseits  müssen  bestimmte  Freiheiten, 
z.  B.  Preß-  oder  religiöse  Freiheit  auf  einem  umgrenzten  Gebiete  den 
Menschen  gleiche  Rechte  verleihen.)  Als  der  Bauer  noch  hörig,  an  die 
Scholle  gebunden  war,  während  der  Städter  sich  der  persönlichen  Frei- 
heit erfreute,  als  der  Übergang  aus  einem  Stande  in  den  anderen  er- 
Verfassungen anderer  Länder  ist,  beweist  folgendes  offenherzige  Manifest  des  „Conseil 
national  du  Parti  ouvrier  francais"  vom  Jahre  1893. 

Oui,  le  Parti  ouvrier  francais  ne  fait  qu'un  avee  la  democratie-socialiste  allemande 
contre  l'Empire  d'Allemagne. 

Oui,  le  Parti  ouvrier  francais  ne  fait  qu'un  avec  le  Parti  ouvrier  beige  contre  la 
monarchie  bourgeoisie  de  Cobourg. 

Oui,  le  Parti  ouvrier  ne  fait  qu'un  avec  les  travailleurs  et  les  socialistes  d'Italie 
contre  la  monarchie  de  Savoie. 

Oui,  le  Parti  socialiste  francais  ne  fait  qu'un  avec  le  jeune  et  dejä  si  puissant  Parti 
du  Travail  d'outre-Manche  contre  le  constitutionalisme  oligarchique  et  capitaliste 
d'Angleterre. 

Daß  die  fremden  Sozialisten  die  Aufgabe  hätten,  sich  mit  den  französischen  zum 
Sturz  der  französischen  Verfassung  zu  vereinigen,  räumt  das  Manifest  nicht  ein,  weshalb 
es  recht  mit  seiner  Behauptung  hat,  daß  für  Frankreich  „patriotisme  et  internatio- 
nalisme  ne  sont  que  deux  formes,  se  completant,  du  meme  amour  de  l'humanite." 
A.  Zevaes,  Les  Guesdistes,   191 1,  S.  93  f. 

18* 
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schwert  war,  als  es  einem  Stande  verboten  war,  dem  Berufe  eines  anderen 
obzuliegen,  als  verschiedene  Stände  vor  verschiedene  Gerichte  gestellt 
wurden,  was  eine  gleichmäßige  Beurteilung  ausschloß,  wie  war  da  eine 
freie  Entwicklung  der  Anlagen  denkbar?  Der  Liberalismus  will  doch 
den  weitesten  Spielraum  für  alle  Begabungen  schaffen,  nicht  weil  er  an 
die  Gleichheit,  sondern  weil  er  an  die  Ungleichheit  glaubt,  weil  die 
Freiheit  ungleichartiger  Begabung  die  größte  Menge  verschiedenartiger 
materieller  und  idealer  Güter  hervorbringt.  Tatsächlich  ist  ja  auch  diese 
Gleichheit  sowohl  in  konstitutionellen  Monarchien  wie  in  Demokratien 
gesetzlich  anerkannt  Verfehlungen  der  Gerichte  gegen  diesen  Grund- 
satz sind  in  allen  Staatsformen  zu  beobachten;  wir  verweisen  für  die 
Demokratien  auf  die  früheren  und  im  sechsten  Kapitel  folgenden  Aus- 
führungen über  die  Rechtspflege. 

Liberalismus  und  Demokratismus  berühren  sich,  sie  sind  aber  nicht 
dasselbe.  Dringen  wir  in  die  tiefsten  uns  erreichbaren  Seelengründe,  dann 
erkennen  wir:  die  ethische  Wurzel  der  Demokratie  ist  die  Würde  des 
Menschen,  diejenige  des  Liberalismus  der  Wert  der  Persönlichkeit.  Die 
menschliche  Würde  machen  Gattungseigenschaften  aus,  Eigenschaften,  die 
allen  Menschen,  wenn  auch  in  verschiedenem  Grade,  zukommen,  Eigen- 
schaften, die  sie  gleich  machen.  Die  Persönlichkeit  beruht  auf  jenen  Eigen- 
schaften, durch  welche  sich  die  Menschen  voneinander  unterscheiden, 
Eigenschaften,  die  sie  ungleich  machen.  Die  Demokratie  ist  daher  zur  An- 
erkennung jener  Ereiheiten  geneigt,  die  die  Menschen  gleich  machen,  die  die 
Würde  des  Menschen  entwickeln,  der  Liberalismus  zur  Anerkennung  jener 
Gleichheiten,  die  sie  frei  machen,  welche  der  Persönlichkeit  die  Fesseln  lösen. 

2..  Die  Gleichheit  vor  der  Steuer. 

Die  Gleichheit  vor  der  Steuer  hat  man  sowohl  in  Monarchien  wie 
in  Demokratien  durchzuführen  gesucht.  Denn  der  Trieb  zur  unge- 
hemmten Betätigung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  würde  gelähmt,  wenn 
dem  Fleißigen  durch  Steuerwillkür  der  Lohn  seiner  Arbeit  entzogen 
werden  könnte ;  die  Armut  despotisch  regierter  Länder  beweist  es  hin- 
reichend. Der  Reichtum  der  Gesellschaft  an  Sachgütern,  als  Vor- 
bedingung der  Kraft  und  Unabhängigkeit  des  Vaterlandes  wie  der  Ent- 
stehung geistiger  Werte,  ist  daher  die  Wirkung  der  auch  auf  dieser 
Gleichheit  beruhenden  Freiheit.  Im  Umkreis  der  indirekten  Steuern 
von  entbehrlichen  Gütern  genießt  der  einzelne  die  größte  Freiheit, 
weil  die  Gleichheit  unter  günstigen  Umständen  durch  die  Regelung 
der  Verzehrsgröße  hergestellt  werden  kann.  Da  nun  aber  die  indirekten 
Steuern  sowohl  in  konstitutionellen  wie  in  demokratischen  Gemein- 
wesen einen  beträchtlichen  Teil  der  Staatseinnahmen  liefern  müssen, 
einzelne  Faktoren  der  Belastung,  wie  Familiengröße  und  Lebenshaltung, 
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sich  der  individuellen  Regelung  oft  oder  regelmäßig  entziehen,  eine 
Anpassung  des  Steuerfußes  der  indirekten  Steuern  an  das  Hinkommen 
nur  in  begrenztem  Umfange  durchführbar  ist  und  auch  Steuern  auf 
unentbehrliche  Güter  bestehen,  so  werden  bittere  Klagen  über  die 
Ungleichheiten  der  indirekten  Steuern  hüben  und  drüben  erhoben. 
I  >ie  Entwicklung  der  direkten  Steuern  hat  dagegen  gerade  in  mon- 
archischen Staaten,  sowohl  in  den  konstitutionellen  Deutschlands  wie 
in  der  parlamentarischen  Monarchie  Englands,  aber  auch  in  den  Hanse- 
städten zu  einem  hohen  Grade  der  Steuergleichheit  geführt,  die  in  den 
demokratischen  Gemeinwesen  verschiedene  Tatsachen  verhindern.  Sie 
treten  nicht  alle  in  allen,  auch  nicht  in  allen  mit  gleicher  Stärke  hervor. 

Die  erste  hat  schon  Tocqueville  klar  erkannt.  Die  Regierung  der 
reichen  Klassen  sei  verschwenderisch,  weil  hohe  Steuern  nur  einen  ge- 
ringen Teil  ihres  Einkommens  fortnähmen,  die  der  mittleren  aus  dem  ent- 
gegengesetzten Grunde  sparsam,  diejenige  der  armen  kostspielig,  weil 
sie  für  die  von  ihnen  bewilligten  Ausgaben  nicht  aufzukommen  brauchten 
oder  leicht  Mittel  ausfindig  machten,  die  Steuer  so  anzulegen,  daß  sie 
nur  die  Reichen  treffe,  und  den  Armen  nütze.  „Mit  anderen  Worten, 
die  Regierung  der  Demokratie  ist  die  einzige,  die  dem  Bewilliger  der 
Steuer  sich  ihr  zu  entziehen  erlaubt  .  .  .  Man  fragt  mich :  Wem  ist  es 
jemals  beigefallen,  die  Armen  zu  beauftragen,  allein  die  Gesetze  zu 
machen  ?  Wem  ?  Nun  denjenigen,  welche  das  allgemeine  Stimmrecht 
eingeführt  haben.  Wer  macht  das  Gesetz,  die  Mehrheit  oder  die  Minder- 
heit? Zweifellos  die  Mehrheit;  und  wenn  ich  beweise,  daß  die  Armen 
stets  die  Mehrheit  bilden,  habe  ich  dann  nicht  das  Recht,  hinzuzufügen, 
daß  sie  in  den  Ländern,  wo  sie  das  Stimmrecht  haben,  allein  die  Ge- 
setze machen  ? " *) 

Die  zweite  Tatsache  ist  die  Abneigung  der  meisten  Bürger  der 
Demokratien  gegen  eine  richtige  Steuereinschätzung,  welche  eine  ge- 
rechte Veranlagung  ermöglichen  würde.  Sie  ist,  wenn  der  Pflichtige 
nicht  Staatsgesinnung  und  Pflichtgefühl  besitzt,  bisweilen  nicht  ohne 
lästiges  Eindringen  in  seine  wirtschaftlichen  Verhältnisse  durchführbar; 
dieses  aber  belieben  die  genannten  Bürger  als  undemokratisch,  gegen 
die  „Freiheit"  verstoßend  zu  bezeichnen.  Aber  aufrichtige  Steuererklä- 
rungen abzufassen,  gegen  diese  Tätigkeit  sträubt  sich  ihr  Bürgerstolz 
und  ihr  Bürgerinteresse  gleichfalls.  Die  Reichen  sind  ihr  nicht  gewogen, 
weil  sie  wissen,  daß  in  Demokratien  die  Neigung  herrscht,  sie  wie 
Zitronen  auszupressen,  die  Armen  nicht,  weil  sie  meinen,  daß  das  durch 
Arbeit  Erworbene  nicht  geschmälert  werden  dürfe.2) 


4)  II  69  f. 

s)  Ein  merkwürdiger  Grund  für  Steuerhinterziehung  in  der  Union  ist  „the  con- 
viction  that  much  oft  the  money  raised  by  government  is  wasted  or  stolen".  Brooks, 
Corrupüon  in  American  Politics  and  Life,  S.   194. 
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Die  dritte  Tatsache  heißt  Abhängigkeit  der  demokratischen  Finanz- 
beamten von  den  Bürgern,  welche  sie  einschätzen  sollen.  Wer  seine 
Pflicht  gewissenhaft  erfüllt,  muß  befürchten,  nicht  wieder  gewählt  zu 
werden  und  mit  dem  Amte  auch  sein  Brot  zu  verlieren. 

Die  vierte  Tatsache  ist  die  Schwierigkeit,  in  unmittelbaren  und 
pseudo-repräsentativen  Demokratien  ein  gutes  Steuergesetz  zustande 
zu  bringen.  Der  Fortschritt  zu  höheren  Steuerformen,  zu  einer  ge- 
rechten Verteilung  der  Last  wird  verhindert,  wenn  Habsucht  und  Selbst- 
interesse Gesetzgeberinnen  sind. 

Diese  vier  Tatsachen  bewirken,  daß  die  Gleichheit  vor  der  Steuer 
nirgendwo  so  selten  anzutreffen  ist,  wie  in  den  Demokratien;  einzelne 
rühmliche  Ausnahmen,  wie  der  Kanton  Baselstadt,  abgerechnet.  Im 
folgenden  soll  es  näher  ausgeführt  werden. 

In  Frankreich  hat  die  große  Revolution  ein  System  von  direkten 
Steuern  geschaffen,  die  den  demokratischen  Prinzipien  der  Gleichheit, 
wie  sie  die  Demokratie  damals  verstand,  und  der  Freiheit,  wie  sie  sie 
immer  versteht  (nämlich  als  Ungebundenheit),  sehr  gut  entsprechen. 
Es  sind  die  Ertragsteuern:  die  Steuern  vom  durchschnittlichen  Rein- 
ertrage bestimmter  Objekte.  Der  durchschnittliche  Reinertrag  wird 
nicht  deklariert,  sondern  aus  bestimmten  Merkmalen  (z.  B.  Größe  und 
Bodengüte  des  Ackers;  Zahl  der  Stockwerke,  der  Fenster)  von  der 
Steuerbehörde  herausgerechnet;  es  ist  folglich  ein  unrealer  Ertrag,  den 
ein  unrealer  Wirt  bei  durchschnittlichen  Fähigkeiten  in  einer  durch- 
schnittlichen Betriebszeit  erwirtschaften  könnte.  Ein  peinliches  Ein- 
dringen in  die  Verhältnisse  des  souveränen  Bürgers  ist  daher  nicht  er- 
forderlich, der  Kanzlist  kann  den  Pflichtigen,  ohne  seine  Fassion  ge- 
sehen zu  haben,  aus  den  ihm  vorliegenden  Angaben  richtig  veranlagen. 
Nicht  gedenkend  der  Schwierigkeiten,  welche  Leihzins-  und  Lohn-  wie 
Gehaltssteuer  mit  sich  bringen,  fügen  wir  noch  hinzu,  daß  der  Steuer- 
fuß für  alle  Erträge  aus  derselben  Klasse  von  Objekten  derselbe  ist, 
sagen  wir  4°/0;  charakteristisch  für  die  Ertragsteuer  ist  folglich  eine 
proportionale  Gleichheit.  Aber  diese  Steuern,  welche  die  wirkliche 
Steuerkraft  nur  zufällig  erfassen,  sind  nicht  gerade  sehr  einträglich, 
jedenfalls  nicht  beweglich,  sie  passen  sich  dem  wachsenden  Bedarfe  des 
Staates  schwer  an.  Er  sucht  eine  Ergänzung  und  findet  sie  in  Ver- 
kehrssteuern und  indirekten  Steuern.  Verkehrsteuern  sind  Steuern  von 
den  genannten  Sachobjekten  der  Ertragsteuern,  wenn  sie  unter  Lebenden 
oder  von  Todes  wegen  den  Besitzer  oder  Benutzer  wechseln;  es  sind 
folglich  Steuern  von  Kauf,  Miete,  Erbschaft  usw.  Obgleich  einfache 
Steuersätze  nach  der  Art,  den  Objekten  und  anderen  Merkmalen  der 
Geschäfte  erhoben  werden,  bringen  sie  viel  ein,  weil  soviel  wie  möglich 
der  volle  Wert  besteuert  und  dafür  gesorgt  wird,  daß  die  sehr  häufig 
vorkommenden   Verkehrsakte    sich    der   Kenntnis   des   Staates   schwer 
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entziehen  können.    Auch  hier  nur  ein  oberflächlich«    rlerumklopfei 
dem  Pflichtigen    und   prinzipiell   die   proportional'  iheit  voi 

Steuer,    l  >i<'  gleichfalls  ertragschweren  indirektes 
jeden  nach  dem  Maße  seines  Verzehrs   heran;  □  nicht  aus  dem 

Ausland    nach    Frankreich    zurückkehrenden   h  i  aten    haben    sie 

nichts  inquisitorisches  an  sich,   er  zahlt  die  Steuer  beim  ECaui  d< 
steuerten   Objektes;    die    proportionale  Gleichheil    ist  selbstverständlich. 
1  laker    schließen    sich    die    beiden   Glieder,    das  unreale    und  das 
zu  einem    bewundernswerten  Steuersystem    zusammen,    das  di 
des   Staates    reichlich    speist    und    dem    Steuerträger    die    proportionale 
Gleichheit  wie  die  Abwesenheit  undemokratischen  Eindringens  in  sein 
persönliches    Heiligtum    verbürgt,    soweit    das    unter    dem    Szepter   des 
Königs  Fiskus  möglich  ist. 

Aber  die  Klagen  über  dieses  System  nahmen  mit  dem  wachsenden 
19.  Jahrhundert  zu;  weniger  geschah  es  in  Frankreich,  als  in  den 
Ländern,  welche  das  französische  Vorbild  nachgeahmt  hatten,  und 
weniger  unter  den  Steuerpflichtigen,  als  unter  den  Sozialpolitikern,  die 
von  dem  Geiste  der  neueren  Ethik  und  des  klassischen  Altertums  erfüllt 
waren.  Die  Ertragssteuer,  so  urteilten  sie,  entspreche  zwar  dem  Grund- 
satze der  Gleichheit,  insofern  sie  für  die  errechneten  Erträge  des  Armen  A 
wie  für  diejenigen  des  Reichen  B  denselben  Steuerfuß  anordne,  aber 
andererseits  widerspreche  sie  ihm,  weil  die  tatsächlichen  Reineinnahmen 
von  A  und  B  aus  dem  gleichen  Objekte  verschieden  seien.  Die  wahre 
Gleichheit  bestehe  in  der  gleichen  Besteuerung  des  tatsächlich  Erwor- 
benen, also  des  Einkommens.  Die  gleichmäßige  Besteuerung  des  Ein- 
kommens werde  jedoch  keineswegs  durch  eine  proportionale  Gleichheit 
erreicht,  sondern  sie  sei  die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit, 
weil  gleiches  Einkommen  nicht  dieselbe  Fähigkeit  zu  steuern  gebe. 
Einkommen  auf  Besitz  müsse  höher  als  Einkommen  aus  Arbeit,  absolut 
großes  Einkommen  stärker  als  schlechthin  kleines  besteuert  werden, 
die  kleinsten  zur  Existenz  gerade  genügenden  seien  freizulassen,  und 
die  besonderen  Verhältnisse  der  Pflichtigen  in  Anschlag  zu  bringen. 
Nun  fehle  der  französischen  Ertragsteuer:  Schuldenabzug,  i  reiheit  des 
Existenzminimums,  Berücksichtigung  besonderer  Umstände,  stärkere 
Heranziehung  des  Besitzeinkommens,  progressiver  Steuerfuß. 

Man  strebte  sogar  danach,  die  indirekten  Steuern  zu  zivilisieren; 
ein  höherer  Steuersatz  von  feinen  Zigarren  und  für  den  Verbraucher 
großer  Massen  von  besteuerten  Rohstoffen  wurde  als  Ausfluß  der  Idee 
der  neuen  Gleichheit  verlangt,  und,  wie  wir  hinzufügen  wollen,  teil- 
weise erreicht. 

Und  die  französische  Erbschaftssteuer,  so  hieß  es,  weise  zwar  zu- 
nehmende Steuersätze  für  die  entfernteren  Verwandtschaftsgrade  auf, 
aber    auch    ihr     mangle    Schuldenabzug    und    der    mit    der    Erbmasse 


280     Zweites  Buch.     Formen,  Arten,  Begriff  und  Wesen  der  modernen  Demokratie. 

wachsende  Steuerfuß.  Daß  indirekte  Steuern  und  Verkehrsteuern  in 
keiner  Beziehung  zur  Leistungsfähigkeit  des  Steuernden  stehen,  erfordere 
keine  Erwähnung. 

Zuerst  kurierte  man  an  den  Ertragsteuern  herum,  bis  sie 
ihrer  selbst  spotteten,  und  schließlich  setzte  man  die  Einkommen- 
steuer endgültig  an  ihre  Stelle.  So  hatten  die  Reformfreunde  ein 
höheres  Ideal  der  Gleichheit  auf  den  Thron  gehoben,  sie  hatten  eine 
wahrhaft  gerechte  Steuer  geschaffen;  aber  diese  Hohe,  Reine  schnüffelt 
wie  die  Polizei  einer  despotischen  Regierung  überall  herum  und  späht 
in  jeden  Winkel  des  Haushaltes.  Zugleich  hatten  sie  der  ihrem  Siege 
mit  mächtigen  Schritten  entgegeneilenden  Demokratie  ein  Werkzeug 
in  die  Hand  gedrückt,  mit  dem  sie  ganz  gesetzlich  der  alten  Gesellschaft 
zur  Ader  lassen  kann,  bis  sie  sich  verblutet  haben  wird.  Wie  hoch 
kann  die  Demokratie  das  Existenzminimum  der  Einkommensteuer  und 
Erbschaftsteuer  hinaufsetzen,  wie  grenzenlos  kann  sie  den  Steuerfuß 
wachsen  lassen !  Und  sie  muß  es,  da  die  indirekten  Steuern,  auf  ihrer 
Wage  der  Gerechtigkeit  gewogen,  zu  leicht  erfunden  worden  sind. 
Doch  ich  muß  meine  Worte  widerrufen;  freilich,  es  gibt  eine  Grenze 
für  den  Steuerfuß:  ioo°/0  kann  er  nicht  überschreiten. 

Dieses  Werk  edlen  Reformeifers  wurde  in  Deutschland  unter  einem 
beschränkten  Stimmrechte  geschaffen ;  niemals  wurde  erwogen,  daß  die 
Massen  auch  in  den  Einzelstaaten  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht 
forderten.  Ob  die  Zeit  kommen  wird,  da  man  sich  nach  den  alten 
Ertragsteuern  zurücksehnt  ?  Sie  könnte  man  nicht  zu  Sozialrevolutionären 
Zwecken  mißbrauchen,  denn  sie  treffen  Arm  und  Reich,  und  bei  ihrem 
über  der  Wirklichkeit  schwebenden  Charakter  würde  jeder  Versuch,  die 
Einnahmen  aus  ihnen  willkürlich  zu  steigern,  die  ihnen  anhaftenden 
Ungerechtigkeiten  in  einem  unerträglichen  Grade  steigern. 

In  Frankreich  waren  sie  auch  unter  einem  beschränkten  Stimmrechte 
geschaffen  worden.  Seit  der  Einführung  des  allgemeinen  gleichen 
Wahlrechtes  im  Jahre  1848  sind  mehrere  Male  Pläne  aufgetaucht,  sie 
durch  die  gerechtere  Einkommensteuer  zu  ersetzen.  Aber  die  Mehrzahl 
der  Bürger,  die  sich  auf  die  Revolutionen  des  letzten  Jahrhunderts 
besinnt,  betrachtet  sie  mit  argwöhnischen  Blicken.  Sie  verwahren  sich 
gegen  die  Einführung  der  Einkommensteuer  mit  der  Begründung,  daß 
sie  den  Prinzipien  der  Freiheit  und  Gleichheit,  auf  denen  der  Staatsbau 
des  heutigen  Frankreichs  ruhe,  widersprächen;  es  werde  niemand  sein 
Einkommen  richtig  angeben,  auch  aus  Furcht,  von  der  Sozialdemokratie 
geplündert  zu  werden.  Die  Versuche,  die  Einkommensteuer  einzu- 
führen, sind  daher  seit  Jahren  immer  wieder  gescheitert.  Man  zieht 
die  heutige  Ungerechtigkeit  der  voraussichtlich  größeren  Ungerech- 
tigkeit der  Zukunft  vor.  Wahrscheinlich  wird  auch  der  neueste  Ver- 
such  nur   eine  Scheinreform   bringen,    und   wenn    er    gelingen    sollte, 
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darl   111. 111   gespannt  sein,    welche  Früchte  die  Minkommensteuer  fragen 
wird.  ') 

Sehr  Lehrreich  sind  auch    die  Urteile    von  Georg  Schanz    über  die 
Schweizer    Verhaltnisse.       Die    fortschreitende    Demokratisierung    habe 
das  Steuerwesen    ganz    in    die  Hände    der    Massen    gelegt,    weshalb    es 
schwer    geworden    sei,    „ein  Steuergesetz    durch    die    Volksabstimmung 
durchzubringen.     Viele  Kantone    sind   froh,    daß    sie    aus    früherer  Zeit 
ein  solches  besitzen.    Alle  möglichen  Konzessionen  an  den  Volkswillen 
müssen  gemacht  werden,  und  zweitens  ist  es  mehr  eine  Karrikatur  als 
ein  gerechtes  Steuergesetz,  das  aus  den  Interesseninstinkten  der  Massen 
hervorgeht". 2)      Die    die    Grenzen    der    Gerechtigkeit    überschreitende 
Heranziehung  des  fundierten  (Besitz-)  Einkommens  ist  ein  Zug,  der  sich 
nicht  selten  bemerkbar  macht.     „Es   gibt  nichts   im  Steuerwesen,    was 
so   tief  in   die  Überzeugung   der  Schweizer   eingedrungen   ist,   als   die 
Unterscheidung  des  fundierten    und    unfundierten  Einkommens    für  die 
Zwecke    der  Besteuerung.8)      So    geteilt    die   Meinungen    sonst    über 
steuerliche  Prinzipienfragen  sind,    in  dieser  Frage  gibt  es  keinen  Streit 
bei  dem  Schweizer,    es   ist   die  verschiedene  Belastung   beider   für  ihn 
Axiom.  ...     In   einzelnen   Kantonen,   wie  Glarus,   Schwyz,   Appenzell 
I.-Rh.  und  selbst  A.-Rh.   ist  man   heute    noch  nicht  zu   einer  regulären 
Ausbildung  einer  Einkommensteuer  gelangt;  es  wird  —  am  deutlichsten 
in  Glarus  —   geradezu   behauptet,    nur   das  Einkommen,   das  wirklich 
zu  Vermögen   gelegt  werde,  dürfe   besteuert  werden.     In   den  übrigen 
Kantonen  hat  man   diesen  extremen  und    unrichtigen  Grundsatz  nicht 
beibehalten,    aber    richtig    bleibt    auch    hier    die   starke    und    bewußte 
Schonung    des    unfundierten    Einkommens.      Dieserwegen    haben    die 
Schweizer   ihre   Steuersysteme   so    ausgebildet,    daß    beide   Arten    von 
Einkommen  scharf  abgegrenzt  sind.     Und  die  Verwirklichung  des  Ge- 
dankens findet  noch  ihre  Fortsetzung  in  der  einseitigen  Belastung  des 
Vermögens  in  den  Gemeindesteuern   und  über  die  allgemeine    direkte 
Steuer  hinaus  in  der  Erbschaftssteuer".*)     Obwohl  für  das  unfundierte 
Einkommen  Beschränkungen  vorgesehen  sind,  um  den  Bezieher  gemäß 
seiner  Leistungsfähigkeit   zu   besteuern,   fehlen  sie   für  das  Einkommen 


*)  VgL  auch  A.  Wagner,    Finanzwissenschaft,    3.  Teil  S.  392  f.,    bes.    S.  403,  1889. 

2)  Georg  Schanz,  Die  Steuern  der  Schweiz  in  ihrer  Entwicklung  seit  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts.     Stuttgart  1890,  S.  48,  49. 

s)  Zum  Verständnis  sei  erwähnt,  daß  die  wichtigste  Steuer  der  Schweizer  Kantone 
die  Vermögensteuer  ist;  wo  kein  Einkommen  aus  Vermögen  besteht,  wird  eine  andere 
Steuer  erhoben;  in  den  meisten  Kantonen  ist  es  eine  Einkommensteuer  überwiegend 
primitiven  Charakters.  Im  Kanton  Baselstadt  wird  eine  allgemeine  Einkommensteuer  neben 
einer  Vermögenssteuer  erhoben,  im  Kanton  Baselland  eine  Vermögensteuer  neben 
einer  fast  allgemeinen  Einkommensteuer,  nur  die  Kapitalzinsen  werden  nicht  von  ihr 
erfaßt. 

*)  S.  105. 
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aus  Vermögen.  „Das  kleinste  Vermögen  wird  ziemlich  hoch  belastet. 
Würde  man  das  Existenzminimum  und  die  Vorsorge  auch  dem  fun- 
dierten Einkommen  gegenüber  in  entsprechende  Anregung  bringen, 
so  würden  auch  die  kleinen  Kapitalien  geschont  sein,  und  nicht  wie 
meist  mit  voller  Wucht  getroffen  sein." l)  Derselbe  demokratische 
Grundzug  wird  auch  bei  der  Abstufung  des  Steuerfußes  bemerkbar. 
„Je  nachdem  tatsächlich  die  demokratischen  Elemente  mehr  oder 
weniger  die  Herrschaft  behaupten,  fällt  die  Progression  schärfer  oder 
weniger  scharf  aus.  Auch  der  größere  oder  geringere  Umfang  von 
indirekten  Steuern,  der  eine  Kompensation  verlangt,  mag  da  und  dort 
von  Einfluß  sein.  Wenig  zu  betonen  pflegt  man  hierbei  das  Maß  der 
Steuern,  das  den  Besitzenden  allein  durch  Erbschafts-  und  Verkehrssteuern 
zugemutet  wird."  —  Vielfach  wird  es  jetzt  schon  üblich,  in  die  Ver- 
fassung schützende  Bestimmungen  zu  legen.  Einige  sprechen  ausdrück- 
lich von  einer  „mäßigen"  Progression ;  andere  machen  gleich  das  Maß 
selbst  zu  einer  Verfassungsbestimmung.  Es  sind  relativ  schwache 
Hemmnisse  gegen  die  begehrlichen  Instinkte  der  Volksmassen. 

Einige  Beispiele  werden  die  Tendenzen  dieser  Besteuerung  besser 
erkennen  lassen.     Auf  dem  Lande  zahlen  im  Kanton  Zürich 

Staats-  und  Gemeindesteuern  in  Prozenten 
Einkommen  aus  Vermögen  unfundiert 

von  4000  Fr.  21,3  2,4 

16000  „  23,1  5,7 

In  der  Stadt  Zürich  sind  es  21,3  °/o  und  23,1  °/0  aus  Vermögen, 
3,6  °/0  und  9,75%  von  unfundiertem  Einkommen.2)  Wie  wehren  sich 
die  Bürger  gegen  diese  Mißstände  ?  Wir  entnehmen  die  Antwort  einer 
von  J.  Wolf  angeführten  Schrift:  „Es  ist  notorisch,  daß  kaum  irgendwo 
in  einem  so  ausgedehnten  Umfange  wie  im  Kanton  Zürich  die  Steuer- 
defraudation  an  der  Tagesordnung  ist.  Sie  wird  aber  durch  das  gegen- 
wärtige Steuersystem  und  zum  Teil  die  Gesetzgebung  geradezu  le- 
galisiert .  .  .  Viele  erklären,  die  Pflicht  der  Selbsterhaltung  gebiete  es 
ihnen,  angesichts  der  vielerorts  ein  Viertel  bis  ein  Drittel  des  Gesamt- 
einkommens aus  dem  Vermögen  ausmachenden  Steuer,  sich  gegen 
den  Fiskus  zu  wehren."3)  Wenn  auch  nicht  in  allen  Kantonen 
die  Steuermisere  dieselbe  Höhe  erreicht,  wie  in  Zürich,  so  erzählte  mir 


l)  S.  109. 

*)  J.  Wolf,  Steuerreform  im  Kanton  Zürich   1897,  S.  8. 

3)  J.  Wolf,  S.  36.     Im  Kanton  Waadt  bewirkte  die  hohe  Steuer  die  Auswanderung 
reicher  Leute  und  Aufteilung  des  Vermögens.       Deploige-Tomn  S.  263. 
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doch  ein  Herr  In  einem  anderen  Kanton,  er  babc  im  Groflen  Rat 
öffentlich  erklärt,  bei  der  außerordentlichen  Höhe  der  Vermöge] 

sei  die  falsche  Deklaration  ein  legitimes  Mittel  der  Selbstbehauptung. 
Irren  wurde  sich,  wer  mm  glaubte,  daLi  die  in  den  Staaten  Deutschlands 
geschützten  Klassen  es  nun  auch  in  der  Schweiz  waren.  „Anstößig  im 
allerhöchsten  Grade",  schreibt  J.  Wolf,  „wird  die  Ungleichheit,  .  .  .  wo 
Waisengut  in  Betracht  kommt.  Dieses  wird  amtlich  inventarisiert  und 
verwaltet  und  infolgedessen  voll  versteuert.  Es  bedarf  nun  keines 
Wortes,  um  für  jedermann  klarzumachen,  daß,  wollte  das  Steuer- 
gesetz irgendeines  Landes  verfügen,  ,das  Vermögen  von  Waisen 
wird  zum  Doppelten  jenes  Satzes  genommen,  der  auf  das  Vermögen 
volljähriger,  ihr  Vermögen  selbst  verwaltender  Personen  gelegt  ist',  die 
Welt  vor  einer  solchen  Ungeheuerlichkeit  staunend  stille  stehen  und  die 
Grausamkeit  des  Gesetzgebers  aufs  höchste  verurteilen  würde.  Nun 
denn,  ein  Land,  in  welchem  von  den  Waisen  das  Doppelte  dessen  ge- 
nommen wird,  was  der  volljährige  Vermögensverwalter  zahlt,  ist 
der  Kanton  Zürich."  *) 

Die  unteren  Klassen  werden  in  verschiedenen  Kantonen  durch  Kopf- 
steuern belastet.  Wir  geben  G.  Schanz  das  Wort:  „In  der  geschilderten 
Vermögens-  und  Einkommensteuer  erschöpft  sich  das  direkte  Steuer- 
system der  Schweiz  nicht  ganz.  Es  kommt  in  einer  Reihe  von 
Kantonen  noch  ein  Steuerelement  hinzu,  es  ist  dies  die  Kopf- .  oder 
Viril-  oder  Aktivbürgersteuer."  Dort,  wo  die  Besteuerung  des  un- 
fundierten Einkommens  fehle,  könne  man  sie  als  einen  unvollkommenen 
Ersatz  der  Einkommensteuer  ansehen.  „Allein  die  Personalsteuer  kommt 
auch  da  vor,  wo  man  eine  Einkommensteuer  hat."  Sie  dehnt  sich  nach 
Schanz  aus  einem  bemerkenswerten  Grunde  aus.  Um  ein  Gegengewicht 
gegen  die  Bewilligung  von  Steuern  durch  solche  Bürger,  die  sie  nicht 
zu  zahlen  brauchen,  zu  schaffen,  wurde  der  Grundsatz  aufgestellt,  wer 
mitraten  will,  muß  auch  mittaten,  d.  h.  steuern.  „Dieser  Charakter  der 
Kopfsteuer  kommt  an  schärfsten  da  zum  Ausdruck,  wo  man  die  Steuer 
nur  den  Stimmberechtigten  auferlegt,  wie  in  Glarus,  Zürich,  Zug,  Solo- 
thurn,  etwas  weniger  da,  wo  man  sie  allen  männlichen  Kantons- 
einwohnern von  gewissem  Alter,  also  auch  nicht  stimmberechtigten 
auferlegt,  wie  in  Graubünden,  Uri,  Schaffhausen,  Schwyz.  Es  ent- 
spricht vollständig  diesem  Gedankengang,  wenn  diese  Steuer  keine 
fixe  ist,  sondern  mit  dem  allgemeinen  Steuersatz  sich  hebt  und  senkt, 
wie  z.  B.  in  Schaffhausen  Glarus,  Uri,  Schwyz,  Zug  usw."2)  Da  die 
unteren  Klassen  in  den  Gemeinden  durch  die  Steuern  auf  Haushalt  und 


!)  Wolf  S.  10. 
2)  Schanz  S.  60. 
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Kopf   stark    getroffen   worden,    so   werden   auch  sie  nicht  gerecht  be- 
steuert.1) 2) 

Von  dem  Schweizer  Bundesfinanzwesen  ist  hier  ebensowenig  zu 
sagen,  wie  von  dem  amerikanischen:  beide  Bundesstaaten  ziehen  den 
größten  Teil  ihrer  Einnahmen  aus  indirekten  Steuern,  in  erster  Linie 
aus  Zöllen.  Uns  interessieren  um  so  mehr  die  Gliedstaaten.  Wie  in 
den  Schweizer  Kantonen  ist  die  wichtigste  Steuer  die  Vermögensteuer, 
mit  ihr  verbunden  tritt  häufig  die  Kopfsteuer  auf.  Die  allgemeine 
Vermögenssteuer  wird  als  Staatssteuer  nur  in  Connecticut,  Delaware, 
Pennsylvania,  Alaska  und  Indian  Territory  nicht  erhoben,  als  Kommunal- 
steuer findet  sie  sich  dagegen  in  allen  Staaten  und  Territorien.8)  Mit 
zunehmender  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  sind  ihr  wichtige  Steuer- 
objekte entschlüpft,  vor  allem  Wertpapiere,  so  daß  die  Grundstücke 
übermäßig  belastet  werden.  In  Kalifornien  zahlen  die  Landwirte  10  °/0, 
die  Industriellen  nur  2  °/0  ihres  Einkommens.  Noch  trostloser  ist  das 
Mißverhältnis  in  den  wirtschaftlich  länger  entwickelten  Oststaaten;  dort 
entzogen  sich  reiche  Kapitalisten,  wohlhabende  Geschäftsleute  und  die 
gutsituierten  höheren  Berufsklassen  fast  ganz  der  Besteuerung.4)  Es  ist 
sogar  nicht  selten  vorgekommen,  daß  der  Wert  des  besteuerten  Ver- 
mögens trotz  steigenden  Wohlstandes  abnahm,  weil  bei  der  Veranlagung 
Wertstücke  an  andere  Orte  geschafft  wurden.  Die  Gründe  sind  mangeln- 
des Pflichtgefühl  der  Steuersubjekte.  Sie  halten  es  nicht  unter  ihrer 
Würde  und  Ehre,  falsche  Angaben  zu  machen,  und  sie  sträuben  sich 
gegen  den  Versuch,  sie  zu  richtigen  Angaben  zu  zwingen.  Der  Be- 
amte, der  es  wagt,  den  Bürger  zu  veranlassen,  seine  Angaben  unter 
Eid  zu  machen,  wird  damit  bedroht,  daß  er  nicht  wiedergewählt  werde.5) 
Die  Gesetze  sind  streng  genug,  aber  die  Beamten  wenden  sie  nicht  an. 
Schärferes  Anfassen  des  Steuerpflichtigen  erfährt  als  undemokratisch 
und  nichtamerikanisch  eine  geringschätzige  Beurteilung.6)  Es  spricht 
auch  die  demokratische  Auffassung  mit,  daß  die  durch  persönliche 
Arbeit  erworbene  Einnahme  nicht  besteuert  werden  dürfe.7)  In  einigen 
Staaten   hat   man    Detektivbureaus   eingerichtet,    der  Detektiv   wird   in 


*)  S.  208. 

8)  In  den  letzten  15  Jahren  ist  in  Zürich  die  Steuerreform  nicht  fortgeschritten,  die 
von  Wolf  gegeißelten  Mißstände  dauern  fort.  Und  dies  im  Musterkanton.  Daß  es  in 
der  Schweiz  glänzende  Ausnahmen  gibt,  daran  wird  der  Leser  nicht  zweifeln.  Es  seien 
genannt  der  Kanton  Baselstadt  und  Schaffhausen. 

s)  G.  Cohn,  Charakterzüge  des  amerikanischen  Steuerwesens,  Schmollers  Jahrbuch, 
1908,  S.  7. 

*)  G.  Cohn  S.  8/9. 

5j  G.  Cohn  S.  9. 

■)  a.  a.  O.  S.   13,  18. 

7)  s.  37- 
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Prozenten  der  nachzuzahlenden  Steuern  entlohnt.1)  Solche  Einrichtungen, 
so  notwendig  sie  auch  sind,  bringen  große  sittliche  Gefahren   mit:  daß 

der  Aufspürer  an  seinem  Opfer  Erpressung  verübt  oder  der  Steuer- 
defraudant  den  Aufspurer  zu  bestechen  versucht.  Ziemlich  allgemein  ist 
die  Überzeugung,  daß  die  Einkommensteuer  nicht  eingeführt  werden 
könne,  wo  die  Bevölkerung  sittlich  so  korrumpiert  und  das  Beamtentum 
so  lax  ist.  Als  der  einzige  Ausweg  erscheint  die  Ausbildung  der  Er- 
tragsteuern, die  auch  in  einigen  Staaten,  z.  B.  New  York,  das  Steuer- 
system bilden.2) 

Damit  wird  der  Beweis,  wie  ich  glaube,  geliefert  sein,  daß  der 
Grundsatz  der  Gleichheit  vor  der  Steuer  in  dem  Sinne  einer  Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit  in  den  deutschen  monarchischen 
Staaten  besser  durchgeführt  ist  als  in  den  modernen  Demokratien. 

Wenden  wir  uns  nun  zu  dem  Rechte  auf  gleiche  Zulassung  zu  allen 
Staatsämtern  bei  gleicher  Befähigung. 

3.    Die  gleiche  Zulassung  zu    den  Staatsämtern. 

Das  Recht  auf  gleichmäßige  Zulassung  zu  den  Staatsämtern  ist 
das  Recht  auf  Zulassung  bei  gleicher  Befähigung.  Ist  es  in  liberalen, 
konstitutionellen  Staaten  zu  verwirklichen?  Steht  es  in  Übereinstimmung 
mit  ihrem  Geiste?  Zweifellos,  denn  es  ist  ein  wesentlich  liberales,  nicht 
ein  demokratisches  Recht.  In  dem  von  dem  Befähigungsnachweise 
handelnden  Paragraphen  des  zweiten  Kapitels  ist  ja  dargelegt  worden,  daß 
der  Grundsatz,  die  Tüchtigen  auszuzeichnen,  wo  immer  sie  sich  finden, 
nicht  demokratisch  ist.  Demokratisch  ist  der  Glaube,  daß  jeder  zu 
allen  Staatsämtern  befähigt  sei;  demokratisch  ist  „Rotation  in  Office", 
die  Übung,  die  Amter  der  Reihe  nach  zu  besetzen.  Wäre  es  nicht  so, 
dann  würde  ja  das  demokratischste  aller  Volksrechte,  nämlich  das  all- 
gemeine Stimm-  und  Wahlrecht,  nicht  mit  ihm  in  Einklang  zu  bringen 
sein.  Zur  Ausübung  des  Wahlrechtes  wird  von  niemandem  der  Nach- 
weis von  Kenntnissen,  Erfahrungen  gefordert,  obwohl  diese,  so  sollte 
man  denken,  auch  für  das  Wahlrecht  großen  Wert  haben.  Weshalb 
sollte  man  da  an  die  Kandidaten  zu  Wahlämtern  andere  Anforderungen 
stellen  als  an  die  Wähler? 

Merkwürdigerweise  behauptet  die  Verfassung  von  Massachusetts  im 
Artikel  6,  der  Gedanke,  ein  Mensch  sei  ein  geborener  Beamter,  Gesetz- 
geber oder  Richter,  sei  töricht  und  unnatürlich,  denn  tatsächlich  sind 
überall,  wo  das  Wahlrecht  an  keine  Bedingung  geknüpft  ist,  die  un- 
bescholtenen, nicht  von  Armenunterstützung  lebenden  oder  im  Konkurs 
befindlichen,  geistig  gesunden  Männer,   welche   das   in   der  Verfassung 

l)  S.  20  f. 

*)  S.  32  f. 
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vorgeschriebene  Alter  erreicht  haben,  geborene  Gesetzgeber.  Sie  sind 
es  nicht  weniger,  als  der  Sohn  eines  englischen  Edelmannes,  der  nach 
dem  Tode  seines  Vaters  einen  Sitz  im  Oberhause  einnimmt.  Weshalb 
aber  ist  die  Verfassung  von  Massachusetts  so  undemokratisch  ?  Deshalb, 
weil  zur  Zeit  ihres  Erlasses  das  allgemeine  Wahlrecht  noch  nicht  bestand, 
und  von  den  Beamten  bestimmte  Fähigkeiten  gefordert   wurden. 

Die  Gegner  der  konstitutionellen  Monarchie  werfen  ihr  häufig  vor, 
daß  sie  die  Ämter  nicht  mit  den  Tüchtigsten  besetze,  sondern  Rück- 
sichten auf  Stand,  Religion,  Gesinnung  usw.  nehme.  Die  in  ihr  hervor- 
tretende Parteilichkeit,  Günstlingswirtschaft  und  Intrige  zu  beschönigen, 
liegt  mir  fern.     Aber  ist  es  in  Demokratien  besser? 

Es  soll  nicht  noch  einmal  auf  die  amerikanische  und  französische 
Beutepolitik  verwiesen  werden  zum  Beweise,  daß  die  Zulassung  zu  den 
Ämtern  nach  dem  Grade  der  persönlichen  Tüchtigkeit  noch  weniger 
als  in  konstitutionellen  Staaten  geübt  wird.  Selbst  in  der  Schweiz, 
dieser  gesundesten  aller  Demokratien,  gerät  man  auf  Abwege.  Welche 
Beziehung  besteht  zwischen  der  Tätigkeit  eines  Schriftsetzers  und  der- 
jenigen eines  Erziehungsdirektors,  zwischen  den  Fähigkeiten,  welche  die 
Hypothekenbewahrung  erfordert,  und  denjenigen,  welche  für  die  Stelle 
eines  Gerichtspräsidenten  unentbehrlich  sind  ?  Und  doch  sind  dort  schon 
Schriftsetzer  zu  Erziehungsdirektoren,  Hypothekenbewahrer  und  Ele- 
mentarlehrer zu  Richtern  im  Wettbewerb  mit  Pädagogen  und  Juristen 
ernannt  worden,  und  andererseits  hat  man  in  der  Schweiz  auch  schon 
die  Frage  erhoben,  weshalb  die  französisch  sprechende  Bevölkerung  eine 
soviel  stärkere  Begabung  als  die  deutschsprechende  für  den  diploma- 
tischen Dienst  besitze. 

Eine  ebenso  schlimme  Verletzung  der  Gleichheit  aber  ist  die  in  Demo- 
kratien geübte  Ausmerzung  von  Männern  nicht  nur  mit  Berufskenntnissen 
und  Erfahrungen,  sondern  auch  von  Männern  aristokratischer  Herkunft  und 
reichen  Standes  ohne  Rücksicht  auf  Tüchtigkeit,  Charakter,  und  sittliche 
wie  politische  Grundsätze.  Was  in  Monarchien  von  willkürlicher  Aus- 
schließung einzelner  Schichten  berichtet  wird,  reicht  an  die  Neigung 
der  Massen,  nur  Ihresgleichen  zu  wählen,  nicht  heran  Der  von  ihnen 
begonnene  Ausleseprozeß  wird  von  den  Klassengenossen  der  Ver- 
worfenen, denen  es  in  der  neuen  Umwelt  nicht  behagt,  fortgesetzt. 
Daher  ihre  aus  allen  Demokratien  berichtete  Staatsflucht!1) 


*)  „Von  den  Mitgliedern  des  (Zürcher)  Stadtrates  wird  keine  besondere  soziale 
Stellung  .  .  .  gefordert;  im  Gegenteil  bilden  Reichtum  und  aristokratische  Herkunft 
für  einen  Bewerber  ein  beträchtliches  Hindernis."  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik, 
Bd.  121,  S.  23. 

Nicht  nur  in  den  Städten,  auch  in  den  Kantonen  herrscht  die  Abneigung,  reiche 
Leute  zu  wählen.  Im  Jahre  1910  schrieb  die  N.  Z.  Z.,  als  ein  verdienter,  aber  reicher 
Kandidat  Schwierigkeiten  begegnete:    „Aber  Herr  G.  .  .  .  ist  ein  wohlhabender,   er  soll 
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4.    Das  gleiche  Wahlrecht. 

I  Ja^cgcn  trägt  das  vierte  Gleichheitsrecht,  das  gleiche  Wahlrecht, 
einen  unverwischbar  demokratischen  Stempel ;  es  ist  mit  dem  Libera- 
lismus unverträglich.  Aus  zwei  Gründen.  No  taxation  without  re- 
presentation  I  ist  ein  alter  freiheitlicher  Grundsatz.  Das  heißt,  wer  zur 
Festsetzung  der  Steuern  nicht  durch  seine  Vertreter  zugelassen  wird, 
braucht  auch  keine  Steuern  zu  bezahlen.  Da  nun  das  allgemeine 
gleiche  Wahlrecht  einen  großen  Teil  der  Vertreter  der  zahlenden 
Bürger  von  gesetzgebenden  Versammlungen  ausschließt,  um  den  Ver- 
tretern der  Nichtzahlenden  die  Tore  zu  öffnen,  sodaß  die  Mehrheit  der 
Nichtzahlenden  über  die  Steuern  beschließt,  welche  die  Gesamtheit 
der  Bürger  entrichten  soll,  die  Minderheit  aber,  obwohl  sie  nicht  ver- 
treten   ist,    doch   die   von   der  Mehrheit   beschlossenen  Steuern  zahlen 


sogar  ein  reicher  Mann  sein.  Ist  es  nicht  beschämend,  daß  ein  solcher  Vorwurf  heute 
noch  erhoben  wird  in  einem  Staatswesen,  das  sich  mit  der  Rechtsgleichheit  aller  seiner 
Bürger  rühmt?  Und  hätte  nicht  gerade  die  Demokratie  Grund,  sich  darüber  zu  freuen, 
daß  Männer,  die  es  nach  dem  vulgären  Ausdruck  „nicht  nötig  haben",  Schulter  an 
Schulter  mit  den  Angehörigen  anderer  sozialer  Schichten  uneigennützig  ihre  Arbeitskraft, 
ihre  Kenntnisse  und  ihre  geschäfüiche  Erfahrung  in  den  Dienst  der  Gemeinde  und  des 
Staates  stellen  ?'•     No.  220. 

„II  est  constant  que  ni  les  lettres,  ni  les  arts,  ni  la  science,  ni  le  commerce,  ni 
l'industrie,  ni  l'agriculture,  ni  les  hautes  situations  conquises  dans  les  charges  publiques, 
ni  aueune  des  forces  sociales  qui  conferent  l'autorite,  ne  sont  plus  des  titres  aux  faveurs 
de  la  demoeratie  francaise ;  elles  seraient  plutot  des  causes  d'eviction.  Les  elements 
constitutifs  de  la  grandeur,  de  la  puissance,  de  la  richesse  des  naiions  sont  frappes 
chez  nous  d'oetracisme."     J.  Delafosse,  Psychologie  du  Depute,   1904,  S.  4  f. 

Ähnlich  in  den  Vereinigten  Staaten.  Bryce  begründet  es  so  fein,  daß  wenigstens 
ein  Teil  seiner  Ausführungen  wiedergegeben  zu  werden  verdient.  „The  members  of 
legislatures  are  not  chosen  for  their  ability  or  experience,  but  are,  five-sixths  of  them, 
little  above  the  average  Citizen  .  .  .  It  is  a  result  of  demoeratie  theory  pushed  to 
extremes  .  .  .  A  demoeratie  system  makes  the  people  self-confident,  and  .  .  .  self-con- 
fidence  may  easily  pass  into  ...  an  undervaluing  of  skill  and  knowledge  .  .  .  The  com- 
parative  indifference  to  political  life  of  the  educated  and  wealthy  classes  .  .  .  is  parüy 
due  to  this  attitude  of  the  multitude.  These  classes  find  no  smooth  and  easy  path  lying 
before  them  .  .  .  If  they  wish  for  office  they  must  struggle  for  it,  avoiding  the  least 
appearance  of  presuming  on  their  social  position."  II  587  f.  Vgl.  damit  die  Kapitel, 
,Why  the  best  men  do  not  go  into  politics"  II  96  f.,  und  ,,Why  great  men  are  not 
chosen  presidents"  I  78  f.  —  Über  die  demokratische  Theorie  ist  das  Genügende  in  II  2, 
(Befähigungsvorschriften)  gesagt. 

Fast  achtzig  Jahre  sind  verflossen,  seit  Tocqueville  dieselbe  Beobachtung  niederschrieb : 
„Aux  Etats-Unis,  le  peuple  n'a  point  de  haine  pour  les  classes  elevees  de  la  societe ; 
mais  il  se  sent  peu  de  bienveillance  pour  elles,  et  les  tient  avec  soin  en  dehors  du 
pouvoir;  il  ne  craint  pas  les  grands  talents,  mais  il  les  goüte  peu  .  .  .  Tandisque  les 
instinets  naturels  de  la  demoeratie  portent  le  peuple  ä  ecarter  les  hommes  distingues  du 
pouvoir,  un  instinet  non  moins  fort  porte  ceux-ci  a  s'eloigner  de  la  carriere  politique." 
15.  A.  II  48. 
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muß,  so  bewirkt  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  notwendigerweise 
eine  schwere  Verletzung  jenes  liberalen  Grundsatzes.  Der  Liberalis- 
mus muß  ein  nach  der  Steuerleistung  abgestuftes  Wahlrecht  verlangen. 

Und  wie  kann  der  Liberalismus,  dessen  Grunddogma  doch  die 
Überzeugung  von  der  Ungleichheit  der  Menschen  ist,  ein  Anhänger 
der  Meinung  sein,  daß  alle  Menschen  nach  Erreichung  eines  bestimmten 
Alters  gleich  befähigt  seien,  ihre  Gesetzgeber  zu  wählen?  Er  muß 
daher  auch  eine  Auswahl  nach  der  Befähigung  fordern.  Ein  allge- 
meines Wahlrecht  widerstrebt  ihm  nicht,  vorausgesetzt,  daß  es  un- 
gleich ist. 

Aber  darf  der  Liberalismus  nicht  aus  praktischen  Gründen  das 
allgemeine  gleiche  Wahlrecht  annehmen,  wenn  Oberhaus  und  Krone 
ein  Gegengewicht  gegen  den  „Volkswillen"  bilden?  Gewiß,  im  Falle 
Oberhaus  und  Krone  sich  ihre  Macht  bewahren  könnten.  Dies  ist  aber 
undenkbar.  Ein  dem  gesunden  Menschenverstände  so  scharf  wider- 
sprechendes Wahlrecht  hätte  nicht  aus  Gründen  der  Zweckmäßigkeit, 
aus  politischen  Gründen,  eingeführt  werden  können,  es  hat  sich,  in 
Amerika  durch  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  unterstützt,  durchge- 
setzt, weil  es  als  ein  natürliches  Recht  galt,  zu  einer  Zeit,  wo  man  an 
ewige  Menschenrechte  glaubte.  Es  ist  ein  Ausfluß  der  Volkssouveränetät. 
Wenn  aber  das  gleiche  Wahlrecht  ein  natürliches  Recht  ist,  wie  können 
sich  als  gleichberechtigt  neben  ihm  Mächte  behaupten,  die  ihre  Rechte 
aus  anderen,  aus,  wie  die  Demokratie  glaubt,  minderen  Quellen  her- 
leiten? Wenn  sie  den  Entscheidungen  des  Volkes  entgegentreten,  ist 
das  nicht  ein  Frevel  an  den  ewigen  Rechten  der  Natur  ?  Man  beobachte, 
welchen  Zorn  Oberhäuser,  Houses  of  Lords,  Senate  in  den  demokra- 
tischen Reihen  erregen,  wenn  sie  nicht  einfach  die  Beschlüsse  des 
„Volkshauses"  bestätigen,  und  mit  welcher  Leidenschaft  man  ihre  Ab- 
schaffung fordert  I  Das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  hat  seine  be- 
sonderen Gesetze,  seine  weitreichenden  Konsequenzen.  Es  ist  prinzi- 
piell das  der  Demokratie  allein  angemessene  Wahlrecht  und  praktisch 
das  allein  zweckmäßige,  weil  der  Herrschaftstrieb  der  unteren  Klassen 
nur  von  ihm  voll  befriedigt  werden  kann. 

Wir  sind  damit  vor  die  Tore  der  politischen  Demokratie  gelangt. 
Wir  haben  gesehen:  es  ist  nicht  wahr,  daß  sie  den  Bürgern  mehr 
Freiheit  gewähre,  und  es  ist  sogar  falsch,  daß  sie  die  Gleichheit  der 
Bürger  kräftiger  schütze,  als  die  konstitutionelle  Monarchie.  Aber 
es  ist  wahr,  daß  sie  die  politische  Gleichheit  der  Bürger  will.  Sie 
will  das  Staatsleben  abhängig  machen  von  dem  Willen  der  politisch 
gleichberechtigten  Masse.  Diese  Gleichheit  nennt  sie  Freiheit,  und 
daher  nennt  sich  die  Demokratie  Freistaat.  Montesquieu  hat,  wie  man 
sich  erinnern  wird,  die  Gleichstellung  der  Freiheit  und  der  Macht  des 
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Volkes  schon    vor    150  Jahren    fu-rügt;    von  Rousseau    wurde    sie    zum 
Angelpunkte  seines  Werket  gemacht 

Es  ist  die  antike  Auffassung.  „Die  staatsfreic  Sphäre  des  antiken 
Manchen  war  eben  ein  Prekarium,"  schreibt  Jcllinek,  „das  er  nach  seiner 
ganzen  Welt-  und  Staatsanschauung  zu  verteidigen  und  in  ein  Recht 
zu  verwandeln  nicht  in  der  Lage  war  .  .  .  Der  Staat  des  Altertums 
kannte  keine  andere  Verwirklichung  des  Freiheitsgedankens  als  die 
demokratische  Staatsform."  l)  Ist  daran  zu  zweifeln,  daß  es  die  klassische 
Erziehung  unserer  gebildeten  Jugend  ist,  die  Beschäftigung  mit  dem 
klassischen  Altertum  in  einem  zur  Beurteilung  politischer  Lehren  un- 
fähigen Alter,  unter  der  Leitung  politisch  nicht  immer  genügend  ge- 
bildeter Lehrer,  —  ist  daran  zu  zweifeln,  daß  diese  klassische  Erziehung 
jede  neue  Generation  mit  dem  Glauben  erfüllt:  die  Demokratie  ist  der 
Freistaat  I 

Wer  den  Inhalt  der  vier  Kapitel  dieses  zweiten  Buches  an  seinem 
Geiste  vorüberziehen  läßt,  wird  sich  nicht  überzeugt  haben,  daß  die 
Demokratie  eine  der  konstitutionellen  Monarchie  übergeordnete  Staatsform 
sei.  So  mangelhaft  konstruiert  ist  sie,  daß  sie  der  unbeschränkten 
Herrschaft  des  Willens  der  Mehrheit  nicht  widerstehen  kann,  einer  im 
Stimm-  und  Wahlkampfe  oft  unter  fieberhaft  erregten  Leidenschaften 
geborenen,  von  den  Lügen  der  Parteien  genährten  Zufallsmehrheit,  die 
großenteils  voller  Unwissenheit,  blinder  Gefühle,  von  einem  kleinen 
Kreise  von  Führern  zu  ihren  Zielen  gelenkt  wird.  Und  wie  launenhaft 
ist  diese  souveräne  Mehrheit  in  der  Enge  ihres  politischen  Gesichts- 
kreises! In  diesem  Jahre  preist  sie,  was  sie  im  vorigen  verdammt  hat 
In  der  konstitutionellen  Monarchie  ist  der  Vernunft,  der  Überlegung, 
der  Gerechtigkeitsliebe,  der  Tradition,  dem  Streben  nach  Ausgleichung 
der  Gegensätze  eine  Sphäre  der  Wirksamkeit  abgegrenzt;  in  der  Demo- 
kratie führen  Verstimmung,  heißes  Begehren,  Rachsucht,  Parteihaß, 
Klassenhaß  das  Regiment.  Dann  ihr  Beamtentum,  das  den  Dilettan- 
tismus zur  Höhe  eines  Staatsprinzips  erhebt,  welches  unter  der  Ägide 
und  der  Fuchtel  der  Berufspolitiker  lebt  und  von  den  Stimmungen 
einer  gewöhnlich  zur  Beurteilung  ihrer  Fähigkeiten  unfähigen,  den 
Bureaukratismus  hassenden  Wählerschar  abhängig  ist.  Ihre  häufig  so 
mangelhafte  und  von  dem  Makel  der  Korruption  geschändete  Selbst- 
verwaltung 1  Der  Cant  ihrer  Vorkämpfer  von  einer  in  ihr  herrschenden 
Freiheit,  welche  die  freiheitlichen  Einrichtungen  anderer  Staaten  so 
weit  hinter  sich  lasse,  daß  sie  der  „Freistaat"  genannt  werden  müsse. 
Eines  Lächelns  aber  kann  sich  nicht  erwehren,  wer  der  Freude  des  an- 
geblich   vom    Kultus    der   Selbstbestimmung    erfüllten    amerikanischen 
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Volkes  inne  wird,  wenn  seine  Präsidenten  und  Gouverneure  die  Bills 
der  Parlamente  zurückweisen  und  die  Führung  im  politischen  Leben 
an  sich  reißen.  Beweist  diese  Freude  nicht,  daß  die  von  Publizisten 
bisweilen  verspottete  Lehre  von  der  Gewaltenteilung  tiefe  politische 
Weisheit  umschließt?  Beweist  sie  nicht,  daß  auch  die  Bürger  von 
Demokratien  nicht  nur  weiser  Verfassungen,  sondern  auch  eines  Zusatzes 
kraftvollen  monarchischen  Wesens  bedürfen? 

Wir  sahen  auch,  daß  die  Zustände  der  Schweiz  gesunder  sind,  als 
die  anderer  Demokratien:  zum  Teil  infolge  verständiger  Einrichtungen, 
z.  B.  der  Nichtgewährung  des  allgemeinen,  gleichen  Stimmrechtes  in  der 
Kommunalverwaltung,  ihrer  klugen  Preß-  und  Vereinsgesetzgebung, 
zum  Teil  infolge  der  politischen  Begabung  des  Volkes,  welches  z.  B. 
die  Beamten  möglichst  lange  im  Amte  läßt  und  die  Rechte  der  Volks- 
gesetzgebung vielfach  mit  anerkennenswerter  Mäßigung  gebraucht. 

Wir  kennen  nun  die  Formen  der  Demokratie,  wir  kennen  auch 
einige  ihrer  Eigenschaften,  aber  wir  sind  noch  nicht  in  ihr  Wesen  ein- 
gedrungen Dies  werden  wir  erst  vermögen,  wenn  wir  unser  Auge  von 
den  Formen  abkehren  und  den  Arten  der  Demokratie  zuwenden. 

Drei  Arten  der  Demokratie  sind  in  den  letzten  130  Jahren  ent- 
standen :  die  politische  Demokratie,  die  soziale  Demokratie  und  die 
Sozialdemokratie.  Die  politische  Demokratie  war  von  einem  sozialen 
Beisatze  selten  ganz  frei,  aber  in  den  Vereinigten  Staaten  von  1789  bis 
etwa  1830  und  in  der  Schweiz  von  1830  bis  vielleicht  1870  war  er  so 
unbedeutend,  daß  wir  sie  als  eine  reale  Erscheinung  betrachten  können. 
Dagegen  muß  die  soziale  Demokratie  immer  mit  der  politischen  Demo- 
kratie verbunden  auftreten ;  insofern  ist  sie  ein  Abstraktum.  Die  Sozial- 
demokratie hat  bisher  nur  in  den  wenigen  unglücklichen  Gemeinden, 
wo  sie  zur  Herrschaft  gelangte,  ein  Zeugnis  von  ihrer  Art  ablegen 
können;  vorzugsweise  müssen  wir  ihr  Wesen  aus  den  Schriften  ihrer 
Anhänger  erschließen. 

Fünftes  Kapitel. 

Die  politische  Demokratie. 

1. 

Volkssouveränetät  und  Aktivbürgerschaft. 

Politische  Demokratie  bedeutet  erstens :  das  gesamte  Volk  ist  der 
Quell  und  Inhaber  aller  staatlichen  Gewalt.  Die  zu  ihrer  Ausübung 
berufenen  gleichberechtigten  Bürger  vertreten  das  gesamte  Volk. 
Mit  dieser  Vertretung  verwechsle  man  nicht   die  Repräsentation  wähl- 
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berechtigter  Bürger    im   Parlamente,    welche  glei<  DSaiB   eine  Vertretung 
zweiten  Grades  ist. 

„Die  Staatsgewalt  beruht  auf  der  Gesamtheit  des  Volkes.  Sic  wird 
unmittelbar  durch  die  Aktivbürger  und  mittelbar  durch  die  Behörden 
und  Beamten  ausgeübt."  (Art.  I  der  Verfassung  des  eidgenössischen 
Standes  Zürich  von   186g.) 

„Die  Souveränetät  beruht  im  Volke.  Es  übt  dieselbe  unmittelbar 
an  der  Landesgemeinde,  mittelbar  durch  die  von  ihm  gewählten  Be- 
hörden und  Beamten  aus,  alles  in  der  durch  die  Verfassung  vor- 
geschriebenen Form."  (Art.  2.  der  Verfassung  des  Kantons  Glarus 
von  1887.) 

Während  so  ein  Referendumskanton  seine  Auffassung  von  dem 
Verhältnis  der  Aktivbürger  zu  dem  ganzen  Volke  erraten  läßt,  sie  aber 
nicht  offen  ausspricht,  und  während  der  Länderkanton  die  Unwahrheit, 
der  er  Ausdruck  gibt,  nicht  zu  ahnen  scheint,  gibt  jene  Auffassung  die 
ältere  Verfassung  von  Genf  aus  dem  Jahre  1847  mit  unzweideutigen 
Worten  im  ersten  Artikel  kund. 

„La  souverainete  reside  dans  le  peuple;  tous  les  pouvoirs  politiques 
et  toutes  les  fonetions  publiques  ne  sont  qu'une  delegation  de  sa 
supreme  autorite". 

Nun  kann  doch  niemand  Delegierter  sein,  er  sei  denn  ausdrücklich 
von  einem  anderen  dazu  ernannt.  Allein  die  wahlberechtigten  Bürger 
werden  nirgendwo  vom  ganzen  Volke  gewählt.  Es  wäre  ja  wohl  möglich, 
einen  Teil  der  nichtaktiven  Bürger  zu  bewegen,  die  Aktivbürger  zu 
ihren  Delegierten  zu  ernennen,  aber  einem  beträchtlichen  Teile  des 
Volkes  fehlt  das  Verständnis  hierfür.  Man  stelle  sich  die  Unmündigen 
des  Kantons  Genf  vor,  wie  sie,  in  einer  großen  Kinderstube  versammelt, 
diese  Handlung  begehen  1 

Einige  Kantone  haben  die  Vorstellung  von  der  auf  dem  ganzen 
Volke  beruhenden  Souveränetät  aufgegeben.  Zu  diesen  gehörte  der 
Kanton  Baselland,  er  war  der  erste,  welcher  die  Neuerung  vornahm. 
Es  sind  ihm  die  Kantone  Schaffhausen  und  Baselstadt  gefolgt. 

„Die  nicht  der  Bundesgewalt  übertragenen  Souveränetätsrechte 
ruhen  auf  der  Gesamtheit  der  Aktivbürger  .  .  ."  (Baselland,  1863, 
§  2.)  „Die  Souveränetät  beruht  auf  dem  aus  sämtlichen  Aktivbürgern 
bestehenden  Volke.  Sie  wird  teils  unmittelbar  durch  die  Aktivbürger 
selbst,  teils  mittelbar  durch  die  Behörden,  Beamten  und  Angestellten 
ausgeübt."     (Schaffhausen,   1876,  Art.  2.) 

„Die  Souveränetät,  soweit  sie  dem  Kanton  nach  der  Bundes- 
verfassung zukommt,  beruht  auf  der  Gesamtheit  der  Stimmberechtigten. 
Sie  wird  nach  den  Bestimmungen  der  Bundes-  und  Kantonverfassung 
teils  unmittelbar  von  den  Stimmberechtigten,  teils  mittelbar  durch  die 
von  ihnen  gewählten  Behörden  ausgeübt."     (Baselstadt,  1889,  §  2.) 
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Es  gewährt  einen  Einblick  in  die  dargelegten  Schwierigkeiten,  daß 
Schaffhausen  durch  die  Gleichsetzung  der  Begriffe  Aktivbürger  und  Volk 
die  Idee  der  Volkssouveränetät  zu  retten  sucht  und  der  Kanton  Basel- 
land in  seiner  revidierten  Verfassung  vom  Jahre  1892  zu  der  über- 
wundenen Auffassung  zurückgekehrt  ist.  Nunmehr  heißt  es  im  §  2: 
„Die  Staatsgewalt  .  .  .  beruht  auf  der  Gesamtheit  des  Volkes." 

Der  Ausdruck  „Aktivbürger"  stammt  aus  Frankreich;  auch  dort 
ist  das  Verhältnis  zwischen  ihm  und  dem  Passivbürger  in  tiefes  Geheim- 
nis gehüllt.  In  der  Erklärung  der  Menschenrechte  von  1789  heißt  es: 
„Le  principe  de  toute  souverainete  reside  essentiellement  dans  la  nation" 
(Art.  3).  Und  in  der  Verfassung  vom  3.  September  1791  hören  wir 
auch  das  Wort  „delegation",  wie  in  der  Genfer:  „La  Nation,  de  qui 
seule  emanent  tous  les  pouvoirs,  ne  peut  les  exercer  que  par  delegation. 
—  La  Constitution  frangaise  est  repräsentative :  les  representants  sont 
le  Corps  legislatif  et  le  Roi"  (T.  III,  Art.  2).  Die  zur  Wahl  der  Parla- 
mentsmitglieder berechtigten  Wähler  nennt  die  Verfassung  von  1791 
„citoyens  actifs".  Nicht  jeder  aus  dem  Volke,  kein  Kind,  keine  Frau, 
ist  „citoyen  actif",  nicht  einmal  sind  es  alle  Männer.  Um  „citoyen  actif" 
zu  sein,  d.  h.  um  in  den  Urversammlungen  wählen  zu  dürfen,  muß  der 
männliche  Franzose  mehreren  Bedingungen  genügen:  25  Jahre  alt  sein, 
eine  Steuer  in  der  Höhe  eines  dreitägigen  Arbeitslohnes  zahlen,  nicht 
in  einem  Dienstverhältnis  stehen  (T.  III,  chap.  1.  sect.  2,  2). 

In  den  Vereinigten  Staaten  herrscht  dieselbe  Finsternis.  In  der 
Einleitung  zur  Verfassung  von  Massachusetts  (1780)  befinden  wir  uns 
bei  Rousseau:  „The  body-politic  is  formed  by  a  voluntary  association 
of  individuals;  it  is  a  social  compact,  by  which  the  whole  people 
covenants  with  each  Citizen  and  each  Citizen  with  the  whole  people, 
that  all  shall  be  governed  by  certain  laws  for  the  common  good."  Im 
Art.  4  des  1.  Teiles  lesen  wir:  „The  people  of  this  Commonwealth 
have  the  sole  and  exclusive  right  of  governing  themselves  as  a  free, 
sovereign  and  independent  State."  Aber  in  den  vom  Parlamente  handeln- 
den Sektionen  wird  nur  den  männlichen  Bürgern,  die  21  Jahre  alt  sind 
und  freies  Eigentum  im  Werte  von  60  <£  besitzen,  das  Stimmrecht 
eingeräumt. 

Die  Verfassungen  wollen  uns  nicht  aufklären.  Wie  urteilen  die 
Theoretiker?  Die  mir  bekannten  amerikanischen  gehen  an  der  Frage 
vorüber.  Cooley,  der  jüngste  der  von  mir  benutzten,  macht  eine  un- 
wirsche Bemerkung  über  das  „Theoretisieren"  und  will  sie  vom  prak- 
tischen Standpunkte  erörtern.  Er  bemerkt,  in  jedem  Staat  gebe  es 
Personen,  die  keinen  Anteil  an  der  Regierung  hätten  und  gezwungen 
seien,  sich  einer  Gewalt  zu  unterwerfen,  an  deren  Schaffung  sie  nicht 
mitgearbeitet  hätten.  Dazu  ist  zu  bemerken,  daß  nicht  in  allen  Staaten 
die  Volkssouveränetät  die  Grundlage  der  Verfassung  bildet,  so  daß  dort 
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der  Ausschluß  bestimmter  Wähler  nicht    ils  Widerspruch  gegen   si< 
scheint     Doch    hören    wir    ihn    weitti  '    Die    politischen    M.ix, 
die  Regierung   auf  der  Zustimmung  der  Regit  viele 

Ausnahmen  auf,  und  die  Frage  entstehe  g-ui/.  natürlich:  Was  sollen 
wir  unter  Volk  verstehen?  Die  von  ihm  gegebene  Antwort  ist  eine 
Umschreibung  der  in  einer  Anmerkung  enthaltenen  Entscheidung  folgen- 
den Wortlautes:  das  Volk  im  politischen  Verstände  muß  als  sinngleich 
mit  stimmberechtigten  Wählern  betrachtet  werden :  „As  a  practical  fact 
the  sovercignty  is  vested  in  those  persons  who  are  permitted  by  the 
Constitution  of  the  State  to  exercise  the  elective  franchise."  Das  nennt 
man  sich  im  Kreise  bewegen;  wer  hat  das  Recht,  eine  Verfassung  zu 
erlassen?  Von  ihr  hängt  es  ab,  wer  das  Wahlrecht  ausüben  darf  und 
wer  mit  den  anderen  Wahlberechtigten  das  Volk  bildet. y) 

Wenig  ist  immerhin  besser  als  das  Nichts  Esmeins,  aber  er  gesteht  zu, 
daß  die  Lehre  von  der  Volkssouveränetät,  aus  deren  Annahme  die  unlös- 
baren Schwierigkeiten  entspringen,  mit  den  Gründen  des  Naturrechtes 
nicht  zu  halten  ist.  Sowohl  der  Naturzustand  wie  der  Gesellschaftsvertrag 
sind  Stellungen,  die  vor  den  Angriffen  der  heutigen  Geschichts-,  Ge- 
sellschafts- und  Staatswissenschaft  aufgegeben  worden  sind.  Nach  Rousseau 
ist  Souveränetät  die  durch  einen  Vertrag  auf  die  Gesamtheit  übertragene, 
im  Naturzustand  besessene  gleiche  Freiheit  der  Selbstbestimmung;  sie 
äußert  sich  in  den  Beschlüssen  des  Gemeinwillens.  Für  diese  Annahme 
hat  aber  er  keinen  Beweis  geliefert.  Und  wir  müssen  hinzufügen,  daß 
es  vor  dem  Staate  überhaupt  kein  Recht  gibt,  weshalb  die  Einzelmenschen 
aus  dem  Naturzustand,  selbst  wenn  es  einen  solchen  gegeben  hätte,  keine 
Rechte  herübernehmen  konnten.2) 


')  Constitutional  Limitations  S.  40. 

2)  Esmein,  der  den  größten  Teil  der  im  Texte  gemachten  Ausführungen  S.  225 — 233 
anerkennt,  sucht  die  in  ihrer  bisherigen  Form  nicht  mehr  haltbare  Lehre  von  der  Volks- 
souveränität neu  zu  begründen.  Die  Staatsgewalt  und  die  Regierung,  die  sie  ausübe,  be- 
stehe nur  im  Interesse  aller  Individuen,  die  das  Volk  ausmachten.  Hieraus  folge,  daß 
das,  was  im  Interesse  aller  eingerichtet  sei,  auch  von  allen  geordnet  werden  müsse, 
daß  also  alle  an  der  Leitung  teil  haben  müßten.  —  Ist  das  so,  dann  muß  Esmein,  der 
diese  Begründung  aufstellt,  auch  für  eine  geordnete  Mitwirkung  der  Kinder,  insbesondere 
aber  der  Säuglinge,  entsprechende  Mittel  empfehlen.  Denn  Staat  und  Regierung  bestehen 
auch  in  ihrem  Interesse  und  offenbar,  weil  sie  nicht  mitsprechen  dürfen,  werden  ihre 
Interessen  auf  das  grausamste  mißachtet.  Sie  können  geltend  machen,  daß  jährlich 
Hunderttausende  von  ihnen  sterben,  weil  ihre  ungesunden  Eltern  Krankheiten  auf  sie 
vererben,  weil  sie  von  schwachen  alten  Eltern  gezeugt  wurden,  weil  man  viele  absichtlich 
hinsterben  läßt,  daß  ein  Teil  der  Überlebenden  als  Kinder  von  Verbrechern,  Prostituierten 
usw.  auf  die  Bahn  der  Schande  und  des  Verbrechens  gelangen  usw.  Hier  fallen 
wirklich  Menschenopfer  unerhört  1  Trotz  der  Volkssouveränität  l  Der  zweite  Grund  ist 
noch  schwächer  als  der  erste.  Der  wahre  Souverän  sei  die  öffentliche  Meinung;  was 
sie  nicht  anerkenne,  könne  nicht  bestellen,  Da  es  nun  Zeiten  gegeben  hat,  wo  es  eine 
öffentliche  Meinung  noch  nicht  gab,  so  muß  damals  die  Souveränetät  gefehlt  haben;  wo 


2Q4    Zweites  Buch.     Formen,  Arten,  Begriff  und  Wesen  der  modernen  Demokratie. 

Vor  diesen  beiden  Demokratien  zeichnet  sich  die  schweizerische 
dadurch  aus,  daß  hier  von  einigen  Theoretikern  die  Lehre  von  der 
Volkssouveränetät  in  nüchterner  Weise  geprüft  wird.  Dubs  führt  in 
lichtvoller  Weise  aus,  daß  es  nur  eine  staatliche  Souveränetat  gebe. 
Souveränetät  sei  das  Recht  der  freien  Selbstbestimmung  der  Staats- 
persönlichkeit auf  dem  ihr  eigentümlichen  Zweckgebiete.  Es  läge  im 
Belieben  jedes  Staates,  wie  er  seine  Souveränetät  repräsentieren  lassen 
wolle :  „er  kann  die  durch  einen  Fürsten,  er  kann  die  durch  eine  Mehr- 
zahl von  Bürgern,  er  kann  sie  auch  durch  das  ganze  Volk  repräsentieren 
lassen  ...  Es  ist  allen  Erfahrungen  widersprechend,  behaupten  zu  wollen, 
daß  es  nur  eine  Art  der  staatlichen  Souveränetat  geben  könne  .  . .  Immer 
und  unter  allen  Umständen  ist  und  bleibt  die  Souveränetät  aber  im 
Staate  selbst  und  wer  sie  auch  repräsentieren  mag,  er  repräsentiert 
sie  nur  im  Namen  des  Staates  und  niemals  im  eigenen  Namen  .  .  . 
Bei  uns  ist  aber  die  staatliche  Souveränetät  Volkssouveränetät,  aber 
nicht  deshalb,  weil  die  Volkssouveränetät  die  einzig  denkbare  Art  der 
Souveränetät  wäre,  sondern  weil  sie  uns  am  besten  entspricht."  *) 

Diese,  der  neueren  Staatswissenschaft  entsprechende  Auffassung 
hat  zwei  weittragende  Konsequenzen.  Die  eine,  von  Dubs  schon  an- 
gedeutete, daß  die  Demokratie  nicht  die  einzige  der  menschlichen  Würde 
entsprechende,  mit  dem  Rechte  übereinstimmende  Staatsform  sei.2) 
Naturrechtlich,  rationalistisch  läßt  sich  die  Demokratie  weder  recht- 
fertigen, noch  als  eine  höhere  Staatsform  erweisen,  noch  das  Bestreben 
begründen,  andere,  angeblich  niedrigere,  Staatsformen  durch  sie  zu  er- 
setzen, noch  endlich  den  Hochmut  begreiflich  machen,  den  ungebildete 
Bürger  demokratischer  Gemeinwesen  bisweilen  an  den  Tag  legen. 
Wissenschaftlich  gibt  es  nur  eine  Rechtfertigung  der  Demokratie :  näm- 
lich der  durch  die  Erfahrung  gestützte  Beweis,  daß  ihre  politischen, 
sozialen,  kulturellen  Wirkungen  günstiger  sind,  als  die  anderer  Staats- 
formen. Ob  der  zu  erbringen  ist,  werden  wir  später  sehen.  Zweitens. 
Ist  die  Anteilnahme  eines  jeden  an  der  Bildung  des  Staatswillens  nicht 


die  öffentliche  Meinung  gespalten  war,  gab  es  mehrere  Souveränetäten.  Besonders  merk- 
würdig sind  aber  historische  Ereignisse,  wo  die  öffentliche  Meinung  die  Volkssouveränetät 
beseitigte  (Napoleon  I  und  Napoleon  III !).  Dort  stand  Volkssouveränetät  gegen  Volks- 
souveränetät 1 

*)  a.  a.  O.  I  S.  26 — 31.  Auf  demselben  Standpunkt  steht  A.  Keller  in  seiner  be- 
merkenswerten Schrift  „Das  Volksinitativrecht  nach  den  Schweizerischen  Kantons- 
verfassungen" 1889.  Nicht  das  Volk,  sondern  der  Staat  sei  souverän,  das  Volk  sei  nur 
ein  verfassungsmäßiges  Organ  der  Staatssouveränetät,  und  die  Aküvbürger  Repräsen- 
tanten der  Volksgesamtheit. 

*)  „Die  Idee,  die  einzige  dem  Wesen  des  Menschen  entsprechende  Staatsform  zu 
Sein,  liegt  allen  seither  (seit  der  ersten  französischen  Republik)  entstandenen  oder 
umgebildeten  demokratischen  Republiken  zugrunde."  Jellinek,  Allgemeine  Staats- 
lehre,   S.  705. 
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ein  naturliches  Recht,  ist  «las  Stimm-  und  Wahlrecht  vielmehr  ein 
I'rivili^;.  dann  kann  die  Verfassung  die  politischen  Rechte  auf  solche 
Bürger  beschränken,  die  ihr  eine  höhere  Gewahr  für  eine  perechte  und 
umsichtige  Führung  der  Geschäfte  bieten.  Dagegen  beobachten  wir 
in  den  1  Kmokratien  die  gerade  entgegengesetzte  Erscheinung.  Von 
dem  Glauben  an  das  natürliche  Recht  und  die  Volkssouveränetat  er- 
füllt, geraten  die  demokratischen  Politiker  in  einen  Irrgarten  hinein. 
Daß  das  weibliche  Geschlecht,  die  mannliche  Jugend  bis  zu  einem  be- 
stimmten Alter,  Verbrecher,  Armenhäusler,  Bankerotteure,  sagen  wir 
drei  Viertel  bis  vier  Fünftel  der  Bevölkerung  von  dem  Genüsse  der 
politischen  Rechte  ausgeschlossen  sind,  während  das  natürliche  Recht 
die  Anteilnahme  aller  erfordert:  dieser  Widerspruch  ist  für  sie  so 
klaffend  und  so  peinlich  daß  sie  in  immer  größerer  Zahl  den  bisher 
ausgeschlossenen  Elementen  das  Wahlrecht  zu  verschaffen  suchen.  Sie 
treten  warm  für  das  Frauenstimmrecht  ein,  sie  suchen  die  Altersgrenze 
herabzusetzen,  sie  sind  geneigt,  die  außerordentlich  abhängigen  Armen- 
häusler, die  Bankerotteure,  wenn  sie  kein  Verschulden  trifft  (wie  mag 
das  einwandfrei  nachzuweisen  sein?),  ja  sogar  bestrafte  schwere  Ver- 
brecher auf  die  Wahlliste  zu  bringen.  Aber  wenn  man  bis  zu  den 
äußersten  Grenzen  fortgeschritten  ist,  wenn  man  den  bedenklichsten 
Elementen,  selbst  Fremden  das  Stimmrecht  gegeben  hat,  dann  bleibt 
noch  immer  eine  beträchtliche  Zahl  von  Nichtberechtigten  übrig.  Die 
Natur  weigert  sich  beharrlich,  die  Volkssouveränetät  zur  Wahrheit  zu 
machen. *) 

Es  ist  sehr  merkwürdig,  worauf  schon  im  ersten  Buche  hingewiesen 
wurde,  daß  derjenige  Schriftsteller,  den  man  gewöhnlich  als  den  theo- 
retischen Begründer  der  modernen  Demokratie  betrachtet,  die  gleichen 
politischen  Rechte  für  alle  ihre  Bürger  gar  nicht  fordert.  Rousseau 
bemerkt,  „die  Demokratie  könne  sowohl  das  ganze  Volk  umfassen,  wie 
sich  bis  auf  die  Hälfte  beschränken"  (III,  3).  Und  in  einer  Anmerkung 
des  ersten  Buches  (I,  6)  bemerkt  er,  daß  unter  den  vier  oder  fünf 
Klassen  der  Republik  Genf  nur  zwei  politische  Rechte  hätten.  Diese 
seien  „citoyens",  jene  „bourgeois".  Rousseau  hatte  die  aus  dem  Mittel- 
alter stammenden  Republiken  vor  Augen,  wie  er  sie  in  seiner  Heimat 
kennen  gelernt  hatte,  in  denen  nicht  alle  Bewohner  politisch  berechtigt 
waren.     Die   aus  dem  Altertum   überlieferten  Tatsachen   haben   ihn  in 


l)  „Im  'etzten  Grunde  fuhrt  die  moderne  Demokraüe  auf  den  staatsrechüichen  Aus- 
gangspunkt des  modernen  Naturrechtes  zurück,  die  Ableitung  der  Staatsgewalt  aus  dem 
vereinigten,  ursprünglich  souveränen  Willen  der  aus  dem  Natur-  in  den  staaüichen  Zu- 
stand hmübertretenden  Menschen.  Daher  ist  für  sie  das  politische  Recht,  die  Anteil- 
nahme an  der  Staatsgewalt,  ein  allgemeines,  aus  der  menschlichen  Natur  fließendes,  das 
jedem  in  den  Staatsverband  aufgenommenen  und  dadurch  zum  Bürger  gewandelten  Indivi- 
duum zustehen  muß."     Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  705. 
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dieser  Auffassung  bestärkt.  Er  kennt  daher  auch  keinen  prinzipiellen 
Unterschied  zwischen  Demokratie  und  Aristokratie.  In  der  Aristokratie 
hätten  weniger  Personen  die  Staatsgewalt  in  Händen,  als  in  der  Demo- 
kratie: von  der  Hälfte  abwärts  bis  zur  kleinsten  Zahl;  wie  groß  diese 
sein  müsse,  damit  das  Gemeinwesen  noch  auf  den  Namen  Aristokratie 
Anspruch  habe,  gibt  er  nicht  an,  da  auch  mehrere  Könige  den  Staat 
lenken  könnten.  Aristokratie  und  Demokratie  sind  folglich  Staatsformen, 
in  denen  eine  größere  Zahl  Personen,  als  in  der  Monarchie,  politische 
Privilegien  genießen. 

Widerspricht  diese  Auffassung  der  Lehre  von  der  Volkssouveränetät  ? 
Nein  und  ja.  Rousseau  nahm  an,  daß  der  Staat  durch  den  freien  Ent- 
schluß einer  Anzahl  von  Menschen  begründet  würde  und  daß  die  Nicht- 
einverstandenen außerhalb  des  Staatsverbandes  blieben.  Es  wäre  logisch 
gedacht  gewesen,  die  keine  politischen  Rechte  besitzenden  Bürger  als 
Personen  zu  betrachten,  deren  Vorfahren  bei  der  Begründung  des 
Staates  nicht  mitgewirkt  hätten.  Andererseits  geht  er  von  einer 
gleichen  menschlichen  Organisation  aus,  die  nur  im  Staate  alle  ihre 
Bedürfnisse  befriedigen  kann.  Aber  zu  der  Idee  eines  alle  Menschen 
umfassenden  Staates  fortzuschreiten,  daran  hinderte  ihn,  daß  er  natür- 
liche menschliche  Rechte  im  Staate  nicht  kannte. 

Erst  als  die  Menschenrechte  erklärt  worden  waren,  begann  der 
Widerspruch  zwischen  ihnen  und  dem  beschränkten  Wahlrechte,  welches 
die  Nationalversammlung  in  Frankreich  eingeführt  hatte,  den  Führern 
der  revolutionären  Bewegung  aufzufallen,  während  in  den  Vereinigten 
Staaten,  wo  man  sie  schon  früher  verkündet  hatte,  die  Logik  nicht  auf 
politische  Probleme  angewandt  worden  war.  Ich  komme  auf  die  im 
ersten  Buche  erwähnte  Tatsache  zurück.  Marat  begründete  die  neue 
Forderung  so:  „Jeder  Bürger  muß  das  Stimmrecht  haben,  und  die 
Geburt  allein  muß  dieses  Recht  verleihen."1)  Diese  Formulierung  ist 
sehr  bemerkenswert;  in  aller  Schärfe  ist  hier  ausgesprochen,  daß  die 
Geburt  politische  Rechte  verleiht.  Wie  demagogisch  er  für  das 
allgemeine  Wahlrecht  eintrat,  geht  aus  folgender  Stelle  hervor:  „Was 
haben  wir  bei  der  Vernichtung  der  Aristokratie  der  Geburt  gewonnen, 
wenn  sie  durch  die  Aristokratie  der  Reichen  ersetzt  wird  ?  Und  wenn  wir 
unter  dem  Joch  dieser  neuen  Emporkömmlinge  seufzen  sollen,  dann  wäre  es 
doch  besser  gewesen,  die  bevorrechteten  Stände  zu  erhalten.  Väter  des 
Vaterlandes,  Ihr  seid  die  Günstlinge  des  Schicksals;  heute  verlangen 
wir  nicht,  Eure  Besitztümer  mit  Euch  zu  teilen,  diese  Güter,  welche  der 
Himmel  den  Menschen  gemeinschaftlich  gegeben  hat;  lernt  den  ganzen 
Umfang  unserer  Mäßigung  erkennen,  und  vergeßt  in  Eurem  Interesse 
einige  Augenblicke    die  Sorge    um  Eure  Würde,    entzieht  Euch    einige 

l)  Aulard,  S.   71. 
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Augenblicke  den  stiflen  Träumereien  von  Eurer  Wichtigkeit;  und  berechnet 
einen  Augenblick  die  schrei  klichen  Folgen,  welche  Eure  Unbedachtsamkeit 

haben  kann,  bedenkt  /itternd,  dal),  wenn  Ihr  uns  das  Bürgerrecht  Vei> 
weigert,  Vires  erobern  werden,  indem  wir  EuchPLurcn  Überfluß  nehmen."  J) 
Mit  Marat  Stimmten  die  schon  früher  Genannten  Robespierre  und 
Gregoire,  Condorcct,  Buzot,  Pction,  Loustallot  überein.2)  So  bildete 
sich  allmählich  eine  demokratische  Partei,  die  die  Erringung  des 
allgemeinen  gleichen  Wahlrechtes  auf  ihr  Programm  schrieb,  und  ihr 
Ziel  vollständig  in  der  Verfassung  vom  24.  Juni  1793  erreichte.  „Jeder 
Bürger",  heißt  es  in  der  Erklärung  der  Menschenrechte  vom  Jahre 
1793  (Art.  29),  „hat  das  gleiche  Recht,  bei  dem  Erlaß  des  Gesetzes  und 
der  Ernennung  seiner  Beauftragten  oder  seiner  Agenten  mitzuwirken." 
Da  nun  zugleich,  nach  dem  Fall  des  Königtums,  die  Volkssouveränetät 
proklamiert  wurde,  so  war  damit  die  moderne  Demokratie  geboren: 
die  auf  dem  allgemeinen  gleichen  Wahlrechte  beruhende,  welche  sie 
als  ein  ewiges  Menschenrecht  auffaßt. 

Lange  vor  Marat  und  seinen  Gesinnungsgenossen  war  das  all- 
gemeine gleiche  Stimmrecht  von  den  radikalen  Elementen  der  englischen 
Armee  verlangt  worden,  wie  im  ersten  Buche  erwähnt  wurde. 

Im  Frühling  des  Jahres  1647  wünschte  das  Parlament  mit  dem 
Könige  Frieden  zu  schließen  und  zu  diesem  Zwecke  das  Heer  auf- 
zulösen. Es  war  kein  Widerstand  zu  erwarten,  wenn  die  gerechte 
Forderung  der  Soldaten:  Zahlung  des  rückständigen  Soldes  und  Ver- 
sorgung der  Witwen  und  Waisen  gewährt  wurde.  Aber  das  Parlament 
bewilligte  sie  nicht,  ja  es  erklärte  die  auf  diesen  Ansprüchen  Beharrenden 
für  Feinde  des  Staates  und  Störer  des  öffentlichen  Friedens.  Es  war 
ein  sehr  unbesonnener  Schritt,  denn  unter  den  Soldaten  befanden  sich 
viele,  die  zum  Dienste  gepreßt  worden  waren  und  die  Waffen  gern 
niedergelegt  hätten.  Nun  wurden  sie  den  Independenten  und  Levellers 
in  die  Arme  getrieben.  Die  Reformvorschläge  der  Independenten  legte 
am  17.  Juli  1647  Ireton  dem  Armeerate  vor;  es  sind  die  „Heads  of  the 
Proposais" ;  in  diesem  Schriftstücke  wurde,  wie  man  sich  erinnern  wird, 
auch  die  Neuverteilung  der  Wahlsitze  nach  der  Steuerleistung  gefordert. 
Nun  aber  regen  sich  die  Levellers-  Am  18.  Oktober  unterbreiten  die 
Agitatoren  von  5  Regimentern  dem  General  Fairfax  ein  Schriftstück 
„The  Case  of  the  Army",  in  welchem  sie  die  Repräsentation  des  Volkes 
nach  der  Einwohnerzahl  verlangen.  Eine  weitere  Entwicklungsstufe 
stellt  das  erste  der  früher  inhaltlich  wiedergegebenen  „Agreements  of 
the  People"  vor.3) 


')  a.  a.  O.  S.  79. 

2)  a.  a.  O.  S.  82. 

3)  Die  Geschichte  dieser  Schriftstücke  in  Gardiner,  History  of  the  Great  Civil  War, 
III,  insbesondere  S.   160  f.,  214  f. 
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Über  beide  verhandelt  der  Armeerat  am  28.  Obtober  1647.1) 

Bald  ist  man  bei  der  Erörterung  des  allgemeinen  Wahlrechtes  an- 
gelangt. Rainborow  begründet  es  damit,  daß  das  Leben  des  Ärmsten 
ebensoviel  wert  sei,  wie  das  des  Reichsten  und  daß  jeder,  der  unter 
einer  Regierung  zu  leben  habe,  sich  ihr  zuerst  durch  seine  Zustimmung 
unterwerfen  müsse.  Ireton,  der  Verfasser  der  „Heads  of  the  Proposais" 
entgegnet,  eine  solche  Forderung  könne  nur  aus  dem  Naturrecht  her- 
geleitet werden,  das  er  verwerfe.  Nur  diejenigen  sollten  das  Stimmrecht 
haben,  welche  ein  dauerndes,  festes  Interesse  mit  dem  Königreiche  ver- 
knüpfe. Nehme  man  das  Naturrecht  an,  dann  müsse  man  das  Wahl- 
recht auch  Fremden  einräumen.  Den  tiefsten  Grund  der  gegnerischen 
Ansicht  klar  erkennend,  führt  er  aus,  durch  die  Geburt  erlange  das 
Individium  keine  Ansprüche.  Rainborow  versetzt,  er  finde  weder  im 
Gesetze  Gottes,  noch  im  Naturrechte,  noch  im  Völkerrechte  etwas,  was 
dem  Prinzip  der  Gleichheit  widerstrebe.  Nun  behauptet  Ireton,  ähnlich 
wie  2000  Jahre  vor  ihm  Aristoteles,  daß  die  Anerkennung  des  all- 
gemeinen gleichen  Wahlrechtes  dazu  forttreibe,  auch  die  Gleichheit  des 
Vermögens  zu  beanspruchen;  konsequent  gelange  man  zur  Leugnung 
alles  Eigentums.  Noch  einmal  kommt  er  auf  den  früheren  Einwand 
zurück:  werde  die  Begründung  der  Gegner  anerkannt,  dann  müsse  man 
demjenigen,  der  sich  heute  hier  morgen  dort  aufhalte,  dieselben  Rechte 
gewähren,  wie  den  am  Gedeihen  des  Reiches  dauernd  Interessierten. 
Rainborows  weitere  Erwiderungen  lassen  sich  kurz  so  zusammenfassen, 
Gottes  Gebot  „Du  sollst  nicht  stehlen  I"  verbiete  das  Eigentum  an- 
zugreifen; auch  sehe  er  nicht  ein,  weshalb  verschieden  großer  Besitz 
verschieden  großes  Stimmrecht  bedingen  solle,  und  er  frage,  wie  es 
komme,  daß  einige  Menschen  Eigentümer  seien,  andere  nicht;  das 
Stimmrecht  bedürfe  der  Arme,  damit  er  nicht  unterdrückt  werde. 

Zwischen  diesen  beiden  Männern  hat  sich  die  Erörterung  vor- 
nehmlich abgespielt;  von  den  Meinungen  der  anderen  Mitglieder  des 
Kriegsrates  nehmen  wir  keine  Kenntnis. 

Schließlich  stellt  der  General  Fairfax  den  gewichtigen  Grundsatz 
auf,  die  Wähler  müßten  unabhängig  sein;  man  einigt  sich  denn  auch 
in  der  Überzeugung,  daß  Dienstboten  und  Almosenempfänger  von  dem 
Wahlrecht  auszuschließen  seien.  Die  die  Bedienten  ausschließende  Be- 
stimmung hat  ja  noch  im  Anfang  der  französischen  Revolution  gegolten, 
die,  wie  in  so  vielen  anderen  Punkten  mit  der  englischen  auch  in  der, 
Diskussion  des  allgemeinen  Stimmrechtes  übereinstimmt 

Den  Verhandlungen  entnehmen  wir  nur  noch  den  staatsmännischen 
Ausspruch    Cromwells:  „Forms   of  Government   are  of  little  account"; 


*)    Die    Verhandlungen    in    „The    Clarke    Papers"     ed.    by    Ch.    Firth,    Vol.    I. 
S.  LXf. 
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er  ist  alter  als  das  ähnliche,  bekanntere  Wort  Popes:  „About  forms  of 
Government  let  fools  contest!"1) 

Es  sind  also  drei  Gründe,  welche  die  Vertreter  demokratischer 
Ansprüche  seit  dem  17.  Jahrhundert  für  das  allgemeine,  gleiche  Wahl- 
recht vorbringen.  Erstens.  Es  ist  ein  natürliches  politisches  Recht. 
Diese  Auffassung  erhält  sich  in  den  Niederungen  der  Agitation,  in 
demokratischen  Zeitungen  und  Volksversammlungen;  gebildete  Politiker 
haben  sie  aufgegeben.  Zweitens.  Da  die  Menschen  als  Gattungswesen 
gleich  sind,  müssen  sie  auch  in  allem  übrigen,  folglich  auch  in  den 
politischen  Rechten,  gleich  sein,  eine  Begründung,  die  schon  Aristoteles 
bekannt  war.  Es  verlohnt  sich  nicht,  ihre  Abgeschmacktheit  durch  die 
Exemplifizierung  auf  Verbrecher,  die  die  Freiheit  der  Unbestraften 
und  auf  Faullenzer,  die  das  Einkommen  der  Arbeitenden  beanspruchen, 
ausführlich  nachzuweisen.  Bestehen  doch  auch  in  allen  Demokratien 
Ausschließungsgründe  2)  für  die  Ausübung  des  Wahlrechtes  I  Drittens. 
Alle  Individuen  bedürfen  es  zum  Schutze  ihrer  Interessen.  Diese  Be- 
gründung verfehlt  ihr  Ziel.  Es  gibt  allgemeine  menschliche  Interessen, 
die  bei  einem  beschränkten  Wahlrecht  ebensogut  geschützt  werden 
können,  wie  bei  einem  unbeschränkten.  Niemand  wird  behaupten 
wollen,  daß  in  England,  wo  das  allgemeine,  gleiche  Wahlrecht  nicht 
besteht,  die  Sicherheit  und  Ruhe  des  Bürgers  stärker  gefährdet  seien 
als  in  den  Vereinigten  Staaten;  das  Gegenteil  zu  erweisen  wäre  nicht 
schwer.  Die  besonderen,  nach  Klassen  und  Berufen  verschiedenen 
Interessen  aber  werden  von  dem  allgemeinen,  gleichen  Wahlrechte 
nicht  genügend  geschützt,  weil  es  Parteien  entstehen  läßt,  die  nicht 
Interessenvertretungen  sind  und  daher  sich  auch  der  Interessen  der 
Klassen  nicht  hinreichend    annehmen   können. 8)     Große  Handels-  und 

*)  Auch  Müton  ist  ein  Gegner  des  unbeschränkten  Stimmrechtes:  „Who  would 
vindicate  your  right  of  unrestrained  suffrage  or  of  choosing  your  representatives  merely 
that  you  might  elect  the  creatures  of  your  own  faction  whoever  they  might  be,  orhim, 
however  small  might  be  his  worth,  who  would  give  you  the  most  lavish  feasts  and- 
enable  you  to  drink  to  the  greatest  excess?  .  .  .  Ought  the  guidance  of  the  republic  to 
be  entrusted  to  persons  to  whom  nohody  would  entrust  the  management  of  his  private 
concerns  or  the  treasüry  left  to  the  care  of  those  who  had  lavished  their  own  fortunes 
in  infamous  prodigality?  Who  would  suppose  he  would  ever  be  made  a  jot  more 
free  by  such  a  crew  of  funetionaries  ?     Gooch  S.  244. 

l)  Ein  Beispiel !  Vom  Stimmrecht  sind  in  Uri  ausgeschlossen :  a)  die  durch  Straf- 
urteil Entehrten;  b)  die  im  Aküvbürgerrecht  Eingestellten;  c)  die  Falliten  bis  zu  ihrer 
Rehabilitation  ;  d)  die  mit  einem  Wirtshausverbot  Belegten ;  e)  die  wegen  Verschwendung 
Bevogteten  und  anerkannt  Blöd-  und  Irrsinnigen  ;  f)  die  von  den  Gemeindsarmenpflegen 
dauernd  Unterstützten.  Falliten,  welche  durch  Mißgeschick,  ohne  direktes  Verschulden 
und  ohne  im  Verdacht  betrügerischer  Handlungen  zu  stehen,  ins  Falliment  gekommen 
sind,  können  nach  Verfluß  von  sechs  Jahren  durch  Urteil  des  Obergerichtes  wieder  in  das 
Aktivbürgerrecht  eingesetzt  werden  (Art.  23). 

s)  Bekanntlich  ist  diese  Erkenntnis  der  theoretische  Ausgangspunkt  des  franzö- 
sischen und  italienischen  Syndikalismus. 
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Industriestädte  werden  in  den  Parlamenten  durch  Männer  vertreten, 
denen  ihre  Interessen  gleichgültig  sind.  Wäre  aber  eine  Interessenver- 
tretung eingeführt,  dann  wäre  das  allgemeine  Wahlrecht  unnötig,  denn 
die  hervorragendsten,  tüchtigsten  Mitglieder  würden  die  Interessen 
ihrer  Klasse  genügend  wahrnehmen. 

Die  politisch  gebildeten  Vertreter  der  Demokratie  haben  auch 
diese  Begründung  aufgegeben.  Es  sei  verfehlt,  an  die  Frage  von  den 
Individualinteressen  heranzutreten,  wir  müßten  von  den  Staatsinteressen 
ausgehen.  Der  Staat  sei  eine  zur  allgemeinen  Wohlfahrt  bestimmte 
Einrichtung,  daher  müsse  auch  allen  Bürgern  das  Mittun  zustehen; 
wenn  Teile  des  Volkes  mißmutig  draußen  ständen,  würde  es  dem 
Staate  zum  Schaden  gereichen.  Dieser  Auffassung  wird  jeder  bei- 
pflichten. Aber  führt  das  allgemeine,  gleiche  Wahlrecht  zu  jenem 
Ziel  ?  Sind  es  nicht  die  durch  ihre  Intelligenz  und  ihre  Erfahrung  dem 
Staate  sehr  nützlichen  Schichten,  welche  das  gleiche  Wahlrecht  draußen 
zu  stehen  zwingt?  Vernehmen  wir  nicht  in  allen  Republiken,  daß  die 
hervorragendsten  Männer  nicht  gewählt  werden  ?  Beweisen  es  die  Er- 
fahrungen solcher  Gemeinden,  deren  Verwaltung  der  Sozialdemokratie 
zufiel,  nicht  hinreichend?  Das  unorganisierte  Wahlrecht  ist  häufig  eine 
zerstörende  Kraft,  aber  wie  soll  es  organisiert  werden  ?  Solchen  Schichten, 
die  nicht  gemäß  ihrer  Bedeutung  für  den  Staat  mitwirken  können, 
muß  man  eine  über  ihre  zahlenmäßige  Stärke  hinausgehende  Wahl- 
kraft geben,  oder  man  muß  eine  Interessenvertretung  schafTen,  oder 
beide  Methoden  verbinden. 

Andere  verlangen  das  allgemeine,  gleiche  Wahlrecht,  weil  im  Staate 
die  öffentliche  Meinung  herrschen  müsse.  Sonst  würden  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  nicht  in  Übereinstimmung  mit  dem  Volkswillen  bleiben. 
Wir  wollen  nicht  die  Frage  erörtern,  ob  eine  notwendige  Konsequenz 
dieser  Behauptung  das  gleiche  Wahlrecht  ist,  sondern  zwei  Arten  von 
Äußerungen  der  öffentlichen  Meinung  unterscheiden:  einfache,  welche 
tatsächlich  von  dem  einfachsten  Verstände  ausgehen  können,  und 
komplizierte,  die  in  der  großen  Masse  der  Wähler,  wie  jeder  weiß, 
durch  von  den  Parteien  ausgehende  Vorträge,  Zeitungen,  Flugblätter, 
Flugschriften  angeregt  werden.  Als  Beispiel  der  ersten  Klasse  mögen 
folgende  Meinungen  dienen:  daß  jede  Verminderung  der  Dienstzeit  ein 
Gewinn  sei;  daß  der  Preis  der  Lebensmittel  sinken  werde,  wenn  die 
Torsteuern  abgeschafft  würden;  als  solche  der  zweiten  Klasse  seien 
angeführt:  das  mündliche  Gerichtsverfahren  ist  besser  als  das  schrift- 
liche ;  künstliche  Kanäle  sind  auch  nach  der  Einführung  der  Eisenbahnen 
nützlich;  die  Goldwährung  ist  der  Doppelwährung  vorzuziehen.   Wenn 


x)  Daß  es  weite  Gebiete  der  Gesetzgebung  gibt,  wo  eine  in  Wahrheit  öffentliche 
Meinung  unmöglich  ist,  dürfte  auch  aus  den  S.  155  f.  und  161  Anm.  3  angeführten  Worten 
Schweizer  Staatsmänner  hervorgehen. 
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jene    einfachen   Fragen    gelöst    werden    müssen,    folgen    die    politischen 

Parteien  gewöhnlich  der  öffentlichen  Meinung,  oder  Demagogen,  welche 

die  Volksstimmung  kennen,   rufen    ihre  Äußerungen  hervor.     Sie   wissen, 

daß  die  Beseitigung  der  Torsteuer  fast  regelmäßig  den  Preis  der 
Lebensmittel  nicht  erniedrigt,  aber  den  Erzeugern  und  Händlern  einen 
unverdienten  Gewinn  verschallt  hat  (weshalb  diese  gewöhnlich  die  An- 
reger der  Agitation  sind);  aber  trotzdem  vertreten  sie  die  Forderung 
der  öffentlichen  Meinung.  Wahrend  hier  zu  wünschen  wäre,  daß  sie 
weniger  einflußreich  sei,  würde  es  im  Bereich  der  Äußerungen  zweiter 
Ordnung  dem  Staatswohle  dienlich  sein,  wenn  die  „öffentliche  Meinung" 
gleichsam  an  ihrer  Quelle  gefaßt  würde,  wo  ihre  Erreger  und  ihre 
Interessen  genau  erkannt  werden  könnten,  anstatt  daß  ihre  Fortleitung 
durch  allerlei  unterirdische  Kanäle  es  der  „öffentlichen  Meinung"  fast 
unmöglich  macht,  über  sich  selbst  ins  klare  zu  kommen.1) 

Nun  wrird  wohl  eingewandt,  die  Irrtümer  der  öffentlichen  Meinung 
seien  zwar  vorübergehend  schädlich,  aber  sie  dienten  zur  Belehrung 
des  Bürgers  und  es  würde  dadurch  sein  Verantwortlichkeitsgefühl  ge- 
stärkt. Dieser  Einwand  mag  für  pseudo-repräsentative  Demokratien, 
wenn  das  Volk  Gelegenheit  hat,  über  einen  dem  früheren  ähnlichen 
Fall  zu  entscheiden,  nicht  unberechtigt  sein.  Wenn  es  bei  der  Ver- 
staatlichung einer  Eisenbahn  eine  zu  hohe  Kaufsumme  bewilligt  hätte, 
würde  es  bei  dem  zweiten  Verstaatlichungsvorschlage  sehr  vorsichtig 
sein.  Aber  wie  selten  hat  es  selbst  hier  Gelegenheit,  Beweise  empfangener 
Belehrung  zu  geben.  In  repräsentativen  und  parlamentarischen  Staaten 
aber  stehen  bei  jeder  Wahl  so  viele  Forderungen  auf  dem  Programm, 
daß  der  Wähler  sein  Votum  nicht  für  einzelne  Fragen,  sondern  für 
eine  Partei  abgibt;  wie  kann  er  sich  da  verantwortlich  fühlen,  und 
welcher  Wirkungsraum  bleibt  ihm  für  die  Betätigung  seiner  verbesserten 
Erziehung?  Außerdem  entscheidet  nicht  die  „öffentliche  Meinung", 
sondern  diejenige  „öffentliche  Meinung",  welche  die  Mehrheit  zu  erlangen 
verstanden  hat.2)    Kann  das  Verantwortlichkeitsgefühl  derjenigen  Bürger, 

1)  Die  öffentliche  Meinung  wird  heutigen  Tages  vornehmlich  von  der  täglich  zum 
Bürger  ins  Haus  kommenden  Zeitung  gemacht.  Einen  wie  geringen  Einfluß  haben  im 
20.  Jahrhunderte  Volksversammlungen,  Bücher,  Flugschriften,  selbst  die  parlamentarischen 
Verhandlungen,  da  den  meisten  die  Zeit  fehlt,  sie  gründlich  zu  lesen,  und  sie  sich  mit 
dem  mit  der  Sauce  der  Zeitung  übergossenen  „Stimmungsberichte"  begnügen  I  Nun  müssen 
die  Zeitungen,  um  sich  behaupten  zu  können,  großkapitalistische  Unternehmungen  werden, 
welche  den  allgemeinen  kapitalistischen  Konzentrationstendenzen  unterliegen.  Daher 
sind  es  die  großkapitalistischen  Interessen,  für  welche  die  großen  Zeitungen  gewöhnlich 
eintreten,  und  es  sind  immer  weniger  Personen,  welche  die  öffentliche  Meinung  machen. 
Diese  Entwicklung  ist  nicht  in  allen  Ländern  gleich  weit  fortgeschritten,  aber  für  alle 
Menschen  mit  offenen  Augen  in  Amerika,  England,  Frankreich  deutlich  sichtbar. 

2)  Lecky,  wenn  auch  aus  anderen  Gründen,  behauptet :  „The  public  opinion  of  a 
nation  is  something  quite  different  from  the  votes  that  can  be  extracted  from  all  the 
individuals  that  compose  it."     Democracy  and  Liberty  S.  21. 
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die  vorher  in  der  Minderheit  und  im  Rechte  waren,  gehoben 
werden  ? 

Eine  letzte  Begründung  des  allgemeinen,  gleiche  Wahlrechtes  lautet  so : 
es  ist  zur  Einschüchterung  der  Regierenden  notwendig.  Das  Volk  werde 
nie  inrstande  sein,  sich  selbst  zu  regieren;  notwendigerweise  müsse 
stets  eine  Minderheit  die  Zügel  führen.  Die  Aufgabe  der  Masse  be- 
stehe nur  darin,  den  Regierenden  eine  solche  Furcht  einzuflößen,  daß 
sie  seine  Interessen  wahrnähmen ;  je  breiter  und  tiefer  aber  die  Reihen 
der  Massen  seien,  um  so  unwiderstehlicher  sei  der  von  ihnen  ausgehende 
Druck. 

Diese  Meinung  ist  berechtigt,  wenn  das  Volk  intelligent  und  sitt- 
lich ist,  dann  aber  wird  sich  eine  seine  Interessen  mißachtende  Regierung 
nicht  bilden  können.  Ist  es  ungebildet  und  roh,  dann  wird  es  keinen 
klaren  Einblick  in  die  zu  seiner  Wohlfahrt  führenden  Mittel  haben  und 
den  nötigen  Druck  schwer  auszuüben  imstande  sein;  selbst  ein  nicht 
unintelligentes  und  nicht  rohes  Volk,  wie  das  französische,  ist  trotz 
dem  allgemeinen,  gleichen  Wahlrechte  unter  Napoleon  III.  lange  ohne 
entscheidenden  Einfluß  geblieben.  Die  Fehler  in  der  auswärtigen  Politik 
zwangen  ihn  zu  Zugeständnissen.  Damit  es  ihn  ausüben  könne,  bedarf 
es  der  Führung  durch  die  Parteien,  welche  erst  spät  kräftige  Organi- 
sationen auszubilden  pflegen;  aber  in  diesem  Falle  wird  der  Druck  im 
Dienste  der  Partei  ausgeübt,  die  häufig  nichts  anderes  bezweckt,  als 
sich  an  die  Stelle  der  herrschenden  zu  setzen.  Diese  sucht  nun  die 
Anhänger  der  Gegner  mit  Zuckerbrot  und  Peitsche  zu  spalten  und  zu 
schwächen,  was  ihr  auch  sehr  häufig  gelingt.1)  In  demokratischen  Ge- 
meinwesen aber,  wo  die  Mehrheit  herrscht,  tritt  an  die  Stelle  der  Ein- 
schüchterung der  Regierenden  (die  doch  ein  Ausschuß  der  Mehrheit 
ist  und  daher  nicht  eingeschüchtert  werden  kann),  die  brutale  Be- 
drückung der  Minderheit,  um  so  unerträglicher,  je  ungebildeter  das 
Volk  und  je  härter  sein  Charakter  ist  Daher  die  ewige  Klage,  daß 
in  Demokratien  selbständige  Persönlichkeiten  und  Meinungen  nicht  auf- 
kommen können. 


*)  „On  a  vu  ce  que  les  gouvernements  et  les  partis  fönt  du  suffrage  universel,  ceux- 
ci  par  les  actions  de  leurs  comites,  ceux-lä  par  les  abus  de  la  candidature  officielle." 
Vacherot,  La  demoeratie  liberale,  1892,  S.  8. 

Hauriou  betrachtet  das  allgemeine  Stimmrecht  als  häufig  verfälscht  durch  Partei- 
ausschüsse,  Regierungsdruck,  Charakterlosigkeit  der  Gewählten  und  die  Schwierigkeit, 
geeignete  Kandidaten  zu  finden,     a.  a.  O.  S.  343  f. 

Wenn  in  Amerika  die  Korruption  in  den  Stadtverwaltungen  jahrzehntelang  dauert, 
ein  Eisenbahnkönig  die  Parlamente  in  mehreren  Staaten  zu  „machen"  versteht,  die  Neger  in 
den  Südstaaten  ihres  Wahlrechtes  beraubt  werden,  in  Frankreich  die  Einkommensteuer 
nicht  zustande  kommt  und  die  Verhältniswahl,  obwohl  die  Mehrheit  der  Wähler  sich  für 
sie  erklärt  hat,  noch  immer  in  der  Schwebe  ist,  dürften  die  Hoffnung  auf  die  ein- 
schüchternde Kraft  des  allgemeinen  Stimmrechtes  wesentlich  herabgesetzt  werden. 


Fünftes   Kapitrl.      I>ir   politische   Dcmokr.itir.  303 

Keim- für  die  Zweckmäfligkeit  da  allgemeinen,  gleichen  Wahlrechtes 
in  alten  Kulturstaaten  mit  stark  differenzierter  Gesellschaft  entwickelte 
Theorie  vermag  eu  überzeugen,  wahrend  seine  Einführung  in  jun^e 
Ackerbaukolonien  mit  einer  an  Bildung  und  Charakter  wenig  ver- 
schiedenen Bevölkerung  als  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit  erscheint  In 
alten  Kulturlandern  soll  es  die  Herrschaft  für  die  Massen,  richtiger  für 
die  Führer  der  Massen,  erobern.  Den  nackten  Herrschaftstrieb  um- 
kleidet der  politische  Cant  mit  einem  lockenden  Schimmer,  wie  die 
freundliche  Atmosphäre  um  die  weite  Wüste  und  ihre  toten  Gebirge 
einen  farbigen  Glanz  webt 

Besonders  fällt  auf,  daß  die  Theoretiker  eine  wichtige,  die  Wirkung 
des  allgemeinen,  gleichen  Wahlrechtes  gründlich  verändernde  Tatsache 
übersehen,  nämlich  die  Herrschaft  der  Mehrheit,  zu  der  wir  uns  jetzt 
wenden. 

n. 

Mehrheitsherrschaft. x) 

Dem  Wesen  der  Demokratie,  welche  die  Staatsgewalt  den  vielen 
überträgt,  entspricht  die  Entscheidung  durch  die  Mehrheit.  Da  sie 
gleichberechtigt  sind,  dürfen  höheres  Alter,  besondere  Würde,  größeres 
Interesse,  lange  Erfahrung,  anerkannter  Ruhm  einem  Manne  oder 
mehreren  Männern  keinen  stärkeren,  durch  Gesetz  festgelegten,  Einfluß 
einräumen,  als  den  übrigen  zukommt.  Das  Wort,  daß  man  die  Stimmen 
wägen,  nicht  zählen  solle ,  ist  undemokratisch.  *)  Jede  Stimme  hat 
dasselbe  Gewicht  wie  jede  andere,  weshalb  nur  das  größere,  durch  die 
Sümmierung  von  Stimmen  gebildete,  Gewicht  als  entscheidend  be- 
trachtet werden  kann.  Stellt  man  sich  die  Stimmen  als  Kugeln  von 
gleichem  Gewichte  vor,  die  man  über  zwei  Wagschalen  gleichmäßig 
verteilt,  so  wird,  sobald  in  eine  der  beiden  Wagschalen  eine  Kugel 
mehr  als  in  die  andere  geworfen  worden  ist,  jene  sofort-  niedersinken, 
diese  durch  das  Gewicht  der  anderen  emporgeschnellt  werden.  Mehr- 
heit ist  also  die  Hälfte  der  Stimmen  plus  eine  Stimme.  Diese  Mehrheit 
nennen  wir  die  einfache,  da  die  Mehrheit  ja  offenbar  mehr  als  eine 
Stimme  betragen  kann.  Locke  begründet  die  Notwendigkeit  der  Herr- 
schaft der  Mehrheit  damit,  daß  jeder  Körper  die  Richtung  einschlagen 


*)  Die  rein  technische  Frage,  was  als  Mehrheit  zu  gelten  habe  (absolute,  relative, 
Verbindung  beider),  wird  nicht  besprochen,  zudem  sie  nicht  der  Demokratie  eigen- 
tümlich ist. 

*)  „Bei  dem  demokratischen  Grundsatze  der  politischen  Gleichheit  aller  Bürger  und 
dessen  nötiger  Konsequenz  der  Gleichheit  des  von  ihnen  geäußerten  Willens  kann  es 
sich  nur  um  ein  Zählen,  nicht  aber  um  ein  Wägen  der  Stimmen  handeln."  E.  Kern, 
Über  die  Äußerung  des  Volkswillens  in  der  Demokratie,  1893,  S.  39. 
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müsse,  in  welchen  ihn  die  größte  Kraft  dränge,  und  dies  sei  die 
Mehrheit.1)  Auch  zweckmäßig  ist  es,  die  Herrschaft  der  Mehrheit  anzu- 
erkennen. Käme  ein  Beschluß  nicht  in  friedlicher  Weise  zustande, 
dann  würde  wahrscheinlich  im  Kampfe  der  Fäuste  oder  der  Waffen 
der  Mehrheit  der  Sieg  zufallen. 

Rousseau  fordert  nur  für  die  Eingehung  des  Gesellschafts- 
vertrages Einstimmigkeit:  „Hors  ce  contrat  primitif  la  voix  du  plus 
grand  nombre  occupe  toujours  tous  les  autres;  c'est  une  suite  du 
contrat  meme"  (IV,  2).  „Bei  allen  Entscheidungen  des  gesamten 
Volkes",  schreibt  Dubs,  „haben  sie  Namen  und  Inhalt  wie  sie  wollen, 
ist  bei  uns  Regel,  daß  das  als  Volkswille  gilt,  was  die  Mehrheit 
des  Volkes  gewollt  hat;  daher  das  Sprichwort:  „Die  Mehrheit  ist 
König"  ".  2)  Das  Mehrheitsprinzip  ist  also  ein  mechanisches,  utilitarisches, 
konventionelles.  Aber  „Hilty  .  .  .  versteigt  sich  geradezu  zu  der  Be- 
hauptung von  einem  natürlichen  Majoritätsrecht  und  bezeichnet  die 
„unbedingte  Anwendung  des  Grundsatzes,  daß  die  Mehrheit  König  sein 
soll,  als  das  höchste  (I)  Resultat  der  Anstrengungen  der  Männer  von 
1848  und  den  entschiedensten  Hebel  einer  gesunden  und  friedlichen 
Staatsentwicklung."  "  3)  In  diesen  Worten  Hiltys  wird  das  dürre  Skelett  in 
hoheitliche  Prachtgewänder  gekleidet,  in  ihnen  kommt  ausgezeichnet  zum 
Ausdruck  jener  überschwängliche  demokratische  Kultus  der  Mehrheit, 
welchen  ungebildete  Demokraten  aus  dem  Sklavensinn  herleiten  würden, 
wenn  er  sich  nämlich  in  Monarchien  fände.  Aber  den  Bürger  kon- 
stitutioneller Monarchien,  welcher  von  der  Fehlbarkeit  aller  Faktoren 
der  Gesetzgebung  überzeugt  ist  (da  es  ja  mehrere  gibt,  die  sich  gegen- 
seitig beschränken  sollen),  ihn,  welcher  sich  aus  diesem  Grunde  die 
Freiheit  des  Urteils  über  ihre  Entscheidungen  bewahrt  und  daher  keinen 
ihrer  Beschlüsse  für  endgültig  hält,  ihn  setzt  immer  wieder  die  in 
Demokratien  herrschende  Unterwürfigkeit  gegen  die  Mehrheit  in  Er- 
staunen. Wenn  diese  Macht  entschieden  hat,  schwinden  alle  Zweifel, 
sie  erscheinen  illoyal.  Kein  Selbstherrscher,  kein  Papst  kann  sich  er- 
gebenere Diener  wünschen.  Ein  sehr  bekannter  Großratspräsident  und 
Nationalrat  äußerte  sich  neulich  nach  einer  ihm  und  seiner  Partei  nicht 
genehmen  Entscheidung  so :  „Mag  man  auch  dieses  Plebiszit  mit  Grund 
verschieden  würdigen  (29700  gegen  28106  Stimmen),  auf  dem  Boden 
der  Demokratie  haben  wir  alle  uns  ihm  zu  beugen  .  .  .  Der  Volks- 
entscheid ist  aber  auch  unappellabel  und  schafft  eine  res  judicata  für 
und  gegen  jedermann."  Nicht  bloß  äußeren  Gehorsam,  sondern  innere 
Unterwerfung  unter  den  Mehrheitswillen  verlangt  die  Demokratie,  wie 


»)  Second  Treatise  §  96  f. 

8)  I  147- 

s)  Kern  S.   12. 
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Dr.  Wcllstcin  ausgezeichnet  ausführt:  „Dazu  darf  sich  ein  Demokrat,  dem 
das  Wesen  der  Demokratie  klar  geworden  ist,  nie  verleiten  lassen :  aus 
einem  Volksentscheid  .  .  .  die  Folgerung  abzuleiten,  die  Institution 
selbst  sei  verfehlt.  Kr  muß  sich  des  Grundgedankcs  der  Demokratie 
bewußt  bleiben,  daß  in  letzter  Linie  alle  Tätigkeit  des  Staates 
auf  den  Anschauungen  und  Empfindungen  seiner  Bürger  beruht  und 
daß  sich  jede  gewaltsame  Unterdrückung  oder  Ignorierung  dieser  An- 
schauungen .  .  .  rächt.  *) 

Hätten  die  zur  Rechtfertigung  und  Begründung  der  Demokratie 
vorgebrachten  Gründe  das  Gefühl  des  Erstaunens  nicht  in  erheblichem 
Grade  abgeschwächt,  dann  würde  man  sich  darüber  wundern,  daß  es 
eine  Verletzung  der  Menschenwürde  sein  soll,  wenn  ein  konstitutio- 
neller Fürst  nach  reiflicher  Erwägung,  von  gewiegten  Staatsmännern 
beraten,  einem  Gesetze  die  Unterschrift  verweigert  oder  wenn  eine 
aus  hervorragenden  Männern  bestehende  erste  Kammer  eine  Vorlage, 
die  sich  nicht  billigt,  der  zweiten  Kammer  zur  erneuten  Prüfung  zurück- 
stellt, während  wir  als  einen  Beweis  stolzer  Männlichkeit  die  Beugung 
der  Minderheit  unter  die  Entscheidung  der  Mehrheit  betrachten  sollen, 
welche  häufig  von  Demagogen  und  Fanatikern  geführt  wurde,  oder 
blind  nur  ihre  Interessen  verfolgte,  oder  zu  einem  begründeten  Urteile 
unfähig  war,  oder  den  Gang  zur  Urne  von  dem  Wetter  abhängig  machte. 

Den  demokratischen  Mehrheitskultus  würde  man  weniger  kritisch 
beurteilen,  wenn  erstens  jedesmal  wirklich  die  Mehrheit  der  Wähler 
durch  den  Mund  der  Mehrheit  ihrer  Vertreter  spräche,  und  wenn  es 
zweitens  tatsächlich  immer  die  Mehrheit  der  Stimmberechtigten  wäre, 
welche  dem  Lande  ihren  Willen  auferlegt.  Nun  ist  aber  jedem 
Zeitungsleser  bekannt,  daß  die  Zahl  der  Abgeordneten  selten  oder 
niemals  der  für  sie  abgegebenen  Stimmenzahl  entspricht,  weshalb  für 
diese  immer  wieder  beobachtete  Tatsache  keine  neuen  Belege  gegeben 
werden.  Die  Minderheit  der  Wähler  mag  die  Mehrheit  der  Abgeord- 
neten wählen.  Auch  in  Demokratien  kommen  solche  Verletzungen  des 
Gesetzes  der  Verhältnismäßigkeit  vor;  die  Schweizer  beklagen  sich 
über  die  Wahlkreisgeometrie  und  die  Amerikaner  reden  dem  Gerry- 
mandering  viel  Übles  nach.  Parteipolitische  Künste  verursachen  wahr- 
scheinlich sehr  oft  diese  Abweichungen,  aber  sie  sind  auch  bei  einer 
rein  mechanischen  Einteilung  der  Wahlkreise  möglich.  2)     Und  was  die 


*)  Grundgedanken,  Stellung  und  Richtlinien  der  demokratischen  Partei  S.  7.  Der 
Verfasser  hat  sich  nicht  ganz  korrekt  ausgedrückt,  es  muß  oben  heißen :  „auf  den  An- 
schauungen und  Empfindungen  der  Mehrheit  der  Abstimmenden". 

4)  In  dem  von  Eötvös  a.  a.  O.  gegebenen  Beispiele  hat  ein  Land  100  Wahlkreise 
mit  je  4000  Wählern.  In  51  hat  die  Partei  A  2500  Anhänger,  in  49  nur  500.  Sie  wird 
51  Sitze,  damit  die  Mehrheit  gewinnen,  obwohl  sie  nur  1 52  000  Wähler,  die  Partei  B 
248000  zählt. 
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zweite  Disharmonie  betrifft,  so  ist  schon  bei  der  Besprechung  des  Re- 
ferendums dargetan  worden,  wie  häufig  die  Minderheit  der  Stimm- 
berechtigten das  Schicksal  der  Vorlagen  entscheidet.  Aber  wir  wollen 
auch  für  die  Wahlen  einige  Belege  aus  den  letzten  Jahren  geben. 

Im  Kanton  Graubünden  fanden  im  Frühjahr  191 1  die  Regierungs- 
ratswahlen statt;  etwas  über  50%  der  Stimmberechtigten  beteiligten 
sich  an  der  Wahl.  Im  Januar  desselben  Jahres  gingen  in  Tessin  bei 
der  Wahl  der  Bezirkseinzelrichter  etwa  25  °/0  zur  Urne.  In  der  Waadt 
stimmten  im  Oktober  19 10  bei  der  Wahl  eines  Mitgliedes  des  Großen 
Rates  6,7  °/0  (828  von  12316)  ab;  es  wurde  damals  bemerkt,  es  sei  eine 
besonders  schwache  Beteiligung,  gewöhnlich  steige  sie  auf  25%.  Noch 
schlimmer  war  es  in  La  Chaux  de  Fonds  im  Kanton  Neuenburg,  wo  zur 
Wahl  eines  Mitgliedes  des  Großen  Rates  im  Bezirke  Planchettes  kein  Wähler 
erschien,  obwohl  die  obligatorische  Stimmabgabe  vorgeschrieben  ist. 
In  Genf  stimmten  im  Mai  1910  bei  einer  Wahl  von  10782  Wählern 
3180  ab  =  etwa  30°/o-  Nun  sind  die  welschen  Kantone  nicht  wegen 
ihres  Dranges  nach  politischer  Selbstbestimmung  berühmt,  aber  auch 
im  Kanton  Bern,  der  doch  größtenteils  deutsch  ist,  stimmten  im  Jahre 
19 10  bei  der  Wahl  des  Regierungsrates  und  des  Großen  Rates  nur 
57,1  °/0.  Und  diese  Ziffer  erschien  sehr  hoch.  Damals  wurde  lobend 
hervorgehoben,  daß  sie  weit  höher  sei  als  die  für  die  Referendums 
abstimmungen  der  Jahre  1905 — 1909,  welche  nur  36,2  °/0  betrug.  Diese 
ist  überhaupt  seit  der  Einführung  des  Referendums  stetig  zurück- 
gegangen. Von  1869 — 1889  betrug  sie  49—50%»  v°n  1889— 1899 
47,2%,  1899 — 1905  41,9%-  Selbst  im  Herzen  der  Schweiz  ist  es  nicht 
besser;  in  Uri  war  die  Beteiligung  bei  der  Wahl  eines  Nationalrates 
im  Oktober  191 1  nicht  höher,  als  400/oi  m  Schwyz  zur  selben  Zeit 
bei  der  Wahl  dreier  Nationalräte  und  der  Ständeräte  nicht  mehr  als 
24%.  Selbstverständlich  schwellen  auch  in  der  Schweiz  die  Zahlen 
bei  erbitterten  Wahlkämpfen  an,  dann  steigen  sie  bis  auf  80,  ja  bis 
9O°/0.  Dies  läßt  aber  um  so  deutlicher  hervortreten,  daß  es  nicht  das 
stetige  politische  Pflichtgefühl  ist,  welches  die  Wahlen  entscheidet, 
sondern  die  Leidenschaft  und  das  Interesse.  In  St.  Gallen  wurden  vor 
kurzem  bei  der  Abstimmung  über  ein  Jagdgesetz  50000  Stimmen  ab- 
gegeben, bei  der  Wahl  des  Regierungsrates  aber  nur  37000. 

Ist  die  Beteiligung  in  Frankreich  so  viel  größer  ?  Folgende  Zahlen 
geben  darüber  Aufschluß.  Es  wurden  in  folgenden  Jahren  in  runden 
Zahlen  abgegeben  für : *) 


l)  E.  d'Eichthal  a.  a.  O.  S.  200. 
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Republikanische  Parteien 

AnlirepuLlikaoische 

Fnthaltunjjen 

1876 

4000  000 

3900  000 

2  595  OOO 

i*77 

4  340000 

3  639  000 

I  935000 

i88i 

4778COO 

1  739000 

3  180000 

1885 

4373OOO 

3  420000 

2  285  000 

1889 

460OOOO 

3  000000 

2434000 

1893 

5  960000 

1  179000 

3  018000 

307 


Diese  Ziffern  beweisen,  daß  die  Wahlenthaltung  so  beträchtlich 
war,  daß  die  republikanischen  Parteien,  obwohl  sie  herrschten,  doch 
bis  zum  Jahre  1893  die  Minderheit  der  Stimmen  auf  sich  vereinigten. 
Seit  jener  Zeit  haben  sich  die  Enthaltungen  nicht  wesentlich  verändert. 
Im  Jahre  1910  wurden  abgegeben:1) 


Gültige  Stimmen :  8  396  820 
Ungültige :  386  195 


8783015 


Wahlberechtigt  waren:  11  326828 

Es  stimmten  folglich  nicht:     2543813 


Das  Bild  wird  durch  folgende  Angaben  über  Wählerzahlen  für 
auch  in  Deutschland  bekanntere  französische  im  Jahre  1906  gewählte 
Politiker  vervollständigt  werden.  14  von  19  wurden  von  der  Minder- 
heit gewählt. 


Wahlberechtigte     Abstimmende 


Allemane  12  316 

Barthou  16  565 

Beauregard        14  022 
Berteaux  32  848 

Brisson  16  701 

Caillaux  28  03 1 

Charles  Benoist   9540 
Denys  Cochin   1 1  965 


Delafosse 

Delcasse 

Deschanel 

Doumer 

Guesde 

Jaures 

Millerand 

Pelletan 

Piou 

Jules  Roche 

Viviani 


18650 
25  175 
11  577 
28439 
25  144 
15  214 
13  966 
17300 
14909 
17596 
13080 


9201 
11  928 
II  561 

27294 

12305 

24792 

7898 

9429 

15  857 
18503 
8821 
18  441 
22668 
12643 
11  640 
12955 
11  636 

13  925 
10849 


Für  den  Kandidaten  abgegebene  Stimmen 

5  110  (Im  1.  Wahlgang  3392) 

10  493 
6624 

17  000 

6  140 
12356 

4  7o5 
7058 

9  798 

10327 

6768 

11  297 

11  345 
6386 
6251 

7  452 
7  138 
8612 

5  762  (1.  Wahlgang  5214). 


*)  La  Chesnais  et  Lachapelle,  Tableau  des  Elections  Legislatives,  1910,  S.  257. 
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Allein  diese  Sünden  sind  verzeihlich,  denn  weder  den  Franzosen 
noch  den  Schweizern  hat  je  ein  Schmeichler  nachgesagt,  sie  seien  von 
einem  leidenschaftlichen  Selbstbestimmungsdrange  erfüllt.  Wie  aber 
ist  es  in  den  Vereinigten  Staaten?  Nach  dem  Urteile  aller  Berufenen 
herrscht  eine  in  anderen  Ländern  unbekannte  Unterwürngkeit  unter 
die  Entscheidungen  der  Partei  über  die  Kandidatenwahl,  so  daß  ihre 
Ernennungen  keinem  Widerspruch  begegnen.  Die  Disziplin  wird  da- 
durch gefördert,  daß  das  Bestehen  von  nur  zwei  Parteien  eines  jeden 
Verständnis  für  die  Folgen  seiner  Abstimmung  klärt  und  zweitens  die 
Agitation  amerikanischer  Parteien,  hauptsächlich  für  die  Präsidenten- 
wahlen, Formen  und  einen  Umfang  annimmt,  welche  in  Europa  nicht 
ihres  gleichen  haben  und  deren  Einfluß  sich  der  Wähler  schwer 
entziehen  kann.  Hier  deshalb  starke  Beteiligung,  während  sie  bei  anderen 
Wahlen,  insbesondere  aber  bei  der  Aufstellung  der  Kandid  iten,  manches 
zu  wünschen  übrig  läßt.  Die  eingehendere  Begründung  dieser  Be- 
hauptungen findet  sich  im  dritten  Buche.  Hier  nur  einige  Tatsachen 
und  Urteile! 

Bei  den  Präsidentenwahlen  stimmen  85 — 95  °/0  der  Stimmberech- 
tigten in  den  zweifelhaften  Staaten,  während  in  denjenigen,  in  welchen 
eine  Partei  eine  starke  Mehrheit  besitzt,  es  zuweilen  nur  35 — 40°/o  sind. 
Der  gewöhnliche  Satz  bei  Wahlen  für  die  Staatenparlamente  scheint 
75  °/0  zu  sein,  bei  den  städtischen  Wahlen  sinkt  er  auf  60,  50  ja  bis- 
weilen auf  30  °/0.  Mehrere  Male  ereignete  es  sich,  daß  die  zu  einer 
Verfassungsänderung  erforderliche  Mehrheit  nicht  gewonnen  werden 
konnte,  weil  die  Bürger  nicht  erschienen.  Bei  der  Ernennung  der 
Kandidaten  wirken  nur  1 — IO°/0  der  Parteianhänger  mit.  Es  wird  mehr 
über  die  Lauheit  der  Gebildeten  und  Reichen  als  über  die  Unwissen- 
heit der  Armen  geklagt.  Fast  überall  herrsche  die  größte  Gleich- 
gültigkeit bei  städtischen  Wahlen.  Der  „respektable"  Durchschnitts- 
bürger lasse  sich  lieber  alles  gefallen,  als  daß  er  sich  zu  kräftigem 
Handeln  aufraffe.1) 

Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  hat  es  sich  zweimal  ereignet, 
daß  der  erkorene  Präsident  von  der  Minorität  der  Abstimmenden  ge- 
wählt wurde.  Im  Jahre  1876  hatte  Hayes  252000  Stimmen  weniger 
als  sein  unterlegener  Gegner  Tilden,  und  im  Jahre  1888  siegte  Harri- 
son,  obwohl  für  seinen  Nebenbuhler  Cleveland  95  534  Stimmen  mehr 
abgegeben  worden  waren. 

Wir  haben  nun  gesehen,  daß  die  Mehrheitsherrschaft  tatsächlich 
nicht  selten  die  Herrschaft  der  Minderheit  ist,  was  die  Ungereimtheit 
des  demokratischen  Majoritätskultes  noch  schärfer  hervortreten  läßt 
Bestenfalls   ist  sie   zweckmäßig.     Dies  vermag  aber  nicht  darüber  hin- 


*)  Vgl.  Bryce  II  151,  422,  I  464;  Ostrogorski  II  209,  362  f. 
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wegzutäuschen,  daß  die  Herrschaft  der  Mehrheit  in  ihrem  innersten 
Wesen  undemokratisch  ist.  Die  Mehrheit  herrscht,  aber  die  Minderheit 
inuü  sich  fügen,  ihr  Wille  gilt  für  nichts.  Das  ist  eine  Verletzung  des 
natürlichen  Rechtes,  weil  sie  die  Gleichheit  verletzt,  die  doch  ein  Grund- 
dogma der  Demokratie  bildet.  Sie  gehört  einem  ganz  anderen  Kei<  he 
an,  dem  Reiche  des  Nützlichen;  sie  ist  die  Schlimmerem  vorbeugende 
Anerkennung  der  voraussichtlichen  Wirkung  physischer  Übermacht. 
Rousseau  hat  daher,  wie  man  sich  erinnern  wird,  versucht,  zu  beweisen, 
daß  die  Unterwerfung  der  Minderheit  unter  die  Mehrheit  die  Gleich- 
heit nicht  verletze;  ein  neuer  Beweis  dafür,  wie  tief  er  das  Wesen  der 
Demokratie  erfaßt  hat  und  wie  sophistisch  er  sein  Urteil  begründet. 
Der  beständige  Wille  aller  Bürger,  so  argumentiert  er,  sei  der  Gemcin- 
wille,  der  sich  im  Mehrheitswillen  offenbare;  wer  in  der  Minderheit  sei, 
werde  nicht  einem  fremden,  sondern  seinem  eigenen  Willen  unter- 
worfen, er  werde  darüber  belehrt,  daß  er  im  Irrtum  gewesen  sei. 
Weniger  geistreich,  aber  verständiger  gedacht  ist  Rousseaus  vorher  er- 
wähnte Forderung  der  Einstimmigkeit  für  den  Staatsvertrag.  Ein- 
stimmigkeit muß  herrschen,  wenn  mehrere  Personen  sich  zu  einem 
Unternehmen  verbinden,  etwa  zur  Gründung  einer  Kolonie  oder  eines 
Staates  durch  Vertrag.  Der  Widerspruch  ist  gar  nicht  auszudenken, 
daß  die  Mehrheit  der  freiwillig  Zusammentretenden  die  Minderheit  der 
freiwillig  Zusammentretenden  zum  Eintritt  zwinge. 

Der  Mißmut  über  den  Widerspruch  zwischen  dem  Rechte  auf  poli- 
tische Gleichheit  und  dem  Mehrheitswillen  hat  dem  Plane  der  Ver- 
hältniswahl viele  Freunde  erworben.  Im  Anfange  der  Bewegung  konnte 
man  glauben,  daß  die  Freunde  der  Proportionalwahl  nur  die  volle 
Übereinstimmung  zwischen  der  Zahl  der  Wähler  und  ihrer  Vertreter, 
die  an  sich  das  Mehrheitsprinzip  nicht  ausschließt,  bezwecke,  aber  der 
weitere  Verlauf  hat  gezeigt,  daß  viele  sie  so  verstehen,  daß  alle  Staats- 
und Gemeindeämter  im  Verhältnis  zur  Stärke  der  Parteien  besetzt 
werden  sollen.  Ein  Mehr  über  sie  werden  wir  im  dritten  Buche  sagen, 
wo  wir  sie  als  eine  Waffe  des  Parteikampfes  behandeln. 

Zwei  Bedeutungen  des  Wortes  Demokratie  haben  wir  nun  kennen 
lernen.  Die  erste:  Demokratie  ist  Volkssouveränetät,  richtiger  Aktiv- 
bürgersouveränetät.  Die  zweite:  Demokratie  ist  Herrschaft  der  Mehr- 
heit, manchmal  richtiger  Herrschaft  der  Minderheit.  Wir  werden  nun 
eine  dritte  besprechen:  Demokratie  ist  unbeschränkte  verfassung- 
gebende Kraft  des  Volkes.  Dabei  werden  wir  sehen,  daß  sie  jeweilen 
bewußt  von  dem  Grundsatz  abweicht:  die  Mehrheit  sei  die  Hälfte  der 
abgegebenen  Stimmen,  vermehrt  um  eine. 


9  io     Zweites  Buch.     Formen,  Arten,  Begriff  und  Wesen  der  modernen  Demokratie. 

m. 

Die  verfassunggebende  Gewalt  des  Volkes. 

In  der  Demokratie  ist  das  Volk  selbstherrlich,  unverantwortlich. 
Faguet  führt  aus  dem  17.  Jahrhundert  einen  Ausspruch  des  reformierten 
Predigers  Pierre  Jurieu  an,  der  mit  herber  Konsequenz  tief  in  das  Wesen 
der  Volkssouveränetät  eindringt:  „Das  Volk  ist  die  einzige  Macht,  die 
nicht  im  Rechte  zu  sein  braucht,  um  rechtsgültige  Handlungen  vorzu- 
nehmen." *) 

Zwei  Jahrhunderte  später  behauptet  Dubs,  daß  es  zwei  Gebiete 
gebe,  auf  denen  das  souveräne  Volk  eine  höhere  Gewalt  habe,  als  der 
souveräne  Fürst:  „In  der  Monarchie  steht  die  Wahl  der  Volksvertretung 
dem  Souverän  nicht  zu,  so  wenig  als  das  Recht  zu  Verfassungsände- 
rungen. In  dieser  Beziehung  stehen  also  dem  Volkssouverän  weiter- 
gehende Rechte  zu,  als  dem  fürstlichen  Souverän."2) 

Das  Recht  zu  Verfassungsänderungen  1  Wenn  das  Volk  der  Träger 
der  Souveränetät  ist,  hat  es  selbstverständlich  auch  das  Recht,  die 
grundlegende  Ordnung  seines  staatlichen  Zusammenlebens  frei  zu 
ändern  und  wieder  zu  ändern,  oder  ganz  neue  Fundamente  zu  legen. 
Die  grundlegende  Ordnung,  das  Fundament  des  Staatsgebäudes,  ist 
aber  die  Verfassung.  Daher  tritt  in  den  Erklärungen  der  Menschen- 
rechte diese  Seite  der  Volksrechte  stark  hervor.  In  derjenigen 
Pennsylvanias  heißt  es:  „The  Community  hath  an  indubitable, 
unalienable  and  indefeasible  right  to  reform,  alter  or  abolish  govern- 
ment  in  such  manner,  as  shall  be  by  that  Community  judged  most 
condueive  to  the  public  weal"  (Art.  5).  Auch  die  französische 
Verfassung  von  1791  betont  es  mit  aller  Deutlichkeit:  „L'Assemblee 
Nationale  Constituante  declafe  que  la  Nation  a  le  droit  impre- 
scriptible  de  changer  sa  Constitution"  (T.  VII,  Art  1).  Die  jako- 
binische Verfassung  von  1793  setzt  voraus,  daß  sich  die  Ver- 
fassung etwa  alle  dreißig  Jahre  überlebe:  „Un  peuple  a  toujours  le 
droit  de  revoir,  de  reformer  et  de  changer  sa  Constitution.  Une  gene- 
ration  ne  peut  assujetir  a  ses  lois  les  generations  futures"  (Deklaration, 
Art.  28).     Eine  Überzeugung,   zu    der  sich  auch  Jefferson  bekannte! 

Diese  Gewalt  des  souveränen  Volkes  nennt  Sieyes  „pouvoir  Con- 
stituante   die    von    dem    pouvoir    constituant    geschaffenen    Gewalten 


')  „Le  peuple  est  cette  puissance  qui  seule  n'a  pas  besoin  d'avoir  raison  pour 
valider  ses  actes."  E.  Faguet,  La  Politique  Comparee  de  Montesquieu,  Rousseau  et 
Voltaire,  1902  S.  73.  Die  von  ihm  angeführte  Schrift  „Lettres  contre  l'histoire  des 
variations"  habe  ich  in  zwei  großen  deutschen  Bibliotheken,  obwohl  sie  eine  lange  Reihe 
der  Werke  Jurieus  besitzen,  nicht  finden  können;  auch  in  Straßburg,  wo  man  sie  am 
ersten  erwarten  dürfte,  ist  sie  nicht  vorhanden. 

i)  I  147. 
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„pouvoirs  constitucs":  gesetzgebende,  ausführende  richterliche  Gewalt, 
welche  berufen  sind,  die  in  der  Verfassung  aufgestellten  Staatszwccke 
zu  verwirklichen.  Die  „pouvoirs  constitucs"  sind  Geschöpfe  des 
souveränen  Volkes;  sie  können  von  ihm  jederzeit  abgeschafft,  durch 
neue  ersetzt,  oder  geändert  werden ;  unwandelbar  bleibt  der  ihnen  über- 
geordnete pouvoir  constituant. 

Das  Recht  der  Verfassunggebung  ist  aber  gefährlich,  weil  es, 
wenn  häufig  gebraucht,  den  Gang  der  Staatsgeschäfte  stören  muß,  und 
dies  der  Grund,  weshalb  einige  Verfassungen  für  Änderungen  der  Ver- 
fassung eine  größere  als  die  einfache  Mehrheit  vorschreiben. 

In  dem  nordamerikanischen  Bundesstaate  müssen  Änderungen  mit 
einer  Zweidrittelmajorität  in  beiden  Häusern  des  Kongresses  vorge- 
schlagen werden,  und  sie  werden  erst  dann  Gesetz,  wenn  die  gesetz- 
gebenden Körper  in  drei  Vierteln  der  Gliedstaaten  sie  ratifiziert  haben. *) 
Die  Bedingungen  sind  so  schwer,  daß  nur  etwa  I  °/o  a^er  Abänderungs- 
vorschläge angenommen  worden  ist.  Die  Verfassung  sieht  noch  eine 
andere,  demokratischere  Methode  vor,  die  aber  bisher  nie  angewandt 
wurde :  die  Initiative  geht  von  den  gesetzgebenden  Körpern  der  Einzel- 
staaten aus.  Wenn  zwei  Drittel  der  Staatsparlamente  den  Kongreß 
ersuchen,  einen  besonderen  Verfassungskonvent  einzuberufen  (er  hat 
einen  Entwurf  auszuarbeiten),  und  wenn  der  Entwurf  dieses  Konventes 
von  drei  Vierteln  der  in  den  Einzelstaaten  gebildeten  Konvente  ge- 
nehmigt wird,  dann  ist  die  Verfassungsänderung  zustande  gekommen.8) 
Die  Einrichtungen  der  Gliedstaaten  sind  genügend  dargestellt 
worden;  ich  erinnere  nur  an  die  hervorragende  Stellung  der  Ver- 
fassungskonvente und  an  die  erschwerenden  Bestimmungen,  welche  für 
die  Anregung  der  Verfassungsrevision  durch  die  gesetzgebenden  Körper 
vorgesehen  sind. 

Die  heutige  französische  Verfassung  sieht  von  verfassungentwer- 
fenden Konventen  ab,  da  sie  keine  höhere  Gewalt  als  das  Parlament 
anerkennt.  Die  Anregung  zur  Revision  kann  vom  Präsidenten,  aber 
auch  von  den  Kammern  ausgehen;  Folge  muß  ihr  erst  dann  gegeben 
werden,  wenn  jede  der  beiden  Kammern  durch  Mehrheitsbeschluß  er- 
klärt hat,  daß  eine  Revision  angezeigt  sei.  Dann  treten  Abgeordneten- 
haus und  Senat  zur  Nationalversammlung  zusammen  und  stimmen  ge- 
meinsam über  die  vorliegenden  Entwürfe  ab.  Die  Verfassung  fordert 
zwar  keine  stärkere  als  die  gewöhnliche  Mehrheit,  aber  bei  der  Be- 
rechnung   der  Majorität    kommt    die    Zahl   der  verfassungsmäßig  fest- 


*)  Der  Präsident  hat  bei  Verfassungsänderungen  kein  Veto ;  selbstverständlich,  da 
er  zu  den  pouvoirs  constitues  gehört. 

*)  In  keinem  Falle  darf  ein  Gliedstaat  durch  eine  Verfassungsrevision  seiner  bis- 
herigen Vertretung  beraubt  werden  —  ohne    seine  Zustimmung.     Eine  Art  liberum  vetol 
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stehenden  Sitze  in  Betracht,  das  sind  597  +  300  =  897.  Mit  anderen 
Worten:  erledigte  Sitze,  abwesende  Mitglieder,  Enthaltungen  von  der 
Abstimmung  werden  nicht  berücksichtigt  Es  wäre  anziehend,  auch 
die  verzwickten  Maßregeln  darzustellen,  mit  denen  die  Verfassung  von 
1791  die  Revision  zu  erschweren  suchte;  da  es  aber  nur  geschichtliches 
Interesse  hätte,  genügt  es  zu  erwähnen,  daß  sie  sie  erst  nach  Ablauf 
einer  längeren  Periode  zulassen  wollte. 

Die  einschlägigen  Bestimmungen  der  Schweizer  Verfassungen  sind 
früher  so  ausführlich  vorgeführt  worden,  daß  wir  uns  damit  begnügen 
können,  die  Grundzüge  hervorzuheben ;  erstens  nehmen  die  Verfassungs- 
räte dort  nicht  denselben  breiten  Raum  ein,  wie  in  der  Union ;  zweitens 
fehlt  es  auch  dort  nicht  an  retardierenden  Momenten,  und  drittens  be- 
steht für  die  Verfassung  sowohl  im  Bunde,  wie  in  den  Kantonen,  das 
obligatorische  Referendum. 

Einige  Punkte,  die  im  vorhergehenden  nicht  genauer  betrachtet 
werden  konnten,  sollen  im  folgenden  erörtet  werden. 

Die  Ausarbeitung  des  Entwurfes  einer  neuen  Verfassung  wird  so- 
wohl in  der  Union,  wie  in  der  Schweiz,  häufig  dem  Parlamente  ent- 
zogen. Es  trennt  also  eine  hohe  Scheidewand  das  vom  Souverän  ge- 
gegebene Verfassungsgesetz  von  dem  durch  das  Parlament  erlassenen 
gewöhnlichen  Gesetze.  Wenn  Er  seine  höchste  Tätigkeit  ausübt,  wenn 
Er  ein  neues  Fundament  der  Staatsordnung  legen  oder  das  alte  ver- 
ändern will,  betraut  Er  gerne  mit  der  vorbereitenden  Arbeit  besondere 
„Verfassungsräte". 

Welches  ist  der  Ursprung  der  Konvente? 

Im  17.  Jahrhundert  nannte  man  in  England  „Conventions"  solche 
Parlamente,  die  nicht  vom  Könige  einberufen  waren.  Die  Versammlung, 
die  nach  der  Auflösung  des  Langen  Parlamentes  im  Jahre  1660  ge- 
wählt wurde  und  das  Königtum  wiederherstellte,  wurde  das  „Convention 
Parliament"  genannt.  Als  „Convention"  zählte  auch  das  von  Wilhelm 
von  Oranien  nach  der  Flucht  Jakobs  IL  auf  den  Rat  von  Lords  und 
ehemaligen  Mitgliedern  der  Parlamente  Karl  JJ.  einberufene  Parlament, 
welches  den  König  Jakob  II.  absetzte,  weil  er  die  Verfassung  des  König- 
reiches durch  den  Bruch  des  Staatsvertrages  (original  contract)  zwischen 
König  und  Volk  umzustürzen  versucht  und  „auf  den  Rat  von  Jesuiten 
und  anderen  verworfenen  Menschen"  die  Grundgesetze  (fundamental 
laws  verletzt  habe.  Es  erklärte  den  Thron  für  erledigt  und  bot  ihn 
Wilhelm  und  Maria  in  einem  Schriftstücke  an,  welches  zugleich  die 
berühmte  „Declaration  of  Rights"  enthielt.  Nachdem  dieses  „Convention 
Parliament"  eine  regelmäßige  Regierung  wieder  eingerichtet  hatte, 
entstand  die  Frage,  ob  es  nunmehr  aufgelöst  werden  müßte.  Die 
Whigs  verneinten,  die  Tories  bejahten  sie,  denn  ein  Parlament  habe 
nur   dann   eine   legale  Existenz,   wenn   es  vom  Könige  einberufen  sei. 
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Sie  wurde  endlich  durch  ein  „prcccdcnt",  einen  früheren  Vorgang 
gleicher  Art,  entschieden;  das  Karl  II.  zurückrufende  Parlament  war 
nicht  vom  Konige  berufen,  aber  nach  der  Wiederherstellung  des  Thrones 
nicht  aufgelöst  worden,  sondern  hatte,  seine  Tätigkeit  fortsetzend,  sehr 
wichtige  Gesetze  verabschiedet  Daher  wurde  auch  dieser  Konvent 
in  ein  regelrechtes  Parlament  verwandelt.  Nichtsdestoweniger  ersetzte 
es  die  Declaration  of  Rights  nachträglich  in  eine  ßill  of  Rights,  die 
nach  langen  Fährlichkeiten  auch  die  Lords  annahmen. ') 

Das  war  also  der  den  amerikanischen  Kolonisten  bekannte  Begriff 
des  Konventes :  eine  für  eine  bestimmte,  nicht  vom  Könige,  zusammen- 
berufene, außerordentliche,  dem  Parlamente  ähnliche,  aber  unter- 
geordnete Versammlung,  die  zweimal  im  17.  Jahrhundert  eine  Revolution 
zum  Abschluß  gebracht  und  den  verfassungsmäßigen  Gang  der  Ge- 
schäfte wieder  hergestellt  hatte.  Als  sich  die  Bürger  nach  der  Revolu- 
tion Verfassungen  geben  sollten,  mußten  diese,  so  werden  wir  schließen, 
notwendigerweise  von  „Conventions"  vorbereitet  werden,  da  eine  ver- 
fassungsmäßige neue  Organisation  ja  noch  nicht  bestand,  sondern  erst 
ins  Leben  gerufen  werden  sollte. 

Dieses  Urteil  erleidet  aber  starke  Einschränkungen.  Erstens  waren 
zwei  Staaten  mit  ihre  1  Verfassungen  so  zufrieden,  daß  sie  sie  mit  gering- 
fugigen  Änderungen  beibehielten.  Zweitens  entschied  sich  in  den 
meisten  Staaten  die  herrschende  Partei  zur  Wahl  von  Konventen  nicht 
aus  prinzipiellen  Gründen,  sondern  aus  Mißtrauen  gegen  die  bestehenden 
Assemblies  und  die  von  England  angestellten  Gouverneure.  Drittens  wurde 
in  mehreren  Staaten,  in  New  Hampshire  und  in  Virginia,  im  Jahre  1776 
die  Verfassung  von  den  bestehenden  gesetzgebenden  Körpern  erlassen. 
In  anderen  erwachte  freilich  schon  früh  die  Überzeugung,  daß  das  Ent- 
werfen von  Verfassungen  besonderen  Versammlungen  übertragen  werden 
müsse.  Als  die  Legislative  in  Massachusetts  den  „Towns"  im  Jahre  1778 
einen  Verfassungsentwurf  vorlegte,  weigerten  sie  sich  über  ihn  abzu- 
stimmen, weshalb  ein  Konvent  einberufen  werden  mußte.  Noch  eine 
andere  Tatsache  beweist,  daß  nicht  gleich  anfangs  die  Frage  vom 
staatsrechtlichen  Standpunkte  erfaßt  wurde.  Einige  Konvente  lösten 
sich  nämlich  nicht  auf,  nachdem  die  Verfassung  vollendet  war,  sondern 
sie  erließen  noch  andere  Gesetze.  Selten  wurde  das  Werk  der  Kon- 
vente der  Bevölkerung  zur  Abstimmung  vorgelegt.  2) 

Begrifflich  schärfer  gesondert  wurden  Konvent  und  gesetzgebender 
Körper  bei  der  Geburt  der  Bundesverfassung.  Auf  die  Aufforderung 
des  Kongresses  trat  ein  Verfassungskonvent  zum  Zweck  der  Revision 
des  „Articles  of  Confederation"  zusammen,  dessen  WTerk  von  zu  diesem 

l)  Macaulay,  History  of  England,  chap.  XI,  XIV,  XV  (Tauchnitz  IV,  27 ;  V,  58 ; 
V,  103). 

8)  Vgl.  Oberholtzer,  The  Referendum,  chap.  III. 
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Zweck  ernannten  Konventen  der  Einzelstaaten  genehmigt  werden.  Aber 
die  Bundesverfassung  gestattete  zukünftige  Resionen  auch  den  gesetz- 
gebenden Körpern,  wie  vorher  dargestellt  wurde. 

Als  die  Sklavereifrage  im  Anfang  der  sechziger  Jahre  zur  Zerrüttung 
der  Union  führte,  wiederholte  sich  in  mehreren  Südstaaten,  was  sich 
im  18.  Jahrhunderte  zugetragen  hatte.  Es  wurden  Konvente  gewählt, 
die  alle  jene  Rechte  in  Anspruch  nehmen,  welche  die  Konvente  in  der 
Revolutionszeit  gehabt  hatten.  Durch  diese  Vorgänge  befestigte  sich 
die  früher  schon  geäußerte  Meinung,  daß  dem  Konvent  unbeschränkte 
Macht  innewohne;  sobald  er  zusammentrete,  sei  der  Staat  gleichsam 
wieder  in  seine  Teile  aufgelöst,  der  Naturzustand  wieder  hergestellt, 
und  die  Mitglieder  des  Konventes  seien  berufen,  als  Vertreter  des 
souveränen  Volkes,  einen  Staatsvertrag  abzuschließen,  der  im  übrigen 
vom  Volke  nicht  ratifiziert  zu  werden  brauche. 

Diese  Vorgänge  regten  einen  amerikanischen  Rechtsgelehrten  an, 
in  einem  gründlichen,  sehr  klar  geschriebenen  Werke  die  Frage  nach 
dem  Wesen  und  den  Befugnissen  der  Konvente  zu  lösen.  Er  unter- 
schied zwischen  den  revolutionären  Konventen  der  Kolonialzeit,  die 
man  am  besten  als  provisorische  Regierungen  charakterisiere,  und  den 
Verfassungskonventen,  welche  nach  der  Annahme  der  Bundesverfassung 
funktionieren  und  vom  Volke  regelrecht  gewählt  werden.  Diese  seien 
nur  als  Ausschüsse  der  gesetzgebenden  Körper  anzusehen;  sie  be- 
ständen nicht  aus  Vertretern,  sondern  aus  Delegierten  des  Volkes ;  ihnen 
kämen  nur  diejenigen  Rechte  zu,  welche  ihnen  die  gesetzgebenden  Körper 
zugestanden  hätten ;  sie  seien  nicht  zur  Gesetzgebung  berufen  und  ihre 
Entwürfe  müßten  dem  Volke  zur  Entscheidung  vorgelegt  werden.1) 

Die  Ergebnisse  dieses  Buches  waren  geeignet,  den  Anteil  des 
Volkes  an  der  Verfassungsgesetzgebung  zugunsten  des  Parlamentes 
zurückzudrängen,  und  sie  wurden  so  überzeugend  dargelegt,  daß  sie 
etwa  25  Jahre  hindurch  der  Praxis  die  Richtung  gaben.  Nur  in  drei 
Fällen  hat  sich  während  dieser  Zeit  ein  Konvent  dem  ihm  gewordenen 
Auftrage  der  Legislative  nicht  gefügt.  Aber  seit  etwa  189$  2)  haben  in 
einer  Reihe  von  Staaten  Gesetzgebung  und  Konvent  es  nicht  für  nötig 
erachtet,  die  Entwürfe  des  Konventes  zur  Abstimmung  zu  bringen  (es 
handelte  sich  um  die  früher  besprochenen  Stimmrechtsberaubungen  der 
Neger);  und  die  Praxis,   unter   der  Maske   von  Verfassungsartikeln  Ge- 


*)  J.  A.  Jameson,    A  Treatise  on  Constitutional  Conventions,  4.  A.  1887,  besonders 

§§  7—";  54—61;  118— 123;  370—380;  419*".;  479f- 

2)  In  einem  1903  erschienenen  Aufsatz  des  North  American  Review  über  die  Be- 
schränkungen des  Stimmrechtes  in  den  Südstaaten  hat  die  Periode  des  vollen  Genusses 
des  Stimmrechtes  nur  bis  1875  gedauert,  von  1875 — 1895  hat  man  die  Neger  durch  un- 
gesetzliche Mittel  daran  verhindert,  es  auszuüben,  mit  dem  Jahre  1895  beginnt  die  Ent- 
rechtung durch  Staatsgesetz. 
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setze  einzuschmuggeln,    ist    jedenfalls   nicht  in    der    Abnahme    begriffen. 

Die  Negerfrage  und    die   Berufspolitikerfrage   haben  die  Verfassungs- 
entwicklung gestört;  wieder  hat   sich  gezeigt,  daß  Bedürfnisse  starker 

als  das  Recht  sind. 

Wir  kehren  noch  einmal  zu  den  Konventen  der  Kolonialzeit  zurück. 
Sie  waren  insofern  den  britischen  gleich,  als  sie  für  bestimmte  Zwecke 
zusammentraten,  aber  in  ihrer  Schätzung  und  Rangordnung  vollzog  sich 
ein  großer  Umschwung.  Die  Konvente  wurden  ebensowohl  wie  die 
Parlamente  vom  Volke  gewählt;  hierdurch  wurden  sie  ihnen  nicht  nur 
gleich,  sie  hoben  sich  über  sie  empor,  da  sie  dem  Souverän  näher- 
standen, da  sie  die  Gewalten  zur  Ausführung  des  Volkswillens  schaffen 
sollten.  Die  amerikanischen  Konvente  entwarfen,  mit  unbeschränkter 
Vollmacht  bekleidet,  nicht  nur  die  Verfassungen,  sie  genehmigten  sie 
auch  in  den  meisten  Staaten;  nur  in  zwei  wurden  sie,  wie  man  sich 
erinnern  wird,  einem  Referendum  unterworfen. 

Die  amerikanische  Praxis  war  so  wenig  einheitlich  und  durch- 
gebildet, daß  zwei  verschiedene  Auffassungen  in  Europa  an  sie  an- 
knüpften. Sieyes  dachte  sich  als  Organe  der  Verfassungsgebung  be- 
sondere, zu  diesem  Zwecke  einberufene,  souveräne  Versammlungen. 
Mit  Bedacht  nannte  die  gesetzgebende  Versammlung  den  neuen  gesetz- 
gebenden Körper,  der  sie  ablösen  sollte,  Convention  Nationale ;  das 
Wort  bedeutete  in  der  politischen  Sprache  der  Zeit  eine  Versammlung 
zur  Revision  der  Verfassung;  durch  ein  Dekret  vom  n.  August  1792 
hatte  die  gesetzgebende  Versammlung  die  Urversammlungen  auf- 
gefordert, ihren  Vertretern  ein  unbegrenztes  Vertrauen  zu  schenken.1) 
Der  Konvent  aber  ging  unter  dem  Einflüsse  der  Girondisten  über 
Sieyes  hinaus:  er  erklärte,  daß  die  Verfassung  vom  Volke  angenommen 
werden  müsse,  und  damit  war  die  zweite  Auffassung  entstanden. 

So  lernte  die  Schweiz  den  Gedanken  in  zwei  Gestalten  kennen: 
als  selbstherrlichen  Konvent  und  als  dem  Referendum  untergeordneten 
Konvent  Schon  im  Jahr  1802  stimmte  das  Schweizer  Volk  über  eine 
Verfassung  ab.  Die  Versammlungen  der  Männer,  welche  nach  1830 
die  Kantonalverfassungen  entwarfen,  waren,  um  Jamesons  Sprache  zu 
reden,  provisorische  Regierungen.  Dann  aber  kam  von  Amerika  her 
der  inzwischen  gereifte  Gedanke  des  Verfassungskonventes,  dessen  Entwurf 
vom  Volke  genehmigt  werden  muß;  er  verstärkte  die  Bewegung  zu- 
gunsten der  Volksgesetzgebung  zu  einer  Zeit,  als  man  sich  noch  nicht 
lange  der  errungenen  Parlamente  freute.  Diese  Umstände,  zusammen 
mit  der  Selbstherrlichkeit  von  25  Völkern,  mögen  es  erklären,  daß  die 
früher  gezeichnete  Karte  der  schweizerischen  Einrichtungen  so  außer 
ordentlich  bunt  ist. 

')  Aulard  S.  243. 
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Es  leuchtet  ohne  Beweis  ein,  daß,  wenn  das  Volk  die  verfassung- 
gebende Gewalt  besitzt,  es  auch  befugt  sein  muß,  Verfassungsrevisionen 
anzuregen ;  mit  anderen  Worten :  es  muß  ihm  die  Verfassungsinitiative 
zustehen.  Diese  zuerst  von  der  girondistischen  Verfassung  von  1793 
auf  dem  Papier  geschaffene  Einrichtung  besteht  in  der  Schweiz.  In  den 
Einzelstaaten  der  Union  hat  das  Volk  ausreichende  Gelegenheit,  sein 
Begehren  nach  Verfassungsrevisionen,  sei  es  durch  die  Presse,  sei  es 
durch  Beschlüsse  öffentlicher  Versammlungen,  sei  es  durch  Petitionen 
dem  Parlamente  kundzutun;  und  das  dienstbereite  Parlament  wird  sich 
nicht  sträuben,  den  Wünschen  des  Souveräns  zu  willfahren.  Aber  die 
Verfassungsinitiative  ist  erst  seit  wenigen  Jahren  in  einigen  Einzelstaaten 
zu  den  früheren  Rechten  hinzugetreten.  Die  Bürger  der  Union  haben 
sie  nicht.  Das  französische  Volk  besitzt  sie  ebensowenig.  Dagegen  ist 
sie  dem  Präsidenten  der  Republik  zuerkannt,  ein  Beweis,  welche  Stellung 
diesem  Würdenträger  ursprünglich  zugedacht  war. 

Wir  haben  damit  die  dritte  Bedeutung  des  Wortes  Demokratie 
kennen  gelernt;  es  ist  das  Recht  des  Volkes,  sich  eine  Verfassung  in 
voller  Freiheit  zu  geben  und  sie  seinen  Interessen  gemäß  zu  ändern. 
Betrachten  wir  nun  die  pouvoirs  constitues,  und  legen  wir  die  vierte 
Bedeutung  des  Wortes  moderne  Demokratie  dar. 


IV. 
Die  vom  Volke  geschaffenen  Gewalten. 

Verstehen  wir  unter  staatlichen  Tätigkeiten  oder  politischen 
Funktionen  die  durch  die  Erfüllung  der  in  der  Verfassung  bezeichneten 
Staatszwecke  notwendig  werdenden  gesetzgebenden,  verwaltenden  und 
rechtsprechenden  Tätigkeiten  oder  Funktionen,  dann  ist  moderne 
Demokratie  viertens  die  Übernahme  aller  in  der  Verfassung  beschlossenen 
staatlichen  Tätigkeiten  durch  die  Gesamtheit  der  politisch  gleich- 
berechtigten Aktivbürger,  die  nur  solche  politische  Funktionen,  die  sie 
nicht  selbst  ausüben  können,  nach  in  der  Verfassung  niedergelegten 
Grundsätzen  der  Gleichheit  mittelbar  oder  unmittelbar,  immer  nur  auf 
kürzere  Zeit,  überträgt:  und  zwar  auf  einzelne  oder  mehrere  Mitbürger, 
die  in  ihrem  Auftrage  handeln,  an  ihre  Befehle  gebunden  und  ihr  un- 
mittelbar oder  mittelbar  verantwortlich  sind,  welche  sie  auch  jederzeit 
abberufen  kann.  Der  Machtbesitz  reizt  die  Regierungen  zu  Anschlägen 
auf  die  Freiheit  des  Volkes,  hierum  besorgt  muß  es  sie  schwach  er- 
halten ;  deshalb  darf  es  auch  stehende  Heere  nicht  dulden,  und  es  muß 
das  Recht  auf  Revolution  in  der  Verfassung  anerkannt  werden. 

Mißtrauen  gegen  alle  von  ihr  geschaffenen  Gewalten,  das  ist  die 
Signatur  der  Demokratie.     Der  Levellers  Mißtrauen  gegen  das  Parlament, 
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dem  sie  das  Erlaubte  vorschreiben  und  das  Unerlaubte  deutlich  be- 
zeichnen; der  nordamerikanischen  Gliedstaaten  Mißtrauen  gegen  ihre 
Beamten,  welche  sie  in  ihren  Verfassungen  dem  Volke  stets  verant- 
wortliche Diener  nennen;  Rousseaus  Versammlungen,  die  mit  zwei 
Fragen  eröffnet  werden:  Gefällt  es  dem  Souverän,  die  gegenwärtige 
Rcgicrungsform  aufrecht  zu  erhalten?  Gefällt  es  dem  Volke,  die  Ver- 
waltung denjenigen  zu  belassen,  die  jetzt  damit  betraut  sind?  (III  18). 
Und:  „Will  das  Volk  wirklich  selbst  Meister  sein  (Demokratie),  so  darf 
es  absolut  nicht  gestatten,  daß  sich  eine  der  drei  Staatsgewalten  über 
die  andere  erhebe,  sondern  es  muß  alle  drei  in  gleichberechtigter 
Stellung  erhalten,  dem  Volkswillen  allein  Untertan.  Es  soll  nur  eine 
oberste  Autorität  im  Staate  geben,  nämlich  die  souveräne." l)  Miß- 
trauen und  Selbsttuen  1  Montesquieu  bestätigt  es  zur  Hälfte:  „Le  peuple 
qui  a  la  souveraine  puissance  doit  faire  par  lui-meme  tout  ce  qu'il  peut 
bien  faire."  Allein  die  Demokratien  ziehen  die  Ausführung  ihrer  Be- 
fehle durch  bezahlte  Beamte  vor,  welche  sie  durch  genügend  be- 
sprochene Maßregeln  von  sich  abhängig  machen,  so  daß  wir  die  Dar- 
stellung beschränken  auf  ihr  Verhältnis  zu  den  gesetzgebenden  Körpern, 
zum  stehenden  Heere  und  auf  ihr  Recht  auf  Revolution. 

Das  Mißtrauen  der  Demokratie  richtet  sich  sowohl  gegen  das 
Parlament  als  Körperschaft  wie  gegen  dessen  Mitglieder.  Daß  sie  ihm 
die  Ernennung  von  Beamten  entzieht,  ist  die  erste  Bresche,  die  sie  in 
seine  Macht  legt.  Für  die  weitere  Zerstörung  stehen  ihm  verschiedene 
Wege  offen :  Aufzählung  der  Gebiete,  auf  denen  es  sich  betätigen  darf, 
Spaltung  des  Parlamentes  in  zwei  Kammern  (so  im  nordamerikanischen 
und  schweizerischen  Bundesstaate,  in  den  Einzelstaaten  der  Union,  in 
Frankreich),  Zähmung  durch  Referendum,  Initiative  und  Abberufung 
(in  den  Kantonen  der  Schweiz,  in  den  nordamerikanischen  Gliedstaaten 
in  minderem  Grade,  aber  neben  dem  Senate);  in  den  Länderkantonen 
ist  eine  Sicherung  nur  in  den  außerordentlichen  Fällen,  wo  die  Lands- 
gemeinde nicht  tagen  kann,  vonnöten.  An  dieses  gleichfalls  Dargestellte 
sei  nur  erinnert. 

Wenn  nun  auch  durch  diese  Ausscheidungen  der  zu  behandelnde 
Stoff  zusammenschmilzt,  so  bietet  er  andererseits  dem  Verständnis 
Schwierigkeiten,  weil  die  Einrichtungen  des  demokratischen  Staates 
nicht  staatsrechtlich  scharf  von  denen  des  konstitutionellen  gesondert 
werden.  In  diesem  wird  das  Parlament  gewöhnlich  als  der  Wächter 
der  Volksinteressen  gegen  die  möglichen  Übergriffe  der  ausführenden 
Gewalt  erscheinen,  im  demokratischen  dagegen  als  ein  möglicher  Feind, 
dem  man  scharf  im  Auge  behalten  muß.  Diese  Auffassung  wird  nicht 
widerlegt   durch   die  Forderung   radikaler  Parteien,   die    erste  Kammer 

l)  Dubs  1 147. 
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abzuschaffen,  damit  der  Wille  der  zweiten  unumschränkt  herrsche,  denn 
gewöhnlich  wird  dann  der  Parlamentswille  gleich  dem  Parteiwillen  sein. 

Daß  in  konstitutionellen  Staaten  daher  das  Streben  der  Parteien 
darauf  gerichtet  ist,  die  Machtsphäre  des  Parlamentes  auszudehnen,  in 
demokratischen  sie  einzuengen,1)  dafür  wollen  wir  einige  Beispiele  geben. 
Wir  beginnen  mit  England,  das  im  17.  Jahrhundert  das  Königtum  ab- 
geschafft und  die  Demokratie  eingerichtet  hat 

In  seinem  Kampfe  mit  der  Krone  schützt  sich  das  Parlament  durch 
ein  Gesetz  vom  11.  Mai  1641  gegen  Auflösung,  Vertagung,  Schließung, 
wodurch  es  vom  Könige  aber  auch  von  den  Wählern  unabhängig  wird ; 
schon  am  15.  Februar  hat  es  durch  den  sogenannten  „Triennial  Act" 
durchgesetzt,  daß  das  Parlament  alle  3  Jahre  zusammentritt,  auch  wenn 
es  vom  Könige  nicht  einberufen  sein  sollte.  Bis  dahin  hat  die  Krone 
das  Recht  gehabt,  das  Parlament  zu  berufen,  zu  vertagen,  aufzulösen, 
zu  schließen.  Sechs  Jahre  später  ist  die  Parlamentssouveränetät  vielen 
Bürgern  so  verhaßt  geworden,  daß  die  „Heads  of  the  Proposais"  dem  Parla- 
mente zwar  alle  seine  dem  Volkswohle  dienenden  Freiheiten  gewähren 
wollen,  aber  sich  vorzuschlagen  gezwungen  sehen,  daß  es  nach  einer 
Sitzungsdauer  von  120  Tagen  vom  Könige  vertagt,  oder  aufgelöst  werden 
dürfe,  nach  240  Tagen  aber  sich  von  selbst  auflöse.  Auch  in  dem 
ersten  „Agreement"  heißt  es,  daß  sich  das  im  März  gewählte  Parlament 
am  ersten  Donnerstage  des  folgenden  April  versammeln  solle,  aber  nur 
bis  zum  30.  September  tagen  dürfe,  und  nicht  länger.  Das  „Instrument 
of  Government",  in  seiner  Art  ein  Seitenstück  zu  der  Konsulatsver- 
fassung, ist  eine  besondere  Anpassung  der  Ideen  der  Levellers  an  die 
veränderten  Verhältnisse. 

Ein  Widerhall  vernehmen   wir  aus  den  Vereinigten  Staaten.     Die 


l)  Es  ist  belehrend,  auch  hierüber  einen  so  erfahrenen  Politiker,  wie  Dubs,  sich 
in  drastischer  Weise  äußern  zu  hören :  „Im  allgemeinen  empfiehlt  es  sich,  in  der  Demo- 
kratie die  Kompetenzen  aller  Staatgewalten  und  somit  auch  diejenigen  der  Räte  in  feste 
Schranken  einzuschließen.  Ja  es  ist  hier  am  notwendigsten,  weil  Räte,  die  überborden 
noch  viel  gefährlicher  sind  als  despotische  Regierungen.  Der  französische  Konvent  ist 
das  warnendste  Beispiel.  Es  ist  eine  merkwürdige  Wahrnehmung,  daß  zu  gewissen  Zeit- 
punkten an  sich  unbedeutende,  aber  mit  Fanatismus  erfüllte  Menschen  nicht  nur  die 
Massen,  sondern  auch  die  Räte  dominieren  und  sie  dann  selbst  zu  den  unsinnigsten  Be- 
schlüssen veranlassen  können.  Die  Monarchie  hat  im  Souverän  noch  ein  Gegengewicht, 
die  Demokratie  aber  ist  gegenüber  tollgewordenen  Räten  sozusagen  wehrlos.  Darum 
taugt  in  diesem  Stück  das  monarchische  Staatsrecht  nichts  für  uns.  Alle  freisinnigen 
Staatsrechtslehrer  der  Monarchie  arbeiten  auf  größere  Machtentwickelung  der  Kammern 
hin,  was  dort  ganz  begreiflich  ist.  In  der  Demokratie  müssen  wir  dagegen  nach  zwei 
Seiten  wehren;  wir  haben  die  Demokratie  zu  beschützen  gegen  die  Herrschsucht  der 
Räte,  die  sich  überall  an  die  Stellen  des  Souveräns  zu  setzen  suchen  und  die  Räte  zu 
beschützen  gegen  die  zu  Zeiten  starke  Neigung  des  Souveräns,  sie  beiseite  zu  schieben, 
um  sein  Heil  bei  den  egoistischen  Demagogen,  politischen  Wunderdoktoren  und  quack- 
salbernden Marktschreiern  zu  suchen  a.  a.  O.  I  63. 
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Parlamente  erscheinen  den  mit  dem  Mutterlande  hadernden  Kolonisten 
als  beste  Schutzwehr  ihrer  Rechte;  als  sie  sich  Verfassungen  geben, 
ziehen  sie  noch  keine  Folgerungen  aus  der  veränderten  Stellung  dieser 
Körperschaften.  So  sollen  nach  der  Verfassung  von  Pennsylvania  die 
Abgeordneten  am  4.  Montag  des  Monats  Oktober  unaufgefordert 
zusammentreten.  Die  Bundesverfassung  bestimmt ,  der  Kongreß  solle 
sich  wenigstens  einmal  im  Jahre  versammeln,  und  zwar  am  ersten 
Montag  im  Dezember,  wenn  er  nicht  durch  Gesetz  einen  anderen  Tag 
anordne.  Doch  darf  der  Präsident  den  Kongreß  zu  außerordentlichen 
Sitzungen  einberufen.  Im  neunzehnten  Jahrhunderte  aber  legt  das  Volk 
aus  bekannten  Gründen  den  gesetzgebenden  Körpern  der  Einzelstaaten 
die  bekannten  Fesseln  an,  die,  wie  wir  sahen,  mit  den  Vorsichtsmaß- 
regeln der  „Agreements"  einige  Ähnlichkeit  aufweisen.. 

Auch  in  Frankreich  ist  die  Demokratie  das  Ergebnis  eines  harten 
Kampfes  des  Parlamentes  mit  der  Krone,  welche  die  Stände  lange 
nicht  einberufen  hat;  daher  nimmt  es  nach  der  Verfassung  von  1791 
die  Stellung  ein,  welche  „konstitutionelle"'  Parlamente  zu  haben  pflegen. 

Der  gesetzgebende  Körper  ist  permanent,  erneuert  sich  aus  eigenem 
Rechte,  kann  vom  Könige  nicht  aufgelöst  werden,  bestimmt  den  Ort 
seiner  Sitzungen,  hat  das  Recht,  sie  solange  er  für  nötig  erachtet, 
fortzusetzen  und  sich  zu  vertagen.  Beim  Tode  des  Königs  tritt  er 
kraft  eigenen  Rechtes  zusammen,  wenn  er  nicht  versammelt  sein  sollte. 
Der  König  kann  die  Sitzungen  eröffnen  und  die  ihm  notwendig  er- 
scheinenden Maßregeln  bezeichnen,  „sans  neanmoins  que  cette  formalite 
puisse  etre  consideree  comme  necessaire  ä  l'activite  du  corps  legislatif." 
Die  Versammlung  ist  verpflichtet,  den  König  von  ihrer  Absicht,  die 
Session  zu  schließen  oder  zu  vertagen,  in  Kenntnis  zu  setzen,  und  es 
wird  ihm  das  Recht  zugestanden,  durch  eine  Botschaft  dagegen  Wider- 
spruch zu  erheben,  die  sie  in  Betracht  ziehen  muß.  Für  die  Berufung 
zu  außerordentlichen  Sitzungen  ist  maßgebend  entweder  das  Urteil  des 
Königs  oder  der  Eintritt  solcher  Fälle,  die  vom  gesetzgebenden  Körper 
vor  seiner  Vertagung  bestimmt  worden  sind. 

Man  wird  zugestehen  müssen,  daß  die  Schöpfer  der  Verfassung 
von  1791  die  Absicht,  eine  bestehende  vollziehende  Gewalt,  die  sie 
ganz  zu  beseitigen  nicht  für  zweckmäßig  erachteten,  der  Herrschaft  der 
gesetzgebenden  zu  unterwerfen,  folgerichtig  durchgeführt  haben.  Weniger 
konsequentes  Denken  bekundeten  die  Männer,  welche  die  Fundamental- 
gesetze der  dritten  Republik  entwarfen.  Sie  haben,  wie  oft  erwähnt, 
die  parlamentarische  Demokratie  eingerichtet,  welche  eine  Vereinigung 
der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Gewalt  darstellt  Gegen  den 
Mißbrauch  einer  so  gewaltigen  Machtanhäufung  hätten  die  Anhänger 
der  Volkssouveränetät  vorschlagen  müssen,  daß  der  Forderung  einer  be- 
stimmten Zahl  Wähler,  das  Parlament  aufzulösen,  Folge  geleistet  werden 
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müsse ;  denn  in  der  Regierung  ist  ein  fester  Punkt,  wo  man  den  Hebel 
zu  ihrer  Beseitigung  ansetzen  könnte,  nicht  zu  finden.  Diese  Befugnis 
wurde  aber  dem  Präsidenten  der  Republik  gegeben  (der  von  den  beiden 
Kammern  gewählt  wird),  wenn  der  Senat  seine  Absicht  billigt  (der 
nach  Beseitigung  der  lebenslänglichen  Senatoren  indirekt  aus  dem  all- 
gemeinen Stimmrechte  wie  das  Abgeordnetenhaus  hervorgeht).  Der 
Grund  dieser  Anomalie  ist  die  vom  rechten  Zentrum  gehegte  Absicht, 
eine  Verfassung  zu  schaffen,  in  der  ein  König  Platz  finden  könnte. 

Prevost-Paradol,  der  die  aus  den  geschilderten  Verhältnissen  sich 
ergebenden  Schwierigkeiten  für  eine  Demokratie  voraussah,  hatte  in 
ihnen,  wie  man  sich  erinnern  wird,  den  Grund  gefunden,  die  parlamen- 
tarische Monarchie  der  parlamentarischen  Demokratie  vorzuziehen. 

Noch  zwei  andere  Bestimmungen  sind  mit  dem  Wesen  einer 
parlamentarischen  Republik  nicht  in  Einklang  zu  bringen.  Die  Kammern 
treten,  ohne  einberufen  zu  sein,  am  zweiten  Dienstag  im  Januar  zu- 
sammen und  sie  sollen  mindestens  fünf  Monate  versammelt  bleiben.  Der 
Präsident  schließt  die  Sitzungen,  er  darf  sie  höchstens  einen  Monat  und 
höchstens  zweimal  in  derselben  Session  vertagen  und  muß  sie  zu  außer- 
ordentlichen Sitzungen  einberufen,  wenn  die  absolute  Mehrheit  einer 
jeden  Kammer  es  verlangt.  Zwei  Reminiszenzen  an  die  konstitutionelle 
Monarchie. 

In  der  Schweiz  ist  diese  Angelegenheit  gesetzlich  geregelt  Nach 
der  Bundesverfassung  soll  die  Bundesversammlung  „sich  jährlich  einmal 
zur  ordentlichen  Sitzung  an  einem  durch  das  Reglement  festzusetzenden 
Tage"  versammeln;  aus  der  einen  Sitzung  sind  tatsächlich  drei  ge- 
worden. Zu  außerordentlichen  Sitzungen  wird  sie  einberufen  durch 
Beschluß  des  Bundesrates  oder  auf  Verlangen  eines  Viertels  der  Mit- 
glieder oder  von  fünf  Kantonen.  Die  Regelung  in  den  Kantonen  ist 
sehr  mannigfaltig;  aus  ihr  ist  zu  ersehen,  eine  wie  uubedeutende  Institution 
das  Parlament  in  der  Ökonomie  der  schweizerischen  Demokratie  dar- 
stellt *) 


')  „Die  ordentlichen  Sessionen  beginnen  mit  der  Konstituierung  der  Behörde  nach 
deren  Integralerneuerung.  Zur  Konstituierung  durchweg  durch  Regierungsrat  einberufen. 
Die  weiteren  ordentlichen  Sessionen  gesetzlich  oder  verfassungsmäßig  bestimmt :  entweder 
einfach  soundso  vielmal  im  Jahre ;  oder  näher  nach  Jahreszeiten  oder  Monaten ;  oder 
noch  näher  nach  Woche  und  bzw.  Tag  ist  Beginn  bestimmt.  —  In  Basel,  Glarus  und 
Zug  wird  auch  ordentliche  Session  durch  Behörde  selbst  bzw.  Präsident  oder  Regierungs- 
rat bestimmt.  Einberufen  zu  den  weiteren  ordentlichen  Sessionen  wird  sonst  durch 
Präsident  des  Großen  Rates;  in  Graubünden  und  St.  Gallen,  wie  zu  konstituierender 
Session,  durch  Regierungsrat.  Dau':r  der  ordentlichen  Session  gesetzlich  nicht  bestimmt. 
Einzig  Zürich:  nicht  mehr  als  5  Tage,  freilich  „Ergänzungssessionen"  vorgesehen;  Wallis 
13  fortlaufende  Tage,  und  Genf:  jede  Session  8  Sitzungen,  wenn  Staatsrat  nicht  ver- 
längert .  .  .  Tessin  immerhin:  die  Sessionen  (2  im  Jahre:  vom  3.  Montag  April  und 
I.  Montag  November)    können,    wenn   nicht   alle  Traktanden   erledigt,    ohne  Zustimmung 
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I  >.r  Verhältnis  der  Uberordnung  von  Volk  und  Parlament,  das 
Mil.Urancn  }^t*^cn  den  gesetzgebenden  Korper  wiederholen  sich  /wischen 
Volk  bezüglich  Wahlkreis  und  Vertreter.  Die  Bürger  sind  kraft  der 
Befehlsgewalt,  die  sie  im  Staate  innehaben,  befugt,  den  zu  den  Tagungen 
des  gesetzgebenden  Körpers  Entsandten  Instruktionen  zu  geben;  das 
„Mandat  Imperatif"  ist  ein  charakteristisches  Produkt  der  Demokratie. 
Manche  der  nordamerikanischen  Gliedstaaten  haben  diese  Konsequenz 
ihrer  Staatsform  auch  wohl  begriffen.  Noch  che  die  Bürger  an- 
fingen, die  Präsidcntenwählcr  auf  bestimmte  Namen  zu  verpflichten  — 
eine  schroffe  Form  des  imperativen  Mandates  — ,  haben  sie  in  die  Er- 
klärungen ihrer  Rechte  auch  das  Recht,  ihren  Vertretern  in  den  gesetz- 
gebenden Körpern  Aufträge  zu  erteilen,  aufgenommen.  „The  people 
have  a  right  .  .  .  to  give  instruetions  to  their  representatives",  heißt 
es  z.  B.  in  der  Verfassung  von  Massachusetts  (Declaration,  Art.  19). 

Kent  nennt  in  der  mir  vorliegenden  elften  Auflage  seines  Werkes 
New  Hampshire,  Massachusetts,  Vermont,  North  Carolina,  Ohio,  Indiana, 
Illinois.1)  Er  begleitet  seine  Mitteilung  mit  der  Betrachtung,  diese  Einrich- 
tung sei  der  Theorie  zuwider,  da  die  Vertreter  zusammen  über  die  allge- 
meine Wohlfahrt  beraten  und  beim  Erlaß  der  Gesetze  den  größten 
allgemeinen  Nutzen,  nicht  aber  die  besonderen  Interessen  ihrer  Wahl- 
kreise, im  Auge  haben  sollten.  Mir  scheint,  daß  auch  Kent  die  für 
den  konstitutionellen  Staat  richtige  Auffassung  auf  die  Demokratie 
überträgt  und  daß  die  Erörterung  der  Frage  vom  Standpunkte  der 
besonderen  Interessen  sie  in  ein  falsches  Licht  rückt.  Der  konstitutio- 
nelle Staat  ruht  nicht  auf  der  Volkssouveränetät,  die  Bürger  haben 
daher  auch  nicht  das  Recht,  Instruktionen  zu  erteilen ;  sie  sind  gleichsam 
Werkzeuge  des  Staates,  sie  sind  nur  berufen,  solche  Männer  zu  be- 
zeichnen, von  denen  sie  glauben,  daß  sie  nach  Charakter,  Erfahrung 
und  Wissen  geeignet  seien,  an  Maßregeln  für  das  allgemeine  Wohl 
mitzuarbeiten.  Damit  ist  ihre  Tätigkeit  erschöpft.  Die  Abgeordneten 
können  sich  daher  frei  entscheiden,  und  sie  müssen  es,  da  sie  mit 
anderen  gesetzgebenden  Faktoren,  einem  eben  so  wenig  durch  das 
souveräne  Volk  ernannten  Oberhause  und  einem  auf  seine  besonderen 
Rechtstitel  gestützten  Fürsten,   zusammenzuscharren,   Kompromisse  ab- 


des  Staatsrates  nicht  geschlossen,  und  Vertagung  innerhalb  der  Session  nicht  über  zwei 
Monate."  Außerordentliche  Sitzungen  können  von  der  Behörde,  vom  Regierungsrate,  und 
einer  Anzahl  Mitglieder  in  Graubünden  und  Thurgau  auch  auf  Verlangen  von  3000  be- 
züglich 2500  Stimmberechtigten  einberufen  werden.     Schollcnberger,  Grundriß  I  196  f. 

l)  Rüttimann  (I  §  153)  nennt  außerdem  noch  Tennessee,  Michigan,  Arkansas. 

Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  sind  die  Meinungen  über  die  Zweckmäßigkeit  der 
Maßregel  geteilt.  R.  erwähnt,  daß  zwei  Senatoren  aus  dem  Senate  austraten,  weil  sie 
ihren  Instruktionen  nicht  nachgekommen  waren,  was  dafür  spricht,  daß  sie  mindestens 
eine  sitüiche  Verpflichtung  anerkannten. 

Hasbach,  Die  moderne  Demokratie.     2.  Auflage.  21 
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zuschließen  haben.  *)  Die  Bürger  einer  demokratischen  Republik  haben 
eine  ganz  andere  staatsrechtliche  Stellung.  Sie  sind  der  Souverän,  sie 
haben  anzuordnen,  was  geschehen  soll,  sie  sind  nicht  Organe  des 
Staates  zur  Nennung  geeigneter  Männer,  welche  in  ihren  Entschließungen 
von  ihnen  unabhängig  sein  sollen;  die  Männer,  welche  von  ihnen 
deputiert  werden,  sind  ihre  Agenten,  ihre  Mandatare,  ihre  „Kommissare". 
Diese  Delegierten  haben  zwar  auch  zu  verhandeln,  aber  innerhalb  des 
Spielraums,  den  ihnen  ihre  Mandanten  überlassen  haben.  Es  kann 
nicht  anerkannt  werden,  daß  die  Gebundenheit  an  Instruktionen  einen 
Zwang  bedeute,  denn  wenn  sie  die  Überzeugungen  ihrer  Mandanten 
nicht  teilen,  hindert  sie  niemand  daran,  das  Mandat  abzulehnen. 

Diejenigen,  welche  das  imperative  Mandat  in  der  Demokratie  ver- 
werfen, beweisen  damit,  daß  sie  die  Konsequenzen  aus  dem  allgemeinen 
Stimmrechte  und  der  Volkssouveränetät  nicht  voll  übersehen.  Es  ist 
ein  Widerspruch,  den  die  Verfassungen  derjenigen  pseudo-repräsentativen 
schweizerischen  Kantone,  welche  die  Annahme  von  Instruktionen  ver- 
bieten 2),  mit  einem  Körnchen  Humor  würzen.  Da  ihre  Vertreter  nach 
Recht  und  Verfassung  nur  Kommissare  sind,  deren  Werk  am  Referendums- 
tag von  dem  souveränen  Volke  begutachtet  wird,  so  wäre  es  eine  Grau- 
samkeit, ihnen  Instruktionen  zu  erteilen,  die  nachträglich  vielleicht  nicht 
anerkannt  würden.  Anders  ist  es  im  Bunde.  Der  Artikel  91  der  Bundes- 
verfassung besagt:  „Die  Mitglieder  beider  Räte  stimmen  ohne  Instruk- 
tionen". Es  muß  als  eine  Inkonsequenz  betrachtet  werden,  weil  ein 
großer  Teil  der  von  der  Bundesversammlung  erlassenen  Gesetze  dem 
Referendum  nicht  unterliegt.  So  wiederholt  sich  die  Beobachtung,  daß 
die  Anerkennung  der  Volkssouveränetät  als  Prämisse  und  die  An- 
erkennung ihrer  Konsequenzen   zwei   verschiedene  Dinge   sind.8)    Die 


*)  Daß  auch  in  der  konstitutionellen  Monarchie  tatsächlich  viele  Abgeordnete 
Beauftragte  sind,  daß  sie  gewählt  wurden,  nachdem  sie  versprochen  hatten,  für  bestimmte 
Forderungen  einzutreten,  wird  damit  nicht  geleugnet. 

2)  Schollenberger  I  175. 

*)  Dubs  spricht  sich  (I  67)  entschieden  gegen  das  Zwangsmandat  aus.  Es  werde 
in  England  allgemein  verworfen.  Freilich  in  England,  aber  England  war  im  Jahre  1877 
noch  keine  Demokratie,  und  ist  es  auch  jetzt  noch  nicht  ganz.  „Man  geht  in  den  Rat,  um 
sich  zu  verständigen  und  zu  einigen,  und  es  paßt  nicht  zu  diesem  obersten  Zwecke  des 
Rechts,  wenn  ein  Teil  der  Repräsentanten  mit  gebundenen  Händen  dahinkommt.  Die 
Stellung  ist  für  die  Betreffenden  selbst  unhaltbar;  die  Diskussion  geht  bei  ihnen  vorbei 
und  man  läßt  sie  schließlich  mit  ihrer  vorgefaßten  Meinung  einfach  stehen  und  sucht 
sich  mit  anderen  zu  arrangieren.  Es  ist  daher  vom  Parteistandpunkte  aus  ganz  unklug, 
die  eigenen  Repräsentanten  zu  binden.  Allein  es  ist  auch  für  die  Landesinteressen 
absolut  schädlich.  Sobald  dies  System  konsequent  durchgeführt  würde,  so  hätte  es  ja 
die  gänzliche  Erstarrung  des  Rats,  die  Unmöglichkeit  jeder  Beratung  zur  Folge,  so  daß 
man  dies  Organ  ebenso  gut  aus  dem  Staatsorganismus  wegschaffen  könnte."  Vgl.  hierzu 
auch  den  gehaltvollen  Aufsatz  von  Burckhardt,  Eidgenössische  Fragen.  Politisches  Jahr- 
buch, 1910. 
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li.m/o  Ischen  Verfassungen  von  1791,  1795,  1848  und  das  Gesetz  vom 
30.  November  1875  verwerfen  das  Zwangsmandat,  die  Jakobinische 
von  1793  und  die  Napolconische  charakteristischcrwcise  dagegen  nicht. 
Ich  führe  die  Bestimmungen  des  ersten  und  des  letzten  Gesetzes  an: 
„Les  n-pn'-sentants  nommes  dans  les  d^partements,  ne  seront  pas 
representants  d'un  departement  particulier,  mais  de  la  Nation  entiere, 
et  il  ne  pourra  leur  etre  donn£  aueun  mandat"  (T.  III,  chap.  1,  sect.  III,  7). 
(Mit  fast  denselben  Worten  wiederholt  es  diejenige  von  1795  (Art.  52).) 
„Tout  mandat  impöratif  est  nul  et  de  nul  effet"  (13).1) 

Die  Erörterung  über  das  Zwangsmandat  beschließe  die  Bemerkung, 
daß  keine  Widerlegung  so  unbegründet  erscheint,  wie  die  Behauptung, 
daß  es  das  Parlament  den  Wahlkreisinteressen  unterordne.  Diese 
Gefahr  läßt  sich  leicht  dadurch  beseitigen,  daß  man  entweder  das 
ganze  Land  zu  einem  Wahlkreise  macht,  oder  den  Wahlkreisen  einen 
solchen  Umfang  gibt,  daß  die  besonderen  Interessen  hinter  die  all- 
gemeinen Interessen  zurücktreten  müssen.  Dann  werden  auch  die- 
jenigen zufrieden  gestellt  sein,  welche  zwar  an  die  Volkssouveränetät 
glauben,  sich  aber  scheuen,  die  Folgerung  zu  ziehen,  daß  ein  jeder 
Wähler  Träger  eines  kleinsten  Bruchteils  der  Souveränetät  sei.  Ist 
das  ganze  Corpus  mysticum  vereinigt,  dann  schwinden  alle  Erklärungs- 
besorgnisse. So  tritt  immer  wieder  hervor,  daß  die  Bekenner  der 
demokratischen  Lehre  Einrichtungen  festhalten  möchten,  die  dem 
liberalen,  dem  konstitutionellen  Staate  angehören. 

Die  Meinung  Montesquieus,  der  so  feinsinnig  die  jeder  Staatsform 
entsprechenden  Einrichtungen  zu  erkennen  versteht,  verdient  hier  an- 
geführt zu  werden.  Er  nimmt  eine  Mittelstellung  ein.  Er  hält  es  für 
selbstverständlich,  daß  die  Abgeordneten  eine  „instruetion  generale"  erhalten, 
er  verwirft  aber  „une"  particuliere  sur  chaque  afräire",  obwohl  „de  cette 
maniere  la  parole  des  deputes  serait  plus  l'expression  de  la  volonte  du 
peuple."  (XI,  6).  So  nämlich  in  der  konstitutionellen  Monarchiel 

Das  imperative  Mandat  ist  aber  so  innig  mit  der  Volkssouveränetät 
verflochten,  daß  Esmein,  der  sich  in  der  vorher  geschilderten  Zwitter- 
stellung befindet,  nicht  weniger  als  drei  verschiedene  französische 
Vorschläge  erwähnt,  die   den  Einfluß    der  Wähler   auf  den  Gewählten 


l)  So  viel  mir  bekannt  ist,  tauchte  die  Frage  des  Mandat  imperatif  zuerst  im 
Jahre  1789  in  Frankreich  auf,  da  viele  Deputierte  in  einen  Konflikt  zwischen  Cahier 
und  Überzeugung  gerieten.  Zu  dessen  Lösung  verlas  am  23.  Juni  1789  ein  Staatssekretär 
eine  königliche  Botschaft,  in  der  es  hieß:  „Le  roi  permet  aux  deputes  qui  se  croient 
genes  par  leurs  mandats  de  demander  a  leurs  commettants  un  nouveau  pouvoir." 
Wichtiger  war  das  folgende :  „Sa  Majeste  declare  que  dans  les  tenues  suivantes  eile 
ne  souffrira  pas  que  les  cahiers  ou  les  mandats  puissent  jamais  etre  consideres  comme 
imperatifs."     Im  konstitutionellen  Staate  durchaus  richtig. 

21* 
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sichern  sollen.  Ihre  Besprechung  setzt  aber  eine  Fortsetzung  unserer 
Betrachtung  voraus. 

Sind  die  Gesetzgeber  nur  Beauftragte,  dann  hat  der  Auftraggeber 
das  Recht  sie  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  wie  es  mit  besonderem 
Nachdrucke  die  Verfassung  von  Massachusetts  ausspricht:  „All  power 
residing  originally  in  the  people  and  being  derived  from  them,  the 
several  magistrates  and  officers  of  government  vested  with  authority, 
whether  legislative,  executive  or  judicial,  are  the  Substitutes  and  agents 
and  are  at  all  times  accountable  to  them."  (Declaration,  Art  5).  Und  nun 
zu  Esmein !  Der  Abgeordnete  muß  jedenfalls  am  Ende  seiner  Mandats- 
dauer einen  „Bericht  abstatten",  das  ist  der  euphemistische  Ausdruck 
für:  sich  vor  seinen  Wählern  verantworten,  denn  Berichte  statten  die 
Abgeordneten  auch  in  konstitutionellen  Staaten  ab.  Als  Edmond 
Scherer  sein  geistreiches  Schriftchen  ,La  Democratie  et  la  France'  ver- 
öffentlichte, hatte  sich  der  ,Compte  Rendu'  schon  in  Frankreich  einge- 
bürgert :  „Die  Gegenstimme  zum  Zwangsmandat  ist  die  Pflicht  zur  Be- 
richterstattung; der  Abgeordnete  ist  gehalten,  nach  jeder  Session  vor 
seinen  Wählern  zu  erscheinen  und  sie  wissen  zu  lassen,  wie  er  ihre 
Befehle  ausgeführt  hat."  *)  Der  Gehorsame  wird  belohnt,  indem  man 
ihn  wieder  wählt,  der  Ungehorsame  aber  damit  bestraft,  daß  man  ihn 
nicht  wieder  aufstellt.  Da  aber  das  Mandat  vier  Jahre  dauert,  ist  man 
darauf  verfallen,  den  Kandidaten  schon  vor  der  Wahl  seine  Entlassung 
unterzeichnen  zu  lassen,  die  sofort  vom  Wahlausschuß  an  das  Ab- 
geordnetenhaus eingesandt  wird,  wenn  er  gegen  seinen  Auftrag  handelt. 
Scherer  wußte  schon,  daß  dieses  Projekt  erwogen  wurde,  Esmein  teilt 
mit,  daß  es  einige  Male  ausgeführt  worden  ist.  Ein  anderes,  dem  Ab- 
geordnetenhause im  Jahre  1894  vorgelegte  Projekt  will  das  Mandat  des 
Deputierten,  der  sich  nachweislich  gegen  sein  dem  Präfekten  einge- 
reichtes Programm  versündigt  hat,  auf  Klage  eines  Wählers  oder 
mehrerer  Wähler  durch  den  Richter  für  nichtig  erklären  lassen.  Ein 
dritter  im  Jahre  1896  dem  Hause  eingereichter  Vorschlag  gibt  den 
Wählern  aller  französischen  Vertretungen  das  Recht,  um  die  Abberufung 
eines  Abgeordneten  bei  der  Versammlung,  der  er  angehört,  einzu- 
kommen ;  ist  ihre  Zahl  größer  als  die  von  ihm  früher  erreichte  Stimmen- 
zahl, dann  ist  dem  Gesuch  stattzugeben.  2) 

Wir  übersehen  nun  die  verschiedenen  Ausstrahlungen  der  Volks- 
souveränetät.  Worin  sie  bestehen,  analysiert  in  allgemein  belehrender 
Weise  der  dritte  Paragraph  der  Verfassung  von  Seh wyz,  welcher  lautet: 
„Die  Souveränetät  beruht  im  Volke,  dasselbe  übt  sie  aus:  a)  durch  die 
Sanktion  der  Verfassung;  b)  durch  die  Annahme  oder  Verwerfung  der 


*)  2.  a.  1884.  S.  19. 
8)  a.  a.  O.  S.  387  f. 


Fünftes   Kapitd.      Die    politische    l'rmokratic.  ^25 

vorberatenen  Gesetze ;  c)  durch  die  Vollmacht  erteilung  an  den  Kantonrat 
im  einzelne  gesetzgeberische  Arbeiten ;  d)  durch  Abstimmung  übet  die 
Beschlüsse  und  Dekrete  des  Kantonrates,  welche  der  Volksabstimmung 
bedingungsweise  unterliegen;  e)  durch  die  verfassungsmäßigen  Wahlen". 

Wir  vermögen  uns  nun  auch  ein  Urteil  über  Gneists  Theorie  der 
Demokratie  zu  bilden.  Kr  nannte  sie  „die  Staatsform  der  gewaltsamen 
Fiktionen.  .  .  .  Als  das  gesamte  Volk  werde  in  der  Kegel  nicht  dieses, 
sondern  die  Summe  der  politisch  herrschenden  mannlichen  Bürger 
fingiert  (erste  Fiktion).  Innerhalb  dieser  gelte  die  bloße  Mehrheit  schon 
als  Gesamtheit  (zweite  Fiktion).  An  die  Stelle  dieser  Majorität  träten 
in  der  Regel  nur  für  die  laufenden  Geschäfte  die  ständigen  Behörden, 
also  im  Vergleiche  zur  Gesamtzahl  eine  kleine  Minorität  (dritte  Fiktion), 
und  endlich  werde  die  Gesamtheit  zuweilen  sogar  verkörpert  und 
dargestellt  durch  den  gewählten  einen  Präsidenten  (vierte  Fiktion)."  *) 

Die  starke  Rüstung,  mit  der  sie  sich  umkleidet,  scheint  dem  Volke 
in  der  Demokratie  noch  nicht  genügend.  Es  proklamiert  ein  Recht 
auf  Widerstand,  ja  auf  Revolution  gegen  die  pflichtvergessene,  die 
Freiheit  bedrohende  Staatsgewalt.  Da  wir  von  dem  Rechte  auf  Wider- 
stand schon  gehandelt  haben,  beschränken  wir  uns  auf  das  Recht  auf 
Revolution.  Zwar  umschwebt  dieses  Recht  ein  Hauch  der  Lächer- 
lichkeit, denn  der  siegreichen  Revolution  ist  es  entbehrlich,  und  die 
geschlagene  schützt  es  nicht  gegen  die  Rache  des  Überwinders,  aber 
auf  gewissenhafte  Menschen  mag  dessen  Erklärung  eine  beschwich- 
tigende, auf  erregbare  eine  aufreizende  Wirkung  haben.  Es  wäre  an- 
ziehend, aber  mit  dem  Zweck  dieser  Schrift  nicht  verträglich,  seine 
Geschichte  in  der  politischen  Literatur  der  neueren  Zeit  zu  verfolgen. 
Wir  finden  es  in  gemäßigter  Form  bei  den  Monarchomachen  des 
16.  Jahrhunderts,  nur.  gegen  Tyrannen  soll  es  erlaubt  sein;  es  begegnet 
uns  in  der  Sprache  revolutionärer  Entschlossenheit,  ja  Wildheit  bei 
den  Levellers  des  17.  Jahrhunderts;  ein  sanfter  Nachklang  tönt  uns  aus 
Lockes  „Second  Treatise"  entgegen:  Gewalt  soll  nur  ungerechter  und 
und  ungesetzmäßiger  Gewalt  entgegengesetzt  werden.  Im  18.  Jahr- 
hundert hören  wir  es  in  der  Unabhängigkeitserklärung  der  Vereinigten 
Staaten  preisen:  „Wenn  aber  eine  lange  Reihe  von  Mißbräuchen  und 
Gewalttaten  die  Absicht  erweist,  das  Volk  dem  unbeschränkten  Des- 
potismus zu  unterwerfen,  so  ist  es  sein  Recht,  so  ist  es  seine  Pflicht, 
eine  solche  Regierung  zu  stürzen."  Mit  wahrer  Brutalität  wird  es  von 
den  Jakobinern  in  der  Verfassung  von  1793  verkündet.  Heutigen  Tages 
vernehmen  wir  es  nur  noch  in  den  Erklärungen  der  Menschenrechte 
der  amerikanischen  Staaten ;  das  französische  Verfassungswerk  ermangelt 
einer    solchen  Erklärung   und   in   den   Schweizer  Konstitutionen   sucht 

J)  Kern  a.  a.  O.  S.  8. 
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man  es  vergebens.  Aber  die  Geschichte  Frankreichs  von  1789 — 1870, 
diejenige  der  Schweiz  von  1830 — 1848  hat  es  so  tief  in  die  Über- 
zeugungen der  Menschen  eingegraben,  daß  man  seiner  offiziellen  Pro- 
klamierung recht  wohl  entraten  kann.  Der  Demokrat,  welcher  jeden 
von  Monarchien  im  Kampfe  gegen  Revolutionen  vergossenen  Tropfen 
Blut  zählt,  hält  sich  für  berechtigt,  Ströme  von  Blut  in  Attentaten, 
Revolten  und  Revolutionen  zu  vergießen.  Sagt  doch  selbst  der  maß- 
volle, verständige  Dubs:  „Mit  dem  Momente,  wo  ein  Staat  in  die 
bürgerlichen  Rechte  seiner  Bürger,  die  er  schützen  sollte,  selbst  störend 
eingreift,  wacht  für  die  Letzteren  das  natürliche  Recht  der  Selbsthilfe 
wieder  auf,  das  Recht  des  Widerstandes  beginnt,  die  Revolution  wird 
zu  einem  berechtigten,  ja  unter  Umständen  selbst  sittlich  gebotenen 
Akte  zum  Schutze  der  Menschenwürde  und  in  dem  so  entfesselten 
Kriegszustande  mag  dann  die  Gewalt  auch  entscheiden."1)  Jeder  Ge- 
schichtskundige  weiß,  daß  das  Urteil  der  Revolutionäre,  ob  das  Recht 
verletzt  sei,  stets  sehr  subjektiv  gewesen  ist. 

Deutlicher  als  gegen  die  zur  Führung  der  Staatsgeschäfte  not- 
wendige Organisation  tritt  die  Abneigung  gegen  stehende  Heere  hervor. 
Der  Art  13  der  Schweizer  Bundesverfassung  besagt:  „Der  Bund  ist 
nicht  berechtigt,  stehende  Truppen  zu  halten.  Ohne  Bewilligung  der 
Bundesbehörde  darf  kein  Kanton  oder  in  geteilten  Kantonen  kein 
Landesteil  mehr  als  300  Mann  stehende  Truppen  halten,  die  Landjäger- 
korps nicht  einbegriffen."  In  der  Schweiz  gibt  es  ein  Miüzheer,  kein 
stehendes  Heer.  Das  nationale  Heer  der  Vereinigten  Staaten  besteht 
ebenfalls  aus  Milizen.  Wie  in  der  Schweiz  ist  auch  in  den  Vereinigten 
Staaten  jeder  körperlich  tüchtige  Bürger  zum  Dienste  in  der  Miliz  ver- 
pflichtet, in  der  Union  vom  18.— 45.  Jahre,  in  der  Schweiz  vom  17.  bis 
zum  48.  Jahre.  Während  aber  in  der  Schweiz  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen streng  durchgeführt  werden,  ist  der  größte  Teil  der 
amerikanischen  Miliz,  die  sogenannte  Reserve,  militärisch  wertlos,  und 
nur  ein  kleiner  Teil,  die  Nationalgarde  (etwa  100  000  Mann)  steht  auf 
der  Höhe  der  englischen  Freiwilligen.  Dafür  unterhält  der  Bund,  wozu 
ihn  die  Bundesverfassung  ermächtigt  (I,  8,  12  und  13)  ein  stehendes 
Heer  und  eine  Flotte,  deren  Mannschaften  angeworben  werden.2) 

Frankreich,  dessen  Geschichte  seinen  Einrichtungen  einen  nicht 
selten  undemokratischen  Charakter  verleiht,  besitzt  eine  auf  der  all- 
gemeinen Wehrpflicht  beruhende  Armee  und  Flotte,  aber  auch  hier 
sind  immerfort  Kräfte  am  Werke,  die  das  früher  schon  einmal  an- 
geführte Wort  des  Schweizers  Dubs  bestätigen :  „Es  ist  ein  Hauptgrund- 


l)  I  175- 

*)  Während    des    Bürgerkrieges    hatte    die    Bundesregierung    die    Conscription    ein- 
geführt    Vgl.  hierüber  Rüttimann  a.  a.  O.  §  844  f. 
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satz  der  Demokratie,  keinen  Bcamtenstand  aufkommen  zn  lassen  aus 
dem  gleichen  Grunde,  wie  sie  auch  das  stehende  Heer  nicht  dulden 
kann."  Da  mm  aber  das  stehende  Heer  und  der  Beamtenstand  die 
kräftigsten  und  zweckmäßigsten  Mittel  zur  Durchführung  der  Staatszwecke 
sind,  so  spricht  sie  sich  damit  selbst  ihr  Urteil,  und  da  ein  stehendes 
I  leer  und  ein  Beamtenstand  wegen  ihrer  Leistungsfähigkeit  auch  die 
billigsten  Mittel  sind,  so  wird  schon  jetzt  ein  Ausblick  auf  die  Frage 
eröffnet,  ob  die  Demokratie  eine  billigere  Staatsform  als  die  konstitutio- 
nelle Monarchie  sei.  Im  übrigen  spottet  sie  ihrer  selbst,  da  sie  ge- 
zwungen ist,  ihre  Heeres-  und  Beamteneinrichtungen  den  monarchischen 
anzunähern. 

Das  Wesen  des  demokratischen  Staates  hebt  sich,  wie  wir  gesehen 
haben,  kräftig  von  der  Folie  des  liberalen,  des  konstitutionellen  Staates 
ab.  Wir  fassen  die  wichtigsten  Erörterungen  zusammen.  Er  ruht  nicht 
auf  der  Volkssouveränetät ;  die  Wähler  sind  nicht  Mandanten,  sondern 
Organe  des  Staates  zur  Auswahl  der  für  die  parlamentarischen  Geschäfte  am 
meisten  Geeigneten;  es  steht  ihm  daher  frei,  das  Wahlrecht  so  zu  ge- 
stalten, wie  er  es  am  zweckmäßigsten  erachtet ;  niemand  hat  ein  natür- 
liches Wahl-  oder  Stimmrecht.  Im  liberalen  Staate  ist  die  Mehrheit  nicht 
König,  er  kann  ihre  Herrschaft  nicht  wollen,  weil  er  die  Freiheit  will ; 
die  Freiheit  aber  ist  unmöglich  ohne  die  Gewaltenteilung;  Gewaltenteilung 
und  Mehrheitsherrschaft  widersprechen  sich.  Aber  haben  wir  nicht 
gesehen,  daß  auch  der  demokratische  Staat  sich  gegen  die  Mehrheits- 
herrschaft des  Parlamentes  wehrt,  daß  er  die  Gewaltenteilung  eingeführt 
hat,  wenigstens  in  den  Vereinigten  Staaten  ?  Diese  Frage  bekundet  ein 
starkes  Mißverständnis.  Der  demokratische  Staat  will  die  Mehrheits- 
herrschaft, wenn  die  Aktivbürger  die  direkte  Entscheidungsgewalt  be- 
sitzen, wie  die  Länderkantone  beweisen;  aber  er  sucht  sich  vor  den 
Übergriffen  seiner  Diener  zu  schützen  durch  Mittel,  welche  im  kon- 
stitutionellen Staate  einen  andern  Sinn  haben,  Mittel,  welche,  wie  früher 
dargelegt  wurde,  ihr  Ziel  nicht  erreichen,  denn  die  Gewaltenteilung  hat 
sich  im  demokratischen  Staate  nicht  behaupten  lassen.  Wie  wäre  es 
auch  anders  möglich,  da  alle  Gewalten  denselben  Ursprung,  den  Volks- 
willen, haben?  Gewaltenteilung  ist  nur  im  liberalen  Staate  durchführbar, 
wenn  hier  die  Krone  auf  einem  von  den  anderen  Gewalten  verschiedenen 
Fundamente  ruht  Drittens  verneint  der  Verfassungsänderungen 
nicht  hemmende  liberale  Staat  das  Recht  des  Volkes,  seine  Verfassung 
nach  Belieben  zu  ändern  und  lähmt  dadurch  jenen  in  so  manchen 
demokratischen  Staaten  hervortretenden,  auch  von  ihren  Bürgern  ge- 
tadelten Trieb  unruhiger  Demagogen,  die  Verfassung  immer  wieder  zu 
revidieren.1)     Ebensowenig  wie  man  in  einem  Hause  leben   kann,   das 

*)  Verfassungsänderungen  sind  in  der  Schweiz  sehr  häufig,  auch  jetzt  noch,  obwohl 
der  früher   erhobene  Vorwurf,   sie   würden   zuweilen  in  Angriff  genommen,   um   die   Be- 
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immer  wieder  umgebaut  wird,  ebensowenig  in  einem  Staate,  dessen 
Verfassung  von  häufigen  Änderungen  betroffen  wird.  Die  Furcht  vor 
diesem  Übel  hat  die  Schöpfer  der  amerikanischen  Bundesverfassung  so 
viele  Riegel  vor  ihr  anbringen  lassen,  daß  der  Reformeifer  sie  nur  mit 
größter  Mühe  entfernen  kann.  Kurz  sei  noch  gedacht  der  in  der  kon- 
stitutionellen Monarchie  hervorragenden,  von  der  Demokratie  heftig 
befeindeten  Stellung  des  Parlamentes,  der  würdigeren,  seiner  Wirksam- 
keit günstigeren  Lage  des  Beamtentums  und  endlich  der  ganz  ver- 
schiedenen Auffassung  des  Heeres.  Da  es  unter  der  Befehlsgewalt 
des  Fürsten  steht,  dessen  Wohl  unzertrennbar  von  demjenigen  der  Nation 
ist,  der  den  Eckstein  des  liberalen  Staates  bildet,  kann  es  nicht  als  den 
wahren  Interessen  des  Volkes  gefährlich  betrachtet  werden.  Kein  Ge- 
ringerer als  Adam  Smith  hat  im  fünften  Buche  seines  großen  Werkes 
ein  starkes  Heer  als  die  Bürgschaft  der  Freiheit  gepriesen :  „That  degree 
of  liberty  which  approaches  to  licentiousness  can  be  tolerated  only  in 
such  countries    where   the    sovereign   in   secured    by    a   well-regulated 


hörden  zu  stürzen,  in  den  letzten  20  Jahren  kaum  noch  berechtigt  gewesen  sein  dürfte. 
Es  haben  in  der  nächsten  Vergangenheit  vom  15.  August  1891  bis  Ende  des  Jahres  1905 
(berechnet  nach  den  10  Supplementen  zur  Sammlung  der  Bundes-  und  Kantons- 
verfassungen) 59  völlige  Änderungen  oder  Teiländerungen  der  Bundesverfassung  und  der 
Kantonsverfassungen  stattgefunden.  Es  geschah  iomal  in  Genf,  je  6  mal  in  Tessin  und 
Glarus,  5  mal  in  Zürich,  je  3  mal  in  Uri  und  Schwyz,  je  2  mal  in  Schaffhausen  und 
Aargau  im  Bunde  aber  8  mal.  Jeder  Änderung  enthielten  sich  in  den  14  Jahren  nur 
St.  Gallen,  Wallis,  Waadt;  Wallis  hat  sich  dann  für  seine  Enthaltsamkeit  durch  eine 
TotalrevisioD  im  Jahre  1907  entschädigt.  Der  Charakter  der  Bevölkerung  spricht  mit; 
auch  wird  die  Änderung  dadurch  befördert,  daß  die  Schweizer  Verfassungen  viel  Un- 
gehöriges enthalten.  Wenn  z.  B.  in  derjenigen  eines  kleinen  Kantons  die  Gebiets- 
einteilung angegeben  ist,  kann  eine  Verfassungsänderung  durch  eine  Stadterweiterung 
nötig  werden.  Immerhin  ist  die  Erscheinung  nicht  erfreulich,  und  Dändliker  schreibt: 
„Es  ist  nicht  zu  bestreiten,  daß  dem  etwas  ruhelos  tastenden  Geist  der  Neuzeit  das 
Revisionsfieber  fast  zur  anderen  Natur  geworden  ist  und  daß  infolge  des  herrschenden 
ungestümen  Fortschrittsdranges  der  moderne  Staat  in  Gefahr  kommt,  den  Geist  der 
Stetigkeit  und  ruhigen  Behaglichkeit  zu  verlieren,  ohne  welchen  eine  gedeihliche  Ent- 
wickelung  nicht  denkbar  ist"  (Geschichte  der  Schweiz  III  743).  In  den  Einzelstaaten 
der  Union  herrscht  dasselbe  Fieber.  Noch  mehr  als  in  der  Schweiz  wird  es  durch 
Herübernahme  privatrechtlicher  und  verwaltungsrechtlicher  Bestimmungen  in  die  Ver- 
fassung verursacht,  wie  schon  früher  erwähnt  wurde.  Bryce  schreibt  dem  wirtschaft- 
lichen Fortschritt  und  sozialen  Neuerungen  großen  Einfluß  zu,  weshalb  auf  die  West- 
staaten und  die  ehemaligen  Sklavenstaaten  die  meisten  Revisionen  entfielen.  Staaten 
mit  alter  Kultur  (die  Neuenglandstaaten)  seien  am  freiesten  vom  Revisionismus  a.  a.  O. 
I  456  f.  Die  Schwierigkeiten  der  Verfassungsänderungen  im  Bunde  sind  so  groß,  daß, 
wie  man  sich  erinnern  wird,  nur  15  Zusatzartikel  angenommen  wurden,  von  denen  die 
ersten  zehn  im  Jahre  1791,  die  drei  letzten  infolge  des  Bürgerkriegs.  Auch  die  Fran- 
zosen sind  enthaltsam  gewesen.  Die  wichtigsten  Änderungen  sind  ein  Gesetz  über  die 
Organisation  des  Senates,  ein  anderes  über  das  Verfahren  bei  Hochverratsprozessen,  das 
Gemeindegesetz  und  mehrere  Wahlgesetze.  Aber  die  Stellung  des  Präsidenten  wurde 
ohne  Verfassungsänderung  gründlich  verschoben. 
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standing    urmy."     Freilich    bestand    das  Heer,    das    er    im  Auge    hatte, 
aus  Berufssoldaten. 


V. 
Pflicht  und  Recht. 

Die  Gleichheit  in  der  Demokratie  läßt  sich  aber  nur  dann  erreichen, 
wenn  der  Rechtszwang  zur  Übernahme  sämtlicher  staaüicher  Tätigkeiten 
besteht:  sowohl  derjenigen,  die  von  der  Gesamtheit,  wie  derer,  die  im 
Auftrage  der  Gesamtheit  ausgeübt  werden.  Da  es  nun  vier  Gebiete 
staatlicher  Tätigkeit  gibt,  nämlich  Heer,  Gericht,  Gesetzgebung,  Ver- 
waltung, so  bedeutet  ideale  Demokratie:  allgemeine  und  gleiche  Wehr- 
pflicht, Gesetzgebungspflicht,  Gerichtspflicht  und  Verwaltungspflicht.  Aus 
diesen  vier  Pflichten  ergibt  sich  die  fünfte  Pflicht  zur  gleichmäßigen 
Tragung  solcher  Staatslasten,  die  durch  die  Ausübung  staatlicher  Tätig- 
keiten über  diejenigen  hinaus  entstehen,  die  jeder  durch  seine  Teilnahme 
an  den  Staatsgeschäften  auf  sich  nimmt  Es  ist  die  allgemeine  und 
gleiche  Steuerpflicht 

Am  Maßstabe  dieser  Erörterungen  gemessen,  ist  keine  Demokratie 
vollkommen.  Nur  die  Steuerpflicht  wird  überall  vom  öffentlichen  Rechte 
anerkannt  Am  wenigsten  entfernt  sich  von  dem  Ideale  die  Schweiz, 
wie  schon  früher  bei  der  Erörterung  des  Ehrenamtes  erwähnt  wurde. 
Hier  besteht  die  Wehrpflicht  die  (Geschworenen-) Gerichtspflicht  und 
in  einigen  Kantonen  auch  die  Gesetzgebungspflicht  und  die  Verwaltungs- 
pflicht In  der  Verfassung  der  Länderkantone  ist  die  Pflicht  ausge- 
sprochen, bei  der  Landsgemeinde  zu  erscheinen.  „Die  Teilnahme  an 
der  Landsgemeinde  und  den  Gemeindeversammlungen  wird  als  Bürger- 
pflicht erklärt"  (Uri,  Art.  18).  „Jeder  stimmfähige  Bürger  ist  pflichtig 
an  der  Landsgemeinde  und  den  Gemeindeversammlungen  zu  erscheinen, 
an  deren  Verhandlungen  teilzunehmen,  und  für  Gesetze  und  Beschlüsse 
und  bei  den  Wahlen  so  zu  stimmen,  wie  er  es  vor  Gott  und  dem 
Vaterlande  verantworten  kann"  (Unterwaiden  ob  dem  Wald,  Art.  16). 
„Das  Erscheinen  und  die  Teilnahme  an  derselben  bis  zum  Schlüsse  ist 
Bürgerpflicht"  (Appenzell  A.-Rh.  Art  27).  Die  Verfassungsbestimmungen 
der  übrigen  Kantone  sind  weniger  charakteristisch.  Aber  nur  in  beiden 
Appenzell  ist  eine  Geldstrafe  für  Nichterscheinen,  außer  in  gesetzlichen 
Verhinderungsfällen,  vorgesehen ;  und  in  Appenzell  L-Rh.  „werden  auch 
die  Wirtschaften  am  Landsgemeindeort  auf  Fehlbare  abgesucht,  und 
dürfen  Stimmfähige  in  den  Landsgemeindekreis  nur  treten,  wenn  mit 
Seitengewehr  versehen  (Seitengewehr-Stimmrechtsausweis)".  *)    Derselbe 


l)  Schollenberger  I  84. 


330     Zweites  Buch.     Formen,  Arten,  Begriff  und  Wesen  der  modernen  Demokratie. 

Schriftsteller  fuhrt  aus,  daß  auch  in  den  anderen  Kantonen  die  Stimm- 
abgabe nicht  bloß  als  Recht,  sondern  auch  als  Pflicht  erscheint,  daß 
aber  nur  in  einigen  eine  Buße  (z.  B.  Schaff  hausen,  Solothurn,  Thurgau) 
„von  Gesetzes  wegen  angedroht"  wird,  während  in  einigen  anderen 
die  Gemeinde  zur  Festsetzung  angehalten  ist1)  Ebenso  ist  die  Ver- 
waltungspflicht (Amtszwang)  in  mehreren  Kantonen  in  Übung:  „für 
alle  verfassungsmäßigen  Wahlen  in  Nidwaiden  und  Innerrhoden,  für 
Volks-  und  Landratswahlen  (durch  den  Landrat  vorgenommene)  in  Uri 
und  Obwalden ;  für  Volkswahlen  in  Schwyz  und  Luzern ;  für  bestimmte 
Volkswahlen  in  Außerrhoden  (Kantonale  und  Gemeindebeamtungen, 
auch  Kriminalgericht)  und  St  Gallen  (Gemeindebeamte  und  Richter); 
für  Gemeindebehörden  und  Geschworene  (Schöffen,  Prud'hommes)  auch 
in  anderen  Kantonen."  3)  8) 

Es  wird  dem  Leser  nicht  entgangen  sein,  daß  die  Namen  der 
Urkantone  vorzugsweise  vorkommen,  also  diejenigen,  in  denen  eine 
demokratische  Regierung  seit  Jahrhunderten  besteht.  Freilich  würde  es 
viel  politische  Nah/etät  verraten,  diese  Einrichtung  ausschließlich  aus 
idealen  Beweggründen  herzuleiten,  denn  der  zur  richtigen  Interpretation 
Berufene  gibt  folgende  Erklärung:  „Anwendung  da,  wo  voraussichtlich 
sich  freiwillig  nicht  genug  Leute  zu  den  zu  besetzenden  Stellen  fänden ; 
also  namentlich  für  kleinere  Kreise  (für  kleinere  Kantone  und  auch  in 
größeren  Kantonen  für  Gemeinden),  wo  wenig  Leute  im  Verhältnis 
zu  den  zu  besetzenden  Stellen,  und  für  unbesoldete  oder  gering  besoldete 
Stellen,  und  in  letzterer  Beziehung  hat  der  Amtszwang  die  Bedeutung 
des  Zwangskurses".  In  einigen  kleinen  Kantonen  betrachten  die  Mit- 
glieder der  alten  Familien  die  Bekleidung  der  Ämter  als  ein  nobile 
officium,  so  daß  dort  auch  noch  jetzt  aristokratisches  Wesen  nicht  aus- 
gestorben ist  Jedoch  ist  nur  in  Innerrhoden  die  Verpflichtung  zeitlich 
unbeschränkt,  während  sie  in  den  anderen  begrenzt  ist:  auf  eine  oder 
zwei  Amtsdauern,  oder  auf  eine  Anzahl  Jahre ;  indessen  hat  die  spätere 
Wiederwahl  oder  die  Wahl  zu  einem  anderen  Amte  in  einigen  dieselben 
Wirkungen. 4) 

In  Frankreich  hatten  bei  der  Beratung  der  Menschenrechte  ver- 
schiedene Männer,  wie  Gr6goire,  Dupont  de  Nemours,  beantragt,  auch 
die  Pflichten  des  Menschen  und  Bürgers  zu  erklären.   Es  war  mißlungen, 


1)  1 96. 

2)  1 127. 

8)  Es  fehlt  häufig  nicht  an  den  Bestimmungen,  wohl  aber  an  ihrer  Durchführung. 
Entweder  ist  keine  Strafe  vorgesehen,  oder  sie  ist  so  gering,  dafi  sie  nicht  abschreckt,  oder 
man  enthält  sich  des  Zwanges.  „Es  besteht  Amtszwang  mit  Bezug  auf  die  Stellen  des 
Großen  Stadtrates,  der  Schul-  und  Kirchenpflege ,  doch  wird  in  der  Regel  auf  Ab- 
lehnungen Rücksicht  genommen  und  der  Bürger  nicht  zur  Annahme  dieser  Stelle  ge- 
zwungen."   Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  121,  S.  29. 

*)  Schollenberger  I  126,   127,  128. 
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aber  bei  der  Beratung  (jer  Verfassung  vom  22.  August  1795  war  die 
Stimmung  günstiger.  Während  es  in  der  Einleitung  der  Verfassung 
vom  3.  September  1791  heißt,  daß  die  Erklärung  der  Rechte  erfolge, 
um  die  Mitglieder  der  Gesellschaft  an  ihre  Rechte  und  Pflichten  zu  er- 
innern, ')  werden  in  der  genannten  Verfassung  vom  5  Fructidor  an  III 
hinter  den  Rechten  9  Pflichten  aufgezählt.  Von  diesen  9  Gemeinplätzen 
führen  wir  den  dritten  und  neunten  an.  „Les  obligations  de  chaeun 
envers  la  societe  consistent  ä  la  defendre,  ä  la  servir,  ä  vivre  soumis 
aux  lois  et  ä  respecter  ceux  qui  en  sont  les  organes"  (III)  und  „Tout 
citoyen  doit  ses  Services  ä  la  patrie  et  au  maintien  de  la  liberte,  de 
l'egalite  et  de  la  propriete  toutes  les  fois  que  la  loi  l'appelle  ä  les 
defendre"  (IX).  Schon  in  der  Verfassung  vom  24.  Juni  1793  war  die 
Pflichtauffassung  wenigstens  für  die  Amter  hervorgetreten :  „Les  fonetions 
publiques  sont  essentiellement  temporaires,  elles  ne  peuvent  etre  consi- 
derees  comme  des  distinetions,  ni  comme  des  recompenses,  mais  comme 
des  devoirs"  (Deklaration  Art.  30).  Gehaltvoller  ist  die  Erklärung  der 
Pflichten  in  der  Verfassung  vom  4.  November  1848:  „Les  citoyens 
doivent  aimer  la  Patrie,  servir  la  Republique,  la  defendre  au  prix  de 
leur  vie,  partieiper  aux  charges  de  l'Etat,  en  proportion  de  leur  fortune ; 
ils  doivent  s'assurer,  par  le  travail,  des  moyens  d'existence,  et,  par  la 
prevoyance,  des  ressources  pour  l'avenir  (Arbeits-  und  Versicherungs- 
pflicht); ils  doivent  concourir  au  bien-etre  commun  en  s'entr'aidant 
fraternellement  les  uns  les  autres,  et  ä  l'ordre  general  en  observant  les 
lois  morales  et  les  lois  ecrites  qui  regissent  la  societe,  la  famille  et 
l'individu"  (Preambule,  Art.  7). 

Trotz  der  feierlichen  Erklärung  der  Bürgerpflichten  schrumpfen  sie 
in  Frankreich,  abgesehen  von  der  Steuerpflicht,  zur  Wehrpflicht  und 
zur  Geschworenenpfllicht  zusammen.  In  den  Vereinigten  Staaten  ist  nur 
die  Geschworenenpflicht  übrig  geblieben;  wir  haben  gesehen,  welche 
Bewandtnis  es  dort  mit  der  allgemeinen  Wehrpflicht  hat  In  den  ur- 
sprünglichen  amerikanischen   „Townships"   bestand   der  Amtszwang. 2) 

Weit  mehr  als  die  Pflichten  werden  in  den  modernen  Demokratien 
die  Rechte  betont.  Freilich  wer  sich  auf  die  idealen  Grundlagen  der 
modernen  Demokratie,  Volkssouveränetät  und  Menschenrechte,  besinnt, 
wird  es  nicht  anders  erwarten. 

Die  politischen  Rechte  aufzuzählen,  wird  leicht  sein,  wenn  wir 
von  der  Einteilung   der  staatlichen  Tätigkeiten  ausgehen.     Der  Wehr- 


r)  Den  Antragstellern  war  in  der  Kammer  erwidert  worden  „la  perfection  des 
devoirs  politiques  pour  chaque  nomine,  ce  n'est  pas  autre  chose  que  le  respect  des  droits 
d'autrui  et  l'exercice  consciencieux  de  ses  propres  droits."  So  Batbie,  Traite  theorique 
et  pratique  du  droit  public  et  administratif,  Vol.  II  2  ed.  1885.  Vgl.  auch  Lanfrey, 
Essai  sur  la  Revolution. 

2)  Goodnow,  Comparative  Administrative  Law  I  170. 
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pflicht  setzen  wir  das  Wehrrecht,  der  Gerichtspflicht  das  Gerichtsrecht, 
der  Gesetzgebungspflicht  das  Gesetzgebungsrecht,  der  Verwaltungs- 
pflicht das  Verwaltungsrecht,  der  Steuerpflicht  das  Steuerrecht  gegen- 
über. Ein  Teil  dieser  Namen  bezeichnet  herkömmlich  andere  Begriffe ; 
man  wird  aber  leicht  verstehen,  was  mit  ihnen  gemeint  ist,  auch  ohne 
daß  wir  uns  der  Definitionsmühe  unterziehen. 

Wenn  wir  nun  aus  den  Darstellungen  des  öffentlichen  Rechtes  auf 
den  in  den  modernen  Demokratien  herrschenden  öffentlichen  Geist 
schließen,  dann  betrübt  es,  daß  nur  das  Gesetzgebungsrecht  in  allen 
seinen  Formen  breit  ausgeführt  wird.  Auch  in  Demokratien  werden 
Wehrrecht  und  Steuerrecht  von  der  großen  Masse  als  Lasten  empfunden, 
denen  man  sich  gerne  entzieht,  sie  werden  durchgängig  Wehrpflicht 
und  Steuerpflicht  genannt;  die  Teilnahme  am  Gericht  erscheint  als 
Bürde,  die  Enthaltung  von  den  Wahlen  ist  nicht  geringer,  als  in 
Monarchien,  und  nur  solche  Ämter  übernimmt  man  gerne,  mit  denen 
Ehre  und  Einkommen  verbunden  ist.  Insbesondere  von  der  Steuer- 
pflicht behauptete  ein  ehemaliger  Schweizer  Bundespräsident,  Numa 
Droz:  „Die  einzige  Art  der  Gleichheit,  die  man  verabscheut,  ist  die 
Gleichheit  vor  der  Steuer".1) 

Neben  dem  Gesetzgebungsrecht  erscheinen  den  Bürgern  die 
Freiheitsrechte  als  ein  besonders  wertvoller  Besitz  der  demokratischen 
Republik.  Wir  haben  früher  von  den  sie  umgebenden  Mißverständnissen 
gehandelt  und  bemerken  nur  noch,  daß  sie  nach  demokratischer  Theorie 
im  Widerspruch  zu  ihr  stehen.  Denn  der  Untertan  ist  zugleich  Souverän, 
der  Souverän  ernennt  die  Regierung,  weshalb  verlangt  das  Volk  einen 
Schutz  gegen  sich  selbst  ? 2) 

VI. 

Das  Volk. 

Volk !  Was  bedeutet  aber  Volk  ?  Die  Erörterung  dieses  Problems 
gestattet  uns,  dieses  Kapitel  mit  weniger  ernsten  Erörterungen  zu 
schließen.  Die  Lektüre  demokratischer  Zeitungen  und  Agitations- 
schriften niederer  Ordnung  überzeugt  uns,  daß  wir  das  Wort  Volk 
bisher  nicht  richtig  verstanden  haben.  Wir  hatten,  wenn  wir  es  aus- 
sprachen, an  die  sämtlichen  Einwohner  eines  Staatsgebietes  gedacht. 
Nun  erfahren  wir,   daß  wir  von   ihnen  Adel  und  Bürgertum   abziehen 


1)  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft  1899. 

2)  Treffend  Story:  „that  a  bill  of  rights  was  in  its  nature  more  adapted  to  a 
monarchy,  than  to  a  government  professedly  founded  upon  the  will  of  the  people,  and 
executed  by  their  immediate  representatives  and  agents."  Commentaries  III  713. 
Boston  1843. 
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<  inigc   gehen   in  der  Subtraktion   noch  weiter,  für  sie  ist  Volk 
nur  «In      itttdtische   Matte     V  bedeutet    für    sie  folglich 

Herrschaft  dieser  Mi  <■,  Demokratie  die  staatsrechtliche  Möglichkeit, 
den  Klaatenkampf  der  ttädtiachen  Masse  mit  politischen  Mitteln  zu 
führen.  Noch  enger  ist  der  Begriff  des  Volkes  in  Frankreich.  Hier 
versteht    man    unter    „peuple"    d  t    Proletariat  ')     „Le    mot   de 

peuple  est  le  grand  calembour  de  lhistoircl"  ruft  Scherer  in  der  unten 
efÜhrten  Schrift  aus.  Das  Wortspiel  ist  alt,  schon  wahrend  der 
Iran,,  iahen  Revolution,  als  die  Jakobiner,  gestütztauf  das  Pariser  Pro- 
letariat, regierten,  bewies  Robespierrc,  daß  es  das  französische  Volk 
trete.  Behauptungen  dieser  Art  sind  seit  1792  häufig  aufgestellt  und 
zurückgewiesen  worden.  So  oft  wir  dem  Worte  Volk  in  einem  be- 
schrankten Sinne  begegnen,  dürfen  wir  sicher  sein,  daß  wir  aus  den 
Toren  der  politischen  Demokratie  heraus  in  die  weiten  Fluren  der 
sozialen  Demokratie  getreten  sind.     Weshalb? 

Demokratie  ist  Herrschaft  der  Mehrheit,  was  die  Mehrheit  be- 
schließt, ist  Wille  des  Volkes.  Die  unteren  Klassen  bilden  die  Mehr- 
heit, was  sie  beschließen,  muß  folglich  als  Wille  aller  Klassen  des 
Volkes  betrachtet  werden.  Sie  sind  also  das  Volkl  Pars  (major)  pro 
totol  Für  sie  ist  die  Demokratie  nicht  ein  Mittel  zur  Stillung  des 
Machthungers  wie  für  einige  Schichten,  deren  Ehrgeiz  und  Herrschafts- 
drang in  der  konstitutionellen  Monarchie  nicht  voll  befriedigt  werden, 
für  sie  ist  sie  das  Mittel,  um  ihre  wirtschaftliche  Lage  zu  bessern.  Für 
sie  ist  die  soziale  Demokratie  tausendmal  wichtiger,   als  die  politische. 

Sechstes  Kapitel. 

Die  soziale  Demokratie. 

1. 

Die  Tendenzen  der  sozialen  Demokratie. 

Auf  eine  Zusammenfassung  der  Gedanken  Montesquieus  und 
Rousseaus,  Vacherots  und  Barnis  über  die  wirtschaftlichen  und  sittlichen 
Lebensbedingungen  der  Demokratie  darf  ich  verzichten  und  an  ihrer  Sozial- 
politik rasch  vorübergehen.  Die  großenteils  dem  klassischen  Altertum 
entlehnten  Vorschläge  Montesquieus  zur  Beseitigung  der  Vermögensunter- 
schiede konnten  nur  dem  mit  den  Wohltaten  des  väterlichen  Regi- 
mentes und  der  Willkür  des  Merkantilismus  vertrauten   18.  Jahrhundert 

l)  „Par  peuple  (on)  entend  le  Proletariat  parisien,  l'oppose  aux  classes  aisees  et 
cultiyees  du  pays,  et  fait  abstraction  des  classes  laborieuses  de  la  campagne."  Scherer, 
La   Deroocratie  et  la  France  S.  II, 
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zeitgemäß  erscheinen.  Den  dem  19.  Jahrhundert  angepaßteren  Plänen 
Vacherots  lagen,  wie  er  selbst  eingestand,  keine  tieferen  staatswissen- 
schaftlichen Studien  zugrunde;  auch  erkannte  er  die  in  der  Ur- 
produktion, den  Gewerben,  dem  Verkehr  und  Handel  zum  Groß- 
betrieb drängenden  Tendenzen  nicht  genügend.  So  widerspricht  es 
der  Erfahrung,  daß  ein  Pächter  regelmäßig  abhängiger  als  ein  Be- 
sitzer sei ;  und  über  den  Glauben,  daß  die  Arbeiterfrage  durch  Produktiv- 
genossenschaften gelöst  werden  könne,  ist  die  Sozialpolitik  seit 
40  Jahren  zur  Tagesordnung  übergegangen.  Daher  haben  die  Vor- 
schläge jener  Männer  in  der  praktischen  Politik  keine  nachweisbaren 
Spuren  hinterlassen. 

Ist  es  überhaupt  denkbar,  daß  die  Ideen  eines  Staatsmannes,  eines 
Philosophen  in  Demokratien  dieselbe  rasche  Wirkung  ausüben  können, 
wie  in  absoluten,  selbst  in  konstitutionellen,  Monarchien  ?  Friedrich  II., 
Josef  II.,  ein  Turgot,  ein  Stein  besaßen  die  Macht  zur  Ausführung  des 
für  wahr  Erkannten,  und  Wilhelm  L  und  Bismarck  vermochten  die 
Schwerkraft  der  Parteien  zu  überwinden.  Aber  in  der  Demokratie 
sind  es  die  Parteien,  welche  alle  Fortschritte  durchführen,  wenn  sie  die 
Mehrheit  gewonnen  haben.  Die  Demokratie  hat,  wir  wiederholen  es, 
keinen  sozialen  Gehalt,  aber  sie  krönt  die  Eroberer  der  Majorität. 
Keine  Staatsform  legt  dem  Mehrheitswillen  so  geringe  Hindernisse  itf 
den  Weg,  keine  stellt  ihm  alle  Kräfte  des  Staates  so  zur  unbedingten 
Verfügung,  aber  in  keiner  ist  der  Weg  von  der  Idee  zur  Tat  so  weit, 
weil  die  Mehrheit,  nicht  ein  einzelner,  gewonnen  werden  muß.  Wohl 
kann  der  Mehrheitswille  durch  andere  Mächte,  z.  B.  einen  Verfassungs- 
gerichtshof, gebrochen  werden,  und  die  Beamten,  welche  die  Gesetze 
ausführen  sollen,  sind  oft  zu  abhängig,  um  es  zu  wagen,  wie  wir  bei 
Erörterung  der  Gleichheit  vor  der  Steuer  gesehen  haben. 

In  der  Monarchie  hat  der  Fürst  das  stärkste  Interesse  daran,  das 
soziale  Gleichgewicht  zu  erhalten.  Das  soziale  Königtum  Lorenz  von 
Steins  ist  eine  Ergänzung  der  Lehre  Montesquieus  vom  politischen 
Königtume ;  jenes  soll  ebenfalls  eine  bedrohliche  Gewalt,  die  Gesell- 
schaft und  Staat  zur  Unfreiheit  verdammende  Macht  bestimmter  Klassen, 
brechen.  In  den  modernen  Demokratien  dagegen  ist  keinem  Manne 
die  Aufgabe  übertragen,  als  Schiedsrichter  zwischen  den  Klassen  aufzu- 
treten. Die  Präsidenten  der  französischen  und  der  nordamerikanischen 
Repubik  sind  vor  allem  Parteihäupter,  und  selbst  wenn  sie  ihr  Amt 
als  ein  landesväterliches  auffassen  sollten,  fehlt  ihnen  die  zur  Erreichung 
hoher  Ziele  nötige  Macht;  der  Schweiz  aber  fehlt  es  an  Präsidenten  mit 
eigener  sozialpolitischer  Initiative.  In  allen  hat  daher  das  Kapital  ein 
politisches  Übergewicht,  wie  im  3.  Buche  tiefer  begründet  werden  soll. 

Wenn  nun  in  einem  reichen,  jungen  Lande  mit  demokratischer 
Verfassung   der   soziale  Demokratismus    sich   nicht   in   das  Gesetzbuch 
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eingeschrieben  haben  sollte,  dürfen  wir  dann  W.  von  Polcnz  zustimmen, 
wenn  er  auf  Grund  seiner  amerikanischen  Erfahrungen  das  Urteil  fallt: 
„Ihre  (der  Demokratie)  Grundlage  ist  die  Gleichheit.  Sie  gewährt  dem 
einzelnen  einen  weiten  Spielraum  zur  Betätigung  seiner  Kräfte.  Sic 
kennt  nicht  den  Grundsatz:  Schutz  dem  schwächeren  Teile?"  ') 

Ehe  wir  sie  beantworten,  die  Feststellung,  daß  mit  dieser  Behauptung 
die  Tatsachen  nicht  ganz  übereinstimmen.  Neben  den  zahlreichen  Ein- 
richtungen für  die  Volksbildung  sei  nur  die  Wuchergesetzgebung  in 
einigen  Staaten,  dann  die  Heimstättengesetzgebung  sowohl  des  Bundes 
wie  der  Gliedstaaten  genannt.  Schon  vor  25  Jahren  schrieb  Stimson  2) : 
Eine  zahlreiche  und  immer  zunehmende  Liste  von  Gegenständen  ist 
von  der  Pfändung  ausgeschlossen,  von  der  Heimstätte  sich  erstreckend 
über  alles  zum  Leben  unumgänglich  Notwendige,  über  Handwerkszeug, 
ja  selbst  Spekulationspapiere  und  Geld,  bis  in  einigen  Staaten,  wie  in 
Texas,  fast  jeder  denkbare  Gegenstand,  von  einem  Hause  bis  zu  einem 
Gespann  von  Reitpferden,  von  dem  Armen,  frei  von  allen  Ansprüchen 
seiner  Gläubiger,  besessen  und  benutzt  werden  kann.  Ohne  weitere 
Einzelheiten  anzuführen,  darf  man  kühn  behaupten,  daß  die  Tendenz 
der  demokratischen  Gesetzgebung  dahin  geht,  die  Zurückzahlung  der 
Schulden  nur  dann  zu  fordern,  wenn  sie  aus  freiem,  angesammelten 
Kapital  erfolgen  kann."  Die  Staaten,  in  denen  diese  Gesetzgebung 
blüht,  sind  weniger  die  alten,  wie  die  neuen,  in  denen  auch  die 
politische  Demokratie  zuerst  alle  ihre  Konsequenzen  entfaltet  hat,  die 
Weststaaten  mit  fruchtbarem  Boden  und  leichtem  Kampf  ums  Dasein. 
Kann  man  da  den  amerikanischen  Massen  jene  Liebe  zur  Freiheit,  jene 
kühne  Selbständigkeit  und  Selbst  Verantwortlichkeit  andichten,  da  dieses 
junge  von  der  Natur  so  verschwenderisch  ausgestattete  Land  schon 
jetzt  auf  den  Pfaden  des  „väterlichen  Regimentes"  wandelt? 

Was  hat  denn  nun  aber  die  Betrachter  veranlaßt,  zu  behaupten 
die  amerikanische  Demokratie  kenne  nicht  den  Schutz  der  Schwachen? 
Es  ist  die  Tatsache,  daß  es  an  einer  entwickelten  Arbeiterschutz-  und 
Arbeiterversicherungsgesetzgebung  noch  in  manchen  Staaten  fehlt.  Die 
Ursache  dieses  Mangels  ist  aber  nicht  die  Demokratie  als  solche,  sondern 
der  Widerspruch  zwischen  der  Demokratie  und  ihrer  gesellschaftlichen 
Grundlage,  welcher  dem  Kapitale  ermöglicht,  Parlament,  Gerichtshöfe 
und  Beamtentum  zu  beherrschen.  Sozialpolitische  Gesetze  können  ent- 
weder nicht  erlassen  werden,  oder,  wenn  erlassen,  werden  sie  von  den 
Gerichtshöfen  als  der  Verfassung  widersprechend  für  nichtig  erklärt, 
oder  sie  werden  ebenso  gewissenhaft  ausgeführt  wie  die  Steuergesetze. 

Es  wird  schwer  halten,  dem  Einflüsse  dunkler  Gewalten  die  Be- 
amten und  die  Richter  der  Einzelstaaten  zu  entziehen,  solange  sie   ge- 

l)  Das  Land  der  Zukunft,  6.  A.  1905,  S.  Il8. 

*)  The  Ethics  of  Democracy,  Scribners  Magazine,   1887. 
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wählt  werden  und  die  Richter  des  Bundesstaates,  so  lange  ihre  Ernennung 
von  den  gesetzgebenden  Körpern,  insbesondere  dem  Senate,  abhängt 
Wohl  aber  können,  der  demokratischen  Staatsform  entsprechend,  wohl- 
organisierte Arbeiter  die  Gesetzgeber  zwingen,  ihre  Wünsche  zu  erfüllen, 
wenn  sie  in  starken  Haufen  an  der  Wahlurne  erscheinen.  Ihre  soziale 
Macht  reicht  dann  freilich  nicht  weiter  als  ihre  politische.  Nachdem  er 
geschildert,  wie  die  Gewerkvereine  die  übermäßig  lange  Arbeitszeit 
vermindert,  die  Löhne  erhöht,  deren  Sinken  aufgehalten  haben,  fährt 
Junge  fort:  „Sie  haben  in  vielen  Staaten  zu  einer  Gesetzgebung  Ver- 
anlassung gegeben,  welche  das  Trucksystem  verbot  . . .  und  die  Be- 
schäftigung von  Frauen  und  Kindern  zur  Nachtzeit  strafbar  machte. 
Sie  haben  ferner  Schutzgesetze  erlangt,  welche  Leben  und  Glieder  der 
Angestellten  vor  unbedeckten  Maschinenteilen  sichern,  den  Einbau  von 
Feuerleitern  vorsehen,  männliche  und  weibliche  Fabrikinspektoren 
bestimmen.  Sie  haben  Gesetze  erwirkt,  welche  dem  Unternehmer  die 
wöchentliche  Lohnzahlung  zur  Pflicht  machen,  die  Löhne  der  Frauen 
und  Kinder  vor  Beschlagnahme  sichern,  die  Verantwortlichkeit  der 
Eisenbahnen  und  anderer  Korporationen  für  Unfälle  ihrer  Angestellten 
festlegen  *)  und  die  zulässige  Arbeitszeit  der  Frauen  und  Kinder  herab- 
setzen. Diese  Wirkungen  sind  gewiß  sympathisch  zu  begrüssen;  sie 
werden  nur  leider  durch  den  Umstand  stark  beeinträchtigt,  daß  in 
Amerika  zwischen  Gesetzgebung  und  Rechtsdurchsetzung  noch  ein 
weiter  Weg  ist,  der  nur  von  den  kapitalistisch  Kräftigen  mit  Aussicht 
auf  Erfolg  beschritten  werden  kann."  2) 

Denselben  Faktoren  ist  es  wohl  auch  zu  verdanken,  daß  in  i] 
Staaten  für  öffentliche  Arbeiten  der  Achtstundentag  eingeführt  wurde. 
Zwei,  Missouri  und  Montana,  haben  diese  Vorschrift  auf  private  Berg- 
und  Schmelzwerke  ausgedehnt. 

Andere  Gesetze  lassen  erkennen,  daß  sie  von  den  Unternehmern 
veranlaßt  wurden.  In  5  Staaten  (Alabama,  Colorado,  Illinois,  Indiana 
und  Texas)  ist  der  Boykott  gesetzlich  verboten,  in  33  bestehen  Gesetze, 
welche  gegen  Bedrohung,  Verschwörung  und  Verhinderung  Arbeits- 
williger gerichtet  sind.  Freilich  sind  auch  in  22  Staaten  schwarze  Listen 
untersagt.  Arbeitsstreitigkeiten  sucht  man  ebenfalls  in  Amerika  durch 
Schiedsgerichte  zn  beheben;  der  obligatorischen  Regelung  widersetzten 
sich  die  Arbeiter,  aber  in  8  östlichen  Staaten  hat  die  freiwillige  Unter- 
werfung unter  ihre  Entscheidung  gute  Früchte  gezeitigt 

Der  besondere  Ursprung  der  amerikanischen  Sozialpolitik  setzt  ihre 


2)  In  einigen  Staaten  (z.  B.  Massachusetts,  Ohio)  wird  aus  den  Beiträgen  der  Unter- 
nehmer ein  Fonds  angesammelt,  aus  dem  geschädigte  Arbeiter  entschädigt  werden,  in 
anderen  (z.  B.  New  Hampshire,  New  Jersey,  Illinois,  Wisconsin)  besteht  die  individuelle 
Haftpflicht. 

2)  F.  E.  Junge,  Amerikanische  Wirtschaftspolitik,  1910,  S.  130. 
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Grenzen  fest    Sie  stehen  dort,  wo  die  Macht  der  01  rten  Arbeiter 

über  die  Gesetzgeber  aufhört.  Daher  ihn- Hrsrhrankung  auf  bestimmte 
Staaten,  bestimmte  Gewerbe,  bestimmte  Arten  der  Sozialpolitik,  be- 
stimmte Arbeiterschichten«  Während  z.  I'..  in  einigen  Zweigen  in- 
dustrieller Tätigkeil  Arbeiterschutz  und  Unfallversicherung  Portschritte 
gemacht  li.il><-nr  sind  sie  In  anderen  noch  ungenügend.  Abgesehen  von 
Eisenbahnen  und  Bergbau  berechnet  man  die  Zahl  der  Unfälle  für  das 
Jahr  auf  20O0OO.  In  Rhode  Island  mit  Überwiegender  Textilindustrie 
betragen  die  Todesfälle  durch  Unfall  8,3  Proz.  aller  Todesfälle ;  bei  dem 
Bau  von  Wolkenkratzern  verunglückten  in  Chicago  in  dem  einen  Jahre 

1906  IO  Proz.  aller  Beschäftigten;  in  der  Stahlindustrie  Pittsburgs  ver- 
lieren trotz  verbesserter  Einrichtungen  4—5  Proz.  der  Arbeiter  ihr 
Leben.  „In  einem  Lande",  schreibt  Junge,  „wo  Konjunkturstockungen 
an  der  Tagesordnung  sind  und  mit  großer  Heftigkeit  auftreten,  ist  auch 
die  Gefahr  aller  Berufsklassen,  in  Zeiten  wirtschaftlichen  Niedergangs 
ohne  Verschuldung  brotlos  zu  werden,  größer  als  irgendwo  anders  .  . 
Die  Tatsache,  daß  die  Arbeitslöhne  infolge  straffer  Organisation  der 
Trade  Unions  in  guten  Zeiten  dauernd  hochgehalten  werden,  kann  die 
andere  Tatsache  nicht  aus  der  Welt  schaffen,  daß  es  eine  weit  größere 
Zahl  nicht  Unionierter  gibt,  welche  wohl  arbeitswillig  sind,  aber  bei 
der  spasmodischen  Wirtschaftsgebarung  keine  dauernde  Beschäftigung 
finden  können."  J)  Im  Durchschnitt  der  Jahre  1902  bis  1905  betrug  die 
Zahl   der  Arbeitslosen   etwa    15  Proz.,   während    der  Krisis   des  Jahres 

1907  stieg  der  Prozentsatz  auf  30— 36  Proz.  Der  Staat  hat  aber  bisher 
weder  die  Arbeitslosenversicherung  in  Angriff  genommen,  noch  über- 
haupt die  Arbeiterversicherung  geregelt;  das  Beste,  was  hier  erreicht 
ist,  verdanken  die  Arbeiter  in  erster  Linie  den  Gewerkvereinen,  dann 
den  Hilfskassen.-) 

Weshalb  bei  dieser  Lage  der  Dinge  die  Ausbeutung  der  Arbeit 
weiblicher  Personen,  der  Kinder  und  eben  aus  dem  Auslande  ein- 
gewanderter, häufig  der  Sprache  und  des  Rechtes  unkundiger  Personen 
besonders  grauenhafte  Züge  aufweist,  erfordert  keine  weitere  Erklärung. 
Dem  Leser  wird  der  Brand  eines  Newyorker  Wolkenkratzers,  bei  dem 
hunderte  von  Mädchen  zugrunde  gingen,  noch  in  der  Erinnerung  sein ; 
das  Arbeiterschutzgesetz  war  nicht  ausgeführt  worden.  Damals  be- 
hauptete die  Feuerwehr,  daß  es  in  New  York  zweihundert  solcher 
Fabriken  gebe.  Die  Ausnutzung  der  Kinderarbeit  sowohl  in  Fabriken, 
wie  in  der  Werkstatt  (Schwitzsystem)  ist  so  häufig  geschildert  worden, 


l)  S.  138. 

J)  Auch  Versicherungsgesellschaften  beschäftigen  sich,  wie  in  England,  mit  der 
Arbeiterversicherung.  Ihr  Betrieb  zeigt  dieselben  Schwächen,  wie  derjenige  der  eng- 
lischen. 
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daß  ich  nich  weiter  dabei  verweile.1)  Es  ist  auch  hier  eine  Reihe  von 
Staaten,  etwa  ein  Drittel,  zu  verzeichnen,  welche  mit  ihrer  Regelung 
(Alter  und  Beschäftigungsdauer  der  Zugelassenen)  angefangen  haben, 
aber  auch  hier  hapert  es  mit  der  Ausführung.  Und  was  nun  endlich 
die  Einwanderer,  die  in  dem  Lande  der  Menschenrechte  als  Menschen 
zweiter  Klasse  betrachtet  werden,  betrifft,  so  sei  erinnert,  daß  die  letzten 
Streiks  von  ihnen  ausgingen  und  die  Erhöhung  ihrer  armseligen  Löhne 
bezweckten.2) 

Wir  sahen  schon  im  ersten  Buche,  daß  Frankreich  die  Heimat 
der  sozialen  Demokratie  genannt  werden  kann,  daß  seine  erste  Revo- 
lution fast  mehr  eine  soziale  als  eine  politische  war,  daß  man  aus 
den  im  großen  angestellten  Experimenten  der  Vermögensausgleichung 
in  der  Konventsperiode  am  besten  erkennt,  was  unter  der  ungesunden 
sozialen  Demokratie  zu  verstehen  ist  und  daß  aus  der  Geschichte  der 
Revolution  von  1848  dasselbe  Begehren  hervorblickt.  Schon  die  Ver- 
fassung von  1791  stellte  Einrichtungen  in  Aussicht  zur  Erziehung  ver- 
lassener Kinder,  armer  Kranken,  Beschaffung  von  Arbeit  für  gesunde 
Arme.  Die  Verfassung  von  1793  erachtete  es  als  Pflicht  der  Gesell- 
schaft, den  unglücklichen  Bürgern  entweder  Arbeit  oder  Unterhalt  zu 
gewähren.  Dann  die  Proklamierung  des  Rechtes  auf  Arbeit  durch  die 
provisorische  Regierung  von  1848I  Selbst  nach  der  Verfassung  des- 
selben Jahres  schuldet  die  Gesellschaft  den  notleidenden  Bürgern  ent- 
weder Beschaffung  von  Arbeit  in  den  Grenzen  ihrer  Kräfte  oder  den 
Arbeitsunfähigen  Unterstützung,  wenn  sie  keine  Familie  haben.  Diese 
Bestimmungen  lasssen  den  auf-  und  abschwellenden  Einfluß  des  Pariser 
Proletariats  erkennen.  Allein  diese  Umwälzungen  und  Verfassungen 
gehören  der  Geschichte  an,  und  wir  wollen  uns  mit  der  dritten  Republik 
beschäftigen.  Trotz  aller  Hemmungen,  welche  das  Kapital  mittels  def 
parlamentarischen  Regierung  bedeutenden  Reformen  bereitet  hat,  sind 
nicht  wenige  soziale  Gesetze  erlassen  worden.  Die  Republik  hat  das 
Bildungswesen  zum  Teil  auf  neue  Grundlagen  gestellt,  und  nicht  nur 
die  Volksschule,  sondern  auch  die  Hochschule  hat  ihre  Fürsorge  er- 
fahren. Die  Armenpflege  ist  infolge  der  Gesetze  von  1893,  1904,  1905, 
1906  besser  geworden.  Fortschritte  der  Sozialpolitik,  wie  Schutz  der 
Arbeiterinnen  und  der  arbeitenden  Kinder,  Herabsetzung  der  Arbeitszeit 
erwachsener  Arbeiter,  Koalitionsfreiheit,  Erleichterung  "der  Bildung  von 
Genossenschaften,  Unfallversicherung  und  Förderung  des  freien  Arbeiter- 
versicherungswesens durch  die  den  Hilfskassen  gewährte  Erlaubnis,  Ver- 


*)  Vgl.  Junge  S.  167. 

*)  Wenn  es  nicht  in  dem  Berichte  des  österreichischen  Konsuls  stände,  würde  man 
es  aber  nicht  glauben,  daß  in  den  „Pressed  Steel  Car"  Werken  Arbeiter  um  ihren  Lohn 
betrogen  wurden  oder,  wenn  sie  sich  darüber  beklagten,  vor  den  Polizeirichter  als  „un- 
ordenüicbe  Personen"  gebracht  wurden,     a.  a.  O.  S.   165. 
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bände  zu   bilden,  endlich  Altersrenten   kann  au<  b   der  Sozialist    nicht 

abstreiten.  Die  Hauern  sind  durch  Agrarzolle,  das  Gesetz  über  das 
unangreifbare  Familiengut,  die  Organisation  des  landwirtschaftlichen 
Kredits  geschützt  worden,  der  Staat  hat  ihnen  im  Kampfe  gegen  die 
Reblaus  beigestanden,  ihre  Steuerlast  ist  durch  die  Reform  der  direkten 
Steuern  erleichtert  worden.  Endlich  sind  die  Wohnungsgesetzgebung 
und  die  Fürsorge  für  die  Beschaffung  billiger  Wohnungen  zu  erwähnen. 
Es  ist  ja  wahr,  es  ist  nicht  soviel  erreicht  worden,  als  hatte  erreicht 
werden  können,  aber  seitdem  die  Zahl  der  Sozialisten  sich  in  den 
neunziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  so  rasch  hob,  hat  doch  die 
Sozialpolitik  einige  Widerstände  überwunden. 

Auch  in  der  Schweiz  zeigt  im  allgemeinen  die  Gesetzgebung  dem 
Kapitale  und  der  Unternehmung  ein  freundlicheres  Gesicht,  als  den 
Arbeitern,  obwohl  es  hier  bei  weitem  nicht  dieselbe  Macht  besitzt  wie 
in  den  beiden  anderen  Demokratien.  Diese  Übereinstimmung  weist 
auf  ein  sehr  wichtiges  gemeinsames  soziologisch-politisches  Moment  hin. 
In  den  drei  Staaten  ist  nämlich  die  Zahl  der  Besitzenden,  bezüglich  der 
kleinen  Unternehmer,  sehr  groß,  so  daß  es  den  besitzlosen  Arbeitern 
schwer  wird,  die  Mehrheit  zu  erlangen;  in  Demokratien  müssen  sie  aber 
durch  eigene  Kraft  Macht  gewinnen.  Wir  sahen  schon  im  ersten  Ka- 
pitel, wie  viele  Jahre  bis  zur  Annahme  des  Kranken-  und  Unfall- 
versicherungsgesetzes verflossen  sind;  und  das  eidgenössische  Fabrik- 
gesetz von  1886  ist  längst  von  anderen  Staaten  überholt  worden. 
Selbst  in  einem,  was  soziales  Empfinden  betrifft,  so  hochstehenden 
Kanton,  wie  Baselstadt,  wurden  die  obligatorische  Krankenversicherung, 
die  Arbeitslosenversicherung  und  ein  Wohnungsgesetz  zwischen  1887 
und  1900  verworfen.  Die  Schweiz  stimmt  mit  den  beiden  anderen 
Demokratien  auch  in  der  Entwicklung  des  öffentlichen  Unterrichts- 
wesens überein;  daß  es  aber  in  ihnen  einen  höheren  Stand  erreicht 
habe,  als  in  der  deutschen  konstitutionellen  Monarchie,  wird  sich  nicht 
behaupten  lassen. 

Ziehen  wir  aber  nun  in  Betracht,  welche  Ansprüche  die  Sozial- 
demokraten erheben,  welche  starke  Stellung  die  Schweizer  Bauerschaft 
erobert  hat  und  wie  die  Zahl  der  öffentlichen  Betriebe1)  gewachsen  ist, 
dann  werden  die  folgenden  pessimistischen  Stimmen  verständlich. 
„Man  fordert  weit  weniger  vom  Staate",  sagt  Numa  Droz  in  einem  be- 
merkenswerten Aufsatze  über  die  Entwicklung  der  schweizerischen  De- 
mokratie, „die  Freiheit  zu  schützen,  als  die  Gleichheit   der   materiellen 


*)  „Le  pouvoir  demoeratiques,  sur  le  terrain  mouvant  de  la  faveur  populaire, 
victime  des  promesses  temeraires  de  la  periode  electorale  et  de  la  surenchere  des  partis, 
sait  oü  commence  l'etatisme,  mais  ne  sah  pas,  oü  il  finit."  Journal  de  Geneve,  21.  No- 
vember 1906. 
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Lage  herzustellen". *)  Und  Zurlinden  zieht  die  sozialen  Folgerungen 
aus  den  wachsenden  Ansprüchen  der  Arbeiter  und  der  Bauern  mit  den 
Worten:  „So  wird  dem  Städter  die  Aussicht,  zwischen  der  mächtigen 
Arbeiterorganisation  auf  der  einen  und  der  Bauernorganisation  auf  der 
anderen  wie  zwischen  zwei  Mühlsteinen  zermalmt  und  aufgerieben  zu 
werden". 2) 

Diese  Zeugnisse  (von  denen  eins  die  Ursachen  des  Entstehens  einer 
städtischen  Mittelpartei  erkennen  läßt)  beweisen,  daß  in  der  Schweiz 
das  Gleichgewicht  der  Klassen  sich  nur  mit  Mühe  erhält,  daß  einzelne 
Klassen  in  ihrem  starken  Begehren  nach  materieller  Wohlfahrt  andere 
unterdrücken.  Den  aus  dem  Klassenkampf  hervorgehenden  Verwesungs- 
prozeß haben  wir  ungesunden  sozialen  Demokratismus  genannt.  Wir 
müssen  jetzt  genauer  zu  erkennen  suchen,  worin  er  besteht.  Zu  diesem 
Zweck,  klassifizieren  wir  die  in  den  heutigen  Staaten  angewandten  Me- 
thoden der  Sozialpolitik. 

Der  Staat  kann  erstens  Reformen  allein  durch  die  rechtliche  Re- 
gelung bisher  nicht  genügend  oder  garnicht  geordneter  Verhältnisse 
herbeiführen :  Regelung  des  Lenrlingswesens,  der  Beziehungen  zwischen 
Hausindustriellen,  Faktoren  und  Verlegern,  des  ländlichen  Erbwesens, 
des  Genossenschaftswesens,  des  Arbeiterversicherungswesens  usw.  Er 
kann  zweitens  bestimmte  Personen  durch  das  Anbieten  bestimmter 
Vorteil  veranlassen,  sich  bestimmte,  ihnen  und  ihm  dienliche  Ver- 
pflichtungen aufzuerlegen.  So  die  ersten  englischen  Arbeiterversiche- 
rungsgesetze. Drittens  kann  er  kleinen  Unternehmern  billigen  Kredit 
zur  Verfügung  stellen  oder  ihnen  die  zur  Erwerbung  der  Selbständig- 
keit nötigen  Mittel  vorschießen,  endlich  für  große  soziale  Zwecke  ein- 
malige Summen  ohne  Rückzahlungsverpflichtungen  hergeben.  Viertens 
kann  er  bestimmte  Klassen  zwingen,  etwas  zu  tun,  was  sowohl  in  ihrem 
eigenen,  wie  im  Interesse  des  Staates  liegt ;  so  die  Versicherungspflicht 
für  diejenigen  Schichten  der  Bevölkerung,  welche,  hauptsächlich  der 
Verarmung  verfallend,  die  Versorgungspflicht  der  Gesamtheit  bean- 
spruchen. Mit  dieser  Methode  kann  fünftens  eine  der  zweiten  ähnliche 
verbunden  sein,  der  Staat  leistet  Zuschüsse  und  zwingt  andere  zu  Bei- 
trägen; das  Prinzip  der  deutschen  Versicherungsgesetzgebung.  Er  kann 
sechstens  in  die  Organisation  der  heutigen  Volkswirtschaft  auf  folgende 
Weise  eingreifen.  Ihr  Organisator  ist  der  Unternehmer,  welcher  freie 
Verträge  sowohl  mit  anderen,  Vorprodukte  liefernden  oder  seine  Er- 
zeugnisse abnehmenden  oder  Kapitalien  leihenden  Unternehmern,  als 
auch  mit  Arbeitern  abschließt.  Die  Freiheit  der  Unternehmung  und 
die   Freiheit   des  Vertrages    sind    die    Grundlagen   unserer   Wirtschafts- 


*)  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft  1899. 

s)  Jahrbuch  der  Züricher  Freitagszeitung  1906,  S.   53. 
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Ordnung;  die  Einkommenverteilung  ist  da  I  i  ebnis  der  vom  Unter* 
aehmer  abgeschlossenen  Verträge;  er  zahlt  ausbedungene  Einkommen 
.in  andere  Unternehmer  und  die  Arbeiter,  und  bezieht,  falls  er  ein 
Einkommen  erhält,  den  Überschuß  des  Gelderlöses  für  die  abgesetzten 
Waren  oder  Dienste  Über  die  gezahlten  Einkommen  und  ander-:  Pro- 
duktionskosten als  sein  Einkommen.  Nun  bat  der  beutige  Staat  be- 
sehrankt: den  Unternehmer  in  der  Verwendung  der  Arbeiter  durch 
die  Arbciterschutz^csetzgebung  und  die  Koalitionsfreiheit,  ganz  abge- 
sehen von  den  mit  der  Zwangsversicherung  entstehenden  Lasten;  den 
Gläubiger  durch  die  Wuchergesetzgebung,  die  Heimstättengesetzgebung 
im  besonderen,  die  Beschränkung  des  Pfandrechtes  im  allgemeinen.  Er 
kann  siebentens  den  Bürgern  einen  Zuschuß  zu  ihrem  Einkommen  ge- 
währen, z.  B.  in  der  GestaL  von  Altersrenten,  Witwen-  und  Waisen- 
renten, Übernahme  eines  Teiles  der  Kosten  der  Kindererziehung. 

Von  diesen  sieben  Methoden  stimmen  die  beiden  ersten  mit  den 
Grundgedanken  unserer  Wirtschaftsordnung  genau  überein;  die  dritte 
mit  unserer  staatlichen  Gesellschaftsordnung,  weil  der  Gesamtheit  die 
Pflicht  obliegt,  für  die  Armen  aufzukommen.  Die  vierte  ist  sehr  wert- 
voll, weil  der  Staat,  ohne  der  Gesamtheit  schädliche  Opfer  aufzuerlegen, 
ihr  neue  Kräfte  und  Eigenschaften  zuführt.  Die  fünfte  ist  bedenklich, 
sie  läßt  sich  nur  so  lange  rechtfertigen,  als  sie  als  Ansporn  wirkt  und 
als  eine  durch  die  Schwierigkeiten  der  Verhältnisse  gegebene  vorüber- 
gehende Maßregel  betrachtet  wird.  Die  sechste  und  siebente  erfordern 
eine  ausführlichere  Kritik.  Der  in  allen  fortgeschrittenen  Staaten  be- 
stehende Arbeiterschutz  ist  eine  heilsame  Maßregel,  weil  Volkskraft 
höher  steht  als  Güterhervorbringung,  zudem  die  geschützten  Personen 
vornehmlich  zu  den  schwächeren  Teilen  des  Volkes  gehören ;  von  einer 
Wuchergesetzgebung,  wie  der  deutschen,  welche  die  Freiheit  nur  ver- 
brecherischer Elemente,  nicht  wirtschaftender  Personen,  einengt,  gilt 
dasselbe ;  dagegen  ist  eine  die  Selbstverantwortlichkeit  des  Wirtschafts- 
subjektes einschläfernde  Sicherheit  gegen  Pfändung  nicht  empfehlens- 
wert. Was  die  Herstellung  der  Koalitionsfreiheit  betrifft,  so  war  sie 
nicht  zu  vermeiden,  da  die  Einführung  der  wirtschaftlichen  Freiheit 
dem  größeren  Unternehmer  ein  schädliches  Übergewicht  über  den 
einzelnen  Arbeiter  gegeben  hatte,  wenn  es  nicht  gelang,  die  Interessen 
der  Parteien  mit  einander  und  dem  allgemeinen  Interesse  durch 
andersgeartete  Maßregeln  zu  versöhnen.  Aber  an  der  Verhinderung 
ihrer  Auswüchse  hat  man  erst  gedacht,  als  die  wirtschaftliche  Zer- 
rüttung, welche  die  Kämpfe  koalierter  Arbeiter  und  Unternehmer  her- 
beiführten, es  den  Parteien  nahelegte,  sie  durch  Tarifverträge,  Schieds- 
gerichte zu  beendigen.  Ausgezeichnete  Einrichtungen,  wenn  die 
Parteien  guten  Willens  sindl     Daher    ist   zu   betonen,   daß    die   Unter- 
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nehmung  die  Organisationsform  unserer  Volkswirtschaft  ist,  deren  Leiter 
nicht  willkürlich  in  ihren  Entschlüssen  gehemmt  werden  dürfen. 

Ganz  zu  verwerfen  ist  dagegen  die  siebente  Methode.  Nicht  weil 
sie  das  Einkommen  der  unteren  Klassen  erhöht,  was  alle  Sozialpolitiker 
für  eine  sehr  wichtige  Aufgabe  halten,  sondern  weil  die  freiwillige,  be- 
wußte Einkommengestaltung  in  unserer  Volkswirtschaft  nicht  zu  den 
Aufgaben  des  Staates  gehört,  und  gehören  kann.  Die  geheimste  Trieb- 
feder unserer  auf  Privateigentum,  Ehe  und  Familie  beruhenden  Wirt- 
schaftsordnung ist  das  Streben  nach  Besserung  der  Lebenslage,  nach 
dem  gesellschaftlichen  Aufstieg.  Die  Methode  des  Geschenkes  aber 
lähmt  sie  in  den  wohlhabenden  Klassen,  weil  sie  für  fremde  Zwecke 
besteuert  werden,  und  in  den  ärmeren,  weil  sie  einen  bequemeren  Weg 
zu  deren  Besserung  kennen  gelernt  haben.  Man  darf  einer  Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung  nicht  einen  Staat  aufzwingen,  der  mit  ihrem 
Wesen  im  Widerspruche  steht  Man  beachte  es  aber  wohl :  es  werden 
nicht  große  Aufwendungen  des  Staates  zu  sozialen  Zwecken  für  nach- 
teilig erachtet,  es  werden  nicht  Einkommen-,  Vermögens-  und  Erb- 
schaftssteuern für  verwerflich  erklärt,  sondern  direkte  Verfahren  zur 
Einkommenausgleichung  verurteilt.  Sehr  vielen  Sozialpolitikern  ist  das 
Verständnis  der  organischen  und  psychischen  Grundlagen  unserer 
Wirtschaftsordnung  abhanden  gekommen;  sie  wissen  nicht,  daß  sie  auf 
dem  Unternehmungsgeiste,  der  Freiheit,  der  Selbsttätigkeit  und  der 
Selbstverantwortlichkeit  beruht.  *)  Sie  weisen  eingehend  nach,  wie  von 
despotischen  Fürsten  in  der  Vergangenheit  das  wirtschaftliche  Aufblühen 
ihrer  Länder  zurückgehalten,  ja  untergraben  worden  ist,  weil  sie  engen 
Verstandes  mit  brutaler  Selbstsucht  das  Vermögen  ihrer  Untertanen 
an  sich  gerissen  haben,  aber  aus  diesen  Erfahrungen  verstehen  sie  keine 
Folgerung  für  den  drohenden  Massendespotismus  der  Zukunft  abzuleiten. 
Auch  wissen  sie,  daß  in  England  diese  Art  Sozialpolitik  die  Demorali- 
sation des  Arbeiters  bewirkt  hat. 2)  Sie  erhoffen  doch  nicht  dasselbe 
Schicksal  für  unsere  Arbeiter? 

Die  Unterscheidung  einer  gesunden  sozialen  Demokratie  von  einer 
ungesunden,  eines  gesunden  sozialen  Demokratismus  von  einem  krank- 
haften wird  nunmehr  berechtigt  erscheinen.  Der  gesunde  soziale  Demo- 
kratismus versündigt  sich  weder  gegen  die  Organe  noch  gegen  die 
Psyche  einer  durch  Privateigentum  und  Freiheit,  Ehe  und  Familie  charakteri- 


1)  Eine  breitere  Darlegung  des  Standpunktes  des  Verfassers  findet  sich  in  folgen- 
den Aufsätzen :  „Die  Zukunft  der  Koalitionsfreiheit  und  der  Gewerkvereine"  (Gegenwart  1898), 
„Noch  einmal  die  Handwerkerversicherung"  (Soziale  Praxis  1903),  „Fallende  und  steigende 
Stücklöhne"  (Conrads  Jahrbücher  1905).  Der  Verfasser  legt  nur  auf  seine  grundlegende 
Auffassung,  nicht  auf  seine  Vorschläge  Gewicht. 

2)  Vgl.  das  Kapitel  „The  Demoralisation  of  the  Laborer"  in  des  Verfassers 
„A  History  of  the  English  Agricultural  Laborer"   1908. 
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sierten  Gesellschaftsordnung.  Anders  der  krankhafte  soziale  Demokratis- 
mus,  dessen  Tendenzen  sind:  erstens  die  Mißachtung  der  organischen 
Struktur  unserer  Wirtschaftsordnung  und  zweitens  die  Geringschätzung 
ihrer  psychischen  Motoren.     Ich  will  es  weiter  ausfuhren. 

Das  Individuum  will  die  mit  jeder  Organisation  gegebene  Hierarchie 
der  Funktionen  nicht  anerkennen;  es  soll  nicht  anordnende  und  aus- 
führende Organe  geben,  es  gibt  nur  gleichberechtigte,  ungegliederte 
Menschcnatome ;  es  soll  auch  nicht  gehalten  sein,  irgendeinen  auf  eine 
bestimmte  Zeit  abgeschlossenen  Vertrag  zu  halten,  es  soll  ihn  in  jedem 
Augenblicke  brechen  können;  so  will  es  die  individuelle  Selb'jtharrlichkeit, 
daß  man  selbst  nicht  gebunden  werden  darf,  aber  den  anderen  seinen 
Willen  aufzwingen  kann.  Die  vom  Zaune  gebrochenen  Arbeitsein- 
stellungen, Gewalttätigkeiten  gegen  die  Arbeitswilligen  und  die  sie 
beschützende  Polizei,  Gewalttätigkeiten,  die  sich  bis  zum  Totschlage  und 
Morde  steigern,  mit  ihnen  verbunden  Sabotage,  aus  den  partiellen 
Streiks  hervorgehende  Massenstreiks  und  Massenaussperrungen,  Unbe- 
kümmertheit dagegen,  ob  sie  das  wirtschaftliche  Leben  ganzer  Städte, 
ja  ganzer  Provinzen  erschüttern,  und,  wenn  der  Krieg  zu  Ende  ist, 
Zwang  gegen  den  Unternehmer,  seine  schlimmsten  Feinde  wieder  ein- 
zustellen, die  Männer  aber,  die  ihm  in  den  schweren  Zeiten  geholfen 
haben,  von  seinem  Betriebe  auszuschließen;  Forderung  der  Koalitions- 
freiheit auch  für  die  Staatsbeamten,  obwohl  der  ruhige  Gang  der  Staats- 
maschine für  das  Leben  der  Bürger  dieselbe  Bedeutung  hat,  wie  das 
Atmen  für  den  Körper,  und  das  Beamtenrecht  von  dem  Arbeiterrechte 
verschieden  ist.  Das  sind  Vorgänge,  die  in  politischen  Demokratien, 
wie  jedem  bekannt  ist,  nicht  grade  selten  vorgekommen  sind.  Das 
durch  seine  Größe  leicht  Verständliche  läßt  sich  auf  anderen  Gebieten 
bei  genauerem  Zusehen  ebenfalls  beobachten.  Die  Ehe  ist  eine  Organi- 
sation des  Geschlechtslebens,  die  niemand  als  eine  ideale  betrachten 
wird,  die  aber,  wie  die  Unternehmung,  als  die  dem  heutigen  Gesell- 
schaftszustande entsprechende  anerkannt  werden  muß.  Es  ist  denkbar, 
daß  es  einstens  eine  höhere  Gesellschaftsordnung,  wie  ohne  Unter- 
nehmung, so  auch  ohne  Ehe,  geben  wird.  So  lange  sie  nicht  besteht, 
sind  die  Angriffe  auf  sie  ebenso  gefährlich  wie  die  Zertrümmerung  eines 
alten  schlechten  Schiffes,  das  uns  wenigstens  über  den  Ozean  trägt. 
Als  ein  Zeichen  des  gegen  die  Ehe  gerichteten  Unabhängigkeitsdranges 
ist  es  bemerkenswert,  daß  im  allgemeinen  in  Demokratien  die  Zahl 
der  Ehescheidungen  höher  als  in  Monarchien  ist;  zur  Vermeidung  eines 
Mißverständnisses  sei  betont,  daß  es  mir  ferne  liegt,  die  Ehescheidung 
an  sich  anzugreifen,  ich  wende  den  Blick  auf  die  hohe  Zahl  der 
Scheidungen.  Um  die  Wende  des  vorigen  Jahrhunderts  wurden  in  den 
Vereinigten  Staaten  auf  100000  Köpfe  73  Ehen  geschieden,  in  der 
Schweiz  32,  in  Frankreich,  wo  sie  erst  seit  kurzer  Zeit  eingeführt  war, 
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schon  23.    Dagegen  in  Österreich  nur  eine,  in  England  und  Wales  zwei, 
in  Schottland  vier,  in  Norwegen  sechs,  in  Preußen  fünfzehn,  im  Deutschen 
Reich  fällt  die  höchste  Zahl  mit  29  auf  das  „rote  Königreich"  Sachsen. 1) 
Dieselbe  Mißachtung  gegen  die  Ehe  beweist  die  ungesunde  Demokratie 
dadurch,   daß   sie  der  Ehefrau   das  Stimmrecht   geben   will;    hierdurch 
treibt  sie  einen  Keil  in  dieses  innigste  aller  Verhältnisse,  sie  ermöglicht 
die  bitterste  Feindschaft  zwischen  Mann  und  Weib.    Die  Familie  kann 
nicht   ohne  Autorität   der  Eltern   bestehen.     Nun   ist   die  Union   nach 
dem  Urteile  vieler  Beobachter   auch  das  Land,    wo  lose  Prinzipien  der 
Kinderzucht  herrschen   und   die   Sprößlinge   sich   als   gleichberechtigte 
Bürger  respektlos  gegen   ihre  Eltern   benehmen,    es   ist   das  Land,   wo 
Kinder    spekulieren    und    Zeitungen    herausgeben. 2)      Auch    die    Be- 
obachtungen über  Frankreich  stimmen  insofern  mit  diesen  überein,  als 
sie   auch   in   den   wohlhabenden   Klassen   zwar   ein   inniges   Verhältnis 
zwischen  Mutter  und  Kind,    aber  nur  ein  schwaches  auf  Autorität  be- 
ruhendes  zwischen  Vätern   und   Kindern   behaupten.     Hierdurch   wird 
die  Ansicht  widerlegt,  als  ob  die  Respektlosigkeit  gegen  die  Eltern  nur 
die   Wirkung  veränderter   wirtschaftlicher  Verhältnisse    sei:    das   Kind 
werde  frühe  selbständig   und  verliere  aus  diesem  Grunde  die  Achtung 
vor  den  Eltern. 8)     Die  Ehe   bietet,   wenn   auch  keine  große,   so    doch 
eine  größere  Gewähr   für  gute  Kinderpflege,    als   das  Konkubinat  und 
das   noch  losere   Verhältnis;    sie   bietet  keine   große,   aber   doch   eine 
größere  Gewähr  für  die  gesunde  Beschaffenheit  der  Kinder,   denn   die 
Eingehung  der  Ehe  setzt  immerhin  bei  den  Erzeugern  eine  gesichertere 
Lebensstellung  voraus  und  daher   eine   größere   sittliche,   leibliche  und 
intellektuelle  Kraft;  sie  wird  sich  auch  mehr  den  Erwerbsmöglichkeiten 
anpassen.     Uneheliche  Geburten   wird   daher   der  Politiker  trotz    allem 
Mitgefühl  mit  menschlichen  Irrungen   als   ein  Unglück   betrachten.     Ja 
er  wird  geneigt  sein,   eine  Strafe  für  die  Eltern  unehelicher  Kinder  zu 
verlangen, 4)  denn  die  Ehe  ist  mindestens  ein  ebenso  wichtiges  Funda- 
ment  unserer    Gesellschaftsordnung    wie    das    Privateigentum,    dessen 
Verletzung  in  jedem  Jahre  viele  Tausende  in  die  Gefängnisse   führt.5) 


*)  E.  Schultze,  Die  Ehescheidungen  in  den  Vereinigten  Staaten.  Zeitschrift  für 
Sozial  Wissenschaft  1910.     Neueste  Zahlen:  Schw.  43,  Fr.  33,  Sachsen  32,  4,  Engl.  17. 

8)  Vgl.  unter  anderen  das  genannte  Werk  von  W.  v.  Polenz. 

3)  Neben  dem  wohlbekannten,  in  mehreren  Auflagen  erschienenen  Werke  von 
Karl  Hillebrand  „Frankreich  und  die  Franzosen"  sei  Philip  G.  Hamerton  genannt.  Vgl. 
in  seinem  Buche  ,French  and  English"  das  Kapitel  „The  Education  of  the  Feelings". 

*)  Diese  Strafe  braucht  nicht  notwendigerweise  in  Haft  oder  Gefängnis  zu  be- 
stehen. Die  Vorschrift,  daß  die  Namen  der  unehelichen  Eltern  öffentlich  angeschlagen, 
deren  Heimatsorte  übermittelt,  bei  dem  Entschluß,  eine  Ehe  einzugehen,  solche  Tat- 
sachen dem  anderen  Teile  von  der  Gemeindeverwaltung  mitgeteilt  werden,  würde  sehr 
viel  verhindern.     Beim  zweiten  Falle    könnte  Geld-   oder  Haftstrafe    empfehlenswert   sein. 

6)  Viele  Privatrechtsjuristen  vermögen  diesen  Parallelismus  nicht  einzusehen. 
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Neuerdings  aber  werden  Einrichtungen  verlangt,  welche  die  iineh<  liehe 
Mutter  der  ehelichen  gleichstellen  wurden,  und  die  größere  Sterb- 
lichkeit der  unehelichea   Kinder    wird    ausschließlich    aus    dm    außep-n 

Lebensverhältnissen,  gar  nicht  aus  den  konstitutionellen  der  Erzeuger 

erklärt;  ihr  Versagen  im  Leben  schreibt  man  nur  der  Gesellschaft,  nicht 
auch  ihrer  Abstammung  von  oft  körperlich,  geistig  und  sittlich  minder- 
wertigen lVrsonen  zu;1)  ja  wir  sollen  glauben,  daß  die  unehelichen 
Kinder  die  Klite  der  Unmündigen  darstellen.  Dieselbe  Mißachtung  und 
Feindseligkeit,  welche  die  ungesunde  soziale  Demokratie  gegen  Ehe  und 
Unternehmer  zeigt,  offenbart  sie  in  ihrem  Verhältnis  zum  Heere.  Wir 
wollen  weder  einen  Schluß  daraus  ziehen,  daß  in  den  Vereinigten 
Staaten  jährlich  etwa  ein  Viertel  der  Armee  desertiert,  noch  daraus, 
daß  in  einem  Lande,  wie  der  Schweiz,  als  Niederschlag  einer  Jahr- 
hunderte langen  stolzen  Geschichte,  noch  soviel  Soldatengeist  auf- 
gespeichert ist,  sondern  wir  verweisen  auf  den  in  Frankreich  grassierenden 
Antimilitarismus;  so  stark  ist  er,  daß  sich  die  schöne  Literatur,  wie 
„Le  Soldat  Bernard"  beweist,  des  Stoffes  bereits  bemächtigt  hat.  Die 
durch  ethische  Phrasen  unverhüllte  Absicht  der  Antimilitaristen  ist  es, 
das  Heer  so  zu  desorganisieren  und  zu  demoralisieren,  daß  es,  wie 
während  der  ersten  Revolution,  den  den  Umsturz  Beginnenden  keinen 
Widerstand  leisten  kann.  Aber  es  untergraben  auch  demokratische  Ideen 
von  der  Gleichheit  der  Menschen  die  Disziplin,  denn  Heer  und  Demokratie 
fliehen  sich  wie  Feuer  und  Wasser. 2)  Das  Verhältnis  des  Offiziers  zum 
Soldaten  soll  einen  väterlichen,  keinen  militärischen  Charakter  haben,  der 


x)  Die  gleiche  Übertreibung  und  Unklarheit  in  dem  Kampfe  gegen  die  Säuglings- 
sterblichkeit. Viele  Säuglinge  sind  so  schwach,  stammen  von  so  kümmerlich  veranlagten 
Eltern  ab,  daß  sie  lebensunfähig  sind.  Erfahrene  Damen,  die  sich  der  Säuglingsfürsorge 
■widmeten,  haben  es  mir  bestätigt.  Es  läßt  sich  übrigens  aus  Folgendem  schließen.  Ärzt- 
liche Untersuchungen  (z.  B.  diejenigen  des  Professors  Jakob)  ergeben,  daß  ein  großer 
Prozentsatz  unserer  Schuljugend  erheblich  belastet  ist.  Wenn  nun  ein  so  beträchtlicher 
Prozentsatz  so  belasteter  Kinder  am  Leben  bleiben  konnte,  dann  kann  die  Säuglings- 
pflege nicht  so  schlecht  gewesen  sein,  und  es  ist  wahrscheinlich,  daß  die  alleruntüchtigsten 
Elemente  lebensunfähig  waren.  In  dieser  Auffassung  wird  man  auch  durch  die  Be- 
obachtung von  Geheimrat  Dietrich  bestärkt,  daß  von  1876 — 1906  die  Gesamtsterblichkeit 
um  ein  Drittel  abgenommen  hat,  während  die  Kindersterblichkeit  im  ersten  Lebensjahre 
keine  wesentliche  Abnahme  erkennen  läßt.  Ist  es  möglich,  sich  diesen  Widerspruch 
anders  zu  erklären,  als  daraus,  daß  immer  mehr  minderwertige  Elemente  sich  fort- 
pflanzen? (Der  Tag,  14.  September  191 1).  Der  Hinweis  auf  die  geringe  Sterblichkeit 
unter  den  reichen  Klassen  macht  auf  denjenigen  keinen  Eindruck,  welcher  weiß,  wie 
viele  lebensuntaugliche,  schlaffe,  perverse,  nerven-  und  gemütskranke  Menschen  der 
höheren  Klassen  über  die  ersten  Jahre  hinwegkommen  ,  um  dann  später  in  um  so 
jämmerlicherer  Weise   zu  sterben  oder  auch  dahin  zu  leben. 

2)  Klar  und  ausführlich  dargelegt  von  Delafosse,  Psychologie  du  Depute  1904, 
S.  154  f.  Le  principe  de  la  demoeratie  c'est  l'egalite,  le  principe  constitutif  des  armees 
c'est  la  hierarchie. 
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Vorgesetzte  soll  sich  an  den  Verstand  seiner  Untergebenen  wenden  und 
ihre  sympathischen  Instinkte  durch  seine  Herzensgüte  erobern.  Da  es 
nun  aber  überall  viele  Menschen  gibt,  welche  wenig  Verstand  und 
schwach  ausgebildete  sympathische  Instinkte  haben,  da  sich  energische 
und  haßerfüllte  Aufrührer  in  jeder  Gesellschaft  befinden,  welche  über 
unselbständige  Menschen  große  Gewalt  besitzen,  da  es  endlich  widrige 
Lagen  gibt,  in  denen  die  harte  Pflicht  nur  von  an  Gehorsam  gewöhnten 
Menschen  getan  werden  kann,  so  sind  Verstöße  gegen  die  Disziplin, 
insbesondere  unter  den  Reservisten,  nicht  selten;  der  Offizier  wird  sie 
möglichst  zu  verheimlichen  suchen,  da  die  antimilitaristische,  sozialistische 
und  radikale  Presse  ihm  die  Schuld  zuzuschreiben  geneigt  ist  und  ihm 
dadurch  sein  Aufrücken  erschwert  oder  unmöglich  macht  Ehrgeizige 
Streber  sind  eifrige  Verfechter  der  neuen  Ideen,  ernste  Offiziere  werfen 
die  Frage  auf,  ob  die  allgemeine  Wehrpflicht  in  einer  Demokratie  auf 
die  Dauer  durchführbar  sei 

Wenn  wir  nun  genügend  verdeutlicht  haben  sollten,  daß  der  un- 
gesunde soziale  Demokratismus  nicht  erkennt,  daß  die  Menschheit  nur 
in  natürlichen  oder  künstlichen  Organisationen  ihre  Zwecke  erreichen 
kann,  daß  er  die  Wurzel  aller  dem  menschlichen  Gedeihen  unentbehr- 
lichen Tugenden,  wie  Gehorsam,  Treue,  Unterordnung,  Selbstbeherrschung, 
Altruismus  zerstört,  dann  dürfen  wir  die  zweite  Tendenz  noch  genauer 
betrachten.1) 

Die  ungesunde  soziale  Demokratie  beansprucht  für  die  unteren,  ja 
selbst  die  mittleren  Klassen  Alterspensionen,  Witwen-  und  Waisen- 
pensionen, Erziehung,  Kleidung  und  Ernährung  aller  Zöglinge  in  allen 
Schulen,  die  Aufziehung  der  unehelichen  Kinder  als  „enfants  de  la 
patrie"  auf  Kosten  der  Gesellschaft2).  Da  aber  die  Gesellschaft  weder 
eheliche  noch  uneheliche  Kinder  erzeugt,  keine  Witwen  und  Waisen 
hinterläßt,  auch  keine  Zöglinge  auf  Schulen  schickt,  so  wird  sie  diese 
Pflicht  nicht  anerkennen,  sondern  ihre  Erfüllung  von  Denjenigen  er- 
warten, die  für  das  Dasein  dieser  Ansprüche  verantwortlich  sind.  Wenn 
aber  der  Staat  aus  Humanität  oder  aus  wohlverstandenem  Selbst- 
interesse, oder  weil  er  von  seiner  Mitschuld  überzeugt  wäre,  jene  Pflicht 
anerkennen  wollte,  so  würde  er  den  Grundsatz  aufstellen,  daß  jede 
Pflicht  einer  Person  die  Pflicht  einer  anderen  bedingt  Mit  anderen 
Worten,  er  würde   ihre  Erfüllung    von    gewissen  Voraussetzungen   ab- 


')  Feinsinnig  führt  Röscher  aus,  daß  die  extreme  Demokratie  auch  die  natürlichen 
geographischen  Verbände  zerreißt.  Er  verweist  auf  die  Reformen  des  Kleisthenes  und 
die  Departementaleinteilung  der  französischen  Revolution.     Politik  S.  343. 

•)  Der  französische  Sozialdemokrat  Robert  Hertz  bat  sich  um  die  Gegner  der 
Sozialdemokratie  ein  großes  Verdienst  dadurch  erworben,  daß  er  in  seiner  Schrift 
„Sozialisme  et  Depopulation"  offen  verlangt,  daß  die  Bourgeosie  zur  Aufziehung  der  Kinder 
der  Proletarier  beitrage. 
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bängig  machen:  daß  nur  BOlcbe  Personen  eine  Ehe  eingingen,  von 
denen  eine  geiltig,  sittlich  und  körperlich  gesunde  Nachkommenschaft 
erwartet  werden  konnte,  daß  dir  lortpflanzung  etwa  auf  die  Lebens- 
alter von  25  bis  40  beschränkt  würde,  daß  jeder  sich  gegen  Alter  und 
seine  Nachkommen  gegen  frühzeitigen  Tod  versicherte,  daß  nur  solche 
Zöglinge  in  den  Schulen  die  genannten  Vorteile  genössen,  die  sich 
durch  Fleiß,  Aufführung  und  Begabung  ihrer  würdig  machten.  Zur 
Verdeutlichung  sei  folgendes  Beispiel  hinzugefügt:  Wir  hören  immer 
wieder,  daß  Besitzer  von  offenen  Ladengeschäften  die  Unterdrückung 
von  Warenhäusern  und  Konsumvereinen  fordern,  damit  sie  eines  an- 
gemessenen Unterhaltes  sicher  seien:  dieser  Anspruch  wäre  gerecht, 
wenn  sie  sich  gewissen  Bedingungen,  welche  die  Käufer  zur  Wahrung 
ihrer  Interessen  stellen  müßten,  fügen  wollten:  z.  B.  Zulassung  einer 
dem  Absatz  entsprechenden  Anzahl  von  Kauf  leuten,  Nachweis  eines  ge- 
nügenden Kapitals  und  einer  gründlichen  kaufmännischen  Bildung, 
Festsetzung  gerechter  Warenpreise  durch  die  Behörden.1)  Aber  wir 
vernehmen  niemals  von  der  Geneigtheit,  solchen  Bedingungen  nach- 
zukommen. Die  Kaufleute  beanspruchen  das  durch  die  Gewerbefreiheit 
gegebene  Recht,  sich  als  Händler  bedingungslos  niederzulassen,  aber 
sie  versagen  den  Käufern  die  durch  dieselbe  Rechtsordnung  gewährte 
Freiheit,  dort  zu  kaufen,  wo  es  ihnen  beliebt;  ihnen  legen  sie  die  Pflicht 
auf,  sich  nur  bei  ihnen  zu  versorgen.  Diesen  grellen  Widerspruch  von 
Recht  und  Freiheit,  von  Pflicht  und  Zwang  bemerken  wir  auch  in  den 
vorher  erörterten  Forderungen.  Stets  wird  der  Gesellschaft  die  Pflicht 
auferlegt,  für  die  Torheiten  der  Einzelnen  aufzukommen.  Da  nun  die 
Gesellschaft  für  jeden  aus  allen  anderen  Personen  des  von  ihm  be- 
wohnten Landes  besteht,  so  verstände  man  nicht,  weshalb  nicht  jeder 
für  sich  selbst  verantwprtlich  sein  sollte,  anstatt  seinen  Anteil  an  der 
Verantwortlichkeit  für  alle  anderen  zu  tragen,  wenn  es  nicht  Mitgüeder 
der  Gesellschaft  gäbe,  die  durch  Wohlhabenheit  über  den  gesell- 
schaftlichen Durchschnitt  hervorragten.  Hierauf  läuft  tatsächlich  die 
Verantwortlichkeit,  die  Pflicht  der  „Gesellschaft"  hinaus :  auf  die  größt- 
mögliche Inanspruchnahme  des  Einkommens  und  Vermögens  der  wohl- 
habenden Klassen  für  die  Erhöhung  des  Einkommens  und  Vermögens 
der  unteren  —  durch  die  Methode  des  Geschenkes. 

Diese  Tendenzen  sind  es,  welche  den  ungesunden  sozialen  Demo- 


')  Der  besondere  Fall  des  Verbotes  für  Staats-  oder  Gemeindebeamte,  Konsum- 
vereine zu  begründen,  wird  im  Tejrte  wegen  seines  grotesken  Charakters  nicht  erörtert.  Sie 
beziehen  ihr  Gehalt  für  die  Dienste,  die  sie  dem  Staate  oder  der  Gemeinde  leisten, 
welche  Organisationen  sind,  die  von  den  individuellen  Bürgern  verschieden  sind.  Sie 
sind  daher  auch  nicht  individuellen  Bürgern  verpflichtet  und  können  ihr  Einkommen  frei 
verwenden.  Überdies  fließen  Stadt-  und  Staatseinnahmen  nicht  nur  aus  den  Steuern  der 
Kauf leute ;  zum  Teil  kommen  sie  aus  ihren  eigenen  Steuern. 
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kratismus  zu  einer  kulturzerstörenden  Erscheinung  machen :  das  Streben 
nach  persönlicher,  die  menschlichen  Organisationen  mißachtender  Gleich- 
heit, das  Streben  nach  persönlicher  Unabhängigkeit  und  Ungebunden- 
heit,  welches  die  Gesellschaft  für  die  Folgen  eigenen  Tuns  aufkommen 
läßt,1)  diese  rohestem  und  ungesundestem  Individualismus  entspringende 
Unterwühlung  aller  Tugenden  eines  gesunden  und  edlen  Individua- 
lismus.2) 

Aber  sehen  wir  nicht  auch  in  einigen  konstitutionellen  Monarchien 
die  ungesunden  Bestrebungen  der  sozialen  Demokratie  hervortreten? 
Ganz  gewiß.  Und  sie  bedürfen  nicht  immer  der  Mehrheit,  um  ihre 
Forderungen  in  die  Gesetzbücher  einzuschreiben. 3)  Wohl  hat  der 
Fürst  das  höchste  Interesse  daran,  keine  ungesunde  Bewegung  auf- 
kommen zu  lassen,  aber  sowohl  er  wie  seine  Berater  lassen  sich  zu- 
weilen, wie  andere  Menschen,  von  ungesunden  Zeitströmungen  fortreißen, 
und  sie  haben  ja  eine,  größere  Macht,  ihnen  zum  Siege  zu  verhelfen. 
Wer  weiß  nicht,  wie  politische  und  soziale  Ideen  sich  von  Zeit  zu  Zeit 
geradezu  ansteckend  von  Land  zu  Land   verbreiten !     Und   überall    ge- 


*)  In  naiver  Weise  tritt  dieser  Zug  in  den  Agitationsschriften  des  Bundes  für 
Mutterschutz  hervor.  Sie  weisen  mit  Recht  auf  die  erschreckende  Höhe  der  unehelichen 
Geburten  in  Deutschland  hin  (etwa  9 — IO°/0  der  ehelichen,  während  in  zivilisierteren 
Ländern  die  Ziffer  auf  die  Hälfte,  ein  Drittel,  ja  noch  tiefer  sinkt),  heben  treffend  die 
Leiden  und  die  düstere  Zukunft  vieler  dieser  Kinder  hervor,  betonen  richtig  die  Gefahren, 
welche  sie  der  Gesellschaft  bereiten,  —  aber  sie  finden  kein  Wort  des  Tadels  für  deren 
gewissenlose  Erzeuger,  die  doch  für  ihre  Existenz  verantwortlich  sind.  Ein  Beispiel  für 
die  demokratische  Devise :  Unverantworüichkeit  des  Einzelnen ,  Verantwortlichkeit  des 
Ganzen,  Recht  des  Individuums,  Pflicht  dei   Gesellschaft! 

8)  Der  Amerikaner  F.  J.  Stimson  hat  ein  Werk  über  die  von  den  amerikanischen 
Parlamenten  erlassenen  Gesetze  verfaßt,  und  den  „Geist  dieser  Gesetze"  in  dem  vorher 
zitierten  Aufsatze  sorgfältig  herausdestilliert.  Dieser  Geist  hat  eine  außerordentlich 
niedrige  Meinung  von  der  Widerstandskraft  der  Demokratie  gegen  geistige  Getränke, 
weshalb  er  die  Menschen  durch  die  allerstärksten  Fesseln  gegen  die  Gefahren  des  Alko- 
hols zu  schützen  sucht,  während  er  sie  vor  geschäftlicher  Unehrlichkeit,  Verschwendung, 
geschlechtlicher  Unsittlichkeit,  die  ebenso  häufig  wie  die  Trunksucht  vorkommen  und 
ebenso  schädlich  sind,  ungenügend  bewahrt.  Eine  zweite  Tendenz  der  Demokratie  ist 
es,  keinen  gesetzlichen,  sozialen  oder  politischen  Unterschied  zwischen  beiden  Ge- 
schlechtern anzuerkennen,  das  Recht  des  Ehemannes  auf  Autorität  zu  leugnen  und  die 
Ehe  zu  einem  ebenso  leicht  zu  schließenden,  wie  aufzulösenden  Vertrage  zu  machen.  Eine 
dritte  schon  erwähnte,  Niemanden  zur  Zahlung  seiner  Schulden  gegen  seinen  Willen  zu 
zwingen.  Eine  vierte:  die  Hinneigung  zur  Regelung  des  wirtschaftlichen  Lebens  und 
zur  Ausgleichung  der  Vermögensunterschiede.  Die  erfolgreiche  Demokratie  strebe  mehr 
nach  dem  Wohlsein,  als  der  Freiheit  des  Individuums. 

3)  Ein  merkwürdiger,  nur  in  Monarchien  möglicher  Gleichmachungsprozeß  besteht 
darin,  unteren  Beamtenklassen  die  Titel  höherer  zu  verleihen ;  diese,  aus  ihrem  Besitze  ge- 
scheucht, erobern  die  Titel  der  nächst  höheren  Klasse.  So  werden  Amtsbezeichnungen  leere 
Titel,  was  die  Monarchie  lächerlich  macht.  Die  große  Zahl  der  Beati  Possidentes  ohne 
ernstes  Verdienst  erweckt  den  Neid  einer  noch  größeren  Zahl  mit  noch  weniger  Ver- 
diensten und  verstärkt  demokratische  Neigungen. 
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deiht  „h<"  genus  omne",  welches  im-  das  Neue  und  Epidemi  che  agitiert 
und  mehr  mit  Zeh  als  mit  Urteil  beda«  hte  Per  onen  in  die  Agitation 
ni  reißen  versteht 

Zweitens  entspringen  soziale  Bestrebungen  nicht  nur  dein  Interesse 
des  Monarchen   an   dem  Bestehen    gesellschaftlicher  Freiheit   und   der 

höchstmöglichen  Entwicklung  der  Kräfte  aller  Volksklassen,  oder  in 
Demokratien  den  Bedürfnissen  bestimmter  in  Parteien  organisierter 
Klassen,  sondern  auch  in  allen  Staatsformen  dem  in  sozialpolitischen 
Vereinen  lebenden  Mitgefühle  mit  den  Entbehrungen  ärmerer  Volks- 
schichten. Ihre  Mitglieder  werden,  da  das  Gefühl  zu  Reformvorschlägen 
anregt,  leichter  über  die  Grenzen  einer  auf  Überzeugungen  ruhenden 
Sozialpolitik  gedrängt  und  zur  Lockerung  des  Gefüges  von  Staat 
und  Gesellschaft  verführt,  während  sie  es  zu  erhalten  bestrebt  sind. 
Drittens  gibt  es  auch  in  Monarchien  mächtige  demokratische  Parteien, 
welche  aus  später  zu  erörternden  Gründen  den  ungesunden  sozialen 
Demokratismus  verfechten. 

Jedoch  sind  in  Monarchien  die  ungesunde  Reformen  hemmenden 
Mächte  kräftiger  als  in  der  politischen  Demokratie,  wie  wir  noch  dar- 
zulegen haben  werden,  zudem  extreme  Bewegungen  in  ihr  eine  besondere 
Stärke  von  einem  idealen  Faktor  empfangen,  von  dem  wir  nunmehr 
zu  handeln  haben. 


II. 
Die  Psychologie  der  sozialen  Demokratie. 

Welches  ist  die  psychische  Wurzel  der  sozialen  Demokratie  ?  Der 
Trieb,  soviel  zu  genießen  und  zu  gelten  wie  Diejenigen,  denen  man 
sich  gleich  erachtet  An  Tatsachen,  welche  diesen  Trieb  erwecken, 
fehlt  es  nicht 

Die  gleiche  Erhebung  aller  Menschen  über  das  Tier  und  ihre 
gleiche  körperliche  Beschaffenheit  drängen  sich  am  ersten  dem  Ver- 
stände auf.  „Hat  der  Jude  nicht  Augen  ? "  ruft  Shylock  aus.  „Hat  der 
Jude-  nicht  Hände,  Organe,  Ausdehnung,  Sinne,  Affekte,  Leidenschaften  ? 
Wird  er  nicht  von  derselben  Nahrung  ernährt,  mit  denselben  Waffen 
verletzt,  von  denselben  Krankheiten  befallen,  mit  derselben  Arznei  ge- 
heilt? Bluten  wir  nicht,  wenn  Ihr  uns  stecht?  Lachen  wir  nicht,  wenn 
Ihr  uns  kitzelt?  Sterben  wir  nicht,  wenn  Ihr  uns  vergiftet?  Und  sollen 
wir  uns  nicht  rächen,  wenn  Ihr  uns  beleidigt?  Wenn  wir  im  übrigen 
Euch  gleich  sind,  wollen  wir  auch  darin  Euch  ähnlich  sein ! " 

Dann  zwingt  auch  den  wenig  Nachdenklichen  das  Schicksal  von 
Zeit  zu  Zeit,  sich  lebhafter  als  gewöhnlich  mit  der  Wahrheit  zu  erfüllen, 
daß  das  Leben  der  Großen,  Vornehmen,  Reichen  denselben  mitleidslosen 
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Gesetzen,  wie  das  seine,  unterworfen  ist;  und  ihre  Sorge,  daß  selbst 
ihr  nichtiges,  alltägliches  Tuen  von  Dienernaturen  angestaunt  werde, 
läßt  die  Überzeugung  in  ihm  reifen,  daß  die  meisten  sich  sogar  im 
Kleinen,  Gewöhnlichen  nicht  zu  ihren  Gunsten  von  ihm  unterscheiden. 
Und  wenn  nun  die  höchsten  Autoritäten,  die  er  kennt,  verkünden,  daß 
alle  Menschen  von  einem  Paare  abstammen,  daß  sie  vor  Gott  alle 
gleich  sind,  daß  in  dem  Körper  eines  Jeden  eine  unsterbliche  Seele 
wohnt,  daß  sie  alle  zu  einem  edleren  Dasein  nach  dem  Tode  berufen 
sind,  was  kann  den  Niedrigen  davon  noch  abhalten,  keinen  wesenlichen 
Unterschied  zwischen  sich  und  Jenen  anzuerkennen? 

Aber  in  diesen  Lehren  ist  eine  zurückhaltende  Kraft  verborgen. 
Das  Genuß  und  Ehre  verachtende  Christentum  schwächt,  ja  erstickt  in 
Zeiten  innigen  Glaubens  und  lauterer  Frömmigkeit  den  Trieb  nach 
irdischer  Gleichheit;  erst,  wenn  es  seine  Macht  über  die  Gemüter  ein- 
gebüßt hat,  erhebt  er  sich  wie  die  Halme  nach  einem  niederbeugenden 
Sturmregen.  Auch  gleichen  vereinzelte  Gedanken  und  Beobachtungen 
der  Mehrzahl  der  Menschen  musikalischen  Sätzen,  die  ein  schlechter 
Komponist  nicht  zu  entfalten  vermag;  sie  denken  ihre  Gedanken  nicht 
zu  Ende.  Dann  fehlt  es  Jahrhunderte  lang  an  der  räumlichen  Nähe 
der  Klassen ;  der  prunkende  Glanz  des  nachbarlichen  Reichtums  brennt 
in  der  Seele  des  städtischen  Proletariers  mit  einem  Schmerze,  den  der 
ärmere  aber  genügsame  Hirte  unter  seinem  Schindeldache  und  der 
darbende  Zwergbauer  in  seiner  zugigen  Käthe  nicht  nachzuempfinden 
vermögen.  Und  das  Wirkliche  ist  den  meisten  Menschen,  ohne  daß 
sie  etwas  von  Hegelscher  Philosophie  gehört  hätten,  stets  als  das  Ver- 
nünftige erschienen,  wenn  sie  von  den  höheren  Klassen  nicht  zu  arg 
mißhandelt  und  geschunden  wurden.  Die  venetianische  Geschichte 
liefert  den  positiven,  die  englische,  französische,  deutsche  während  der 
Bauernkriege  den  negativen  Beweis.  Eine  ständige  Gesellschaft,  deren 
bevorrechtete  Klassen  den  unteren  freundliche  Gesinnung  entgegen- 
tragen, und  die  ihren  höheren  Rechten  entsprechenden  Pflichten 
mit  Eifer  erfüllen,  ist  so  ruhig  und  unbewegt,  wie  das  von  Sumpfpflanzen 
überwucherte  Wasser  der  Gräben,  welche  ihre  alten  Schlösser  umziehen. 

Es  müssen  verschiedene  Ursachen  zusammenwirken,  damit  die*  Ge- 
dankenkeime der  sozialen  Demokratie  aufquellen.  Die  Religion  muß 
ihre  das  Irdische  überwindende  Kraft  verloren  haben,  oder  ihre  Priester 
müssen,  wie  es  sich  im  14.  Jahrhundert  in  England,  im  18.  in  Frank- 
reich zugetragen  hat,  mit  den  Unzufriedenen  durch  gleiche  Gefühle 
verbunden  sein.  Ein  großer  Unterschied  der  Lebenslage  muß  zugleich 
mit  der  Empfindung  des  Mangels  erkennbar  geworden  sein.  Eine 
starke  Zerrüttung  des  Gesellschaftszustandes  muß  den  höheren  Klassen 
ihre  Pflichten  genommen,  ihre  Rechte  bewahrt  haben.  Es  müssen 
Agitatoren  auftreten,  die  aus  dem  allgemein  Gedachten  und  Gefühlten 
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die  leicht  verständlichen  Folgerungen  ziehen.  Gewöhnlich  aber  be- 
schleunigen die  nach  politischer  Gleichheit  strebenden  höheren  Klassen 
den  Prozeß  durch  Verfassungskämpfc  und  Revolutionen  und  vernichten 
dadurch  den  noch  gebliebenen  Rest  von  Ehrfurcht.  Ein  Teil  oder 
die  Gesamtheit  der  unteren  und  mittleren  Klassen  wird  in  sie  hinein- 
gezogen; diese  Kämpfe  legen  die  Frage  nahe,  weshalb  man  sich  den 
neuen  Gewalten  lieber  als  den  alten  unterwerfen  solle ;  sie  rufen  Selbst- 
sucht und  Habsucht  wach  und  dehnen  die  politischen  Rechte  aus.  Es 
ist  schwer  zu  vermeiden,  daß  durch  Revolution  herbeigeführte  Ver- 
fassungsänderungen anders  als  mit  der  politischen  Demokratie  endigen. 
Nun  entsteht  allmählich  die  Gemütsverfassung,  die  den  Einzelnen  eben- 
soviel zu  genießen  und  gelten  zu  lassen  wünscht,  wie  den  gesellschaft- 
lich über  ihm  Stehenden. *) 

Die  Aufrichtung  der  politischen  Demokratie  bewirkt  einen  großen 
seelischen  Wandel  sowohl  in  jedem  den  unteren  Klassen  angehörenden 
Einzelnen  als  auch  in  der  Masse.  Sie  erfüllt  den  Einzelnen  mit  starkem 
Selbstgefühl,  da  es  nun  Niemanden  mehr  gibt,  dem  er  politisch  nach- 
stände. Da  die  Demokratie  gewöhnlich  alle  rechtlichen,  Standes-  und 
Rangunterschiede  beseitigt,  die  verhaßte  Bureaukratie  von  sich  abhängig 
macht  und  dem  Heere  eine  untergeordnete  Stellung  anweist,  so  ver- 
schwindet auch  das  soziale  Gefühl  der  Subalternität  Die  sozialen  Be- 
ziehungen gewinnen  einen  neuen  Inhalt.  Mit  großer  psychologischer 
Freiheit  hat  es  Alexis  de  Tocqueville  in  Betrachtungen  über  die  ger- 
manischen Demokratien  Nordamerikas  gezeigt,  zu  denen  er  als  Franzose 
und  Aristokrat  besonders  berufen  war.     Ich  gebe  sie  kurz  wieder. 

Während  die  stärkere  politische  Mitarbeit,  zu  der  die  Demokratie 


*)  Plato  läßt  im  Staate  (VIII  555)  die  Demokratie  aus  der  Oligarchie  entstehen; 
wir  dürfen  das  Wort  vielleicht  mit  Bourgeoisie  übersetzen.  Der  Oligarchie  gereicht  zum 
Untergang  „die  Unersättlichkeit  im  Reichtum  und  die  Vernachlässigung  alles  Übrigen  um 
des  Geldmachens  willen."  Nach  ihm  ist  der  soziale  Hau  die  Entstehungsursache  der 
politischen  Demokratie.  Ich  enthalte  mich  eines  Urteils  über  diese  Theorie  für  das 
Altertum.  Für  die  neuere  Zeit  trifft  sie  nicht  zu,  wenn  anders  die  im  ersten  Buche  ge- 
schilderte Entwicklung  richtig  ist.  Hier  geht  die  politische  Demokratie  voran.  Das  gilt 
selbst  für  Frankreich.  Nur  für  den  Aufstand  auf  Hayti  kann  man  sie  anerkennen.  Für 
das  griechische  Altertum  scheint  sie  deshalb  begründet,  weil,  wie  früher  erwähnt,  die  persön- 
liche Unabhängigkeit  des  Einzelnen  nur  durch  die  politische  Demokratie  gesichert  werden 
konnte.  Wie  esThukydides  ausdrückt,  es  bedürfe  des  demokratischen  Regimentes,  damit  die 
Armen  eine  Zuflucht  und  die  Reichen  einen  Zügel  hätten.  „Der  Arme  mußte  zu  seinem  Schutze 
Mitstimmer,  Richter,  Magistrat  sein  können."  Vgl.  Burckhardt  Griechische  Kulturgeschichte 
3.  A.  I  221.  Derselbe  spricht  S.  217  die  Überzeugung  aus:  „Alle  Herrschaft  der  Re- 
flexion drängt  über  kurz  oder  lang  auf  Gleichheit  der  Bürger  im  weitesten  Umfange." 
Mich  auf  die  neuere  Demokratie  beschränkend,  möchte  ich  glauben,  daß  die  Reflexion 
bei  ihrer  Begründung  wenig  kräftig,  dagegen  bei  ihrer  Ausgestaltung  sehr  wirksam  ge- 
wesen ist. 
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die  Bürger  veranlaßt,  das  öffentliche  Leben  bewegter  gestaltet  und  sie 
zur  Achtung  der  von  ihnen  erlassenen  Gesetze  zwingt,  erlangt  in  der 
von  dem  Geiste  der  Massen  beherrschten  Gesellschaft  jede  gewinn- 
bringende Arbeit  eine  bisher  unbekannte  Achtung;  je  größer  ihr  Nutzen, 
um  so  mehr  wird  sie  geschätzt.  Der  Ackerbau  wird  zugunsten  der 
Industrie  verlassen,  und  die  Reichen  widmen  sich  der  Wirtschaft  mit 
um  so  größerer  Inbrunst,  als  man  sie  von  aller  politischen  Mitarbeit 
auszuschließen  sucht.  Unter  den  rechtlich  Gleichgewordenen  und  so 
vielen  Schicksalswechseln  Unterworfenen  stellt  sich  eine  formlose 
Natürlichkeit  des  Verkehrs,  weite  Sympathiefähigkeit  und  große  Hilfs- 
bereitschaft ein ;  die  Rechtspflege  wird  milde  und  nachsichtig.  Das 
Verhältnis  von  Herrn  und  Diener  verwandelt  sich  in  eine  aller  Sentimenta- 
litäten, Gehässigkeiten,  Unterwürfigkeiten  aristokratischer  Zeitalter  bare, 
vorübergehende  Über-  und  Unterordnung  Gleichberechtigter,  und  im 
Heere  beruht  die  Disziplin  auf  Vernunft  und  Überlegung.  Die  Autori- 
tät des  Familienvaters  vermag  sich  vor  der  Unabhängigkeit  der  Kinder 
nicht  zu  behaupten;  das  soziale  Band  zerreißt,  das  natürliche  wird 
manchmal  fester.  Die  Frau  wird  die  Gefährtin  des  Mannes;  das  Mädchen 
gewinnt  Freiheit  und  verliert  den  jungfräulichen  Reiz  aristokratischer 
Gesellschaften.  Und,  was  Tocqueville  in  verschiedenen  Wendungen 
wiederholt,  das  Eigentum,  das  Alle  besitzen,  und  nach  dessen  Vergrößerung 
Alle  streben,  wird  geachtet,  aber  der  Reiche  ist  nicht  gern  gesehen.1) 
So  schon  kaum  fünfzig  Jahre  nach  der  Begründung  des  amerikanischen 
Bundesstaates. 

Wieviel  von  diesen  Zügen  dem  Rassecharakter  der  Amerikaner 
zuzuschreiben  ist,  mag  unerörtert  bleiben,  daß  aber  die  äußeren  Ver- 
hältnisse bei  ihrer  Erzeugung  mitgewirkt  haben,  darauf  deuten  spätere 
Erscheinungen  sowohl  in  den  Vereinigten  Staaten  wie  in  anderen 
demokratischen  Republiken  hin.  Die  Bürger  achten  nicht  die  von 
korrupten  Abgeordneten  geschaffenen  Gesetze,  und  wo  die  Gesetze 
eine  weitgehende  Selbstverwaltung  verhindern,  fehlt  die  Lebhaftigkeit 
des  öffentlichen  Lebens.  Die  Familie  mag  die  Macht  des  Paterfamilias 
entbehren,  wenn  sie  unter  seiner  Leitung  zusammen  arbeiten  muß. 
Die  Frau  mag  die  Gefährtin  des  Mannes  sein,  wenn  an  sie  dieselben 
Anforderungen,  wie  an  ihn,  gestellt  werden,  aber  die  Unabhängigkeit 
der  reichen  müßigen  Frau  ist  ebenso  gefährlich,  wie  die  Freiheit  des 
nicht  durch  religiöse  und  nationale  Anschauungen  bewahrten  Mädchens, 


l)  „Pourquoi  en  Amerique,  pays  de  demoeratie  par  excellence,  personne  ne  fait  il 
entendre  contre  la  propriete  en  general  ces  plaintes  qui  souvent  retentissent  cn  Europe  ? 
.  .  .  C'est  qu'en  Amerique  il  n'ya  point  de  proletaires.  Chacun  ayant  un  bien  parti- 
culier  ä  defendre,  reconnait  en  principe  le  droit  de  propriete  .  .  .  Aux  Etats-Unis,  oü  le 
pauvre  gouverne,  les  riches  ont  toujurs  ä  craindre  qu'il  n'abuse  contre  eux  de  son  pou- 
voir."     II  120,  125. 
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wenn  die  Möglichkeit  der  Eheschließung  zurückgeht  In  einem  kleinen, 
angeworbenen  Heere  wird  lieh  ein  nüchterne!  Kontraktverhältnil  er- 
halten lassen,  das  in  einer  großen  Arme-.-  mit  allgemeiner  Dienstpflicht 
sich  schwer  behaupten  läßt  Gleichheit  und  menschenwürdige  Be- 
handlung sind  fast  selbstverständlich,  solange  der  Arbeiter  immer  wieder 
Beschäftigung  ZU  hohen  Löhnen  findet  und  Unternehmer  immer  wieder 
aus  den  Reihen  der  Arbeiter  hervorgehen ;  so  lange  gibt  es  keine 
Probleme  der  Sozialpolitik.  Wenn  aber  die  Möglichkeiten  begrenzter 
werden,  wenn  die  Zahl  der  Reichen,  die,  als  sie  noch  selten  waren,  sich 
keiner  Beliebtheit  erfreuten,  zunimmt  und  ihr  Reichtum  ins  Unge- 
messene wächst,  wenn  die  politische  Demokratie  auf  alte  Völker  über- 
tragen wird,  deren  soziale  Anschauungen  unter  ihrem  Einflüsse  zu 
gären  beginnen,  dann  entsteht  unter  den  Massen,  welche  das  Bewußt- 
sein ihrer  zahlenmäßigen  Überlegenheit  allmählich  erlangen,  welche 
meinen,  daß  ihr  Wille,  wenn  sie  einig  sind,  Befehl  sein  wird,  jener 
ungesunde  Demokratismus,  den  wir  vorher  geschildert  haben.  Die 
früher  nicht  gern  gesehenen,  aber  bewunderten  Klassen  erregen  Haß. 
Während  vorher  ihre  Formen  und  Manieren  auch  für  sie  Vorbilder 
abgaben,  überlassen  sie  sich  nun  ihren  eigenen  Anschauungen  vom 
Guten  und  Schönen.  Selbst  des  französischen  Volkes  alte  Höflichkeit, 
die  auch  in  natürlicher  Anlage  wurzelt,  hat  die  Demokratie  angefressen, 
wie  einwandfreie  französische  Beurteiler  wiederholt  bezeugt  haben.  An 
Würde  und  Selbstbeherrschung  fehlt  es,  aber  das  Selbstbewußtsein 
erreicht  leicht  eine  andere  verletzende  Höhe.  Nicht  nur  im  gewöhn- 
lichen Verkehr:  der  Tarentiner  Pöbel  beleidigte  die  römischen  Ge- 
sandten, karthagische  Volksmassen  verhöhnten  die  Abgesandten  Scipios 
vor  der  Schlacht  bei  Zama  1),  wie  französische  einen  spanischen,  belgische 
einen  englischen  Fürsten'.  Ehrfurcht  und  Disziplin  gehen  zurück,  sowohl  im 
Heere,  als  auch  im  Verhältnis  von  Hausherren  und  Familie,  von  Eltern  und 
Kindern,  von  Dienstherren  und  Dienstboten,  von  Lehrern  und  Schülern ; 
an  die  Stelle  der  Autorität  soll  in  der  Erziehung  Beispiel  und  Überredung 
treten. 2).  Schon  im  griechischen  Altertum  werden  Weiberherrschaft  und 
Ausgelassenheit  der  Sklaven  mit  der  Demokratie  in  Verbindung  gebracht. 
Diese  schlimmen  Eigenschaften  befestigen  sich  mit  der  Zeit,  da  die 
Masse  so  unglücklich  ist,  keine  rücksichtslosen  Erzieher  zu  haben.  Die 
Zeitungen  und  Politiker,  welche  in  monarchischen  Staaten  die  Un- 
tugenden der  Monarchen  und  des  Adels  herb  zu  tadeln  wissen, 
schmeicheln  den  Massen  und  müssen  ihnen  schmeicheln,  da  es  ihnen 
sonst  an  Abonnenten  und  Inseraten,  an  Ämtern  und  gewinnbringenden 
Geschäften  fehlen    würde.     Schon   wurde  erwähnt,   daß   die  Redner  in 


»)  Röscher,  Politik  S.  392. 

2)  Vgl.   W.  v.  Polenz  a.  a.  O.  in  dem  Kapitel  über  Familienleben    und  Erziehung. 
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den  Vereinigten  Staaten  es  nicht  wagen,  die  geringsten  Zweifel  an  der 
politischen  Bildung  ihrer  Zuhörer  zu  hegen ;  sie  geben  sich  den  An- 
schein, über  eine  Angelegenheit  nicht  mehr  als  sie  zu  wissen.  Der 
Hochmut  und  die  Zuchtlosigkeit  der  Gesinnung,  die  sich  in  der  Sucht, 
jede  persönliche  Schranke  zu  durchbrechen,  in  dem  Streben,  alle 
Menschen  wie  Kiesel  abzuschleifen  und  ihr  Inneres  zu  nivellieren, 
äußert,  tritt  im  großen  in  der  Mißachtung  der  Gesetze  hervor.  Welche 
Beispiele  hat  uns  Frankreich  in  den  letzten  20  Jahren  geliefert,  und 
auch  Bryce  macht  kein  Hehl  daraus,  daß  selbst  im  Norden  der  Union 
das  menschliche  Leben  einen  geringen  Preis  hat  —  zu  geschweigen 
der  traditionellen  Vendetta  in  den  gebirgigen  Teilen  von  Kentucky, 
Tennessee  und  Westvirginien  oder  der  fast  alltäglichen  Lynchjustiz,  die  vor 
den  Negern  nicht  Halt  macht. *)  Daß  es  aber  häufig  schwer  ist, 
Richter  und  Geschworene  zu  finden  —  nicht  nur  in  der  Union,  sondern 
auch  in  Frankreich 2)  — ,  die  solche  Missetaten  ahnden,  das  ist  schon 
früher  zur  Sprache  gekommen.  Die  Polizei  ist  so  mangelhaft,  daß  in 
der  Union  Richter  gefangen  genommen  worden  sind  und  die  Eisen- 
bahngesellschaften eine  bewaffnete  Truppe  haben  anwerben  müssen. 
Als  ein  Widerspruch  möchte  es  zunächst  erscheinen,  daß  in  Demokratien 
so  häufig  ein  krankhaftes  Mitleid  bemerkbar  wird,  daß  sich  in  ihnen 
soviele  Befürworter  der  Beseitigung  der  Todesstrafe  finden,  aber  psycho- 
logisch löst  er  sich  leicht,  denn  an  der  Wurzel  der  sozialen  Demokratie 
liegt  ja  die  übermäßige  Vorstellung  von  dem  Werte  des  Menschen, 
und  es  erzeugt  ja  die  Gleichheit  starkes  Mitgefühl,  auch  kann  niemand 
wünschen,  für  Taten  bestraft  zu  werden,  deren  er  sich  selbst  schuldig 
machen  könnte.  Und  Menschen,  die  sich  leicht  zu  Gesetzesverletzungen 
hinreißen  lassen,  sind  auch  leicht  zu  Mitleid  geneigt;  sie  sind  ober- 
flächlich, werden  von  Stimmungen  beherrscht,  und  ihre  Sittlichkeit,  die 
nicht  in  Überzeugungen  verankert  ist,  ermangelt  der  Widerstandskraft 
gegen  äußere  Eindrücke  und  Einflüsse.  Endlich  muß  eine  revolutionäre 
Partei  die  Aufhebung  einer  Strafe  wünschen,  welche  die  revolutionäre 
Energie  dämpfen  könnte. 

Der  Reiche  ist  nicht  Fleisch  von  ihrem  Fleisch,  so  denkt  die 
Masse,  und  die  öffentliche  Meinung  widerspricht  ihr  nicht.  Er  hat  es 
besser  als  sie,  er  ist  häufiger  gebildeter  als  sie,  er  empfindet  auch  nicht 
den  Trieb,  die  Schranken  der  Reserve  fallen  zu  lassen.  Auch  Lyell  hat 
beobachtet,  „daß  wenn  sich  ein  wohlhabender  Mann  im  Urwalde  anbaut, 


*)  Bryce  II  636  f.  Auf  je  76  Morde  entfällt  durchschnittlich  eine  Hinrichtung. 
Junge  S.   170.     Die  Zahl  der  Lynchmorde  betrug  von  1908— 191 1:   100,  87,  74,  71. 

2)  Vgl.  Loubet,  Revue  Politique  et  Politique,  1911.  Dessen  Aufsatz  (La  Crise  de 
la  Repression),  welcher  eine  Fülle  von  Tatsachen  enthält,  beweist,  in  welch  grauenhafter 
Weise  die  3.  Republik  den  Sinn  für  Gerechtigkeit  untergraben  und  das  Verbrechen 
gefördert  hat.     Vgl.  auch  Faguet,  Le  Culte  de  l'Incompetence,  1910,  S.  163  f. 
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seine  ärmeren  Nachbarn  ihn  die  Zäune  einreißen:  bloß  weil  sie  glauben, 
ein  Reicher  müsse  entsprechend  hochmütig  sein.  Derselbe  Lyell  spricht 
von  einem  (  tetrazismus  des  Rei<  hstums  dort."')  Godkin 
die-  St  hranken,  die  den  amerikanischen  Staaten  die  Verlassung  auf- 
erlegt, würde  das  Leben  reicher  Leute  voller  Schwierigkeiten  sein.' 
Es  sei  ein  Moralkodex  entstanden,  „in  den.  das  Recht  der  Menschen, 
reich  zu.  sein,  in  Frage  gestellt  wird,  und  die  Beraubung  des  Reichen, 
wenn  es  nur  in  gesetzlicher  Form  geschieht,  keine  Verletzung  der 
Sittlichkeit  ist  .  .  .  Beiträge  zu  Parteizwecken  werden  begierig  von 
den  Bosses  in  Empfang  genommen,  und  Ämter  werden  gelegentlich 
dafür  regelrecht  eingehandelt.  Auf  diese  Weise  und  durch  niedrigere 
Formen  der  Korruption  schützt  sich  tatsächlich  der  Reichtum  gegen 
die  Folgen  der  Übertragung  der  Regierung  auf  die  Armen  und  Niedrigen." 
Auch  die  Verfasser  ethischer  Werke  und  die  Geistlichen  führen  eine 
strenge  Aufsicht  über  die  Verwendung  seines  Reichtums.  „Wenn  er 
nicht  reichlich  für  wohltätige  Zwecke,  oder  für  die  Unterstützung  mild- 
tätiger Einrichtungen  gibt,  dann  wird  er  streng  getadelt."2)  Sogar  in 
der  Schweiz  betrachten  die  unteren  Klassen  das  Vermögen  eines  im 
übrigen  empfehlenswerten  Kandidaten  als  einen  Grund,  ihn  nicht  zu 
wählen,  wie  früher  ausgeführt  wurde.  In  Amerika  aber  sieht  der 
Kandidat  für  einen  Sitz  im  Senate  oder  die  Präsidentschaft  es  nicht 
gerne,  daß  die  Welt  weiß,  wie  luxuriös  seine  Wohnung  ausgestattet  ist. 3) 

In  diesen  sozialen  Anschauungen  und  Mächten  dürften  wir  die  Er- 
klärung für  manche  großartige  Schenkung  amerikanischer  Milliardäre 
haben;  sie  erlauben  ihnen,  den  Rest  ihres  Reichtums  im  Frieden  zu 
genießen. 

Vorher  wurde  ein  Charakterzug  angedeutet,  den  wir  jetzt  ver- 
tiefen müssen.  Da  in  der  Demokratie  alle  Menschen  gleich  sind,  so 
hat  die  Meinung  eines  Jeden  denselben  Wert  wie  die  aller  anderen. 
Hierdurch  wird  das  Vertrauen  des  Einzelnen  auf  seine  Meinung  er- 
schüttert, seine  intellektuelle  und  moralische  Selbständigkeit  wird  ge- 
lähmt; in  gleichem  Maße  wächst  die  Bedeutung  der  Massenmeinung: 
daher  die  so  viel  größere  Macht  der  öffentlichen  Meinung  und  der- 
jenigen, die  sie  lenken. 

Beobachtungen  dieser  Art  sind  häufig  gemacht  worden.  In  dem 
Werke  Tocquevilles  findet  sich  ein  ernstes  Kapitel  über  die  Allmacht 
der  Mehrheit  in  den  Vereinigten  Staaten.  „Ich  kenne  kein  Land",  heißt 
es  im  7.  Kapitel  des  2.  Bandes,    „in  dem  im  allgemeinen  weniger  Un- 


*)  Röscher  S.  322. 

e)  Godkin,   Problems    of  Modern   Democracy  3.  A.  1901  S.  300   und   den   ganzen 
Aufsatz  über  The  Expenditure  of  Rieh  Men. 
3)  Bryce  II  575. 
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abhängigkeit  und  wahre  Freiheit  der  Erörterung  herrschte,  als  in 
Amerika".  Kein  Monarch  besitze  diese  Gewalt,  sein  Einfluß  reiche  nur 
bis  zu  den  Handlungen  und  vermöge  den  Willen  nicht  zu  erreichen; 
dagegen  sei  die  Mehrheit  sowohl  mit  einer  tatsächlichen  wie  sittlichen 
Macht  bekleidet,  die  ebenso  sehr  den  Willen  wie  die  Handlungen  be- 
herrsche und  nicht  nur  die  Handlungen,  sondern  auch  den  Willen,  zu 
handeln,  verhindere.  Dem  Willen  der  Mehrheit  entgegenstehende 
Bücher  brauchten  nicht  verboten  zu  werden,  denn  man  wage  nicht,  sie 
zu  schreiben  oder  zu  drucken. 

Nach  Bryce  hat  diese  Tyrannei  zur  Zeit  des  Aufenthaltes  Tocquevilles 
in  den  Vereinigten  Staaten  tatsächlich  bestanden ;  jetzt  sei  sie  gebrochen. 
Aber  auch  derjenige  Leser,  der  seinen  Ausführungen  vertrauensvoll 
folgt,  kann  sich  des  Gedankens  nicht  erwehren,  daß  er  das  Fortbestehen 
jener  Erscheinung  nicht  leugnet,  sie  aber  mit  einem  andern  Namen 
nennt.  „The  Tyranny  of  the  Majority"  ist  nach  ihm  im  Schöße  der 
Zeiten  versunken;  aber  ein  anderes  Gespenst  ist  dafür  empor  getaucht, 
es  heißt  „The  Fatalism  of  the  Multitude". x)  Mit  andern  Worten :  die 
Mehrheit  tyrannisiert  nicht  mehr,  aber  das  Individuum  wird  von  ihr 
hypnotisiert;  die  Wirkung  ist  dieselbe. 

Um  so  schroffer  spricht  die  Meinung  Tocquevilles  der  vorher  ge- 
nannte Chapman  aus:  „Die  Aufmerksamkeit  eines  jeden  ist  auf  die 
Meinung  der  andern,  nicht  auf  die  Wahrheit  gerichtet.  .  .  .  Jeder  ist 
ein  halber  Mensch,  jeder  fürchtet  seine  Nachbarn.  .  .  .  Niemand  hat 
eine  unabhängige  Meinung  über  irgend  eine  Frage."2) 

Diese  Gemütsrichtung  macht  sich  auch  auf  anderen  Gebieten, 
z.  B.  dem  der  Mode  bemerklich;  alle  suchen  sich  gleich  zu  kleiden.3) 
Von  dem  Franzosen  sagt  K.  Hillebrand,  sein  Wahlspruch  sei:  ne  pas 
se  distinguer. 4)  Und  wie  oft  haben  wir  gehört,  daß  er  ein  ganz  anderer 
Mensch  sei  unter  vier  Augen  und  in  einer  großen  Gesellschaft  oder 
Versammlung ! 

In  Ländern  dagegen,  welche  lange  unter  freiheitlichen  Einrichtungen 
gelebt  haben,  tritt  ein  auch  wenig  beobachtenden  Menschen  sofort  be- 
merkbarer Charakterzug  hervor,  welcher  der  demokratischen  Gemüts- 
verfassung widerspricht.  Er  äußert  sich  in  Zurückhaltung,  Gesetzlichkeit, 
Selbstbeherrschung,  Gestaltung  des  Lebens  nach  eigenem  Entschlüsse, 
Achtung  der  Lebensgestaltung   der   andern,    höflicher   Nichtbeachtung 


l)  Kap.  84  und  85. 

!)  Ostrogorski  II  567  möchte  für  diese  Erscheinung  den  Druck  der  Parteiorganisa- 
tion verantwortlich  machen;  sie  zwinge  jeden  in  Reih  und  Glied  zu  marschieren. 

3)  Welche  Bedeutung  sie  für  die  Industrie  hat,  habe  ich  in  Schmollers  Jahrbuch, 
1903,  S.  355  dargelegt. 

*)  Frankreich  und  die  Franzosen. 
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fremder  Nebenmenfli  hen,   Abneigung  gegen  das  Meistern   und  Besser- 
wissrn    und    endlich    in    dein  Mute,    sich  von  andern  zu    unterscheiden. 

I  Hese  Tendenzen  treten  nicht  alle  und  nicht  in  allen  Demokratien 
mit  gleicher  Starke  auf;  überall  gibt  es  fördernde  und  hemmende 
Kräfte.  Während  in  den  Vereinigten  Staaten  die  geringe  Bevölkerungs- 
dichtigkeit, Vorurteile  und  der  unentwickelte  Rechtsschutz  gewalttatigen 
Neigungen  Vorschub  leisten,  wirken  dem  ungesunden  Demokratismus 
entgegen:  das  gleichsam  in  die  Instinkte  übergegangene  liberalmanchester- 
liche  Privatrecht,  dann  die  aus  der  Kolonialzeit  mit  ihrer  großen 
Gleichheit  stammenden  Sitten,  welche  selbst  da,  wo  sie  den  gesell- 
schaftlichen Zuständen  nicht  mehr  entsprechen,  doch  noch  immer  gleich- 
sam den  Grundton  der  sozialen  Anschauungen  bilden,  weiter  die,  ver- 
glichen mit  Europa,  noch  immer  größere  Möglichkeit  für  den  Durch- 
schnitt der  Menschen,  einen  Anteil  an  dem  größeren  Reichtum  des 
Landes  zu  erlangen,  endlich  die  selbst  jetzt  noch  im  Fluß  begriffene 
Gesellschaftsbildung,  in  der  die  Funktionen  fest,  aber  die  Funktionäre 
noch  sehr  beweglich  sind;  und  das  kleine  Heer  vermag  mit  seinen 
besonderen  Forderungen,  Sitten  oder  Unsitten  keinen  Einfluß  auf  die 
herrschenden  Anschauungen  zu  gewinnen.  In  der  Schweiz  sind  ver- 
zögernde Kräfte:  der  verständige  und  sparsame  Volkscharakter,  die  gute 
Besitzverteilung,  die  Wanderungen  unternehmender  Schweizer  in  das 
Ausland,  welche  den  Nahrungsspielraum  vergrößern,  teilweise  auch 
religiöse  Vorstellungen.  Am  schwächsten  sind  alle  Hindernisse  dieser 
Art  in  Frankreich. 

Mit  diesen  Betrachtungen  nähern  wir  uns  wieder  Alexis  de  Tocque- 
ville.  Er  betrachtete  die  Rechtsgleichheit  als  das  charakteristitsche  Merk- 
mal demokratischer  Zeitalter;  die  politische  Freiheit  trete  mit  keinem 
sozialen  Zustande  ausschließlich  verbunden  auf.  Der  mit  der  Rechts- 
gleichheit entstehende  Erwerbstrieb  bewege  vorzugsweise  die  Mittel- 
klassen, die  an  Zahl  sowohl  die  wenigen  Reichen  wie  die  wenigen 
Armen  überragten,  er  zerreiße  die  alten  Bande  der  Gesellschaft,  führe 
aber  auch  die  individualisierten  Menschen  zu  kleinen  Kreisen  zusammen; 
er  lasse  sie  vor  allem  Friede  und  Ordnung  ersehnen,  welche  das  Er- 
worbene gegen  die  zerstörende  Kraft  der  Kriege  schützen,  und  Revo- 
lutionen verabscheuen,  welche  es  aufs  Spiel  setzen.  Nur  politische 
Betätigung,  vor  allem  Selbstverwaltung,  welche  die  Bürger  zum  Zu- 
sammenwirken zwingt,  vermöchte  diese  aus  dem  Drange  nach  Wohl- 
stand geborene  Zerrissenheit  und  Zersplitterung  zu  bekämpfen.  Soziale 
Demokratie,  würde  Tocqueville  gesagt  haben,  ist  das  unruhige,  unermüd- 
liche, auf  Bereicherung  gerichtete  Streben  der  Mittelklassen,  welches 
sie  in  Gefahr  bringt,  die  öffentlichen  Interessen  über  ihren  privaten  zu 
vergessen,  einen  ungesunden  sozialen  Demokratismus  kennt  er  noch  nicht. 
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Daß  dieses  Bild  von  dem  unsrigen  stark  abweicht,  ist  unverkennbar. 
Hier  stehen  im  Vordergrunde  die  Mittelklassen,  dort  die  unteren  Klassen ; 
hier  das  die  Gleichheit  schaffende  Privatrecht,  dort  das  die  Ungleichheit 
hervorbringende  sozialpolitische  Gesetz;  hier  das  Streben  gerichtet  auf 
rechtliche  Ellenbogenfreiheit  zur  eigenen  Bereicherung,  dort  auf  die 
Eröffnung  fremder  Einkommenquellen  zur  eigenen  Erhaltung;  hier  die 
aus  dem  Wirtschaftsverkehr  Gleichberechtigter  sprossenden  sozialen 
Tugenden  milder  und  sympathischer  Gleichgültigkeit,  dort  Neid  und 
Klassenhaß.  Was  hat  diese  Verschiedenheit  bewirkt?  In  den  letzten 
80  Jahren  haben  sich  die  sozialen  Zustände  sehr  verändert.  Auch  in 
Amerika  hat  sich,  wie  wir  schon  bemerkten,  die  Zahl  der  Reichen  ver- 
mehrt, und  ihre  politische  und  soziale  Macht  hat  beträchtlich  zu- 
genommen. Und  dann  ist  die  Demokratie  auf  die  Schweiz  und  Frank- 
reich übertragen  worden,  welchen  die  unbegrenzten  wirtschaftlichen 
Möglichkeiten  der  Union  versagt  sind.  Daher  hat  Tocqueville  nur 
soweit  Recht,  als  die  alten  Verhältnisse,  wie  wir  oben  angedeutet  haben, 
fortdauern.  Aber  auch  jetzt  noch  erscheinen  Werke,  aus  denen  ein 
später  Widerhall  seiner  Ideen  herausklingt.  Zwei  Beispiele  aus  dem 
letzten  Jahrzehnt  des  vorigen  Jahrhunderts  mögen  es  veranschaulichen. x) 


Siebentes  Kapitel. 

Sozialismus  und  Sozialdemokratie. 

Soziale  Demokratie  und  Sozialismus  sind  nicht  dasselbe.     Sozialis- 
mus bezeichnet  einen  Gesellschaftszustand,   in  dem  das  Privateigentum 


')  Zu  den  sozialen  Wirkungen  der  Demokratie  rechnet  Arsene  Dumont  in  seiner 
anziehenden  Schrift  „Nataiite  et  Democratie"  (1898)  die  Abnahme  der  Geburtenzahl,  die 
Unfruchtbarkeit,  die  „oliganthropie".  Diese  seien  an  sich  aristokratische  Erscheinungen, 
:  asss  Ja  *wc»**g»-  de  ji?ie,  4e.  pgsse?  et  it-,  taaisx  d*s  »hälos?**«*  f  &u 
äos  sappKsaie,  iUi..„  :»rtaei;emeni  umT«s«iisee  et  ses  matmuses  consequences  le  sont 
aussi."  Wenn  man  aufsteigen  wolle,  sei  eine  große  Kinderzahl  schädlich.  Wo  Kasten 
beständen,  höbe  sich  dL  Geburtenziffer.  Auch  Emile  de  Laveleye  rechnet  in  seinem 
schönen  Werke  „Du  Gouvernement  dans  la  Democratie"  (1891)  die  Liebe  zum  Wohl- 
stande zu  den  Wirkungen  der  Demokratie  und  begründet  es  so :  ,,La  democratie  favorise 
l'amour  du  bien-etre  dans  toutes  les  classes,  parcequ'elle  a  diminue  l'importance  des 
autres  distinctions".  Derselbe  Schriftsteller  rechnet  zu  den  Vorzügen  der  Demokratie, 
daß  sie  „entendue  dans  le  sens  de  l'egalite  des  conditions  rendra  les  revolutions  moins 
frequentes". 

Diese  Ansicht  wird  von  John  Jay  Chapman  (Government  and  Democracy,  1898) 
kritisiert  mit  den  Worten :  „It  is  thought  that  the  peculiar  merit  of  democracy  ties  in 
this:  that  it  gives  to  every  man  a  chance  to  pursue  his  own  happines  .  .  .  The  con- 
centration  of  every  man  on  his  own  interests  has  been  the  danger  and  not  the  safety 
of  democracy  for  democracy  conteraplates  that  every  man  shall  think  first  of  the  State 
and    next  of  himself.     This  is  its  only  justification."     Rousseau  redivivusl 
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an  den  Produktions-  und  Verkehrsmitteln  aufgehört  hat,  in  dem  ein  bc- 
trächtlicher  Teil  des  Nutzungsvermögens,  wie  Wohnhäuser,  in  das  Ge- 
meineigentum übergegangen  ist,  in  dem  es  keine  Unternehmung  für 
eigenes  Gewinn  und  fremde  Nachfrage  mehr  gibt,  sondern  die  zu  i 
großen  Arbeitsgemeinschaft  organisierte  Gesamtheit  für  die  Deckung 
ihrer  Bedürfnisse  schafft,  wo  es  keines  Ansporns  durch  die  Konkurrenz 
länger  bedarf,  sondern  ein  jeder  die  ihm  in  dem  großen  Volkshaushalte 
angewiesene  Aufgabe  nach  seiner  Begabung  übernimmt  und  dafür  den 
seinen  leiblichen  Bedürfnissen  entsprechenden  Unterhalt  empfängt.  In 
dieser  Gesellschaft,  die  einem  jeden  die  Gleichheit  der  Entwicklungs- 
bedingungen gewährt,  sind  verschwunden  die  trüben  und  traurigen 
Erscheinungen,  die  eine  auf  Privateigentum,  privater  Unternehmung, 
Konkurrenz,  Klassenunterschieden  beruhende  Gesellschaft  aufweisen 
muß,  wenn  sie  aus  idealen  oder  unreinen  Beweggründen  die  notwendig 
mit  ihr  gegebene  Abhängigkeit  und  Ungleichheit  mit  Hilfe  des  Staates 
abschütteln  will  und,  von  Demagogen  verführt,  schließlich  Wege  ein- 
schlägt, die  im  Privatleben  mit  denen  des  Verbrechers  verglichen 
werden  können. 

Wer  als  politischer  Idealist  aus  einer  Monarchie  in  eine  Demokratie 
kam,  hatte  gehofft,  Reichtum,  Adel,  Bureaukratie ,  Klassenherrschaft 
hinter  sich  zu  haben  und  in  das  Reich  der  Gerechtigkeit  und  edlen 
Menschentums  einzutreten,  aber  er  findet,  daß  es  auch  in  der  Demo- 
kratie Reiche  gibt,  der  Adel  sich  auch  hier  erhalten  hat  oder  neu 
bildet,  auch  hier  eine  Bureaukratie  schaltet  und  diese  Staatsform  der 
Klassenherrschaft  sogar  förderlich  ist,  weil  der  rücksichtslosen  Mehrheits- 
herrschaft kein  andersartiger  Einfluß  entgegensteht  „Wie  wohl  sich 
aber  die  politische  Freiheit  mit  wirtschaftlicher  Unfreiheit  und  Abhängig- 
beit  verträgt",  schrieb  der  sozialdemokratische  Züricher  Oberrichter 
Otto  Lang,  „das  erregt 'die  Verwunderung  so  vieler  Deutschen,  die  die 
Schweiz  in  der  Erwartung  betreten,  daß  die  politische  Gleichheit  sich 
%jafes»  Gebiete  mit  gleichem  Schritts  duressetae«.  Diese 
falsche  Voraussetzung  führt  dann  auch,  gerade  bei  deutschen  Genossen, 
so  leicht  zu  einer  Unterschätzung  der  politischen  Rechte,  deren  Bedeu- 
tung sie  .  .  .  auf  einem  Gebiete  suchen,  wo  sie  sie  noch  nicht  haben 
können.  Die  Herrschaft  der  Mehrheit  findet  nicht  .  .  .  eine  Grenze 
in  der  mit  der  Demokratie  gegebenen  politischen  Gleichberechtigung, 
sondern  das  Verhältnis  ist  umgekehrt:  die  Gleichberechtigung  findet 
praktisch  sehr  enge  Grenzen  an  der  Herrschaft  der  Mehrheit.  Und  die 
Möglichkeit,  daß  die  Mehrheit  von  heute  die  Minderheit  von  morgen 
sein  kann,  hindert  sie  wahrhaftig  nicht,  ihren  Vorteil  einzuheimsen."1) 
Freilich,  manche  Führer  haben  es  verstanden,   nicht  nur  ihren  Ehrgeiz 


»)  Neue  Zeit,  1899  H- 
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zu  befriedigen,  sondern  auch  irdische  Schätze  anzuhäufen,  besonders 
dann,  wenn  die  Demokratie  durch  eine  Revolution  eingeführt  wurde;  so 
die  Männer  des  langen  Parlamentes,  die  Danton  und  seine  Freunde, 
die  Cromwell  und  Napoleon. *)  Und  da  jeder  siegreichen  Revolution 
eine  umfangreiche  Vermögenskonfiskation  gefolgt  ist,  welche  Gelegen- 
heit für  die  Freunde  der  Sieger,  zu  profitieren !  Welche  Gewinne  sind 
selbst  bei  dem  ehrlichen  Kauf  der  konfiszierten  Güter  einzuheimsen! 
Saint-Simons  Geschichte  beweist  es. 2)  Hohe  Prozente  stehen  auch 
dem  in  Aussicht,  welcher  das  Geld  zu  Diebstahl  und  Plünderung 
förderlichen  Aufständen  hergibt,  wie  es  die  Bankiers  Gebrüder  Frey  in 
Paris  taten.  8) 

Der  Sozialismus  dagegen  spricht  nur  zu  den  edelsten  Gefühlen  des 
Menschen,  und  er  stellt  ihm  nur  einen  sicheren  Lebensunterhalt,  eine 
beschränkte  Arbeitszeit,  die  Möglichkeit  seinen  Geist  zu  bilden  und  die 
seiner  Begabung  erreichbare  Arbeitsart  in  Aussicht.  Wie  aber  kann 
diese  über  Habsucht  und  gemeinen  Ehrgeiz  hinausgehobene  Form  der 
Gesellschaft  geschaffen  werden?  Wäre  es  möglich,  sie  in  kleinen  Ver- 
bänden zu  verwirklichen,  dann  genügte  das  Zusammentreten  einfacher, 
verständiger,  von  Liebe  zu  ihren  Mitmenschen  erfüllter  Individuen,  und 
hier  und  da  sind  ja  auch  solche  Gesellschaften  gelungen.  Aber  sie  müssen 
sich  über  große  Gebiete  mit  den  verschiedenartigsten  Produktions- 
bedingungen erstrecken,  soll  materielles  Selbstgenügen  gewonnen  werden, 
d.  h.  die  Möglichkeit,  den  größten  Teil  der  bedurften  Güter  selbst  her- 
zustellen. Nur  dann  erfreuen  sie  sich  großer  Unabhängigkeit  von  den 
wirtschaftlichen  Zuständen  anderer  Länder,  und,  was  kaum  weniger 
wichtig  ist,  ihr  sittlicher  Kern  ist  nicht  in  Gefahr,  von  andersartigen 
Überzeugungen  zerstört  zu  werden.  Denn  kleine  sozialistische,  in  Länder 
mit  Privateigentum  und  privater  Unternehmung  eingesprengte  Gemein- 
wesen sind  von  freiheitsdurstigen,  unternehmenden  Mitgliedern  häufig 
verlassen  worden. 

Wie  kann  sich  aber  ein  großes,  Länder,  wie  Deutschland  und 
Frankreich,  bedeckendes  Gemeinwesen  bilden?  Da  es  aus  unserer 
heutigen  Volkswirtschaft  hervorgehen  muß,  so  ist  Klarheit  über  ihren 
Charakter  erforderlich. 

Ihre  bewegende  Kraft  ist  die  Nachfrage.  Die  Nachfrage  der  ganzen 
Welt,  welche  aber  durch  die  Zollpolitik  und  die  Entfernungen  beschränkt 
wird.     Die  Nachfrage  ist  eine  veränderliche  Größe,  welche  der  Handel 


x)  Nach  den  Memoiren  Bouriennes  kehrte  Napoleon  aus  seinem  ersten  italienischen 
Feldzug  mit  einem  Vermögen  von  3  Millionen  Franken  heim.  Über  Cromwell  vgl. 
Gardiners  früher  angeführte  Werke. 

2)  Aus  gemeinsamen  Geschäften  bezog  er  144000  Franken,  und  doch  hielt  er  sich 
von  seinem  Geschäftsfreunde  für  übervorteilt. 

8)  Vgl.  v..  Sybel,  Geschichte  der  französischen  Revolution,  3.  A.,  I  367  f.,  389  f. 
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für    kürzere    Perioden    erforscht;     VOm    Handel     unterstutzt,     suchen     die 

Güter  hervorbringenden  Unternehmer  die  von   ihr  geforderten  w 
mengen    und    Warenqualitäten    zu   schaffen.      Unsere   Volkswirtschaft 

könnte  nicht  einen  Tag  ohne  das  Heer  von  Händlern  und  produ- 
zierenden Unternehmern  leben.  Dagegen  betrachtet  der  heutige 
Sozialismus  die  Unternehmer  als  Parasiten  am  Körper  der  Volkswirt- 
schaft, denn  er  geht  nicht  von  der  Betrachtung  der  wirtschaftlichen 
Organisation  unserer  Volkswirtschaft  aus,  sondern  von  dem  Glauben, 
daß  die  ausführende  Arbeit  für  sich  allein  Werte  schaffe.  Produkte 
schafft  sie,  aber  keine  Werte;  jener  Glaube  verwechselt  Technik  und  Wirt- 
schaft.1) Infolge  dieses  Irrtums  besteht  für  den  Sozialismus  nicht  das 
Problem,  wie  man  eine  auf  fremder  Nachfrage  aufgebaute  Organisation 
in  eine  sich  selbst  genügende  verwandeln  kann.  Daher  seine  unzu- 
reichenden Lehren  über  den  Übergang  aus  der  heutigen  in  die  zu- 
künftige Gesellschaft.2) 

Eine  alte  und  immer  neue  Ansicht  bezeichnet  als  die  jederzeit 
offene  Pforte  zum  Zukunftsstaate:  die  Revolution.  Angenommen,  sie 
habe  das  private  Eigentum  und  die  privaten  Unternehmungen  beseitigt. 
Wer  vermag  die  Güterhervorbringung  so  zu  leiten,  daß  sie  die  Bedürf- 
nisse der  65  Millionen  deutscher  Bürger  deckt?  Angenommen,  es  sei 
leicht,  die  Unternehmungen,  welche  bisher  für  den  deutschen  Bedarf 
geschaffen  haben,  in  gemeinwirtschaftliche  zu  verwandeln,  wer  über- 
nimmt die  viel  schwierigere  Aufgabe,  diejenigen  Unternehmungen  zu 
leiten,  welche  für  das  Ausland  produziert  und  damit  für  einen  bedeu- 
tenden Bruchteil  die  Unterhaltsmittel  gewonnen  haben  ?  Welcher 
politische  Chirurg  versteht  es,  eine  heutige  Volkswirtschaft  so  zu  am- 
putieren, daß  sie  aus  dem  weltwirtschaftlichen  Organismus  gelöst  wird 
und  weiter  funktioniert.' 

Eine  andere  Ansicht  läßt  den  von  immanenten  Gesetzen  be- 
herrschten Wirtschaftsprozeß  eine  Verminderung  der  vielen  Unter- 
nehmungen auf  wenige  ungeheure  Großbetriebe  herbeiführen,  sodaß  die 
Diktatur  des  durch  denselben  Vorgang  stark  vermehrten  Proletariates 
sie  ohne  Mühe  in  große  Gemeinwirtschaften  verwandeln  kann.  Tat- 
sächlich haben  die  öffentlichen  Unternehmungen,  das  Genossenschafts- 
wesen, die  Kartell-  und  Trustbewegungen  solche  gewaltige  Organisationen 
hervorgebracht,  aber  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  aller  Unternehmungen 
sind  sie  noch  immer  gering;  ihr  eigentliches  Gebiet  ist  die  Erzeugung 
von  Rohstoffen,  Hilfsstoffen,  und  Halbfabrikaten,  der  Vertrieb  von 
Gütern  und  Leistungen,  welche  einer  Massennachfrage  dienen;  ihr  Zu- 


1)  Vgl.  meine  Schrift  „Güterverzehrung  und  Güterhervorbringung"   1906. 

2)  In  dem    zweiten  Teile  der  Schrift  von  Kautsky    „Die  soziale  Revolution"    (3.  A. 
191 1)  sieht  man,  daß  er  das  Problem  nicht  versteht. 
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sammenhalt  ist  nicht  immer  groß  und  sie  sind  von  der  Nachfrage  ab- 
gängig wie  andere  Unternehmungen.  Sie  bieten  nicht  die  Aussicht,  in 
absehbarer  Zeit  das  Fundament  des  Zukunftstaates  zu  werden.  Und 
die  ethischen  Potenzen  bleiben  trotz  Zunahme  der  Genossenschaften, 
Kartelle  und  öffentlichen  Unternehmungen  dieselben. 

Während  die  erste  den  einfachen  Revolutionismus,  die  zweite  den 
mit  der  Evolution  verbundenen  Revolutionismus  darstellt,  glaubt  eine 
dritte  Aussicht  das  Heil  in  der  Gewinnung  der  politischen  Macht  zu 
erblicken.1)  Ihre  Vertreter  suchen  daher  durch  das  allgemeine  gleiche 
Wahlrecht  in  allen  politischen  Körperschaften  die  Mehrheit  zu  erlangen. 
Diese  demokratische  Methoden  anwendende  Richtung  ist  es,  mit  der  wir 
uns  beschäftigen  müssen.  In  seinem  Werke  „Die  Voraussetzungen  des 
Sozialismus"  schreibt  Bernstein:  „Die  Demokratie  ist  Mittel  und  Zweck 
zugleich;  sie  ist  das  Mittel  der  Erkämpfung  des  Sozialismus,  und  sie  ist 
die  Form  der  Verwirklichung  des  Sozialismus." 2) 

Die  erste  geht  auf  Babeuf  und  Blanqui,  die  zweite  auf  Marx,  die 
dritte  auf  Lassalle  zurück. 


I. 

Ist  die  Demokratie  das  Mittel  zur  Erkämpfung  des  Sozialismus  ? 8) 

Die  Demokratie  ist  die  auf  der  staatsrechtlichen  Gleichheit  beruhende 
Staatsform,  in  der  die  Mehrheit  der  zur  Gesetzgebung  berufenen  un- 
bedingt herrscht.  Behaupten,  daß  die  Demokratie  jenes  Mittel  sei, 
schließt  den  Glauben  ein,  daß  im  Laufe  der  Zeit  den  Sozialdemokraten 
die  Mehrheit  in  den  gesetzgebenden  Körpern  zufallen   werde.     Ob   sie 


*)  Bekanntlich  vertritt  die  heutige  Marxistische  Sozialdemokratie  eine  Korabination 
der  zweiten  mit  der  dritten :  sie  ist  zugleich  revolutionär  und  parlamentarisch,  was  ein 
iaaesK  Widersprach  ist.  Bess  das  koastitssieaeiJ«  Swstera.  fea*.  sesnea.  Eaustenzgnmd  m. 
der  Äaaa&sss,  =äsM  die  Mltmekssag  des  Volkes  bei  ikaa  E?Jj*S  ier  <ks*tae  xaaA  der 
Kontrolle  der  Verwaltung  jede  gewaltsame  Änderung  überflüssig  machen.  Der  heutige 
Staat  wäre  daher  berechtigt,  wie  der  englische  im  Jahre  1673,  von  jedem  Abgeordneten 
und  Beamten  eine  dem  Test  ähnliche  Erklärung  zu  verlangen,  daß  er  jede  revolutionäre 
Handlung  verwerfe,  außerdem  aber  hohe  Strafen  für  den  Fall  festzusetzen,  daß  er  die 
Erklärung  mala  fide  abgegeben  habe.  Übrigens  könnte  die  Erklärung  so  abgefaßt  werden, 
daß    sie  den  unaufrichtigen  Erklärer  vor  sich  selbst  verächtlich  machen  müßte. 

Es  muß  aber  betont  werden,  daß  das  Recht  auf  Revolution  des  18.  Jahrhunderts 
gegen  eine  pflichtvergessene  Regierung  gerichtet  war,  während  der  heutige  soziale 
Revolutionismus  die  Revolution  als  ein  schlechthin  notwendiges  Gewaltmittel  ansieht. 

2)  S.  124  1.  A. 

s)  Auf  den  folgenden  Seiten  habe  ich  zwei  früher  von  mir  veröffentlichte  Aufsätze 
zum  Teil  wörtlich  benutzt.  Der  Titel  des  einen  ist  „Sozialismus  und  Demokratie",  er- 
schienen in  der  Zeitschrift  „Hamburg"  1907  ;  der  andere  „Sozialismus  contra  Sozial- 
demokratie" erschien  in  der  „Zukunft"  im  Jahre  1908. 


.  lumus   und   Sozial<Jcniokr.Ui<-  if,? 

sie  erlangen,   ist   eine    nebensächliche  Fra  r  die   die  Meinui 

ilt  sind,1)  jedenfalls  wird  man  den  Zukunftsstaat;  auch  seil 
man  die  Mehrheit  gewonnen  hätte,  ebensowenig  durch  Mehrheits- 
beschluß, wie  dun  !i  Revolutionen  einzurichten  vermögen.  Jede  gesell- 
schaftliche Bildung  ist  unzertrennlich  von  einem  besonderen  Stand  der 
materiellen  und  sittlichen  Kräfte,  der  sich  nicht  willkürlich  schaffen  läßt. 
Durch  keine  noch  so  große  Mehrheit  kann  die  Organisation  unserer  Volks- 
wirtschaft plötzlich  verändert  und  können  die  zur  Existenz  des  Zukunft- 
staates nötigen  sittlichen  Kräfte  gewonnen  werden.  Der  Stand  muß 
werden.  Wird  das  soziale  Werden  jenen  Stand  von  materiellen  und 
sittlichen  Kräften  heraufführen?  Wir  wissen  es  nicht.  Welches  ist 
unter  diesen  Umständen  die  allein  richtige  Taktik  der  Sozialisten?  Sie 
müssen  die  unberechenbare  Entwicklung  zu  jenem  Ziele  zu  leiten  suchen, 
sie  müssen  die  ihnen  dienlichen  Bildungen  für  ihre  Zwecke  benutzen, 
sie  müssen  die  günstigen  Augenblicke  ergreifen.  Jede  große  Organi- 
sation muß  geschaffen  werden,  wie  das  deutsche  Heer,  die  deutsche  Post 
Ein  Bild  soll  es  verdeutlichen.  An  den  Küsten  verschiedener 
Meere  bildet  sich  Neuland  ohne  menschliches  Zutun,  aber  der  Mensch 
kann  Dämme  ziehen,  um  das  kostbare  Erdreich  in  seinen  Besitz  über- 
zuführen und,  dem  Meere  auf  dem  Fuße  folgend,  immer  neue  Dämme 
errichten,  immer  mehr  Boden  gewinnen.  So  vermag  auch  der  Sozialist, 
die  Gunst  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  benutzend,  allmählich  die 
Grundlage  des  Zukunftsstaates  zu  legen  und  langsam  Stockwerk  auf 
Stockwerk  zu  türmen.  Ob  das  Gebäude  jemals  ganz  unter  Dach  und 
Fach  kommen  wird,  das  vermag  jedoch  niemand  zu  sagen.  Er  kann, 
wenn  die  wirtschaftliche  Entwicklung  ihm  vorgearbeitet  hat,  immer 
mehr  Produktions-,  Verkehrs-  und  Sicherungsmittel  in  das  Eigentum 
der  öffentlichen  Körper  überführen,  die  Bildung  gesellschaftlicher 
Unternehmungsformen  begünstigen,  den  Verzehr  der  arbeitenden  Klassen 
immer  vollständiger  in  die  Kanäle  des  Genossenschaftswesens  Letten 
die  Ktembaneni  und  Ffandwerfcer  für  Assoziation«:  r  den 

Gedanken  der  Organisation  der  Volkswirtschaft  gewinnen  usw.  Welchen 
Nutzen  ihm  dabei  die  Demokratie  gewähren  könnte,  ist  für  ihren 
Kenner  unerfindlich.  Die  so  überaus  gleichartige  moderne  wirtschaft- 
liche Entwicklung  in  Monarchie  und  Demokratie  beweist,  daß  die 
staatsrechtliche  Form  ohne  Einfluß  auf  sie  gewesen  ist.  Wohl  könnte 
ein  Monarchist  überzeugt  sein,  daß  das  monarchische  Deutschland  die 
Führung  übernommen  hat;  es  seien  nur  die  Verstaatlichung  der  Eisen- 
bahnen und  die  Arbeiterversicherung  erwähnt  Dann  kann  der  Sozialist 
dem  Geiste,   dem  Gemüte,    dem  Charakter   der   Massen   die   Bildungs- 


')  In  dem  an  erster  Stelle  angeführten  Aufsatz  habe  ich  Gründe  angeführt,   welche 
gegen  sie  sprechen. 
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richtung  zu  geben  suchen,  die  der  Zukunftsstaat  erfordert:  durch  Er- 
ziehung zum  Altruismus,  zur  Mäßigkeit,  zum  Verständnis  moderner 
Vererbungsgedanken.  Er  kann  das  gemeinsame  Leben  vorbereiten 
sowohl  durch  Errichtung  von  großen  Häusern,  mit  abgesonderten 
Wohnungen  für  die  Familien,  die  aus  einer  gemeinsamen  Küche  die 
Mahlzeiten  billiger  erhalten,  als  sie  sie  selbst  herzustellen  vermöchten, 
wie  durch  Begründung  von  umfangreichen  mit  Speisehäusern  verbun- 
denen Wohnungen  für  unverheiratete  Arbeiter  und  Arbeiterinnen. 
Bietet  solchen  Bestrebungen  die  Monarchie  ein  Hindernis,  die  Demo- 
kratie eine  Förderung  ?  Es  genügt,  die  Frage  zu  stellen.  Der  Sozialist 
wird  auch  geneigt  sein,  die  gegenwärtige  Lage  der  handarbeitenden 
Klassen  zu  verbessern,  wenn  er  nicht  so  dumm  und  so  grausam  ist, 
die  Leiden  seiner  Mitmenschen  zum  Fundament  des  Zukunftstaates 
machen  zu  wollen.  Nehmen  nun  die  sozialen  Reformen  in  der  Demo- 
kratie einen  rascheren  Fortgang,  begegnen  sie  dort  einem  größeren 
Verständnis  als  in  Monarchien?  Die  Vergleichung  des  deutschen 
Reiches  mit  den  bedeutendsten  Demokratien  der  Welt  gibt  darauf  eine 
genügende  Antwort. 

Mit  diesen  Darlegungen  hoffe  ich  bewiesen  zu  haben,  daß,  mag 
man  sich  auf  den  Standpunkt  Bernsteins  oder  einen  unabhängigen 
stellen,  die  Demokratie  die  Entwicklung  jener  sozialistischen  Gemein- 
wesen nicht  zu  fördern  vermag.  Auch  glaube  ich,  daß  die  Darlegungen 
einen  Unbefangenen,  wenn  nicht  zu  überzeugen,  so  doch  nachdenklich 
zu  machen  geeignet  sind.  Dagegen  schmeichle  ich  mir  nicht,  daß  sie 
in  derselben  Weise  auf  die  meisten  Sozialdemokraten  wirken  werden. 
Davon  überzeugen  die  Beschlüsse  der  internationalen  sozialistischen 
Kongresse,  und  die  sie  faßten,  sind  die  hervorragendsten  Führer  der 
internationalen  Sozialdemokratie.  Aus  ihnen  greife  ich,  auf  dem  Buche 
Sombarts  fußend,  einiges  auf  die  uns  beschäftigende  Frage  Bezügliche 
heraus.  Überall  tritt  ein  ebenso  fanatischer  wie  bornierter  Haß  gegen 
die  Monarchie  hervor,  die  man  in  engster  Freundschaft  mit  dem 
Kapitalismus  vorführt. 

Sie  verdammen  ihn  und  den  Dynastismus  als  die  Urheber  des  die 
Völker  entzweienden  Imperialismus  und  Militarismus.  Sombart  hat 
eine  Anmerkung  zu  dieser  Betrachtungsweise  zu  machen  für  nötig  er- 
achtet. 

Er  hat  hingewiesen  auf  die  Bevölkerungsvermehrung  als  einen  wich- 
tigen Faktor  der  internationalen  Verfeindung.  „Ist  es  nicht  denkbar", 
schreibt  er,  „daß  ein  Volk,  das  sich  rascher  vermehrt  als  ein  anderes, 
die  Notwendigkeit  empfindet  seinen  „Futterplatz"  auszuweiten?  Und: 
wenn  die  Erde  voll  besiedelt  ist,  auf  Kosten  eines  anderen  Volkes? 
Müßte  ein  solches  „Expansionsstreben"  immer  mit  Notwendigkeit  fried- 
lich-schiedlich  abgehen?     Doch  das  sind  späte  Sorgen,    die   die  Politik 


Siebentes  Kapitel.     Sozialismus  und  Boti&ldemokratie. 


365 


des   Tagea    nicht    berühren."1)     Daß  jenes   „Expansionsstreben"    die 

enwartSBOrge    bildet,     weiß    freilich   jeder,    der    sich    noch    auf   den 

russisch-japanischen  Krieg  besinnen  kann,  eben  den  Kampf  um  Marokko 
und  Tripolis  erlebt  und  über  die  Ursachen  der  feindseligen  Gesinnung 
der  Engländer  gegen  die  Deutschen  nachgedacht  hat.  Aber  immerhin 
war  das  Anmerken  kein  mutloses  Unterfangen,  denn  die  Bcvölkerungs- 
lehre  ist  feierlich  als  ein  Irrtum  von  den  sozialistischen  Päpsten  ver- 
dammt worden,  der  Name  Malthus  ist  fast  ein  Schimpfwort,  und  jeder 
junge  Sozialist,  der  etwas  aut  sich  hält,  widerlegt  das  Bevölkerungsge- 
setz, ohne  daß  es  ihm  —  nämlich  dem  Gesetze  —  bisher  im  mindesten 
geschadet  hätte. 

Dagegen  vermißt  man  bei  Sombart  einen  Hinweis  auf  die  Aufgabe 
der  Kapitalisten  in  der  heutigen  Volkswirtschaft.  Sie  sind  doch  die 
Generäle  der  wirtschaftlichen  Heere,  die  die  internationalen  wirtschaft- 
lichen Schlachten  schlagen.  Sie  könnten  nicht  Waren  und  Transport- 
leistungen anbieten,  wenn  nicht  Hände  da  wären,  die  sie  geschaffen 
hätten  und  dafür  Genußmittel  eintauschen  wollten.  Indem  die  Unter- 
nehmer für  ihre  Waren  einen  größeren  Absatz  gewinnen,  geben  sie  der 
sich  mehrenden  Bevölkerung  Arbeit  und  Einkommen.  Die  Sünden  des 
Kapitalismus  zu  verschweigen,  liegt  mir  ganz  fern,  aber  die  engen 
Bande  zu  verhüllen,  die  die  Kapitalisten  mit  der  übrigen  Bevölkerung 
verbinden,  kann  ebensowenig  die  Aufgabe  eines  objektiven  Betrachters 
sein.  Gewiß  ist  der  Anteil  der  internationalen  Bankwelt  am  Transvaal- 
kriege ein  Anschauungsmittel  von  ungewöhnlicher  Größe,  aber  man 
übersehe  nicht,  daß  der  Krieg  bis  in  die  tiefsten  Schichten  des  englischen 
Volkes  populär  war,  weil  es  davon  einen  Aufschwung  der  englischen 
Volkswirtschaft  erwartete,  weil  auch  seine  Begehrlichkeit  sich  gewaltig 
regte. 

Nun  aber  zum  Zweiten !  Man  beweise,  daß  der  Dynastismus  diese 
und  Kriege  gleicher  Art  mit  verschuldet  oder  die  Demokratie  sie  ver- 
hindert hat  1  Die  fürchterlichen  von  England  in  den  letzten  260  Jahren 
geführten  Kriege  entsprangen  nicht  aus  dynastischen  Interessen;  sie 
begannen  unter  dem  Protekorate;  während  dieser  ganzen  Zeit  glich 
England  mehr  einer  aristokratischen  Republik  als  einer  Monarchie.  Der 
vor  14  Jahren  gegen  die  spanische  Monarchie  von  Kapitalisten  ange- 
zettelte Krieg  wurde  von  einer  Demokratie  geführt;  sie  folgte  dem 
Beispiele,  welches  der  Krieg  gegen  Mexiko  gegeben  hatte.  Wiederum 
war  es  eine  Demokratie,  welche  von  französischen  Kapitalisten  in  das 
marokkanische  Abenteuer  hineingedrängt  wurde.  Und  alle  diese  Kriege 
wurden  von  der  Begeisterung  der  Massen  getragen.  Allein  was  wir 
erlebten,  ist  nur  ein  Nachklang  alter  Zeiten.     Im  römischen  Reiche  hat 
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der  Kapitalismus  seine  Schwingen  zuerst  zur  Zeit  der  punischen 
Kriege  gereckt  und  ist  dann  mehrere  Jahrhunderte  hindurch  wie  ein 
versengender  Wind  über  die  Mittelmeerländer  gefegt.  Wer  hat  ihm 
die  Schwingen  beschnitten?  Das  Kaisertum.  Nun  erst  blühten  die 
Provinzen  auf,  und  als  einen  Beweis  ihres  Dankes  können  wir  die 
Werke  betrachten,  die  sie  zu  der  lateinischen  Literatur  beisteuerten. 

Was  ziemte  also  wohl  den  Mitgliedern  der  internationalen  Kon- 
gresse? Dreierlei.  Erstens  Angabe  eines  Mittels,  mit  dem  der  bisher 
unentbehrliche  Kapitalismus  sofort  durch  ein  besseres  System  ersetzt 
werden  kann,  zweitens  Kampf  gegen  die  Begehrlichkeit  der  mensch- 
lichen Natur  überhaupt,  drittens  und  vor  allem  Kampf  gegen  die  Demo- 
kratie, in  der  die  Begehrlichkeit  des  Kapitalisten  und  der  Massen  so 
schrankenlos  waltet  und  Recht  und  Sittlichkeit  ungescheut  zertritt. 

Auf  einen  ähnlichen  Ton  sind  die  geschichtsphilosophischen  Be- 
trachtungen der  internationalen  Kongresse  über  die  modernen  Groß- 
staaten gestimmt,  „Im  modernen  Großstaat  erblickt  er  (der  Sozialismus) 
kein  Kulturphänomen,  das  des  Schutzes  wert  wäre.  Er  glaubt  vielmehr, 
daß  der  Großstaat  nur  kapitalistischen  oder  dynastischen  Interessen  sein 
Dasein  verdankt.  Er  glaubt,  daß  die  Güter,  die  ihm  wertvoll  erscheinen, 
in  kleinen  selbständigen  Gemeinwesen  ebenso,  vielleicht  besser  gewahrt 
werden,  als  in  den  modernen  Großstaaten.  Er  erkennt  aber  vor  allem 
keinen  Gegensatz  der  Nationalitäten  an,  der  zu  Konflikten  und  zu 
Kriegen  führen  müsse.  Diese  erscheinen  ihm  vielmehr  ebenfalls  nur 
als  Ausflüsse  kapitalistischer  oder  dynastischer  Interessen.  Da  er  aber 
den  Kapitalismus  ebenso  wie  den  Dynastismus  für  ersetzbar  hält,  jenen 
durch  den  Sozialismus,  diesen  durch  den  Demokratismus,  so  erachtet 
er  konsequenterweise  den  „nationalen",  besser  staatlichen  Antagonis- 
mus, nicht  für  eine  notwendige,  dauernde,  sondern  für  eine  zufällige, 
vorübergehende  Begleiterscheinung  des  Nationalismus."1) 

Die  ungemein  große  Kindlichkeit  dieser  Gedanken  erfüllt  den 
NichtSozialdemokraten  mit  tiefem  Mitleid.  Denn  sie  beleuchten  in  aller 
Schärfe  die  schweren  Mängel  proletarischer  Bewegungen,  deren  Leiter 
dem  Fortschritt  der  Wissenschaft  nicht  zu  folgen  vermögen.  So  weit 
die  historische  Betrachtung  sozialen  und  politischen  Lebens  von  K.  Marx 
im  fünften  Jahrzehnt  des  vorigen  Jahrhunderts  angeeignet  worden  ist, 
so  weit  haben  sie  sich  auch  angeeignet,  wo  K.  Marx  stehen  blieb, 
da  sind  auch  sie  stehen  geblieben.  Daß  in  den  letzten  sechzig  Jahren 
die  historische  Forschung  nicht  geruht  hat,  davon  ist  keine  Kunde  zu 
ihnen  gedrungen,  und  in  unzähligen  Schriften  geben  sie  noch  im 
zwanzigsten  Säculum  wieder,  wie  man  sich  im  neunzehnten  die  Sache 
zusammenlegte.     Wie  eine  jener  langbeinigen  Zikaden  I    So  umschließt 
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ihr  Gedankenkrei  rüttelt    nebeneinander   die   großen    Gegei 

historischen    Verstehe«    und    rationalistischen    Verdamm 
achtzehnten  Jahrhunderts  würdig  wäre.     Wir  wissen  heute,  aus  wel<  hen 
Gründen,   zu  vireichen  /wecken   sich   die  gebildet   haben. 

der   M  von    Gibraltai    bi     zu    den   Steppen   Sibiriens  in 

gleicher  Weise  herangewachsen,  beweisen    1     dem  historisch  gebildeten 
Menschen,  dafi  sie-  von   gewaltigen  geschichtlichen  Notwendigkeiten  ge- 
schaffen sein   müssen,  in  ihrer  Art  ebenso  gewaltig  wie  die  Naturkräfte, 
die  die  Alpen   und  die  Anden   aus  dem  Erdinnern  hervorgetrieben  und 
Luid  und  Meer  mit  Vulkanen  übersäet  haben.     Aber  der  Begriff  Evo- 
lution   verliert    für  die  Führer  der  Sozialdemokratie  jeden  Sinn,    sobald 
er  in  einer  nichtmarxistischen  Weise  gedacht  werden  muß.     Der  Groß- 
staat ist  das  zivilisationsfeindliche  Produkt   kapitalistischer  und  dynasti- 
scher Interessen,  sagen  sie.     Und  zugleich  behaupten  sie,  daß  der  Kapi- 
talismus   eine    Stufe,    ein    notwendiger  Markstein    auf  dem  Wege  zum 
Zukunftsstaate  sei.     Ist    dann    nicht    auch   der   durch  den  Kapitalismus 
angeblich  geschaffene  Großstaat  eine  notwendige  geschichtliche  Bildung? 
Und  zugleich  eine  wohltätige  ?    Müssen    wir   ihn  dann  nicht  betrachten 
als    den  Mutterleib,    in    dem    die  Gesellschaft   einer   anderen   Zeit   sich 
entfalten  soll?    Noch    größere    logische    Widersprüche   würden   hervor- 
treten,   wenn    die    Ergebnisse    der   Forschungen    über   die    europäische 
Staats-    und    Verwaltungsgeschichte   hier   verzeichnet   werden    könnten 
Nur  wenige  Andeutungen  1    Unzählige  Male  lesen  wir  in  den  Schriften 
der  Sozialisten,  daß  der  Feudalismus  zertrümmert   werden    mußte,    um 
die  moderne  wirtschaftliche  Welt  entstehen  zu  lassen.     Wer   hat   denn 
den  Feudalismus  zerschlagen,   wer   hat    die  Grundlagen  einer  liberalen 
Wirtschaftsordnung  gelegt,    anders   als   der   Großstaat?    Die    absoluten 
Fürsten  haben  den  Adel  in    einer  weit    wirksameren  Weise   bekämpft, 
als  Papier  und  Tinte  verbrauchende  Sozialisten.     Diese  sehnen  sich  nach 
Frieden  und  Sicherheit,  nach  der  Beschränkung  der  Ausgaben  für  den 
Krieg,  und  doch  ist  es  gerade  der  Großstaat  gewesen,    der,   indem    er 
zahllose   kleine    Gebiete   vereinigte,    deren   Kriege   ausrottete    und    die 
hierfür  erforderlichen  Ausgaben  beseitigte,  Ausgaben,  deren  Gesamtheit 
diejenigen    der  heutigen  Großstaaten  überstiegen.     Es  ist  dies  treffend 
von   Hanotaux,    dem    bekannten   Staatsmann,    in    seinem   Werke   über 
„Richelieu"  hervorgehoben  worden.     Es  waren  die  Großstaaten,  die  den 
Völkern  erst  Sicherheit,  geordnete  Verwaltung    gaben,    und  der  Volks- 
wirtschaft die  materiellen  Mittel  wie  die  zu  ihrer  Entwicklung   nötigen 
Räume  zur  Verfügung  stellten.     So  waren  sie,   wenn   die   sozialistische 
Geschichtsphilosophie    richtig    ist,    Werkzeuge    jener    Macht,    die    die 
Menschheit  aus  dem    uranfänglichen  Kommunismus   zur   Höhe   des  re- 
flektierten Sozialismus  hinaufführen  will.     Aber  die  Fürsten  haben  aus- 
schließlich   aus    dynastischen    Interessen    gehandelt     Nehmen   wir   an, 
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was  ein  Irrtum  ist,  sei  Wahrheit.  Dann  müßten  sich  die  hegelkundigen 
und  marxfesten  Sozialdemokraten  doch  erinnern,  daß  die  Fürsten  wie 
die  Kapitalisten,  indem  sie  ihren  eigenen  Interessen  dienen,  allgemeine 
Zwecke  fördern  müssen. x) 

Jedoch  —  entwinden  wir  uns  der  Dunkelheit  geschichtsphilosophi- 
scher  Spekulationen  und  öffnen  wir  unser  Auge  dem  hellen  Lichte  der 
Tatsachen  1  Wenden  wir  unsere  Augen  endlich  von  den  Fürsten  und 
den  Kapitalisten  ab  und  blicken  wir  auf  die  Völker  1  Waren  die  Deutschen, 
die  für  ein  großes  deutsches  Vaterland  stritten  und  litten,  Fürstendiener 
und  Kapitalistenknechte  ?  Wurden  die  Italiener,  die  Garibaldi  zuströmten 
und  Viktor  Emanuel  zujubelten,  von  dynastischen  und  kapitalistischen 
Interessen  geleitet?  Wie  eng  ist  das  Auffassungsvermögen  der  Sozial- 
demokraten 1  Sie  allein  sind  noch  des  Glaubens  fähig,  daß  ein  Fürst 
des  zwanzigsten  Jahrhunderts  einen  Krieg  aus  dynastischen  Interessen 
führen  könnte.  Jeder  Fürst  weiß  zu  gut,  daß  bei  der  Stärke  demo- 
kratischer Leidenschaften  ein  unglücklicher  Krieg  ihn  seine  Krone 
kosten  könnte.  Mehr  an  der  Verhütung,  als  an  der  Führung  von 
Kriegen  interessiert,  wird  er  nur  dann  geneigt  sein,  die  Kriegsfurie  zu 
entfesseln,  wenn  er  von  der  öffentlichen  Meinung  vorwärts  gedrängt 
wird  und  befürchten  muß,  durch  seinen  Widerstand  die  Gunst  des 
Volkes  zu  verlieren.  Einflußreiche  Kreise  haben  in  einem  europäischen 
Lande  den  Fürsten  getadelt,  daß  er  zu  friedliebend  sei  und  die  gün- 
stige Gelegenheit  zur  Wahrung  der  Interessen  seines  Volkes  verpasse. 
Daher  ist  es  weit  wichtiger,  die  kriegerische  Stimmung  der  Völker,  als 
die  der  Könige  zu  dämpfen.  Selbst  der  von  Napoleon  III.  gegen 
Deutschland  geführte  Krieg  war  zuerst  sehr  populär,  man  braucht,  um 
sich  davon  zu  überzeugen,  nur  die  französischen  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften von  1866  bis  1870  nachzulesen.  Das  französische  Volk  fühlte 
sich  durch  die  Erfolge  Preußens  im  Jahre  1866  bedroht,  es  wollte  Re- 
vanche. Napoleon  HI.  hat  ihre  Fanatiker  lange  zurückgehalten.  Und 
wenn  wir  keinen  Krieg  gegen  Rußland  geführt  haben,  so  war  das  nicht 


*)  „Die  geschichtlichen  Menschen,  die  welthistorischen  Individuen  sind 
diejenigen,  in  deren  Zwecken  ein  solches  Allgemeine  liegt  .  .  .  Cäsar  kämpfte  im  Inter- 
esse, sich  seine  Stellung,  Ehre  und  Sicherheit  zu  erhalten  .  .  .  (das)  war  aber  zugleich 
an  sich  notwendige  Bestimmung  in  Roms  und  der  Weltgeschichte,  so  daß  sie  nicht  nur 
sein  partikulares  Gewissen,  sondern  ein  Instinkt  war,  der  das  vollbrachte,  was  an  und  für 
sich  an  der  Zeit  war.  Dies  sind  die  großen  Menschen  in  der  Geschichte,  deren  eigene 
parükulare  Zwecke  das  Substantielle  enthalten,  welches  Wille  des  Weltgeistes  ist  ...  (Wir 
müssen  überhaupt)  sagen,  daß  nichts  Großes  in  der  Welt  ohne  Leidenschaft  voll- 
bracht worden  ist.  Es  sind  zwei  Momente,  die  in  unseren  Gegenstand  eintreten:  das  eine 
ist  die  Idee,  das  andere  sind  die  menschlichen  Leidenschaften;  das  eine  ist  der  Zettel, 
das  andere  ist  der  Einschlag  des  großen  Teppichs  der  vor  uns  ausgebreiteten  Welt- 
geschichte." Hegels  Vorlesungen  über  die  Philosophie  der  Geschichte.  2.  A.  1840. 
S.  37  und  30. 
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die  Schuld  der  deutschen  Sozialdemokratie.  Wir  sind  Zeuge  davon 
gewesen,  dafl  ein  europäischer  Füi  t,  dessen  meiste  Vorfahren  nur 
Parlamentsbeschlüsse  unterschrieben  haben,  einen  Krieg  gegen  Deut  Ch- 
iana cu  entfesseln  suchte.  Weshalb?  Wahrscheinlich  wreil  er  «-inen 
Thron,  der  durch  einen  Parlamentsbeschluß  beseitigt  werden  kann,  be- 
festigen zu  können  glaubte,  indem  er  die  Wünsche  eines  bedeutenden 
Teiles  seines  Volks  befriedigte.  Endlich  noch  zwei  Fragen:  Ist  es  mög- 
lich, sich  den  letzten  Krieg  Rußlands  gegen  die  Türkei  ausschließlich 
aus  dynastischen  und  kapitalistischen  Interessen  zu  erklären,  ist  die 
Feindseligkeit  Frankreichs  gegen  Deutschland,  diejenige  der  Nordame- 
rikaner und  Australier  gegen  die  Japaner  ein  Werk  des  Dynastismus 
und  Kapitalismus? 

Noch  sonderbarer  sind  die  Beschuldigungen,  die  Großstaaten  unter- 
drückten und  verhetzten  die  Völker  und  Rassen.  Sie  alle  haben,  wie 
das  römische  Reich  im  Altertum,  die  verschiedensten  Rassen  und  Völker 
zu  einem  Großstaatvolke  zusammenkneten  können,  weil  das  Rassen- 
bewußtsein und  Nationalgefühl  entweder  gar  nicht  oder  nur  schwach 
vorhanden  waren.  Das  Nationalitäts-  und  Rassenbewußtsein  entstand  mit 
den  Kriegen  der  französischen  Revolution,  es  erhielt  Verstärkung  durch 
die  Romantik  und  die  die  Sprachen  bisher  unbedeutender  Völker  be- 
arbeitende Philologie.  Nicht  wenig  trug  dazu  die  Tatsache  bei,  daß 
die  Juden  zwar  ihre  Ghetti  verließen  und  unter  der  übrigen  Bevölkerung 
wohnten,  an  ihrer  Rassenabgeschlossenheit  jedoch  festhielten.  Nun  sind 
in  allen  Staaten  Völkersplitter  übrig  geblieben,  die  in  dem  Großstaat- 
volke nicht  aufgegangen  sind.  An  sie  knüpft  die  Anklage  an,  obwohl 
die  Großstaaten  älter  sind  als  das  Rassenproblem.  Frankreich  ist  keine 
Ausnahme.  Sombart  irrt  mit  der  Behauptung,  die  Bürger  der  fran- 
zösischen Demokratie  'bildeten  ein  einheitliches  Kulturvolk.  In  der 
Bretagne  leben  viele  Menschen,  die  gar  nicht  oder  schlecht  französisch 
sprechen,  die  Basken  sind  nicht  völlig  assimiliert,  und  der  Gegensatz 
zwischen  Süd-  und  Nordfrankreich  ist  größer  als  der  zwischen  Süd-  und 
Norddeutschland;  —  eine  dem  Felibrismus  ähnliche  Erscheinung  hat 
Deutschland  doch  nicht  aufzuweisen.  Und  was  lehrte  der  Winzer- 
aufstand?  Über  die  Bedeutung  und  Stärke  der  Rassenbewegung  in 
Großbritannien  haben  uns  die  ausgezeichneten  Aufsätze  Heinrich 
Zimmers  in  den  „Preußischen  Jahrbüchern"  aufgeklärt.  Und  Italien  ? 
Aus  wie  vielen  Völkerfetzen  das  italienische  Volk  zusammengewachsen 
ist,  zeigt  sehr  gut  Theobald  Ziegler  in  seinem  bekannten  Werke  über 
die  italienische  Halbinsel ;  die  sizilianischen  Unruhen,  die  vor  einigen 
Jahren  ausbrachen,  warfen  auf  die  Feindseligkeit  zwischen  Nord  und 
Süd  ein  grelles  Licht.  Sollte  es  endlich  nicht  jedem  gebildeten  Menschen 
bekannt  sein,  daß  es  in  Spanien  trennungslüsterne  Basken  und  Ka- 
talanen gibt? 
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Die  aus  diesen  überall  auftretenden  Tatsachen  sich  ergebenden 
Folgerungen  zu  ziehen,  darf  ich  dem  Leser  überlassen.  Nur  hinzufügen 
darf  ich,  daß  die  Anthropologie  und  Urgeschichte  die  Frage  auf  eine 
neue  Grundlage  gestellt  haben.  Sie  lehren,  daß  die  Sprache  kein 
sicheres  Kennzeichen  der  Rasse  ist.  Wir  wissen,  daß  ein  Teil  der  Be- 
völkerung, die  heute  rumänisch  und  griechisch  spricht,  von  Slawen 
abstammt,  und  die  Bulgaren,  Serben,  Bosniaken,  Montenegriner  tragen 
deutlich  den  somatischen  Stempel  der  Völker,  die  slawisiert  worden 
sind,  wie  sie  vor  Jahrtausenden  gräzisiert  oder  romanisiert  sein  mögen. 

Allein  schon  zu  lange  haben  wir  bei  dem  Nachweise  verweilt,  daß 
der  revolutionäre  Demokratismus  den  Sozialisten  verwehrt,  die  natür- 
lichen politischen  Zusammenhänge  zu  erkennen.  Wenden  wir  uns  der 
zweiten  durch  Bernsteins  Werk  aufgeworfenen  Frage  zu ! 


IL 

Kann  der  Sozialismus  nur  in  der  staatsrechtlichen  Form  der 
Demokratie  verwirklicht  werden? 

Ihre  Beantwortung  erheischt  eine  Untersuchung  über  die  in  einem 
sozialistischen  Gemeinwesen  voraussichtlich  herrschenden  sozialen  Zu- 
stände. Zwar  sind  solche  Betrachtungen  häufig,  aber  auf  die  Bedürfnisse 
des  Literarhistorikers,  Juristen  und  Nationalökonomen  berechnet,  genügen 
sie  dem  Politiker  nicht.  Der  will  die  notwendigen  Konsequenzen 
kennen,  die  sich  aus  bestimmten  sozialen  Prinzipien  ergeben. 

Diese  logische  Forderung  zwingt  uns,  zwischen  den  Grundlagen 
und  den  utopischen  Elementen  des  Sozialismus  zu  unterscheiden.  Diese 
sind  dichterische  Bilder  der  in  dem  Zukunftsstaate  herrschenden  Zu- 
stände ;  sie  heißen  so,  weil  die  erste  neuzeitliche  Schilderung  dieser 
Art  sich  in  Thomas  Mores  „Utopia"  findet.  Jene  dagegen  sind  die 
Einrichtungen,  die  vorhanden  sein  müssen,  wenn  ein  Gemeinwesen  auf 
den  Namen  „sozialistisch"  Anspruch  machen  darf.  Die  begriffliche 
Unterscheidung  zwischen  Grundlagen  und  utopischen  Elementen  darf 
aber  nicht  zu  dem  Glauben  verführen,  als  ob  jenen  ein  höherer  Grad 
von  Wirklichkeit  zukäme,  als  diesen.  Wie  ich  schon  darlegte,  ist  es 
möglich,  daß  die  Grundlagen  so  utopistisch  sind,  wie  die  Elemente. 
Darüber  kann  uns  nur  die  Zukunft  aufklären. 

Als  Grundlage  des  sozialistischen  Gemeinwesens  nennen  uns  die 
modernen  Sozialisten  die  folgenden  drei.  Erstens:  Alle  Produktions-, 
Verkehrs-  und  die  meisten  Sicherungsmittel  im  Eigentum  des  Staates. 
Zweitens:  Leitung  der  Güterhervorbringung,  des  Verkehrs  und  der 
Verteilung  durch  eine  weit  verzweigte  Behörde,  folglich  Ersatz  der 
Konkurrenz  durch  die  wirtschaftliche  Organisation,   die  Volkswirtschaft 
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>rden  eine  Wirtschaft  d<  Volkes.  1  »ritten.:  Alk:  schaffendes 
Bürger  sind  Arbeiter,   Fortfall   des  Unternehmergewinnes   wit 

leommens   aus    Reute    und  Zins.     Von    den    utopischen  Elementen   stellen 

sie  folgende  vier  als  besonders  wichtig  hin.  Der  Bürger  werde 
wenigstens  in  der  ersten  Periode  des  Zukunftsstaates  ein  seiner  Arbeits- 
leistung entsprechendes,  aber  regelmäßiges  Einkommen  beziehen,  selbst- 
verständlich ohne  Abzüge  für  Unternehmer  und  besitzende  Klassen. 
Weiter  habe  er  das  unbeschränkte  Eigentumsrecht  an  seinen  Genuß- 
gütern.  Außerdem  sei  seine  Bedarfsdeckung  ganz  frei.  Endlich  würden 
Ehe  und  Familie  sich  nun  erst  in  ihrer  Reinheit  und  Schönheit  ent- 
falten. 

Wir  müssen  uns  also  darüber  klar  werden,  ob  diese  vier  Einrichtungen 
notwendige  Konsequenzen  aus  den  sozialistischen  Prinzipien  sind.  Ich 
versuche,  den  Beweis  zu  führen,  daß  aus  ihnen  ganz  andere  Ein- 
richtungen hervorgehen  müssen.  Beginnen  wir  mit  der  freien  Bedarfs- 
deckung. 

Welches  sind  ihre  Folgen  in  der  heutigen  Wirtschaftsordnung? 
Gerade  die  Übel,  denen  der  Sozialismus  durch  eine  wirtschaftliche 
Organisation  abzuhelfen  sucht.  Heutigen  Tages  erleben  wir  es  ohne 
Unterbrechung,  daß  der  Güterverkehr  und  die  Nachfrage  sich  quantitativ 
und  qualitativ  ändern.  Holzgeräte  werden  durch  eiserne  Geräte,  leinene 
Hemden  durch  Wollhemden  verdrängt;  Verkehrsmittel  und  Reisewege 
ändern  sich;  die  Vergnügungszüge  reisender  Menschen  verschieben  ihre 
Richtung  wie  Herings-  und  Sardinenzüge ;  die  Größe  des  Verzehrs  von 
Fleisch,  von  Bier,  von  Wein  wechselt  von  Jahr  zu  Jahr;  den  Launen 
der  Mode  unterwerfen  sich  Männer  und  Frauen.  Alle  diese  Erscheinungen 
sind  Wirkungen  der  freien  Bedarfsdeckung,  und  ihre  ungünstigen 
Folgen  bestehen  für  -den  Unternehmer  in  kleinen  und  größeren  Ver- 
lusten, bisweilen  in  Verarmung,  für  den  Arbeiter  in  Arbeitslosigkeit. 
Läßt  ein  sozialistisches  Gemeinwesen  die  freie  Bedarfsdeckung  zu,  dann 
muß  es  dieselben  Nöte  erleben  wie  die  heutige  Gesellschaft,  und  es 
kann  seinen  Bürgern  die  Regelmäßigkeit  des  Einkommenbezuges  nicht 
verbürgen.  Das  ist  aber  doch  eines  seiner  wichtigsten  Ziele,  und  es 
will  dieses  Ziel  durch  die  einheitliche  Organisierung  der  gesamten  Volks- 
wirtschaft erreichen.  Die  einheitliche  Organisierung  der  genannten 
Volkswirtschaft  bei  freier  Bedarfsdeckung  ist  aber  ein  anderer,  ganz 
unlösbarer  Widerspruch.  Zu  verwirklichen  ist  sie  nur  dann,  wenn  ihre 
Leiter  eine  sichere  Kenntnis  der  zukünftigen  Güterverzehrung  nach  Art 
und  Größe  besitzen.  Dann  läßt  sich  ein  Wirtschaftsplan  entwerfen, 
und  nach  diesem  können  die  Staatsgüter,  Staatsfabriken  und  Staats- 
verkehrsanstalten die  erforderlichen  Mengen  von  Gütern  mit  dem  ge- 
ringsten Kostenaufwande  erzeugen  und  an  die  Verzehrungsorte  heran- 
fahren. 
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Was  bedeutet  aber  die  Kenntnis  der  zukünftigen  Güterverzehrung 
für  den  Bürger?  Daß  ihm  seine  Konsumtion  fest  vorgeschrieben  ist, 
wie  dem  Soldaten  in  der  Kaserne,  dem  Mönche  im  Kloster.  Es  er- 
scheint hart,  aber  das  Leben  ist  so  hart,  uns  zu  zwingen,  überall  Nach- 
teile mit  Vorteilen  in  den  Kauf  nehmen  zu  müssen.  In  der  heutigen 
freien  Wirtschaftsordnung  haben  wir  die  Freiheit  der  Bedarfsdeckung, 
mit  ihren  schädlichen  Folgen  müssen  wir  uns  abzufinden  suchen.  In 
der  sozialistischen  wird  uns  die  Sicherheit  und  Regelmäßigkeit  des 
Einkommenbezuges  versprochen,  dafür  müssen  wir  es  uns  gefallen  lassen, 
wie  Mönche  und  Soldaten  behandelt  zu  werden. 

Dem  Wirtschaftsminister  und  seinen  Geheimräten,  den  Bezirks- 
präsidenten und  Landräten,  wie  endlich  den  kommunalen  Leitern  der 
Betriebe  auf  den  Landgütern  und  Fabriken  würde  ihre  Arbeit  be- 
deutend erleichtet  werden,  wenn  die  Bürger  und  Bürgerinnen  in  den 
großen  Palästen  zusammenwohnten,  die  uns  die  Phantasie  Fouriers  und 
seiner  Schüler  gezeichnet  haben.  Sie  würden  aus  gewaltigen  Küchen 
an  großen  Tafeln  nach  einer  feststehenden  Speisefolge  gespeist  werden; 
aus  riesigen  Kleider-  und  Schuhfabriken  würden  sie  die  ihnen  zu- 
kommende Gewandung  beziehen ;  in  besonderen  Anstalten  wohnten  die 
Kinder,  in  anderen  die  Jünglinge,  in  anderen  die  Jungfrauen ;  für  Kranke 
und  Sieche  beständen  besondere  Häuser  und  Heime.  Wie  übersichtlich 
würde  da  der  ganze  Verzehr!  Das  Gesetz  der  großen  Zahl  würde 
sich  in  einer  dem  Haushaltungsstatistiker  bisher  unbekannten  Glorie 
entfalten  1  Und  Arbeitsteilung  wie  Maschinenbetrieb  müßten  die  Genuß- 
möglichkeiten steigern  1  Jeder  sieht  es  ein,  der  auch  nur  über  die 
nationalökonomischen  Elementarbegriffe  verfügt. 

Aber  Ehe  und  Familie  müßten  bei  dieser  Daseinsweise  schwere 
Einbußen  erleiden.  Die  Kinder  wären  nun  von  den  Eltern  getrennt. 
Diese  schafften  häufig  an  verschiedenen  Arbeitsstellen,  und  wären  bei 
Mahl  wie  Vergnügen  stets  umringt  von  einer  Menschenfülle,  die  ihr 
Fürsichsein  eng  begrenzen  müßte.  Aber  auch  dies  muß  ertragen 
werden,  damit  die  große  Masse  der  Bevölkerung  über  die  gemeine  Not 
des  Lebens  emporgehoben  werde.  Denn  Ehe  und  Familie  sind  tat- 
sächlich mit  einem  sozialistischen  Gemeinwesen  unverträglich.  Der 
Gründe  gibt  es  nicht  wenige,  und  sie  haben  eine  solche  Kraft,  daß  sie 
den  Unbefangenen  überzeugen  werden. 

Vor  allem  kann  nur  so  der  von  Anton  Menger  „Recht  auf  Existenz" 
getaufte  Anspruch  eines  Jeden  auf  menschenwürdige  Existenz  nach 
Maßgabe  der  vorhandenen  Mittel  durchgesetzt  werden.  Nehmen  wir 
an,  Ehe  und  Familie  beständen  in  einem  sozialistischen  Gemeinwesen 
fort,  dann  müßte  sich  folgendes  ereignen  Große  Kinderzahl,  häufige 
Krankheits-  und  Todesfälle,  mangelnde  hauswirtschaftliche  Tugenden 
der   Frau    würden    in    einem    sozialistischen   Haushalte   dieselben   Ent- 
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wicklungshcmmungen  und  Entbehrungen  hervorrufen  wie  in  der  heutigen 

Wirts«  halt  eines  Proletariers«  Mit  diesen  Übeln  will  aber  doch  das 
sozialistische  Gemeinwesen  gründlich  aufräumen.  Und  dabei  wollen 
wir  ganz  von  der  Möglichkeit  absehen,  daß  sie  sich  in  der  Familie 
eines  Mannes  ereigneten,  der  wegen  schwacher  Begabung  und  geringen 
Fleißes  ein  kleines  Einkommen  bezöge. 

Es  zeigt  folglich  schon  eine  kurze  Betrachtung,  daß  die  Fortdauer 
des  Familienhaushaltes  die  wichtigsten  Zwecke  eines  sozialistischen 
Gemeinwesens  vereiteln  müßte.  Aber  ist  denn  die  Aufrechterhaltung 
der  Familie  notwendig?  Die  Eltern  können  doch  den  Kindern  keine 
Reichtümer  hinterlassen,  nicht  den  Boden,  keine  Kapitalien,  keine 
Aktien  und  Obligationen,  sondern  nur  einigen  Wirtschaftskram,  wie 
Bilder,  Bücher.  Ihnen  viel  zu  vererben,  wäre  auch  überflüssig,  denn 
die  Kinder  wären  versorgt,  der  Staat  würde  sie  beschäftigen.  Nun 
bildet  doch  das  Sparen  der  Eltern  für  die  Kinder,  der  Wunsch,  sie 
vorwärts  zu  bringen,  die  Hauptsorge  der  Eltern;  sie  hält  sie  oft  zu- 
sammen, wenn  alle  anderen  Gründe  zum  Zusammenbleiben  geschwunden 
sind,  ja  die  heftigste  Abneigung  entstanden  ist.  Noch  mehr,  das 
sozialistische  Gemeinwesen  nähme  den  Eltern  jedenfalls  einen  großen 
Teil  der  Erziehung  ab,  denn  die  Kinder  sollen  eine  bestimmte  Stellung 
in  dieser  gewaltigen  Wirtschaftsorganisation  übernehmen;  ihre  Ver- 
standeskräfte,  ihre  Gefühle,  ihre  Denkweise  müssen  die  hierdurch  ge- 
gebene Richtung  empfangen.  Und  endlich  bedenke  man,  daß  die  wirt- 
schaftliche Abhängigkeit  des  Weibes  vom  Manne  geschwunden  wäre. 
Das  Weib  könnte  sich  selbst  ernähren,  wenn  es  wollte.  Kein  Mädchen 
brauchte  eine  Ehe  zu  Versorgungszwecken  einzugehen,  keine  Frau  wäre 
gezwungen,  sich  gegen  ihre  Neigung  in  einer  kinderlosen  Ehe  festhalten 
zu  lassen.  Und  nun  frage  ich:  Könnten  der  auflösenden  Kraft  dieser 
Verhältnisse  Familie  und  Ehe  lange  widerstehen,  falls  man  sie  nach 
der  Einführung  eines  sozialistischen  Gemeinwesens  aufrecht  erhalten 
hätte?  Nein,  wird  jeder  antworten,  der  die  menschliche  Natur  ein 
wenig  kennt.  Nach  und  nach,  und  immer  mehr  würden  sich  die 
Bürger  in  den  großen,  vorher  geschilderten  Palästen  zusammen- 
finden. 

Wenn  aber  das  Unwahrscheinliche  geschehen  sollte,  wenn  die 
Bürger  hartnäckig  an  Ehe  und  Familie  festhalten  sollten,  dann  müßte 
der  sozialistische  Staat  sie  verbieten.  Ehe  und  Familie  gefährdeten 
seine  Existenz,  denn  sein  Wesen  ist  Solidarität,  ihr  Geist  ist  Egoismus. 
Die  Familie,  die  nach  innen  Verträglichkeit,  Mäßigung  der  Selbstliebe, 
gegenseitige  Opfer  erheischt,  ist  nach  außen  eine  geschlossene  Gesell- 
schaft. Ehe  und  Familie  sind  die  Grundlagen  unserer  Gesellschafts- 
ordnung, so  behaupten  viele  konservative  Politiker.  Sie  haben  recht, 
wenn  sie  auch  die  besten  Gründe  für  ihre  Ansicht  verschweigen.     Ein 
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heutigen  Tages  geborenes  Kind  hat  in  neun  von  zehn  Fällen  seinen 
festen  Platz  in  der  Gesellschaft.  Wer  auf  ihren  Höhen  geboren  ist, 
der  erfährt  von  Kindesbeinen  an,  daß  er  da  ist,  um  zu  befehlen,  wer 
in  ihren  Niederungen  zur  Welt  kam,  dem  wird  in  eindrucksvoller  Weise 
von  frühester  Jugend  an  eingeschärft,  daß  seine  Aufgabe  darin  besteht, 
zu  gehorchen.  Der  eine  wächst  heran  mit  Selbstgefühl,  mit  Macht- 
instinkten, in  der  Seele  des  anderen  gedeihen  Bescheidenheit,  Fügsam- 
keit und  Demut.  Das  erhält  die  Gesellschaft  im  Gleichgewicht.  Wer 
„well  connected"  in  die  Arena  eintritt,  um  den  Kampf  ums  Dasein  zu 
wagen,  der  befindet  sich  beschirmt,  gefördert,  gehoben  von  einer  langen 
Reihe  von  Familien-  und  Standesgenossen.  Auch  mit  geringen  An- 
lagen wird  er  vorwärts  kommen,  bisweilen  die  höchsten  Stellen  er- 
reichen, während  der  auf  seine  eigene  Kraft  angewiesene,  selbst  wenn 
er  mit  vorzüglichen  Fähigkeiten  ausgerüstet  ist,  gewöhnlich  mit  einer 
bescheidenen  Existenz  in  den  unteren  und  mittleren  Stockwerken  der 
Gesellschaft  vorlieb  nehmen  muß.  Der  einzelne  soll  im  Interesse  der 
Gesamtheit  und  zu  seiner  eigenen  Befriedigung  so  hoch  steigen  können, 
wie  ihn  seine  Kräfte  tragen ;  das  ist  einer  der  großmütigen  Grundsätze 
des  älteren  Liberalismus.  Seine  Vertreter  ahnten  nicht,  daß  der 
Strebende  auf  seinem  Wege  regelmäßig  zwei  hemmende  Mächte  findet: 
das  sind  Ehe  und  Familie.  Der  Familiengeist  will  keine  „seif  made 
men",  keine  „Parvenüs",  keine  „homines  novi",  keine  „Emporkömmlinge", 
die  sich  durch  eigene  Kraft  emporgearbeitet,  vielleicht  sogar  „empor- 
gehungert" haben.  In  allen  Sprachen  befinden  sich  verächtliche  Aus- 
drücke für  diese  Menschenschicht,  die  uns  gleichsam  all  den  ihnen  an- 
geblich anklebenden  Schmutz  sehen,  fühlen  lassen.  Fort  mit  ihnen,  denn 
sie  gefährden  die  Ruhe  der  von  ihnen  bedrohten  Klasse,  die  einen  aus- 
schließlichen Anspruch  auf  bestimmte  Sphären  für  ihre  Brut  zu  haben 
glaubt,  und,  wenn  sie  selbst  an  ihrer  ausschließlichen  Intelligenz  zweifeln 
sollte,  doch  die  nötigen  Charaktereigenschaften  ausschließlich  zu  be- 
sitzen fest  überzeugt  ist!  Der  General,  der  zu  den  Monarchen  empor- 
steigt, der  einfache  Edelmann,  der  sich  zu  Herzögen  und  Fürsten  erhebt, 
der  Bürgerliche,  der  geadelt  wird,  der  in  niedrigen  Verhältnissen  ge- 
borene Bewerber  um  eine  Stelle,  die  bisher  immer  aus  bestimmten 
adligen  und  bureaukratischen  Familien  besetzt  worden  ist,  der  kleine 
Kaufmann,  Fabrikant  und  Bankier,  der  durch  Tüchtigkeit  und  Glück 
in  die  Reihen  der  Hochfinanz  und  altererbten  Besitzes  eintritt:  sie  alle 
machen  dieselben  Erfahrungen.  Und  die  Gefühle,  die  man  ihnen  oben 
entgegenträgt,  sind  nicht  immer  bitterer,  als  diejenigen,  die  sie  unten 
erregen,  wo  ihre  Jugendgefährten  wohnen.  So  sind  in  der  Tat  Ehe 
und  Familie  hochkonservative  Mächte.  La  Bruyere  hatte  schon  eine 
Ahnung    <iavon,    obwohl    er    im   17.  Jahrhundert    mit    seinen    schroffen 
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Standesunterschieden    lebte,   als   i  I  imble  que  1< 

met  tout  le  rnonde  dam  son  ordre."1) 

Diese  konaervativeii  Machte  muß  der  siegreiche  So/iah  : 
stören.  Haben  uns  denn  seine  Anhänger  nicht  immer  als  einer:  Makel 
unserer  Gesellschaftsordnung  vorgehalten,  daß  die  Stellung,  die  die 
Menschen  auf  der  sozialen  Stufenleiter  einnehmen,  nicht  durch  Fähig- 
keiten und  Charakter  bestimmt  wird,  sondern  durch  den  Stand  und  den 
Reichtum  der  Eltern,  durch  die  Erziehung,  die  sie  ihren  Kindern  y 
können?  Und  in  sozialistischen  Versammlungen  sind  wir  bisweilen 
Zeugen  des  tiefen  Schmerzes  eines  Redners  darüber  gewesen,  daß  seine 
Anlagen  nicht  ausgebildet  werden  konnten ;  wir  glaubten  einen  Widerhall 
des  erschütternden  Bekenntnisses  von  Rousseau  zu  hören :  „J'etais  nc 
pour  le  bonheur!" 

Allein  Stimmungen  vermöchten  nicht  das  Schicksal  mehrtausend- 
jähriger Institutionen  zu  besiegen,  wenn  sie  nicht  von  kühlen  Er- 
wägungen gestützt  würden.  Ließe  das  sozialistische  Gemeinwesen  Ehe 
und  Familie  fortbestehen,  dann  müßten  sie  dieselben  Wirkungen  wie 
in  unserer  Gesellschaftsordnung  hervorrufen.  Die  Eltern  würden  sich 
bemühen,  ihre  Kinder  in  die  ehrenvollsten  und  angenehmsten  Stellungen 
zu  bringen.  Nun  wird  man  entgegnen,  im  Zukunftstaat  sollten  doch 
die  materiellen  Lebensgenüsse  für  alle  dieselben  sein.  Ich  erwidere, 
selbst  wenn  sich  dieses  Ziel  erreichen  ließe,  blieben  doch  noch  ge- 
waltige Unterschiede  in  der  Annehmlichkeit  und  der  sozialen  Bedeutung 
der  Beschäftigungen.  Welch  ein  weiter  Abstand  zwischen  der  hoch- 
geachteten und  sauberen  Tätigkeit  eines  Wirtschaftsministers  und  der- 
jenigen eines  Kloakenreinigers !  Besonders  beim  Übergang  von  der 
bürgerlichen  in  die  sozialistische  Gesellschaft  wäre  die  Gefahr  sehr  groß, 
daß  den  Kindern  der  «bisher  leitenden  Männer  eine  ähnliche  Stellung 
verbliebe  die  dann  auch  ihren  Kindern  wieder  Begünstigungen  zu  ver- 
schaffen imstande  waren.  Aber  auch  später  würde  es  sich  immer 
wieder  ereignen,  daß  die  an  der  Spitze  des  Gemeinwesens  stehenden 
Beamten  durch  ihren  Einfluß  und  denjenigen  verschwägerter  Familien 
ihren  Sprossen  ein  über  das  Gewöhnliche  emporgehobenes  Dasein 
zu  eröffnen  vermöchten. 

Diese  Gründe  bestimmen  mich,  erheblich  von  Anton  Menger  ab- 
zuweichen.-) Und  ich  meine,  diejenigen  Sozialisten  seien  sich  über  die 
Natur  einer  politischen  Frage  nicht  klar  geworden,  die  da  behaupten, 
über  Ehe  und  Familie  habe  der  Sozialismus  keine  orthodoxe  Lehre, 
weil  die  große  Mehrheit  seiner  Anhänger  Ehe  und  Familie  beibehalten 
wolle.     Entscheidend  ist    doch  nicht,   was    sie  wollen,    sondern   welche 


1)  I  2  (Du  Merke  Personncl). 

2)  Neue  Staatslehre,  2.  A.  S.  1251".  und  24. 
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Einrichtungen     notwendigerweise     mit      anderen     Einrichtungen     ver- 
knüpft sind. 

Weshalb  betonen  sie  so  kräftig  ihre  Anhänglichkeit  an  jene  kon- 
servativen Institutionen?  Vielfach,  weil  sie  sie  für  die  besten  halten. 
Man  erwäge  weiter,  wie  stark  in  der  deutschen  Sozialdemokratie  das 
Judentum  vertreten  ist,  dessen  wichtigste  soziale  Einrichtung  bei  dem 
Fehlen  eines  Nationalstaates  Ehe  und  Familie  sind,  die  auch  hier  ihre 
erhaltende  Macht  zur  Geltung  bringen.  Wahrscheinlich  wird  der  Wunsch 
mitsprechen,  den  für  die  Partei  zu  gewinnenden  Außenstehenden  das 
Bild  des  Zukunftstaates  nicht  zu  verleiden.  Und  schließlich  ist  es  ein 
Protest  gegen  die  nicht  unbedeutende  Zahl  der  Parteigenossen,  die  den 
Sozialismus  nicht  klar  vom  Anarchismus  unterscheiden.  Manche 
Anarchisten  nehmen  an,  daß  an  die  Stelle  der  Ehe  die  Geschlechts- 
freiheit treten  werde.  Aber  die  Geschlechtsfreiheit  ist  mit  dem  sozia- 
listischen Gemeinwesen  ebenfalls  unverträglich.  Nicht  aus  den  sehr  ver- 
ständigen von  A.  Menger  S.  133  angeführten  Gründen,  die  für  alle  Ge- 
sellschaftsordnungen gelten,  sondern  weil  sie  mit  den  Grundlagen  des 
sozialistischen  Gemeinwesens  nicht  in  Übereinstimmung  zu  bringen  ist. 
Dieses  will  doch  Produktion  und  Konsumtion  regeln,  folglich  muß  es 
auch  die  Fortpflanzung  regeln,  und  auf  die  Erzeugung  kräftiger,  in- 
telligenter, mit  sitttlichen  Anlagen  ausgerüsteten  Kinder  die  größte 
Sorgfalt  verwenden.  Das  Wohl  der  Gesamtheit  hängt  davon  ab,  und 
es  ist  das  wichtigste  Recht,  das  „Urrecht"  des  Individuums,  „wohl- 
geboren" zu  sein.  Die  Wohlgeborenheit  ist  aber  unerreichbar,  wenn 
die  lüsternen  Phantasien  einiger  moderner  Sozialisten  und  Sozialistinnen 
greifbare  Gestalt  annehmen  sollten. 

Zu  einer  ganz  und  gar  verschiedenen,  unvergleichlich  tieferen  Lehre 
bekennt  sich  Campanella  in  seinem  „Sonnenstaate".  Einer  der  Gehilfen 
des  Großmetaphysikers,  der  die  Liebe  heißt,  leitet  die  Fortpflanzung 
der  Pflanzen,  Tiere  und  Menschen.  Die  zur  Erzeugung  vollkommener 
Menschen  von  ihm  empfohlenen  Mittel  mögen  uns  heute  fast  humo- 
ristisch anmuten,  aber  ein  tiefes,  vor  Jahrhunderten  von  ihm  aus- 
gesprochenes Wort  klingt  jetzt,  nach  einem  Jahrhundert  der  Ehefreiheit, 
allüberall  in  Europa  wieder:  daß  man  nämlich  auf  die  Erzeugung 
der  Tiere  mehr  Sorgfalt  verwende,  als   auf  diejenige  der  Menschen. 

Damit  glaube  ich  dargelegt  zu  haben,  daß  Ehe  und  Familie  in 
einem  sozialistischen  Gemeinwesen  verschwinden  müßten.  Es  sind  nur 
Folgerungen  aus  bestimmten  Vordersätzen,  aber  sie  werden  durch  die 
Erfahrung  bestätigt.  Bekanntlich  haben  die  Vereinigten  Staaten  eine 
Anzahl  gelungener  kommunistischer  Vereinigungen  aufzuweisen,  aus 
deren  auf  Ehe  und  Familie  bezüglichen  Erlebnissen  ich  Folgendes 
herausgreife.  Die  Rappisten  wollten  die  Ehe  überhaupt  nicht  gestatten. 
Auch  in  der  Shakergemeinde  war  die  Ehelosigkeit  vorgeschrieben.     Als 
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die  Separatisten  von  Zo.ir  .sie  erlaubten,  —  anfangs  ließen  sie  nur  den 
Zölibat  zu,  da  sie  die  zur  Aufziehung  von  Kindern  erforderlichen  Mittel 

im  ht  besafien        geschah  es  unter  der  Bedingung;  dafl  die  Eltern  ihre 

Mahlzeiten  in  den  gemeinsamen  Speisehausern  einnahmen  und  die  Kinder 
gemeinsam  als  Gemeineigentum  erzogen  würden.  Ein  deutliches  An- 
zeichen, daß  Ehe  und  Familie  dem  Sozialismus  widersprechen.  Mit 
der  Ehe  kam  die  Familie,  mit  der  Familie  das  Familieninteresse  und 
die  Absonderung.  Aber  der  Geist  der  Ehe  und  Familie  war  stärker 
als  der  Sozialismus.  Die  gemeinsamen  Speisehäuser  wurden  verlassen, 
und  die  jüngeren  Mitglieder  kehrten  der  Siedelung  häufig  den  Rücken, 
in  der  sie  doch  Überfluß  an  den  Dingen  dieser  Welt  hatten.  In  der 
Amanagemeinde  ist  die  Ehe  erlaubt,  aber  die  Familien  müssen  in  den 
großen  Speisehäusern  essen,  obwohl  sie  zerstreut  wohnen.  So  lehrt  die 
Erfahrung  so  ziemlich  überall  dasselbe:  entweder  Ehe  oder  Familie 
untergraben  den  Sozialismus,  oder  der  Sozialismus  vernichtet  Ehe  und 
Familie.  Und  wenn  man  zu  neuen  Formen  der  Geschlechtsverbindung 
überging,  war  man  weit  davon  entfernt,  sie  dem  Belieben  der  Individuen 
zu  überlassen;  die  Obrigkeit  griff  ein,  wie  bei  den  Wiedertäufern  und 
in  der  Gemeinde  von  Oneida.     Ähnlich  in  der  Amanagemeinde. 

Die  Beseitigung  der  Ehe  und  der  Familie  zerschneiden  die 
stärksten  sozialen  Bande  unserer  Gesellschaftsordnung.  Der  Einzelne 
ist  wirklich  ein  Einzelner  geworden,  ein  soziales  Atom,  das  mit  den 
anderen  Menschenatomen  in  die  mannigfaltigsten  Verbindungen  gebracht 
werden  kann.  Frühzeitig  seiner  Mutter  entzogen,  ohne  Beziehungen  zu 
seinen  Geschwistern,  vielleicht  nicht  einmal  mit  dem  Namen  seines 
Vaters  bekannt,  wächst  das  Kind  mit  Hunderten  von  Alters-  und  Ge- 
schlechtsgenossen heran,  ohne  durch  seine  Geburt  für  eine  soziale 
Sphäre  bestimmt  zu  sein.  Hat  das  Individuum  die  Geschlechtsreife  er- 
reicht, dann  wird  es  zur  Fortpflanzung  benutzt,  oder  von  ihr  fern- 
gehalten, je  nach  seiner  körperlichen,  geistigen  und  sittlichen  Be- 
schaffenheit. Aber  ein  Großes  ist  gelungen:  es  ist  nun  möglich,  dem 
Einzelnen  einen  seinen  Fähigkeiten  entsprechenden  Tätigkeitskreis  an- 
zuweisen. Von  den  jungen  Bürgern  und  Bürgerinnen  des  Zukunft- 
staates wird  derselbe  Idealismus,  dieselbe  Unterordnung,  dieselbe  Auf- 
opferungsfähigkeit verlangt,  wie  von  dem  Jüngling  oder  der  Jungfrau, 
die  in  einen  Orden  eintreten.  Nach  den  Urteilen,  die  sich  die  Obern 
über  sie  gebildet  haben,  gelangen  sie  in  die  höchsten  Stellungen  oder 
werden  sie  in  den  niedrigsten  zurückgehalten.  Immer  aber  empfangen 
sie,  wenn  sie  ihre  Pflicht  erfüllen,  in  den  großen  gemeinsamen  Speise- 
und  Wohnräumen  Nahrung,  Kleidung,  Unterkunft  nach  ihren  Bedürf- 
nissen. Damit  ist  das  sozialistische  Prinzip  sozialer  Gerechtigkeit  ver- 
wirklicht, das  Cabet  in  die  Worte  faßte :  Jedem  nach  seinen  Bedürfnissen, 
von  jedem  nach  seinen  Kräften. 
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Bei  dieser  Daseinsweise  ist  der  Kreis  der  in  das  dauernde  Privat- 
eigentum einer  Person  übergehenden  Genußgüter  sehr  eng  umschrieben. 
Das  braucht  nicht  ausgeführt  zu  werden.  So  hat  sich  das  dritte  uto- 
pische Element  des  modernen  Sozialismus  als  ein  Irrlicht  erwiesen,  und 
das  vierte  ist  eine  große  Täuschung.  Denn  das  Individuum  bezieht 
nicht  ein  seiner  Arbeitsleistung  entsprechendes  Einkommen,  es  hat  auch 
kein  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  sondern  es  wird  ihm,  wie  vorher 
hervorgehoben  wurde,  gegeben  nach  seinen  Bedürfnissen  und  es  arbeitet 
nach  seinen  Kräften.  Der  sittliche  Grundsatz  des  Sozialismus  ist  die 
Brüderlichkeit,  das  karitative  Prinzip,  das  auf  das  Volk  ausgedehnte 
Familienprinzip,  wie  dasjenige  der  Demokratie  die  Gleichheit,  das  des 
Liberalismus  die  Freiheit  ist.1) 

Daß  der  Bürger  im  sozialistischen  Gemeinwesen  niemals  seinen 
vollen  Arbeitsertrag  empfangen  kann,  ist  heutigen  Tages  so  allgemein 
anerkannt,  daß  nur  der  folgende  Hinweis  gestattet  ist.  Ein  großer 
Teil  aller  Arbeit  wird  zum  Ersatz  und  zur  Neubeschaffung  der  in  das 
Eigentum  der  Gesamtheit  übergehenden  Sozialkapitalien,  Maschinen, 
Werkzeuge,  Verkehrsmittel,  Wirtschaftsräume,  geleistet,  kann  also  den 
Arbeitenden  keine  Genußgüter,  keinen  Arbeitsertrag  liefern,  und  von 
den  hergestellten  Genußgütern  beanspruchen  die  leitenden,  nicht 
körperlich  mitschaffenden,  Behörden,  dann  die  Kinder,  Kranken,  Inva- 
liden ihren  Anteil,  so  daß  sich  die  mit  ihren  Händen  arbeitenden 
Bürger  Abzüge  gefallen  lassen  müssen. 

Der  Grundsatz,  daß  der  Bürger  im  Zukunftsstaate  ein  seiner  Arbeits- 
leistung entsprechendes  Einkommen  beziehen  werde,  ist  ein  Abkömm- 
ling der  St.  Simonistischen  Auffassungsweise  gesellschaftlicher  Rechte 
und  Pflichten,  die  in  folgender  Formel  einen  knappen  Ausdruck  ge- 
funden hat:  Jedem  nach  seinen  Fähigkeiten  und  jeder  Fähigkeit  nach 
ihren  Leistungen.  Sie  verrät  deutlich,  daß  sie  in  einer  Zeit  entstanden 
ist,  wo  Liberalismus  und  Sozialismus  miteinander  zu  ringen  beginnen. 
Liberal  ist  der  Grundsatz,  daß  jedem  die  Möglichkeit  gegeben  werde, 
eine  seinen  Fähigkeiten  entsprechende  Lebensstellung  einzunehmen  und 
daß  er  durch  ein  mit  ihr  verbundenes  höheres  Einkommen  angespornt 
werde,  sich  zu  rühren.  Aber  die  rechtliche  Möglichkeit  wollten  die 
St.  Simonisten  in  eine  tatsächliche  verwandeln:  Das  Gemeinwesen  sollte 
den  Begabten  die  Mittel  zur  Entfaltung  ihrer  Persönlichkeit  liefern,  in- 
dem es  ihnen  die  nach  Abschaffung  des  Erbrechts  verfügbaren  Erb- 
massen zur  Verfügung  stellte. 

Der  Stammbaum  dieses  Grundsatzes  beweist  also  schon  hinreichend, 
daß  er  in  ein  sozialistisches  Gemeinwesen  nicht  paßt.     Er   kann   seine 


')  Die  Ausführungen  Mengers  über  die  Verteilungssysteme  (S.  95  f.)  leiden  an  den- 
selben Mängeln  wie  die  oben  erwähnten. 
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liberale  Abkunft  im  ht  verleugnen«  So  urteilt  jedenfalls  derjenige,  der 
mit  sozialem  Stilgefühl  ausgerüstet  ist.  Aber  es  gibt  allgemein  über- 
zeugende Gründe.  Wer  wertvollere  Arbeit  verrichtet,  soll  mehr  ge- 
nießen kennen?  Weshalb?  Empfindet  er  gewöhnlich  nicht  eine  höhere 
Befriedigung  bei  seiner  Arbeit,  als  diejenigen,  die  im  Schweiße  ihrer 
Angesichts  die  gröbsten  und  schmutzigsten  Verrichtungen  auf  sich 
nehmen  müssen  ?  Und  nun  soll  ihr  Anteil  an  den  von  ihnen  gewonnenen 
Sachgütern  verkürzt  werden,  um  jenen  neben  der  geistigen  Freude  auch 
noch  sinnliche  Vergnügen  zu  bereiten  ?  Außerdem  I  Wertvollere  Er- 
zeugnisse können  gewöhnlich  erst  nach  längerer  Erziehung  hervorge- 
bracht werden.  Auch  diese  wurde  ihnen  zuteil,  während  die  Armen  an 
Geiste  so  bald  wie  möglich  zu  geistloser  Arbeit  angehalten  werden. 
Müßte  da  jene  Bevorzugung  nicht  als  eine  Ungerechtigkeit  empfunden 
werden,  die  nach  kurzem  Bestehen  nicht  mehr  durchführbar  wäre  ? 
Und  weiter  wird  stillschweigend  angenommen,  daß  der  wertvollere 
Arbeiten  Verrichtende  stets  bei  seiner  Beschäftigung  bleibe.  Das  ist 
aber  in  einem  sozialistischen  Gemeinwesen  undenkbar.  Zwar  würde 
hier  eine  größere  Regelmäßigkeit  der  Beschäftigung  herrschen,  als 
in  unserer  Wirtschaftsordnung,  weil  die  freie  Bedarfsdeckung  fehlte 
aber  das  schließt  die  Notwendigkeit  des  Arbeitswechsels  nicht  aus.  Die 
Ernten  würden  auch  in  einem  sozialistischen  Gemeinwesen  einen  außer- 
ordentlichen, von  Jahr  zu  Jahr  wechselnden  Arbeitsbedarf  erfordern; 
Naturereignisse,  wie  Brand,  Hagelschlag,  Überschwemmung,  Erdbeben, 
schlagende  Wetter,  würfen  den  Arbeitsplan  um;  Epidemien  rissen  Lücken, 
die  in  den  Schichten  der  qualifizierten  Arbeiter  besonders  empfindlich 
wären;  Arbeitsarten  wären  augenblicklich  „besetzt",  sodaß  den  neuein- 
tretenden Knaben  und  Mädchen  eine  ihren  Anlagen  und  ihrer  Erziehung 
angepaßte  Beschäftigung"  wenigstens  vorläufig  nicht  angewiesen  werden 
könnte.  Schließlich  ist  es  ganz  undenkbar,  daß  die  Begabungen  regel- 
mäßig den  durch  die  Bedürfnisse  des  Gemeinwesens  bestimmten  Ar- 
beitsanforderungen entsprächen.  Solche  Störungen  müßten  aber  in 
einem  sozialistischen  Gemeinwesen  um  so  schwerer  zu  beseitigen  sein, 
als  verschiedene  der  heute  angewandten  Mittel  nicht  verfügbar  wären: 
Heranziehen  von  Arbeitskräften  aus  dem  Auslande,  periodische  Aus- 
wanderung, Zurückgreifen  auf  die  sogenannte  Reservearmee.  Sollten 
nun  die  höheren  Arbeiterschichten  ein  geringeres  Einkommen  beziehen 
sobald  sie  zwangsweise  in  eine  geringere  Arbeiterschicht  übergehen 
müßten? 

Nebenbei  beweisen  diese  Ausführungen,  daß  der  Gedanke  einiger 
Sozialisten,  dem  Bürger  im  Zukunftsstaate  ein  Recht  auf  die  Ausübung 
der  verschiedensten  Beschäftigungen  zu  geben,  schon  an  dem  Prinzip 
der  einheitlichen  Wirtschaftsorganisation  scheitern  müßte.  Gar  nicht 
soll  davon  gesprochen  werden,  daß  wenn  es  verwirklicht  werden  könnte, 
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der  Ertrag  der  Volkswirtschaft  und  damit  das  Einkommen  der  Bürger 
erheblich  sinken  müßte,  da  die  meisten  Arbeiten  eine  längere  oder 
kürzere  Vorbereitungszeit  erfordern.  Wie  sollte  es  möglich  sein,  daß 
jemand  in  dieser  Woche  Kesselschmied  oder  Uhrmacher,  in  der  folgenden 
Dachdecker  oder  Bergmann,  in  der  dritten  Koch  oder  Bäcker,  in  der 
vierten  Metzger  oder  Pferdeknecht,  in  der  fünften  Spinner  oder  Weber 
wäre?  Es  ist  eine  der  vielen  unausgedachten  Ideen  solcher  Personen, 
die  den  Sozialismus  mit  dem  Anarchismus  und  dem  Demokratismus 
zusammenwerfen. 

Ich  hoffe  nun  genügend  bewiesen  zu  haben,  daß  ein  auf  den  er- 
wähnten drei  Grundlagen  errichtetes  Gemeinwesen  die  freie  Bedarfs- 
deckung, Ehe  und  Familie,  das  mit  der  Arbeitsleistung  übereinstimmende 
Einkommen  ausschließen  und  das  Eigentum  an  den  Genußmitteln 
stark  beschränken  müßte.  Die  Freiheit  des  Einzelnen  wäre  so  gering 
und  die  Gewalt  der  Obrigkeit  so  groß,  daß  sich  der  Einbildungskraft 
das  Bild  eines  ungeheuren  Klosters  aufdrängt,  obgleich  die  sozialistische 
Gesellschaft  die  volle  materielle  und  populationistische  Unabhängigkeit 
besäße. 

Diesen  Beweis  bitte  ich  nicht  mit  einer  Ausmalung  des  Zukunfts- 
staates zu  verwechseln.  Keine  Utopie  wollte  ich  schreiben,  sondern 
durch  die  Kritik  von  Utopien  den  festen  Boden  für  die  Beantwortung 
der  Frage  gewinnen,  ob  der  Sozialismus  notwendigerweise  in 
der  staatsrechtlichen  Form  der  Demokratie  erscheinen  muß,  wenn  er 
verwirklicht  werden  sollte.1)  Ihre  Erledigung  setzt  eine  klare  Frage- 
stellung voraus.  Wir  haben  nicht  zu  untersuchen,  wie  hervorragende 
Sozialisten  über  diese  Beziehungen  gedacht  haben.  Einige  meinen  be- 
kanntlich, daß  die  Monarchie,  andere,  daß  die  Demokratie  die  für  ein 
sozialistisches  Gemeinwesen  passende  Staatsform  sei;  noch  andere  halten 
dafür,  daß  es  sich  mit  verschiedenen  Formen  vertrage,  diese  Frage  sei 
gleichgültig.  Sondern  wir  müssen  uns  —  ich  wiederhole  es  —  ein 
Urteil  darüber  bilden,  ob  notwendige  Beziehungen  zwischen  So- 
zialismus und  Demokratie  bestehen.  Ich  behaupte,  es  wäre  erstaunlich, 
wenn  sie  vorhanden  wären.  Schon  aus  dem  einfachen  Grunde,  daß 
der  Sozialismus,  wie  der  Liberalismus,  ein  lebensvolles  Gesellschaftsideal 
ist,  die  Demokratie  aber  ein  magerer  staatsrechtlicher  Begriff. 

Es  ist  scharf  hervorgetreten,  daß  dem  sozialistischen  Gemeinwesen 
keine  Eigenschaft  so  völlig  mangeln  würde,  wie  die  soziale  Gleichheit. 
Das  Individuum  soll  genießen  nach  seinen  Bedürfnissen,  es  soll 
arbeiten   nach   seinen   Kräften.     Ist   das  Gleichheit?     Wenn  wir   nach 


x)  Auch  in  diesem  Punkte  begegne  ich  wieder  A.  Menger  (III  3)  und  ich  muß  zu 
meinem  Bedauern  wiederum  aussprechen,  daß  ich  seine  Ausführungen  vom  politischen 
Standpunkt  nicht  für  wertvoll  halten  kann. 
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einem  Worte  für  diesen  sittlichen  Grundsatz  suchen,  so  kann  es  nur 
tlt-rjtii it^t"  der  Verhältnismäßigkeit  sein.  Die  Bürget  stehen  sich  wirt- 
schaftlich nicht  selbständig  gegenüber,  wie  di<-  Hauern  in  einem  Schweizer 
Urkanton,  sondern  sie  sind  unselbständige  Glieder  des  sozialistischen 
Gemeinwesens.  Sie  wählen  ihren  Beruf,  ihre  Beschäftigung  nicht 
selbst,  sondern  sie  werden  verwandt  nach  den  Anordnungen  des 
Vorgesetzten. 

Zweitens  kann  es  im  sozialistischen  Gemeinwesen  keinen  Klassen- 
kampf geben,  weil  es  keine  Klassen  gibt.  Demokratie  ist  die  Staats- 
form des  Klassenkampfes:  Beherrschung  der  höheren  durch  die  unteren 
Klassen.  Alle  Bürger  haben  ein  und  dasselbe  Interesse:  daß  ihre  Ar- 
beit möglichst  viele  Güter  mit  der  geringsten  Arbeitsaufwendung  er- 
zeuge, sodaß  dem  Einzelnen  die  Möglichkeit  geboten  wird,  seine  Anlagen 
auszubilden  und  sich  für  höhere  Ämter,  für  angenehmere  Berufe  vor- 
zubereiten. 

Wenn  nun  die  soziale  Gleichheit  fehlt  und  alle  Bürger  dasselbe 
Interesse  haben,  dann  sind  die  Grundlagen  für  die  Herrschaft  der  Mehr- 
heit gleichsam  versunken.  Denn  diese  hat  doch  nur  einen  Sinn,  wenn 
keine  andere  Beilegung  des  Streites  gleichberechtigter,  aber  widerstreiten- 
der Interressen  gefunden  werden  kann.  Es  gibt  aber  noch  andere 
Gründe  für  diese  Meinung.  Wir  sahen,  daß  das  sozialistische  Gemein- 
wesen einen  freudigen  Gehorsam,  eine  Aufopferungsfähigkeit,  eine  immer 
bereite  Unterordnnng  unter  die  Befehle  der  leitenden  Behörden  erfordert, 
die  mit  Gleichheit  und  Majoritätsbeschlüssen  ganz  unverträglich  ist 
Die  Herrschaft  der  Mehrheit  müßte  also  den  Geist  zerstören,  der  das 
sozialistische  Gemeinwesen  möglich  macht  und  seine  Dauer  verbürgt. 
Es  ist  aber  auch  nicht  einzusehen,  wie  eine  so  kunstvolle,  auf  Dauer 
berechnete  Organisation  wie  der  sozialistische  Wirtschaftsstaat,  der  an 
Größe  die  der  bedeutendsten  Heere  überträfe,  mit  wechselnden  Mehr- 
heitsbeschlüssen aufrechterhalten  werden  könnte.  Alles  dies  läßt  es 
als  sicher  erscheinen,  daß  die  staatsrechtliche  Form  des  sozialistischen 
Gemeinwesens  nicht  eine  Demokratie  sein  würde,  sondern  eher  einer 
Aristokratie,  einer  Theokratie  gleichen  möchte.  Am  meisten  würde 
die  in  den  katholischen  Orden  entstandene  Hierarchie, *)  so  scheint  es, 

*)  Man  hat  wohl  behauptet,  die  Orden  hätten  eine  demokratische  Organisation. 
Die  konsequenteste  Durchbildung  hat  nach  Friedberg  (Kirchenrecht  4.  A.  1895,  S.  223, 
Anm.  8)  die  Verfassung  des  Jesuitenordens  erhalten.  Diese  wird  von  J.  Huber  so 
charakterisiert:  „Die  Verfassung  der  Gesellschaft  Jesu  trägt  einerseits  einen  streng 
monarchisch-militärischen  Charakter  in  der  Regierung  und  Verwaltung  innerhalb  der 
Konstitutionen,  andererseits  hat  sie  aristokratische  Momente,  indem  die  Wahl  des  Generals 
sowie  die  Gesetzgebung  bei  der  aus  den  vornehmsten  Mitgliedern  bestehenden  General- 
versammlung ruht;  endlich  aber  ist  sie  insofern  demokratisch,  als  jeder  Jesuit  von  der 
untersten  Stufe  bis  zur  höchsten  Herrschaft  emporsteigen  kann.  Man  könnte  sie  also 
eine  gemischte  Verfassung  nennen."     Der  Jesuitenorden,   1873,  S.  43. 
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seinem  Charakter  entsprechen.  Die  Erfahrung  bestätigt  es.  Alle  ge- 
lungenen sozialistischen  Experimente  tragen  einen  theokratisch-absoluten 
Charakter.  Der  Demokratismus  erwies  sich  regelmäßig  als  ein  Element 
der  Auflösung. 

Wenn  nun  notwendige  Beziehungen  zwischen  Sozialismus  und 
Demokratie  nicht  bestehen,  weshalb  bekennen  sich  die  heutigen  sozia- 
listischen Parteien  fast  ausnahmslos  zur  Demokratie?  Es  läßt  sich  nur 
historisch  erklären. 

Schon  während  der  ersten  französischen  Republik  tritt  eine  vom 
Geiste  der  französischen  Sozialisten  des  achzehnten  Jahrhunderts  ge- 
näherte, von  Babeuf  geführte  sozialistische  Gruppe  hervor,  die  wir  früher 
kennen  gelernt  haben.  Ihre  revolutionäre  Umwelt  spiegelt  sie  treu 
wieder:  in  ihren  beschränkten  Vorschlägen  zur  Herstellung  der  Gleich- 
heit, in  dem  kindlichen  Glauben,  daß  die  kommunistische  Gesellschaft 
mit  einem  Schlage  durch  eine  Revolution  geschaffen  werden  könne,  in 
der  rohen  Leidenschaft,  mit  der  sie  an  die  Ausführung  ihrer  Pläne 
herantritt.  Babeufs  Verschwörung  wurde  gewaltsam  unterdrückt  und 
damit  Raum  geschaffen  für  zwei  edle  Schwärmer,  die  von  der  sozialen 
Bedeutung  freien  Zusammenschaffens  überzeugt,  mit  der  Errichtung 
von  Phalansteres  und  Communities  den  Grundstein  der  sozialistischen 
Gesellschaft  legen  zu  können  vermeinten.  Gleichsam  in  verkleinertem 
Maßstabe  gewannen  ihre  Gedanken  praktische  Gestalt  und  weitreichen- 
den Einfluß  in  den  von  Buchez,  den  Rochdaler  Webern,  Schulze-Delitzsch 
und  Raiffeisen  geschaffenen  Genossenschaften.  Noch  hatte  sich  die 
Unausführbarkeit  der  großen  Gedanken  Fouriers  und  Owens  nicht  er- 
wiesen, als  der  Babouvismus,  wie  eine  neue  Seuche  aus  einem  alten, 
umgepflügten  Pestkirchhofe  durch  Buonarotti  wieder  erstehend,  während 
der  dreißiger  Jahre  in  einer  Reihe  von  Attentaten  und  Revolten  seinen 
unheilbaren  Wahnsinn  bewies.  Und  nachdem  er  zum  zweiten  Male 
wie  ein  giftiges  Gewürm  zertreten  ist,  folgen  zum  zweiten  Male  auf 
blutige  Szenen  freundliche  Bilder.  Louis  Blanc  wird  der  geistige  Schöpfer 
des  Staatssozialismus,  Proudhon  und  englische  Geistesverwandte  wollen 
mit  klug  ausgedachten  Einrichtungen  aus  dem  wirtschaftlichen  Verkehr 
den  kapitalistischen  Teufel  austreiben,  die  Schüler  Lamennais  predigen 
den  christlichen  Sozialismus,  der  vom  weltlichen  kaum  zu  unterscheiden 
ist,  die  Engländer  schlagen  aus  dem  plumpen  Barren  der  Ricardoschen 
National-Ökonomie  die  gleißende  Schaumünze  des  Rechtes  auf  den  vollen 
Arbeitsertrag,  und  die  Tätigkeit  der  Schüler  Sismondis  umrahmt  wie 
anmutiges  Rankenwerk  das  hohe  Streben  dieser  friedlichen  Zeit.  Doch 
der  Horizont  umwölkt  sich  von  neuem :  Babeuf  lebt  in  Blanqui  fort, 
und  den  Babouvismus  ereilt  zum  dritten  Male  sein  unentrinnbares 
Geschick:  eine  sozialistische  Götterdämmerung  zerschmettert  die  sozial- 
revolutionären  Bewegungen    in    den    Hauptländern  Europas.     Mit    dem 
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Jahr'  riude    des    modernen    Sozialismus    ab. 

r  sind  zum  Teil  im  Straßen  kämpfe  gefallen,  zum 
kamen    sie   ii  durch  trick    ums  Leben,    die 

öden  ringen  bald  daheim  oder  im  Auslande  schwer  um 
liehe  Brot,  bald  wenden  sie  sich  erfolgreich  anderen  G'  ttern  zu,  aber 
allmählich  werden  sie  alle  alt.  Ein  neues  Geschlecht  muß  erstehen, 
ehe  der  Sozialismus  wieder  eine  Macht  werden  kann.  Erst  in  den 
sechziger  Jahren  beginnt  er  sich  wieder  zu  regen.  Karl  Marx  wird  all- 
mählich der  frühere  Richtungen  überwindende  Fuhrer  dieses  wahrhaft 
internationalen  neuen  Sozialismus.  Kein  neuer  Sozialismus  in  dem 
Sinne,  daß  Karl  Marx  ganz  neue  Gedanken  verkündet  hatte,  aber  alle 
Gedanken,  die  vor  60  Jahren  neu  waren  und  zukunftsreich  erschienen, 
die  band  er  zusammen  und  verfolgte  sie  in  ihre  Konsequenzen:  in 
Synthese  und  Deduktion  besteht  seine  Genialität.  Die  Hegeische  Philo- 
sophie gab  ihm  die  Idee  des  ehernen,  Freiheit  und  Fortschritt  zugewandten 
Schrittes  des  Weltgeistes,  es  gab  ihm  auch  den  Materialismus  der  Hegel- 
schen  Linken ;  die  in  England  begonnene  sozialistische  Verwertung  der 
nationalökonomischen  Lehren  Ricardos  führte  er  mit  kritischem  Blicke, 
scharfsinnig,  mit  schöpferischem  Geiste  zu  Ende;  aus  der  St.  Simoni- 
stischen Schule  holte  er  durch  Vermittelung  Lorenz  von  Steins  den 
anderen  Teil  seiner  Geschichtsphilosophie,  ihren  wirtschaftlich-politischen 
Stoff,  in  dem  die  Hegeische  Idee  zur  Erscheinung  gelangt;  aus  Frank- 
reich brachte  er  aber  auch  ein  verhängnisvolles  Element  herein,  nämlich 
den  durch  Blanqui  vertretenen  Babouvismus.1)  Daß  ein  so  scharfer 
Geist  nicht  erkannte,  daß  er  unvereinbare  Ideen  miteinander  verknüpfte ! 
Der  optimistische  Entwicklungsgedanke  Hegels  wird  vom  Weltgeiste 
getragen,  aber  der  Weltgeist  erstickt  im  Marxschen  Materialist] 
Wenn  , .immanente  Kräfte"  (die  Stellvertreter  des  erstickten  Weitge: 
die  Wirtschaft  zur  beglückenden  Höhe  emporheben,  weshalb  m:. 
denn  die  Geschichtsperioden  regelmäßig  mit  Katastrophen,  mit  Revo- 
lutionen abschließen  r  Seinen  zureichenden  Grund  rindet  dieser  Wider- 
spruch einzig  und  allein  in  der  demokratisch-revolutionären  Stimmung 
von  Marx  und  Engels.  Auch  hier  bewahrheitet  sich  der  Schopenhauer- 
sche  Satz ;  „Der  Wille  schafft  sich  den  Intellekt  zu  seinem  Dienste". 
Sie  waren  durch  Hegel  und  St.  Simon  Evolutionisten  geworden,  aber 
revolutionäre  Demokraten  geblieben.  Darum  suchten  sie  in  ihrer  Ge- 
schichtsphilosophie nach  einem  Plätzchen,  wo  sie  den  Babouvismus,  den 
Blanquismus  unterbringen  könnten.  So  mußten  die  immanenten  Kräfte 
die  Entwicklung  bis  zu  einem  Punkte  führen ,  wo  die  Diktatur  des 
Proletariates    einzugreifen    hat.      Das    war   die    Versöhnung  von  Hegel- 


')  Auch    Bernstein     süinmt    mit    dieser    Auffassung    überein.      Siehe    seine    „Voraus- 
setzungen". 5.  2  7  f. 
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St.  Simon  und  Babeuf-Blanqui.  In  den  sechziger  Jahren  des  vorigen  Jahr- 
hunderts tritt  Lassalle  hervor,  und  zwar  mit  einem  demokratisch-libe- 
ralen Programm ; *)  er  fordert  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht,  um 
die  Regierung  zu  zwingen,  die  Selbsthilfe  der  Arbeiter  zu  unterstützen. 
Politische  Rechte  hatte  man  bis  dahin  immer  gefordert  und  gewährt, 
damit  man  durch  Tätigkeit  in  der  Gegenwart  einen  Erfolg  in  der  Zu- 
kunft hervorzurufen  vermöge.  Auch  Lassalle  bekannte  sich  zu  dieser 
Auffassung.  Als  aber  der  Marxismus  die  Oberhand  gewann,  entstand 
ein  Widerspruch,  denn  das  Proletariat  soll  nach  den  geschichtsphilo- 
sophischen  Intentionen  der  Marx  und  Engels  in  der  Gegenwart  gar 
nichts  für  den  Zukunftsstaat  tun,  es  soll  nur  in  der  Zukunft  bereit 
sein. 2)  — 

Die  wichtigsten  Ergebnisse  dieser  Untersuchung  sind  die  folgenden 
drei.  Erstens :  Die  Demokratie  ist  kein  Mittel  zur  Erkämpfung  des 
Sozialismus.  Zweitens :  Die  Demokratie  ist  nicht  die  notwendige  staats- 
rechtliche Form,  in  der  das  sozialistische  Gemeinwesen  erscheinen  wird. 
Drittens:  Der  Revolutionarismus  ist  das  versteinerte  Produkt  der  revo- 
lutionären Jugendstimmung  von  Marx  und  Engels.  3) 

Ich  möchte  meine  Ausführungen  aber  noch  durch  den  Nachweis  er- 
gänzen, daß  der  revolutionäre  Demokratismus  den  Sozialismus  selbst 
vernichtet  hat. 


m. 

Die  Sozialdemokratie  bildet  den  Sozialismus  zur  sozialen 
Demokratie  zurück. 

Die  von  den  Gedanken  Marxens  genährte  Sozialdemokratie  hat  den 
Sozialismus  von  den  gesunden  Wegen  der  früheren  Sozialisten  des 
19.  Jahrhunderts  abgedrängt:  ich  meine  St.  Simon  und  seine  Schule, 
Fourier  und  seine  Anhänger,  die  Oweniten,  Cabet  und  andere.  So  sehr 
sie  sich  von  einander  unterscheiden  mögen,  sie  halten  die  gesellschaft- 
liche Eintracht  für  ein  Ereignis  des  Nachdenkens,  sie  glauben,  daß  der 


')  So  wenig  sozialistisch  es  war,  stand  es  doch  mit  dem  liberalen,  die  reine  Selbst- 
hilfe predigenden,  in  Widerspruch.  „Aber  Sie  wollen  Sparkassen,  Invaliden-,  Hilfs-  und 
Krankenkassen  stiften?  Ich  erkenne  gern  den  relativen,  obwohl  äußerst  untergeord- 
neten und  kaum  der  Rede  werten  Nutzen  dieser  Institute  an."  Offenes  Antwort- 
schreiben. 

2)  Die  Widersprüche  habe  ich  schon  im  Jahre  1886  in  Schmollers  Jahrbuch  in 
einem  kleinen  Aufsatze  behandelt:  „Die  Unfähigkeit  der  Sozialdemokratie  zur  sozial- 
politischen Reformarbeit". 

*)  Niemand  hat  des  Revolutionarismus  in  immer  neuen  Formen  auftauchende  Ge-. 
schichte  so  klar  dargestellt,  wie  David  in  den  Aufsätzen :  „Die  Eroberung  der  politischen 
Macht."     (Sozialistische  Monatshefte,   1904) 
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Zukunftstaat  aus  dem  Gegenwartstaat  entstehen  müsse.  Dies«:  Über« 
zeugung  bewirkt  es,  daß  lie  nichta  wesentliche!  w>n  der  Mitwirkung 
andersartiger  Einrichtungen  und  Begebenheiten  erwarten:  etwa  von  der 

Macht  der  Parlamente  und  der  Gewalt  der  Revolutionen.  Sie  erklärt 
auch  «In-  Gleichgiltigkeit  der  meisten  gegen  die  Frage,  in  welcher  Form 
der  Zukunftstaat  erscheinen  werde.  Obwohl  ihre  Auffassung  von  dem 
Werte  des  positiven  Aufbaus  an  sich  richtig  ist,  so  irrten  sie  doch 
manchmal  in  der  Wahl  der  Mittel,  oder  es  stand  nur  ein  Radikalmittel 
statt  eines  Systems  ineinander  greifender  Maßregeln  auf  ihrem  Programm, 
und  nur  wenige  vermochten  die  von  Cabet  erkannte  und  von  Marx 
mit  Einseitigkeit  verfochtene  Maßregel  zu  würdigen,  daß  die  von  keinem 
im  ganzen  gewollte  gesellschaftliche  Entwicklung  vorarbeiten  und  (was 
Marx  nicht  verstand)  daß  sich  an  sie  die  positive  Arbeit  eng  an- 
schließen muß.  Aber  ein  bedeutendes  hatten  sie  eingesehen :  Ein  Bau 
von  der  Größe  des  Sozialstaates  fordert  von  seinen  Werkmeistern  un- 
gewöhnliche Charaktereigenschaften :  Begeisterung,  Aufopferungsfähigkeit, 
Unterordnung,  vor  allem  Liebe,  Brüderlichkeit,  Altruismus. 

Der  Charakter  der  sozialistischen  Bewegung  änderte  sich,  als  der 
revolutionäre  Demokratismus  sich  ihrer  zu  bemächtigen  begann.  Die 
letzte  Überzeugung  des  Sozialismus  und  des  Liberalismus  ist  dieselbe: 
die  Menschen  sind  ungleich.  Das  Verteilungsprinzip  St.  Simons  gehört 
dem  Liberalismus  an,  und  selbst  dasjenige  Cabets  hat  zur  Voraussetzung 
ungleiche  Kräfte  und  Bedürfnisse.  Die  St.  Simonisten  wollen  bevor 
zugten  Geistern  bevorzugte  Entwicklungsbedingungen  gewähren.  Viele 
ersehnen  die  Gleichheit  der  Umwelt,  damit  das  von  Natur  verschiedene 
sich  entfalten  könne. 

Mit  dem  Siege  des  Demokratismus  trat  das  demokratische  Prinzip 
der  Gleichheit  mit  großer  Kraft  hervor.  Der  Babouvismus  beabsichtigte 
die  tatsächliche  Gleichheit  mit  den  bedenklichsten  Mitteln  durchzuführen. 
Marxisten  verkündeten  die  anthropologische  Gleichheit  mit  erschreckender 
Sicherheit;  es  hieß,  im  Zukunftsstaate  würden  die  individuellen  Ver- 
schiedenheiten verschwinden,  und  es  werde  ein  jeder  zu  den  ver- 
schiedenartigsten Arbeiten  befähigt  sein.  Obwohl  nun  diese  Theorie  mit 
den  Grundgedanken  des  Demokratismus  durchaus  übereinstimmt,  so 
läßt  sich  doch  bezweifeln,  ob  sie  aufgestellt  worden  wäre,  wenn  der 
Marxismus  sich  nicht  zum  Materialismus  bekannte;1)  die  Erklärung  der 
Persönlichkeit  aus  dem  überwiegenden  Einflüsse  der  Umwelt  findet  sich 
schon  bei  Robert  Owen,  der  gleichfalls  auf  dem  Boden  der  materialisti- 
schen Weltanschauung  stand. 

Nachteiliger  war  es,  daß  der  Demokratismus  die  der  Selbshilfe  zu- 
gewandte  Politik    des    älteren  Sozialismus   geringschätzte.     Lassalle   er- 


*)  Max  Lorenz,  die  marxistische  Sozialdemokratie,   1896,  S.  1141". 
Hasbach,  Die  moderne  Demokratie.    2.  Auflage. 


286    Zweites  Buch.     Formen,  Arten,  Begriff  und  Wesen  der  modernen  Demokratie. 

hoffte  den  Sieg  der  Arbeiterklasse  von  der  Gewinnung  der  parlamen- 
tarischen Mehrheit,  die  dann  die  Regierung  zwingen  würde,  ioo  Millionen 
Taler  zur  Begründung  von  Produktivassociationen  herzugeben;  von 
anderen  sozialpolitischen  Reformen  erwartete  er  wenig.  Bis  dahin  müßte 
die  große  Sozialpolitik  feiern.  Dieses  hinderte  aber  seinen  Nachfolger 
von  Schweitzer  nicht,  sich  eifrig  an  der  sozialpolitischen  parlamentari- 
schen Arbeit  zu  beteiligen.  In  eine  geradezu  nihilistische  Richtung 
drängten  die  Marxistischen  Theorien,  welche  später  in  der  Sozialdemo- 
kratie die  Oberhand  gewannen.  Denn  Marx  lehrte,  daß  in  der  heutigen 
Wirtschaftsordnung  die  Lage  der  Proletarier  und  der  unteren  Mittel- 
klassen sich  immer  mehr  verschlechtern  müsse ; x)  erst  die  Revolution 
könne  diesen  Zustand  enden.  Dazu  kam  nun,  daß  die  Hoffnungen, 
welche  man  früher  auf  ein  durch  parlamentarische  Mehrheit  zu  ge- 
winnendes Radikalmittel  gesetzt  hatte,  immer  mehr  zerrannen  und 
manche  Sozialisten  die  Zusammenbruchs-  und  Revolutionstheorie 
Marxens  verwarfen,  weil  die  wirtschaftliche  Entwicklung  die  von  ihm 
prophezeiten  Symptome:  wachsende  Akkumulation  des  Kapitales, 
wachsendes  Elend  der  Massen,  wachsende  Gefährlichkeit  der  Krisen 
nicht  zeigte.  Das  Ziel  trat  zurück,  die  sozialpolitische  Mitarbeit  in  den 
Vordergrund.  Und  daß  es  in  der  Partei  auch  klarblickende  Männer 
gab,  die  beides  zu  vereinigen  verstanden,  welche  die  Arbeit  zum  Ziele 
hinzulenken  suchten,  das  beweist  das  süddeutsche  Agrarprogramm  des 
Jahres  1894,  welches  aber  von  der  großen  Mehrheit  der  Sozialdemokraten 
verworfen  wurde.2) 

Es  ist  in  der  Tat  ein  weiter  Abstand  zwischen  diesem  und  dem 
Erfurter  Programm,  in  welchem  jede  wahrhaft  sozialistische  Maßregel 
fehlt;  dafür  treten  die  Tendenzen  des  plattesten,  ungesundesten  sozialen 
Demokratismus  überall  hervor.  Insbesondere  ist  es  die  Tendenz,  Rechte 
zu  verlangen  ohne  Pflichten  zu  setzen.  Im  7.  Absatz  wird  gefordert: 
„Unentgeltlichkeit  des  Unterrichts,  der  Lehrmittel  und  der  Verpflegung 
in  den  öffentlichen  Volksschulen ;"  im  8. :  „Unentgeltlichkeit  der  Rechts- 
pflege und  des  Rechtsbeistandes;"  im  9.:  „Unentgeltlichkeit  der  ärzt- 
lichen Hilfeleistung,  einschließlich  der  Geburtshilfe  und  der  Heilmittel, 
Unentgeltlichkeit  der  Totenbestattung;"  dann  in  der  5.  der  zum  Schutz 
der  Arbeiterklasse  geforderten  Maßregeln:  „Übernahme  der  gesamten 
Arbeiterversicherung  durch  das  Reich  mit  maßgebender  Mitwirkung  der 


')  Belehrend  für  die  orthodoxe  Auffassungsweise  das  „Soziale  Reform  und  Revolu- 
tion" iiberschriebene  Kapitel  in  Karl  Kautskys  „Das  Erfurter  Programm"  3.  A.  1892. 
Soziale  Reformen  nützen  entweder  nichts,  oder  sie  kommen  vereinzelten  Personen  zugute, 
beschleunigen  dann  aber  den  Gang  der  Revolution.  Die  Mißstände  „sind  in  ihrer  steten 
Zunahme  durch  keine  Reformen  auf  dem  Boden  der  heutigen  Eigentumsordnung  zu 
hemmen,  und  seien  diese  noch  so  weitgehend."     S.  HO. 

2)  Vgl.  Lorenz  a.  a.  O.  S.  189  f. 
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Arbeiter  U  der  Verwaltung.14  Dm  luißt  also  einerseits,  daß  jedes  In- 
dividuum, auch  das  minderwertigste,  berechtigt  ist,  Kinder  in  die  Welt 

KU  setzen,  sich  durch  eigene  Schuld  Krankheiten  zuzuziehen,  durch 
eigene  Torheit  Händel  anzufangen,  und  daß  andererseits  die  Gesamtheit 
die  Pflicht  hat,  dafür  aufzukommen,  d.  h.  die  Kosten  der  Geburtshilfe, 
der  Verpflegung,  Kleidung,  Unterweisung  der  Kinder  mindestens  vom 
6.  bis  15.  Jahre  zu  tragen,  die  Gerichtskosten,  die  Krankheitskosteü 
während  des  ganzen  Lebens  zu  zahlen  und  jedes  Individuum  gegen 
alle  Fährlichkeiten  zu  versichern.  Wer  ist  nun  die  Gesamtheit,  welcher 
diese  Last  aufgebürdet  wird?  Jedenfalls  nur  ein  Bruchteil  der  Ge- 
nußberechtigten. Denn  der  zehnte  Absatz  fordert:  „Stufenweise 
steigende  Einkommen-  und  Vermögensteuer  zur  Bestreitung  aller  öffent- 
lichen Ausgaben,  soweit  diese  durch  Steuern  zu  decken  sind  .  .  Erb- 
schaftssteuer, stufenweise  steigend  nach  Umfang  des  Erbguts  und  nach 
dem  Grade  der  Verwandtschaft.  Abschaffung  aller  indirekten  Steuern, 
Zölle  und  sonstigen  wirtschaftspolitischen  Maßnahmen,  welche  die  In- 
teressen der  Allgemeinheit  den  Interessen  einer  bevorzugten  Minderheit 
opfern."  Ist  dieser  sittlich  Unwille  über  die  bevorzugte  Minderheit  nicht 
köstlich  und  sehr  gut  die  Gleichsetzung  der  Mehrheit  mit  der  All- 
gemeinheit? Daß  eine  Bewegung,  die  so  hoch  und  so  edel  begonnen 
hat,  hier  enden  mußl 

Daß  im  achten  Absatz  auch  die  Abschaffung  der  Todesstrafe  ver- 
langt wird,  mag  dem  Leser  nach  dem  Vorhergehenden  so  selbst- 
verständlich erscheinen,  daß  ich  mich  zum  Nachweise  wenden  darf,  wie 
die  Sozialdemokratie  nicht  nur  die  Methode  des  Geschenkes  kennt, 
sondern  auch  die  andere:  die  Mißachtung  der  organischen  Struktur 
unserer  Wirtschafts-  und  Gesellschaftsordnung.1)  Zum  Verständnis 
dieser  Tendenz  müssen  wir  etwas  weiter  zurückgreifen. 

Die  Idee  des  Klassenkampfes  bildet  gleichsam  den  Grundstein  des 
heutigen  Sozialismus;  Saint-Simon  hat  ihn  in  seinem  „Catechisme  des 
Jndustriels"  gelegt  Aber  ihn  zum  Eckstein  der  sozialen  Bewegung  zu 
machen,  dazu  fehlte  dem  hervorragenden  Denker  die  Neigung;  be- 
trachtete er  doch  das  soziale  Königtum  und  das  soziale  Christentum 
als  Befreier  von  den  sozialen  Nöten.  2) 

Die  agitatorsiche  Verwertung  jener  Idee  begann  unter  der  Restau- 
ration und  wurde  unter  der  Julimonarchie  fortgesetzt:  sowohl  in  der 
alten  revolutionären  Weise  durch  die  Anhänger  Buonaroti  und  Blanquis 


l)  Dafl  unsere  Sozialdemokraue  auch  die  dritte  Tendenz,  die  Forderung  der  Unter- 
würfigkeit der  Einzelmeinung  unter  die  Gesamtmeinung,  zeigt  und  die  Unterordnung  des 
Intellektes  unter  die    orthodoxe  Lehre    erzwingt,    ist    von    der  Demokratie    unzertrennlich. 

*)  Treffend  führt  Warschauer  aus :  „In  der  Verfolgung  jenes  Gedankens  war  er 
jeder  revolutionären  Gesinnung  bar,  und  jede  Aufreizung  zum  Klassenhafl  lag  ihm  fern." 
Geschichte  des  Sozialismus  und  modernen  Kommunismus,   1892,  I  45. 
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wie  in  der  neuen  des  demokratischen  Klassenkampfes  im  Parlament. 
Dann  wird  der  Klassenkampf  das  Alpha  und  Omega  des  theoretischen 
und  des  praktischen  Marxismus.  Allein  Marx  bringt  auch  ein  neues 
Element  zur  Geltung,  das  einen  der  markantesten  Züge  der  Lehre 
Proudhons  bildet:  der  Staat  ist  nach  ihm  nur  ein  Mittel,  um  die  Herr- 
schaft der  besitzenden  Klassen  über  die  besitzlosen  zu  behaupten. 
Auch  Lorenz  von  Stein  sah  den  Staat  immer  in  Gefahr,  von  der 
stärksten  Klasse  für  ihre  Zwecke  ausgenutzt  zu  werden;  die  Aufgabe 
des  sozialen  Königtums  läßt  er  darin  bestehen,  deren  Herrschaft  zu 
brechen,  den  Staat  frei  zu  machen  durch  das  Bündnis  mit  der  leidenden 
Klasse.  Von  dieser  besonderen  Nuance  konnte  Marx  keinen  Gebrauch 
machen,  er  wurde  der  Theoretiker  und  Praktiker  des  demokratischen 
revolutionären  Klassenkampfes,  wodurch  er  die  Bahn  Saint-Simons  ganz 
verließ. *)  Welche  Handlungen  bezeichnet  das  Wort  Klassenkampf? 
Für  die  Blanquisten,  die  in  den  Anarchisten  fortleben,  Attentate  und 
Revolution;  für  die  Marxisten  Vorbereitung  auf  die  Revolution  durch 
die  Kriegsmittel  der  Gewerkvereine  und  die  Eroberung  politischer 
Rechte;  für  die  sogenannten  Revisionisten  erstens  die  allmähliche 
möglichst  friedliche  Sozialisierung  der  Volkswirtschaft  durch  wirt- 
schaftliche Reformen  und  zweitens  die  Demokratisierung  des  Staates 
durch  das  Eindringen  sozialdemokratischer  Abgeordneten  in  die  Parla- 
mente und  sozialdemokratischer  Beamten  in  die  Verwaltung.  So 
friedlich  sie  sich  auch  geberden,  in  einem  Punkte  sind  sie  ebenso  unver- 
söhnlich, wie  die  Radikalen,  sie  bekämpfen  die  Monarchie  nicht  minder 
leidenschaftlich,  als  ihre  orthodoxen  Genossen. 

Für  die  Orthodoxen  aber,  die  auf  den  Parteitagen  und  in  der 
Presse  herrschen  und  die  besonders  stark  unter  den  „Unteroffizieren" 2) 
der  communitas  militans  vertreten  sind,  hat  auch  das  Bestreben,  wirt- 
schaftliche und  politische  Reformen  einzuführen,  nur  einen  Kampfzweck, 
den  Zweck,  alle  bestehenden  gesellschaftlichen  Organisationen  auf- 
zulösen und  die  Klassen  gegeneinander  aufzuhetzen.  Sehr  klar  drückt 
sich  darüber  Kautsky  aus:  „So  gelangt  eine  der  „aristokratischen" 
Arbeiterschichten  nach  der  andern  dazu,  ihre  Kämpfe  gegen  die  Aus- 
beutung nicht  als  Sonderkämpfe  zu  betrachten,  in  denen  es  sich  bloß 
um  ihre  Sonderinteressen  handle,  sondern  als  Teile  des  großen  Klassen- 
kampfes,  den   das   gesamte  Proletariat   führt.  .  .  .     Gleichzeitig   erhebt 


*)  Georges  Weill  stellt  Marx  und  Saint-Simon  mit  folgenden  Worten  gegenüber: 
L'esprit  de  l'eleve  de  Hegel  est  un  esprit  de  guerre  et  de  violence,  celui  du  disciple 
de  Condorcet,  au  contraire,  est  un  esprit  de  conciliation,  de  progres  pacifique.  (Saint- 
Simon  et  son  ocuvre,  1894,  S.  239.)  Ich  glaube  nicht,  daß  der  Marxistische  Geist 
des  Krieges  und  der  Gewalttat  aus  den  Werken  Hegels  aufsteigt. 

2)  Vgl.  die  humoristischen  Ausführungen  über  die  „Unteroffiziere"  bei  Lorenz 
S.  226  f. 
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sich  aber  auch  aus  den  K<  i h< n  der  unqualifizierten  Arbeiter  eine  Schicht 
Dach  der  andern.  Schon  der  Anblick  der  großen  Kämpfe  der  quali- 
fizierten Arbeiter  wirkt  aufrüttelnd  und  ermutigend  auf  viele  ihrer 
„unqualifizierten11  Brüder.  .  .  .  Die  direkten  wirtschaftlichen  Erfolge 
der  unqualifizierten  Proletarier  sind  in  der  Regel  gering.  .  .  .  Aber 
gleich  dem  Riesen  Antaus  .  .  .  schöpfen  die  Proletarier  aus  der  Nieder- 
lage neue  Kraft.  Wie  immer  der  Ausgang  des  Kampfes  sein  mag,  er 
selbst  ist  es,  der  die  Arbeiter  moralisch  hebt,  .  .  .  auch  wenn  er  zu 
seiner  ökonomischen  Hebung  nichts  beiträgt,  vielleicht  gar  eine  wirt- 
schaftliche Schlechterstellung  zur  Folge  hat."1)  Und:  „die  herab- 
drückenden Tendenzen  der  kapitalistischen  Produktionsweise  werden 
durch  den  Klassenkampf  nicht  beseitigt.  .  .  .  Jede  Verkürzung  der 
Arbeitszeit,  ob  durch  ökonomischen  oder  politischen  Kampf  errungen, 
wird  Veranlassung  zur  Einführung  arbeitsparender  Maschinen,  zur 
stärkeren  Anspannung  der  Arbeiter,  jede  Verbesserung  der  Proletarier- 
organisationen wird  beantwortet  durch  eine  Verbesserung  der  Kapi- 
talistenorganisationen usw.  Und  dabei  wächst  die  Arbeitslosigkeit, 
nehmen  die  Krisen  an  Umfang  und  Tiefe  zu,  wird  die  Unsicherheit 
der  Existenz  immer  größer  und  peinigender.  Die  Hebung  der  Arbeiter- 
klasse, die  der  Klassenkampf  bewirkt,  ist  weniger  eine  ökonomische  als 
eine  moralische  .  .  .  die  Selbstachtung  der  Proletarier  steigt  ...  sie 
fangen  an,  sich  den  Höhergestellten  ebenbürtig  zu  fühlen  und  deren 
Schicksal  mit  dem  ihrigen  zu  vergleichen.  .  .  .  Diese  moralische 
Hebung  ...  ist  gleichbedeutend  mit  dem  Erwachen  und  steten  Wachs- 
tum seiner  „Begehrlichkeit".  Viel  rascher  wächst  dieselbe,  als  die  mit 
der  heutigen  Ausbeutungsweise  verträglichen  Verbesserungen  seiner 
wirtschaftlichen  Lage  zunehmen  können.  .  .  .  Die  Folge  des  Klassen- 
kampfes kann  daher  stets  nur  eine  Zunahme  der  Unzufriedenheit  des 
Proletariates  mit  seinem  Lose  sein.  .  .  .  Und  somit  erscheint  schließlich 
der  Klassenkampf  als  zwecklos  und  fruchtlos,  wenn  er  über  die  be- 
stehende Produktionsweise  nicht  hinausstrebt."  Und  nun  folgt  die  naive 
Ausführung,  daß  im  Zukunftsstaate,  wo  die  Gleichheit  den  Anreiz  zur 
Unzufriedenheit  beseitigt,  sich  von  selbst  ergibt  „die  Beschränkung  der 
Ansprüche  der  Arbeiter  auf  das  mit  den  vorhandenen  Mitteln  zur  Be- 
friedigung ihrer  Bedürfnisse  vereinbarte  Maß."  2)  Noch  charakteristischer 
drückte  sich  ein  Dutzend  Jahre  später  Kautsky  auf  dem  Parteitage  in 
Dresden  (1903)  aus,  als  es  galt,  die  Taktik  der  Revisionisten  zu  be- 
kämpfen. „Unsere  bisherige  Taktik  ging  dahin,  daß  wir  immer  rück- 
sichtslos vorwärts  drängten,  daß  wir  dadurch  die  Gegensätze  zu  den 
herrschenden  Klassen  immer  mehr  erweiterten,  die  herrschenden  Klassen 


*)  K.  Kautsky,  Das  Erfurter  Programm.     3.  A.  S.  2141". 
2)  a.  a.  O.  S.  240  f. 
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immer  mehr  gegen  uns  erbitterten,  daß  wir  mit  jedem  Zuwachs  an 
Macht  den  Besitzenden  immer  mehr  Furcht  (?)  einflößten,  daß  sich  die 
Konflikte  immer  mehr  zuspitzten,  so  daß  wir  schließlich  Zuständen 
entgegendrängten,  wo  es  eine  große  Entscheidung  gilt,  in  der  wir  dann 
gezwungen  sind,  den  Gegner  niederzuwerfen  und  ihm  die  Macht 
abzunehmen."  *) 

Nicht  nur  gegen  die  Unternehmung  wird  gekämpft,  sondern  auch 
gegen  die  Religion,  den  Staat  als  Institution,  das  Parlament,  die  Ver- 
waltung, die  einzelnen  Verwaltungsorganisationen,  das  Heer,  die  Flotte. 
Das  Ideal  der  Geschlechtsfreiheit  wurde  von  einem  hervorragenden 
Parlamentarier  aufgestellt,  und  die  heutige  Prostitution  ausschließlich 
den  Hungerlöhnen  der  kapitalistischen  Produktionsweise  zugeschrieben, 
während  der  tiefste  Forscher,  auf  dessen  Untersuchungen  noch  heute 
der  Stand  unseres  Wissens  wesentlich  beruht,  als  die  allgemeine  und 
primäre  Ursache  die  Liederlichkeit  der  Prostituierten  hinstellte,  und  nur 
als  sekundäre  Ursachen  in  folgender  Reihenfolge  betrachtete:  Faulheit, 
Elend,  Eitelkeit,  die  traurige  Lage  verlassener  Geliebten,  häuslichen 
Kummer,  schlechte  Behandlung,  übles  Beispiel  der  Eltern,  Arbeits- 
losigkeit, Sorge  für  andere.2)3) 

Ich  glaube  nun  bewiesen  zu  haben,  daß  die  Tendenzen  der  Sozial- 
demokratie 4)  mit  den  auflösenden  der  ungesunden  sozialen  Demokratie 
zusammenfallen,  in  ihrem  Programm  vermißt  man  auch  die  kleinste 
Maßregel  zur  Herbeiführung  einer  sozialistischen  Gesellschaftsordnung; 
nur  daß  sie  in  viel  aufreizenderer  Weise  für  ihre  Ziele  kämpft.    Indem 


J)  Brunhuber  a.  a.  O.  S.  90. 

2)  A.  J.  P.  Parent-Duchätelet,  De  la  Prostitution  dans  la  Ville  de  Paris,  I  §  10. 
Als  Hauptfehler  bezeichnet  er  die  Faulheit  auch  II  §  6. 

s)  In  welcher  Weise  gegen  diese  Institutionen  gekämpft  wird,  darüber  siehe 
Herkner,  Arbeiterfrage  3.  A.  §  78  „Abschließende  Bemerkungen  über  die  Taktik  der 
deutschen  Sozialdemokratie". 

*)  Nur  von  ihrem  Antinationalismus  habe  ich  nicht  gesprochen.  Sie  glaubt  an  der 
Spitze  zu  marschieren  und  hinkt  hier  wie  in  ihrem  Revolutionismus  (Adels-,  bäuerliche, 
Bürgerrevolutionen)  den  anderen  Klassen  nach :  das  Rittertum  erlebte  seinen  Internationalis- 
mus im  Mittelalter,  das  Bürgertum  im  18.  und  19.  Jahrhundert  (Wahlspruch  des  Cobden 
Clubs :  Free  Trade,  Peace,  Goodwill  among  Nations  1).  Ebenso  verfehlt  ist  ihre  Behaup- 
tung, daß  nur  die  Interessen  der  Arbeiter  einander  nicht  entgegenstünden  (Amerikaner 
contra  Japaner  und  Chinesen  1);  im  übrigen  genießen  die  sozialdemokratischen  Arbeiter 
gern,  was  der  Kapitalismus  ihnen  im  internationalen  Kampfe  an  Arbeitsgelegenheit  und 
erhöhten  Arbeitslohne  zuführt:  non  ölet. 

In  dieser  Frage  zeigt  der  Liberalismus  seine  Überlegenheit  über  den  Demokratis- 
mus, weil  er  die  Bedeutung  der  Arbeitsteilung,  des  Besonderen  auch  für  den  Völkerver- 
kehr erkennt.  Je  kräftiger  ein  Volk  seinen  nationalen  Charakter  hervorkehrt,  um  so 
besser  für  alle  Völker.  Je  reicher  die  Welt  an  Völkerindividualitäten,  um  so  höher  ihre 
Kultur.  Die  Größe  der  europäischen  Kultur  beruht  auf  den  Anregungen,  die  zahlreiche 
Völkerindividualitäten  auf  engem  Räume  einander  gaben  und  geben;  aus  diesem  Grunde 
wird  Europa  die  Geistesherrschaft  auch  in  der  Zukunft  behaupten. 
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sie  iiht-r  hierdurch  die  Gemüter  ihrer  Anhänger  verroht,  untergrab!    i' 

das  sittliche  Fundament,  auf  dem  sich  ein  sozialistisches  Gemeinwesen 
erheben    konnte.     Denn    eine    so    gezüchtete    selbstsüchtige    Gesinnung 

kann  nicht  auf  Befehl  vor  dem  Genossen  Halt  machen.  Beweisen  es 
nicht  die  häufigen  Klagen,  daß  die  Arbeiter  in  den  sozialdemokratischen 
Betrieben  schlechter  als  in  den  kapitalistischen  behandelt  vrerdeu  \ 

Der  Zweck  der  Aufhetzung  ist,  wie  wir  wissen,  die  Vorbereitung 
auf  die  Revolution;  die  Revolution  soll  das  sozialistische  Gemeinwesen 
gebären,  welches  aber  vorher  entwickelt  sein  muß.  Nun  aber  haben 
wir  gesehen,  daß  die  Sozialdemokratie  Nichts  tut,  um  es  heraufzuführen 
und  daß  auch  die  immanenten  Kräfte  es  bisher  nicht  vermocht  haben 
Muß  da  nicht  die  Sozialdemokratie  befürchten,  daß  eines  Tages  die 
Massen  zu  früh  losschlagen?  Allerdings.  Und  dann  hätte  der  Umsturz 
sein  Ziel  verfehlt?  Keineswegs.  Das  wichtigste  Ziel  der  Sozialdemo- 
kratie ist  ein  anderes  geworden:  es  ist  die  Aufrichtung  der  politischen 
Demokratie. *)  Schon  jetzt  gleicht  die  Sozialdemokratie  den  amerika- 
nischen Parteien  darin,  daß  sie  eine  Versorgungsanstalt  für  Berufs- 
politiker aller  Grade  geworden  ist.  Wenn  sie  aber  die  Mehrheit  ge- 
wonnen hätte,  müßte  sie  für  ihre  Anhänger  sorgen :  entweder  das  Ver- 
mögen der  wohlhabenden  Klassen  einziehen  oder  jene  vorher  be- 
sprochenen ungesunden  sozialen  „Reformen"  verwirklichen,  die  wir 
kommunistische  nennen  dürfen.  Denn  unter  Kommunismus  versteht 
man  einen  demokratischen  Gesellschaftszustand,  indem  innerhalb  der 
bestehenden  Wirtschaftsordnung  mit  formell  gesetzlichen  Mitteln  die 
Gleichheit  der  ökonomischen  Lage  hergestellt  wird.  Nicht  nur  die 
Orthodoxen  befürworten  sie,  sondern  auch  die  Revisionisten.  Nach 
Bernstein  steht  die  Sozialdemokratie  auf  dem  Boden  der  jakobinischen 
Verfassung  von  1793:  „Beseitigung  aller  Klassen-  und  Geburtsvorrechte» 
einschließlich  dynastischer  Rechte  über  das  Volk  und  Beseitigung  der 
Geltung  erworbener  Rechte  gegen  das  von  der  Nation  beschlossene 
Gesetz."  Das  soziale  Programm  von  1793  sei  jedoch  veraltet;  an  dessen 
Stelle  setze  die  Sozialdemokratie  den  Grundsatz  der  Gemeinhaftung  und 
den    Grundsatz    der    Gemeinwirtschaft. 2)     Aber   wie   soll    die    Gemein- 


*)  „Allein  ein  anderes,  vorläufig  noch  festeres  Band  gibt  es,  das  alle  diese  Kreise 
(Anarchisten,  Marxisten,  Revisionisten)  .  .  .  zusammenschweißt,  ein  Band,  das  auch  jenen 
großen  Teil  nicht  sozialdemokratischer  Wähler  der  Partei  zuführt:  die  Unzufriedenheit 
mit  den  augenblicklichen  politischen  Verhältnissen  und  die  Hoffnung  auf  eine  radikale 
Reform  in  politischen  Dingen."     Brunhuber,  S.  180. 

Der  Hauptgrund  für  die  Ablehnung  des  Heer-  und  FlottCnetats  ist  nach  Bernstein, 
daß  „Heer  und  Flotte  den  persönlichen  Anordnungen  des  Monarchen  unterstehen  und 
eine  den  demokratischen  Grundsätzen  widersprechende  Verfassung  haben".  Zeitschrift 
für  Politik,  III  548  (19 10). 

*)  a.  a.  O.  S.  527  f. 
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Wirtschaft  verwirklicht  werden?  Das  sagt  er  uns  nicht  So  wird  es  bei 
der  „Gemeinhaftung"  bleiben. 

Ich  fasse  zusammen.  Ich  hoffe  bewiesen  zu  haben:  erstens  daß 
die  Demokratie  die  Entstehung  eines  sozialistischen  Gemeinwesens 
nicht  zu  fördern  vermag,  zweitens  wie  unwahrscheinlich  es  ist,  daß  es 
die  politische  Form  der  Demokratie  annehmen  wird.  Indem  die  So- 
zialdemokratie als  Vollstreckungsorgan  anderer  als  Arbeiterinteressen 
der  politischen  und  sozialen  Demokratie  nachjagt,  wobei  sie  den  So- 
zialismus aus  den  Augen  verliert,  lähmt  sie  die  psychischen  Motoren 
unserer  Gesellschaftsordnung.  Ihr  Kommunismus  und  ihr  Klassenkampf 
sind  die  gefährlichsten  Feinde  des  Sozialismus;  sie  bereiten  die  demo- 
kratisch-kommunistische Revolution  vor,  welche  immer  neue  Revolu- 
tionen erzeugen  muß.  Sind  die  Wohlhabenden  stark  genug,  so  werden 
sie  sich  weder  einmaliges  Plündern,  noch  dauernde  Blutentziehung  ge- 
fallen lassen;  sie  werden  durch  eine  Gegenrevolution  die  revolutionären 
Klassen  in  dauernde  Abhängigkeit  zu  versetzen  suchen.  Sind  sie  so 
schwach,  daß  sie  der  Einziehung  ihres  Vermögens  nicht  widerstehen 
können,  dann  wird  nach  einigen  Generationen  der  Teilungsprozeß 
wiederholt  werden  müssen ;  denn  ungleiche  Begabung,  ungleiche  Kinder- 
zahl, Zufälle  aller  Art  werden  den  alten  Vermögensunterschied  von 
neuem  geschaffen  haben.  Sollte  aber  das  Ziel  der  siegreichen  Demo- 
kratie nicht  Konfiszieren  sein,  sondern  dauernde  Alimentierung  der 
unteren  Klassen  durch  die  oberen  in  der  Form  der  Zuwendung  der 
Erträge  von  Einkommen-,  Vermögens-  und  Erbschaftssteuern,  dann 
muß  die  Quelle  allmählich  versiegen.  Denn  wer  hat  noch  Interesse 
daran,  nach  Einkommen  und  Vermögen  zu  streben,  wenn  es  ihm 
immer  wieder  zum  Unterhalte  fremder  Personen  entzogen  wird?  Schließ- 
lich muß  sich  Hand  wider  Hand  erheben,  bis  entweder  ein  Cäsar  oder 
ein  Eroberer  Ordnung  schafft.  Aber  das  alte  Leben  können  sie  nicht 
mehr  erwecken,  weil  das  psychologisch-ethische  Räderwerk  der  alten 
Gesellschaft  zerbrochen  ist.  So  muß  die  Demokratie  Wirkungen  her- 
vorrufen, für  die  bisher  nur  die  Naturwissenschaft  das  Wort  gefunden 
hat.     Es  heißt  Entropie. 

Die  Prophezeiung  ist  düster,  aber  alle  vorher  geschilderten  Ten- 
denzen lassen  sich  als  Wirklichkeiten  in  der  Geschichte  der  griechischen 
Demokratie  nachweisen.  Sie  bietet  einen  so  lehrreichen  Anschauungs- 
stoff, daß  ein  kurzer  Blick  auf  sie  gerechtfertigt  ist 
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Achtes  Kapitel 
Die  griechische  Demokratie. 

1. 

Die  politische  Demokratie. 

Spärlich  fließen  die  Quellen,  aus  denen  wir  unsere  Kenntnisse  der 
antiken  Demokratien  schöpfen.  Und  die  römische  Republik  muß  aus 
der  Betrachtung  ausgeschieden  werden;  nur  von  einer  Seite  betrachtet, 
gleicht  sie,  wie  Polybius  ausführt,  der  Demokratie,  von  einer  anderen 
erscheint  sie  als  Aristokratie  und  von  der  dritten  kann  sie  als  Monarchie 
aufgefaßt  werden.  *)  Über  die  meisten  derjenigen  griechischen  Staaten 
aber,  welche  die  staatsrechtlichen  Merkmale  der  Demokratie  an  sich 
tragen,  ist  die  Überlieferung  trümmerhaft.  Besser  unterrichtet  sind 
wir  nur  über  die  athenische  Demokratie,  und  doch  hat  der  griechische 
Volksstaat  eine  nicht  geringe  Mannigfaltigkeit  staatsrechtlicher  Bildungen 
entwickelt,  wie  die  meist  dürren  Klassifikationen  der  Aristotelischen 
Politik  beweisen. 2) 

Die  Demokratien  der  Ackerbauer  und  Hirten  sind  nach  dem 
Stagiriten  die  ältesten  und  besten.  „Ein  solches  Volk  hat,  weil  es 
kein  großes  Vermögen  besitzt,  keine  Zeit  zu  häufigen  Volksversamm- 
lungen. In  seiner  Sorge,  sich  das  Notwendige  zu  erarbeiten,  ist  es 
eifrig  hinter  seinem  Tagewerke  her,  es  kümmert  sich  nicht  gern  um 
fremde  Angelegenheiten  und  hat  größere  Lust  an  seiner  Arbeit,  als  an 
Staatsangelegenheiten  und  Regierung.  .  .  ."  Das  Volk  hat  das  Recht, 
„sich  seine  Obrigkeiten  zu  wählen,  über  ihre  Amtsführung  sich  Rechen- 
schaft ablegen  zu  lassen  und  in  den  Gerichten  zu  sitzen.  Dagegen 
müssen  die  höchsten  Staatsämter  nur  durch  Wahl  besetzt  werden,  und 
zwar  nach  der  Höhe  des  steuerbaren  Vermögens,  entweder  so  daß  die 
höheren  Ämter  den  mehr  Vermögenden  zufallen,  oder  daß  ohne  Rück- 
sicht auf  das  Vermögen  durchweg  nur  auf  die  Fähigkeit  gesehen  wird, 
die  jedes  Amt  erfordert.  Ein  Staat,  der  so  verwaltet  wird,  muß  not- 
wendig gut   verwaltet  werden  —  denn   die   Ämter   werden   immer   in 


J)  Lichtvolle  Hervorhebung  der  undemokratischen  Elemente  in  dem  römischen 
Staatswesen  in  B.  Niese,  Staat  und  Gesellschaft  der  Römer,   1910. 

2)  Eine  klare  Übersicht  über  unsere  geringen  Kenntnisse  der  griechischen  Ver- 
fassungszustände,  deren  Dunkel  sich  erst  mit  den  Perserkriegen  lichtet,  bei  Schömann- 
Lipsius,  Griechische  Altertümer,  4.  A.  I  I74f.  Und  S.  92:  „Unsere  Kunde  ist  durchaus 
fragmentarisch  und  lückenhaft,  nur  über  Athen,  über  Sparta  und  zum  Teil  über  Kreta 
erfahren  wir  soviel  als  hinreicht,  um  uns  ein  nicht  ganz  ungenügendes  Bild  ihrer  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsformen  daraus  zusammenzusetzen." 
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den  Händen  der  Besten  sein,  weil  das  Volk  die  Gebildeten  ohne  allen 
Neid  gegen  sie  zu  seinen  Obrigkeiten  haben  will  —  die  Gebildeten 
und  Vornehmen  aber  werden  mit  einer  Ordnung  der  Dinge  zufrieden 
sein,  infolge  deren  sie  nicht  von  Leuten,  die  schlechter  sind,  als  sie, 
beherrscht  werden.  Auch  werden  sie  ihre  Ämter  gerecht  verwalten, 
weil  Andere  befugt  sind,  sie  zur  Rechenschaft  zu  ziehen. 

„Diese  Abhängigkeit  von  anderen  und  dies  Verhältnis,  nach  welchem 
man  nicht  in  allen  Stücken  tun  darf,  was  einem  beliebt,  ist  sehr  heilsam ; 
denn  die  Freiheit,  zu  tun  was  man  will,  ist  nicht  geeignet,  das  in  jedem 
Menschen  befindliche  Böse  in  Schranken  zu  halten.  Und  somit  erwächst 
denn  aus  jener  Einrichtung  der  für  die  Staaten  heilsamste  Zustand  der 
Dinge,  daß  die  Tüchtigsten  regieren,  ohne  sich  Ungerechtigkeiten  zu 
erlauben,  während  das  Volk  in  nichts  geschmälert  wird"  (VI  2) *) 

Diese  Beschreibung  trifft  im  großen  und  ganzen  auf  die  Schweizer 
Landsgemeindekantone  zu.  Aber  die  Republik  Mantinea,  die  er  selber 
erwähnt,  war  von  einem  Länderkanton  insofern  verschieden,  als  sich 
zur  Wahl  der  Beamten  nicht  alle  Bürger  versammelten,  sondern  nur 
ein  Teil  der  Bürgerschaft  nach  einer  festen  Reihenfolge  die  Wahl  vor- 
nahm. Vielleicht  waren  die  Volksversammlungen  noch  seltener,  als  in 
den  Schweizer  Länderkantonen,  in  welchen,  wie  man  sich  erinnern 
wird,  gewöhnlich  einmal  im  Jahre  alle  Staatsgeschäfte,  unter  anderen 
auch  die  Beamtenwahlen  erledigt  werden.  —  Leider  fehlen  die  zu  einer 
vielseitigen  Kenntnis  dieser  Demokraten  erforderlichen  Zeugnisse.  2)  Ihre 
Trefflichkeit  schreibt  er  der  Tüchtigkeit  der  Ackerbauer  und  Hirten 
zu.  „Die  anderen  Arten  von  Volksmassen,  aus  denen  die  übrigen 
Demokratien  bestehen,  sind  fast  alle  miteinander  viel  schlechter,  als  die 
genannten.  Denn  ihre  Lebensweise  ist  schlecht,  und  keine  der  Be- 
schäftigungen, welche  die  Masse  der  niederen  Handwerker,  Krämer 
oder  Tagelöhner  treibt,  erfordert  oder  weckt  sittliche  Kraft.  Dazu 
kommt,  daß  sozusagen  diese  Menschenklasse  überall,  weil  sie  sich  be- 
ständig auf  dem  Markte  und  in  der  Stadt  umhertreibt,  gleich  mit  Volks- 
versammlungen bei  der  Hand  ist,  während  die  Ackerbautreibenden, 
weil  sie  auf  dem  Lande  zerstreut  sind,  so  nicht  zusammenkommen, 
noch  in  gleichem  Grade  solcher  Versammlungen  bedürfen." 

Diese  Demokratie,  welche  wir  in  Übereinstimmung  mit  unseren 
Ausführungen   über   die  Schweiz   die  Stadtdemokratie   nennen   wollen, 


1)  Nach  der  Stahrschen  Übersetzung. 

2)  Wenn  es  gestattet  ist,  einen  Eindruck  niederzuschreiben,  dann  haben  sich  Bauern- 
und  Hirtendemokratien  im  Westen  der  Halbinsel  (der  Osten  der  Sitz  griechischer  Kultur 
und  Macht :  Athen,  Sparta  I)  erhalten,  in  Achaja,  Elis  usw.  A.  von  Wilamowitz-Möllendorf 
spricht  von  „Bauernkantonen  um  den  Parnaß",  und  er  fügt  hinzu:  „die  Eleer,  Epiroten 
und  Makedonen  sind  doch  auch  Griechen",  um  zu  beweisen,  daß  der  griechische  Staat 
nicht  schlechthin  Stadt-Staat  war.     Staat  und  Gesellschaft  der  Griechen,   19 10,  S.  42. 


Achtes  Kapitel      Ine  griechische  Demokratie.  ine 

sieht  er  sich  in  drei  Phasen  entfalten  (IV,  54).  Die  erste  beschreibt 
er  so:  „Hier  steht  gesetzlich  allen  Personen  von  makelloser"  —  makellos: 
von  einem  Bürger  und  einer  Bürgerin  ehelich  erzeugt  —  „Abkunft 
Anteil  an  den  Kegierungsrechten  zu,  aber  faktisch  treten  in  den  Genuß 
derselben  nur  diejenigen,  welche  müßig  sein  können."  Die  zweite: 
„Es  sind  alle  freien  Leute  gesetzlich.  Vollbürger,  faktisch  aber  nicht 
alle  wegen  der  eben  erwähnten  Ursachen  .  .  ."  Nur  wenig  mehr  als 
dieses  Allerdürftigste  sagt  Aristoteles  über  sie,  wie  wir  gleich  sehen 
werden.  Vielleicht  gehen  wir  nicht  fehl,  wenn  wir  als  Beispiele  für 
die  erste  einige  der  Inselstaaten  1),  welche  bei  der  Begründung  des  See- 
bundes eine  bevorrechtete  Stellung  einnahmen,  dann  aber  die  athenische 
Demokratie  von  Solon  (594)  bis  auf  Kleisthenes  Reformen  im  Jahre  508 
ansehen,  und  für  die  zweite  die  athenische  Demokratie  von  508  bis 
zum  Jahre  462,  in  welchem  mit  dem  Sturze  des  Areopags  die  dritte 
Phase  beginnt;  denn  zu  den  Reformen  des  Kleisthenes  gehörte  auch 
die  Gewährung  des  Bürgerrechtes  an  Fremde  und  in  das  Schutzver- 
hältnis eingetretene  Freigelassene.  (Aristoteles  III,  1,  10  und  Verfassung 
von  Athen  2l). 

Sind  diese  132  Jahre  von  594 — 462  nicht  die  sozial  beste  und 
politisch  glänzendste  Zeit  Athens?  Im  6.  Jahrhundert  infolge  der 
Solonischen  Reformen  und  unter  der  Tyrannei  des  Pisistratus  eine  soziale 
Gesundung  des  Volkskörpers 2),  und  in  der  ersten  Hälfte  des  fünften 
der  den  Perserkriegen  folgende  Aufschwung:  Unterkunft  der  über- 
schüssigen Bevölkerung  in  Kolonien,  Ernährung  der  verbleibenden 
durch  die  mit  dem  Seebunde  zunehmende  militärische  Tätigkeit  in 
Heer  und  Flotte,  in  der  die  untersten  Bevölkerungsschichten  Verwendung 
fanden,  Ernährung  durch  Seefahrt  und  Handel,  der  sich  belebt  mit  der 
steigenden  Einfuhr  von  Lebensmitteln,  welche  der  Rückgang  der  Ge- 
treideerzeugung in  Attika  erfordert  und  die  bezahlt  werden  mit  den  in 
die  Fremde  ausgeführten  Erzeugnissen  der  in  starkem  Aufschwung  be- 
griffenen Industrie !  Die  gewerbliche,  seefahrende 8),  handeltreibende 
Bevölkerung  wächst,  die  von  Aristoteles  hochgeschätzte  landwirtschaft- 
liche geht  zurück,  ein  städtisches  Proletariat  drängt  sich  in  Athen  und 
im  Piräus  zusammen,  Athen  lernt  den  Glanz  und  die  Unsicherheit  des 
Handels-  und  Industriestaates  kennen. 

Den  veränderten  wirtschaftlichen  Verhältnissen  entsprechend,  wird 


*)  Vgl.  A.  Croiset,  Les  demoeraties  antiques  1909  S.  267  und  Schömann-Lipsius  I  176. 

*)  Man  gewinnt  nicht  die  Überzeugung,  daß  Solon  die  fehlerhafte  Verteilung  des 
Grundbesitzes  beseitigt  habe.  Sein  Gesetz  über  die  Höchstgröße  des  Grundbesitzes  sollte 
wahrscheinlich  neuen  Verschiebungen  in  der  Zukunft  yorbeugen. 

s)  „Das  Volk  aber  gelangte  durch  die  Entwicklung  der  Seemacht  zum  Bewußtsein 
seiner  Kraft."  Aristoteles,  Verfassung  von  Athen,  41.  „Leichtbewaffnetes  Fußvolk  aber 
und  Schiffsvolk  sind  durchaus  demokratische  Waffengattungen"  (Aristoteles,  Politik,  VI,  4,  3). 
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nun  auch  das  Einkommen  aus  Kapitalbesitz  und  gewinnbringender 
Beschäftigung  neben  dem  Einkommen  aus  Grundbesitz  bei  der  Klassen- 
einteilung berücksichtigt;  die  vierte  Klasse  wird  zum  Rate  zugelassen; 
zum  Archontat,  einem  ursprünglich  der  ersten  Besitzklasse  vorbehaltenen 
Amte,  gelangen  auch  Angehörige  der  zweiten,  später  auch  der  dritten. 
Diese  Reformen,  mit  Ausnahme  der  letzten,  schreibt  man  dem  Aristeides 
zu. x)  Der  einzigen,  den  unumschränkten  Volkswillen  zügelnden  Ein- 
richtung, dem  Areopag,  werden  durch  Ephialtes  seine  wichtigsten  Be- 
fugnisse genommen;  (in  moderner  Sprache  war  er  Prüfungsbehörde 
für  Staatsbeamte,  Verwaltungskontrollbehörde,  Disziplinarhof,  Rechnungs- 
hof, Kassationshof  für  ungesetzliche  Volksbeschlüsse).  Sie  fallen  der 
Volksversammlung,  den  Gerichten,  dem  Rate  zu.  Damit  beginnt  die 
dritte  Phase  der  athenischen  Demokratie. 

Perikles  schlägt  eine  verhängnisvolle  Bahn  ein.  Das  Proletariat 
hat  alle  politischen  Rechte  erlangt,  aber  seine  wirtschaftliche  Lage  ver- 
hindert es  daran,  sie  auszuüben.  Aus  diesem  Grunde  zahlt  ihm  der 
Staat  Tagegelder:  zuerst  den  Geschworenen,  dann  den  Mitgliedern  des 
Rates,  endlich  seit  403  den  Teilnehmern  an  der  Volksversammlung. 
Welche  Erwägungen  und  Verhältnisse  haben  diese  Veränderung  bewirkt  ? 
Aristoteles  leitet  die  Tagegelder  für  die  Geschworenen  aus  der  Rivalität 
zwischen  Perikles  und  dem  reichen  Kimon  her;  der  habe  aus  seinem 
großen  Vermögen  das  Proletariat  beschenken  können,  weshalb  der  ärmere 
Perikles  es  an  die  Staatskrippe  zu  stellen  für  richtig  befunden  habe. 
Diejenigen  für  den  Besuch  der  Volksversammlungen  aber  erklärt  er 
aus  der  Tatsache,  daß  die  Bürger  sie  nicht  besuchten,  weshalb  die 
Prytanen  viele  Kunstgriffe  hätten  aussinnen  müssen,  um  sie  zur  Ab- 
stimmung zu  veranlassen.     (Verfassung  von  Athen,  27,  41).  2) 

Damit  möglichst  viele  dem  Staate  dienen  können,  dürfen  manche 
Ämter  nur  einmal  bekleidet  werden,  teilt  man  die  Befugnisse  der 
Verwaltungsstellen,  dehnt  man  die  Kollegienverfassung  aus,  beschränkt 
man  die  Amtsdauer,  sind  die  Beamten  jederzeit  absetzbar.  Auch 
bürgert  sich  für  alle  Ämter,  mit  Ausnahme  derjenigen  der  Feldherrn, 
der  höchsten  Finanzbeamten  und  einiger  andern,  die  Erlösung  ein,  und 
es  fällt  fort  die  von  Solon  eingeführte  Wahl  einer  größeren  Zahl  Kan- 
didaten, aus  denen  das  Los  die  vorgeschriebene  Zahl  herausgreift. 

1)  Schömann-Lipsius  I,  356. 

2)  Weshalb  das  Volk  sich  in  dieser  bedürftigen  Lage  befand?  Die  Lösung  dieser 
Frage  dürfen  wir  den  Historikern  überlassen.  Jakob  Burckhardt  schreibt  sie  der  Anti- 
banausie  zu.  Pöhlmann  und  E.  Meyer,  den  Nationalökonomen  überzeugend,  dem  geringen 
Einkommen  und  der  Arbeitslosigkeit  infolge  der  Konkurrenz  der  Sklavenarbeit;  Schömann- 
Lipsius  suchen  sie  politisch  zu  rechtfertigen :  Unmöglichkeit,  6000  Richter  ohne  Besoldung 
zu  gewinnen;  Volksversammlungsgelder  soviel  wie  heutige  Abgeordnetendiäten;  Ver- 
gleichung  der  Athener  mit  einem  stehenden  Heere,  das  stets  gerüstet  sein  mußte,  während 
die  Bundesgenossen  lieber  Geld  gaben. 
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über  diese  dritte  Pha  e  der  Stadtdemokratiea  verbreitet  sich  Aristo- 
teles wieder  ausführlich:  „Weil  nämlich  die  Staaten  sich  weit  über 
ihren  anfanglichen  Zustand  vergrößert  und  reiche  Einkünfte  gewonnen 
haben,  so  haben  Alle  Anteil  an  der  Staatsregierung,  eben  wegen  des 
Übergewichtes,  das  die  Massen  erlangt  haben.  Vermöge  der  gewonnenen 
Müsse  aber  befassen  sie  sich  auch  wirklich  mit  Regierung  und  Ver- 
waltung, wozu  nun  auch  die  Unbemittelten  wegen  der  aus  Staatsmitteln 
ihnen  zufließenden  Besoldungen  befähigt  sind.  Ja  es  hat  diese  Masse 
alsdann  die  meiste  Müsse ;  denn  die  Sorge  um  ihre  Angelegenheiten 
behindert  sie  nicht,  während  dieselbe  gerade  die  Reichen  behindert, 
und  ihnen  öfters  die  Teilnahme  an  Volksversammlungen  oder  Gerichten 
unmöglich  macht."  (IV,  5,  4) x)  „Um  diese  Demokratie  herzustellen 
pflegen  die  Häupter  der  Volkspartei  das  Volk  dadurch  zu  stärken,  daß 
sie  möglichst  viele  in  die  Bürgerschaft  aufnehmen,  und  zwar  nicht  bloß 
die  ehelich  geborenen,  sondern  auch  die  unehelichen  Kinder  und  die, 
welche  nur  von  einer  Seite,  nämlich  entweder  nur  von  Vater-  oder 
von  Mutterseite  bürgerlicher  Abkunft  sind."  (VI,  2,  g).  Modern  aus- 
gedrückt, man  erweiterte  das  Stimmrecht.  Diese  vierte  Klasse  von  De- 
mokratien stellt  er  den  drei  ersten  schroff  gegenüber;  in  diesen  herrsche 
das  Gesetz,  in  jener  aber  der  Volksbeschluß.  Hier  besteht  die  Ein- 
richtung, „daß  alle  Bürger  in  der  Volksversammlung  vereint  über  alles 
beraten,  die  Magistrate  aber  über  nichts  zu  entscheiden  haben,  sondern 
nur  vorher  ein  Gutachten  abgeben.  Dies  ist  die  Art  und  Weise,  wie  heute 
in  der  äußersten  Demokratie  verfahren  wird,  welche  nach  unserer 
Meinung  der  dynastischen  Oligarchie  und  der  tyrannischen  Monarchie 
ähnlich  ist"  (IV,  11,4).  „Mit  Recht  dürfte  man  daher  dieser  Demokratie 
den  Vorwurf  machen,  sie  sei  keine  Verfassung.  Denn  wo  nicht  das 
Gesetz  herrscht,  da  sei  keine  Verfassung.  Das  Gesetz  muß  in  seiner 
allgemeinen  Herrschaft'  sich  über  alles  erstrecken,  während  über  die 
Einzelfälle  den  Obrigkeiten  die  Entscheidung  zusteht.  Soll  mithin  der 
Demokratie  auch  wirklich  ein  Platz  unter  den  Verfassungen  gebühren, 
so  ist  doch  offenbar  ein  solcher  Zustand,  wo  alles  durch  Volksbe- 
schlüsse geschieht,  auch  nicht  einmal  Demokratie  im  eigentlichen  Ver- 
stände zu  nennen."  (IV,  4,  7).  Mit  anderen  Worten :  die  Trennung  der 
ausführenden  und  der  gesetzgebenden  Gewalt  besteht  nicht. 

Je  größer  die  Menge,  um  so  weniger  ist  sie  im  Stande,  den  Staat 
zu  lenken,  sie  bedarf  eines  Leiters.  Daher  erhebt  sich  aus  der  Masse 
und  über  sie  der  Berufspolitiker,  der  erfolgreiche  Redner,  der  Demagog. 


*)  Klingt  es  nicht  wie  eine  Illustraüon  zu  A.,  wenn  ein  Amerikaner  sagt,  in  den 
Primaries  erschienen  „the  loafers  about  the  towns,  who,  having  but  little  business  of  their 
own,  were  ever  ready  to  attend  to  the  affairs  of  the  public".  Zitiert  bei  Ostrogorski  II 
67  Anm. 
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Früher  waren  die  Feldherrn  die  Volksführer,  so  kam  es,  daß  die  De- 
mokratie sich  leicht  in  eine  Tyrannei  verwandelte.  In  der  Beredsamkeit 
waren  sie  noch  nicht  stark,  „jetzt  aber  demagogieren  zwar,  bei  den 
großen  Fortschritten  der  Redekunst,  wohl  die  Redner,  aber  da  sie  vom 
Kriegshandwerk  nichts  verstehen,  so  wagen  sie  nicht  die  Usurpation" 
(V,  4,  4).  Tyrannis  und  Demokratie  lieben  beide  die  Schmeichler. 
„In  der  Demokratie  treffen  wir  den  Demagogen  (diesen  Schmeichler  des 
Volkes),  bei  den  Tyrannen  ....  untertänige  Gesellschafter;  denn  sich 
von  den  Andern  Erniedrigungen  gefallen  zu  lassen,  ist  das  Geschäft  der 
Schmeichelei"  (V,  9,  6).  Sie  sind  es  auch,  die  die  Demokratie  von 
der  Bahn  der  Gesetze  abführen,  die  Bestimmungen  der  Verfassung 
mißachten  und  alles  der  Entscheidung  des  Volkes  unterbreiten.  „Ja, 
sie  zumeist  sind  Schuld  daran,  daß  die  Volksbeschlüsse  und  nicht  das 
Gesetz  entscheiden,  dadurch,  daß  sie  alles  vor  das  Volk  ziehen.  Sie 
werden  nämlich  dadurch  selbst  mächtig,  daß  das  Volk  unbeschränkte 
Macht  über  alles  übt,  sie  aber  wieder  über  dessen  Meinung,  welche 
sie  durch  ihre  Beredsamkeit  zu  lenken  wissen.  Ferner  ermangeln  auch 
diejenigen,  welche  die  Magistraten  anklagen,  nicht,  alles  dem  Richter- 
spruch des  Volkes  anheimzustellen.  Dieses  geht  natürlich  auf  den 
Vorschlag  zu  einer  außerordentlichen  Entscheidung  gern  ein,  und  so  ver- 
lieren alle  Magistraturen  vollends  Halt  und  Würde  ....  ein  solches 
Volk  nun  sucht  in  seiner  Eigenschaft  als  Monarch,  weil  es  nicht  vom 
Gesetze  beherrscht  wird,  auch  monarchisch  zu  regieren,  und  wird  des- 
potisch, sodaß  bei  ihm  die  Schmeichler  zu  Ehren  kommen.  Eine  solche 
Volksherrschaft  entspricht  unter  den  Monarchien  der  Tyrannis.  Darum 
ist  auch  der  Charakter  derselbe,  und  beide  unterdrücken  depotisch  alle 
Besseren."     (IV,  4,  6). 

Wie  dem  Berufspolitiker  begegnen  wir  in  den  griechischen  Demo- 
kratien auch  den  politischen  Klubs,  den  Hetärien,  die  bisweilen  „auf 
Änderung  der  Verfassung,  Herrschaft  der  Partei  ausgingen."1) 


n. 

Vergleichung  der  griechischen  mit  der  modernen  Demokratie. 

Der  Kenner  der  modernen  Demokratie  ist  erstaunt,  so  viele  ihm 
bekannte  Züge  in  der  letzten  Phase  der  griechischen  Demokratie  zu 
entdecken ;  denn,  wenn  er  sich  auch  sagen  mußte,  daß  die  überall 
gleichen  Grundtriebe  der  menschlichen  Natur  unter  denselben  Umständen 
gleiche  Wirkungen  hervorrufen  müssen,  so  sind  doch  auch  die  entgegen- 


*)  Schömann-Lipsius  I  '383 
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wirkenden  Faktoren  zahlreich  und  kräftig.  Aber  sie  haben  die  Macht 
jener  nicht  zu  brechen  vermocht. 

Unter  den  Ähnlichkeiten  steht  an  erster  Stelle  das  Streben,  die 
politischen  Kechtc  auch  solchen  Personen  zu  gewahren,  denen  sie  nach 
altnationalen  Anschauungen  nicht  zukamen. 

Das  Recht  an  der  Volksversammlung  teilzunehmen,  hatte  sich  aus 
der  Königszeit  erhalten;1)  in  seinem  Besitze  waren  eheliche  Nachkommen 
freier  Staatsbürger.  Ihren  Einfluß  konnte  die  Demokratie  verstärken 
durch  die  Ausdehnung  dieses  Rechtes  auf  Uneheliche,  Halbbürtige, 
Freigelassene,  Metöken.  Daß  es  geschah,  bezeugt  Aristoteles  an  meh- 
reren Stellen. 2)  Bemerkenswert  ist  auch  dies :  in  Athen  darf  der  Mann 
vom  21.  Jahre  an  Volksversammlungen  besuchen  und  mitstimmen,  ob- 
gleich er  erst  mit  dem  30.  Jahre  Vollbürger  wird.  Berichtet  wird  auch  von 
Maßnahmen,  welche  ähnlich  sind  den  später  zu  besprechenden  ungesetz- 
lichen Masseneinbürgerungen  eingewanderter  Europäer,  um  die  Reihen 
der  demokratischen  Partei  in  der  Union  zu  verlängern.  Hierher  ist 
zu  rechnen  die  Versetzung  der  Bevölkerung  abhängiger  Städte  in  die 
Hauptstadt,  8)  wodurch  die  Zahl  der  Proletarier  vermehrt  wurde. 

Ein  zweiter  ähnlicher  Zug  ist  die  Tendenz  des  demokratischen 
Bürgers,  sich  für  alle  dem  Staate  geleisteten  Dienste  bezahlen  zu  lassen. 
Zwar  sind  die  heutigen  Demokratien  von  den  Extremen,  die  Athen  in 
wenigen  Jahrzehnten  erreichte,  weit  entfernt,  aber  was  mag  sich  ereignen, 
wenn  sie  jemals  Zeiten  erleben  sollten,  wie  Athen  im  vierten  Jahr- 
hundertl 

Ein  dritter  ähnlicher  Zug  ist  die  Begrenztheit  der  Amtszeit,  die 
Bestimmung,  daß  bestimmte  Ämter  nicht  wieder  bekleidet  werden 
dürfen,  die  jederzeitige  Absetzbarkeit  des  Beamten.  Die  Anschauung, 
daß  ein  Staatsamt  etwas  gutes  ist,  das  tunlichst  alle  genießen  sollen, 
oder  dessen  belehrende'  Bürde  von  möglichst  vielen  getragen  werden 
sollte,  herrscht  auch  in  der  heutigen  Demokratie,  in  der  einen  oder 
anderen  Form,  hier  stärker,  dort  schwächer.4)  Das  Herumgehen  des 
Amtes,  „the  rotation  in  office"  haben  die  Griechen  kräftiger  ausgebildet, 
als  die  neueren.  Und  durch  die  Spaltung  der  früher  umfangreicheren 
Ämter  in  mehrere  kleine,  wie  auch  durch  die  Kollegialverfassung  machen 


*)  Beloch,  J.,  Griechische  Geschichte  I  440,   1893. 

s)  Vgl.  G.  Busolt,  Die  Griechischen  Staats-  und  Rechtsaltertümer,  2.  A.  1892,  S.  53  f. 
Schömann-Lipsius  I  364,  374,  377. 

s)  Schömann-Lipsias  I  177. 

*)  E.  Meyer  schreibt  in  seiner  Geschichte  des  Altertums  (III  572):  „Scharf  tritt 
der  Unterschied  der  antiken  und  der  modernen  Staatsidec  hervor:  der  Begriff  eines 
Berufsamte? ,  das  seinen  Mann  ernährt  wie  jeder  andere  Beruf,  ist  der  radikalen 
Demokratie  vielleicht  noch  fremder  wie  jeder  anderen  antiken  Staatsform."  Daß  er  der 
modernen  Demokratie  ebenfalls  fremd  ist  und  nur  die  Verhältnisse  sie  zu  seiner  Revision 
zwingen,  habe  ich  mich  im  zweiten  Kapitel  dieses  Buches  zu  zeigen  bemüht. 
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sie  die  konsequent  demokratische,  nur  vor  wenigen  Stellen  Halt  machende, 
Ämterbesetzung  erst  möglich.  Unter  ihr  verstehe  ich  die  Besetzung 
ohne  nachgewiesene  Fachbildung  (denn  die  athenische  Dokimasia  bezog 
sich  nur  auf  die  bürgerliche  Respektabilität)  durch  das  Los.  Denn 
erst  wenn  die  Menschen  für  die  Staatsgeschäfte  so  gleichmäßig  brauch- 
bar sind,  wie  die  Billardkugeln  für  das  Billardspiel,  ist  das  demokratische 
Prinzip  voll  verwirklicht.  Durch  die  vorher  erwähnten  Einrichtungen 
aber  schuf  die  athenische  Demokratie  die  Voraussetzung  für  die  Er- 
lösung, wie  etwa  der  amerikanische  Fabrikdirektor  durch  eine  minutiöse 
Arbeitsteilung,  feinst  ausgebildete  Spezialmaschinen,  eine  raffinierte 
Betriebsorganisation  auch  die  rohen,  ungebildeten,  ungeübten  Arbeits- 
kräfte minderwertiger  europäischer  Einwanderer  für  sich  nutzbar  zu 
machen  weiß.  Die  moderne  Demokratie  aber  zeigt  nicht  selten  den 
Widerspruch  zwischen  dem  gleichen  Anspruch  aller  ohne  Fachbildung 
auf  das  Amt  und  der  Notwendigkeit  der  Fachbildung. 

Noch  andere  Ähnlichkeiten,  die  zum  Teil  vorher  nicht  erwähnt 
wurden,  treten  hervor;  ich  weise  auf  einige  hin:  hüben  und  drüben 
die  Berufspolitiker  und  die  politischen  Klubs;  die  Feindseligkeit  gegen 
eine  Behörde,  die,  wie  der  Areopag,  das  Belieben  des  souveränen  Volkes 
einschränkt  mit  ihrem  Gegenstück  in  dem  Kampfe  des  amerikanischen 
Kongresses  gegen  die  Exekutive  oder  der  französischen  Deputierten- 
kammer gegen  nicht  durch  das  allgemeine  Stimmrecht  erwählte  Sena- 
toren; die  Abwendung  der  gebildeten  Klassen  vom  politischen  Leben 
in  der  extremen  Demokratie  und  ihr  Verzicht  auf  die  Freiheit,  wenn 
sie  nur  Leben  und  Eigentum  sichern  können;  das  den  Gerichten  in 
Athen  und  den  amerikanischen  Gerichten  zustehende  Recht,  Volks- 
beschlüsse auf  ihre  Übereinstimmung  mit  Verfassung  und  Gesetz  zu 
prüfen.  *) 

Und  welche  Übereinstimmung  in  den  Ergebnissen  der  staats- 
rechtlichen Betrachtung  der  Demokratie! 

Im  Anfang  des  fünften  Buches  bezeichnet  Aristoteles  die  Gleichheit 
als  das  Prinzip  der  Demokratie:  „So  entstand  Demokratie  aus  der 
Meinung,  es  berechtige  die  Gleichheit  in  irgendeinem  beliebigen  Stücke 
zur  Gleichheit  schlechthin  (wie  z.  B.  einige  aus  dem  Umstände,  daß 
alle  von  gleich  freier  Geburt  sind,  die  absolute  Gleichheit  aller  unter- 
einander beanspruchen)."  Im  sechsten  Buche  aber  nennt  er  als  ihr 
Prinzip  die  Freiheit.  Unsere  an  Montesquieu  und  dem  Inhalte  der 
natürlichen  Freiheits rechte  gebildete  moderne  Auffassung  der  Freiheit 
glaubt  zunächst  darin  einen  Widerspruch  zu  entdecken,  aber  er  löst 
sich  bald.  „Das  Prinzip  der  demokratischen  Verfassung  ist  die  Freiheit, 
und    es   ist    eine    ganz    gewöhnliche  Behauptung,    daß    nur    die  Bürger 


*)  Schömann-Lipsius  I  186,  356  f. 
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einer   lolchefl    Verfassung     die    lieilnit   wirklich    \\< u> -     tri."      Sic     zerfallt 

in  die  politische  und  die  bürgerliche  Freiheit    Die  politische  Freiheit 

ist  die  Gleichheit  der  politischen  Rechte,  oder,  wie  er  es  ausdruckt,  der 
Wechsel  vom  Gehorchen  und  Herrschen  (Rousseaus  Citoyen  und 
Sujet I).  Die  demokratische  Gleichheit  wird  noch  näher  bestimmt  als 
die  Gleichheit  nach  der  Zahl,  nicht  nach  dem  Werte.  Die  Gleichheit 
nach  dem  Werte,  setzt  er  anderswo  auseinander,  finde  sich  in  Oligarchien, 
wo  die  Teilnahme  am  Staate  nach  dem  Vermögen  abgestuft  sei.  Nach 
demokratischer  Auffassung  bestehe  das  Recht  in  der  Gleichheit  nach 
der  Zahl.  „Wird  der  Begriff  des  Rechtes  so  gefaßt,  so  muß  notwendig 
die  Menge  der  Souverän  sein,  was  die  Mehrheit  beschließt,  muß  letzlich 
auch  als  Gesetz  und  dies  als  Recht  gelten:  ein  Ergebnis,  das  dem  all- 
gemeinen Prinzipe  von  der  Gleichheit  der  Bürger  entspricht.  Hieraus 
erklärt  sich  der  Umstand,  daß  in  den  Demokratien  die  Armen  mächtiger 
sind  als  die  Reichen,  denn  sie  sind  die  Mehrzahl,  und  eben  was  diese 
will,  das  hat  entscheidende  Macht"  (VI,  i,  6).  Aristoteles  billigt  die 
numerische  Mehrheit  nicht,  er  hält  für  gerecht  die  Entscheidung  der- 
jenigen Mehrzahl,  auf  deren  Seite  zugleich  das  größere  Steuerkapital 
ist  (VI,  I,  13),  denn  das  demokratische  Mehrheitsprinzip  führe  zur  An- 
eignung des  Vermögens   der   in   der  Minderheit   befindlichen   Reichen. 

Die  hier  bürgerliche  Freiheit  genannte  zweite  Art  besteht  darin 
„leben  zu  können,  wie  man  will;  denn  dies,  sagt  man,  sei  der  Freiheit 
eigentümlich,  wenn  anders  das  Gegenteil  seine  Richtigkeit  habe,  nach 
welchem  ein  Sklave  so  lebt,  wie  er  nicht  will.  Hier  haben  wir  nun 
die  zweite  Bestimmung  der  demokratischen  Freiheit.  Aus  dieser  ent- 
wickelt sich  das  Bestreben,  gar  nicht  und  am  liebsten  von  niemand 
beherrscht  zu  werden,  wenn  dieses  aber  nicht  angehe,  sich  das  Wechsel- 
verhältnis von  Gehorchen  und  Herrschen  gefallen  zu  lassen,  worin  diese 
zweite  Bestimmung  der  Freiheit  mit  jener  ersten,  welche  die  Gleichheit 
zum  Inhalte  hatte,  zusammentrifft"  (VI,  1,  7). 

Nach  den  Ausführungen  des  zweiten  und  vierten  Kapitels  des 
vorliegenden  Buches  genügen  wenige  Worte  zur  Beleuchtung  dieser 
klaren  Worte. 

Der  griechische  Bürger  konnte,  wie  schon  zweimal  ausgeführt  wurde, 
seine  Freiheit  nur  bewahren,  wenn  er  die  politische  Gleichheit  besaß. 
„Die  Griechen",  schreibt  Burckhardt,  „haben  nie  bürgerliche  Gleichheit 
und  politische  Ungleichheit  zu  verbinden  verstanden"  a) 

Das  ist  die  erste  Art  der  Freiheit,  richtig  benannt:  Gleichheit  der 
politischen  Rechte.  Und  die  zweite  Art  der  Freiheit  ist  nicht  dasselbe, 
wie  der  auf  der  Verwirklichung  der  Bill  of  Rights  oder  der  Forderungen 
der  Menschenrechte  beruhende  Rechtszustand.    Es  ist  jene,  der  sozialen 


l)  Burckhardt,  J.,  Griechische  Kulturgeschichte,  4.  A.  I  224. 
Hasbach,  Die  moderne  Demokratie.    2.  Auflage.  26 
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Demokratie  adäquate,  Unabhängigkeit  und  Ungebundenheit,  von  der 
Montesquieu  sagt,  man  dürfe  sie  nicht  mit  der  Freiheit  verwechseln. 
Beide  Arten  der  Freiheit  sind  Formen  der  Gleichheit  Noch  deutlicher 
wird  es,  wenn  wir  nun  die  Einrichtungen  aufzählen,  die  nach  Aristoteles 
aus  dem  Prinzip  der  Freiheit  fließen. 

„Alle  Beamten  werden  aus  allen  gewählt  Alle  herrschen  über  jeden, 
und  jeder  wieder  über  alle.  Die  Staatsämter  werden  durch  das  Los 
besetzt  entweder  alle,  oder  doch  diejenigen,  bei  denen  es  keiner  be- 
sonderen Kenntnis  und  Geschicklichkeit  bedarf.  Die  Staatsämter  sind 
ohne  allen  Zensus  zugänglich,  oder  wenigstens  unter  einem  ganz  niedrigen. 
Niemand  darf  zweimal  dasselbe  Amt  bekleiden,  oder  selten,  oder  es 
darf  das  nur  bei  wenigen  Ämtern  mit  Ausnahme  der  Kriegsämter  vor- 
kommen. Die  Amtszeit  muß  von  kurzer  Dauer  sein,  entweder  in  allen 
Ämtern,  oder  bei  allen  denjenigen,  wo  es  angeht.  Richter  sind  alle 
und  alle  dazu  wahlfähig."  Die  Volksversammlung  ist  der  eigentliche 
Souverän.  Von  allen  Behörden  ist  die  wichtigste  der  Volksrat  (Er 
hat  die  Befugnis  des  Kantonsrates  und  des  Regierungsrates  in  einem 
Schweizer  Länderkantone.)  Er  berät  alles,  was  der  Volksversammlung 
vorgelegt  werden  soll,  stellt  ihre  Tagesordnung  fest,  führt  die  Beschlüsse 
der  Volksversammlung  aus  und  hat  die  Oberaufsicht  über  die  gesamte 
Staatsverwaltung.  Diese  Stellung  bleibt  ihm  aber  nach  Aristoteles  nur 
so  lange,  als  nicht  den  Bürgern  reichlich  Sold  gezahlt  wird,  denn  dann 
entzieht  das  Volk  auch  dieser  Behörde  ihre  Befugnisse ;  die  Besoldungen 
betrachtet  er  als  eine  charakteristische  demokratische  Maßregel. .  Und 
so  erliegt  die  griechische  Demokratie  mutatis  mutandis  denselben  Ge- 
fahren, die  nach  Alexis  de  Tocqueville  die  moderne  bedrohen :  l'asservisse- 
ment  complet  du  pouvoir  legislatif  aux  volontes  du  corps  electoral  et 
la  concentration,  dans  le  pouvoir  legislatif,  de  tous  les  autres  pouvoirs 
du  gouvernement  Drei  Merkmale,  so  heißt  es  am  Schlüsse  der  Aristo- 
telischen Beschreibung,  weise  die  Demokratie  auf:  gemeine  Geburt, 
Armut  und  Roheit  (VI,  i,  8  f.). 

Anstatt  dieser  Ähnlichkeiten  hat  die  Vergleichung  mit  Vorliebe 
die  Verschiedenheiten  der  griechischen  und  der  modernen  Demokratie 
zutage  gefördert.  Als  wesentliche  Unterschiede  werden  folgende  drei 
aufgeführt.  Erstens,  die  unteren  Klassen,  die  in  den  griechischen  Demo- 
kratien aus  Sklaven  bestanden,  hatten  keinen  Anteil  an  der  Gesetzgebung 
und  Verwaltung,  weshalb  die  politisch  aktiven  Schichten  im  Durch- 
schnitt eine  höhere  politische  Intelligenz  besaßen.  Auch  gab  es  in  den 
demokratischen  Staaten  einen  bedeutenden  Bruchteil  rechtloser  Fremden. 
Zweitens,  die  griechischen  Demokratien  kannten  das  Repräsentativsystem 
nicht  Drittens,  in  den  griechischen  Demokratien  fehlte  es  an  einer 
individuellen  Freiheitssphäre   der  Bürger,   die  Bürger  waren   in   ihrem 
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Verhältnis  zum  Staate  rechtlos.  — Prüfen  wir  diese  Behauptungen  nach- 
einander I 

Die  Sklaverei  ist  im  griechischen  Altertum  von  verschiedenem 
Umfang  gewesen;  sowohl  örtlich  wie  zeitlich.  Ks  hat  auch  damals, 
selbst  in  der  spateren  Zeit,  Staaten  gegeben,  in  denen  eine  nirht  un- 
bedeutende Zahl  von  vollfrcien  Handarbeitern  die  Geschicke  ihrer  Heimat 
mitbestimmte.  Wie  wäre  denn  sonst  Aristoteles  zu  der  Beobachtung 
gekommen,  daß  die  Voraussetzung  zur  schlechtesten  Demokratie  dort 
gegeben  sei,  wo  Handarbeiter  und  Tagelöhner  in  der  Mehrheit  sind  I 
(IV,  10,  2).  Auch  nennt  er  Orte,  wo  die  eine  oder  andere  Schicht 
zahlreich  sei:  so  die  Fischer  in  Byzanz  und  Tarent,  Kriegsmatrosen  in 
Athen,  Schiffer  in  Aegina  und  Chios.  In  großen  Städten  haben  sie  zu 
seiner  Zeit  nicht  überwogen,  dort  scheint  die  handarbeitende  Bevölkerung 
großenteils  aus  Sklaven  bestanden  zu  haben, *)  sonst  hätte  er  die  der 
heutigen  Erfahrung  widersprechende  Behauptung  nicht  aufstellen  können, 
daß  die  großen  Städte  inneren  Unruhen  weniger  ausgesetzt  seien,  als 
die  kleinen  (IV,  9,  9).  2) 

War  also  die  Sklaverei  im  Altertum  kein  so  ausnahmslos  wirkender 
politischer  Faktor,  so  hat  sie  auch  in  der  modernen  Demokratie  nicht  ge- 
fehlt. In  den  Südstaaten  der  Union  haben,  wie  jedem  bekannt  ist,  bis  in 
die  sechziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  Millionen  von  Sklaven  gewohnt, 
und  in  der  Schweiz  war  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  die  Zahl 
höriger  Leute  nicht  ganz  unbeträchtlich. 

Nun  ist  wichtiger  als  die  Zahl  der  den  unteren  Klassen  angehörigen 
Bürger,  wie  viele  von  ihnen  das  Stimmrecht  haben.  Die  erste  franzö- 
sische Republik  hat  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  nicht  gekannt. 
Wie  man  sich  erinnern  wird,  hat  die  Legislative  im  Jahre  1792  die 
Zensusbeschränkungeri  der  Verfassung  von  1791  zwar  aufgehoben,  aber 
die  indirekte  Wahl  beibehalten;  die  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht 
einführende  Verfassung  von  1793  wurde  suspendiert  und  1795  kehrte 
man  zum  beschränkten  Wahlrechte  zurück.  In  der  Schweiz  und  in  den 
Vereinigten  Staaten  hat  sich  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  erst  seit 
den  dreißiger  bezüglich  den  zwanziger  Jahren  des  vorigen  Jahr- 
hunderts allmählich  eingebürgert  (und  in  der  Union  ist  es  bis  auf  den 
heutigen  Tag  nicht  ganz  konsequent  durchgeführt),  so  daß  auch  in 
diesen  Republiken  große  Bruchteile  der  Bevölkerung  von  einem  Ein- 
fluß   auf  die  Staatsgeschäfte    lange  Zeit   ausgeschlossen   gewesen  sind. 


l)  Nach  den  Ausführungen  E.  Meyers  über  die  Sklaverei  im  Altertum  (Vorträge  der 
Gehestiftung)  haben  vorzugsweise  die  großen  Städte,  die  Industriestädte,  Sklaven  verwandt. 

*)  Es  ist  lehrreich,  ein  Urteil  über  heutige  Großstädte  dagegen  zu  halten:  „In  great 
cities  the  forces  that  attack  and  pervert  demoeratie  government  are  exceptionally  numerous, 
the  defensive  forces  that  protect  it  exceptionally  ill-placed  for  resistance."     Bryce,  I  643. 
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Von  der  gegen  die  Neger  gerichteten  Verkürzung  des  Wahlrechtes  in 
den  Südstaaten  der  Union  sehen  wir  dabei  ganz  ab. 

Schließlich  sei  noch  auf  diese  Tatsache  hingewiesen,  daß  es  ja 
auch  in  den  modernen  Demokratien  nicht  nur  an  vorübergehend  an- 
wesenden (temporäre  Einwanderung  —  Südamerika),  sondern  auch  an 
dauernd  ansässigen  politisch  rechtlosen  Fremden  fehlt,  an  solchen  näm- 
lich, die  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  naturalisiert  worden  sind. 
Solcher  Fremden  weist  Frankreich  eine  große  Zahl  auf,  und  in  der 
Schweiz  ist  die  Fremdenfrage  die  wichtigste  innere  Frage  geworden. 
Nun  gewähren  die  heutigen  Demokratien  den  Fremden  unter  gewissen 
Bedingungen  das  Bürgerrecht,  in  den  griechischen,  insbesondere  in 
Athen,  konnten  sie  es  ebenfalls  erlangen. 

Erwägt  man  alles  dies,  dann  wird  man  das  Bestehen  der  Sklaverei 
und  die  Existenz  rechtloser  Fremden  nicht  als  eine  differentia  specifica 
anerkennen.  Welche  Bewandtnis  hat  es  mit  dem  zweiten  Unterschiede  ? 
Dem  Fehlen  des  Repräsentativsystems?  Wer  das  erste  Kapitel  dieses 
Buches  gelesen  hat,  wird  auch  dem  Fehlen  des  Repräsentativsystems 
keine  Beweiskraft  beilegen,  denn  in  der  Schweiz  gibt  es  noch  im 
Anfang  des  20*  Jahrhunderts  ein  halbes  Dutzend  unmittelbarer  Demo- 
kratien, und  es  wenden  sich  die  übrigen  germanischen  Demokratien 
in  der  Schweiz  und  den  Vereinigten  Staaten,  abgesehen  vom  ameri- 
kanischen Bundesstaate,  immer  entschiedener  vom  Repräsentativsystem 
ab,  indem  sie  es  durch  Einrichtungen  beschränken,  die  mit  der  un- 
mittelbaren Demokratie  auf  das  engste  verwandt  sind.  Bedeutung  hat 
dieser  Unterschied  folglich  nur,  wenn  wir  die  griechische  Demokratie 
mit  der  repräsentativen  oder  parlamentarischen,  in  erster  Linie  der 
französischen,  vergleichen. 

Freilich  schafft  die  moderne  Demokratie  nicht  dieselben  -staats- 
rechtlichen Formen,  wie  im  griechischen  Altertum.  Die  Bauerndemo- 
kratien jener  Zeit  mögen  den  heutigen  Länderkantonen  durchaus  oder 
fast  geglichen  haben,  aber  die  pseudo-repräsentativen  Demokratien 
können  die  Vertretungskörper  nicht  entbehren;  Kantonsrat,  Abgeord- 
netenhaus, Konventionen  bleiben  bestehen,  und  das  Referendum  ist  ein 
viel  schwerfälligerer  Apparat,  als  eine  athenische  Volksversammlung. 
Ich  sage  nicht,  es  sei  ein  besserer  Apparat,  wie  noch  genauer  auszu- 
führen sein  wird. 

Die  Unterschiede  lassen  sich  in  dem  Urteil  zusammenfassen:  im 
Altertum  hat  es  nur  eine  Form  der  Demokratie  gegeben,  in  der  Gegen- 
wart gibt  es  vier.  In  Griechenland  waren  die  Bauern-  und  Hirten  - 
demokratien  wie  die  drei  Phasen  der  Stadtdemokratie  nur  verschiedene 
Ausgestaltungen  desselben  Urbildes ;  sie  alle  haben  eine  Landsgemeinde- 
verfassung. Die  Stadtdemokratien  kann  man  bezeichnen  als  Demokratien 
mit  häufig  stattfindenden  Landsgemeinden.   In  allen  versammeln  sich  die 
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Bürger  zur  Erledigung  der  Staatsgeschäfte  auf  einem  großen  Platze  der 
Stadt.  Da  DUO  die  auf  dem  Lande  fern  von  der  Stadt  wohnende  Be- 
völkerung oft  von  dem  Besuche  der  Volksversammlungen  ferngehalten 
wurde,  die  Wohlhabenden  ihnen  vielfach  fernblieben,  so  sind  es  ge- 
wöhnlich ihre  Arbeit  im  Stiche  lassende  Handwerker  und  Krämer,  ar- 
beitscheues  Gesindel,  arbeitslose  Tagelöhner,  zum  guten  Teile  nicht 
von  attischer  Abkunft,  welche  sich  um  die  Rednerbühne  scharen 
und  unter  der  Führung  redegewandter  Demagogen  sich  nicht 
selten  über  Gesetz  und  Verfassung  hinwegsetzen. *)  Und  dies  ist  eine 
weitere  Kritik  der  Meinung,  daß  im  Altertum  die  Bürger  eine  höhere 
politische  Bildung,  Reife  und  Sittlichkeit  besessen  hätten,  als  in  der 
Gegenwart. 

Wir  wenden  uns  nun  zu  dem  dritten  Punkte.  Einigen  Gelehrten, 
vorzugsweise  Franzosen,  sind  die  griechischen  Demokratien  wie  um 
Tempel  gelagerte  Festungen  erschienen,  deren  Besatzungen  immer  zu 
Beutezügen  gerüstet  gewesen  seien;  nach  ihnen  wird  das  Verhältnis 
des  Bürgers  zu  diesen  Staaten  am  sinnfälligsten  durch  Bienenstock  und 
Ameisenhaufen  verdeutlicht.  Der  moderne  Mensch  aber  habe  sich  im 
Kampfe  gegen  den  Staat  und  die  mit  dem  Staate  verbündete  Kirche 
eine  große  Zahl  von  Freiheitsrechten  errungen,  er  habe  gleichsam  einen 
Wall  um  seine  Persönlichkeit  gezogen,  die  der  moderne  Staat  nicht 
überschreiten  dürfe,  er  sei  ein  Individuum  geworden,  während  der 
antike  Mensch  nur  ein  unselbständiges  Organ  der  staatlichen  Gemein- 
schaft geblieben  sei. 

Nun  ist  gewiß  soviel  richtig,  daß  das  heutige  Recht  die  völker- 
rechtlichen Verhältnisse  viel  humaner  gestaltet  hat,  als  sie  im  Altertum 
waren.  Der  moderne  Mensch  bewegt  sich  mit  einer  vor  zweitausend 
Jahren  unbekannten  Freiheit  und  Sicherheit  von  Land  zu  Land ;  freilich 
erheben  sich  in  der  großen  Demokratie  jenseit  des  Atlantischen  Ozeans 
die  Schranken  gegen  die  Einwanderung  unerwünschter  Ausländer  immer 
höher,  und  selbst  in  dem  europäischen  Musterstaat  der  Freiheit  wachsen 
sie  empor.  Es  ist  zweitens  richtig,  daß  jeder  antike  Staat  eine  Kult- 
gemeinschaft war,  in  der  der  Gegensatz  von  Kirche  und  Staat  nicht 
bestand,  und  es  ist  beachtenswert,  daß  sowohl  Hobbes  wie  Rousseau 
ihn  überbrücken  wollten,  um  den  Einzelnen  dem  Willen  der  Gesamtheit 
zu  unterwerfen.  Aber  die  „antiken  Staatskirchen"  waren  nicht  ver- 
folgungssüchtig, und  in  der  dritten  Phase  der  athenischen  Demokratie 
bezeigt  man  wenig  Ehrfurcht  vor  dem  alten  Götterglauben.  Den  Prozeß 
gegen  Sokrates  betrachten  die  Historiker  als  einen  politischen  Akt. 
Was   nun   das  Verhältnis   des   Bürgers   zum  Staate   betrifft,   so   wurde, 


l)  Zwei   Schweizer  Länderkantone   haben   die   Landsgemeinde   aus    den   bekannten 
Gründen  aufgegeben,  in  Griechenland  hat  man  an  ihr  festgehalten. 
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schon  vorher  ausgeführt,  daß  die  individuelle  Freiheit  im  Altertume 
durch  die  gleiche  Teilnahme  an  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
geschützt  wurde.  Ob  so  erfolgreich,  wie  in  der  neueren  Zeit,  wird  man 
billig  bezweifeln  dürfen,  wenn  man  einen  Blick  auf  die  grauenhaften 
Prozesse  wirft,  die  in  Athen  geführt  wurden.  Endlich  beweisen  die 
früher  angeführten  Worte  des  Aristoteles,  *)  daß  wenigstens  zu  seiner 
Zeit  die  Meinung,  jeder  sei  ein  Organ  des  Staates,  unbekannt  war. 
Schon  im  fünften  Jahrhundert  waren  die  Sophisten  als  Pioniere  des 
Individualismus  aufgetreten ;  seit  dem  Anfang  des  dritten  breitet  er  sich 
mit  dem  Stoizismus  und  Epikureismus  immer  weiter  aus.  Aber  der 
Unterschied  zwischen  der  tatsächlichen  Unabhängigkeit  des  antiken  und 
der  durch  Verfassung  und  Gesetz  umgrenzten  Freiheitssphäre  des 
modernen  Menschen  darf  nicht  übersehen  werden.2) 

Eine  wesentliche  Differenz  tritt  aber  meines  Erachtens  darin  zu 
Tage,  daß  die  antiken  Demokratien  räumlich  klein  waren,  während  die 
modernen  sich  über  große  Flächen  erstrecken.  Dem  Gegner  soll 
für  einen  Augenblick  zugestanden  werden,  der  römische  Staat  sei 
eine  Demokratie  gewesen.  Selbst  dann  bliebe  die  hier  vorgetragene 
Behauptung  unerschüttert,  denn  trotz  der  weitesten  Ausdehnung  seiner 
Herrschaft,  trotz  der  späteren  liberaleren  Gewährung  des  Bürgerrechts 
blieb  er  als  ein  gesetzgebendes  Gemeinwesen  klein,  denn  der  römische 
Vollbürger  konnte  sein  Stimmrecht  nur  in  Rom  ausüben.  In  solchen 
kleinen  Demokratien  konnte  die  unmittelbare  Demokratie  ihre  Ten- 
denzen am  ungehindertsten  entfalten.  Es  ist  bedeutungsvoll,  daß  der 
kleinste  Staat  der  Union,  Rhode  Island,  nach  Bryce  die  meisten  Analogien 
mit  den  Republiken  des  Altertums  aufweist,  ja  daß  die  Unruhen  in 
diesem  Staate  den  übrigen  Staaten  die  kräftigste  Veranlassung   gaben, 


*)  Noch  an  einer  anderen  Stelle  hat  er  sich  in  ähnlichem  Sinne  über  das  Wesen 
der  Demokratie  verbreitet:  „Zwei  Momente  nämlich  sollen  das  Wesen  der  Demokratie 
bestimmen :  Herrschaft  der  Mehrheit  und  Freiheit.  Nun  werden  Gerechtigkeit  und  Gleich- 
heit zusammengeworfen,  die  letztere  wird  darin  gesetzt,  daß  dasjenige,  was  die  Menge 
will,  für  Jeden  bindend  sei,  Freiheit  und  Gleichheit  aber  soll  darin  bestehen,  daß  Jeder 
tun  kann,  was  er  will,  und  so  lebt  denn  in  solchen  Demokratien  Jeder  wie  er  will,  oder 
„nach  seines  Herzens  Gelüst",  wie  Euripides  sagt"  (V,  7,  22). 

2)  In  einer  die  Ergebnisse  der  neueren  Forschung  zusammenfassenden  Untersuchung 
kommt  Jellinek  zu  dem  Ergebnisse,  daß  sich  schon  seit  den  Perserkriegen  die  Entwick- 
lung des  griechischen  Staates,  vorzugsweise  aber  Athens,  „in  der  Richtung  steigender 
Loslösung  des  Individuums  von  der  ursprünglichen  Gebundenheit  manifestierte.  .  .  . 
Ferner  löst  sich  Gedanke  und  Gefühl  immer  mehr  von  der  Polis  los.  .  .  .  Schon  Demo- 
krit  und  Sokrates  beginnen  sich  als  Weltbürger  zu  fühlen."  Nur  dadurch  unterscheide 
sich  jene  Zeit  von  der  unsrigen,  daß  sie  nicht  zum  Bewußtsein  des  rechtlichen 
Charakters  dieser  staatsfreien  Sphäre  gekommen  sei.  Fustel  de  Coulanges  habe  die  Be- 
weise für  seine  in  der  „Cite  Antique"  (III,  1)  vorgetragene  Theorie  überwiegend  dem 
altdorischen  Staate  entnommen.  Die  antike  Freiheit  nennt  er  ein  Precarium.  Allgemeine 
Staatslehre  S.  294 f.     Ganz  kann  ich  ihm  nicht  folgen. 
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die  bundcsstaatliche  Verfassung  anzunehmen,  der  Rhode  Island  zuletzt 
beitrat.  ') 

Nun  ist  es  zwar  richtig,  daß  es  auch  heutigen  Tages  noch  eine 
ziemlich  große  Zahl  von  kleinen  Demokratien  in  der  Schweiz  und  in 
der  Union  gibt,  aber  zahlenmäßig  treten  sie  hinter  die  größeren  zurück, 
und,  was  wichtiger  ist,  sie  sind  nicht  so  selbstherrlich,  wie  die  antiken, 
weil  sie  einen  wichtigen  Teil  ihrer  Souveränctät  an  den  Bundesstaat 
haben  abtreten  müssen.  In  manchen  Beziehungen  erscheinen  sie  als 
Provinzen  eines  großen  Staates.  Dem  Leser  wird  es  in  der  Erinnerung 
geblieben  sein,  wie  der  Schweizer  Bundesstaat  die  Kantone  zu  einer 
weitherzigen  Anerkennung  der  modernen  Freiheitsrechte  erzogen  hat 
Nun  höre  ich  die  Frage:  hat  es  denn  nicht  schon  im  Altertum 
Eidgenossenschaften  gegeben?  Wie  kann  denn  hierin  ein  unter- 
scheidendes Merkmal  gefunden  werden?  Freilich  hat  es  im  Altertum 
Bünde  gegeben,  aber  sie  hatten  nicht  den  Charakter  heutiger  demo- 
kratischer Bundesstaaten.  Das  Altertum  hat  einen  auf  Gleichheit  der 
Rechte  der  Einzelstaaten  beruhenden  Bundesstaat  entweder  nicht  auf- 
rechtzuerhalten oder  nicht  zu  begründen  vermocht.  Jener  Seebund,  der 
die  meisten  am  ägäischen  Meere  gelegenen  Städte  verband,  zerfiel 
infolge  der  auf  beiden  Seiten  waltenden  Selbstsucht,  die  sogar  zu 
Kriegen  zwischen  den  Bundesstaaten  führte.  „So  verloren  denn", 
schreibt  Busolt,  „nach  und  nach  fast  alle  Städte  ihre  Autonomie  und 
werden  untertänige  und  steuerpflichtige  Gemeinden." 2)  Die  späteren 
sogenannten  Bünde  aber  schufen  keine  Bundesstaaten.  Von  dem 
achäischen  Bunde  sagt  Niese :  „Der  Bündnisvertrag  verband  die  achäischen 
Städte  zu  einem  Staatswesen,  zu  einem  einzigen  Stamme  mit  gemein- 
samen Beamten,  gemeinsamem  Heer,  gemeinsamem  Recht  und  Gericht"8) 
Und  über  den  ätolischen  Bund  spricht  er  sich  so  aus :  „Der  Bund  bildete 
eine  Einheit  Die  Stämme  oder  Gemeinden  verbanden  sich  nicht  nur 
mit  ihm,  sondern  gingen  in  ihm  auf  und  wurden  Atoler."4)  Dürfen 
wir  einen  Blick  auf  Italien  werfen,  so  lehrt  jede  Darstellung  des  Bundes- 
genossenkrieges, daß  die  Bundesgenossen  Rom  am  Anfang  nicht  gleich- 
berechtigt waren  und  am  Ende  nicht  gleichberechtigt  wurden.  5) 

So  komme  ich  zu  dem  Ergebnis,  das,  was  die  moderne  Demokratie 
vornehmlich  von  der  griechischen  unterscheidet,  ihre  räumliche  Größe 
und  der  von  der  Idee  der  völkerrechtlichen  Gleichheit  getragene  Bundes- 
staat ist  Der  Bundesstaat  gibt  den  kleinen  Demokratien  die  Möglich- 
keit,   an  Kulturfortschritten    teilzunehmen,    die    sie    aus   eigener  Kraft 


1)  I  21  A. 

2)  Griechische  Geschichte  III,   i,  S.   195  (1896). 

3)  Geschichte  der  griechischen  und  makedonischen  Staaten,  II,  2,  S.  291  (1899). 
*)  a.  a.  O.,  S.  214 

B)  Mommsen,  Römische  Geschichte,  Kap.  VII,  9.  Aufl.  (1903). 
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nicht  erreichen  könnten,  er  beseitigt  ihre  unaufhörlichen  Fehden  und 
Rivalitäten,  er  befreit  sie  von  der  Sorge,  von  größer  Staaten  ver- 
schlungen zu  werden,  er  mäßigt  die  Heftigkeit  der  Parteikämpfe x), 
während  andererseits  das  Referendum  und  die  direkte  Volksgesetzgebung 
der  großen  Gliedstaaten  des  Bundesstaates  gestatten,  eine  unmittelbare 
Volksherrschaft  einzuführen,  die  im  Altertum  nur  in  kleinen  Demo- 
kratien natürlich  und  durchführbar  war. 


m. 

Die  soziale  Demokratie. 2) 

Auf  das  sechste  Jahrhundert  der  Bauernbefreiung  und  das  fünfte 
der  Ausbildung  der  politischen  Demokratie  folgte  das  vierte  der  Ent- 
faltung der  sozialen  Demokratie.  Die  Aussendung  von  Kolonien  läßt 
nach;  die  Ausbeutung  der  Bundesgenossen,  die  später  in  einem  ähn- 
lichen Verhältnis  zu  Athen  gestanden  hatten,  wie  die  untertänigen  Land- 
schaften zu  den  Schweizer  Republiken,  hat  nun  ganz  aufgehört;  im 
peloponnesischen  Kriege  ist  der  Wohlstand  Athens  tieferschüttert  worden: 
die  Unterhaltsmittel  der  ärmeren  Bevölkerung  vermindern  sich.  An 
der  Verschlechterung  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  haben  zweifellos  auch 
die  zur  Beschäftigung  der  athenischen  Bevölkerung  dienenden  Peri- 
kleischen  Bauten  ihren  Anteil.  Nationalökonomisch  betrachtet,  waren 
sie  ideale  Nutzungsgüter;  nach  ihrer  Vollendung  bewirkten  sie  patrio- 
tische Erhebung,  ästhetische  Bildung,  die  höchsten  Kunstgenüsse,  aber 
sie  brachten  keine  aus  Sachgütern  bestehenden  Erträge  zur  Versorgung 
der  Bürger  und  zur  Rückerstattung  der  Ausgaben.  Wo  Aristoteles  von 
den  Bauten  der  Tyrannen  3)  sagt,  daß  sie  Beschäftigung  und  Verarmung 
der  Untertanen  bewirkten,  bekundet  er  tiefes  nationalökonomisches 
Verständnis;  was  von  diesen  richtig  ist,  kann  selbstverständlich  von 
denen  der  Demokratien  nicht  falsch  sein. 

Unter  diesen  Umständen  mußten  die  Besoldungen  für  den  Lebens- 
unterhalt noch  wichtiger  als  vor  dem  Kriege  werden;  wahrscheinlich 
waren  viele  Arbeitslose  ganz  auf  sie  angewiesen;  und  es  fiel  nun  die 
hieraus   dem  Staate   erwachsende  Last   den  wohlhabenden  athenischen 

J)  Man  erinnere  sich  des  Sonderbundkrieges  und  der  Unruhen  im  Kanton  Tessin 
im  Jahre  1890. 

2)  In  eigenartiger,  ganz  neue  Ausblicke  eröffnender  Weise  hat  diese  Frage  behandelt 
in  dem  6.  „die  soziale  Demokratie"  überschriebenen  Kapitel  des  ersten  Buches  (Hellas) 
R.  Pöhlmanii  in  seinem  ausgezeichneten  Werke  „Geschichte  des  antiken  Kommunismus 
und  Sozialismus",   1893,  1901.     Während  des  Druckes  in  neuer  Auflage  erschienen. 

3)  Er  nennt  die  Pyramiden  Ägyptens  die  heiligen  Denkmäler  der  Kypseliden,  die 
Erbauung  des  olympischen  Tempels  durch  die  Pisistratiden  und  die  Werke  des  Poly- 
krates  auf  Samos.    V,  9,  4. 
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Bürgen  tu.  Schon  während  des  pcloponnesischcn  Krieges  „ward  das 
Volk  auf  die  Stadt  Athen  beschränkt  und  mußte  sich  daran  gewöhnen, 
seinen  Unterhalt  aus  dem  Solde  in  den  Feldlttgen  zu  gewinnen;  so 
entschloß  es  sich  halb  freiwillig,  halb  gezwungen,  die  Verwaltung  des 
Staates  in  seine  eigene  Hand  zu  nehmen."  (Aristoteles,  Verfassung  von 
Athen  27.)  Diese  Quellen  immer  breiter  zu  öffnen,  sie  immer  reich- 
licher fließen  zu  lassen,  wurde  nun  die  wichtigste  Aufgabe  der  inneren 
Politik.  Sie  wurde  ohne  Mühe  gelöst,  da  Gesetz  war,  was  die  Mehrheit 
des  athenischen  Volkes  beschloß,  da  die  Demagogen  bei  diesen  Raub- 
zügen, welche  ihren  Einfluß  verstärkten  und  ihr  Einkommen  erhöhten, 
die  Führerrolle  übernahmen  und  die  athenischen  Staatseinrichtungen 
sie  erleichterten.  In  Athen  bestand  nämlich  eine  außerordentliche, 
klassenweise  ansteigende  Vermögenssteuer  für  die  drei  obersten  Besitz- 
klassen ;  steuerrechtlich  ihr  gleich  ist  der  Zwang  zu  einer  Sachleistung, 
einer  Liturgie,  der  Trierarchie,  der  Ausrüstung  und  Instandhaltung 
eines  Kriegsschiffes.  Dazu  kommen  zweitens  erzwungene  Akte  der 
Wohltätigkeit,  denen  sich  der  Reiche  ebensowenig  wie  der  amerika- 
nische Millionär  entziehen  kann;  das  Land  darf  er  nicht  verlassen,  und 
anderswo  ist  es  nicht  besser.  Fälle  dieser  Art  sind  die  Ausstattung 
ärmerer  Bürger  zum  Kriege  und  armer  Mädchen  zur  Ehe,  Tragen  der 
Begräbniskosten,  Leistungen  zur  edleren  Ergötzung,  wie  Choregie  und 
Festgesandtschaften,  endlich  die  Bewirtung  von  Phylegenossen.  Solchen 
Pflichten  stand  anfänglich  das  Recht  der  Leistenden  gegenüber,  höchste 
Staatsämter  ausschließlich  zu  bekleiden,  oder  durch  Ansehen  und  Ehre 
belohnt  zu  werden,  so  daß  „der  gemeine  Mann  froh  ist,  nichts  damit 
zu  tun  zu  haben,  und  die  Inhaber  der  Ämter  nicht  beneidet  werden, 
da  sie  ja  ihre  Regierungsgewalt  teuer  genug  bezahlen"  .  .  .  und  er 
„wenn  er  an  den  Opferschmäusen  teilnimmt  und  seine  Vaterstadt  durch 
Denkmäler  zu  Ehren  der  Gottheiten  und  durch  Bauten  verschönert 
sieht,  das  Fortbestehen  der  Verfassung  im  Herzen  gerne  wünscht." 
(Aristoteles,  Politik,  VI,  4,  6.)  Aber*  dieses  Verhältnis  ist  mit  der  Er- 
oberung der  politischen  Macht  durch  die  athenische  Demokratie  fast 
ganz  beseitigt. *)  Nur  die  Lasten  sind  geblieben,  und  sie  werden  mit 
dem  wirtschaftlichen  Rückgang  Athens  immer  drückender.  Wie  die 
alten  verarmenden  Familien  weniger  leisten,  werden  die  Anklagen  gegen 
reiche  Bürger  eine  ergiebige  Finanzquelle ;  das  athenische  Recht,  welches 
schwere  Strafen   liebte   und  jedes   Vergehen   als   eine   Bedrohung   des 


J)  „So  schied  sich  die  Bürgerschaft  in  solche,  die  nur  mit  ihrer  Person  etwas  für 
das  Allgemeine  leisteten,  wofür  sie  sich  bezahlen  ließen,  und  in  die  Reichen,  die  mit 
ihrer  Person  ganz  ebenso  und  noch  dazu  mit  ihrem  Vermögen  herangezogen  wurden, 
auch  wohl  durch  direkte  Steuern  .  .  .  vornehmlich  aber,  indem  der  Staat  ihnen  bestimmte 
Leistungen  für  das  Allgemeine,  Liturgien,  ausschließlich  zuwies."  v.  Wilamowitz-Möllen- 
dorf  S.   no. 
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Staates  auffaßte,  erleichterte  sie.  Bisher  hatte  man  sich  damit  begnügt, 
ihr  Einkommen  zu  schmälern,  jetzt  nimmt  man  ihnen  ihr  Vermögen. 
Ein  Bürger  z.  B.  wird  angeklagt,  daß  er  einen  unglücklichen  Krieg  ver- 
anlaßt habe,  er  wird  hingerichtet,  sein  Vermögen  eingezogen.  Die 
Familie  des  Hingerichteten  wird  wegen  Unterschlagung  belangt;  man 
hat  nämlich  bei  der  Konfiskation  nicht  soviel  gefunden,,  wie  man  dachte. 
Das  Volk  erhält  einen  Teil  des  Vermögens,  der  Demagog  den  größeren. 
Auch  für  seinen  Säckel  haben  diese  Einnahmen  jetzt  eine  erhöhte  Be- 
deutung, denn  die  Geschenke  der  Bundesgenossen  haben  aufgehört,  er 
muß  sich  mit  dem  begnügen,  was  Ämter,  Gesandtschaften  und  Be- 
stechungen einbringen.  Diese  gewähren  auch  dem  Volke  Verdienst, 
denn  die  Bürger  amten  ja  in  den  Gerichtshöfen.  Dort  begegnen  wir 
den  Sykophanten,  welche  unliebsame  Tatsachen  sammeln,  um  sie  gegen 
zahlungsfähige  Reiche  zu  verwerten.  Aber  grausam  sind  sie  nicht,  sie 
sehen  es  lieber,  daß  ihnen  ihre  Opfer  Schweigegelder  zahlen.  Sie  er- 
innern ein  wenig  an  amerikanische  Berufspolitiker,  welche  Gesetz- 
entwürfe einbringen,  nicht  damit  sie  vom  Parlamente  angenommen 
werden,  sondern  damit  die  Bedrohten  sie  ihnen  abkaufen.  Als  ihre 
Ebenbilder  aber  dürfen  amerikanische  und  französische  Erpresser  gelten, 
welche  amerikanische  Multimillionäre  bezüglich  französische  Finanz- 
männer wie  Stechfliegen  umsummen. 

Während  man  in  Athen  die  reichen  Klassen  unausgesetzt  schröpfte, 
schritt  man  in  anderen  Staaten  von  Zeit  zu  Zeit  zu  gewaltsamen 
sozialen  Revolutionen;  die  Schuldbriefe  werden  vernichtet  und  die 
Äcker  neuverteilt.  Aber  manchmal  wendet  sich  das  Blatt,  der  Amboß 
wird  zum  Hammer.  Wir  wollen  Aristoteles  das  Wort  geben.  „So  ward 
auch  in  Theben  nach  der  Schlacht  bei  Oenophyta  die  Demokratie 
wegen  der  schlechten  öffentlichen  Verwaltung  gestürzt,  ebenso  unterlag 
in  Megara  das  Volk  wegen  der  dort  herrschenden  Unordnung  und 
Anarchie.  Dasselbe  trat  in  Syrakus  vor  Gelons  Tyrannis  ein  und  auf 
Rhodos  vor  der  Verlegung  und  dem  Zusammenhang  der  drei  Städte 
in  eine"  (V,  2,  6).  „Als  in  Kos  schlechte  Demagogen  ihr  Wesen 
trieben,  ward  die  Demokratie  gestürzt,  denn  die  Vornehmen  traten  zu- 
sammen ...  So  ward  auch  in  Heraklea  gleich  nach  der  Gründung 
der  Kolonie  durch  die  Schuld  der  Demagogen  die  Demokratie  gestürzt, 
die  von  ihnen  fortwährend  gequälten  Vornehmen  gingen  in  die  Ver- 
bannung, sammelten  sich  hier,  kehrten  zurück  nnd  hoben  die  Demo- 
kratie auf.  Einen  ähnlichen  Untergang  der  Demokratie  finden  wir  in 
Megara.  Hier  vertrieben  die  Demagogen,  nach  Vermögenskonfiskationen 
lüstern,  viele  Vornehme,  bis  der  Verbannten  so  viele  wurden,  daß  sie 
zurückkehrten,  in  ordentlicher  Schlacht  das  Volk  besiegten  und  Oli- 
garchie einrichteten.  Dasselbe  Schicksal  erfuhr  die  Demokratie  in 
Kyme,  die  Thrasymachus  umstürzte,  und  so  wird  man  bei  näherer  Be- 
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trachtung  finden,  daß  in  fast  allen  anderen  Staaten  die  Umwälzungen  der 
Verfassungen  in  dieser  Weise  vor  sich  gingen.  Entweder  Dämlich  kränken 
die  Demagogen,  um  sich  beim  Volk  beliebt  zu  machen,  die  Vornehmen, 
indem  sie  ihr  Vermögen  durch  Konfiskation  oder  ihr  Einkommen 
durch  Abgaben  für  Staatslcistungen  erschöpfen,  und  treiben  sie  so  zum 
Aufstand,  oder  sie  verklagen  sie  beim  Volk,  um  die  Besitzungen  der 
Reichen  einziehen  zu  können"  (V,  4,  2  und  3). 

Hier  haben  wir  unzweideutige  Beispiele  jener  Methode  der 
sozialen  Demokratie,  die  wir  die  Methode  des  Geschenkes  genannt 
haben.  Der  Proletarier  lebt  vom  Staate,  das  heißt  zum  großen 
Teile  von  den  Steuern,  den  Liturgien  und  dem  konfiszierten  Ver- 
mögen der  Reichen;  er  empfängt  seine  Tagegelder  und  von  Zeit  zu 
Zeit  eine  Geldsumme.  Aristoteles  fühlt  sich  veranlaßt,  einige  gute 
Ratschläge  zu  erteilen,  ohne  die  üblichen  Verfahren  an  sich  zu  tadeln. 
„Die  heutigen  Demagogen  veranlassen",  so  heißt  es  VI,  3,  2,  „um  sich 
die  Gunst  des  Volkes  zu  erwerben,  viele  Vermögenskonfiskationen  durch 
die  Gerichte.  Diejenigen,  welchen  die  Erhaltung  der  Verfassung  am 
Herzen  liegt,  müssen  daher  diesem  Unwesen  dadurch  steuern,  daß  sie 
gesetzlich  bestimmen,  daß  das  Vermögen  der  Verurteilten,  oder  das  an 
den  Staatsschatz  zu  zahlende  Strafgeld  durchaus  nicht  unter  das  Volk 
verteilt,  sondern  für  religiöse  Zwecke  bestimmt  werde."  Auch  solle 
man,  wenn  man  die  Überschüsse  in  den  Staatskassen  verteilen  könne, 
so  lange  warten,  bis  sie  zu  einer  erklecklichen  Summe  angewachsen 
seien,  so  daß  die  auf  jeden  entfallende  Summe  zur  Erwerbung  eines 
Grundstücks,zur  Anlegung  eines  Handels,  oder  einer  Pachtwirtschaft 
hinreiche.  Wie  es  die  Demagogen  machten,  so  bekomme  das  Volk 
heute  das  Geld  und  sei  morgen  wieder  in  derselben  bedürftigen  Lage; 
„denn  diese  Art  von  Unterstützung  der  Armen  erinnert  an  das  bekannte 
durchlöcherte  Faß."  — 

Was  sie  geschaut,  haben  einige  Schriftsteller  in  Bildern  festgehalten, 
in  denen  die  Häßlichkeit  des  Gegenstandes  durch  Humor  und  Witz  er- 
träglich wird.  In  seinem  Symposion  läßt  Xenophon  den  Charmides 
also  sprechen:  „Ich  bin  mit  mir  zufrieden  wegen  meiner  Armut.  Als 
ich  reich  war,  mußte  ich  den  Verleumdern  den  Hof  machen,  da  ich 
wohl  wußte,  daß  ich  von  ihnen  mehr  Übles  empfangen  als  ihnen  zu- 
fügen könnte ;  der  Staat  verlangte  von  mir  immer  wieder  Geld ;  und  ich 
durfte  das  Land  nicht  verlassen.  Seitdem  ich  arm  bin,  habe  ich  an 
Ansehen  zugenommen ;  niemand  bedroht  mich,  ich  bedrohe  die  Anderen ; 
ich  kann  fortgehen  oder  bleiben.  Schon  erheben  sich  die  Reichen  von 
ihren  Sitzen  und  lassen  mir  den  Vortritt  Jetzt  bin  ich  ein  König, 
früher  war  ich  ein  Sklave;  ich  zahlte  der  Republik  einen  Tribut,  heute 
ernährt  sie  mich,  ich  befürchte  nicht  mehr  zu  verlieren,  ich  hoffe  zu 
erwerben."    So  ausgezeichnet  ist  dieses  Gemälde,  daß  es  auch  noch  Be- 
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achtung  verdient,  nachdem  es  durch  Montesquius  „Esprit  de  Lois"  all- 
gemein bekannt  geworden  ist.  Und  Lucian,  der  diese  Zustände  nicht 
selbst  erlebte,  läßt  nachempfindend  den  Hahn  dem  armen  Teufel  folgende 
Trostesworte  zurufen:  „Du,  als  ein  gemeiner  Bürger,  besuchst  die 
Volksversammlung  und  tyrannisierst  die  Reichen:  sie  hingegen  zittern 
und  fürchten  sich  vor  dir  und  suchen  dich  durch  Geschenke  aus  dem 
öffentlichen  Schatze  bei  guter  Laune  zu  erhalten.  Denn  daß  Du  Bäder, 
Kampfspiele  und  Schauspiele  zur  Genüge  habest,  dafür  lassest  Du  ganz 
s  i  e  sorgen :  Du  hingegen  sitzest  ihnen  immer  auf  dem  Nacken,  tadelst 
sie  aufs  strengste,  wenn  sie  Dir's  nicht  recht  machen  und  spielst,  mit 
einem  Worte,  den  Herrn,  würdigst  sie  oft  kaum  eines  guten  Wortes, 
oder  belohnst  sie  auch  wohl  gar,  wenn's  Dir  beliebt,  mit  einem  tüchtigen 
Hagel  von  Pflastersteinen  und  konfiszierst  ihr  Vermögen." 

Es  wäre  pedantisch,  wenn  ich  nun  noch  beweisen  wollte,  daß  auch 
die  zweite  Tendenz  der  sozialen  Demokatie,  die  Zerreißung  der  be- 
stehenden Organisationen,  in  den  griechischen  Demokratien  sich  geltend 
machte ;  denn  in  der  vorangehenden  Darstellung  ist  es  genügend  hervor- 
getreten. Aber  anführen  darf  ich,  daß  Aristoteles  in  der  extremen 
Demokratie  Weiberregiment  und  schlaffe  Zucht  der  Sklaven  gedeihen 
sieht  (V,  9,  6);  Plutarch  ist  entzürnt,  daß  geschmacklose,  ungebildete 
Menschen  die  Kampfrichter  verhöhnen,  die  Korregen  schmähen  und 
der  Strategen  spotten,1)  und  Isokrates  klagt,  daß  „nur  allzuoft  die 
Demokratie  in  Zuchtlosigkeit,  die  Freiheit  in  Gesetzlosigkeit,  die  Gleich- 
heit vor  dem  Gesetze  in  rücksichtslose  Frechheit  gesetzt  werde."2)  Und 
Plato  hat  jene  früher  berührte  Verkrüppelung  der  Seele,  welche  sich 
unter  der  Tünche  de*  Freiheit  einzustellen  pflegt,  mit  ernstem  Sinne, 
aber  humoristisch  geschildert.  „Der  Vater",  heißt  es  im  Staate,8)  „hat 
sich  gewöhnt,  dem  Knaben  ähnlich  zu  werden,  und  sich  also  vor  den 
erwachsenen  Söhnen  zu  fürchten,  und  ein  Sohn  dem  Vater,  also  die 
Eltern  weder  zu  scheuen,  noch  vor  ihnen  bange  zu  sein,  damit  er 
nämlich  recht  frei  sei;  ebenso  ein  Hintersasse  dem  Bürger  und  der 
Bürger  dem  Hintersassen  sich  gleichzustellen,  und  der  Fremde  ebenso  . . . 
Der  Lehrer  zittert  vor  seinen  Zuhörern  und  schmeichelt  ihnen ;  die  Zu- 
hörer aber  machen  sich  nichts  aus  dem  Lehrer  .  .  .  Und  überhaupt 
stellen  sich  die  jüngeren  den  älteren  gleich  und  treten  mit  ihnen  in 
die  Schranken  in  Wort  und  Taten;  die  Alten  aber  setzen  sich 
unter  die  Jugend  und  suchen  es  ihr  gleich  zu  tun  an  Fülle  des  Witzes 
und  lustiger  Einfälle,  damit  es  nämlich  nicht  das  Ansehen  gewinne, 
als  seien  sie  mürrsich  oder  herrschsüchtig  .  .  .  Wie  groß  aber  zwischen 
Frauen  und  Männern  die  Rechtsgleichheit  wird,  das  hätten  wir  beinahe 

x)  Zitiert  bei  Burckhardt  I  273. 

2)  Schömann-Lipsius  I  569. 

3)  Staat,  VIII  563  f.,  558  f.  Kirchmann. 
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zu  erwähnen  vergessen  .  .  .  Wieviel  freier  die  dem  Menschen  unter- 
worfenen Tiere  hier  sind,  als  anderwärts,  glaubt  niemand,  der  <•*■>  nicht 
gesehen  hat  Denn  die  Hunde  sind  schon  offenbar  nach  dem  Sprich- 
wort wie  junge  Fräulein;  und  Pferde  und  Esel  sind  gewöhnt,  ganz  frei 
und  vornehm  immer  geradeaus  zu  gehen,  wenn  sie  Einem  auf  der  Straße 
begegnen,  der  ihnen  nicht  aus  dem  Wege  geht  .  .  ."  (Hierdurch  werde 
die  Seele  der  Bürger  so  empfindlich)  „daß,  wenn  ihnen  Einer  auch  noch 
so  wenig  Zwang  auflegen  will,  sie  gleich  unwillig  werden  .  .  .  Und 
zuletzt  weißt  Du  ja,  daß  sie  sich  auch  um  die  Gesetze  gar  nicht 
kümmern  .  .  .  damit  auf  keine  Weise  irgend  jemand  ihr  Herr  sei  .  .  . 
Oder  hast  Du  noch  nicht  gesehen,  daß  in  einem  solchen  Staate  Menschen, 
wenn  sie  zum  Tode  verurteilt  oder  verwiesen  sind,  nichtsdestoweniger 
bleiben  und  mitten  unter  den  anderen  umhergehen  ? i)  Und  die  Nach- 
sicht dieses  Staates,  der  so  gar  nichts  weiß  von  irgendeiner  Kleinigkeits- 
krämerei, .  .  .  nichts  danach  fragt,  von  was  für  Bestrebungen  und  Ge- 
schäften Einer  herkomme,  der  an  die  Staatsgeschäfte  geht,  sondern  ihn 
schon  in  Ehren  hält,  wenn  er  nur  versichert,  er  meine  es  gut  mit  dem 
Volke  1"  Sind  diese  Worte  nicht  Belege,  daß  in  der  griechischen  Demo- 
kratie „the  fatalism  of  the  multitude"  sich  ebenso  geltend  machte, 
wie  in  der  amerikanischen?  „Ein  jeder  ist  ein  halber  Mensch,  er 
fürchtet  sich  vor  seinen  Mitbürgern,  die  Aufmerksamkeit  eines  Jeden 
ist  auf  die  Meinung   eines  Anderen,  nicht  auf  die  Wahrheit   gerichtet" 

Es  tritt  nun  aber  auch  ein  Unterschied  zwischen  der  griechischen  und 
modernen  Demokratie  hervor,  auf  den  wir  im  vorhergehenden  Kapitel 
nur  hinweisen  konnten.  Die  politische  Demokratie  geht  in  Griechen- 
land, wenn  nicht  fremde  Staaten  eingreifen,  aus  sozialen  Bewegungen 
hervor,  während  sie  in  neuerer  Zeit  überwiegend  aus  politischen  Ur- 
sachen entsteht,  wie  wir  früher  bewiesen  zu  haben  glauben.  Politischen 
Ursprungs  sind  die  antiken  Demokratien  durchgängig  nur  dann,  wenn 
diese  Verfassung  den  überwundenen  Oligarchien  von  siegreichen 
Demokratien  aufgezwungen  wird,  wie  das  Athen  nicht  gerade  selten 
getan  hat.  — 

Die  Klassenkämpfe  haben  Griechenland  der  Verarmung  entgegen- 
geführt, die  seelischen  Kräfte  des  wirtschaftlichen  Lebens  zerstört,  an 
dem  politischen  Untergang  des  griechischen  Staates  mitgearbeitet;  sie 
sind  auch  die  erste  Ursache  der  Entvölkerung  des  Landes. 

Treffend  hebt  in  einer  Besprechung  des  Pöhlmannschen  Werkes 
Bernatzik  hervor,  die  griechische  soziale  Entwickelung  beweise,  „daß 
die  Lösung   der    sozialen   Frage   durch   den  Klassenkampf  allein   nicht 


J)  Eine  Parallele!  „Homicide  is  hardly  a  crime  in  some  parts  of  the  South  —  a 
man  who  kills  another  is  not  always  arrested,  often  not  convicted  when  arrested  and 
put  on  his  trial,  very  rarely  hanged  when  convicted."     Bryce  II  566. 
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möglich  sei."  Und:  „Aus  der  griechischen  Geschichte  kann  man  einen 
Beleg  für  die  Richtigkeit  der  Prophezeiung  des  kommunistischen  Mani- 
festes, daß  das  Proletariat  im  Besitze  der  Staatsgewalt  die  Klassen- 
unterschiede aufheben  und  die  allgemeine  Gleichheit  herstellen  werde, 
jedenfalls  nicht  ableiten."  *) 

Wie  aber  ist  es  zu  erklären,  daß  bisher  keine  moderne  Demokratie 
einen  der  athenischen  gleichen  sozialen  Niedergang,  keine  so  völlige 
sittliche  Auflösung,  ausgenommen  in  Zeiten  der  Revolution,  gezeigt 
hat?  Nur  in  städtischen  Verwaltungen,  in  denen  die  Sozialdemokratie 
zur  Herrschaft  gelangt  ist,  begegnen  wir  den  Vorboten  ähnlicher  Zu- 
stände. 

Es  soll  im  dritten  Buche  der  tiefere  Grund  dieser  Erscheinung 
dargelegt  werden. 

Neuntes  Kapitel. 

Die  Hansestädte,  Andorra,  San  Marino. 

Weshalb  wir  in  den  vorhergehenden  Kapiteln  niemals  einen  ver- 
gleichenden Blick  auf  die  englischen  Besitzungen  in  Nordamerika,  Süd- 
afrika und  Australien  geworfen  haben?  Weil  sie  Demokratien  im 
strengen  Sinne  nicht  sind,  sie  gehören  einem  Staatswesen  2)  an,  dessen 
Fürsten  die  Verfassung,  wie  die  Jahre  1901  bis  19 10  dargetan  haben, 
weit  mehr  Macht  beläßt,  als  man  bis  dahin  angenommen  hatte,  voraus- 
gesetzt, daß  sie  politisch  begabt  sind;  dazu  ein  Staatswesen,  dessen 
nicht  aus  allgemeinen  Wahlen  hervorgehendes  Oberhaus  sich  als 
kräftiger  und  unabhängiger  gesetzgebender  Faktor  zu  erweisen  wieder- 
holt den  Mut  gehabt  hat,  ein  Oberhaus,  dessen  Schicksal  augenblick- 
lich beschlossen  zu  sein  scheint,  dessen  weitere  Zukunft  aber  noch  von 
anderen  Mächten   abhängt   als  von   dem   Begehren   radikaler   Parteien. 

Aber  es  gibt  zahlreiche  Staatswesen  in  Amerika,  die  allgemein  zu 
den  Demokratien  gerechnet  werden!  Allerdings,  aber  ihre  Erfahrungen 
zu  verwerten,  hätte  als  der  gehässige  Akt  eines  Feindes  der  Demokratie 
angesehen  werden  können.  Da  wir  aber  nicht  als  Feind  der  Demo- 
kratie ihr  Wesen  objektiv  zu  erkennen  suchen,  haben  wir  jene  Staaten 
nicht  in  unsere  Betrachtung  einbezogen.  Die  besten  gemahnen  an  die 
europäischen  im  Zeitalter  des  aufgeklärten  Absolutismus,  die  schlechte- 
sten zerfleischen    sich    in    fast    unaufhörlichen   Bürgerkriegen,   in    allen 


*)  Schmollers  Jahrbuch   1902,  S.  365  f. 

2)  Die  staatsrechtlichen  Beziehungen  des  Mutterlandes  zu  den  Kolonien  darzustellen, 
ist  nicht  Aufgabe  einer  politischen  Untersuchung.  Vgl.  darüber  Jellinek,  Allgemeine 
Staatslehre,  S.  447,  637  f.,  687. 
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aber  gibt  es  weder  Parteien  im  europäischen  Sinne  noch  eine  die   < , 
schicke  des  Lindd  lenkende  Ausübung  des  allgemeinen  Stimmrechtes. 

Zwar  wären  wir  berechtigt  gewesen,  ihre  Erfahrungen  zu  benutzen* 
Denn  wenn  die  Demokratie,  wie  die  demokratische  Theorie  lautet,  die 
„einzige  dem  Wesen  des  Menschen  entsprechende  Staatsform"  ist,  wenn 
„die  Anteilnahme  an  der  Staatsgewalt  ein  allgemeines  aus  der  mensch- 
lichen Natur  fließendes  Recht"  ist,  dann  müssen  ihre  Wirkungen  in 
allen  Gesellschaftszuständen  zu  ihrer  Beurteilung  verwandt  werden 
dürfen. 

Es  gibt  in  der  Gegenwart  einige  republikanische  Staaten,  deren 
Übergehung  nicht  mit  so  wenigen  Worten  begründet  werden  kann. 
Sie  stammen  aus  dem  Mittelalter  und  haben  sogar  die  erst  in  der 
Neuzeit  entstandene  Republik  der  Niederlande  überdauert,  die  übrigens 
keine  Demokratie,  sondern  ein  Bund  von  Landschaften  gewesen  ist. 
Es  sind  die  Hansestädte,  mit  San  Marino  die  letzten  Überbleibsel  jener 
zahlreichen  Städterepubliken  des  Mittelalters,  die  sich  in  der  Schweiz 
fast  alle  in  pseudo-repräsentative  Demokratien  verwandelt  haben  und 
damit  den  ebenfalls  aus  dem  Mittelalter  stammenden  Bauerndemokratien 
ähnlich  geworden  sind.     Eine  besondere  Stellung   nimmt  Andorra   ein. 

Die  meisten  mittelalterlichen  Städterepubliken  waren  völkerrechtlich 
nicht  unabhängig,  wie  es  die  Schweiz,  Frankreich  und  die  Union  sind 
und  Athen  bis  zur  makedonischen  Eroberung  war.  Ihre  Souveränität 
war  nicht  etwa  durch  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Bundesstaate  be- 
schränkt, wie  diejenige  der  Einzelstaaten  der  Schweiz  und  der  Union; 
sie  unterstanden  der  tatsächlichen  oder  nominellen  Herrschaft  eines 
Fürsten.  Wo  sich  die  städtischen  Demokratien  des  Mittelalters  zu 
einem  Bunde  vereinigten,  waren  sie  in  Italien,  wie  im  Altertum,  zu 
einer  länger  dauernden  Vereinigung  wenig  fähig ;  Kampf  und  Eroberung 
sagten  ihrem  Wesen  mehr  zu,  während  die  Städtebündnisse  Deutschlands 
wie  die  demokratischen  Bundesstaaten  der  Neuzeit  beweisen,  daß  die 
germanischen  Völker  eine  größere  staatenbildende  Kraft  besitzen. 

In  ihrer  staatsrechtlichen  Struktur  glichen  sie  mehr  den  griechischen 
als  den  modernen  Republiken.  Denn  sie  umschlossen  Schichten  von 
Personen,  die,  obwohl  sie  zu  den  städtischen  Lasten  herangezogen 
wurden,  doch  nicht  die  politischen  Bürgerrechte  besaßen.  Auch  waren 
die  Städte  nicht  selten  Grundherren  über  unfreie,  auf  dem  Lande 
wohnende  Leute. 

In  einem  sehr  wichtigen  Punkte  unterscheiden  sie  sich  aber  sowohl 
von  den  griechischen  wie  den  modernen  Demokratien:  sie  kennen  das 
individuelle  Stimmrecht  nicht.  Dem  Mittelalter  sind  Vertreter  der 
Bürger  unbekannt,  es  kennt  nur  Vertreter  von  Körperschaften.  Die 
Interessen  der  Körperschaften,  der  Gilden  und  Zünfte,  vertritt  im  Stadt- 
rat der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  eine  im  voraus  festgesetzte  An- 
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zahl  von  Mitgliedern,  der  Mensch  als  Individuum  hatte  noch  keine 
politische  Existenz.  Auch  gab  es  noch  kein  gleiches  Stimmrecht,  selbst 
für  die  Körperschaften  nicht.  Denn  selbst  wenn  zwei  Zünfte  die 
gleiche  Zahl  von  Vertretern  stellten,  so  wies  doch  in  den  besseren 
Zeiten  der  freien  Zulassung  zum  Handwerke  nicht  jede  Zunft  die  gleiche 
Zahl  von  Handwerkern  auf.  Zweitens  hatte  nicht  jede  Zunft  gleiche 
politische  Rechte.  Drittens  konnte  der  Kampf  der  Zünfte  gegen  die 
Geschlechter  um  eine  gerechte  Vertretung  im  Rate  nicht  auf  Grund 
arithmetischer  Berechnungen  beendet  werden. 

Diese  Verfassung  geriet  ins  Wanken,  als  die  mittelalterlichen 
Körperschaften  engherzige  Küken  wurden.  Der  absolute  Staat  räumte 
hier  gründlicher,  dort  zurückhaltender  mit  ihnen  auf.  Den  letzten  Stoß 
versetzte  ihnen  die  französische  Revolution. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  War  in  Frankreich  der 
Widerwille  gegen  alle  Arten  von  Verbänden  zwischen  Staat  und  In- 
dividuum so  groß,  daß  von  den  Besten,  von  Turgot  bis  Rousseau,  der 
Grundsatz  anerkannt  wurde:  nur  das  allgemeine  Interesse  dürfe 
herrschen  und  das  Einzelinteresse ;  das  Interesse  der  Körperschaften  schien 
dem  Gemeinwohl  schädlich  zu  sein.  Gegen  Ende  der  ersten  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts  hatte  Montesquien  den  politischen  Wert  der  „pouvoirs 
intermediaires"  dargelegt;  Rousseau  dagegen  bekämpfte  im  Jahre  1762 
die  „societes  partielles".  Das  isolierte  Individuum  soll  bei  den  Wahlen 
seinen  Willen  kund  tun:  „que  les  citoyens  deliberent  sans  aucune 
communication  entre  eux." 

Wie  dann  während  der  französischen  Revolution  das  allgemeine 
Stimmrecht  verkündet,  hierauf  die  Ausführung  der  Verfassung  von  1793 
verschoben  wurde,  erst  die  vorläufige  Regierung  der  zweiten  Republik 
es  zur  Wirklichkeit  machte  und  das  Gesetz  vom  31.  Mai  1850  viele 
Beschränkungen  schuf,  die  Napoleon  III.  wieder  aufhob,  das  ist  früher 
dargestellt  worden.  Die  macchiavellistische  Weise,  mit  der  er  es  lange 
sich  ungefährlich  zu  machen  wußte,  hat  wahrscheinlich  die  Befürchtungen 
der  Staatsmänner  zerstreut;  in  der  zweiten  Hälfte  der  sechziger  Jahre 
geht  der  norddeutsche  Bund  zum  allgemeinen  gleichen  Wahlrechte 
über,  und  in  England  wird  das  seit  1832  bestehende  Wahlrecht  er- 
weitert. In  den  heutigen  drei  großen  Republiken  ist  im  Anfange  der 
fünfziger  Jahre  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  fest  eingebürgert;  in 
der  Schweiz  und  der  Union  zwanzig,  dreißig  Jahre  früher. 

So  gelangen  wir  wieder  zu  der  Überzeugung,  daß  es  das  natur- 
rechtliche Prinzip  des  allgemeinen,  gleichen  Wahlrechtes  ist,  welches 
die  moderne  Demokratie  sowohl  von  den  demokratischen  Bildungen 
des  Altertums,  wie  von  den  wirklichen  und  sogenannten  Demokratien 
des  Mittelalters  unterscheidet :  im  Mittelalter  das  Recht  der  Korporation, 
im  Altertum  das  persönliche  positive  Recht  des  Bürgers. 
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1  >ic  ,<■  Erörterungen  schlichen  aber  nicht  nur  unsere  Betrachtungen 
ab,  sie  dienen  auch  zur  richtigen  Beurteilung  der  Staatswesen,  welche 
wir  jetzt   ins   Auge   fassen   wollen. 

In  Hamburg  ist  die  Staatsgewalt  zwischen  Senat  und  Bürgerschaft 
geteilt;  der  aus  iS  Mitgliedern  bestehende  Senat  wird  von  der  Burger- 
schaft auf  Lebenszeit  gewählt;  7  von  ihnen  sollen  Kaufleute  sein, 
9  eine  juristische  Bildung  haben.  Die  auf  6  Jahre  gewählte  Bürger- 
schaft hat  drei  Bestandteile:  -So  Mitglieder  gehen  aus  allgemeinen 
Wahlen  hervor,  40  werden  von  den  Grundbesitzern  der  Stadt,  40  von 
den  Notabein  (gegenwärtigen  oder  ehemaligen  Mitgliedern  des  Senates, 
der  Bürgerschaft,  der  Behörden,  der  Kammern)  gewählt  In  Bremen 
besteht  die  Bürgerschaft  aus  150  auf  6  Jahre  gewählten  Mitgliedern. 
Die  akademisch  gebildeten  Bürger  (der  Gelehrtenstand)  wählt  14  Mit- 
glieder, der  Kaufmannskonvent  40,  der  Gewerbekonvent  20,  die  übrigen 
in  Bremen  wohnenden  Bürger  52,  die  Bürger  in  Vegesack  4,  die  in 
Bremerhafen  8,  die  auf  dem  Lande  wohnenden  Bürger,  soweit  sie  zur 
Landwirtschaftskammer  wahlberechtigt  sind,  8,  die  übrigen  Landbe- 
wohner 4.  Konvent  und  Senat  wählen  16  Senatsmitglieder  auf  Lebens- 
zeit; 10  müssen  Juristen,  3  Kaufleute  sein.  In  Lübeck  sind  die  seit 
4  Jahren  im  Gebiete  des  Staates  ansässigen  Bürger,  welche  Einkommen- 
steuer gezahlt  haben,  wahlberechtigt;  sie  werden  in  Höherbesteuerte 
und  Minderbesteuerte  eingeteilt.  Diese  wählen  in  der  Stadt  Lübeck 
selbst  12,  im  Landgebiet  und  Travemünde  3;  jene  90  bezüglich  15  Ver- 
treter in  die  aus  120  Repräsentanten  sich  zusammensetzende  Bürger- 
schaft. Der  aus  14  Mitgliedern  bestehende  Senat  wird  auf  Lebenszeit 
gewählt;  mindestens  8  sollen  gelehrten  Standes,   5   Kaufleute  sein. 

Diese  Verfassungen  entbehren  nicht  eines  großen  wissenschaftlichen 
Reizes,  sie  sind  offenbar  Fortbildungen  mittelalterlicher  Verfassungen, 
sie  mögen  in  der  Zukunft,  wenn  der  heute  mächtig  sich  durchsetzende 
Drang  aller  Stände,  sich  berufsgenossenschaftlich  zu  organisieren,  einen 
Abschluß  gefunden  haben  wird,  Vorbilder  zukünftiger  Verfassungen 
werden.  Aber  moderne  Demokratien  sind  die  Hansestädte  nicht, 
weshalb  es  gerechtfertigt  war,  von  ihnen  abzusehen,  zudem  sie  Teile 
eines  Bundes  von  Staaten  mit  monarchischer  Spitze  bilden,  deren  Mehr- 
zahl aus  Monarchien  besteht. 

Ob  wir  Andorra  zu  den  Demokratien  rechnen  dürfen,  wird  leichter 
zu  entscheiden  sein,  wenn  wir  einen  kurzen  Blick  auf  seine  Geschichte 
geworfen  haben  werden. 

Nach  Eroberung  der  spanischen  Mark  machte  Ludwig  der  Fromme 
im  Jahre  820  den  Bischof  von  Urgel  zum  Herrn  von  Andorra,  einem 
im  Süden  der  Pyrenäen  gelegenen  Gebiete.  Der  Bischof  geriet  jedoch 
in  die  lehnsrechtliche  Abhängigkeit  vom  Grafen  von  Barzelona,  einem 
Vasallen  des  Königs  von  Arragonien,  das  bekanntlich  zusammen  mit 
Hasbach,  Die  modirne  Demokratie.    2.  Auflage.  27 
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Kastilien  den  Kern  der  heutigen  spanischen  Monarchie  bildet.  Die 
Bischöfe  belehnten  mit  ihrer  Herrschaft  die  Herren  von  Caboets,  durch 
welche  sie  an  die  Vicomtes  de  Castelbon,  von  diesen  an  die  Grafen 
von  Foix  und  durch  sie  zur  Zeit  Heinrich  IV.  an  die  Krone  von  Frank- 
reich überging.  Da  den  mächtigen  Fürsten  der  bescheidene  Bischof 
nicht  zur  Huldigung  aufforderte,  erschienen  sie  als  gleichberechtigte 
Herrn.  Diese  Auffassung  wurde  dadurch  verstärkt,  daß  ein  Streit 
zwischen  den  beiden  Berechtigten  im  Jahre  1278  so  entschieden  wurde, 
daß  sowohl  der  Bischof  wie  der  Graf  von  Foix  jährlich  4000  Sols  er- 
halten sollten.  Diese  Summe  wurde  an  Frankreich  bis  1793  gezahlt. 
In  diesem  Jahre  weigerte  sich  die  französische  Regierung,  einen  Tribut 
in  Empfang  zu  nehmen,  dem  der  Makel  lehnsrechtlichen  Ursprungs 
anklebe.  Über  diese  Entscheidung  waren  die  Andorraner  sehr  bestürzt, 
weil  sie  glaubten,  daß  Spanien  ihre  Unabhängigkeit  nur  so  lange  an- 
erkennen würde,  als  Frankreich  eine  Mitherrschaft  besäße.  Deshalb 
baten  sie  Napoleon  I.  dringend,  das  alte  Verhältnis  wiederherzustellen. 
Der  Kaiser,  der  eine  geheime  Liebe  zu  den  kleinen  alten  Republiken 
gehabt  zu  haben  scheint,  gewährte  die  Bitte,  jedoch  nur  unter  der  Be- 
dingung, daß  in  Zukunft  ein  höherer  Tribut  an  Frankreich  als  an  den 
Bischof  gezahlt  würde;  seit  dieser  Zeit  empfängt  Frankreich  jährlich  960, 
der  Bischof  von  Urgel  460  Franken.  Frankreichs  Verhältnis  zur 
Republik  wurde  durch  das  Dekret  vom  27.  März  1806  geregelt. 

Heute,  wo  der  Feudalismus  auch  auf  der  pyrenäischen  Halbinsel 
längst  tot  ist,  ernennt  Spanien  einen  Vizekönig,  dessen  Funktionen  von 
dem  Militärgouverneur  von  Urgel  ausgeübt  werden,  Frankreich  und  der 
Bischof  ernennen  je  einen  Vogt  (viguier),  Frankreich  auf  unbestimmte 
Zeit,  der  Bischof  von  Urgel  auf  drei  Jahre.  Die  Viguiers  sind  die 
Befehlshaber  der  Milizen,  sie  sind  auch  die  Strafrichter.  Der  Gerichtshof 
wird  jedoch  nicht  nur  von  ihnen,  sondern  auch  von  drei  anderen  Per- 
sonen gebildet.  Die  erste,  als  Beisitzer  amtende  Person,  ist  der  Berufungs- 
richter in  Zivilsachen ;  er  wird  auf  Lebenszeit  abwechselnd  von  Frank- 
reich und  dem  Bischof  ernannt.  Die  zweite  und  dritte  sind  zwei  Ab- 
geordnete der  Bevölkerung,  die  den  Angeklagten  verteidigen  und 
darüber  wachen,  daß  die  alten  Gebräuche  des  Tales  beobachtet  werden. 
Andorra  ist  nämlich  so  glücklich,  kein  geschriebenes  Gesetz  zu  besitzen, 
so  daß  neben  dem  Herkommen  Gewissen  und  Rechtsgefühl  Quellen  des 
Rechtes  sind.  Wie  das  Verfahren  jn  privatrechtlichen  Streitigkeiten  ist, 
werden  wir  sehen,  nachdem  wir  einen  Blick  auf  die  Volksversammlung 
geworfen  haben. 

Schon  im  Jahre  1419  hatten  die  Andorraner  den  Bischof  um  die 
Erlaubnis  gebeten,  einen  Rat  zur  besseren  Verwaltung  ihrer  Angelegen- 
heiten bilden  zu  dürfen.  Er  besteht  bis  auf  den  heutigen  Tag  und 
setzt  sich  zusammen  aus  je  zwei  Vorständen  und  je  zwei  Abgeordneten 
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thi  sechs  Ki"  h  ipiele,  die  jedoch  nicht  von  allen  erwachsenen  Mannern, 
sondern    nur   von   den    Familienvätern    gewählt   werden.     Diese    aus 

vierundzwanzig  Mitgliedern  bestehende  Versammlung  hat  vier  Aufgaben 

zu  erfüllen.    Ober  alle  Verwaltungsangelegenheiten  faßt  sie  Beschlüsse, 

die  jedoch  von  den  Vögten  bestätigt  werden  müssen;  sie  entsendet 
die  vorher  gen. muten  Abgeordneten  in  den  Gerichtshof;  sie  stellt  alle 
Beamten  an,  deren  Stellen  nicht  von  den  Vögten  besetzt  werden ;  sie 
unterbreitet  den  Vögten  eine  Liste  von  Kandidaten  für  das  Amt  der 
Friedensrichter,  aus  der  jeder  Vogt  einen  Friedensrichter  wählt  Diese 
führen  die  Voruntersuchung  in  Strafsachen,  verhängen  Bußen  und 
entscheiden  die  Zivilprozesse  in  erster  Instanz.  Die  zweite  Instanz  bildet 
der  vorher  erwähnte  Berufungsrichter.  Auch  der  vorher  besprochene 
Gerichtshof  für  Strafsachen  scheint  in  Zivilsachen  eine  Funktion,  jedoch 
nur  eine  schiedsrichterliche,  auszuüben.  Ein  höchster  Appell  ist  an 
den  Bischof  und  den  Präsidenten    der  französischen  Republik   zulässig. 

Jede  der  6  Pfarreien  hat  einen  Kirchspielrat,  der  gebildet  wird 
aus  je  zwei  Kirchspielvorständen,  die  schon  erwähnt  wurden,  und 
je  12  Kirchspielräten,  die  gleichfalls  von  den  Familienvätern  gewählt 
werden. 

Diese  Skizze  beweist  hinreichend,  wie  wenig  Andorra  es  verdient, 
zu  den  Republiken  oder  gar  zu  den  Demokratien  gezählt  zu  werden. x) 

Andorra  verdankt  sein  Weiterbestehen  vielleicht  Napoleon  I.  Gewiß 
ist  es,  daß  die  an  den  östlichen  Abhängen  der  Appenninen,  westlich 
von  Rimini,  gelegene  Republik  San  Marino  längst  aus  der  Reihe  der 
Staaten  gestrichen  wäre,  wenn  ihr  Napoleon  nicht  ein  uneigennütziges 
Wohlwollen  zugewandt  hätte.  Freiwillig  machte  er  beim  Umstürze 
der  italienischen  Staaten  vor  ihr  Halt.  Sie  war  aus  einer  an  ein  Kloster 
angelehnten  Absiedlung  entstanden,  die  sich  seit  dem  10.  Jahrhundert 
allmählich  zu  einem  kleinen  Gemeinwesen  ausgeweitet  hatte. 

Die  Politik  des  Oheims  setzt  der  Neffe  fort  Er  gab  sich  die 
größte  Mühe,  um  die  uralte  Republik  vor  der  italienischen  Einheits- 
bewegung zu  schützen. 

Von  Andorra  unterscheidet  sich  San  Marino  dadurch,  daß  es  viel- 
fach als  souveräner  Staat  gilt,  obwohl  es  seit  den  Konventionen  von 
1862  und  1872  unter  dem  Schutze  des  Königreiches  Italien  steht 
Aber  einen  Anspruch  darauf,  als  moderne  Demokratie  betrachtet  zu 
werden,  hat  es  ebensowenig,  wie  das  kleine  Gemeinwesen  der  pyre- 
näischen  Halbinsel.  Die  höchste  Gewalt  wird  von  dem  aus  60  Mit- 
gliedern    bestehenden     großen     Rate     ausgeübt,     welche     mindestens 


*)  Die  obige  Darstellung  fußt  auf  einer  größeren  Zahl  von  Schriften.  Am  meisten 
verdanke  ich  Aviles  Arnau  I.,  El  Pallas  y  Andorra,  Barcelona,  1893,  und  Blade  I.  T., 
Etudes  geographiques  sur  la  Vallee  d'Andorre,  1875. 
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25  Jahre  alt  sein  müssen  und  dem  geistlichen  Stande  nicht  angehören 
dürfen. 

Die  Zahl  sechszig  ist  seit  dem  13.  Jahrhundert  nicht  verändert 
worden.  Ein  Drittel  besteht  verfassungsmäßig  aus  Edelleuten,  das  zweite 
Drittel  aus  Bürgern,  das  letzte  aus  bäuerlichen  Eigentümern.  Der 
mittelalterliche  Charakter  dieses  Staatswesens  prägt  sich  deutlich  in 
dieser  Zuweisung  einer  bestimmten  Zahl  von  Abgeordneten  an  die 
drei  Stände  aus.  Der  große  Rat  wählt  den  kleinen  Rat  der  Zwölf  aus 
seiner  Mitte ;  auch  diese  müssen  verfassungsmäßig  über  die  drei  Stände 
in  gleicher  Stärke  verteilt  werden.  Es  ist  die  verwaltende  Behörde. 
Jährlich  scheiden  zwei  Drittel  aus.  An  der  Spitze  der  Republik  stehen 
zwei  Regierungshauptleute,  von  denen  der  eine  verfassungsmäßig  ein 
Edelmann,  der  andere  ein  Bürger  oder  Bauer  sein  muß  5  auch  sie  werden 
vom  Großen  Rate,  und  zwar  auf  6  Monate,  gewählt.  Eine  sehr  be- 
merkenswerte verfassungsmäßige  Bestimmung  betrifft  die  Richter:  diese, 
drei  Doktoren  der  Rechte,  müssen  Ausländer  sein,  sie  können  einmal 
wiedergewählt  werden. 

Die  60  Mitglieder  des  großen  Rates  gingen  aus  60  aristokratischen, 
bürgerlichen,  bäuerlichen  Familien  hervor,  in  denen  die  Würde  erblich 
war.  Wenn  eine  Familie  ausstarb,  wurde  eine  andere  Familie  gewählt. 
Ursprünglich  waren  die  Mitglieder  auf  Lebenszeit  von  den  Familien- 
häuptern gewählt  worden,  dann  war  die  Wahl  Jahrhunderte  lang  ein- 
geschlafen, und  es  war  eine  erbliche  Aristokratie  entstanden,  die  sich 
beim  Aussterben  einer  Familie  durch  Kooptation  ergänzte.  Sie  konnte 
sich  wahrscheinlich  deshalb  so  lange  erhalten,  weil  sie  alle  Stände  um- 
faßte. Seit  dem  Jahre  1906  wird  der  große  Rat  alle  drei  Jahre  von 
den  Familienhäuptern  gewählt.  *) 

Es  kann  also  San  Marino  ebensowenig  wie  Andorra  und  die  Hanse- 
städte zu  den  modernen  Demokratien  gezählt  werden. 


Zehntes  Kapitel. 

Katholische  Kirche  und  Demokratie. 

Am  Ende  der  „Kritik  der  reinen  Vernunft"  steht  ein  kurzes  Kapitel 
mit  der  Überschrift  „Die  Geschichte  der  reinen  Vernunft".  Sein  An- 
fang lautet :  „Dieser  Titel  steht  nur  hier,  um  eine  Stelle  zu  bezeichnen, 
die  im  System  übrig  bleibt  und  künftig  ausgefüllt  werden  muß'". 

Hinter  dem  Schilde  dieses   großen  Vorbildes  wage   ich   es,   einige 


l)  Die  über  San  Marino  von  Historikern,  Archäologen,  Kunsthistorikern,  Turisten  usw. 
verfaßte  Literatur  hat  durchgängig  einen  noch  geringeren  politischen  Wert,  als  diejenige 
über  Andorra. 
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Andeutungen  über  katholische  Kirche  und  Demokratie  niederzuschreiben, 
um  auf  die  „Lücke  im  Systeme"  aufmerksam  zu  maehen.  Vielleicht  wird 
sie  einmal  ein  katholischer  Theolog,  der  zugleich  ein  Politiker  ist,  in 
alle  Ansprüche   befriedigender  Weise  ausfüllen. 

Ein  Umweg  über  die  Meinungen  hervorragender  katholischer  Theo- 
logen und  Politiker  wirci  die  geradeste  Straße  zum  Ziel  bilden :  zur 
Darstellung  des  Verhältnisses  von  katholischer  Kirche  zur  Demokratie 
das,  wie  wir  häufig  hören,  durchaus  sympathisch  sei  und  auf  innerer 
Übereinstimmung  beruhe. 

Niemand  wird  sich  darüber  täuschen,  was  nicht  der  Inhalt  dieses 
Kapitels  sein  kann.  Sein  Titel  lautet  nicht  „Katholizismus  und  Demo- 
kratie" oder  gar  „Christentum  und  Demokratie";  es  wird  nicht  beab- 
sichtigt, zu  den  vielen  Versuchen  einen  neuen  hinzuzufügen,  aus  den 
sittlichen  Ideen  des  Neuen  Testamentes  die  rechtliche  und  politische 
Freiheit,  Gleichheit  und  Brüderlichkeit  zu  erweisen,  Staatsverfassungen 
und  Gesellschaftsordnungen  abzuleiten  und  politische  Prinzipien  wie 
Programme  zu  extrahieren. 


Katholische  Politiker  und  Demokratie. 

Augustinus  hatte  den  Staat  als  eine  Folge  der  Sünde  hingestellt; 
Gregor  VIL  läßt  ihn,  worin  ihm  Innocenz  III.  und  Innocenz  IV.  bei- 
pflichten, aus  Mord  und  Gewalttat  entstehen.  Dadurch  wurde  die 
Erhabenheit  der  von  Gott  gestifteten  Kirche  über  den  Staat  und  die 
überragende  Stellung  des  Stellvertreters  Gottes  über  den  Erwählten 
des  Verbrechens  auch,  dem  niedrigsten  Verstände  deutlich  gemacht 
Freilich  gab  es  einen  Weg  zum  Heile.  Wenn  der  Fürst  seine  unreine 
Gewalt  der  Kirche  übertrug,  dann  konnte  sie  entsühnt  werden.  Als 
die  Lehre  von  der  Volkssouveränetät  und  dem  Staatsvertrage  ausgebildet 
war,  wurde  sie  von  katholischen  Politikern  zu  demselben  Zwecke  ver- 
wertet. Den  Vorkämpfern  des  Papsttums  war  sie  ein  Beweis  für  den 
gemeinen,  irdischen  Ursprung  des  Staates.  Aber  die  Gegner  des  Papst- 
tums verstehen  sie  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  so  zu  wenden, 
daß  sie  seine  Herrschaftsansprüche  abweisen :  ist  der  Staat  eine  Schöpfung 
des  Volkes,  dann  ist  er  vom  Papsttum  unabhängig.  Im  16.  Jahrhundert 
wiederholt  sich  dasselbe  Schauspiel,  die  Volkssouveränetät  wird  eine 
Waffe  der  Gegner  der  absoluten  Monarchie  überhaupt  oder  der  der 
Kirche  nicht  gefügigen  Monarchie.  Von  den  protestantischen  Monarcho- 
machen  sehen  wir  natürlich  ab,  wir  sprechen  von  den  katholischen.  Die 
meisten  gehören  dem  Jesuitenorden  an.  Unter  den  Jesuiten  ragen  Bellarmin 
und  Mariana  hervor.    In  dieser  Periode,  welche  durch  die  gründliche  Er- 
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örterung  der  Verdienstlichkeit  des  Tyrannenmordes  gekennzeichnet  wird, 
folgern  die  Jesuiten  die  Überlegenheit  der  Kirche  aus  ihrer  göttlichen 
Herkunft,  die  Unterordnung  des  Staates  aus  seiner  Entstehung  durch 
einen  menschlichen  Willensakt.  Allein  die  politische  Macht  des  gläubigen 
Volkes,  welche  hierdurch  anerkannt  wird,  wird  ihm  gleich  wieder  ent- 
zogen, da  es  sie  nur  unter  der  Oberaufsicht  und  Leitung  der  Kirche 
gebrauchen  darf.  So  werden  die  Früchte  der  demokratischen  Theorien 
in  die  Scheunen  der  Kirche  gefahren.  Diesen  Gedanken  gab  drei  Jahr- 
hunderte später  ein  Theolog  eine  ganz  unzweideutige  und  moderne 
Wendung:  „Wenn  die  Regierung  der  Kirche  nicht  gehorcht,  ist  sie 
dazu  verurteilt,  sich  der  Volkssouveränetät  zu  unterwerfen,  sie  braucht 
den  Katholizismus,  weil  er  allein  die  arbeitenden  Klassen  Entsagung 
lehrt".1)  So  der  Theatiner  Pater  Ventura  in  seiner  1857  in  der  Tui- 
lerienkapelle  gehaltenen  Fastenpredigt.  Diese  Rede  ist  noch  deshalb 
so  bemerkenswert,  weil  Napoleon  III.  seinen  Thron  auf  der  Volks- 
souveränetät aufgebaut  hatte. 

Und  so  immer  wieder!  Die  Lehre  der  Volkssouveränetät  ist  für 
die  überwiegende  Mehrheit  katholischer  Theologen  und  Politiker  nur 
Mittel  zum  Zweck,  bald  abschreckender  Popanz,  bald  freundlicher  Lock- 
ruf; innerlich  stehen  sie  ihr  ganz  kühl  gegenüber.  Am  27.  Februar 
1848  nannte  Louis  Veuillot  in  dem  ultramontanen  „Univers"  die  De- 
mokratie einen  Zweig  am  Baume  des  Christentums;  es  war  die  Zeit 
der  politischen  Jugendschwärmerei  Pius  IX.  und  der  Verbrüderung  der 
französischen  Opposition  mit  den  katholischen  Politikern  weltlichen  und 
geistlichen  Standes.  Dann  aber  wurde  die  römische  Republik  ausge- 
rufen, welche  den  Papst  als  weltlichen  Fürsten  bedrohte,  und  es  tobte 
die  Junischlacht,  welche  Bürger  und  Bauern  eine  starke  Regierung  ver- 
langen ließ.  Nun  wrurde  der  französische  Ultramontanismus  die  festeste 
Stütze  des  Napoleonischen  Cäsarismus  und  Gegner  des  katholischen  Li- 
beralismus. Da  suchte  im  Jahre  1861  ein  katholischer  Theolog,  Godard, 
Professor  am  Priesterseminar  zu  Langres,  in  der  Schrift  „Les  Principes 
de  89  et  la  Doctrine  Catholique"  durch  eine  Vergleichung  der  Artikel 
der  Menschenrechte  mit  Stellen  aus  den  Werken  der  großen  Theologen 
Thomas  von  Aquino,  Bellarmin  und  Suarez  die  volle  Übereinstimmung 
beider  darzutuen.  Es  geschah,  um  den  katholischen  Liberalen,  die  in 
ihrem  Kampfe  um  freie  Kirche  im  freien  Staate  von  den  Ultramontanen 
heftig  befehdet  wurden,  eine  geistige  Stütze  zu  bieten. 2) 

Etwa  vierzig  Jahre  nach  der  Junischlacht  ist  der  französische  Ultra- 
montanismus, wie  früher  mit  dem  Napoleonismus,  so  jetzt  mit  den 
Royalisten  verbündet;  die   liberalen  Katholiken   sehen   daraus   schwere 


l)  Weill  G.,  Histoire  du  Catholicisme  liberal  en  France,   1909,  S.   J.  16. 

9)  A.  Leroy-Beaulieu,  Les  Catholiques  Liberaux,  1885,  S.  52;  Weill  S.   163. 
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Gefahren  für  die  Kirche   entstehen.     Schon    im   Jahre    1876    predigt 

Guillx/rt,  Bischof  von  Gap,  Versöhnung  der  Kirche  mit  den  neuen 
Verhältnissen.  In  seiner  1884  erschienenen  Broschüre  empfiehlt  der 
Abbe  Roca  „Le  Christ,  le  Pape  et  la  Democratie"  die  Anerkennung 
der  demokratischen  Staatsform ;  durch  die  Forderung  des  Verzichtes 
auf  die  weltliche  Herrschaft  des  Papstes  wird  er  ein  Mitarbeiter  Curcis 
gegen  den  „tarlo  superstitc''.  Im  folgenden  Jahre  mahnt  A.  Leroy- 
Beaulieu  in  eindringlicher  Weise  in  seinem  schönen  Werke  „LcsCatho- 
liques  Liberaux"  zur  Besonnenheit  und  prophezeit  dem  Ultramontanismus 
das  Schicksal,  das  ihn  fünfzehn  Jahre  später  ereilen  wird.  *)  In  den 
achtziger  Jahren  schritten  der  Kardinal  Thomas,  Erzbischof  von  Rouen, 
und  Maignan,  Erzbischof  von  Tours,  auf  derselben  Bahn. 2)  Auf  dem 
Throne  Petri  sitzt  nun  als  Nachfolger  Pius  IX.,  unter  dem  der  Kirchen- 
staat verloren  gegangen  war,  der  von  allen  weltlichen  Rücksichten 
freie  Leo  XIII.  Er  wagt  es,  im  Jahre  1892  den  französischen  Katholiken 
den  Anschluß  an  die  Republik  zu  empfehlen,  von  der  er,  wie  behauptet 
wurde,  erwartete,  daß  sie  den  Kirchenstaat  wieder  herstellen  würde.  In 
demselben  Jahre  wies  der  Dominikanerpater  Maumus  in  seiner  Schrift 
„La  Republique  et  la  Politique  de  l'Eglise"  nach,  daß  die  wesentlichen 
Grundlagen  der  republikanischen  Verfassung:  Volkssouveränetät,  poli- 
tische Freiheit,  Wahl  des  Staatsoberhauptes  von  Thomas  von  Aquino, 
Bellarmin   und  Suarez  anerkannt  würden. 

Welche  Wirkungen  diese  Ereignisse  auf  die  französischen  Partei- 
verhältnisse hatten,  werden  wir  noch  im  folgenden  Buche  darstellen. 
Hier  sei  nur  erwähnt,  daß  die  sich  hieraus  ergebende  Entspannung  eine 
günstige  Lage  für  die  Katholiken  schuf,  welche  jedoch  durch  die  Drey- 
fusaffäre  vollständig  beseitigt  wurde.  Von  dem  folgenden  Papste  Pius  X. 
wurde  der  dem  Zeitalter  Leo  XIII.  angehörende  „Sillon,"  dem  es  wie 
keiner  Richtung  vor  ihm  mit  der  Versöhnung  von  Demokratie  und 
Kirche  ernst  war,  verdammt  und  zwar  in  einem  Dokumente,  das,  wie 
wir  noch  sehen  werden,  für  die  Stellung  der  Kirche  zur  Volkssou- 
veränetät von  der  größten  Wichtigkeit  ist.  8) 

Diese  Skizze  (aus  der  auch  hervorgeht,  daß  nicht  nur  die  Jesuiten 
die  Lehre  von  der  Volkssouveränetät  verfochten  haben4))  will  keineswegs 
die    Meinung   widerlegen,   daß    es   auch   unter   katholischen  Theologen 

*)  A.  Leroy-Beaulieu  S.  27 1  f. 

2)  Weill  S.  215. 

3)  Als  Kuriosum  sei  mitgeteilt,  daß  sich  in  Belgien  eine  Schule  von  katholischen 
Sozialpolitikern  bildete,  die  sich  „Demokraten"  nannten,  weil  nach  der  Encyklika  des 
Papstes  ein  Katholik  den  Namen  Sozialist  nicht  führen  könne.  So  A.  Leroy  -  Beaulieu 
in  der  Schrift  „La  Papaute,  la  Socialisme  et  la  Democratie"   1892. 

4)  Nach  Huber  war  es  der  Dominikaner  Thomas  von  Aquino,  „welcher  die  Lehre 
von  der  Unfehlbarkeit  und  dem  Universalepiskopate  des  Papstes  .  .  .  recht  eigentlich  be- 
gründete", getäuscht  durch  wahrscheinlich  von  einem  Dominikaner  gefälschte  patristische 
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überzeugte  Demokraten  gegeben  habe.  Unter  der  ersten  französischen 
Revolution  ist  unter  Anderen  zu  nennen  Gregoire,  der  „konstitutionelle 
Bischof"  von  Blois,  und  um  die  Zeit,  da  Gregoire  sein  langes  Leben 
endete,  Lamennais,  welcher  schon  durch  seine  theologischen  Grund- 
anschauungen zur  Demokratie  vorherbestimmt  war;  seine  philosophische 
Skepsis  ließ  ihn  nicht  wie  Sokrates  den  festen  Punkt  im  Begriff,  nicht 
wie  Descartes  im  Selbstbewußtsein  finden,  sondern  in  dem  Glauben  der 
Masse:  was  allgemein  geglaubt  wird,  muß  von  Gott  geoffenbart,  muß 
gewiß  sein. *)  Volkssouveränetät,  allgemeines  Stimmrecht,  das  Recht 
auf  Revolution  werden  von  diesem  Manne,  der  für  die  Papstherrschaft 
kämpfte,  seit  1830  gepredigt.2)  Auch  an  Lacordaires,  seines  Schülers, 
an  dessen  Mitstreiters,  Marets,  und  anderer  Theologen  jener  Zeit  auf- 
richtiger demokratischer  Gesinnung  wird  man  nicht  zweifeln  dürfen. 

Es  sind  bisher  vorzugsweise  Franzosen  zu  Worte  gekommen,  was 
keiner  Rechtfertigung  bedarf,  denn  ihnen  liegt  es  näher,  sich  über  die 
Demokratie  zu  äußern,  als  den  Deutschen.  Es  sollen  nun  zwei  deutsche 
Zeugnisse  angeführt  werden,  welche  die  Behauptung,  die  katholischen 
Politiker  neigten  übereinstimmend  zur  Demokratie,  widerlegen  werden. 
Das  eine  hat  einen  theoretischen,  das  andere  einen  praktisch-politischen 
Charakter. 

In  seiner  Schrift  „Freiheit,  Autorität  und  Kirche"  stellt  der  Bischof 
von  Ketteier  den  Staat  von  Gottesgnaden  dem  Staat  von  Menschengnaden 
gegenüber.  „Dem  Worte  der  heiligen  Schrift  entgegen  ist  das  Dogma 
dieser  Partei:  Es  gibt  keine  Gewalt  von  Gott;  jede,  die  da  besteht, 
ist  vom  Volke  angeordnet;  wer  sich  ihr  widersetzt,  der  widersetzt  sich 
der  Anordnung  des  Volkes.  Der  Mensch  lediglich  als  solcher  dem 
Menschen  gegenüber  ist  vollkommen  unabhängig,  wahrhaft  souverän  .  .  . 
Wenn  nun  der  Mensch  an  Gott  glaubt,  ...  so  hat  er  auch  in  diesem 


und  Konzilientexte.  In  der  von  ihm  begonnenen  und  von  einem  seiner  Schüler  vollen- 
deten Schrift  „De  Regimine  Principum"  wurde  „das  System  der  päpsüichen  Universal- 
herrschaft und  Suprematie  über  alle  weltlichen  Gewalten  .  .  .  wissenschafüich  dargestellt 
und  begründet".  Die  Jesuiten  „stellten  eine  Staats-  und  Rechtsphilosophie  auf,  in  welcher 
die  Ideen  der  Demokratie  mit  denen  der  Theokratie  verbunden  werden,  wiederholen 
darin  aber,  wenigstens  zum  Teil,  nur  was  die  Päpste  selbst  und  das  Buch  „de  regimiae 
principum"  bereits  vor  ihnen  ausgesprochen  hatte".  Huber  J.,  Der  Jesuitenorden,  1893, 
S.  231,  238,  244. 

a)  Fein  verwendet  das  Wort  „suffrage  universel",  das  Band  zwischen  der  Theologie 
und  der  Politik  des  Mannes  andeutend,  Demogeot  in  dessen  Charaki  istik:  „L'autorite 
absolue  en  toute  question,  religieuse,  morale,  politique,  reside  dans  le  sens  commun,  dans 
l'opinion  du  genre  humain;  le  catholicisme,  fidele  ä  son  nom  glorieux,  n'est  que  l'organi- 
sation  divine  de  ce  suf frage  universel  du  monde:  le  pape  en  est  l'infaillible  in- 
terprete."  Histoire  de  la  Litterature  Franchise,  12. -ed.  S.  617.  Mit  Jean  Jacques  ver- 
bindet ihn  mehr  als  seine  „eloquence  ardente". 

2)  A.  Leroy-Beaulieu,  Les  Catholiques  Lib£raux  S.  96. 
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Glauben  den  (irund  einer  Autorität,  und  er  erkennt  es  BJ  Beine 
Pflicht,  sich  dieser  Autorität  in  allen  seinen  Verhältnissen,  gegen  Gott 
selbst  und  seine  Mitmenschen  zu  unterwerfen  .  .  .  Wenn  dagegen  der 
Mensch  kein  anderes  Dasein  anerkennt  als  die  Natur,  wenn  er  in  der 
Natur  keinen  höheren  Willen,  keine  höhere  Vernunft  findet,  als  den 
menschlichen  Willen  und  die  menschliche  Vernunft,  so  muß  er  natur- 
notwendig in  seiner  Verblendung  endlich  dahin  kommen,  seinen  Willen 
und  seine  Vernunft  für  sich  als  das  Höchste  und  in  allen  Dingen  {ent- 
scheidende zu  betrachten  .  .  .  Alle  anderen  Menschen  haben  dann  kein 
Recht,  ihn  zu  belehren,  ihm  zu  befehlen,  ihn  zu  richten,  ihn  zu  be- 
strafen .  .  .  Das  einzige  rechtmäßige  Bindemittel  der  menschlichen 
Gesellschaft  ist  dann  der  Vertrag."1) 

Unter  dem  Titel  „Christliche  Demokratie"  veröffentlichte  eine 
katholische  Zeitschrift2)  einen  Aufsatz,  dessen  Verfasser  das  Wort 
Demokratie  so  auffaßt,  daß  es  nicht  nur  den  Gegensatz  gegen  die 
monarchische  Staatsform  einschließt,  sondern  auch  den  sozialen  gegen 
jede  feste  Gliederung  der  Gesellschaft  und  jedes  andere  Verhältnis  der 
Individuen  zueinander,  als  dasjenige,  welches  auf  der  freien  Willens- 
äußerung rechtlich  Gleichstehender  beruht.  Daher  verwahrt  er  sich 
gegen  das  Eindringen  der  Demokratie  in  die  Kirche.  „Die  Scheidung 
in  Priester  und  Laien,  die  abgestufte,  in  der  einheitlichen  Spitze  des 
Papsttums  abschließende  Hierarchie,  beides  in  ihrem  Wesen  begründet, 
stehen  der  Demokratie  schnurstracks  entgegen."  Alles  sei  in  der 
Kirche  auf  Autorität  angelegt.  Demokratische  Einrichtungen,  die  ver- 
einzelt da  und  dort  beständen,  wie  die  Wahl  der  Pfarrer  durch  die 
Gemeinde,  seien  Anomalien.  8)  Wahr  sei  es,  daß  das  19.  Jahrhundert 
die  Laien  zur  Verteidigung  der  Kirche  in  einer  früheren  Zeiten  un- 
bekannten Weise  aufgerufen  habe;  aber  damit  sei  die  Demokratie 
nicht  in  die  Kirche  eingezogen,  sondern  ohne  Zutun  der  Kirche  ent- 
standene Einrichtungen,  wie  das  konstitutionelle  System  und  das  all- 
gemeine Wahlrecht,  seien  in  ihren  Dienst  getreten.  Das  Wort  „Christ- 
liche Demokratie"  b^be  nur  den  Sinn,  demokratische  Einrichtungen, 
wo  sie  beständen  und  demokratische  Bewegungen,  die  sich  nicht  auf- 
halten ließen,  mit  christlichem  Geiste  zu  erfüllen. 


*)  S.  34  f.,  Volksausgabe,   1862. 

2)  Historisch-politische  Blätter,  1896. 

s)  Die  Wahl  des  Papstes  durch  das  Kollegium  der  Kardinäle  (die  von  seinen  Vor- 
gängern ernannt  worden  sind)  und  die  Wahl  der  Bischöfe  durch  die  Domkapitel  (vgl. 
über  sie  Friedberg  a.  a.  O.  S.  312  f.)  sind  ganz  und  gar  aristokratische  Einrichtungen. 
Wie  wenig  kennen  die  Kirche  jene  Männer,  welche  sie  für  eine  demokratische  Institution 
halten,  weil  aus  (hochqualifizierten)  Kandidaten  eine  (hochqualifizierte)  Wählerschaft  Beamten 
erwählt,  und  Wirtssöhne  Päpste,  Ziegenhirten  Kardinäle  werden  können!  Für  die  Wahl 
der  Ordensgeneräle  gilt  dasselbe.     Über  den  Jesuitenorden  vgl.  vorher  S.  381   Anm. 
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Dieser  Aufsatz  ist  wohl  geeignet,  die  Überzeugung  von  einer  all- 
gemeinen Hinneigung  katholischer  Politiker  zur  Demokratie  ganz  zu 
beseitigen,  und  sie  trägt  zur  Beleuchtung  der  vorher  ausgesprochenen 
Auffassung  von  dem  Charakter  der  Lehre  von  der  Volksso uveränetät 
als  Mittel  zum  Zwecke  bei;  wenn  er  von  einem  Jesuiten  verfaßt  sein 
sollte,  wie  behauptet  worden  ist,  würde  sich  nicht  einmal  die  Gewiß- 
heit erhöhen. 

Wie  mag  aber  die  hier  widerlegte  Meinung  entstanden  sein? 
Wahrscheinlich  durch  die  Gleichsetzung  von  Liberalismus  einerseits, 
Sozialpolitik  andererseits  mit  Demokratismus.  Viele  katholische  Politiker 
sind  eifrige  Sozialpolitiker,  und  in  der  Kirche  ist  das  ganze  19.  Jahr- 
hundert hindurch  eine  starke  Sehnsucht  nach  Freiheit  hervorgetreten. 
Den  katholischen  Liberalismus  hat  man  wahrscheinlich  für  Demokratis- 
mus gehalten,  da  ja  zuweilen  demokratische  Forderungen  mit  liberalen 
gemischt  sind.  Welche  Bewandtnis  es  mit  dem  katholischen  Liberalismus 
hat,  wollen  wir  nun  sehen. 

n. 

Der  katholische  Liberalismus. 

Zuerst  aber  muß  deutlich  gesagt  werden,  was  außerhalb  des 
Rahmens  dieser  Skizze  fällt.  Ich  will  nicht  von  den  Männern  sprechen, 
die  in  Deutschland  noch  im  19.  Jahrhundert  gleich  dem  dem  18.  Jahr- 
hundert angehörenden  Bischöfe  von  Hontheim  Gegner  der  unum- 
schränkten Papstherrschaft  in  der  Kirche  blieben;  nicht  von  edlen 
Priestern,  die,  wie  die  Bischöfe  Sailer  und  Wessenberg,  einem  mit  dem 
deutschen  Wesen  übereinstimmenden  Katholizismus  huldigten,  oder 
eine  deutsche  Nationalkirche  zu  begründen  suchten;  nicht  von 
Theologen,  wie  Hermes,  welche,  mit  der  Bildung  ihrer  Zeit  fortschreitend, 
den  Katholizismus  nicht  im  Thomismus  und  den  Werken  der  Jesuiten, 
sondern  im  Kantianismus  fundamentierten ;  nicht  von  jenen  um  Döllinger 
geschalten  hervorragenden  Gelehrten,  die,  wie  Frohschammer,  Huber, 
Kraus  und  andere,  den  Ultramontanismus,  dem  die  vorher  genannten 
fast  ausnahmslos  zum  Opfer  gefallen  waren,  vom  Boden  der  Theologie, 
Geschichte  und  Philosophie  her  bekämpften;  nicht  von  den  hoch- 
sinnigen und  unglücklichen  Theologen,  welche,  wie  Schell,  die  Kirche 
mit  nationalem  Geiste  zu  erfüllen,  von  dem  Wunder-,  Wallfahrts-  und 
Spezialandachtswesen  zu  befreien  und  den  Katholizismus  zum  Prinzip 
des  Fortschritts  zu  erheben  suchten ;  nicht  endlich  von  den  sogenannten 
Modernisten,  welche  die  im  19.  Jahrhundert  ausgebildeten  philologischen 
und  historischen  Methoden  auf  die  heilige  Schrift  und  die  Kirchen- 
geschichte anwenden. 
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obwohl  sie  alle  iur  die  Freiheit  in  einer  oder  mehreren  Formen 
gekämpft  haben,  so  können  den  Gegenstand  unserer  Betrachtung  nur 
katholische    Verteidiger   der   politischen   Freiheit   bilden.     Aber   kann 

denn  ein  Katholik  liberal  sein?  Man  sollte  glauben,  daß  die  kon- 
stitutionelle Monarchie,  welche  den  kräftigsten  Schutz  gegen  die  Mehr- 
beitsherrschaft  gewahrt  und  die  Verwaltung  ihrer  Beamten  auf  ihre 
Übereinstimmung  mit  den  Gesetzen  am  genauesten  überwacht,  den 
Katholiken  erwünscht  sein  müßte.  Tatsächlich  sind  ihnen  die  Schranken 
der  Staatsgewalt  nur  dort  unerwünscht,  ja  verhaßt  gewesen,  wo  sie 
die  Macht  besaßen  und  zu  ihrem  Vorteil  gebrauchen  wollten.  In  der 
Minderheit  haben  sie  jene  freiheitlichen  Einrichtungen  regelmäßig  nach 
ihrem  Werte  geschätzt.  Aber  müssen  die  Katholiken  nicht  die  Freiheits- 
rechte mißbilligen?  Jedenfalls  sind  verschiedene  Rechte  dieser  Art 
dem  Katholiken  ebenso  vorteilhaft,  wie  jedem  anderen  Bürger,  es  sind 
diejenigen,  welche  ihn  gegen  die  Übergriffe  der  Staatsgewalt  schützen : 
das  Recht  der  Unverletzlichkeit  der  Person,  der  Wohnung,  der  Papiere, 
des  Vermögens.  Er  beurteilt  die  Freiheit  der  persönlichen  und  wirt- 
schaftlichen Bewegung  genau  so  wie  andere  Bürger,  nämlich  nach  dem 
Nutzen  oder  dem  Schaden,  den  er  von  ihnen  erwartet.  Die  Vereins- 
und Versammlungsfreiheit  betrachten  die  Katholiken  als  Bedingung  der 
von  ihnen  begründeten  politischen  und  sozialen  Unternehmungen.  Aber 
die  Preßfreiheit  und  die  religiöse  Freiheit  scheiden  sie  in  zwei  Gruppen : 
die  einen  fordern  sie  im  liberalen  Staate  auf  Grund  seines  freiheitlichen 
Charakters  und  möchten  sie  im  ultramontanen  auf  Grund  des  ultra- 
montanen den  Nichtkatholiken  vorenthalten1);  die  an  Voraussicht, 
Bildung  und  Charakter  reicheren  wollen  sie  allen  Bürgern  gleichmäßig 
gewähren.  Diese  Gruppe  besteht  zum  Teil  aus  klugen  Köpfen,  welche, 
den  vom  Ultramontanismus  heraufbeschworenen  Widerstand  und  die 
künftige  Minderheitsstellung  des  politischen  Katholizismus  voraussehend, 
im  liberalen  Staate  die  sichere  Bürgschaft  seiner  Existenz  erblicken, 
zum  Teil  aus  staatsmännischen  Geistern,  welche  aus  ihrer  Einsicht  in 
die  Entwicklung  und  das  Wesen  des  modernen  Staates  die  politischen 
Folgerungen  ziehen,  zum  Teil  aus  gemütvollen  Männern,  die  alle 
Freiheit  und  Gleichheit  aus  der  Wurzel  des  Christentums  entsprossen 
glauben  oder  durch  ihren  Charakter  zu  einer  freiheitlichen  Staats-  und 
Gesellschaftsordnung  hingezogen  werden. 


*)  Als  man  Montalembert  vorstellte,  daß  es  Katholiken  geben  könne  „tenus  de 
refuser  ou  de  marchander  une  liberte  qui,  une  fois  aequise  et  complete,  serait  deniee,  comme 
un  peril  ou  comme  un  crime,  a  tous  ceux  qui  n'aeeeptent  pas  le  joug  de  l'orthodoxie", 
erklärte  er  diese  Auffassung  für  eine  „calomnie  sans  pretexte  et  sans  excuse".  Am  Ende 
seines  Lebens  erklärte  er  aber:  „Je  suis  oblige  de  reconnaitre  que  l'objection  de  mes 
contradicteurs  etait  fondee,  et  que  leur  apprehension  a  ete  cruellement  verifiee."  A.  Leroy- 
Beaulieu,  Les  Catholiques  Liberaux  S.  157  f. 
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Wir  beginnen  unsere  Skizze  auch  hier  aus  offensichtlichen  Gründen 
mit  Frankreich,  ohne  aber  die  Geschichte  des  katholischen  Liberalismus 
darzustellen.  Nur  über  den  Ursprung  dieser  Bewegung,  in  der  Hohes 
und  Niederes  nahe  bei  einander  liegen,  einige  Worte!  In  dem  Zu- 
sammenbruch aller  Gewalten  und  den  vielfachen  Heimsuchungen  der 
Kirche  in  der  Periode  von  1789  bis  181 5  erschien  nur  das  Papsttum 
als  ein  unerschütterlicher  Fels  und  der  Papst  allein  im  Stande,  wie  im 
Mittelalter,  durch  die  Erhebung  seiner  mächtigen  Stimme  das  Unrecht 
der  Zeit  zu  überwinden.  Die  Geistlichkeit  hatte  die  bevorrechtete 
Stellung,  welche  sie  im  alten  Staate  eingenommen,  verloren  und  der 
niedere  Klerus,  der  dadurch  den  näheren  Vorgesetzten  auszu- 
schalten hoffte,  war  geneigt,  sich  bedingungslos  dem  Papsttum  zu 
unterwerfen,  während  der  höhere  an  dem  Gallikanismus,  der  sowohl 
die  unumschränkte  Papstherrschaft  in  der  Kirche  wie  die  Unfehlbarkeit 
verwarf,  festhielt  und  dem  Bündnis  von  Thron  und  Altar  treublieb. 
Die  Julirevolution  sprengte  es,  wodurch  nun  auch  der  höhere  Klerus 
den  Neuerern  in  die  Arme  getrieben  wurde ;  die  Erfahrungen  der  letzten 
Menschenalter  habe  dargetan,  hieß  es,  daß  die  Kirche,  wenn  sie  eng 
mit  dem  Staate  verbunden  sei,  in  die  Folgen  aller  falschen  Schritte 
der  Staatsmänner  verflochten  werde  und  an  Ansehen  verliere,  während 
sie  im  Kampfe  mit  der  Gewalt,  sich  der  Waffen  des  freien  Staates  be- 
dienend, an  Macht  gewinne,  wie  das  Beispiel  Irlands  und  Belgiens  be- 
weise. So  war  diese  Bewegung  in  ihrem  Ursprung  zugleich  ultramontan 
und  liberal,  bis  die  Ultramontanen  stark  genug  waren,  den  Liberalis- 
mus zu  vernichten. 

Das  Programm,  welches  der  Priester  Lamennais  nach  der  Juli- 
revolution in  der  Zeitung  L'Avenir  aufstellte,  hatte  einen  überwiegend 
liberalen  Charakter.  Dort  standen  verzeichnet  vor  allem  Trennung  von 
Kirche  und  Staat,  religiöse  Freiheit,  Unterrichtsfreiheit,  Preßfreiheit,  aber 
auch  Selbstverwaltung  für  Gemeinden  und  Provinzen  und  möglichste 
Ausdehnung  der  Wahl  anstelle  der  Ernennung  der  Beamten.  Der 
Dominikaner  Lacordaire,  bekanntlich  einer  seiner  größten  Schüler,  ver- 
langte Trennung  von  Kirche  und  Staat,  religiöse  Freiheit,  Vereinsfrei- 
heit; sie  hatten  für  ihn  eine  höhere  Weihe,  weil  er  glaubte,  daß  die 
modernen  Freiheiten  von  den  mittelalterlichen  abstammten.  Aber  man 
würde  sich  irren,  wenn  man  glaubte,  daß  er  seinen  Blick  der  Forde- 
rungen der  Zeit  verschlossen  hätte;  er  hatte  den  Mut,  die  Einigungs- 
bestrebungen der  Italiener  zu  billigen,  freilich  befürchtete  er,  daß  die 
italienische  Einheit  die  deutsche  nach  sich  ziehen  würde.  Einer  der 
aufrichtigsten  liberalen  Katholiken  war  Ozanam,  Professor  an  der 
Sorbonne.  Mit  historischen  Studien  beschäftigt,  erklärte  er  sich  auf  das 
entschiedenste  gegen  eine  ausschließlich  katholische  Partei.  Die  Kirche 
könne  keine  festere  Stellung  einnehmen,  als  wenn  sie  ihren  Stand   auf 
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dem  Hoden  der  Freiheit  nehme.  Aber  derjenige  katholische  Politiker, 
welcher  von  den  dreißiger  bis  in  die  zweite  Hälfte  der  Rinfzigei  Jahre 

im  Vordergrunde  der  Bewegung  Stand  und  das  klarste  Ver  tändnifl  der 
liberalen  Grundsätze  besaß,  war  der  Graf  Montalambcrt,  der  Freund 
des  berühmten   Kanzelredners  Lacordaire  und  Schuler  des  Lamennais, 

so  lange  dieser  sich  nicht  endgültig  von  Papst  und  Kirche  getrennt  hatte. 
Sein  bewundernder  Blick  ist  auf  das  Staatswesen  Englands  gerichtet, 
wo  er  von  einer  englischen  Mutter  geboren  war.     1  )as  Repräsentativsystem 

vermöge  allein  die  Freiheit  zu  verbürgen.  Die  politische  Freiheit 
müsse  zu  der  religiösen  Freiheit  führen,  sie  sei  die  festeste  Stutze  der 
Kirche,  wahrend  ihre  Verbindung  mit  dem  Staate  die  Ursache  ihrer 
Sehwache  sei.  Er  sieht  ein,  daß  jede  bevorrechtete  Stellung  des 
Klerus  im  Gebiete  des  Unterrichtswesens  der  Religion  schweren  Schaden 
bereiten  müsse;  er  verlangt  für  ihn  nur  gleiche  Freiheit,  wie  für  jeden 
anderen  Bürger.  Er  hält  dafür,  daß  schrankenlose  Freiheit  sich  selbst 
widerspricht  und  neben  ihr  sich  die  Autorität  behaupten  müsse.  Eine 
Erkenntnis  besitzt  er,  die  in  jener  Zeit  selten  war  und  die  er,  der 
Schüler  des  Famennais  und  der  Freund  Lacordaires,  sich  nur  allmählich 
erwarb  :  daß  nämlich  Liberalismus  und  Demokratismus  nicht  dasselbe 
sind.  Die  Demokratie  müsse  durch  die  Freiheit  korrigiert  werden, 
meint  er  einmal,  und  er  verwirft  die  Verwechslung  von  Demokratie 
und  Christentum  ebenso  wie  die  Gleichsetzung  von  Demokratie  und 
Sozialismus.  Bemerkenswert  ist  es  auch,  daß  er  kurz  vor  seinem  im 
Jahre  1870  erfolgenden  Tode  gegen  die  Erklärung  der  Unfehlbarkeit 
des  Papstes  entschieden  Stellung  nahm. 

Der  liberale  Katholizismus  Frankreichs  ist  reich  an  bedeutenden 
Männern,  welche  zum  Teil  die  Zeitgenossen  der  vorher  genannten 
waren,  zum  Teil  einer  späteren  Generation  angehören,  wie,  um  nur 
einige  zu  nennen,  Dupanloup,  Falloux,  Albert  de  Broglie  einerseits,  die 
A.  Leroy-Beaulieu,  Pater  Didon,  Viollet  andererseits.  Eine  Geschichte 
des  katholischen  Liberalismus  müßte  sich  ausführlich  mit  ihnen  be- 
schäftigen, eine  Skizze  dieser  Bewegung  muß  sich  mit  dem  Dargestellten 
begnügen. 

Die  liberalen  katholischen  Politiker  Deutschlands  charakterisiert 
ausgezeichnet  Karl  Jentsch  in  seinem  Werke  „Die  Partei."  Sie  seien 
weniger  von  Ludwig  von  Haller,  Adam  Müller  und  de  Maistre  als  von 
Görres  und  dem  Studium  der  englischen  Verfassung  beeinflußt,  l)  die 
namentlich  Döllinger  immer  geliebt  habe.  Knapp  aber  treffend 
würdigt   er  die    Schrift  „Freiheit,   Autorität   und   Kirche"   des  Bischofs 


')  Jentsch  S.  89  f. 

Auch  A.  Leroy-Beaulieu  betrachtet  als  das  wichügste  Ereignis  in  der  Geschichte 
des  französischen  katholischen  Liberalismus  die  Julirevolution,  nicht  die  Lehren  der 
großen  Reaktionire  S.  59  f. 
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von  Ketteier,  der  bekanntlich  im  sechsten  Jahrzehnte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts den  Kulturkampf  in  Hessen  einleitete,  nachdem  ihm  in  den 
fünfziger  Jahren  der  Erzbischof  von  Freiburg  in  der  Störung  des  kon- 
fessionellen Friedens  vorangegangen  war. 

Für  den  liberal  Fühlenden  ist  es  eine  Freude,  sich  immer  wieder 
zu  überzeugen,  daß  in  dem  ultramontanen  Prälaten  das  deutsche  Herz 
eines  westfälischen  Freiherrn  klopft.  Zwar  greift  er  den  Liberalismus 
seiner  Zeit  mit  scharfen  Waffen  an,  aber  der  war  zu  drei  Vierteln 
Demokratismus,  Radikalismus  und  Manchestertum.  Die  Freiheit  be- 
steht nach  ihm  darin,  „daß  der  Mensch  in  seinem  persönlichen,  poli- 
tischen und  sozialen  Leben,  soweit  er  für  sich  selbst  sorgen  kann  und 
nicht  in  die  Rechte  anderer  verletzend  eingreift,  die  freieste  Selbst- 
bestimmung nach  eigener  Wahl  genieße.  Das  Recht  der  Selbstverwal- 
tung .  .  ,  das  Recht  sich  selbst  zu  bestimmen  in  der  Familie,  in  der 
Gemeinde,  in  der  Provinz,  in  den  Korporationen,  welche  die  Menschen 
bilden,  ist  das  wahre  Wesen  der  politischen,  sozialen  Freiheit  .  .  . 
Unsere  deutschen  Vorfahren  liebten  das  Recht,  .  .  .  aber  das  Recht 
lebte  in  ihnen,  in  ihren  Überlieferungen,  in  ihren  Gebräuchen,  in  ihrer 
Gesinnung.  Dadurch  aber  war  auch  auf  dem  Rechtsgebiete  Selbst- 
bestimmung und  Selbsturteil  möglich  .  .  .  Wie  ist  das  anders  ge- 
worden, seit  das  heidnische  Römertum  in  das  deutsche  Wesen  ein- 
gedrungen istl  .  .  .  Sie  (die  Gesetzeskunde)  ist  nur  mehr  Sache  einer 
Kaste,  der  Richter  und  Advokaten  .  .  .  Wer  nicht  in  der  Lage  ist,  .  .  . 
die  Universitäten  zu  besuchen,  jahrelang  alle  Gesetzbücher  und  Ver- 
ordnungen zu  studieren,  .  .  .  muß  auf  ein  persönliches  Urteil  über 
das,  was  im  Lande  Recht  ist,  vollkommen  verzichten."  Daß  ein  Mann 
dieses  Schlages  gegen  das  falsche  Gottesgnadentum  kämpft,  versteht 
sich  von  selbst.  Dieses  Wort  heißt  erstens  nicht,  „daß  die  Staatsgewalt 
von  Gott  einer  bestimmten  Person  übertragen  worden  sei,"  zweitens 
nicht,  „daß  alle  Handlungen  der  obrigkeitlichen  Gewalt  gleichsam  von 
Gott  kommen  und  als  solche  angesehen  und  geehrt  werden  müssen  .  . . 
Die  Gewalt  ist  von  Gott,  aber  nicht  die  Übung  der  Gewalt."  Mit 
gleicher  Herbigkeit  greift  er  den  Absolutismus  an,  nicht  nur  den  Abso- 
lutismus im  Staate,  sondern  auch  in  der  Kirche.  „Das  Mittelalter  war 
recht  eigentlich  die  Zeit  der  persönlichen  und  korporativen  Freiheit  .  .  . 
Man  ehrte  zwar  in  der  geistlichen  Gewalt  in  der  Kirche,  wie  in  der 
weltlichen  Gewalt  im  Staate,  eine  von  Gott  gegebene  Ordnung,  .  .  . 
man  war  aber  zugleich  ganz  allgemein  und  tief  von  der  Gesinnung 
durchdrungen  und  erfüllt,  daß  jede  menschliche  Willkür  in  dieser  Ordnung 
ein  Mißbrauch,  ein  Unrecht,  eine  Rechtsverletzung  sei."  Die  der  Selbst- 
regierung feindliche  absolutistische  Zentralisation  „entzieht  erstens  dem 
größten  Teile  der  Bevölkerung  jede  wahre  Einsicht  in  die  öffentlichen 
Angelegenheiten  und  Verhältnisse.     Die  Selbstregierung  ist  eine  durch 
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all«-  Klassen  verbreitete  Schule  für  das  bürgerlich-politische  Leben." 
J)a  nun  die  Selbstregierung  es  mit  sich  bringt,  daß  eine  grolle  Zahl 
von  Stellen  .  .  .  klirenstelhmgen  sind,  so  daß  die  Besten  Gelegenheit 
finden,  dem  Gemeinwesen  ein  Opfer  zu  bringen  (jedes  freiwillige  Opfer 
gibt  dem  Menschen  einen  höheren  Wert),  so  unterdrückt  die  Zentrali- 
sation „zweitens  die  bürgerlichen  Tugenden  des  öffentlichen  Lebens." 
Drittens  raubt  sie  den  auf  materiellen  Erwerb  angewiesenen  Klassen 
„jede  Gelegenheit,  sich  auch  mit  höheren  Interessen  zu  beschäftigen  und 
befördert  dadurch  einen  niederen  Sinn,"  viertens  aber  isoliert  sie  die 
Menschen. 

Es  wird  nun  Kettelers  Gegnerschaft  gegen  den  Liberalismus  ver- 
ständlich, weil  er  für  dessen  inneres  Wesen  hält  „intolerante,  rücksichts- 
lose Zentralisation."  Der  Gegner  aber,  den  er  bekämpft,  ist  nicht  der 
Liberalismus,  sondern  der  Demokratismus.  Er  nennt  sich  nur  Libera- 
lismus. Diese  Täuschung  bewirkt  er  aber  „durch  die  Verwechslung  der 
Worte  Freiheit  und  Gleichheit.  Der  falsche  Liberalismus  kennt  eigent- 
lich nur  Gleichheit  und  nennt  die  Gleichheit-Freiheit  .  .  .  Der  Staat 
soll  nach  seiner  Lehre  Darstellung  der  Majestät  des  Volkes,  das  Staats- 
gesetz Ausdruck  des  Volkswillens,  die  Staatsgewalt  Vollziehung  dieses 
Willens  sein."  In  Wirklichkeit  tritt  er  das  Volk  mit  Füßen.  „Unter 
dem  Scheine  der  Volkssouveränetät  macht  er  es  zu  einer  willenlosen, 
von  ihm  geleiteten  und  mißbrauchten  Masse.  Das  Mittel  aber,  um 
dieses  Trugsystem  durchzuführen,  sind  die  Wahlen  .  .  .  Sein  Recht  ist 
vor  allem  Wahlrecht,  d.  h.  alle  paar  Jahre  .  .  .  einen  Namen  auf  den 
Wahlzettel  zu  schreiben  und  sich  seine  Zuchtmeister  selbst  zu  wählen. 
Von  da  an  sorgen  diese  im  Namen  des  Volkes  für  alles,  und  was  sie 
in  Übung  ihrer  Allmacht  bestimmen,  ist  dann  Volkswille,  Volkssou- 
veränetät und  Volksfreiheit." 

Welche  Entscheidung  dürfen  wir  von  diesem  aufrichtigen 
Freunde  der  Freiheit  in  der  Frage  der  religiösen  Freiheit  erwarten? 
Die  Kirche  darf  nach  ihm  keine  Art  von  Zwang  gegen  die 
Ungläubigen  (Heiden  und  Juden)  anwenden,  wohl  aber  darf  sie 
diejenigen  getauften  Christen  bestrafen,  welche  sich  der  Häresie 
schuldig  machen,  das  heißt  im  Irrtum  nach  gewonnener  Einsicht  in 
die  bestrittene  christliche  Wahrheit  verharren.  „Nach  kirchlicher  Auf- 
fassung besteht  die  Bosheit  recht  eigentlich  ...  in  dem  Widerspruch 
gegen  die  Autorität"  der  Kirche.  Hieraus  folgt  nun,  daß  der  Begriff 
strafbarer  Häresie  im  Sinne  der  Kirche  nicht  auf  jene  angewendet 
werden  kann,  welche  sich  nicht  selbst  vom  Schöße  der  Kirche  getrennt 
haben  (Schismatische  Griechen  und  Protestanten),  sondern  nur  von 
solchen  abstammen,  die  lange  vorher  von  der  Kirche  abgefallen  sind." 
Solange  Glaubenseinheit  herrschte,  belegte  die  weltliche  Gewalt  die 
Häresie  als  ein  Verbrechen  mit  schweren  Strafen,  selbst  der  Todesstrafe. 
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Mit  der  Glaubensspaltung  ist  die  Voraussetzung  für  ihre  kriminelle 
Ahnduug  fortgefallen.  Allein  die  Glaubenseinheit  wird  „ohne  Zweifel 
wieder  hergestellt  werden.  Bis  jene  glückliche  Zeit  eintritt,  müssen 
wir  uns  so  gut  es  geht  vertragen,  und  hat  der  Staat  vor  allem  die 
Pflicht,  das  Recht  und  die  Freiheit  aller  zu  schützen." 

Am  Beispiele  Kettelers  sieht  man  es  besonders  deutlich,  daß  ein 
durch  Charakteranlage  und  Vernunfteinsicht  aufrichtig  liberal  gesinnter 
Mann,  wenn  er  zugleich  ein  ultramontaner  Katholik  ist,  sich  schwer  zur 
Anerkennung  der  religiösen  Freiheit  durchringt.  Immerhin  ist  seine 
Lehre,  wenn  auch  weniger  kasuistisch,  durchgebildeter,  als  diejenige 
zweier  französischer  Theologen.  Bautain  wies  in  seinen  kurz  vor  der 
Revolution  im  Jahre  1848  in  Notre-Dame  zu  Paris  gehaltenen  Predigten 
die  Entscheidung  über  die  politischen  Einrichtungen  ganz  dem  Urteile 
der  Menschen  zu;  die  Kirche  habe  der  Welt  die  Freiheit  geschenkt; 
sie  verkünde  die  Gleichheit,  alle  ihre  Einrichtungen  seien  von  dem 
Geiste  der  Freiheit  und  Gleichheit  erfüllt  und  durch  den  Zölibat  ver- 
hindere sie  die  Entstehung  einer  geistlichen  Kaste.  Im  vorhergehenden 
Jahre  hatte  der  Bischof  Parisis  in  seinem  Werke  „Cas  de  Conscience" 
umständlich  untersucht,  ob  ein  Katholik  liberal  sein  könne,  und  die 
Frage  bejaht.  Zwei  Punkte  greife  ich  heraus.  Die  religiöse  Freiheit 
könne  ein  gläubiger  Katholik  als  solcher  nicht  befürworten,  aber  aus 
Zweckmäßigkeitsgründen  sei  sie  zulässig.  Die  Staatsreligion  sei  das 
dem  Katholizismus  adäquate  System,  aber  man  dürfe  auf  sie  verzichten, 
weil  die  Religion  zum  Heile  der  Individuen  gegeben  sei,  während  die 
bürgerliche  Gesellschaft,  wie  eine  Handelsgesellschaft,  ihr  gleichgültig 
gegenüberstehen  könne.  Und  so  schreiten  diese  trübseligen,  gleichsam 
auf  der  Dachfirste  balanzierenden  Untersuchungen  weiter  und  lassen  ahnen, 
daß  der  Verfasser  sie  einstmals  bitter  bereuen  wird. x) 

Allen  Träumen  von  einer  Versöhnung  von  katholischer  Kirche 
und  Freiheit  machte  das  vatikanische  Konzil  ein  Ende;  die  Staatsmänner 
waren  zu  vorsichtig,  um  den  von  vielen  Theologen  erhofften  Wider- 
spruch zu  erheben.  Als  die  baldige  Erklärung  des  Unfehlbarkeits- 
dogmas vorauszusehen  war  und  sich  die  katholischen  Höfe  von  Wien 
und  Paris  zum  Kriege  gegen  Preußen  verbündet  hatten,  forderte  Reichens- 
perger  zur  Bildung  des  Zentrums  auf.  Damit  wurde  der  Kulturkampf 
auch  nach  Preußen  und  in  das  sich  vorbereitende  deutsche  Reich  ge- 
tragen. Während  unsere  Soldaten  vor  Paris  lagen,  entstand  das  preu- 
ßische, und  nach  der  Gründung  des  deutschen  Reiches,  das  Reichs- 
zentrum. 

x)  Weill  S.  85  f. 
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IM. 
Die  Päpste,  die  Demokratie  und  die  Freiheit. 

Ist  es  nicht  auch  eine  Ironie  der  Weltgeschichte,  daß  die  hohen 
Geister,  welche  aus  den  edelsten  Absichten  das  Papsttum  über  die 
Kirche  erhoben  und  ihm  eine  alle  irdischen  Mächte  beherrschende  Ge- 
walt zurück  erobern  wollten,  sie  einem  italienischen  Kleinfürsten  erringen 
mußten,  der  zur  Verteidigung  der  überlebten  Verfassung  und  Verwaltung 
seines  Staates  alle  freiheitlichen  und  demokratischen  Bestrebungen  zu 
befehden  und  sich  im  Selbsterhaltungsdrange  der  Sehnsucht  Italiens 
nach  nationaler  Einheit  entgegenzuwerfen  gezwungen  war,  zu  seiner 
Verteidigung  aber,  als  Österreich  und  Frankreich  ihn  nicht  mehr  schützen 
konnten,  keine  anderen  Waffen  besaß,  als  Enzykliken,  deren  Behauptungen 
von  jetzt  an  nicht  mehr  als  persönliche  Meinungen  eines  Kirchen- 
fürsten, sondern  als  die  ganze  Kirche  verpflichtende  Urteile  zu  gelten 
hatten?  Würde  sie  nicht  viel  kräftiger  dastehen,  wenn  sie  ihre  Ver- 
fassung nicht  angetastet  hätten? 

Wie  oft  ist  es  ausgesprochen  worden,  daß  Gregor  XVI.  Lamennais, 
diesen  einflußreichen  Apostel  des  Ultramontanismus,  den  ergebensten 
Freund  des  päpstlichen  Stuhles,  gerne  geschont  hätte,  daß  er  aber  im 
Kampfe  mit  den  italienischen  Liberalen,  die  sich  auf  den  französischen 
Priester  beriefen,  und  gedrängt  von  den  alten  Mächten,  seinen  Bundes- 
genossen, das  Strafgericht  endlich  doch  an  ihm  vollziehen  mußte,  zu- 
dem der  Verwegene,  fast  Fünfzigjährige  und  trotzdem  der  Welt  noch 
immer  Unkundige  nach  Rom  pilgerte  und  den  Papst  zur  Entscheidung 
herausforderte!  Im  Jahre  1832  verdammte  der  Papst  in  der  Enzyklika 
„Mirari  vos"  seine  Forderungen :  Gewissensfreiheit,  Preßfreiheit,  Vereins- 
freiheit, Trennung  von  Kirche  und  Staat  als  Abgeschmacktheit,  ja  als 
Wahnsinn.  Die  Feinde  der  Kirche,  heißt  es  darin,  fürchteten  die  Ein- 
tracht zwischen  der  geistlichen  und  weltlichen  Gewalt. l) 

Daß  erst  nach  der  Verdammung  dieser  Freiheiten  die  glänzendste 
Zeit  für  den  französischen  katholischen  Liberalismus  kommen  sollte, 
daß  französische  Theologen  sich  gerade  in  den  folgenden  Jahrzehnten 
bemühen  würden,  die  Übereinstimmung  zwischen  Kirchenlehre  und  Freiheit 


')  •  .  .  absurda  ac  erronea  sentenüa,  seu  potius  deliramentum,  asserendam  esse  ac 
vindicandam  cuüibet  libertatem  conscientiae  . . .  deterrima  illa  ac  nunquam  satis  execranda 
et  detestabilis  libertas  artis  librariae  ad  scripta  quaelibet  edenda  in  vulgus  .  . .  Conso- 
ciationes  quaedam  statique  caetus,  quibus,  agmine  facto,  cum  cujuscumque  etiam  falsae 
religionis  ac  eultus  seetatoribus,  simulata  quidem  in  religionem  pietate,  vere  tarnen  novi- 
tatis  seditionumque  ubique  promovendarum  cupidine,  libertas  omnis  generis  praedicatur. 
. . .  Die  Feinde  der  Kirche  fürchten  sehr  „concordiam  illam  quae  semper  rei  et  sacrae  et 
civili  fausta  exstitit  ac  salutaris". 

Hasbach,  Die  moderne  Demokratie.    2.  Auflage.  28 
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zu    beweisen:    dies  hervorzuheben,     ist   für   eine   spätere   Betrachtung 
unumgänglich  notwendig. 

Die  jämmerlichsten  Schicksale  erlebte  das  Papsttum  in  der  Zeit 
von  1859  bis  1870,  in  welcher  die  italienische  Einheitsbewegung  all- 
mählich ihr  Ziel  erreichte.  Das  Gebiet,  welches  Pius  IX.  zuerst  verlor, 
die  Romagna,  trennte  sich  vom  Kirchenstaate  auf  Grund  einer  Volks- 
abstimmung. 

Was  dem  souveränen  Volke  beliebte,  schien  alles  geschichtliche 
Recht  aufzuwiegen,  einem  Mehrheitsbeschluß  des  Volkes  wurde  die 
höchste  Autorität,  die  Stellvertretung  Gottes  auf  Erden,  geopfert.  Spätere 
Eroberungen  wurden  durch  Plebiszite  gerechtfertigt  und  entsühnt. 

Es  war  vorauszusehen,  in  welcher  Weise  der  Papst  das  Problem, 
welches  ihm  diese  Prüfungen  aufdrängten,  lösen  würde.  Die  Enzyklika 
„Quanta  cura"  vom  Jahre  1864  verwarf  das  Prinzip  der  Volkssouveränetät 
Als  Irrtum  bezeichnete  sie  die  Lehre :  „Der  durch  die  sogenannte  öffent- 
liche Meinung  oder  sonstwie  sich  kundgebende  Volkswille  bildet  das 
oberste,  von  jeder  göttlichen  oder  menschlichen  Autorität  unabhängige 
Gesetz." *)  Und  im  Syllabus  vom  selben  Jahre,  welcher  der  Enzyklika 
beigegeben  ist,  wird  die  Lehre  verworfen :  „Die  Autorität  ist  nichts  anderes, 
als  die  Summe  der  Zahl  und  der  materiellen  Kräfte."  2) 

Auch  die  wichtigsten  liberalen  Lehren  werden  in  der  Enzyklika 
und  dem  Syllabus  verworfen.  Pius  DC  erwähnt  in  der  Enzyklika  seinen 
Vorgänger  Gregor  XVI.  und  verdammt  nicht  nur  die  Gewissensfreiheit, 
sondern  auch  die  Kultus-,  Rede-  und  Preßfreiheit.8) 

Breiter  führt  es  der  Syllabus  aus.  Die  religiöse  Freiheit  wird  in 
den  Sätzen  15,  16,  17  und  18  des  Syllabus  verworfen.  Es  werden 
nämlich  folgende  Behauptungen  als  Irrtümer  hingestellt:  „Es  steht  jedem 
Menschen  frei,  die  Religion  anzunehmen  und  zu  bekennen,  die  er,  durch 
das  Licht  seiner  Vernunft  geführt,  für  wahr  hält.  Die  Menschen  können 
bei  der  Übung  jeder  beliebigen  Religion  den  Weg  des  ewigen  Heils 
finden  und  die  ewige  Seligkeit  erlangen.  Wenigstens  muß  man  gute 
Hoffnung  hegen  über  die  Seligkeit  aller,  welche  in  der  wahren  Kirche 
Christi  auf  keine  Weise  sich  befinden.  Der  Protestantismus  ist  nichts 
anderes,  als  eine  verschiedene  Form  derselben  wahren  christlichen  Re- 
ligion, in  welcher  es  ebensogut  möglich  ist,  Gott  zu  gefallen,  wie  in 
der  katholischen  Kirche." 


1)  . . .  voluntatem  populi,  publice,  quam  dicunt,  opinione  vel  alia  ratione  mani- 
festatam,  constituere  supremam  legem  ab  omni  divino  humanoque  jure  solutam. 

2)  Auctoritas  nihil  aliud  est  nisi  numeri  et  materialium  virium  summa. 

3)  . . .  haud  timent  erroneam  illam  fovere  opinionem  .  .  .  libertatem  conscientiae  et 
cultuum  esse  proprium  cujuscumque  hominis  jus,  quod  lege  proclamari  et  asseri  debet 
in  omni  recte  constituta  societate ;  et  jus  civibus  inesse  ad  omnimodam  libertatem  nulla 
vel  ecclesiastica  vel  civili  auctoritate  coarctandam  quo  suos  conceptus  quoscumquc  sive 
voce,  sive  typis,  sive  alia  ratione  palam  publieeque  manifestare,  ac  declarare  valeant. 
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In  den  Sätzen  77,  /8,  79  des  Syllabus  werden  die  politischen 
Folgerungen  aus  den  vorhergehenden  Sätzen  gezogen.  Verworfen 
werden  folgende  Lehren:  „In  unserer  Zeit  ist  es  nicht  mehr  nützlich, 
daß  die  katholische  Religion  unter  Ausschluß  aller  anderen  Kulte  als 
einzige  Staatsreligion  gilt;  es  ist  daher  zu  loben,  daß  in  gewissen 
katholischen  Ländern  gesetzlich  verordnet  ist,  daß  den  Einwanderern 
die  öffentliche  Ausübung  ihres  Kultus,  welcher  er  auch  sei,  gestattet 
sein  soll;  denn  es  ist  falsch,  daß  die  staatliche  Freiheit  aller  Kulte  und 
die  allen  garantierte  volle  Freiheit,  jede  beliebige  Meinung  und  Ansicht 
öffentlich  bekannt  zu  machen,  zum  leichteren  Verderbnis  der  Sitten  und 
Gemüter  und  zur  Verbreitung  der  Pest  des  Indifferentismus  beiträgt."  *) 

Obwohl  diese  Enzykliken  und  der  Syllabus  mehrere  Freiheitsrechte 
nicht  verdammen,  so  könnten  sie  in  einem  Staate,  wo  die  verdammten 
nicht  ausgeübt  werden  dürften,  ebenfalls  keine  Geltung  haben  1  Ein- 
wanderung, Freizügigkeit  wären  unterbunden,  die  Ausübung  einer  wirt- 
schaftlichen Tätigkeit  wäre  von  dem  Nachweis  der  Rechtgläubigkeit 
abhängig,  und,  da  höchst  wahrscheinlich  die  große  Zahl  der  Glaubens- 
heuchler viel  Mißtrauen  wecken  würde,  so  ließe  sich  die  Unverletz- 
lichkeit der  Person,    der  Wohnung   und  der  Papiere   nicht   behaupten. 

Mit  großer  Ausführlichkeit  hat  sich  der  Papst  Pius  X.  über  die 
Demokratie  in  dem  vom  25.  August  1910  datierten  Rundschreiben 
an  die  französischen  Bischöfe  ausgelassen.  Er  verdammte  darin  den 
Sillon,  eine  schon  erwähnte,  von  Marc  Sagnier  begründete  Vereinigung, 
welche  die  Demokratie  mit  dem  Katholizismus  und  den  Katholizismus 
mit  der  Demokratie  aussöhnen  sollte.  „Nach  dem  Sillon",  schreibt  der 
Papst,  „ist  der  Ursprung  aller  Gewalt  im  Volke,  das  sie  auf  die 
Regierenden  überträgt,  jedoch  so,  daß  sie  dem  Volke  verbleibt.  Nun 
aber  hat  Leo  XIIL  diese  Lehre  ausdrücklich  in  seiner  Enzyklika 
„Diuturnum  illud"  verdammt.  Dort  sagt  er:  ,Auch  heute  verkünden 
viele,  den  Spuren  derjenigen  folgend,  welche  sich  im  vorigen  Jahrhundert 
Philosophen  nannten,  daß  alle  Gewalt  vom  Volke  stamme,  so  daß 
diejenigen,  welche  sie  ausüben,  sie  nicht  als  die  ihrige,  sondern  wie 
eine  vom  Volke  übertragene  und  unter  der  Bedingung  ausüben,  daß 
sie  vom  Volke,  von  dem  sie  sie  haben,  zurückgefordert  werden  könne. 
Das  Gegenteil  ist  die  Meinung  der  Katholiken,  welche  die  Befehlsgewalt 
von  Gott,  als  ihrem  natürlichen  und  notwendigen  Prinzip,  herleiten.' 
Ohne  Zweifel  läßt  der  Sillon  die  Gewalt  des  Volkes  von  Gott  ab- 
stammen, aber  so,  daß  sie  von  unten  nach  oben  steigt,  während  in  der 
kirchlichen  Organisation    die  Gewalt  von   oben   herabsteigt.     Leo  Xffl. 


l)  Sowohl  Text  wie  Übersetzung  der  Enzyklika  und  des  Syllabus  von  1864  nach 
dem  Werke  von  L.  K.  Goetz,  „Der  Ultramontanismus  als  Weltanschauung"  1905,  S.  6lf., 
33s  f.,  98  f-,  248  f. 
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hat  im  voraus  den  Versuch,  die  katholische  Lehre  mit  den  Irrtümern 
der  Philosophen  in  Übereinstimmung  zu  bringen,  verworfen,  denn  er 
fährt  fort:  ,Es  muß  hervorgehoben  werden,  daß  es  nicht  der  katho- 
lischen Kirche  widerstrebt,  daß  die  Regierenden  in  gewissen  Fällen 
durch  den  Willen  und  nach  dem  Urteil  des  Volkes  gewählt  werden, 
aber  durch  die  Wahl  wird  nicht  die  Gewalt  des  Volkes  auf  die 
Regierenden  übertragen,  sondern  die  Person  bezeichnet,  welche  sie  aus- 
üben soll.'  Übrigens,  wenn  das  Volk  im  Besitz  aller  Gewalt  ist,  was 
wird  da  aus  der  Autorität?  Ein  Schatten,  ein  Mythus;  ein  Gesetz  im 
eigentlichen  Sinne  gibt  es  nicht  mehr,  und  keinen  Gehorsam.  Der 
Sillon  hat  es  wohl  erkannt,  weil  er  im  Namen  der  menschlichen  Würde 
eine  dreifache  Emanzipation  fordert:  eine  politische,  wirtschaftliche  und 
intellektuelle ;  in  dem  Staate  der  Zukunft,  an  dem  er  arbeitet,  wird  es 
weder  Herrn  noch  Diener  geben;  die  Bürger  sind  alle  frei,  alle  Ge- 
nossen, alle  Könige.  Ein  Befehl,  eine  Vorschrift  wäre  ein  Anschlag 
auf  die  Freiheit,  die  Unterordnung  unter  eine  höhere  Gewalt  eine 
Minderung  des  Menschentums,  der  Gehorsam  ein  unwiderbringlicher 
Verlust  Stellt  uns,  o  ehrwürdige  Brüder,  die  herkömmliche  Lehre  der 
Kirche  die  gesellschaftlichen  Beziehungen  selbst  in  dem  denkbar  voll- 
kommensten Gemeinwesen  so  vor?  Bedarf  nicht  jede  Gesellschaft  von 
unabhängigen  und  von  Natur  aus  ungleichen  Geschöpfen  einer  höchsten 
Gewalt,  welche  ihre  Tätigkeit  auf  das  allgemeine  Wohl  hin  lenkt  und 
ihr  ihr  Gesetz  auferlegt?  Und  wenn  es  in  der  Gesellschaft  verworfene 
Menschen  gibt  (und  es  wird  immer  solche  geben),  muß  dann  nicht 
die  Gewalt  um  so  stärker  sein,  je  drohender  sich  die  Selbstsucht  der 
Bösen  erhebt?" 

Der  Papst  verwirft  also  nicht  die  Demokratie  als  Staatsform, 
sondern  die  naturrechtlichen  Grundlagen  der  Demokratie,  die  Lehre 
von  der  Volkssouveränetät,  aus  der  ihre  intoleranten  Ansprüche  hervor- 
gehen: daß  nur  sie  mit  der  Würde  des  Menschen  verträglich  sei  und 
daß  alle  andersartigen  Staatsformen  durch  sie  ersetzt  werden  müßten. 
„Wir  haben  es  schon  gesagt,"  schreibt  er,  „daß  die  Kirche  es  stets  den 
Völkern  überlassen  hat,  sich  die  Staatsform  zu  geben,  welche  sie  für 
ihre  Interessen  am  zuträglichsten  halten.  Was  wir  noch  einmal  nach 
unserem  Vorgänger  versichern  wollen,  ist,  daß  es  irrtümlich  und  ge- 
fährlich ist,  die  Kirche  prinzipiell  mit  einer  Staatsform  zu  verketten; 
um  so  irrtümlicher  und  gefährlicher,  wenn  man  die  Religion  mit  einer 
Art  Demokratie  in  enge  Verbindung  bringt,    deren  Lehren  irrig  sind." 

Scharf  tadelt  der  Papst  auch  die  demokratische  Gleichheit  in  den 
vom  Sillon  begründeten  Studienvereinen.  „Man  studiert  dort  ohne 
Lehrer,  höchstens  mit  einem  Berater.  Die  Studiengesellschaften  sind 
wahre  intellektuelle  Genossenschaften,  wo  jeder  zugleich  Lehrer  und 
Schüler  ist.  .  .  .    Selbst  der  Priester  legt  beim  Eintritt  die  überragende 


ZehaUl    K.ipitcl.      Katholische    Kirche    un<]    DCBBOkntkt  437 

Wurde  seiner  I'i  k  -st«  tm  halt  nieder,  und  durch  die  seltsamste  Umkehrung 
der  Rollen  um«  ht  er  sich  zum  Schüler,  stellt  er  sich  auf  eine  Stufe  mit 
seinen  jungen   Freunden,   und   ist  nur  ein   Genosse."  ') 

In  dem  Schreiben  des  Papstes  finden  sich  noch  manche  für  den 
Politiker  lehrreiche  Stellen,  die  wir  übergehen  müssen.  Aber  dieses 
Urteil  müssen  wir  im  Interesse  der  Klarheit  hinzufügen,  daß  die  von 
ihm  gemachte  Unterscheidung  zwischen  Demokratie  als  Staatsform  und 
einer  falschen  Form  der  Demokratie  hinfällig  ist,  denn  alle  heutigen 
Demokratien  beruhen  auf  der  Idee  der  Volkssouveränetät,  wenn  auch 
die  Verfassung  einer  jeden  es  nicht  ausdrücklich  erklärt;  kein  fran- 
zösisches Verfassungsgesetz  der  dritten  Republik  hat  es  getan.  Die 
Verwerfung  der  Volkssouveränetät  ist  Verwerfung  der  Demokratie. 

Ziehen  wir  hieraus  den  letzten  Schluß.  Wenn  zwei  demokratisch 
regierte  Völker  sich  bekriegen,  der  Krieg  folglich  das  Ergebnis  zweier 
Mehrheitsbeschlüsse  ist,  so  muß  das  besiegte  Volk  den  Sieg  des  Gegners 
als  den  Ausdruck  der  höchsten  Gerechtigkeit  betrachten,  denn  es  ist 
der  Sieg  des  Stärkeren.  Daß  aber  der  Sieg  des  Stärkeren  schlechthin 
gerecht  ist,  wird  durch  das  Prinzip  der  Mehrheitsherrschaft  bewiesen. 
Mehrheitsherrschaft  ist  ja  friedliche  Anerkennung  des  Berufes  des 
Stärkeren  zur  Herrschaft.  Und  damit  springt  die  Unverträglichkeit  eines 
auf  Recht  und  Gerechtigkeit  ruhenden  Systems,  wie  der  katholischen 
Kirche,  mit  der  Demokratie  in  die  Augen. 

IV. 

Die  Bedeutung  der  päpstlichen  Entscheidungen. 

Welche  politische  Bedeutung  kommt  diesen  Enzykliken  zu?  Für 
den  einfachen  Laien  eine  sehr  hohe:  Roma  locuta,  causa  finita;  für 
den  gelehrten  Theologen  eine  bedingte.  Haben  die  Päpste  Gregor  XVI., 
Pius  IX.  und  Pius  X.  ex  cathedra  gesprochen?  Eine  schwer  zu  beant- 
wortende Frage,  denn  der  Ausdruck  ex  cathedra  ist  nicht  definiert. 
Dieser  Zweifel  ist  noch  im  Jahre  1905  von  dem  Franzosen  Viollet 
inbetreff  des  Syllabus  erhoben  worden,  worauf  sein  Buch  „L'infaillibilite 
et  le  Syllabus"  auf  den  Index  gesetzt  wurde.  Aber  man  darf  hier,  ein 
bekanntes  Wort  ummodelnd,  sagen :  Index  non  est  argumentum. 
Zweitens  ist  es  möglich,  daß  der  Sinn  der  Entscheidung  des  Papstes 
ein  ganz  anderer  ist,  als  der  schlichte  Verstand  des  Nichttheologen 
annimmt.  Die  katholischen  Gottesgelehrten  unterscheiden  nämlich  bei 
der  Interpretation  der  päpstlichen  Erlasse  zwischen  Thesis    und  Hypo- 

J)  Das  Schreiben  lag  mir  in  der  von  der  klerikalen  Zeitung  ,La  Croix'  besorgten 
Übersetzung  vor,  welche  „La  Democratie"  (Organ  Marc  Sangniers)  zugleich  mit  dessen 
Antwort  in  der  Nummer  vom  31.  August   1910  veröffentlichte. 
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thesis.  Thesis  ist  der  Text,  Hypothesis  die  Voraussetzung,  von  welcher 
der  Heilige  Vater  ausging,  als  er  ihn  niederschrieb;  diese  muß  man 
kennen,  wenn  man  ihn  richtig  verstehen  will.  *)  Zur  Erläuterung  diene 
die  Aufnahme,  welche  der  Bischof  Dupanloup  dem  Syllabus  angedeihen 
ließ.  Sie  war  natürlich  von  tiefster  Ehrerbietung  und  kindlichem  Ver- 
trauen gegen  den  Heiligen  Vater  erfüllt;  aber  er  sprach  die  Überzeugung 
aus,  die  Enzyklika  stelle  das  Ideal  einer  vollkommenen  christlichen 
Gesellschaft  auf,  in  welcher  die  vom  Papste  verdammten  Sätze  Irrtümer 
sein  würden,  aber  sie  lasse  den  Gläubigen  eine  weite  Freiheit  innerhalb 
ihrer  unvollkommenen  Umwelt.  Bemerkenswert  war  die  Geschicklichkeit, 
mit  welcher  Dupanloup  durch  feine  begriffliche  Unterscheidungen  den 
ewigen  Wahrheitskern  aus  der  Gegenwartshülle  herauszuschälen  verstand. 
Nicht  weniger  als  630  Bischöfe,  zu  denen  auch  der  spätere  Leo  X1H. 
zählte,  erklärten  dem  gelehrten  und  staatsklugen  Bischöfe  ihre  Zu- 
stimmung. Selbst  der  Papst  Pius  IX.  befand  sich  unter  den  Beglück- 
wünschenden, freilich  fügte  er  seinem  Lobe  hinzu,  er  hoffe,  der  Bischof 
werde  den  wahren  Sinn  des  Syllabus  ebenso  klar  entwickeln,  wie  er  den 
falschen  an  den  Pranger  gestellt  habe.2) 

Eine  weitere  Schwierigkeit  wird  durch  folgendes  gegeben.  Wenn 
eine  päpstliche  Bulle  in  der  von  Pius  IX.  gewählten  Form  auftritt,  daß 
sie  die  verworfenen  Sätze  positiv  entwickelt,  dann  erhebt  sich  die  Frage : 
Was  ist  die  wahre  Meinung  des  Papstes  ?  Ist  es  das  konträre  oder  das 
kontradiktorische  Gegenteil  des  von  ihm  verdammten  Irrtums? 

Aber  auch  deshalb  ist  es  schwer,  die  Wahrheit  zu  ergründen,  weil 
die  aufeinanderfolgenden  Päpste  sich  über  dieselbe  Frage  bisweilen  zu 
verschiedenen  Meinungen  bekannt  haben. 

Endlich  muß  man  sich  vergegenwärtigen,  daß  bei  aller  Starrheit 
ihrer  Dogmen  der  Opportunismus  einer  der  hervorstechendsten  prak- 
tischen Grundsätze  der  Kirche  ist.  Leo  XIII.  hat  ihn  in  seiner  Enzyklika 
„Immortale  Dei"  mit  folgenden  Worten  unumwunden  dargelegt:  „In  der 
Tat,  wenn  auch  die  Kirche  es  nicht  erlaubt,  den  verschiedenen  fremden 
Religionsformen  dasselbe  Recht  einzuräumen,  wie  der  wahren  Religion, 
so  tadelt  sie  deswegen  die  Regierungen  nicht,  wenn  sie  wegen  großer 
staatlicher  Vorteile,  oder  um  Übles  zu  verhindern,  nach  Herkommen 
und  Gewohnheit  dulden,  daß  diese  im  Staate  bestehen." 8) 


*)  Dem  Nationalökonomen  bietet  diese  Distinktion  keine  Schwierigkeit.  Die  Lehre 
der  späteren  liberalen  Schule  war  ja:  Die  wirtschaftliche  Freiheit  ist  das  universelle 
System  (Thesis),  es  gibt  aber  gesellschaftliche  Zustände  (Hypothesis),  die  sie  nicht  voll 
durchführbar  erscheinen  lassen.  So  auch  in  der  Theorie :  die  Gesetze  sind  schlechthin 
richtig,  aber  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen. 

s)  Vgl.  Leroy-Beaulieu,  Les  Catholiques  Liberaux  S.   196,  besonders  S.  203. 

s)  0/  Muser,  Der  Ultramontanismus  und  das  Zentrum,  1907,  S.  49. 
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In    welchem   Staate   wird   heutigen  Tagtfl  nicht  entweder  staatlicher 

Vorteil  oder  Verhinderung  eines  Übels  die  Regierung  zur  Duldung  be- 
stimmen? Bereits  im  17.  Jahrhundert  verstanden  Katholiken  diese  Be- 
weggründe ku  würdigen,  wie  die  Gewährung  der  religiösen  Freiheit  an 

Alle,  die  an   Christus  glaubten,  in  Maryland  im  Jahre    1649  beweist 

Ans  allen  diesen  Gründen  haben  die  Entscheidungen  des  Papstes 
ein  sehr  geringes  politisches  Gewicht.  Die  Tatsachen  bestätigen  es. 
Die  Republiken,  von  welchen  die  katholische  Kirche  nicht  zur  Staats- 
kirche erklärt  worden  ist,  haben  sich  nie  in  ihrer  Ruhe  stören  lassen, 
wenn  der  Papst  die  Volkssouveränetät  verdammte.  Auch  im  Sommer 
1910,  als  Pius  X.  die  Lehren  des  Sillon  verwarf,  nahmen  die  Regie- 
rungen und  die  großen  Zeitungen  dieser  Länder  keine  Notiz  von  seinen 
Angriffen.  Diejenigen  Republiken  aber,  welche  die  katholische  Kirche 
zur  Staatskirche  erhoben,  haben  nie  den  ganzen  Syllabus  in  ihre  Gesetz- 
gebung aufgenommen,  sondern  sich  damit  begnügt,  die  Kultusfreiheit 
aufzuheben  oder  zu  beschränken.  Aber  selbst  diese  Stellung  haben  sie 
nicht  aufrecht  erhalten  können.  In  Peru,  wo  die  Kultusfreiheit  auf 
dem  Papiere  nicht  besteht,  hat  man  sich  trotzdem  veranlaßt  gesehen, 
in  Callao,  Lima  und  Cuzco  anglikanische  Kirchen  und  Missionsschulen 
zuzulassen,  und  in  Colombia,  wo  die  katholische  Kirche  gleichfalls 
Staatskirche  ist,  sind  andere  Kirchen  in  ihrer  Tätigkeit  unbehindert, 
wenn  ihre  Dogmen  der  christlichen  Sittenlehre  nicht  widerstreben. *) 
Und  wie  soll  man  sich  anders  das  Eintreten  solcher  Parteien,  welche 
zum  Schutze  der  katholischen  Interessen  begründet  worden  sind,  für 
das  allgemeine,  gleiche,  direkte  Wahlrecht  erklären  ?  In  ihren  Hand- 
lungen achten  sie  so  wenig  auf  die  Lehren  des  Papstes,  wie  einstens 
die  liberalen  Katholiken  in  Frankreich.  Der  Papst  verwirft  die  Volks- 
souveränetät und  dieses  Wahlrecht  ist  ein  echter  Sproß  der  Volks- 
souveränetät !  Der  Jesuit  Cathrein  tadelt  an  ihm,  daß  „hier  die  extrem 
individualistische  Auffassung  zum  Ausdruck  kommt,  die  den  Staat  nicht 
organisch  erfaßt,  sondern  als  eine  bloße  Summe  von  gleichberechtigten 
Individuen  unter  einer  gemeinsamen  Autorität  ansieht.  .  .  Die  bessere 
Einsicht,  die  höheren  Interessen,  die  berechtigten  Ansprüche  gelten 
nichts.  Bei  diesem  System  könnte  sich  nur  dann  das  wahre  und  beste 
Interesse  des  Volkes  wiederspiegeln,  wenn  jeder  einzelne  Wähler  einen 
vollen  Überblick  über  die  öffentlichen  Angelegenheiten  nach  allen 
Richtungen  hätte,  wenn  er  ferner  denjenigen  Abgeordneten  herauszu- 
finden wüßte,  welcher  der  tauglichste  zur  >  Vertretung  dieser  Interessen 
ist,  und  wenn  er  endlich  den  Willen  hätte,  immer  denjenigen  Abge- 
ordneten zu  wählen,    den   er   als   den   besten    erkennt.     Diese  Einsicht 


l)  The  Statesman's  Year  Book  unter  Peru  und  Colombia. 
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und  diesen  Willen  kann  man  aber  bei    der    großen   Menge    unmöglich 
voraussetzen."  l)  2) 

Diese  Betrachtungen  lassen  sich  mit  den  wenigen  Worten  zu- 
sammenfassen: Die  katholische  Kirche  ist  nach  Verfassung  und  Lehre 
mit  der  Demokratie  ebenso  wenig  verwandt  wie  der  Kalvinismus,  von 
dessen  angeblichen  Beziehungen  zu  ihr  in  der  Einleitung  gehandelt 
wurde.  Sie  bestehen  unzweifelhaft  in  einigen  protestantischen  Sekten, 
einem  Teile  der  Wiedertäufer  und  der  Independenten.  Wahrscheinlich 
ist  der  Brownismus  unter  dem  Einflüsse  der  Täufer  entstanden. 

Wir  sind  am  Ende  des  zweiten  Buches  angekommen:  wenige  Be- 
merkungen sollen  uns  zum  dritten  hinüberführen. 

In  dem  zweiten,  ja  schon  in  dem  ersten,  haben  wir  von  der  Ein- 
wirkung der  Parteien  und  der  Berufspolitiker  auf  die  Vorgänge  in  den 
Demokratien  sprechen  müssen.  Aber  wir  konnten  die  Zusammenhänge 
nicht  aufhellen.  Wir  sahen,  gleichsam  wie  auf  einem  Puppentheater, 
aus  den  Soffiten  herabhängende  Drähte,  mit  denen  die  auf  der  Bühne 
heftig  agierenden  Edlen  und  Knechte  verbunden  zu  sein  schienen. 
Leider  verschwanden  die  Drähte  bald  hinter  einem  Dekorationsstücke. 

Diese  Zusammenhänge  wollen  wir  im  dritten  Buche  aufzuhellen 
suchen.  Wenn  es  erlaubt  ist,  im  Bilde  zu  bleiben :  wir  wollen  uns  auf 
den  Schnürboden  des  Puppentheaters  begeben. 


1)  Zitiert  bei  Goetz  a.  a.  O.  S.  217. 

2)  Auch  der  oft  gehörten  Meinung,  die  sittliche  Lehre  der  Kirche  sei  demokratisch, 
kann  ich  nicht  beipflichten.  Sie  ist  anti  -  individualistisch,  altruistisch,  hält  das  Begehren 
nach  irdischer  Habe  zurück,  lehrt  Kränkungen  ertragen,  hemmt  Ehrgeiz  und  Ehrliebe, 
lehrt  Ehrfurcht,  befördert  nicht  die  Sucht,  die  eigene  Person  zur  Geltung  zu  bringen. 
Die  Kirche  hat  das  Los  der  Unfreien  zu  mildern,  aber  nicht  die  Unfreiheit  abzuschaffen 
gesucht.  In  den  Vereinigten  Staaten  stand  sie  noch  im  19.  Jahrhundert  auf  der  Seite  der 
Sklavenhalter. 


Drittes  Buch. 


Der  Mechanismus  der  modernen 
Demokratie. 


Einleitung. 

In  jeder  Staatsform  muß  es  eine  Person  geben,  welche  höchste  Befehle 
erteilt,  so  daß  alle,  welche  sie  nicht  selbst  gegeben  hat,  mittelbar  auf  sie 
zurückgehen.  In  der  absoluten  Monarchie  ist  es  der  Monarch,  welcher 
diese  Gewalt  ausübt.  Dem  Monarchen  entsprechen  in  der  auf  dem 
allgemeinen  gleichen  Stimmrechte  ruhenden  modernen  Demokratie 
Tausende,  Hunderttausende,  Millionen  von  Aktivbürgern,  die  nach  den 
Bestimmungen  der  Verfassung  aus  der  gesamten  Bevölkerung  aus- 
geschieden werden  und  das  gleiche  Recht  auf  die  Lenkung  des  Staates 
haben.  Wie  wird  es  nun  möglich  sein,  diese  Massen  dazu  zu  bringen, 
einen  Willen  zu  haben,  den  die  höchste  Befehlsgewalt  doch  voraus- 
setzt? Der  Kürze  halber  wollen  wir  es  in  einer  allgemeinen,  des 
Ernstes  heutiger  Wissenschaft  baren  Weise  darlegen;  wer  aber  die 
realistische  Methode  vorzieht,  sei  in  R.  Schmidts  „Allgemeiner  Staats- 
lehre" auf  das  lehrreiche  Kapitel  über  die  Parteien  verwiesen.1) 

So  antworten  wir  denn:  Natur  und  Geschichte  arbeiten  vor.  Die 
Natur  hat  die  Aktivbürger  verschieden  ausgestattet,  jedoch  so,  daß  be- 
stimmte Eigenschaften  sich  in  einer  größeren  Zahl  wiederfinden.  Die 
einen  drängen  vorwärts,  die  anderen  bleiben  bedächtig  stehen:  diese 
haben  das  Bedürfnis,  alle  Fragen  in  abstrakter  Weise  zu  vereinfachen, 
jene  in  ihrer  konkreten  Mannigfaltigkeit  zu  erwägen;  ein  Teil  will  alle 
Folgerungen  aus  dem  Programm  verwirklichen,2)  ein  anderer  ist 
geneigt,  die  äußersten  Spitzen  abzubrechen  und  sich  mit  dem  Gegner 
zu  vertragen;3)  der  seelische  Grenzpunkt  heißt  hier  „Narrheit",  dort 
„Dummheit". 


1)  I  238  f. 

2)  Es  sind  die  Radikalen.  Zur  Klärung  trägt  es  bei,  wenn  die  naheliegende, 
aber  anscheinend  unbekannte  Tatsache  hervorgehoben  wird,  daß  es  in  allen  Parteien 
Radikale  gibt :  konservative,  liberale,  demokratische,  sozialistische,  ultramontane  Radikale. 

3)  Über  die  Notwendigkeit  von  Kompromissen,  welche  radikale  Köpfe  nicht  be- 
greifen, vgl.  Bryce  I  25  Anm.  (Hamilton)  und  I  308. 
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Die  Natur  hat  auch  den  Boden,  auf  dem  sie  leben,  verschieden  ge- 
formt, sie  hat  Meer  und  Festland,  Gebirge  und  Ebenen  entstehen  lassen. 
Die  unter  denselben  Bodenverhältnissen  Lebenden  haben  gleiche  Interessen, 
welche  häufig  den  Interessen  der  von  anderen  Gestalten  der  Erdoberfläche 
Beherrschten  entgegengesetzt  sind.  Was  die  Natur  begonnen  hat,  setzt  die 
Geschichte  fort.  Die  historische  Entwicklung  sondert  sie  in  Ackerbauer  und 
Händler,  in  Dörfler  und  Städter,  in  Zünftler  und  Sozialisten,  in  Katho- 
liken und  Protestanten,  und  in  jeder  Gruppe  gibt  es  Reiche  und  Arme, 
Vornehme  und  Niedrige,  wenn  auch  in  einigen  mehr,  in  anderen 
weniger.  So  ballen  sich  allmählich  aus  der  großen  einförmigen  Menge 
kleine  und  größere  Haufen  zusammen,  die  sich  bald  mehr  durch  gleiche 
Ideen  und  gleichen  Charakter,  bald  mehr  durch  gleichen  Beruf  und 
gleiche  Interessen  angezogen  fühlen,  aber  anderen  Haufen  mit  anderen 
Ideen,  Charakteren,  Berufen  und  Interessen  feindselig  gegenüberstehen. 

Und  nun  stelle  man  sich  vor,  es  erscheine  plötzlich  der  Staats- 
wagen! Über  desen  Ursprung  wollen  wir  nichts  weiter  mitteilen,  man 
möge  sich  vorstellen,  daß  man  auf  ihm  rascher  zum  Ziele  gelangt, 
als  bisher,  weshalb  jeder  Haufe  ihn  für  sich  zu  erobern  sucht. 

In  dem  Getümmel  sehen  die  Verständigsten  eines  Haufens  ein,  daß 
sie  mehr  Kraft  gewinnen,  wenn  sie  sich  einem  Hauptmann  unterwerfen, 
welcher  ihre  Bewegungen  klug  zum  Angriff  leitet.  Es  gelingt  ihnen, 
einen  Teil  der  Mitkämpfer  zu  überzeugen,  während  andere  abseits  stehen 
bleiben.  Ein  Führer  wird  gewählt.  Dieser  weiß,  daß  der  Herr  der 
Heerscharen,  der  ja  selbst  gegen  die  finsteren  Mächte  hat  zu  Felde 
ziehen  müssen,  seit  jener  Zeit  immer  auf  Seite  der  starken  Bataillone 
gestanden  hat.1)  Daher  sucht  er  alle  Mannschaften,  die  zu  ihm  halten, 
seinen  Regimentern  einzuverleiben  und  für  die  Schlacht  zu  drillen,  weshalb 
er  auch  Unterbefehlshaber  aller  Art  anstellt.  Mit  dieser  Organisation 
übt  der  Haufe  einen  so  starken  Zug  auf  den  Staatswagen  aus,  daß  die 
anderen  dem  Beispiele  folgen  müssen;  auch  sie  wählen  einen  Führer 
und  reihen  sich  in  ein  Regiment  ein.  Die  kleinsten  Haufen  aber  machen 
die  Erfahrung,  daß  sie  einflußlos  sind  und  in  dem  Gedränge  in  Gefahr 


J)  Von  dem  kriegerischen  Geiste,  der  im  Himmel  herrscht,  hatte  Niemand  so  genaue 
Kunde  wie  der  große  Dichter,  der  auch  in  der  Lage  war,  das  dortige  Arsenal  zu  be- 
schreiben : 

Qui  l'asta  si  conserva,  onde  il  serpente 

Percosso  giacque ;  e  i  gran  fulminei  strali 

E  quelli  ch'  invisibili  a  la  gente 

Portan  l'orride  pesti  e  gli  altri  mali ; 

E  qui  sospeso  e  in  alto  il  gran  tridente, 

Prirao  terror  de'  miseri  mortali, 

Quando  egli  avvien  che  i  fondamenti  scota 

De  l'ampia  terra,  e  le  citta  percota. 

La  Gerusalemme  Liberata,  VII  8l. 
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geraten,  erdrückt  zu  werden,  wenn  sie  sich  ni<  hl  einem  größeren  an- 
schließen. Deshalb  versprechen  de  dem  Führer,  Heere  folge  zu  leisten,  wenn 
ei  gelobt,  Rlr  ihre  besonderen  Wünsche  einzutreten,  was  dann  in  feier- 
licher Weise  geschieht  So  vermindert  sich  die  Zahl  der  Haufen  immer 
mehr;  anstatt  einer  ursprünglich  willenlosen,  ungelenken,  anscheinend 
unterschiedslosen  Masse  erblicken  wir  einige  geordnete,  unter  den  Bi  - 
fehlen  von  Führern  stehende  politische  Heere;  wir  nennen 
sie  Parteien.  Sic  liefern  sich  Schlachten  um  die  Lenkung  des  Staates. 
Diejenige  Partei,  welche  an  dem  Schlachttage  die  meisten  Anhanger 
um  sich  geschart  und  den  (iegner  niedergeworfen  hat,  gibt  ihm  bis  zum 
nächsten  ausschließlich  die  Richtung.  Damit  ist  der  einheitliche  Wille 
in  der  Demokratie  gebildet.  Es  ist  ein  Parteiwille,  der  Wille  derjenigen 
Partei,  welche  die  Mehrheit  in  der  Landesgemeinde,  im  Parlamente 
beim  Referendum  hat.  Ihr  fällt  damit  die  höchste  Befehlsgewalt  zu, 
sie  läßt  den  Willen  der  anderen  Parteien  nicht  wirksam  werden. 

Den  festen  Ausgangspunkt  für  unsere  Betrachtung  haben  wir  nun- 
mehr gewonnen:  Es  ist  die  Partei  und  der  mit  ihr  unzertrennlich  ver- 
bundene Mehrheitswille.  Aber  gibt  es  denn  nicht  auch  in  der  kon- 
stitutionellen Monarchie  Parteien  und  Mehrheitswillen  ?  Gewiß,  aber  sie 
sind  nicht  die  5  einzigen  Kräfte,  die  dem  Staate  die  Richtung  geben. 
Neben  ihnen  betätigen  sich  andere  Mächte,  die  nicht  unmittelbar  oder 
mittelbar  vom  Volkswillen  abhängen. 

Sind  sie  die  bewegenden  Kräfte  der  Demokratie,  dann  muß  es 
auffallen,  daß  hier  und  da  ungünstige  Urteile  über  sie  gefällt  werden. 
Maines  Unwille  spricht  sich  darin  aus,  daß  er  sie  mit  dem  menschlichen 
Kampftriebe  in  die  unmittelbarsten  Beziehungen  bringt.  Dafür  führt 
er  in  dem  ersten  Teile  seines  Werkes  „Populär  Government"  Tatsachen 
an,  in  denen  kaum  ein  anderer  Beweggrund  hervortritt.  Nicht  so  wreit 
wie  Maine  geht  Ostrogorski;  nach  ihm  kann  die  Demokratie  nicht  ohne 
Parteien  bestehen,  aber  er  verwirft  die  dauernd  bestehenden  Parteien. 
Die  eigentümliche  Stellung  beider  Männer  zu  den  Parteien  erklärt  sich  daraus, 
daß  wesentliche  programmatische  Unterschiede  weder  in  England  zur 
Zeit  Maines  bestanden,  noch  in  den  Vereinigten  Staaten  bestehen,  dort 
zwischen  Konservativen  und  Liberalen,  hier  zwischen  Republikanern 
und  Demokraten ; *)  in  Amerika  aber  legt  sich  die  Parteiorganisation  wie 
ein  eiserner  Reif  um  die  wurmstichigen  alten  Dauben. 

Nach  diesen  Ausführungen  ist  es  leicht,  den  Mechanismus  der 
Demokratie  zu  erklären.  Gefühle,  Bedürfnisse,  Strebungen  aller  Art 
werden  durch  das  Stimmrecht  zu  einer  Kraft,  welche  von  der  Partei 
planmäßig   zur  Erzeugung   bestimmter  Wirkungen   benutzt   wird.     Die 


l)  Sir  Henry  Sumner  Maine,    Populär  Government,  5  ed.   1897,  S.  30  f.  Ostrogorski 
O.  II  646  f. 
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Partei  vereinigt  in  sich  gleichsam  die  Funktionen  des  Motors,  der 
Übertragungsmaschine,  der  Werkzeugmaschine.  Keine  Maschine 
kann  ihren  Zweck  erfüllen,  wenn  sich  nicht  Personen  ihrer  Bedienung 
widmen. 

So  zerfällt  dieses  Buch  in  drei  Kapitel,  von  denen  das  erste  vom 
Stimmrechte,  das  zweite  von  der  Partei  und  dem  Wahlkampfe,  das 
dritte  von  den  Berufspolitikern  handelt.1) 

Das  demokratische  Wahlrecht  wurde  im  vierten  Kapitel  des  zweiten 
Buches  dem  liberalen  gegenübergestellt,  und  im  fünften  handelten  wir 
von  seiner  Begründung.  Hier  betrachten  wir  es  als  einen  Teil  des 
demokratischen  Mechanismus. 


Erstes  Kapitel. 

Das  Wahl-   und  Stimmrecht  in   der  Demokratie. 

Es  liegt  im  Wesen  der  modernen  Demokratie,  daß  sie  nicht  nur 
nach  der  Gleichheit,  sondern  auch  nach  der  weitesten  Ausdehnung  des 
Wahl-  und  Stimmrechts  strebt.  Welche  konkrete  Forderungen  sie  auf 
diesem  Gebiete  erhebt,  soll  in  diesem  Kapitel  untersucht  werden.  Da- 
rum erinnere  man  sich  der  naturrechtlichen  Voraussetzungen  der  Theorie 
der  modernen  Demokratie,  welche  Jellinek,  wie  man  sich  erinnern  wird, 
mit  folgenden  Worten  ausgesprochen  hat:  „Im  letzten  Grunde  führt 
die  moderne  Demokratie  auf  den  staatsrechtlichen  Ausgangspunkt  des 
modernen  Naturrechtes  zurück,  die  Ableitung  der  Staatsgewalt  aus  dem 


l)  Dem  Leser  wird  es  bekannt  sein,  daß  die  Schriftsteller  mit  Vorliebe  die  Parteien 
aus  einer  psychologischen  Wurzel  haben  hervorgehen  lassen.  Niemand  so  schön  und 
geistvoll  wie  Rohmer  durch  die  Vergleichung  der  Parteien  mit  den  vier  Altersstufen. 
Macaulay  unterscheidet  dort,  wo  er  den  Bürgerkrieg  behandelt,  um  Whigs  und  Tories 
zu  charakterisieren,  zwischen  Sanguinikern,  welche  Neuerungen  hold  sind,  und  Melancho- 
likern, welche  zäh  am  Alten  kleben,  zwischen  Autoritäts-  und  Fortschrittsparteien.  Lecky 
stellt  in  seiner  Geschichte  Englands  im  18.  Jahrhundert  statische  und  dynamische  Par- 
teien gegenüber,  Parteien,  welche  den  Wert  der  Dauer  und  andere,  welche  die  Be- 
deutung des  Wachsens  erkennen;  aber  auch  gemeinere  Eigenschaften  wirken  mit:  hier 
konservative  Dummheit,  dort  radikale  Narrheit.  Bryce  sondert,  wie  Riehl  Mächte,  so 
Parteien  der  Bewegung  und  Parteien  des  Beharrens.  In  der  Union  vermißt  er  sie.  Von 
dem  Beginn  der  Union  bis  zum  Ende  des  Bürgerkrieges  schieden  sich  die  Parteien  nach 
staatsrechtlichen  Gesichtspunkten :  Unitarier  und  Partikularisten,  nach  wirtschaftlichen : 
Schutzzöllner  und  Freihändler;  gewöhnlich  zusammenfallend.  Jetzt  klare  Scheidung  ver- 
schwunden, keine  Partei  habe  Prinzipien,  beide  Traditionen;  „all  has  been  lost,  except 
office  or  the  hope  of  it!"  II  21.  Daß  die  Sozialdemokratie  als  das  Prinzip  der  Partei- 
bildung die  Klasse  betrachtet,  bedarf  nur  der  Erwähnung.  Heute  wissen  wir,  daß  die 
Parteien  nicht  ausschließlich  Klassenorganisationen  sind. 

Diese  Ausführungen    zur  Verdeuüichung  der  im  Texte  ausgesprochenen  Auffassung. 
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vereinigten,  ursprünglich  souveränen  Willen  der  atlfl  dem  Natur-  in  dm 
staatlichen  Zustand  hinubertntenden  Menschen.  Daher  ist  für  sie  das 
politische  Recht,  die  Anteilnahme  an  der  Staatsgewalt,  ein  allgemeines, 
aus  der  menschlischer  Natur  fließendes,  das  jedem  in  den  Staatsverband 
aufgenommenen  .  .  .  Individuum  'zustehen  muß." 

Diese  Theorie    wird    den  Leitfaden    unserer    Untersuchung    bilden. 

I. 

Die  fundamentalen  Forderungen. 

Die  ersten  Forderungen  wiederholen  oder  führen  früher  Besprochenes 
breiter  aus.  Mit  der  Demokratie  ist  unverträglich  erstens  ein  Zensus- 
wahlrecht, denn  ein  noch  so  niedrig  gegriffener  Zensus  muß  einen 
Teil  der  Bürger  von  der  Ausübung  ihrer  Menschenrechte  ausschließen. 
Daß  in  der  Union  noch  Überreste  des  Wahlzensus  bestehen,  werden 
wir  später  sehen.  Zweitens.  Das  Stimmrecht  ist  auf  die  Frauen  aus- 
zudehnen, denn  die  Natur  hat  ihnen  die  gleichen  Rechte  wie  den 
Männern  verliehen.  Zwar  ist  dieser  Anspruch  bisher  erst  in  den  Ver- 
einigten Staaten  und  hier  nur  in  geringem  Umfange  anerkannt, *)  aber 
in  allen  Demokratien  geben  die  Politiker  zu,  daß  er  prinzipiell  von  der 
Demokratie  nicht  bestritten  werden  könne.  „Die  Schweiz  ist  für  alle 
Freiheiten  zugänglich",  schreibt  Schollenberger 2),  „nur  nicht  für  die- 
jenige des  Weibes  I"  Drittens.  Der  Gesetzgeber  ist  nicht  befugt,  das 
Stimmrecht  bestraften  Verbrechern,  Armenhäuslern,  Bankerotteuren  und 
anderen  heutigen  Tages  von  diesem  wichtigen  Rechte  ausgeschlossenen 
Personen  zu  entziehen,  denn  kein  Vergehen  und  Verschulden  kann  ihr 
Menschtum,  ihre  ewigen  Menschenrechte  auslöschen. 8)  Aber  die  ent- 
gegengesetzte Übung,  welche  auch  dem  liberalen  Grundsatze  entspricht, 
Rechte  nur  dem  Würdigen,  nur  demjenigen  zu  verleihen,  der  Pflichten 


*)  Die  Frauen  haben  das  allgemeine  Stimmrecht  nur  in  W y o m i n g ,  Utah,  Colo- 
rado, Idaho,  Washington,  Süd-Dakota.  In  Kansas  haben  sie  das  Gemeinde- 
wahlrecht. In  mehr  als  der  Hälfte  aller  Staaten  besitzen  sie  das  aktive  und  passive 
Wahlrecht  für  die  Schulverwaltung,  in  einigen  nur  das  zweite.  Die  bisherigen  un- 
bedeutenden Eroberungen  schreibt  O.  zu  i.  der  Tatsache  „that  they  had  not  shown  a 
strong  enongh  wish  to  get  into  it  (political  life)  themselves;  2.  dem  Widerstände  der 
Männer.  „The  question  of  woman  suffrage  continues  to  be  raised  by  its  Champions 
with  tenacity",  aber  fast  regelmäßig  werden  die  Anträge  entweder  von  den  gesetzgeben- 
den Körpern  verworfen  oder    die  Beschlüsse    vom  Volke  beseitigt.     Ostrogorski  II  293  f. 

2)  Grundriß  I  45. 

s)  Von  dem  dauernden  oder  zeitweiligen  Verluste  des  Stimmrechtes  meint  Esmein : 
„Mais  cela  se  concilie  difficilement  avec  le  principe  que  j'etudie :  la  qualite  d'etre 
humain  est  ineffagable ;  si  le  droit  de  vote  y  est  attache,  il  doit  etre  lui-meme  indele- 
bile.  Rousseau  ne  disait-il  pas  que  „„rien  ne  peut  oter  aux  citoyens  le  droit  de  voter 
dans  tous  les  actes  de  la  souverainete?""  a.  a.  O.  S.  305. 
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erfüllen  kann,  ist  so  festgewurzelt, *)  daß  die  Bestrebungen  konsequenter 
Demokraten  bisher  nur  deren  Milderungen  zu  erreichen  vermocht 
haben.  Viertens  beweist  es  einen  rechtsfeindlichen  politischen  Utili- 
tarismus,  wenn  man  den  Soldaten  verwehrt,  ihr  Wahlrecht  auszuüben.  2) 
Fünftens.  Selbstverständlich  muß  man  das  zur  Wahlfähigkeit  berech- 
tigende Alter  möglichst  herabsetzen. 8)  „Die  Minderjährigkeit  macht 
zwar  zur  Ausübung  des  Wahlrechtes  unfähig",  schreibt  Hauriou,  „aber 
das  Recht  selbst  besteht."4) 

Wir  gehen  nun  zu  einigen  Folgerungen  über,  die  bisher  noch 
nicht  erörtert  worden  sind.  Die  Wahl  muß  direkt  sein,  denn  indirekte 
Wahlen  vermindern  den  Einfluß  des  souveränen  Bürgers  auf  das  Staats- 
leben. Am  13.  August  1792  forderte  der  Klub  der  Jakobiner  die  direkte 
Wahl  mit  der  Begründung,  daß  das  souveräne  Volk  sich  seiner  Souve- 
ränetät  möglichst  wenig  entäußern  dürfe.  Aber  es  wurden  auch  Zweck- 
mäßigkeitsgründe vorgebracht.  „Das  beste,  das  einzige  Mittel,  daß  gut 
gewählt  wird",  hatte  Anthoine  von  der  Tribüne  der  Jakobiner  aus- 
gerufen, „besteht  darin,  daß  das  Volk  selbst  wählt,  das  ganze  Volk, 
nur  das  Volk.  Man  kann  leicht  in  einem  Departement  drei-  oder  vier- 
hundert Wähler  bestechen,  aber  man  kann  nicht  achtzigtausend  Bürger 
bestechen."  5) 


x)  Nach  den  kantonalen  Rechten  gibt  es  in  der  Schweiz  7  Ausschließungsgründe  : 
Strafgerichtliches  Urteil,  Bevormundung,  Zahlungsunfähigkeit,  Unterstützungsbedürftigkeit, 
Wirtshausverbot,  Nichtbezahlung  der  Steuern,  Fremdendienst.  Der  Bund  hat  die  An- 
gelegenheit nicht  geregelt.     Schollenberger  Grundriß  I  51. 

In  Frankreich  sind  folgende  Ausschließungsgründe  in  Geltung:  „I.  toutes  les  con- 
damnations  criminelles  et  certaines  condamnations  correctionelles.  2.  la  declaration  de 
faillite;  3.  la  destitution  d'emploi"  (Notare,  Sachwalter  usw.).     Hauriou  S.  73. 

Vereinigte  Staaten.  „Unfähig  zum  Stimmrecht  sind  allgemein  Landesverräter,  Ver- 
brecher, die  mit  Zuchthausstrafe  bedacht  sind,  vor  allem  Kapitalverbrecher,  Schwach- 
sinnige, Irrsinnige,  Arme,  die  staatliche  Fürsorge  genießen,  außerdem  in  einigen  Staaten 
Duellanten,  der  Doppelehe  Schuldige,  Teilnehmer  an  Wahlwetten,  Meineidige,  Bestecher, 
Veruntreuer  von  Staatsgeldern.  .  ."  E.  C.  Meyer,  Wahl  und  Vorwahl  in  den  Vereinigten 
Staaten,  1908,  S.  9. 

2)  Im  Jahre  1894  wurde  von  Guesde  und  Genossen  ein  Gesetzentwurf  eingebracht, 
der  die  Aufhebung  des  Verbotes  forderte.     Esmein,  S.  306. 

Unter  den  französischen  Offizieren  findet  die  Forderung  immer  mehr  Zustimmung. 
L'Opinion,   191 1.  S.  747.     Ein  wichtiger  Aufsatzl 

s)  In  der  Schweiz  beginnt  im  allgemeinen  das  Wahlrecht  mit  dem  zurückgelegten 
20.  Lebensjahre,  in  einigen  Kantonen,  Nidwaiden,  Schwyz,  Zug  noch  früher;  in  Frankreich 
und  der  Union  mit  dem  zurückgelegten  21.  Jahre. 

4)  a.  a.  O.  S.  74. 

5)  Aulard  S.  256 f.  Aulard  bemerkt  dazu:  „Le  suffrage  ä  deux  degres  ne  justifia 
pas  les  defiances  exprimees  par  Marat,  par  Robespierre  et  par  Anthoine.  II  forma  la 
Convention  des  Frangais  les  plus  energiques  et  les  plus  capables.  Le  suffrage  direct,  a 
cette  epoque  oü  la  masse  du  peuple  etoit  si  ignorante,  aurait-il  fait  des  choix  aussi 
reflechis?"  Die  Verfassung  von  1793  hielt  auch  in  einigen  Fällen  an  der  indirekten  Wahl 
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Die  Wahl   niuL»  geheim  sein,    damit  nicht  selbstsüchtige  Interessen 
den   Bürger  verhindern   können,    nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu 
stimmen.     Zwar  bei  der  Beratung  der  Verfassung  von   1793  hatten  die 
Abgeordneten   geschwankt,  ob  sie  die  öffentliche  oder  geheime  Stimm- 
abgabe   empfehlen    sollten.      Montesquieu,    dessen    Ansehen    grob    war, 
hatte  für  die   Demokratie  die  öffentliche  Stimmabgabc  für  zweckmäßig 
gehalten;    „il  taut  que  le  petit    peuple  soit    öclaire    par  les    prineipaux, 
et  contenu    par  la  gravite  de  certains  personnages"  (II,  2).     Ja  Barere, 
der  Anakreon  der  Guillotine,   verwarf  die   geheime  Wahl  mit  den  ein- 
leuchtenden Gründen,  „daß  sie  schwachen  oder  bestochenen  Menschen 
ermöglichen  würde,    schlecht  zu  wählen  und  daß    man    guten  Bürgern 
das  Recht,- mutig  zu  sein,  nicht  verkümmern  dürfe."  *)     Aber,  abgesehen 
von  einigen  Ausnahmen,  sind  die  Führer  der  Demokratie  stets  für  die 
geheime  Wahl  eingetreten,  und  im  Aussinnen  von  Mitteln,  welche  die 
vollste  Heimlichkeit  verbürgen,  haben  sie  eine  edle  Hartnäckigkeit  be- 
wiesen.    Von   diesen    Mitteln   ist   am   bekanntesten    und   verbreitetsten 
„The  Australian  Bailot".     Die  Parteien  müssen  die  Namen  ihrer  Kandi- 
daten der  Wahlbekörde  einreichen;  diese  läßt  einen  Stimmzettel  drucken, 
auf  welchem    die   Namen   der   Kandidaten   aller   Parteien   stehen;    der 
Wähler    empfängt    beim    Eintritt    in    das    Wahlzimmer    einen    solchen 
Stimmzettel,   zieht  sich  in   die  Wahlzelle   zurück,   wo   er   den   oder  die 
Namen  des  oder   der  ihm   genehmen  Kandidaten   anstreicht,   sofern  er 
nicht  neue  Namen   hinzuschreibt;   er   wirft   dann   seinen  Wahlzettel  in 
eine  Wahlurne,    welche  so   aufgestellt  ist,  daß   der  Vorgang   von  allen 
Seiten  beobachtet  werden  kann.     Noch   vollkommener   sind  die  selbst- 
tätigen Registrirapparate,  welche  die  Tätigkeit  des  Wählers  darauf  be- 
schränken, auf  einen  Knopf  oder  mehrere  Knöpfe   zu  drücken.  —  Be- 
merkenswert  ist   es,   daß   in   den   Kantonen  Aargau   und   Graubünden 
bei  gewissen  Wahlen  die  offene  Stimmabgabe  beschlossen  werden  darf. 2) 
Drittens     verstößt     es     gegen    die    Menschenrechte,     wenn     das 
Gesetz  die  Ausübung  des  Wahlrechts  davon  abhängig  macht,  daß  der 
Bürger  sich  eine  bestimmte  Zeit  in  dem  Wahlkreise  vor  der  Wahl  auf- 


fest. Aulard  S.  306  f.  Taine  befürwortete  aus  Zweckmäßigkeitsgründen  in  seiner  Bro- 
schüre „Du  Suffrage  Universel"  (1872)  die  Rückkehr  zur  indirekten  Wahl.  Er  verwarf 
das  allgemeine  Stimmrecht,  weil  das  französische  Volk  politisch  noch  zu  ungebildet  sei, 
wofür  er  drastische  Beispiele  anführte,  aber  das  Recht  habe  zu  lange  bestanden,  als  daß 
es  wieder  abgeschafft  werden  könne.  Der  Rettungsweg  aus  dieser  Lage  sei  die  Rückkehr 
zur  indirekten  Wahl.  Die  Wahlberechtigten  seien  wohl  imstande,  die  Charaktere  ihrer 
Mitbürger  soweit  zu  erkennen,  um  Vertrauensmänner  zu  wählen.  Diese  sollten  sich 
dann  einige  Tage  in  der  Hauptstadt  des  Departements  versammeln  und  den  richtigen 
Mann  wählen. 

1)  Aulard  S.  299. 

2)  Schollenberger,  Grundriß  I  92  f. 
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gehalten  hat.  Denn  durch  solche  Bestimmungen  wird  eine  geringere 
oder  größere  Zahl  der  Wahlberechtigten  je  nach  der  Jahreszeit  oder 
der  Stärke  des  einem  Volke  eigentümlichen  Ortsveränderungsdranges 
vom  Wahlakte  ausgeschlossen  werden. x)  Vom  Standpunkte  der  Menschen- 
rechte durchaus  mit  Recht,  vom  Standpunkte  der  Zweckmäßigkeit  mit 
Unrecht!  Denn,  wo  derartige  Bestimmungen  fehlen,  kann  eine  Partei 
Wähler  aus  anderen  Wahlkreisen,  welche  kurz  vor  der  Aufstellung  der 
Wahllisten  ihren  Wohnsitz  dorthin  verlegen,  für  die  Wahl  heranziehen, 
und  es  ist  gewissenlosen  Wählern  möglich,  in  anderen  Wahlkreisen  für 
abwesende,  gestorbene  Mitglieder  einer  Partei  oder  in  die  Wahllisten 
geschmuggelte  Schemen  zu  stimmen.  Daher  finden  wir  denn  auch  in 
den  drei  Republiken  Vorschriften  dieser  Art.2) 

IL 
Das  Problem  der  Gleichwertigkeit  und  die  Listenwahl. 

Wir  gelangen  nun  zu  einer  Forderung,  der  vierten,  die  nur  nach 
und  nach  in  allen  ihren  Konsequenzen  übersehen  worden  ist:  es  muß 
der  Wert  jeder  Stimme  dem  Werte  jeder  anderen  Stimme  gleich  sein. 
Wenn  ein  Land  einen  einzigen  Wahlkreis  bildet  und  alle  Kandidaten 
einstimmig  gewählt  werden,  haben  alle  Stimmen  gleichen  Wert.  Aber 
gewöhnlich  spaltet  sich  die  Wählerschaft  in  Mehrheit  und  Minderheit, 
was  uns  noch  später  beschäftigen  wird,  und  es  besteht  die  Einrichtung, 
daß  das  Staatsgebiet  in  Wahlkreise  eingeteilt  wird,  damit  der  Wähler 
sich  ein  Urteil  über  die  Kandidaten  bilden  kann.  Diese  Einteilung 
gibt  aber  in  allen  Staaten  zu  vielen  Klagen  Veranlassung,  wie  die 
Wörter  „Wahlkreisgeometrie",  „Gerrymandering"  und  andere  beweisen. 
Nach  welchen  Grundsätzen  sollten  die  Wahlkreise  gegeneinander  ab- 
gegrenzt werden? 

Im  Mutterlande  des  Parlamentarismus  bestand  im  17.  Jahrhundert 
keine  feste  Regel  für  die  Zahl  der  Grafschaftsvertreter;  gewöhnlich 
wurden  zwei  Ritter  von  jeder  Grafschaft  gewählt  Es  war  fast  selbst- 
verständlich, daß  sich  die  erste  Revolution  des  17.  Jahrhunderts  mit 
der  Frage  beschäftigte.     Die  „Heads  of  the  Proposais"  regten,  wie  wir 

*)  Jules  Guesde  und  Genossen  haben  1894  im  französischen  Parlamente  die  Auf- 
hebung dieser  Vorschriften  des  französischen  Rechtes  beantragt.     Esmein  S.  305. 

2)  In  der  Schweiz  (im  allgemeinen)  Erwerb  des  Stimmrechtes  nach  einer  Nieder- 
lassung von  drei  Monaten  sowohl  nach  Bundesrecht  wie  Kantonsrecht  (Siehe  die  aus- 
führliche Darstellung  bei  Schollenberger,  Grundriß  I  47  f.).  In  Frankreich  nach  sechs 
Monaten  in  der  Gemeinde.  Die  Frist  in  der  Union:  ein  Jahr  im  Staate,  in  der  Graf- 
schaft oder  der  Stadt  zwischen  zwei  und  vier  Monaten,  im  Wahlbezirke  20—30  Tage 
vor  der  Wahl.  Ostrogorski  II  302.  Vgl.  die  eingehenden  Darlegungen  von  Meyer  a. 
a.  O.  S.  8. 
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früher     ahen,    „some  rulc  of  cquality  or  proportion"  an,    und  schlagen, 

redenk  des  Ursprunges  des  englischen  Parlamentes  als  einer  Ein- 
richtung zur  Bewilligung  von  Steuern  vor,  daß  die  Zahl  der  Grafschaft* 
Vertreter  im  Verhältnis  stehen  sollte  „to  the  respective  rates  they  bear 
in  the  common  charges  and  burdens  of  the  kingdom."  „The  Instrument 
of  Government"  führte  auch  im  X.  Artikel  eine  Neuverteilung  der 
Wahlsitze  ein.  Als  die  Franzosen  im  folgenden  Jahrhundert  ihre  große 
Revolution  machten,  tauchte  die  Frage  wieder  auf.  Die  Verfassung 
von  1791  löste  sie  in  sinnreicher  Weise,  indem  sie  zu  dem  von  Crom  well 
und  Ireton  gewählten  Elemente  noch  Umfang  und  Bevölkerung  des 
Wahlkreises  hinzufügte:  les  representants  seront  distribues  entre  les  83 
departements  selon  les  trois  proportions  du  territoire,  de  la  population 
et  de  la  contribution  directe.  Aber  dies  ist  keine  demokratische 
Lösung.  Sie  differenziert  die  Rechte  der  Bürger;  bei  dem  Abschluß  des 
Gesellschaftsvertrages  sind  nicht  Länder,  Steuern  und  Menschen  zu- 
sammengetreten, sondern  nur  Menschen.  Es  hat  demnach  schon  die  Ver- 
fassung von  1793  derjenigen  von  1791  einen  scharfen  Verweis  mit  den 
Worten  erteilt:  La  population  est  la  seule  base  de  la  representation 
nationale.  Die  Verfassung  von  1848  bekannte  sich  zu  demselben  Grund- 
satz. Die  amerikanische  Bundesverfassung  stellte  sich  auf  den  gleichen 
Standpunkt,  aber  das  Bestehen  der  Sklaverei  verhinderte  die  konsequente 
Durchführung  des  Prinzips.  Das  nach  dem  Bürgerkriege  erlassene 
XIV.  Amendement  formuliert  ihn  so :  Representatives  shall  be  apportioned 
among  the  several  States  aecording  to  their  respective  numbers,  counting 
the  whole  number  of  persons  in  each  State,  exeluding  Indians  not 
taxed.  Die  Bundesverfassung  der  Schweiz  bestimmt,  daß  auf  je  20000 
Seelen  der  Gesammtbevölkerung  ein  Mitglied  des  Nationalrates  gewählt 
werden  soll. 

Fremde  sollten  von  der  Gesamtzahl  abgezogen  werden ;  aber  es  wird  ge- 
wöhnlich nur  dann  beantragt,  wenn  man  sich  damit  einen  Vorteil  ver- 
schaffen, anderen  einen  Nachteil  zufügen  kann.  *)  Dagegen  ist  es  gerecht, 
die  Frauen  und  Minderjährigen  zu  den  Stimmberechtigten  hinzuzählen, 
da  sie  gemäß  strenger  demokratischer  Theorie  wahlberechtigt  sind. 

Sehen  wir  nun,  ob  dieser  Grundsatz  durch  die  Existenz  der  Wahl- 
kreise verletzt  wird. 

Die  feste  Basis  der  Wahlkreiseinteilung  bilden  in  Frankreich  die 
Arrondissements.  Jedes  Arrondissement,  das  nicht  mehr  als  100  000  Ein- 
wohner hat,  wählt  einen  Abgeordneten;  überschreitet  die  Bevölkerung 
diese  Zahl,  dann  wählt  es  zwei,  der  Wahlkreis  wird  geteilt;  sinkt  die 
Bevölkerung   wieder   auf  die   Normalzahl,    dann   wird   ihm    der   zweite 


l)  Die  Frage    ist   brennend    in    der  Schweiz.     Die    Abrechnung    der  Ausländer  ver- 
minderte die  Vertreter  der  Stadt  Zürich  um  dreizehn.     Schollenberger  a.  a.  O.  I  S.  173. 
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Vertreter  genommen;  beträgt  sie  mehr  als  200000,  dann  wählt  es  drei. 
Schließen  schon  diese  Bestimmungen  die  Möglichkeit  aus,  daß  jede 
Wahlstimme  in  Frankreich  den  gleichen  Wert  wie  jede  andere  hat,  so 
wird  die  Ungleichheit  noch  dadurch  verschärft,  daß  Departements  mit 
ungleicher  Bevölkerungszahl  die  gleiche  Zahl  von  Arrondissements  auf- 
weisen ;  und  umgekehrt.  Bodley  erwähnt,  daß  das  Departement  „Basses 
Alpes"  mit  124000  Einwohnern  in  fünf  Arrondissements  zerfällt  und 
daher  fünf  Abgeordnete  hat,  während  die  Haute  Marne  mit  243  000  Ein- 
wohnern drei  Abgeordnete  wählt,  weil  sie  in  drei  Arrondissements  ein- 
geteilt ist. J)  Tatsächlich  ist  also  nicht  nur  die  Bevölkerung,  sondern 
auch  die  Territorialeinteilung  ein  maßgebender  Faktor. 

Nach  der  Bundesverfassung  der  Schweiz  soll  auf  je  20000  Seelen 
ein  Mitglied  des  Nationalrates  gewählt  werden  (wobei  Bruchzahlen  über 
10000  für  20000  gerechnet  werden);  jeder  Kanton  und  bei  geteilten 
Kantonen  hat  jeder  der  beiden  Teile  wenigstens  ein  Mitglied  zu  wählen 
(bei  der  Volkszählung  von  1905  zählten  drei  Kantone  nicht  einmal 
20000  Menschen);  Wahlkreise  sollen  aber  nicht  aus  Teilen  verschiedener 
Kantone  gebildet  werden.  Daher  gibt  es  Einerkreise,  in  den  größeren 
Kantonen  aber  Wahlkreise,  in  denen  bis  zu  neun  Nationalräte  gewählt 
werden.  Die  sogenannten  Neunerkreise.  Welche  schwierigen  Probleme 
der  Wahlkreisarithmetik  werden  da  dem  Bunde  und  den  Kantonen 
nach  jeder  Volkszählung  gestellt,  welche  fürchterlichen  Anklagen  gegen 
die  stärkste  Partei  erhoben!  Eine  volle  Gleichwertigkeit  der  Stimmen 
ist  jedenfalls  ausgeschlossen.  Näher  kommt  man  der  Gerechtigkeit  bei 
den  Wahlen  zum  Ständerat  und  zum  Regierungsrat,  vorausgesetzt,  daß 
sie  vom  Volke  gewählt  werden,  da  der  ganze  Kanton  einen  Wahlkreis 
bildet.  Aber  nur  näher,  da  bis  jetzt  die  Zahl  der  Regierungsräte  nicht 
der  Bevölkerungszahl  proportional  ist,  und  jeder  Kanton  zwei  Stände- 
räte wählt.  Nun  die  Wahlen  zum  Kantonsrat!  Die  Wahlkreise  fallen 
dort,  wo  die  Gemeinden  einen  mittleren  Umfang  haben,  mit  den  Ge- 
meindewahlkreisen zusammen;  zuweilen  werden  mehrere  kleine  Ge- 
meindewahlkreise zur  Schaffung  eines  Kantonalwahlkreises  zusammen- 
geworfen: auch  gibt  es  große  Gemeinden,  die  in  mehrere  Wahlkreise 
zum  Zweck  der  Kantonswahlen  zerlegt  werden.  In  Freiburg,  Grau- 
bünden, Wallis,  die  bekanntlich  für  Verwaltungszwecke  in  Bezirke  oder 
Kreise  zerfallen,  bilden  diese  auch  Wahlkreise.  Die  feststehende  Zahl 
der  Vertreter  wird  dann  entweder  nach  dem  Kontingentierungsprinzip 
auf  die  Wahlkreise  nach  ihrer  Bevölkerung  verteilt,  oder  es  verändert 
sich  die  Zahl  der  Abgeordneten  nach  dem  Quotitätsprinzip.  Baselstadt 
wählt  stets  130  Abgeordnete,  Bern  einen  auf  je  2500  Einwohner.  Die  Zahl 
der  Kantonsräte  Zürichs  wuchs  so  stark,  daß  die  Verhältniszahl  von  1200 


l)  Bodley,  France,  S.  334. 
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auf  1500,  von  1500  neuerdings  auf  1800  erhöht  wurden.  Auch  wenn 
wir  die  Gerichtswahlcn  ganz  übergehen,  wird  niemand  daran  zweifeln, 
daß  die  Gleichwertigkeit  der  Stimmen  unerreichbar  ist,  weil  die  Wahl- 
kreise nicht  dieselbe  Bevölkerung  haben  (besonders  wenn  sie  mit  festen 
Territorialeinheiten  zusammenfallen),  bei  der  Kontingentierung  die  Ab- 
geordneten nicht  geteilt  werden  können  und  bei  der  Quotisierung  der 
die  Hälfte  übersteigende  Bruch  als  voll  gelten  muß. 

In  den  Vereinigten  Staaten  sind  die  Wahlkreise  für  die  Präsidenten- 
wahl in  den  meisten  Staaten  die  Staaten  selbst.  Da  die  Wahlen  nach 
dem  Majoritätsprinzip  erfolgen,  ist  es  mehrmals  vorgekommen,  daß  der 
besiegte  Kandidat  mehr  Stimmen  erlangt  hatte,  als  der  Sieger.  Hayes 
wurde  im  Jahre  1876  gewählt,  obwohl  für  ihn  etwa  250000  Stimmen 
weniger  abgegeben  worden  waren,  als  für  Tilden,  und  Harrison  im 
Jahre  1888  mit  rund   100 000  Stimmen  weniger,   als  Cleveland. 

Die  Bundessenatoren  werden  von  dem  gesetzgebenden  Körper  der 
Einzelstaaten  gewählt  Nun  wählt  aber  jeder  Staat  zwei  Senatoren 
daher  fehlt  auch  hier  die  Gleichwertigkeit.  Im  Jahre  1900  hatte  Vermont 
343641  Einwohner,  New  York  dagegen  7268894.  Bekanntlich  sollen 
die  Vertreter  zu  dem  Abgeordnetenhause  des  Bundes  über  die  Staaten 
nach  ihrer  Bevölkerung  verteilt  werden.  Den  Staaten  ist  die  Abgrenzung 
der  Wahlkreise  überlassen,  diese  Tätigkeit  muß  nach  jeder  Volkszählung 
wiederholt  werden ;  hat  der  Staat  sie  unterlassen,  dann  werden  die  neu 
hinzugekommenen  Mitglieder  von  dem  ganzen  Volke  gewählt.  Daß 
es  nur  annähernd  möglich  ist,  jedem  Wahlkreise  eine  gleiche  Be- 
völkerungszahl zuzuweisen,  ist  offensichtlich ;  dabei  haben  wir  die  Wahl- 
kreisgeometrie, das  „Gerymandering"  nicht  einmal  in  Anschlag  gebracht. 
Sowohl  die  Senatoren  wie  die  Mitglieder  des  Abgeordnetenhauses  der 
Einzelstaaten  werden  in.  Wahlkreisen  gewählt,  die  nach  jeder  Volks- 
zählung neu  gebildet  werden  müssen,  was  den  Wahlkreisgeometern  ein 
reiches  Tätigkeitsgebiet  eröffnet.  Dagegen  werden  die  höchsten  Staats- 
beamten, der  Gouverneur  und  sein  Kabinett  (man  verzeihe  den  nur  der 
Kürze  halber  gewählten  Ausdruck)  in  Wahlkreisen,  die  den  ganzen 
Staat  umspannen,  gewählt,  so  daß  hier  die  Gleichwertigkeit  der  Stimmen 
sich  soweit  durchführen  läßt. 

Wir  wollen  dem  Leser  den  Überdruß  ersparen,  ihm  auch  noch 
die  Grafschafts-  und  Lokalwahlen  vorzuführen,  denn  ein  neues  Ergebnis 
würde  nicht  gewonnen  werden.  W7ir  dürfen  es  als  bewiesen  betrachten, 
daß  die  Gleichwertigkeit  der  Stimmen  nur  in  einheitlichen  Wahl- 
kreisen erreicht  werden  kann.  Wir  haben  ja  auch  gesehen,  daß  solche 
Kreise  sowohl  in  den  Vereinigten  Staaten  wie  in  der  Schweiz  für  be- 
stimmte Wahlen  bestehen,  und  wir  wollen  hinzufügen,  daß  in  Frank- 
reich mehrmals  das  ganze  Land  einen  einheitlichen  Wahlkreis  (für  die 
Wahl    des    Präsidenten    Louis    Napoleon)    bezüglich    Bestätigungskreis 
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(Napoleon  I.  und  Napoleon  HL)  gebildet  hat.  Außerdem  hat  man  sich 
in  Frankreich  mehrmals  dem  einheitlichen  Wahlkreise  genähert,  indem 
man  sämtliche  Arrondissements  eines  Departements  zu  einem  einheit- 
lichen Wahlkreise  zusammenlegte.  Zuerst  geschah  es  durch  das  Gesetz 
vom  5.  Februar  1817;1)  die  provisorische  Regierung  des  Jahres  1848 
kehrte,  aber  aus  ganz  anderen  Gründen,  zu  der  Departementswahl  zurück. 
Napoleon  m.  schaßte  sie  wieder  ab;  im  Jahre  1871  wurde  sie  wieder 
eingeführt;  vier  Jahre  später  wieder  beseitigt;  zum  dritten  Male  bestand 
sie  von  1885 — 1889.  2)  Für  die  Wahlen  zum  Senate  sind  die  Departe- 
ments die  Wahlkreise. 

Wenn  ein  einziger  oder  ein  sehr  großer  Wahlkreis  besteht,  werden 
gewöhnlich  mehrere  Personen  in  einem  einheitlichen  Wahlakte  zu 
wählen  sein.  Der  Wahlzettel,  auf  dem  nur  ein  Name  steht,  wird  ersetzt 
durch  eine  Wahlliste,  auf  der  sich  mehrere  Namen  untereinander  be- 
finden. Die  Amerikaner  nennen  die  Wahlliste  „general  ticket",  die 
Wahl  selbst  „election  011  a  general  ticket";  die  Franzosen  gebrauchen 
den  Ausdruck  „scrutin  de  liste";   in    der  Schweiz  heißt  sie  Listenwahl. 

Bewirkt  die  Listenwahl  eine  höhere  Gleichwertigkeit?  Bevor  wir 
diese  Frage  beantworten,  ist  es  billig  hervorzuheben,  daß  sie  unleugbare 
Vorzüge  besitzt  und  gewiß  nicht  in  erster  Linie  der  Gleichwertigkeit 
willen  eingeführt  worden  ist.  Sie  läßt  die  Kirchturmwünsche  hinter 
die  großen  nationalen  und  sozialen  Interessen  zurücktreten ;  sie  schwächt 
den  Einfluß  der  Regierung,  wo  diese,  wie  in  Frankreich,  mit  ihrer  hoch- 
entwickelten Bureaukratie  Einfluß  auf  die  Wahlen  zu  gewinnen  ver- 
mag; sie  erschwert  Bestechungen.  Aber  sie  hat  fast  noch  mehr  Nach- 
teile. Die  große  Mehrzahl  der  Wähler  ist  unfähig,  sich  ein  Urteil  über 
die  meisten  der  für  einen  großen  Wahlbezirk  aufgestellten  Kandidaten 
zu  bilden ;  deshalb  liefert  sie  sie  häufig  unverantwortlichen  Parteiausschüssen 
aus,  welche  die  Listen  aufstellen  und  an  die  Spitze  einige  allgemein 
bekannte,  zugkräftige  Namen  setzen,  die  auch  die  unbekannten  Namen 
durchschleppen  müssen.  Außerdem  schädigt  sie  die  Minderheiten  in 
so  rücksichtsloser  Weise,  wie  das  bei  der  Einzelwahl  undenkbar  ist. 
Wenn  in  einem  Wahlkreise,  der  bisher  aus  zehn  gleichen  Wahlkreisen 
bestanden  hat,  40000  Mitglieder  der  Partei  A  und  20000  der  Partei  B 


*)  Die  einschlägigen  Bestimmungen  lauten:  II  n'ya.  dans  chaque  departement  qu'un 
seul  College  electoral ;  il  est  compose  de  tous  les  electeurs  du  departement,  dont  il 
nomme  directement  les  deputes  a  la  Chambre.  (7)  Les  electeurs  votent  par  bulletins  de 
liste,  contenant,  a  chaque  tour  de  scrutin,  autant  de  noms  qu'il  y  a  de  nominations  ä  faire. 
(13).  Man  hat  auch  diese  Wahlart  durch  das  Gesetz  von  1791  eingeführt  sehen  wollen, 
m.  E.  eine  Verwechslung  mit  der  indirekten  Wahl.  Daß  sie  im  anfang  keinen  demo-= 
kratischen  Charakter  hatte,  beweisen  Zeit  und  Wortlaut  des  Gesetzes  genügend,  Gambetta 
glaubte  es;  Achard  widerlegte  diese  Meinung  gründlich  1885  in  der  Deputiertenkammer. 

2)  Hasbach,  Einzelwahl  und  Listenwahl,  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft  1910. 
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wohnen,  dann  wird  die  Partei  H  keinen  Vertreter  stellen,  während  ic 
früher  in  4  Kreisen,  in  denen  sie  je  4000  Anhänger  zahlte,  die  Mehr- 
heit gewann.  *) 

Damit  ist  die  vorher  gestellte  Frage  beantwortet:  die  Listenwahl, 
anstatt  die  Gleichwertigkeit  der  Stimmen  zu  bewirken,  differenziert  den 
Stimmwert  der  Wählenden  weit  mehr,  als  es  die  Einzelwahl  zu  tun 
vermöchte.  Und  wir  legen  kein  Gewicht  darauf,  daß  sie  auch  die 
Fähigkeit  der  Wähler,  den  Kandidaten  richtig  einzuschätzen,  stärker 
differenziert,  denn  die  Gebildeten,  die  Unternehmer,  deren  Interessen 
häufig  über  die  Grenzen  des  Wahlkreises  hinausgehen,  vermögen  die 
Kandidaten  besser  zu  beurteilen,  als  die  Ungebildeten,  Kleinen,  Armen, 
deren  Gesichtskreis  gewöhnlich  durch  ihren  Wohnort  begrenzt  wird. 

Die  Listenwahl  ist  folglich  eine  undemokratische  Einrichtung. 
Trotzdem  ist  sie  nicht  selten  als  der  vollendetste  Ausdruck  des  demo- 
kratischen Prinzips  gepriesen  worden,  so  von  Gambetta  und  seinen 
Freunden.  Weshalb?  Weil  sie,  die  Minderheiten  niederwerfend,  die 
der  Demokratie  unentbehrliche,  unwiderstehliche  Mehrheit  besser  zu 
schaffen  vermag,  als  die  Einzelwahl,  weil  sie  von  den  Füßen  der 
Führer  die  Fesseln  löst,  welche  die  Begehrlichkeit  und  die  Sorgen  der 
kleinen  Wahlkreise  um  sie  schlingen.  Es  eröffnet  sich  der  Blick  auf 
eine  der  zahlreichen  Antinomien  der  Demokratie:  hier  das  Recht  des 
Individuums  auf  Gleichheit,  dort  das  Recht  der  Demokratie  auf  Mehr- 
heit und  das  Recht  der  Mehrheit  auf  ungeschmälerte  Herrschaft.  Das 
Glück  des  Individuums  als  höchstes  Ziel  der  Demokratie  und  die  Not- 
wendigkeit, in  der  sie  sich  befindet,  die  Minderheit  zu  unterjochen,  um 
das  Glück  jedes  Bürgers  zu  begründen. 

m. 

Die  Verhältniswahl. 

Gibt  es  keine  Auflösung  dieses  Widerspruches?  Die  Verhältnis- 
wahl wird  genannt.  Sie  soll,  so  heißt  es,  die  Stärke  der  politischen 
Parteien  in  der  Zahl  ihrer  Vertreter,  dann  aber  auch  in  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  zum  vollkommenen  Ausdruck  bringen.  Dem  Leser 
ist  der  Gedankensprung  nicht  entgangen;  wir  sind  ausgegangen  von 
der  Idee  der  Gleichwertigkeit  der  Stimmen  und  angelangt  bei  der  Idee 
des  der  Stärke  der  Parteien  entsprechenden  verhältnismäßigen  Einflusses 
im  Staate.  Doch  hören  wir  ihre  Verteidiger  weiter  I  Niemand  hat 
das  Recht,  daß  sein  Wille  Andere  beherrsche,  aber  es  ist  nur  billig, 
daß  bei  der  Vielheit  der  Meinungen  eine  jede  so  viel  Macht  habe,  als 

')  Im  Jahre  1885  erhielten  56  Departements  eine  ausschließlich  republikanische 
Vertretung,  26  eine  ausschließlich  antirepublikanische,  nur  4  eine  gemischte. 
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sie  Bekenner  aufweisen  kann;  jede  Gruppe,  jede  Partei  ist  eine  Addition 
gleichdenkender  und  gleichstrebender  Individuen:  wenn  sie  eine  ihrer 
Bekennerzahl  gemäße  Kraft  gewinnt,  erhält  auch  das  Individuum 
gleichen  Wert  wie  jedes  andere.  Die  Einzelwahl  und  Listenwahl  ver- 
mögen ihm  diese  Stärke  seiner  politischen  Lebensäußerungen  nicht  zu 
geben,  sie  unterdrücken  stets  eine  Minderheit,  ja  es  ist  nicht  selten 
(wofür  auch  wir  Beispiele  gegeben  haben),  daß  die  Minderheit  die 
Mehrheit  der  Vertreter  wählt.  Sehr  hübsch  sagt  Groussier,  der  Bericht- 
erstatter der  französischen  Kammer  über  die  Verhältniswahl :  Die  Mehr- 
heitswahl hat  den  Charakter  einer  Lotterie,  der  Wähler  gewinnt  entweder 
oder  er  verliert.  Die  Mehrheitswahlen  sind  Mehrheitsbeschlüsse.  Diesen 
Charakter  sollten  sie  aber  nicht  haben,  sie  sollen  nur  bewirken,  daß  die 
Versammlung  der  Vertreter   ein  treues  Bild  der  Wählergesamtheit  sei. 

Die  technischen  Mittel  zur  Verwirklichung  der  Verhältniswahl  dar- 
zustellen, ist  nicht  die  Aufgabe  einer  politischen  Untersuchung.  Ich 
versuche  nur  ihre  Grundgedanken  so  verständlich,  wie  es  mir  möglich 
ist,  darzustellen.  Die  Palliativmittel  aber,  nämlich  die  beiden  Arten 
der  Minderheitenvertretung,  schließe  ich  davon  aus:  das  beschränkende 
Verfahren,  welches  den  Wählern  vorschreibt,  nur  für  einen  Teil  der 
Kandidaten  zu  stimmen,  um  der  Mehrheit  gleichsam  einen  Teil  der 
Beute  zu  entreißen,  und  das  verstärkende  Verfahren,  welches  dem 
Wähler  erlaubt,  alle  seine  Stimmen  auf  einen  Kandidaten  zu  häufen 
(Kumulieren),  anstatt  ebenso  viele  Personen  zu  wählen,  als  Sitze  zu  be- 
setzen sind,  damit  die  Minderheit  wenigstens  einige  Vertreter  durch- 
bringen kann.1)     Nun  zur  Verhältniswahl! 

Ein  Beispiel  1  Ein  Wahlkreis  zähle  IOO  OOO  Wähler  und  es  seien 
IO  Abgeordnete  zu  wählen;  von  den  vier  Parteien  habe  A  40000  Wähler, 
B  30000,  C  20000,  D  10  OOO.  Bestehe  die  Verhältniswahl,  dann 
würden  A  4  Sitze  zufallen,  B  3,  C  2,  D  1  Sitz.  Bei  der  Mehrheitswahl 
würde  keine  Partei  die  absolute  Mehrheit  erreichen;  wenn  das  in 
Deutschland  herrschende  Verfahren  in  Übung  wäre,  müßte  eine  Stich- 
wahl zwischen  A  und  B  stattfinden,  C  und  D  blieben  unvertreten, 
sie  hätten  sich  zu  entscheiden,  welche  Partei,  A  oder  B,  sie  für  das 
kleinere  Übel  hielten. 

Wenn  nur  die  Wahlen  sich  stets  in  dieser  einfachen  Weise  ab- 
spielten I  Man  brauchte  dann  nur  die  Wählerzahl  durch  die  Zahl  der 
Sitze  zu  dividieren  und  erhielte  einen  klaren  Verteilungsquotienten 2) 
(100  000  :  10  =  10  000);   dividierte   man   die  Zahl   der  Wähler    durch 

1)  Rosin,  Minoritätenvertretung  und  Proportionalwahl,  1892,  hat  die  beiden  Ver- 
fahren und  ihren  geringen  Wert  sehr  gut  dargelegt. 

2)  Man  nennt  ihn  auch  Wahlquotienten,  oder  Wahlzahl,  oder  Verteilungsmaßstab., 
weil  wir  ihn  gleichsam  an  die  Zahl  der  für  eine  Partei  abgegebenen  Stimmen  anlegen, 
um  zu  ermessen,  wie  viele  Vertreter  auf  sie  kommen 
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die  Wahl/alil  (40OOO  30OOO...  :  lOOOO),  SO  würde  man  stets  die 
Zahl  der  Vertreter  (4,  3,  2,  1)  klar  vor  sich  sehen.  Aber  angenommen, 
es  sei  die  Wahlerzahl  45999  (A),  27832  (B),  18647  (Q,  7522(1))  = 
n»'(W  und  es  seien  10  Abgeordnete  zu  wählen,  dann  wäre  der  Vcr- 
teilungsmaßstab  wiederum  10  000.  A  erhielte  4  Sitze  (aber  5999  fielen 
aus),  B  2  (Ausfall  7832),  C  1  (Ausfall  8647),  D  keinen  Sitz  (Ausfall  7522). 
Es  wären  nur  7  Wahlen  zu  Stande  gekommen  und  30  000  Wähler 
hätten  keinen  Vertreter.     Eine  sonderbare  Proportion  und  Gerechtigkeit! 

Man  nennt  die  ausgefallenen  Stimmen  Reste;  eine  weitschichtige 
Literatur  entwickelt  die  Grundsätze  zu  ihrer  Bewältigung.1)  Was  ist 
gerecht?  Soll  man  die  nicht  verteilten  Sitze  den  stärksten  Listen  zu- 
weisen (1),  oder  den  Listen  mit  den  stärksten  Resten  (2)?  1  ist  offen- 
bar ein  Rückfall  in  das  Mehrheitsprinzip.  In  unserem  Beispiele  würden 
wir  die  drei  Sitze  so  verteilen  müssen,  daß  A  noch  2  =  6,  B  noch 
1  =  3  erhielte,  D  wiederum  leer  ausginge  A  fiele  dann  ein  Sitz 
für  etwa  7600  Stimmen  zu,  B  für  etwa  9000,  C  für  18  647.  Wenn 
wir  die  Sitze  nach  den  stärksten  Stimmresten  verteilen  (2),  erhält  C 
noch  einen  Sitz,  dann  B  noch  einen,  C  den  letzten.  Dieses  Verfahren 
ist  nicht  so  ungerecht,  wie  das  erste,  aber  der  Grundsatz  der  Verhältnis- 
mäßigkeit wird  dennoch  verletzt,  denn  A  muß  etwa  1 1  000  Stimmen 
aufbringen,  um  einen  Sitz  zu  erlangen,  B  und  C  etwa  9000,  D  nur 
etwa  7500. 

Die  Schwierigkeiten  werden  durch  ein  einfaches,  sinnreiches  Ver- 
fahren vermindert,  wenn  man  zum  „wahren"  Quotienten  übergeht, 
welcher  der  wirkliche  -j-  1  ist. 2)  In  unserem  Beispiele  würde  der 
wahre  Quotient  (lO-j-  1  =  11)  sein,  und  100 000  :  11  =  9090  10/u.  Man 
dividiert  dann  durch  die  auf  den  Quotienten  folgende,  nächsthöhere  ganze 
Zahl,  in  unserem  Falle  durch  9091. 

A.  45  999  :  9091  =  5  (544)  .  B.  27  832  :  9091  =  3  (559). 
C.   18  647  :  9091  =  2  (565)  •  D.     7522  :  9091  =  o  (7522). 

Man  könnte  nun  alle  Sitze  besetzen,  ohne  die  Reste  zu  berück- 
sichtigen, die  für  A,  B,  C  ziemlich  gleich  sind.  Freilich  D  erhielte  auch 
diesmal  keinen  Sitz. 

Dieses  Verfahren  ist  in  Übung  in  Tessin,  Genf,  Schwyz  und 
Baselstadt.  In  Schwyz,  Baselstadt  und  Genf  hat  man  es  weiter  ent- 
wickelt zur  Bewältigung  der  Reste. 

Ein  Beispiel  soll  es  verdeutlichen. 


l)  In  dem  Werke  von  Klöti,  Die  Proportionalwahl  in  der  Schweiz  (1901)  sind 
sie  klar  entwickelt. 

*)  Diese  Erhöhung  wirkt  dem  die  Berechnung  erschwerenden  Einfluß  der  Stimmen- 
zersplitterung entgegen;  das  Verfahren  ist  die  Erfindung  des  Professors  Hagenbach- 
Bischoff  in  Basel. 
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Es  sind  9  Mandate  zu  vergeben: 

A  22  500  Stimmen 

B      2000         „        29  500  :  10  (9  -|-  1)  =  2950 

C       5000         „ 


29  500  Stimmen 

A  22  500  :  2950  =  7  (1850)  22  500  :  8  (7  +  1)  =  2812  % 

B      2000  :    —    =0  (2000)  2000  :  1  (o  -f-  1)  =  2000 

C      5000  :    —    =1  (2050)  5000  :  2  (1  -j-  1)  =  2500 

Das  Verfahren  besteht  also  darin,  daß  man  zur  Verteilung  der 
noch  nicht  besetzten  Sitze  die  Gesamtzahl  der  erlangten  Stimmen  divi- 
diert durch  die  Zahl  der  schon  erlangten  Sitze  -|-  1.  So  erhält  A  noch 
einen  Sitz,  weil  es  den  höchsten  Quotienten  aufweist.1) 

Eine  noch  praktischere  Methode  veröffentlichte  vor  etwa  30  Jahren 
der  Mathematiker  d'Hondt,  Professor  an  der  Universität  Gent.  Das 
Problem  der  Reste  wird  durch  sie  ganz  ausgeschaltet  Man  darf  aber 
nicht  behaupten,  daß  sie  an  sich  gerechter  sei.  Wir  erläutern  sie  an 
einem  Beispiele,  das  wir  dem  Kommissionberichte  der  französischen 
Kammer  über  die  Verhältniswahl  von  1909  entnehmen. 

Es  sind  6  Abgeordnete  zu  wählen,  4  Parteien  bringen  331  798, 
212  512,  154926,  99650  Stimmen  auf.  Wir  dividieren  dann  die  Stimmen- 
zahl durch  die  Zahlen  eins  bis  sechs.  Im  folgenden  gebe  ich  diese 
Divisionen  nur  für  1 — 3,  da  die  drei  letzten  Reihen  für  unseren  Zweck 
überflüssig  sind. 

A  331  798  :  1  =  331  798  B  212  512  :  1  =  212  512 

:  2  =  165  849  :  2  =  106  256 

:  3  =  110  599  :  3  =    70837 

C   154926:  1  =  154926  D    99650:  1  =    99650 

:2  =    77463  :  2  =    49825 

:  3  =    51642  :  3  =    33216 

Ordnen  wir  nun  die  6  höchsten  Quotienten,  so  erhalten  wir  fol- 
gende Reihe: 

1.  331  798  (A)  =   1 

2.  212  512  (B)  =   1 

3.  165  849  (A)  =  1 

4.  154926  (C)  =   1 

5.  110  599  (A)  =  1 

6.  106256  (B)  =  1 

A   3     B~~2     C   1 

l)  In  Tessin   werden  alle  Reststimmen    zusammengeworfen,    die  Zahl  wird  dividiert 
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Wir  haben  folglich  den  Quotienten  so  lange  vermindert,  bis  er, 
mit  der  Wählerzahl  dividiert,  die  Zahl  der  zu  verteilenden  Sitze  ergibt, 
denn  331  798  ist  dreimal  106256,  212  512  ist  es  zweimal,  die  vier 
übrigen  Zahlen  sind  es  je  einmal;  die  Reste  bleiben  unberücksichtigt. 
A  erhält  folglich  3  Sitze,  B  2  Sitze,  C  I,  D  keinen. ') 

In  den  vorher  angeführten  Beispielen  baut  sich  die  Verhältniswahl 
auf  der  Listenwahl  auf,  was  bei  dem  Hareschen  Verfahren  nicht  der 
Fall  ist.  a)  — 

Die  Gesetze  über  die  Verhältniswahl,  wie  sie  in  Übung  ist,  be- 
stimmen, daß  Listen  von  bestimmten  Parteien  oder  Gruppen  bei  der 
Wahlbehörde  eingereicht  werden  sollen.  Wenn  die  Kandidaten  in 
wirklich  oder  doch  scheinbar  demokratischer  Weise  ausgewählt  und 
auf  der  Liste  hinter  einander  aufgestellt  werden,  wenn  Parteitreue  und 
Parteidisziplin  herrschen,  (was  bei  nur  zwei  Parteien  sich  leichter  ein- 
stellen wird) ,  dann  können  gebundene  Listen ,  deren  Ordnung  der 
Wähler  nicht  verändern  darf,  sich  behaupten;  (bei  der  reinen  Listen- 
wahl wird  der  in  den  letzten  Reihen  aufgeführte  Kandidat  mit  der  ihm 
angewiesenen  Stelle  zufrieden  sein,  da  er,  wenn  die  Liste  siegt,  mit 
den  übrigen  Kandidaten  gewählt  werden  wird.)  Diese  Treue  und 
Disziplin  darf  man  nicht  erwarten,  wenn  sich  große,  straff  organisierte 
Parteien  nicht  haben  bilden  können,  wenn  drei  oder  mehr  Parteien 
kämpfen;  der  Wähler  wird  dann  beanspruchen,  die  von  dem  Partei- 
komitee aufgestellte  Liste  korrigieren  zu  dürfen,  und  die  letzten  Kan- 
didaten werden  befürchten  müssen,  nicht  gewählt  zu  werden.  Dann 
entsteht  der  Kampf  um  die  besten  Listenplätze. 

durch  die  um  eins  vermehrte  Zahl  der  noch    zu  vergebenden  Mandate.     Mit  dem  so  ge- 
fundenen Quotienten  werden  die  Reststimmen  der  Parteien  dividiert. 

*)  Höchst  interessant  is*t  eine  Berechnung  der  relativen  Stärke  der  französischen 
Parteien  nach  der  Wahl  von  1910,  wenn  das  Restverfahren  oder  das  Hondtsche  an- 
gewandt worden  wäre.  Wir  geben  aus  ihr  einige  Zahlen  wieder,  die  ohne  weitere  Er- 
klärungen verständlich  sind.  Die  erste  Spalte  gibt  die  Stärke  der  Parteien  nach  dem  bis- 
herigen 1910  angewandten  Mehrheitsverfahren,  die  zweite,  wenn  das  Restverfahren,  die 
dritte,  wenn  das  Hondtsche  Verfahren  angewandt  worden  wäre. 


Geeinigte  Sozialisten 

73 

65 

69 

Unabhängige  Sozialisten 

23 

21 

17 

Radikale 

113 

«5 

131 

Liberale 

72 

74 

71 

Konservative 

33 

3i 

32 

P.  G.  la  Che snais  et  Georges  Lachapelle,  Tableau  des  Elections  Legislatives, 
Paris  1910,  S.  259. 

s)  Der  Wähler  wählt  nur  einen  Kandidaten,  schreibt  aber  unter  dessen  Namen  die 
Namen  so  vieler  Stellvertreter,  als  mit  dem  Gewählten  zusammen  gewählt  werden  sollen. 
Hat  der  an  erster  Stelle  Aufgeführte  den  Ouotienten  erreicht,  so  werden  die  weiteren  für 
ihn  abgegebenen  Stimmen  nicht  mehr  gezählt  und  nun  die  für  den  Substituten  verrechnet, 
bis  auch  er  den  Quotienten  erreicht  hat  usw.  Das  Verfahren  ist  zeitraubend,  die  Zu- 
fälligkeit des  Ergebnisses  kann  vermieden  werden. 
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In  dem  Konflikt  zwischen  Partei  und  Individuum  hat  man  dem 
Begehren  des  Wählers  in  folgender  Weise  Rechnung  getragen.  Es  ist 
entweder,  wie  in  Belgien,  dem  Wähler  erlaubt,  einen  Kandidaten  zu 
bevorzugen,  so  daß  die  Reihenfolge  verändert,  auch  der  eine  oder 
andere  Kandidat  ausgemerzt  werden  kann,  ohne  daß  er  jedoch  neue 
Namen  auf  die  Liste  setzen  darf. *)  Oder  man  hat,  wie  in  der  Schweiz, 
zum  Beispiel  durch  Namenstreichung,  Hinzufügung  von  Namen,  Listen- 
mischung (Panachieren),  Stimmenhäufung  (Kumulieren)  das  Ziel  zu  er- 
reichen gesucht 

Sind  alle  in  der  Schweiz  angewandten  Mittel  zu  billigen  ?  Panachieren 
und  Hinzufügung  der  Namen  von  nicht  auf  einer  Liste  befindlichen 
Personen  unzweifelhaft;  es  muß  dem  Wähler  freistehen,  eine  Liste  aus 
den  Namen  solcher  Personen  zusammenzustellen,  zu  denen  er  Vertrauen 
hat.  Nur  sollten  solche  Listen  als  selbständige  Listen  betrachtet  werden. 
Die  Forderung  ist  hart,  weil  jede  Liste  offenbar,  um  eine  Wirkung 
auszulösen,  den  Wahlquotienten  aufweisen  muß.  Aber  sie  zwingt  den 
WTähler,  sich  zu  zügeln,  und  sie  verhindert  manche  Schwierigkeiten, 
auch  einen  Teil  der  „Enthauptungen",  das  heißt  der  Beseitigung  der 
an  der  Spitze  stehenden  Kandidaten,  auf  welche  die  Partei  großen  Wert 
legt,  durch  Bevorzugung  minder  tüchtiger:  ein  Manöver,  das  von  feind- 
lichen Parteien  ausgeführt  wird,  indem  sie  einige  Anhänger  veranlassen, 
für  die  so  verunstaltete  Liste  der  Gegenpartei  zu  stimmen.  Als  Gegengift 
gilt  die  Stimmenhäufung,  die  Übertragung  eines  rohen  Auskunftsmittels 
der  Minoritätenvertretung,  auf  die  Verhältniswahl.    Sind  Listenmischung 


')  In  Belgien  werden  Listenstimmen  und  Vorzugsstimmeu  zusammengezählt,  dann 
den  Kandidaten  der  Reihenfolge  nach  so  viele  Listenstimmen  aus  dem  gemeinsamen 
Vorrat  hinzugefügt,  als  zur  Erreichung  des  Wahlquotienten  nötig  ist,  bis  der  Vorrat  er- 
schöpft ist. 

Bei  den  letzten  Wahlen  hatte  die  katholische  Partei  in  Brüssel  10  Kandidaten  auf- 
gestellt und  97358  Listenstimmen  aufgebracht,  außerdem  waren  31654  Vorzugsstimmen 
abgegeben  worden  =  129052;  der  Wahlquotient  war  13720  und  die  der  Partei  zu- 
kommende Zahl  der  Mandate  9.    Von  den  10  Kandidaten  wurden  10  und  I — 8  gewählt. 


Vorzugsstimmen 

Listenstimmen 

Gesamtzahl 

I 

741 

4-12  979 

=  13  720 

2 

670 

+  13050 

=  13  720 

3 

364 

+  13  356 

=  13  720 

4 

1835 

+  11  885 

=   13720 

5 

1357 

+  12363 

=s    13  720 

6 

1601 

4- 12 119 

=  13  72° 

7 

2780 

+  10  940 

=    13  720 

8 

1497 

+  10666 

=    12  163 

9 

6869 

+          0 

==       6869 

10 

13980 

+ 

=    13  98o 

So  ist  der  letzte 

Kandidat  der 

erste 

geworden. 
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und  Namenhinzufügung  unschädlich  gemacht,  dann  kann  man  auf  Ku- 
mulieren verzichten. 

Hierdurch  wird  die  Gefahr  der  Enthauptung  vermindert,  aber  nicht 
ganz  gehoben,  denn  es  gibt  andere  Methoden,  welche  in  gleicher  Weise 
wirken,  aber  nicht  gut  verboten  werden  können.  Der  Wähler  wird 
nicht  für  einen  Kandidaten,  der  ihm  ungeeignet  erscheint,  stimmen 
wollen.  Durch  Verlegung  von  Panachieren  und  Namenhinzufügung 
zwingt  man  ihn  zur  Namenstreichung  und  Leerlassen  der  Liste.  *) 


')  In  der  Schweiz  besteht  die  Verhältniswahl:  für  die  Wahlen  zu  den  gesetz- 
gebenden Körpern  in  Tessin,  Neuenburg,  Genf,  Zug,  Solothurn,  Schwyz,  Baselstadt, 
Luzern ;  für  die  Gemeindewahlen  in  den  Städten  Bern  und  Biel ;  für  die  Gemeinde- 
wahlen fakultativ  in  den  Kantonen  Freiburg  und  Wallis. 

Das  Initiativbegehren  auf  Anwendung  der  Verhältniswahl  auf  die  Nationalratswahlen 
ist  zweimal    unterlegen;    das  zweite  Mal    war    die  Mehrheit    stark    zusammengeschmolzen. 

1910:  244666  Stimmen  gegen   169008  Stimmen  für  die  Verhältniswahl 
1900:  262099         „  „       238956         „  „      „  „ 

Verwerfende  Mehrheit  1900:  75658  Stimmen. 
,.         1910:  23  143 

„Der  Wähler  .  .  .  darf  .  .  .  nach  den  meisten  Gesetzen  keinen  Namen  auf  seinen 
Stimmzettel  setzen,  der  sich  auf  keiner  der  eingereichten  Listen  findet.  Nur  in  Baselstadt 
und  in  Schwyz  ist  es  gestattet,  für  sog.  Wilde  zu  stimmen. 

„Der  Wähler  kann  an  der  von  ihm  gewählten  Liste  Streichungen  vornehmen  oder 
auch  Namen  aus  verschiedenen  Listen  einsetzen  („panachieren").  Nur  im  Kanton  Luzern 
ist  das  „Panachieren"  verboten,  indem  §  5  des  Luzerner  Gesetzes  bestimmt,  daß  nur  die 
Stimmen  giltig  sind,  welche  auf  Namen  der  gleichen  Wahlliste  lauten.  Dagegen  ist  im 
Kanton  Luzern  dem  Wähler  gestattet,  Namen,  die  auf  der  von  ihm  gewählten  Liste 
stehen,  bis  auf  einen  zu  streichen.  Das  Kumulieren  ...  ist  dem  Wähler  in  allen  Kan- 
tonen, Basel  und  Schwyz  ausgenommen,  untersagt.  Nach  Basler  Gesetz  darf  der  gleiche 
Name  höchstens  dreimal,  nach  schwyzerischem  höchstens  zweimal  auf  einem  Stimmzettel 
stehen.     Bei  sog.  „wilden"  Kandidaten  ist  das  Kumulieren  in  Schwyz  ausgeschlossen. 

„Nach  Schluß  der  Wahl  wird  in  den  meisten  Kantonen  die  Stimmenzahl  für  jede 
Liste  in  der  Weise  festgestellt,  daß  die  auf  die  Kandidaten  gefallenen  Stimmen  und  die 
auf  den  Stimmzetteln  etwa  leer  gelassenen  Stimmen  zusammengezählt  werden.  Auch  die 
fehlenden  Stimmen  kommen  also  der  vom  Wähler  gewählten  Liste  als  Listenstimmen  zu- 
gute. Dabei  wird  jeder  Name  eines  „Wilden"  in  Basehtadt  und  in  Schwyz  als  besondere 
Liste  behandelt." 

Diese  Angaben  nach  der  „Botschaft  des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung 
betreffend  das  Initiativbegehren  um  Einführung  des  Verhältniswahlsystems  für  den 
Schweizerischen  Nationalrat".  (Vom  25.  Februar  1910.)  Vgl.  auch  Schollenberger  I  346. 
In  den  Vereinigten  Staaten  scheint  nur  die  Minoritätenvertretung  angewandt  worden 
und  auf  einige  größere  Städte  (unter  ihnen  Chicago  und  Philadelphia)  be- 
schränkt zu  sein.  Bryce  I  626  Anm.  Der  neueste  Darsteller  des  amerikanischen  Staats- 
rechtes, Freund,  erwähnt  weder  sie  noch  den  Proporz.  Nach  Ostrogorski  besteht  sie  in 
der  Form  des  limitierten  Votums  in  Pennsylvania  und  Illinois,  II  537. 
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IV. 
Beurteilung  der  Verhältniswahl.1) 

Bewirkt  die  Verhältniswahl  die  Gleichwertigkeit  der  Stimmen? 
Nein,  stets  werden  die  Reste  es  verhindern,  auch  bei  den  vollkommensten 
und  gerechtesten  Verfahren ;  die  Abgeordneten  lassen  sich  nicht  in  Bruch- 
stücke teilen.  Bei  diesem  Urteile  sind  die  durch  das  Bestehen  mehrerer 
Wahlkreise  entstehenden  Ungerechtigkeiten  unberücksichtigt  geblieben; 
der  Quotient  ist  ja  von  Wahlkreis  zu  Wahlkreis  verschieden. 

Eine  besonders  starke  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Gleich- 
wertigkeit können  wir  erst  jetzt  klar  machen.  Er  tritt  ein,  wenn  die 
Verteilung  der  Mandate  bei  Listenwahl  nach  dem  System  d'Hondt 
erfolgt.  In  dem  zuletzt  angeführten  Beispiele  (S.  458)  haben  4  Parteien 
6  Sitze  zu  besetzen  und  aufgebracht:  A  331798,  B  212  512,  C  154926, 
D  99650  Stimmen.2)  Wir  nehmen  nun  an,  daß  diese  Stimmenzahlen 
die  Summen  sind  aus  den  für  die  6  Kandidaten  der  vier  Listen  abge- 
gebenen Stimmen.     Etwa  so: 


A 

B 

C 

D 

1.  Kandidat 

56000 

36000 

26000 

17  000 

2- 

55900 

35800 

25999 

16900 

3- 

55850 

35  750 

25  800 

16800 

4-    >i 

54848 

35002 

25  775 

16750 

5- 

54700 

35000 

25750 

16200 

6.    „ 

54500 

34960 

25  602 

16000 

331798 

212  512 

1 54  926 

99650 

*)  In  dem  Anhang  wird  man  einen  vom  Verfasser  in  der  „Zukunft"  im  Jahre 
1909  gemachten  Vorschlag  finden,  das  Prinzip  der  Verhältniswahl  durch  Stimmabgabe 
für  die  Parteien  zu  verwirklichen,  deren  Kandidaten  auf  einem  Ernennungskonvente  in 
einer  bestimmten  Reihenfolge  aufgestellt  worden  wären.  Ich  wage  es,  diesem  Plane 
einigen  Wert  beizulegen,  weil  Arthur  Groussier  in  dem  191 1  erschienenen  Komiteberichte 
über  die  Verhältniswahl  das  Prinzip  als  das  Ideal  mit  folgenden  Worten  hinstellt: 
„L'ideal  serait  que  l'unanimite  des  electeurs  adherent  aux  differents  partis,  et  que  dans 
chacun  d'eux  tous  les  adherents  aient  pu  librement  participer  ä  fixer  l'ordre  prealable  des 
candidats,  en  tenant  compte,  s  il  y  a  lieu,  des  nuances  existant  dans  les  partis.  Le  scru- 
tin  n'aurait  plus  qu'une  raison  d'etre:  determiner  officiellement  l'importance  reciproque 
des  partis  pour  repartir  equitablement  les  sieges.  Ces  candidats  seraient  declares  elus 
suivant  l'ordre  de  presentation  constituant  une  liste  compacte."     S.  55. 

Jedenfalls  würde  die  leidige  Wahlkreisfrage  ganz  aus  der  Zahl  der  „Fragen"  ver- 
schwinden. 

*)  Dieses  Beispiel  ist  auch  abgedruckt  in  der  Schrift:  Pour  la  R.  P.  Discours  prononces 
ä  la  Chaxnbre  des  Deputes  dans  la  Discussion  de  la  Reforme  Electorale,  Paris  1910 
S.  7.  8. 
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Da  nun,  wie  man  sich  erinnern  wird,  drei  Sitze  der  Partei  A  zu- 
gefallen sind,  zwei  der  Partei  B  und  ein  Sitz  der  Partei  C  und  diese, 
wie  wir  vorher  dargelegt  haben,  den  an  der  Spitze  stehenden  zuerkannt 
werden,  so  hat  erhalten  einen  Sitz: 

A  I.  Kandidat  für  56000  Individuaistimmen 


A  2. 

>i 

»       55  900 

A  3. 

n 

H   55  850 

B  1. 

>> 

„   36OOO 

B  2. 

» 

„  35  800 

C  1. 

n 

„  26000 

Die  Verhältniswahl  gibt  folglich  nicht  den  einzelnen  Individuen  ein 
höheres  Maß  von  Gleichheit,  sondern  sie  gibt  sie  den  Parteien,  und  als 
Mitglieder  der  Parteien  nehmen  die  Individuen  daran  teil. 

Dies  läßt  uns  einen  wichtigen  Grund  der  Feindschaft  gegen  die 
Verhältniswahl  erkennen.  Solche  Parteien,  welche  bisher  die  Mehrheit 
in  der  Kammer  gehabt  haben,  fürchten,  daß  sie  ihnen  die  Majorität 
entreißen  könne,  und  Doktrinäre  der  Demokratie  beklagen,  daß  sie  die 
Tendenz  habe,  die  Grundlage  der  Herrschaft  in  der  Demokratie, 
nämlich  die  Mehrheit,  zu  unterwühlen.  Es  würden  sich  Parteien  für 
jede  untergeordnete,  ja  anstößige  Meinung,  die  im  öffentlichen  Leben 
hervortrete,  bilden  können:  für  die  Kasernierung  der  Dirnen,  für  die 
Abschaffung  des  §  175  des  Strafgesetzbuches  usw.  Wenn  die  zur  Ver- 
tretung solcher  Forderungen  gewählten  Abgeordneten  zahlreich  wären, 
würde  der  regelmäßige  Gang  der  parlamentarischen  Geschäfte  gestört 
werden.  Das  Parlament  würde  mit  der  Erörterung  derartiger  Probleme 
viele  Zeit  verlieren;  die  Abgeordneten  dieser  Richtungen  könnten  sich 
zum  „log-rolling",  zur  gegenseitigen  Hilfe,  vereinigen  und  unreife,  nur 
von  kleinen  Minderheiten  gewünschte  Reformen  durchsetzen,  für  große 
Fragen  würde  es  an  der  nötigen  Mehrheit  häufig  fehlen:  kurz  das 
Parlament  sei  in  Gefahr,  durch  die  Verhältniswahl  aufgelöst  zu  werden. 
So  stehen  wir  wieder  vor  dem  Gegensatze,  den  wir  auch  bei  der 
Listenwahl  kennen  gelernt  haben.  Recht  des  Individuums  contra  Recht 
der  Mehrheit. 

Jene  Gefahren  hat  die  Botschaft  des  schweizerischen  Bundesrats 
stark  hervorgehoben.  „In  einer  gutgeordneten  Demokratie  ist  das  Be- 
stehen einer  Mehrheit  ein  notwendiges  Erfordernis  für  ihre  Dauer,  ihre 
Lebensfähigkeit,  für  die  Einheit  und  den  Zusammenhang,  die  im  politischen 
Leben  eines  Volkes  .  .  .  immer  vorherrschen  müssen,  sowie  für  den 
guten  Gang  des  Repräsentativsystems  und  die  ordentliche  Entwicklung 
der  Demokratie.  In  einem  monarchischen  Staatswesen  wird  dieser  Grund- 
satz der  Dauer,  der  Stabilität,  der  Einheit,  wenigstens  durch  die  Person 
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des  Monarchen  gewährleistet,  der  selbst  einen  Teil  der  nationalen 
Souveränetät  vertritt,  der  Wiederwahl  nicht  unterworfen,  und  dessen 
Würde  erblich  ist,  der  seine  Minister  bezeichnet,  oft  mit  ausgedehnten 
Machtbefugnissen  ausgerüstet  ist  und  innerhalb  seiner  Machtsphäre  frei 
verfügt."  x) 

Geistvoll  ist  die  Art,  wie  einige  Vorkämpfer  der  Verhältniswahl 
diese  Angriffe  abzuwehren  suchen.  Es  sei  für  das  Land  und  die  Re- 
gierung notwendig,  daß  sie  über  alle  geistigen  Strömungen  unterrichtet 
werde,  nicht  nur  über  diejenigen,  die  sich  gerade  bei  den  Wahlen  am 
stärksten  hervordrängten.  Weiter  sei  es  wahr,  daß  im  Parlamente  nur 
die  Mehrheit  herrschen  könne,  die  Verhältniswahl  zerstöre  aber  nicht 
die  Mehrheit  als  solche,  gefährlich  sei  sie  nur  der  dauernden  Mehrheit 
einer  herrschenden  Partei,  die  mit  dem  Übergewichte  ihrer  Stimmen 
alle  Minderheiten  erdrücke  und  erbarmungslos  ihr  Programm  durch- 
führe. Unter  dem  Szepter  der  Verhältniswahl  werde  es  solche  Mehr- 
heiten nicht  mehr  geben,  es  müßten  sich  wechselnde  Mehrheiten  aus 
verschiedenen  Gruppen  bilden.  Dies  sei  keineswegs  ein  Unglück,  wenn 
auch  weniger  bequem,  man  habe  viele  Beispiele  dafür,  daß  das  öffent- 
liche Wohl  ohne  die  Herrschaft  einer  Partei  gefördert  werden  könne. 
Überhaupt  sei  die  Idee  einer  herrschenden  Partei  die  falsche  Ver- 
allgemeinerung englischer  und  amerikanischer  Regierungsweisen  vor  der 
Einführung  des  allgemeinen  Stimmrechts.  Die  Zukunft  gehöre  nicht 
den  herrschenden  Parteien,  sondern  den  wechselnden  Koalitionen,  auch 
sei  es  nicht  wahr,  daß  die  Unstetigkeit  der  französischen  Regierungen 
auf  dem  Mangel  an  einer  herrschenden  Partei  beruhe.2) 

Der  Wunsch,  die  Mehrheitsherrschaft  selbstsüchtiger  Parteien  zu 
brechen,  wird  Denjenigen  nicht  befremden,  dem  die  nicht  vor  Totschlag 
und  Mord  zurückschreckende  Härte  und  Brutalität  bekannt  sind,  mit 
der  sich  die  schweizerischen  Parteien  in  der  Vergangenheit  bekämpft  haben. 
Für   das   Tessin    und    Genf  zum    Beispiel    war   die  Verhältniswahl    ein 


J)  S.  15. 

2)  Le  concept  de  majorite,  de  meme  que  celui  de  souverainete,  est  entendu  dans 
le  langage  de  l'Ecole,  en  un  sens  bien  etroit.  La  majorite  y  est  comme  personnifiee :  c'est 
une  lutte  ä  deux,  le  vainqueur  s'appelle  majorite,  le  vaincu,  minorite.  Cela  est  bien  loin 
de  la  verite.  Sans  doute,  le  syteme  representatif,  historiquement,  vient  d'Angleterre,  oü, 
longtemps,  il  y  a  eu  —  au  moins  nominalement  —  deux  partis,  et  chacun  de  ces  partis 
devenait  ä  son  tour  le  plus  fort.  La  Constitution  anglaise,  plus  ou  moins  bien  comprise, 
est  devenue  le  modele  principal,  sur  lequel,  anjourd'hui  encore,  on  se  guide  pour  editier 
des  constitutions  theoriques  ou  deduire  des  principes  .  .  .  C'est  un  exemple  tres  curieux 
de  ce  fait  frequent,  que  nos  idees  se  developpent,  non  conformement  aux  faits  presents 
et  directement  connus,  mais  conformement  aux  doctrines  acquises,  fondees  sur  des  faits 
passes. 

P.-G.  La  Chesnais,  La  Representation  Proportionelle  et  les  Partis  Politiques  1904, 
S.  32  f. 


M    ECaptteL      l>;^    Watil-    OOd    Stimmrecht   in   da   Demokrati«-.  j<,: 

Fortschritt  Aber  wir  srltsam ,  daß  sie  in  Frankreich  von  hervor- 
ragenden Politikern  gefordert  wird,  damit  sich  starke  Parteien  bilden 
können?  Zum  Verständnis  diesrr  Tatsache  muß  man  mit  dem  Stande 
des  Parteiweseni  In  Frankreich  bekannt  sein;  er  kann  erst  im  folgenden 
Abschnitt  dargestellt  werden,  hier  müssen  wir  uns  mit  einigen  An- 
deutungen begnügen. 

In  Frankreich  gibt  es  außer  der  sozialdemokratischen  keine  fest- 
organisierten Parteien,  der  Kandidat  stellt  sich  den  Wählern  auf  Grund 
seines  Programms  mit  vager  Charakterisierung  seiner  Parteistellung 
vor;  er  schließt  sich  im  Parlament  einer  Gruppe  oder  mehreren  Gruppen 
an;  seine  Tätigkeit  ist  unkontrollierbar  und  wird  sehr  häufig  ausschließ- 
lich durch  sein  Interesse  bestimmt. *)  Das  Bestehen  der  Verhältniswahl, 
so  hoffen  ihre  Anhänger,  werde  die  meisten  zwingen,  sich  einer  Partei 
mit  bestimmtem  Programm  anzuschließen,  an  dem  die  Partei  dann  auch 
ihre  parlamentarischen  Handlungen  messen  werde.  Außerdem  würden 
die  Stichwahlen  infolge  der  Verhältniswahl  fortfallen;  diese  aber 
zwängen  die  den  unterlegenen  Parteien  angehörigen  Wähler  zur  Ver- 
leugnung ihrer  Grundsätze  oder  zur  Enthaltung.  Weiter  würden  die  in 
größeren  Wahlkreisen  vorsichgehenden  Verhältniswahlen  die  Bildung  von 
solchen  Parteien  möglich  machen,  welche  bisher  nicht  hätten  entstehen 
können,  weil  sie  an  jedem  Orte  zu  schwach  vertreten  seien;  die  Be- 
kenner  ihrer  Grundsätze  seien  jetzt  dazu  verurteilt,  entweder  gar  nicht 
zu  wählen  oder  für  einen  Kandidaten  einzutreten,  mit  dem  sie  nur  un- 
vollkommen übereinstimmten.  Endlich  werde  sie  die  Herrschaft  der 
nach  dem  Mehrheitsprinzip  gewählten  Deputierten  brechen,  die  in  ihren 
Wahlkreisen  eine  freie  Parteientwicklung  gar  nicht  aufkommen  ließen, 
die  nur  ihre  Partei  förderten  und  die  Interessen  der  anderen  vernach- 
lässigten. 

Während  also  die  Freunde  der  Verhältniswahl  in  der  Schweiz  sie 
fordern,  um  die  Parteien  zu  schwächen,  wünschen  sie  sie  in  Frankreich, 
um  die  Parteien  zu  stärken.2)     Diese  der  Verhältniswahl  innewohnende 


1)  Vgl.  die  Ausführungen  desselben  Verfassers  über  die  „louches  combinaisons,  les 
lüttes  d'influence  et  les  intrigues  des  coulisses  parlementaires"  S.  44;  und  „Dans  l'etat 
inorganique  de  la  vie  politique  actuelle,  rien  n'est  plus  facile,  en  effet,  que  de  justiner 
tous  les  oublis  des  programmes  electoraux,  sous  pretexte  de  tactique  on  d'opportunite 
ou  sous  pretexte  de  conflits  de  prineipes"  S.  49. 

2)  Jacques  Piou  hat  diesen  Gedanken  besonders  prägnant  ausgesprochen.  Seine 
Partei  (L'Action  Liberale  Populaire)  habe  seit  Jahren  die  Verhältniswahl  gefordert,  haupt- 
sächlich „parceque,  obligeant  les  partis  ä  se  constituer  et  ä  se  distinguer,  il  häte  l'organi- 
sation  politique  de  ce  torysme  constituüonel,  en  ce  moment  son  seul  espoir".  Revue 
Hebdomadaire,  1910,  S.  491.  La  Chesnais  hofft  auch  von  der  Erstarkung  der  Parteien 
das  Zurücktreten  des  ungesunden  Einflusses  der  Zeitungen.  Car  aujourd'hui,  en  l'absence 
de  partis  organises  capables  de  s'adresser  eux-memes  au  public,  les  journaux  irrespon- 
sables  ont  assume   le  role  necessaire  d'intermediaires    entre  les  partis  inorganiques  et  les 
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Tendenz,  die  Partei  über  die  Individuen  zu  stellen,  die  Wähler  zu 
Regimentern  zu  vereinigen,  regt  die  in  politischen  Angelegenheiten 
anarchistisch  gesonnenen  Elemente  gegen  sie  auf.  Die  Verhältniswahl,  so 
behaupten  sie,  beachte  nicht  die  seelische  Verfassung  der  Wählermassen. 
Ein  sehr  großer  Teil  der  Wähler  schließe  sich  keiner  Partei  an,  am 
stärksten  sei  vielleicht  die  Partei  der  Parteilosen,  welche  entweder  gar 
nicht  wählten  oder  haltlos  zwischen  den  Parteien  schwankten.  Und  es 
fehle  der  Mehrheit  der  mit  dem  allgemeinen,  gleichen  Stimmrechte  ent- 
standenen Wähler  die  politische  Bildung,  welche  zu  einer  entschiedenen 
Parteinahme  erforderlich  sei. 

Vergessen  wir  endlich  nicht,  daß  die  Besten  hoffen,  daß  die  Ver- 
hältniswahl eine  Verminderung  der  Abgeordnetenzahl  ermöglichen 
werde;  nach  der  Beseitigung  der  kleinen  Wahlkreise  werde  die  starke 
Erhöhung  des  Vertretungskoeffizienten  durchführbar  sein.  Andere  ver- 
stehen die  Verhältniswahl  so,  daß  auch  die  Staatsämter  unter  die 
Parteien  nach  ihrer  Stärke  verteilt  werden  sollen. 

Die  Erfahrungen1),  welche  bisher  mit  der  Verhältniswahl  gemacht 


electeurs  ...  les  journaux  etant  detoumes  de  leur  objet  naturel,  qui  est  l'information, 
negligent  celui-ci  S.  45. 

x)  Hohen  Wert  haben  die  Urteile,  welche  mehrere  Kantonsregierungen  auf  Ersuchen 
des  Bundesrates  über  die  V.  abgaben.  Solothurn,  Genf,  Zug  äußerten  sich  überhaupt 
nicht;  Zug  begründete  die  Unterlassung  damit,  daß  die  Mitglieder  geteilter  Meinung  waren. 
Luzern  konnte  nicht  antworten,  weil  damals  die  eidgenössische  Gewährleistung  des  Ge- 
setzes von  1909  noch  ausstand.  In  Baselstadt,  wo  die  Verhältniswahl  erst  seit  1905  be- 
steht, waren  die  Erfahrungen  „keine  schlechten"  gewesen.  In  Schwyz  „hat  der  Proporz 
zu  keinen  Anständen  Veranlassung  gegeben;  die  Parteien  haben  nach  den  Mitteilungen 
der  Regierung  eine  ihrer  Stärke  entsprechende  Vertretung  erhalten".  Tiefere  Aufschlüsse 
erhält  man  nur  aus  den  Kantonen  Tessin  und  Neuenburg.  In  Tessin  hat  sich  der  Proporz 
bei  den  Gemeindewahlen  bewährt,  hinsichtlich  der  kantonalen  Wahlen  „könne  darüber 
ein  sicheres  Urteil  noch  nicht  gefällt  werden.  Das  Proportionalverfahren  habe  zwar  zur 
Milderung  der  Parteikämpfe,  gleichzeitig  aber  zur  Zerbröckelung  der  alten  historischen. 
Parteien,  überhaupt  aller  größeren  politischen  Gruppen  beigetragen".  Neuenburg  hat 
nicht  ganz  dieselben  Erfahrungen  gemacht.  In  gewissen  Fällen  seien  die  Wahlkämpfe 
ruhiger,  in  anderen  aber  noch  schärfer  als  früher  geworden.  Die  Regierung  nennt  den 
Proporz  „un  instrument  electoral  delicat  et  relativement  complique".  Gute  Ergebnisse 
seien  abhängig  von  einer  „loyaute  et  une  correction  absolues".  Botschaft  des  Bundes- 
rates S.   10. 

Diese  Behörde  faßt  die  bisherigen  Erfahrungen  S.  14  etwa  so  zusammen,  daß  der 
Proporz  die  Mängel  des  Majoritäts Systems  (Intrigen,  Kompromisse,  Feilschen,  unlautere 
Manöver,  Wahlbeeinflussung,  Tyrannei  der  Komitees)  und  die  Allianzen  entgegengesetzter 
Parteien  nicht  beseitigt,  die  parlamentarischen  Sitten  nicht  gebessert,  die  Macht  der 
Komitees  und  der  Politiker  aber  eher  erhöht  habe.  „Ist  es  nicht  auffallend,  daß  in  den 
Kantonen,  welche  das  proportionale  Wahlverfahren  besitzen,  die  Parteien  noch  nie  dazu 
gelangt  sind,  im  gemeinsamen  Einverständnis ,  auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen, 
die  Überlegenheit  der  durch  dieses  Verfahren  erzielten  Resultate  zu  proklamieren  und  die 
Vortrefflichkeit  des  Systems  überhaupt  ins  richtige  Licht  zu  setzen?"  Im  übrigen  war 
der  Bundesrat  wohl  etwas  Partei. 
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worden  sind,  stehen  in  starkem  Mißverhältnis  zu  der  von  ihr  handelnden 
Literatur.1) 


Neuere  Forderungen  und  Schlufiubetrachtung. 

In  der  Frage  des  Stimm-  und  Wahlzwanges  ist  die  Demokratie 
gespalten.  Es  wird  nicht  verworfen  etwa  mit  der  Begründung,  daß 
das  Wahl-  und  Stimmrecht  ein  Recht  sei,  auf  das  man  auch  verzichten 
dürfe,  sondern  es  wird  aus  Zweckmäßigkeitsgründen  zuweilen  gebilligt 
(zudem  es  in  einigen  Kantonen  der  Schweiz  einen  Zwang  zur  Aus- 
übung politischer  Rechte  gibt),  zuweilen  verworfen  mit  der  Begründung, 
daß  das  Urteil  derjenigen  Bürger,  welchen  zu  wenig  öffentlicher  Geist 
innewohnt,  um  zur  Wahl-  und  Stimmurne  zu  gehen,  geringen  Wert 
habe,  manche  wahrscheinlich  auch  leere  oder  ungültige  Zettel  abgeben 
würden.2)  Beifälliger  wird  der  Gedanke  aufgenommen,  diejenigen, 
welche  sich  der  Stimme  enthalten,  zu  den  Annehmenden  zu  rechnen. 
Bei  Abstimmungen  ist  es  durchführbar,  aber  bei  Wahlen?  Sollen  die 
Nicht-Abstimmenden  etwa  über  die  nicht-oppositionellen  Parteien  nach 
der  durch  eigene  Stärke  erlangten  Stimmenzahl  verteilt  werden?8) 

Eine  entschiedene  Ablehnung  erfährt  das  dem  Grundsatz  demo- 
kratischer Gleichheit  widersprechende  Mehrstimmenrecht,  zu  dessen 
Erörterung    Stuart    Mills    Werk   „On   Representative    Government"  an- 

l)  Obwohl  Victor  Considerant  (derselbe,  der  auch  für  die  Volksgesetzgebung  kämpfte) 
in  Genf  schon  in  den  vierziger  Jahren,  Cantagrel  in  den  fünfziger  Jahren  in  Neuenburg 
für  die  Verhältniswahl  eingetreten  waren,  ist  sie  doch  in  rasch  anschwellender  Fülle  erst 
behandelt  worden,  nachdem  eine  dem  Studium  der  Verhältniswahl  sich  widmende  Ge- 
sellschaft im  Jahre  1888  ein  Werk  mit  dem  Haupttitel  „La  Representation  Proportionelle" 
herausgegeben  hatte.  Eine  ausführliche  Kritik  des  Buches  von  Bernatzik  „Das  System 
der  Proportionalwahl"  (Schmollers  Jahrbuch  1893).  Eine  Bibliographie  findet  sich  bei 
Saripolos  und  in  dem  Bericht  von  Charles  Benoist,  die  gleich  erwähnt  werden  sollen. 

Außer  den  früher  genannten  Schriften  seien  noch  genannt:  Siegfried,  Die  Pro- 
portionalwahl 1898  und  Saripolos,  La  demoeratie  et  l'election  proportioneile  1899, 
ein  sehr  umfangreiches  Werk.  Sehr  beachtenswert  sind  auch  die  Berichte  der  französischen 
Kammer  (Stimmrechtskommission)  von  Charles  Benoist  (1906),  Flandin  (1907), 
Groussier  (191 1). 

Über  die  Stellung  der  radikalen  Partei  unterrichtet  gut  der  Bericht  über  dessen 
Parteitag  in  Rouen  am  6. — 9.  Oktober  1910. 

2)  In  einigen  Gemeinden  des  Kantons  Zürich  ist  die  Abstimmung  obligatorisch,  in 
anderen  nicht.  Bei  zwei  Abstimmungen  gaben  in  jenen  21 — 24%  der  Wähler  leere  Zettel 
ab,  in  diesen  17 — 2O°/0.     Deploige-Tomn  S.  255. 

8)  Die  Frage  des  Stimmzwanges  taucht  in  der  Schweiz  in  den  Kantonen  Basel, 
Bern,  Waadt,  Zürich  auf.  Dr.  Mühlemann  (Bern)  schrieb  vor  einigen  Jahren :  „Nicht  von 
der  Gewährung  weiterer  Volksrechte  und  vom  Ausbau  der  demokratischen  Institutionen 
hängt  der  politische  Fortschritt  ab,  sondern  von  dem  Grade  der  politischen  Einsicht  und 
Schulung  des  Volkes,  sowie  von  d?r  Frage,  ob  es  von  den  dargebotenen  Rechten  auch 
pflichtgemäß  einen  richtigen  Gebrauch  mache." 
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regte.  Es  hat  unter  liberalen  Politikern  viele  Anhänger  gefunden, 
und  es  besteht  bekanntlich  in  England  —  wenn  auch  in  ganz  anderer 
Gestalt  infolge  des  englischen  Eigentümer-,  Haushalt-  und  Mietstimm- 
rechtes und  der  nicht  am  selben  Tage  in  ganz  England  stattfindenden 
Wahlen.  Aber  die  Fundamente  des  englischen  Staates  sind  nicht 
demokratisch,  sondern  freiheitlich. 

Zu  der  insbesondere  durch  Prins 5)  aufgeworfenen  Frage  der  In- 
teressenvertretung hat  die  Demokratie  bisher  nicht  Stellung  genommen. 
In  der  Gestalt,  die  sie  in  den  Werken  von  Prins  hat,  ist  sie  mit  der 
Demokratie  unverträglich,  denn  sie  schafft  ein  Wahlrecht,  dessen  Einheit 
nicht  der  abstrakte,  gleiche  Mensch,  sondern  der  durch  Beruf,  Leistungen 
an  den  Staat,  Bedeutung  für  die  Gesellschaft  besonderte  Verband  ist. 
Dagegen  hat  Charles  Benoist  in  seinem  1897  erschienenen  Werke 
„La  Crise  de  l'Etat  Moderne" 2)  Interessenvertretung  und  allgemeines 
gleiches  Wahlrecht  zu  versöhnen  gesucht. 3)  Jede  Klasse  soll  so  viele 
Vertreter  erhalten,  als  sie  nach  dem  geltenden  Rechte  stimmberechtigte 
männliche  Personen  aufweist.  Im  ganzen  soll  die  Kammer  500  Mit- 
glieder zählen.  Diese  würden  sich  nach  der  Bevölkerungszahl  von 
1891  so  verteilen: 

Tatsächlich  waren  damals 
unter  den  Abgeordneten 

38  Landwirte 

49  Gewerbetreibende 

32  Kaufleute,    Trans- 

porporteure 
296  (meist  Advokaten) 
97  Rentner 
65  Offiziere ,   Beamte. 


Wähler 

Abgeordnete 

Auf  Ackerbau    mit 

8  780  924 

225 

Gewerbe               „ 

4741973 

164 

Handel                   „ 

I  908  082 

48    \ 

Verkehr                 „ 

660441 

IT] 

Liberale  Berufe    „ 

498  339 

13 

Rentner                 „ 

837  624 

25 

Heer,  Staatsver-    „ 

972965  (366690) 

8 

waltung 

18400  348 


500 


Noch  gehört  die  Interessenvertretung  nicht  zu  den  brennenden 
Fragen,  aber  das  nicht  nur  in  Monarchien,  sondern  auch  in  Demo- 
kratien hervortretende  Streben  der  Klassen,  sich  zusammenzuschließen, 
zu  fragen,  ob  sie  auch  ihrer  Stärke  entsprechend  im  Parlamente  ver- 
treten   seien,     den    Kandidaten    das    Versprechen    abzunehmen,    ihre 


1)  La  Democratie  et  le  Regime  Parlementaire   1885. 
De  l'Esprit  du  Gouvernement  Democratique  1905. 

2)  S.  275. 

3)  Daß  der  Plan  in  der  von  ihm  befürworteten  Gestalt  mit  den  Grundgedanken  der 
Demokratie  trotzdem  nicht  in  Einklang  zu  bringen  ist,  sieht  Ch.  Benoist  wohl  ein :  „Organiser 
le  suffrage  universel  ...  c'est  sans  doute  .  .  .  renoncer  ä  la  theorie  de  la  souverainete 
nationale  .  .  .  Entre  la  nation  ...  et  l'individu,  point  d'intermediaires  .  .  .  il  n'est  que 
le  tout  et  que  chaeun."    S.  30  f. 
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Forderungen  zu  unterstützen,  lai.w  .ihnen,  daß  sie  bald  eine  brennende 
Frage  sein  wird,  überall  regt  die  Sozialdemokratie,  die  rieh  als  eine 
Klassenpartei  ausgibt,  was  sie  jedoch  in  Wahrheit  nicht  ist,  zu  dieser 
Entwicklung  an.  Sie,  die  die  Demokratie  vollenden  will,  wird  die 
wichtigste  Ursache  ihrer  Zerstörung.  In  der  Schweiz  ist  aeben  der 
Sozialdemokratie  die  Bauerschaft  eine  soziale  Macht,  und  in  den  Städten 
bildet  sich  eine  Bürgerpartei.  In  den  rechtsstehenden  Parteien  Frank- 
reichs haben  die  Ideen  der  Interessenvertretung,  wie  wir  noch  sehen 
werden,  Anklang  gefunden,  während  sich  unter  den  Arbeitern  der 
Syndikalismus,  das  heißt  die  Abkehr  der  Klasse  von  Partei  und  Parla- 
ment, ausbreitet. *)  Die  Parteien  sind  unvermögend,  die  Interessen  ihrer 
Anhänger  genügend  zu  schützen 2),  denn  in  allen  gibt  es  neben  den 
Parteirealisten  Männer,  die  ihr  wegen  ihres  Programms  anhängen,  und 
neben  den  Parteirealisten  Parteischmarotzer,  welche  von  ihr  Kundschaft, 
Stellung,  Ansehen,  Ehre  erwarten.  Dazu  kommt,  daß  die  Parteien  aus 
anderen  Gründen,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten,  in  Mißachtung  fallen, 
wo  übrigens  die  Landwirte  besondere  Parteien  gebildet  haben. 

Wie  wir  nun  gesehen  haben,  ziehen  die  Demokratien  aus  dem 
demokratischen  Prinzip  nicht  alle  Folgerungen  für  die  Frage  des  Wahl- 
rechtes. Sie  bekennen  sich  nicht  zu  dem  bequemen,  mechanischen 
Radikalismus,  welcher  nur  die  grundsätzlichen  Konsequenzen,  nicht 
die  realen  Folgen,  ins  Auge  faßt.  Durch  Zweckmäßigkeitserwägungen 
sind  veranlaßt  Aufenthaltsbedingungen  für  die  Ausübung  des  Wahl- 
rechtes, Ausschluß  bestimmter  Kategorien  vom  Wahlrechte,  Ablehnung 
des  Frauenstimmrechtes,  Ruhen  des  Wahlrechtes  für  das  unter  den 
Waffen  stehende  Heer,  Widerstand  gegen  die  Herabsetzung  des  Wahl- 
alters. Es  beweist,  daß  die  große  Mehrheit  der  in  Demokratien  lebenden 
Bürger  Erwägungen  politischer  Klugheit  zugänglich  ist,  und  wir  be- 
gegnen in  der  Tat  gar  nicht  so  selten  Männern,  die  das  allgemeine 
Wahlrecht  in  derselben  resignierten  Weise,  wie  der  Duc  de  Broglie, 
Prevost-Paradol  oder  Taine,  betrachten.  In  den  Vereinigten  Staaten 
bestehen  sogar  noch  jetzt  erhebliche  Einschränkungen  des  allgemeinen 
Stimmrechtes,  obwohl  das  Recht  milder  geworden  ist. 

1)  „Nous  avons  constitue  un  organisme  syndical  independant  de  tous  les  partis  .  .  .** 
Griffuelhes,  L'Action  syndicaliste,  1908,  S.  8.  „L'experience  a  montre  que  les  partis, 
loin  d'etre  le  decalque  desclasses,  sont  un  melange  heteroclite  d'elements  empruntes  a 
toutes  les  categories  sociales."  Syndicalisme  et  socialisme,  1908,  S.  4.  Im  Jahre  1906 
wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob  der  Gewerkschaftsbund  mit  der  sozialistischen  Partei 
in  Beziehungen  treten  solle;  sie  wurde  verneint:  „il  fut  proclame  que  la  Confederation 
doit  rester  autonome  et  reconnu  qu'elle  est  le  seul  organisme  de  lutte  de  classe  reelle." 
Pouget  La  Confederation  Generale  du  Travail,  2.  ed.  S.  33. 

2)  R.  Michels  behauptet,  die  deutsche  Sozialdemokratie  sei  einer  revolutionären 
Taktik  unfähig,  z.  B.  des  Generalausstandes ,  „parceque  la  greve  generale  est  une  idee 
essentiellement  ouvriere  et  qu'il  (parti)  a  peur  d'eloiguer  de  lui  les  classes  populaires 
qui  aspirent  ä  la  demoeratie".     Syndicalisme  et  socialisme  S.  25. 
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Fisk1)  wies  nach,  daß  im  Jahre  1789  in  6  von  13  Staaten 
Eigentumsqualifikationen  vorgeschrieben  waren,  1860  nur  noch  in  3 
von  33  Staaten,  1890  in  2  von  44  Staaten.  Im  Jahre  1789  verlangten 
6  der  13  Staaten  zur  Ausübung  des  Wahlrechtes  die  vorhergehende 
Bezahlung  einer  Steuer,  im  Jahre  1830  waren  es  12  von  24,  im  Jahre 
1860  8  von  33  Staaten,  im  1890  11  von  44  Staaten.  Nach  Freund 
hat  nur  Rhode  Island  den  Wahlzensus  für  Stadtverordnetenwahlen 
beibehalten  und  nicht  selten  werde  er  noch  „für  Abstimmungen 
über  Aufnahme  von  Gemeindeanleihen  und  ähnlichen  finanziellen 
Maßregeln  verlangt".  In  neuester  Zeit  ist  er  in  einigen  Südstaaten 
(Südkarolina,  Luisiana,  Alabama)  als  Alternativbedingung  wieder  ein- 
geführt worden.  Gegen  die  Neger  ist  auch  die  Forderung  des  Nach- 
weises einer  elementaren  Bildung  gerichtet;  im  Jahre  1890  waren  es 
erst  5  Staaten,  1907  aber  14;  Ausnahmen  werden  für  solche  Personen 
gemacht,  die  im  Jahre  1867  das  Stimmrecht  besaßen  oder  von  ihnen  ab- 
stammen. Wenn  die  Neger  aber  sowohl  den  Bildungsnachweis  führen 
als  auch  dem  Wahlzensus  genügen  können,  werden  sie  in  den  Süd- 
staaten an  der  Ausübung  des  Rechts  gehindert.  Hier  darf  auch  er- 
wähnt werden,  daß  das  Wahlrecht  an  Einwanderer  nicht  mehr  so 
liberal  gewährt  wird,  wie  früher.  Im  Jahre  1890  gestatteten  noch  15 
der  44  Staaten,  daß  der  nicht  naturalisierte  Fremde  nach  einer  kurzen 
Residenzfrist  und  der  Erklärung,  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  werden 
zu  wollen,,  wählen -dürfe;  im  Jahre  1907  waren  es  nur  noch  9. 2) 

Solche  Bestimmungen  beweisen,  daß  die  Demokratie  häufig,  ihres 
eigenen  Prinzips  überdrüssig,  sich  in  die  Gedankenwelt  des  Liberalismus 
verliert.  Der  Liberalismus  kann  das  Mehrstimmenrecht  annehmen, 
weil  einige  Klassen  für  die  Gesamtheit  mehr  leisten,  also  auch  mehr 
Rechte  haben  sollen;  er  kann  das  Wahlrecht  beschränken,  weil  nicht 
Alle  die  mit  ihm  gegebenen  Pflichten  zu  erfüllen  vermögen;  er  kann 
der  Frau  das  Stimmrecht  verweigern,  weil  die  Frau  etwas  anderes  ist, 
als  der  Mann,  weil  Natur  und  Geschichte  ihr  Pflichten  gegeben  haben, 
die  von  denjenigen  des  Mannes  verschieden  sind;  er  kann  die  Inter- 
essenvertretung befürworten,  weil  die  Menschheit  nur  in  Verbänden 
leben  kann,  deren  Leistungen  für  den  Staat  verschieden  sind,  weshalb 
auch  ihre  Rechte  verschieden  sein  müssen.  Für  die  Demokratie  ist 
das  Wahl-  und  Stimmrecht  ein  ewiges  Menschenrecht,  für  den  Libe- 
ralismus ist  es  ein  Privileg,  eine  soziale  Funktion.8)  Privilegien  kann 
man  stückweise  erteilen,  wie  England  1832,  1867,  1885  getan  hat. 

1)  O.  H.  Fisk,  Stimmrecht  und  Einzelstaat,  1896. 

2)  Freund  a.  a.  O.  S.  76,  66. 

8)  The  English  legislation  on  the  subject  gives  voice  to  the  conception  which 
looks  on  the  vote  as  a  privilege ;  in  the  American  laws  it  appears  rather  as  a  right  of 
man  Ostrogorski  II  299.     Freund  dagegen  vertritt  die  Auffassung:  „Das  Recht  zu  wählen, 


Zweites  Kapitel.     Die  Partei.  An  \ 

Aber  vor  dem  Demokraten,  der  sich  auf  liberale  Abwege  drängen 
läßt,  steigt  die  Gestalt  jenes  starren  Doktrinärs  ohne  Furcht  und  J 
auf,  welcher  Verehrung  erweckt,  weil  er  folgerichtig  denkt:  „Ks  scheint", 
so  spricht  er,  „uns  will  das  Prinzip,  das  Fundament  entwischen.  .  .  . 
Mir  handelt  es  sich  vor  allem  Andern  um  den  Grundsatz,  von  dem 
unser  Werk  ausgehen  soll.  Ich  kenne  nur  einen.  Dieser  ist  die  Volks- 
souveränetät." 


Zweites  Kapitel. 

Die  Partei. 

Die  Partei  ist  eine  Vereinigung  von  Personen  mit  gleichen  poli- 
tischen Überzeugungen  und  Zielen,  welche  die  Staatsgewalt  zum  Zweck 
der  Verwirklichung  ihrer  Forderungen  zu  erobern  sucht 

Die  Staatsgewalt  fällt  in  den  modernen  Demokratien  denen  zu, 
welche  über  die  Mehrheit  in  den  gesetzgebenden  Körpern  verfügen. 
Dieses  sind  entweder  repräsentative  Versammlungen  oder  es  sind 
Landsgemeinden  und  Referendumskörper.  Hier  sucht  die  Partei  die 
durch  ihre  Abstimmungen  Entscheidenden,  dort  die  Männer  zu  ge- 
winnen, welche  die  Vertreter  wählen.  Die  Lockmittel  gleichen  sich 
hüben  und  drüben,  aber  die  Vorgänge  sind  bei  den  Wahlen  ver- 
wickelter. Gewählt  werden  auch,  wenn  auch  in  den  drei  Demokratien 
in  verschiedenem  Umfange,  Verwaltungsbeamte  und  Richter;  solche 
Wahlen  unterscheiden  sich  nicht  wesentlich  von  den  Abgeordneten- 
wahlen. Diese  Ausführungen  erklären,  weshalb  wir  vorzugsweise  von 
den  Wahlen  und  nur  gelegentlich  von  den  Abstimmungen  handeln 
werden. 

Hätten  alle  Wähler  tiefes  politisches  Verständnis,  ernstes  politisches 
Interesse,  dann  würden  die  Wahlen  in  kleinen  Wahlkreisen  häufig  leicht 
entschieden  werden.  Jeder  würde  zur  Urne  eilen  und  einem  Manne 
seines  Vertrauens  seine  Stimme  geben.  Häufig;  denn  die  Stimmen 
würden  sich  nicht  selten  so  zersplittern,  daß  eine  Wahl  nicht  zustande 
käme.  Daher  die  Notwendigkeit  einer  Verständigung  über  die  auf- 
zustellenden Kandidaten  gewöhnlich  selbst  hier.  Nach  der  Einführung 
der  Listenwahl  würde  die  Wahl  ohne   den  Eingriff  leitender  Personen 


gilt  nicht  als  eines  der  bürgerlichen  Grundrechte",  a.  a.  O.  S.  75.  Ein  bürgerliches  Grund- 
recht ist  es  nicht  dem  Buchstaben  der  Verfassung,  aber  dem  Geiste  der  Demokratie,  nach. 
Auch  in  der  französischen  Kammer,  welche  die  Verfassung  von  1875  beriet,  standen  sich' 
die  beiden  Auffassungen  gegenüber:  ,,Le  rapport  (sur  le  suffrage  universel)  abandonne 
le  point  de  vue  oü  s'etait  placee  l'ancienne  commission  des  Trente  que  le  suffrage  est 
une  foncüon.     C'est  un  droit".     Hanotaux,  Histoire  Contemporaine  III  313. 
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sogar  unter  den  günstigsten  Bedingungen  undenkbar  sein,  denn  wenige 
Wähler  wären  mit  den  in  größeren  Wahlkreisen  wohnenden  geeigneten 
Kandidaten  genügend  bekannt. 

Die  Voraussetzungen  tiefen  politischen  Verständnisses  und  ernsten 
patriotischen  Interesses  verschwinden  mit  der  Ausdehnung  des  Stimm- 
rechtes immer  mehr.  Der  Mehrheit  der  Wähler  fehlt  die  Zeit,  um  den 
öffentlichen  Dingen  ihre  Aufmerksamkeit  zu  widmen,  und  ihre  persön- 
lichen Angelegenheiten  nehmen  sie  so  stark  in  Anspruch,  daß  sie  nur 
für  sie  Sinn  haben.  Die  Beschäftigung  mit  der  Politik  erscheint 
manchem  fast  wie  eine  Versündigung  gegen  die  Pflicht  der  Selbst- 
erhaltung, und  nur  wenn  der  Zusammenhang  zwischen  dem  öffentlichen 
und  ihrem  eigenen  Wohl  fühlbar  ist,  ändert  sich  ihre  Haltung.  *)  Da- 
mit wird  die  Gleichordnung  der  Wähler  in  Unterordnung   verwandelt. 

Solange  also  wenige,  politisch  gebildete  Bürger  eine  Wahl  vorzu- 
nehmen haben,  genügt  eine  Verständigung  über  die  Kandidaten 
zwischen  ihnen.  Sobald  aber  das  Wahlkollegium  aus  vielen,  politisch 
ungleich  gebildeten  Bürgern  besteht,  muß  bei  allen  Arten  von  Wahlen 
ein  kleiner  Kreis  die  Leitung  übernehmen.  Er  muß  Kandidaten  aus- 
wählen und  in  Wählerversammlungen  vorschlagen.  Die  Anfänge  einer 
Parteiorganisation  sind  da. 

Das  Bedürfnis  nach  ihr  wächst  aber  erstens  infolge  der  in  den 
modernen  Demokratien  wachsenden  Zahl  von  Wahlen  und  zweitens 
infolge  eines  anderen  mit  der  Zunahme  weniger  gebildeter  Wähler 
zusammenhängenden  Umstandes.  Der  den  Gang  der  Politik  verfolgende 
Bürger  vermag  die  Bedeutung  einer  Wahl,  eines  Gesetzesvorschlages  für 
die  Partei  zu  ermessen.  Die  ungebildeten  Wähler  können  es  nicht,  sie 
müssen  durch  Zeitungsartikel,  Flugschriften,  Flugblätter,  durch  Vorträge 
für  die  der  Partei  zuträglichste  Auffassung  gewonnen  werden.  Dies  er- 
fordert größere  Anstrengungen,  als  die  Aufstellung  von  Kandidaten. 
Es  müssen  Männer  in  den  Dienst  der  Partei  gezogen  werden,  welche 
herumreisen,  Versammlungen  einberufen,  Vorträge  halten,  Artikel 
schreiben,  Flugschriften  verfassen.     Andere,   die   in   den   verschiedenen 


!)  Aus  den  ähnlichen  Ausführungen  von  Bryce  über  diesen  Punkt  greife  ich  einige 
Sätze  heraus :  „To  the  great  mass  of  mankind  in  all  places,  public  questions  come  in 
the  3rd  or  4th  rank  among  the  interests  of  life,  and  obtain  less  than  a  third  or  a  fourth 
of  the  leisure  available  for  thinking.  It  is  therefore  rather  sentiment  than  thought  that 
the  mass  can  contribute,  a  sentiment  grounded  on  broad  considerations  and  simple 
trains  of  reasoning  .  .  .  this  analysis  .  .  .  is  substantially  no  less  applicable  to  the 
commercial  and  professional  classes  than  to  the  working  classes ;  for  in  the  former,  as 
well  as  in  the  latter,  one  finds  few  persons  who  take  the  pains,  or  have  the  leisure,  or 
indeed  possess  the  knowledge,  to  enable  them  to  form  an  independent  judgement." 
Ü25of.  Vgl.  auch  seine  Analyse  der  englischen  Wählerschaft,  nach  welcher  selbst  in 
England  2/s  aller  Wähler  politisch  uninteressiert  sind.     II  3t8  f. 
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Wahlbezirkes  ansässig  sind  und  für  die  Partei  «wirken :  Vertrauensmänner 

oder   wie  man  sie  sonst  nennen   in;i};. 

Mit  der  Notwendigkeit  einer  stärkeren  Tätigkeit  erwacht  das  B< 
dürfnis  nach  größeren  Geldmitteln,  einmaligen  Beitragen,  wie  regel- 
mäßigen Steuern.  Wie  gegliedert  ist  jetzt  die  Partei:  im  Ehrenamte 
tatige  Führer,  dauernd  angestellte  Beamte,  regelmäßig  zahlende  Mit- 
glieder, die  große  Masse  der  Wähler,  welche  ihre  Zugehörigkeit  zur 
Partei  nur  durch  das  Halten  der  Parteizeitungen,  ja  selbst  nur  am 
Wahltage  bekunden  I 

Die  höchsten  Anstrengungen  werden  von  der  Parteileitung  während 
des  Wahlkampfes  gemacht,  für  die  Schlacht  sucht  man  auch  die  Re- 
servearmee der  Parteilosen  aufzubieten.  Durch  künstlich  geweckte, 
häufig  falsche  Vorstellungen  und  ränkevoll  gereizte  Triebe  werden  sie 
einer  Partei  ins  Netz  getrieben,  um  am  nächsten  Wahltage  vielleicht 
die  Beute  einer  anderen  zu  werden. 

Zwei  Ziele  traten  bisher  als  die  wichtigsten  hervor:  die  Aufstellung 
der  Kanditaten  und  die  Wahl  mit  den  durch  sie  bedingten  Agitations- 
mitteln. Ein  dritter  ist  nicht  minder  wichtig.  Der  Wandel  der  poli- 
tischen und  sozialen  Verhältnisse  zwingt  die  Parteien  von  Zeit  zu  Zeit, 
neue  Forderungen  zu  erheben,  oder  zu  den  durch  die  Entwicklung 
heraufgeführten  Fragen  Stellung  zu  nehmen ;  sie  muß  die  Wähler  auf- 
klären und  für  ihre  Auffassung  gewinnen.  Diesem  auf  die  Fortbildung 
des  Programms  gerichteten  Zwecke  eigentümliche  Mittel  gibt  es  nicht: 
es  sind  Broschüren,  Aufsätze  in  Zeitschriften,  Zeitungsartikel,  Flugblätter, 
Versammlungen.  Es  ist  ein  Teil  der  indirekten  Vorbereitung  auf  den 
Wahlkampf.  Den  Stoff  sondern  wir  daher  so:  die  entterntere  Vorbe- 
reitung auf  den  Wahlkampf,  worunter  wir  die  Fortbildung  des  Programms 
und  die  Kandidatenernennung  verstehen,  und  die  unmittelbare  Vorbe- 
reitung auf  den  Wahlkampf  und  den  Wahlkampf  selbst. 

Aber  der  Darstellung  der  Parteiverhältnisse  in  den  drei  Demokratien 
müssen  wir  noch  eine  wichtige  Betrachtung  vorausschicken. 

Eine  Parteiorganisation,  welche  in  den  Grundzügen  mit  der  vor- 
her geschilderten  übereinstimmt,  wird  überall  anzutreffen  sein,  wo  das 
allgemeine  Stimmrecht  mehrere  Jahrzehnte  bestanden  hat.  Allein  ver- 
schiedene Stufen  führen  zur  vollkommenen  Organisation  hinauf,  welche, 
wie  jede  vollendete  Bildung  dieser  Art,  Zeit,  Geld,  Energie  der  Führer, 
Disziplin  der  Massen  erfordert  hat.  Anziehend  ist  die  Untersuchung, 
auf  welcher  Organisationsstufe  die  Parteien  verschiedener  Länder  stehen 
und  welchen  Ursachen  ihr  Stand  zuzuschreiben  ist.  Belehrender  ist  es 
jedoch,  die  Züge  kennen  zu  lernen,  welche  vollendete  Organisationen 
dem  politischen  Leben  aufzuprägen  pflegen. 

Jede  Partei,  welche  die  Geschicke  ihres  Landes  zu  beherrschen  be- 
strebt ist,  schafft  nicht  nur  eine  dauernde  Organisation,    die  sich  nicht 
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nach  den  Wahlen  wieder  auflöst,  sondern  auch  eine  über  das  ganze 
Territorium  ausgedehnte.  Mit  anderen  Worten:  sie  sucht  überall  ihre 
Anhänger  zu  Gruppen  zu  vereinigen,  und,  wenn  sich  deren  Zahl  mehrt, 
die  Gruppen  zu  Verbänden  zusammenzuschließen;  nun  verfügt  der 
Generalstab  über  Bataillone  und  Kompagnien.  Ein  von  der  Spitze 
kommender  Befehl  kann  nun  leicht  bis  in  die  entferntesten  Teile  des 
Landes  gelangen  und  umgekehrt  jede  Anregung  von  unten  leicht  bis 
nach  oben. 

Wie  überall,  so  ist  auch  die  Mehrzahl  der  Parteiangehörigen  ab- 
hängig und  gleichgültig,  viele  wünschen  nicht  daß  ihr  politischer  Glaube 
bekannt  wird,  andere  sind  in  ihrem  Bekenntnisse  lau.  In  jeder  Gruppe 
herrschen  daher  die  Unabhängigen,  die  Eifrigen,  die  Rücksichtslosen, 
die  Fanatiker.  Sie  werden  gewählt,  wenn  von  Zeit  zu  Zeit  die  Delegierten 
der  Gruppen  zu  Verbandstagen  oder  zu  Parteitagen  zusammentreten 
müssen,  und  in  jeder  höheren  Versammlung  entscheidet  überdies  die 
politische  Intelligenz.  So  erhält  die  Parteiorganisation  einen  aristo- 
kratischen Charakter,  obwohl  sie  eine  demokratische  Struktur  aufweist. 
Allein  die  Führer  sind  bemüht,  diese  Tatsache  zu  verhüllen.  Es  werden 
große  zentrale  Parteikomitees  aus  Delegierten  aller  Teile  des  Landes 
gewählt,  während  die  Geschäfte  tatsächlich  von  einem  kleineren  Aus- 
schusse geführt  werden  und  aus  diesem  zuweilen  noch  ein  engerer  Kreis 
hervorgeht,  der  Alles  lenkt,  der  auch  die  Tagesordnung  der  Partei- 
tage festsetzt,  so  daß  auch  dort  die  Delegierten  sich  nicht  frei  bewegen 
können.  Außerdem  wird  das  demokratische  Prinzip  dadurch  häufig 
verletzt,  daß  in  die  gewählten  Komitees  nicht  gewählte  Männer  kooptiert 
werden  oder  man  jedem  die  Freiheit  gibt,  mitzuraten,  wenn  er  auch 
nicht  mit  entscheiden  darf. 

Eine,  so  organisierte  Partei  gestattet  den  Führern  ihren  Willen 
überall  durchzusetzen:  die  Gruppen  und  Verbände  gewünschte  Be- 
schlüsse fassen  oder  Demonstrationen  ausführen  zu  lassen,  vor  allem 
aber  die  Abgeordneten  der  Partei  völlig  zu  unterwerfen.  Da  kein 
Kandidat  gegen  ihren  Willen  aufgestellt  werden  kann,  ja  sogar  ge- 
wöhnlich die  Kanditaten  von  ihr  ausgewählt  oder  doch  bestätigt  werden, 
so  vermag  sie  ihnen  ihr  Glaubensbekenntnis  vorzuschreiben  und  sie  zur 
Verantwortung  zu  ziehen,  wenn  sie  das  ihnen  gegebene  imperative 
Mandat  nicht  in  aller  Strenge  beobachten  sollten. 

Die  Wähler  kann  sie  weit  kräftiger  bearbeiten  und  beeinflussen, 
da  sie  festen  Fuß  im  Lande  gefaßt,  hier  ein  Lager  dort  einen  Posten 
aufgestellt  hat;  sie  kann  diejenigen  Operationen  vornehmen  lassen, 
welche  nach  den  Berichten  der  Gruppen  erforderlich  sind:  Redner, 
Wahlliteratur,  Geld  schicken,  das  vielleicht  nicht  nur  zur  Bezahlung 
der  Kosten,  sondern  auch  zu  Bestechungen  verwandt  wird.  Geriebene 
Parteiführer,  welche  wohl  erkennen,  wie  schwer  es   ist,   die  Massen  zu 
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einem  Vollen  Verständnis  der  schwebenden  Pngen  EU  fuhren,  wirken 
auf  die  Erregung  von  Gefühl  und  Einbildungskraft  hin :  durch  Ent- 
rüstungsmeetings,  Umzüge,  Anlegung  von  Insignicn,  Bildung  von  be- 
sonderen Gesellschaften,  wodurch  sich  das  Individuum  als  Glied  einer 
von  anderen  unterschiedenen  Herde  fühlt.  Selbstverständlich  fehlt  das 
sensationelle  Element  auch  in  der  Rede  und  der  Wahlliteratur  nicht, 
und  die  großen  im  Solde  der  Parteien  stehenden,  die  öffentliche 
Meinung  fabrizierenden  Zeitungen,  welche  anscheinend  gründlich  zu 
bilden  und  zu  überzeugen  suchen,  überhäufen  das  Individuum  mit  so- 
viel Lesestoff,  daß  ihm  die  Zeit  zu  anderer  Lektüre  fehlt. 

Die  großen  Ausgaben,  welche  die  Arbeit  jeder  entwickelten  Partei- 
organisation verursacht,  können  selten  allein  durch  die  Beiträge  und 
Schenkungen  der  Mitglieder  aufgebracht  werden.  Die  erste  Hilfe  leistet 
die  Staats-  und  Gemeindekasse;  die  Beamten  und  Agenten  der  Partei 
werden  in  Staats-  und  Gemeindeämtern  versorgt  und  müssen  einen  Teil 
des  Gehaltes  an  die  Parteikasse  zahlen.  Reiche  Helfer  werden  durch 
die  Verschaffung  von  Orden,  Titeln,  hohen  Staatsstellungen  zu  erheb- 
lichen Zahlungen  veranlaßt.  Eine  besonders  reichlich  sprudelnde  Quelle 
bilden  die  Zuschüsse  des  großen  Kapitals,  welchem  die  Partei  die  ge- 
forderte Gesetzgebung,  den  begehrten  Einfluß  auf  Verwaltung  und 
Rechtsprechung  zur  Verfügung  stellt.  Für  die  Führer,  welche  die 
Truppen  anwerben,  fällt  ein  reicher  Condottierelohn  ab,  während  die 
Abgeordneten  ganz  intakt  sein  mögen ;  sie  führen  die  Parteibefehle  aus. 
So  ist  es  nach  den  Versicherungen  zuverlässiger  und  weniger  zuver- 
lässiger Beobachter  im  amerikanischen  Bundeskongreß,  welcher  im  Senat 
die  Generalität  der  Parteien  vereinigt.  Bei  einem  unentwickelten  Stande 
der  Parteiorganisation  müssen  die  Deputierten  einzeln  gewonnen  werden ; 
Geschäfte  dieser  Art  beginnen  in  „Lobby"  oder  „Couloir",  den  für  die 
Zusammenkunft  von  Abgeordneten  und  Wählern  bestimmten  Räumen. 
In  Frankreich  sucht  das  Kapital  außerdem  eine  möglichst  große  Zahl 
von  technischen,  wirtschaftlichen  und  juristischen  Vertretern  seiner 
binnenländischen  und  kolonialen  Interessen  in  die  Deputiertenkammer 
zu  bringen,  die  Berichterstatter  der  Kommissionen  zu  gewinnen,  und 
vor  den  Wahlen  werden  bedeutende  Geldsummen  zur  Unterstützung  ge- 
eigneter Kandidaten  verschiedener  Parteirichtungen  zusammengebracht.1) 

Zur  objektiven  Würdigung  dieser  Zustände  müssen  wir  uns  ver- 
gegenwärtigen, daß  das  Leben  der  Demokratien  in  dem  Ringen  der 
Parteien  um  die  Herrschaft  besteht,  daß  jede  Partei  mit  allen  Mitteln 
in  den  zahllosen  Wahlkämpfen  sich  durchzusetzen  suchen  muß,  was 
sehr  viel  Geld  erfordert  daß  die  großen  Unternehmungen  zur  Verwertung 
der  gewaltigen  in  ihnen  angelegten  Kapitalien  auf  Schutz  des  inneren 
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Marktes,  ruhigen  Fortgang  ihrer  Betriebe,  lückenlose  Aufträge  bedacht 
sein  müssen.  So  werden  sich  Partei  und  Großkapital  gleichsam  in  die 
Arme  getrieben.  Man  erwäge  weiter,  daß  in  der  repräsentativen  und 
der  parlamentarischen  Demokratie  der  Abgeordnete  ebenso  wenig  ver- 
antwortlich, aber  weit  einflußreicher  als  in  der  konstitutionellen  Mon- 
archie ist,  wo  die  Erwählten  des  Volkes  ihre  Macht  mit  dem  Fürsten 
und  einem  nicht  aus  Volkswahlen  hervorgegangenen  Oberhause  teilen 
müssen.  Vorgänge  der  geschilderten  Art  werden  aber  in  Demokratien 
mit  einem  dichten  Schleier  überzogen,  wenigstens  so  lange,  als  nicht 
außerhalb  stehende  Kreise  ihn  zerreißen.  In  der  konstitutionellen 
Monarchie  steht  das  Parlament  der  Regierung  als  Gegner,  wenn  auch 
nicht  immer  als  Feind,  gegenüber,  so  daß  es  alle  ihre  Handlungen 
genau  prüft;  in  der  repräsentativen  und  parlamentarischen  Demokratie 
stehen  sich  Parteien  gegenüber,  welche  nacheinander  die  Regierung  zu 
übernehmen  hoffen  und  sich  für  diesen  Fall  gegenseitig  Schonung  an- 
gedeihen  lassen. 

Von  diesen  politischen  Handelsgeschäften  sind  die  verschiedenen 
Formen  gemeiner  Korruption  wohl  zu  unterscheiden,  wie  sie  in  den 
Landtagen  mancher  amerikanischer  Einzelstaaten  üblich  sind:  daß  die 
herrschende  Partei  ihren  Parteifreunden  zur  Ausbeutung  einer  Stadt 
verhilft,  oder  die  Besitzer  von  Rennwettbetrieben  die  Abgeordneten 
zum  Zweck  der  Abschaffung  des  Rennwettverbotes  bestechen,  oder 
reiche  Klassen  bedrohende  Gesetzentwürfe  zurückgezogen  werden,  wenn 
die  Bedrohten  anständig  gezahlt  haben ;  hierher  gehören  auch  die  früher 
besprochenen  Stadtplünderungsmethoden  (oder  die  Bedrohung  der  Unter- 
nehmer mit  Arbeitseinstellungen,  wenn  sie  dem  Arbeiterführer  nicht 
Checks  über  größere  Summen  ausstellen). 

Aber  auch  der  Blick  auf  die  politischen  Handelsgeschäfte  ist  un- 
erfreulich. Je  vollkommener  die  Parteiorganisation  ist,  um  so  abstoßender 
sind  ihre  Wirkungen.  Die  Partei  gibt  sich  als  Vertreterin  des  Volkes 
aus,  und  ist  ein  Werkzeug  der  Führer,  welche  häufig  Geschäftsführer 
des  großen  Kapitals  sind.  Die  Kleinen  und  Armen,  welche  in  den 
meisten  Parteien  vorherrschen,  werden  nicht  selten  Handelsobjekte  für 
die  Reichen  und  Mächtigen.  Aber  ein  Anderes  muß  ebenfalls  bedacht 
werden.  Das  Dazwischentreten  von  Parteiorganisationen  und  Kapitalisten 
in  den  Großstaaten  der  Neuzeit  schwächt  die  Wucht  des  Stoßes,  wie 
ihn  die  ärmeren  Klassen  in  der  kleinen  griechischen  Demokratie  gegen 
die  Wohlhabenden  geführt  haben. x)  Wo  diese  Bremsvorrichtung  fehlt, 
wie  in  den  Verwaltungen  der  größeren  Städte,  erblicken  wir  die  Vor- 
boten   der   wieder    zum   Leben    erwachender   Geister    des    Altertums. 


*)  Eher   aufheiternd  die  Meinung,    der   Boss   verhindere   die    Pöbelherrschaft.     Vgl. 
Brooks,  Corruption  in  American  Politics  and  Life,  1910,  S.  17. 
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Aber  Hammer  oder  Ambos  lautet  nun  einmal  der  Wahlspruch  der 
I  Demokratie! 

Wer  das  Schauspiel  mit  .ästhetischer  Ruhe  zu  betrachten  vermag, 
den  entzückt  seine  groteske  Größe:  führende  Kapitalisten,  geführte 
Parteiführer,  in  ihren  Zeitungen  die  öffentliche  Meinung  machend, 
welche  dann  die  Massen  der  Armen  und  Ungebildeten  als  den  Volks- 
willen an  der  Wahlurne  verkünden. 

Wie  man  auf  den  folgenden  Blättern  sehen  wird,  haben  die  Parteien 
nicht  in  allen  Ländern  jene  starke  Organisation  ausgebildet.  Voll- 
kommen ist  sie  nur  in  den  Vereinigten  Staaten,  am  wenigsten  hat  sie 
sich  in  der  Schweiz  entwickeln  können,  in  Frankreich  sind  die  Parteien 
bestrebt,  sich  dem  belgischen,  amerikanischen,  englischen  Vorbilde  zu 
nähern.  Sowohl  in  Frankreich  wie  in  der  Schweiz  ist  die  Sozial- 
demokratie am  besten  organisiert. 

I. 
Die  entfernteren  Vorbereitungen  auf  den  Wahlkampf. 

i.    In  den  Vereinigten  Staaten. 

Parteien  begannen  sich  in  der  Kolonialzeit  zu  bilden,  aber  sie 
hatten  noch  keine  besonderen  Organe;  ihre  Aufgaben  übernahmen  von 
Männern  gleichen  Berufes  gegründete  Klubs.  Hier  wurden  vor  den 
Wahlen  Kandidaten  aufgestellt,  für  welche  die  Mitglieder  in  ihren 
Kreisen  zu  wirken  versprachen.  Einer  der  bekanntesten  hieß  Caucus- 
Club ;  nach  ihm  wird  bis  auf  den  heutigen  Tag  eine  nicht  verfassungs- 
mäßige  Vereinigung   zur   Beeinflussung   der   Wahlen   Caucus    genannt. 

In  den  dem  Frieden  folgenden  Jahrzehnten  wurden  erprobt: 
Delegiertenversammlungen  politischer  Gesellschaften  und  allgemeine 
Versammlungen,  in  denen  Kandidaten  aufgestellt  wurden,  Selbstwerbung 
der  Kandidaten,  Aufstellung  der  Kandidaten  durch  ihre  Freunde. 
Selbständige  Organe  der  politischen  Bewegung  sind  entstanden,  aber 
sie  sind  mannigfaltig,  man  tastet  noch  nach  dem  Besten,  und  sie  sind 
schwach.  Weshalb  ?  Die  Zahl  der  Wahlämter  ist  erst  klein,  das  Stimm- 
recht beschränkt,  und  durch  Charakter,  Stellung,  Wohlstand  hervor- 
ragende Männer  üben  einen  starken  Einfluß  aus,  so  daß  sie  tatsächlich 
die  Kandidaten  ernennen,  die  in  Versammlungen  und  von  kleinen 
Kreisen  aufgestellt  werden.  Mit  dem  mähligen  Schwinden  dieser  drei 
Ursachen  wird  eine  kräftigere  Organisation  hervortreten. 

Zunächst  erfolgte  eine  Einflußkonzentration.  Keine  der  eben  er- 
wähnten Methoden  zur  Aufstellung  von  Kandidaten  hatte  allgemein 
durchzudringen    vermocht,    auch    erschwerten    die  schlechten  Verkehrs- 
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Verhältnisse  ein  Zusammenwirken  für  Bundes-  und  Staatsangelegenheiten. 
Je  ausgedehnter  ein  Land,  je  dünner  eine  Bevölkerung,  je  schlechter 
die  Verkehrsverhältnisse,  um  so  mehr  Bedarf  nach  den  Diensten  von 
Deputierten,  Delegierten.  Dieser  Tatsache  werden  wir  in  der  Union  auch 
noch  später  begegnen.  So  verfiel  man  auf  den  Gedanken,  den  gesetz- 
gebenden Versammlungen  die  Aufgabe  zu  übertragen.  Sie  waren  schon 
vor  den  Wahlen  versammelt  und  bestanden  aus  den  hervorragendsten 
Männern  der  Parteien.  Besonders  einflußreich  war  der  „Congressional 
Caucus",  der  die  Kandidaten  für  die  Präsidentschaft  auswählte,  zudem 
die  Wahl  der  Präsidentenwähler  in  mehreren  Staaten  nach  dem  System 
der  Listenwahl  für  den  ganzen  Staat  vor  sich  ging.  Aber  der  Kongreß 
riß  auch  die  Aufstellung  der  Präsidentenwähler  an  sich. 

Dieses  System  erregte  allmählich  Widerspruch,  es  erschien  un- 
demokratisch. Warum  hatten  die  Bürger  ihn  so  lange  ertragen,  obwohl 
seit  Jeffersons  Wahl  zum  Präsidenten  im  Jahre  1800  der  Sieg  der  demo- 
kratischen Prinzipien  entschieden  war  ?  Weil  politische  Gedanken  nicht 
früher  durchzudringen  vermögen,  bis  die  politischen  und  sozialen  Ver- 
hältnisse mit  ihnen  übereinstimmen.  Wir  haben  die  Veränderung  der 
Umwelt  in  dem  ersten  Buche  geschildert:  die  Entfaltung  der  Volks- 
wirtschaft jenseits  der  Alleghanies,  welche  Menschen  ohne  Traditionen 
schuf;  die  Entwicklung  von  Handel  und  Gewerbe  in  den  alten  Staaten, 
welche  neuen  Reichtum  ohne  die  mit  dem  alten  Reichtum  verknüpfte 
Autorität  erzeugte;  die  hierdurch  und  durch  die  Einwanderung  be- 
wirkte Zunahme  der  Bevölkerung  in  den  Städten  ohne  die  herkömm- 
lichen gesellschaftlichen  Beziehungen.  Es  waren  die  Menschen  ent- 
standen, welche  die  Anhänger  Jacksons  zum  Sturm  auf  den  Caucus 
leiteten.  Der  Caucus  brach,  in  der  Mitte  der  zwanziger  Jahre  des 
vorigen  Jahrhunderts  tödlich  getroffen,  sowohl  im  Bunde  wie  in  den 
Staaten  zusammen.  Der  Grundsatz  wurde  ausgesprochen,  daß  das  Volk 
tüchtige  Kandidaten  selbst  herausfinden  und  aufstellen  müsse.  Aber 
die  Masse  ist  dazu  unfähig,  sie  bedarf,  wenn  sie  handeln  soll,  der 
Führer,  die  alte  Erfahrung  bewahrheitete  sich  von  neuem.  Und  die 
großen  Entfernungen  konnten  durch  Fortschritte  des  Verkehrswesens 
nicht  so  verkürzt  werden,  daß  man  der  Dienste  der  Delegierten  hätte  entraten 
können.  Rasch  bildete  sich  eine  neue  Parteiorganisation  heraus,  ebenso 
aristokratisch  wie  die  frühere,  aber  weit  straffer,  anscheinend  demo- 
kratisch und  im  Namen  des  Volkes  handelnd,  tatsächlich  die  Wähler 
der  Tyrannei  einer  unverantwortlichen  Klike  von  gewissenlosen  und 
beutelüsternen  Berufspolitikern  überliefernd.  Ihre  Beute  besteht  in 
Staatsämtern  und  anderen  Vorteilen,  die  sie  zur  Belohnung  für  ihre 
Dienste  von  der  Partei  empfängt.  Die  Verbesserung  der  Menschen- 
und  Nachrichtenbeförderungsmittel  gestattete  ihnen,  ihre  Netze  immer 
weiter  auszuspannen  und  enger  um  die  Menschen  zu  ziehen.     Erfunden 
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wurde  die  (  Organisation  in  New  York,  wo  sich  zuerst  große  inter- 
nationale Menschenhaufen  zusammendrängten,  und  ihr  Erfinder  heißt 
Aaron  Burr.  In  den  dreißiger  Jahren  erlangt  sie  ihre  Keife,  gegen  1840 
ist  sie  vollendet.  Die  Gestalt,  die  sie  im  Laufe  der  Jahrzehnte  ange- 
nommen hat,  wollen  wir  nun  beschreiben.  Das  von  ihr  zu  entwerfende 
Bild  ist  ebenso  richtig  für  die  republikanische  wie  für  die  demokratische 
Partei;  nur  in  Nebenzügen  weichen  sie  von  einander  ab. 

Aaron  Burrs  Grundsatz  war  dieser:  die  Bürger  müssen  bei 
Wahlen  unter  derselben  eisernen  Disziplin  stehen,  wie  die  Soldaten 
vor  dem  Feinde ;  wenige  Führer  denken  für  die  Geführten,  die  Wähler* 
Soldaten  leisten  blinden  Gehorsam  und  marschieren  nach  den  erteilten  Be- 
fehlen. Die  Offiziere,  die  Drahtzieher  (wire-pullers),  bedürfen  der  Unter- 
offiziere und  Gefreiten,  die,  in  Beziehungen  zur  Masse  stehend,  sie  ein- 
exerzieren, und  die  Befehle  übermitteln  können.  Alle  heißen  Politiker 
(politicians).  Die  Parteimasse  besteht  aus  verschiedenen  Klassen  und 
Schichten;  die  Bildungs-  und  Klassenstufe  der  Politiker  darf  daher  von 
derjenigen  seiner  Soldaten  nicht  zu  verschieden  sein.  In  den  vornehmen 
Vierteln  finden  wir  andere  Politiker,  als  in  den  gemeinen.  Quartieren, 
auf  dem  Lande  andere  als  in  der  Stadt.  An  sie  werden  auch  ver- 
schiedene Anforderungen  gestellt.  Je  ungebildeter,  je  unselbständiger 
der  Wähler,  um  so  mehr  bedarf  er  'eines  Politikers,  der  in  engster 
Fühlung  mit  ihm  steht,  der  viel  mit  ihm  verkehrt,  der  ihn  beeinflussen 
kann.  In  den  Reihen  der  Politiker  gibt  es  daher  Farmer,  Advokaten, 
öffentliche  Beamte,  Zeitungsverleger,  Krämer,  Bierwirte,  Besitzer  von  Miet- 
häusern niedriger  Ordnung,  Barbiere,  Straßenbahnschaffner,  in  großen 
Städten  geborene  Ausländer,  die  ihre  einwandernden  Landsleute  für  die 
Partei  einfangen,  und  ganz  unten,  auf  dem  Sumpfboden  der  menschlichen 
Gesellschaft,  sind  es  Anführer  von  halb-  und  ganzverbrecherischen 
Elementen,  die  ihre  Führerschaft  durch  Kühnheit  und  Kaltblütigkeit 
errungen  haben.  Der  höchste  Stolz  des  Führers  aber  ist,  seinen  Truppen 
Kadavergehorsam  eingeflößt  zu  haben  und  sie,  für  jede  Wahloperation 
fähig  und  geneigt,  dem  Vorgesetzten  als  gedankenloses  Stimmvieh  zur 
Verfügung  zu  stellen.  Dann  winkt  ihm  Beförderung,  er  schwingt  sich 
von  niedrigsten  Anfängen  nicht  selten  zu  den  Drahtziehern  empor,  ja, 
wenn  er  eine  besondere  Begabung  besitzt,  Menschen  zu  beherrschen, 
dann  eröffnet  sich  vor  ihm  die  Laufbahn  des  Boss.  Bosses  sind  die 
großen  Führer,  die  die  Drahtzieher  einer  Stadt  oder  eines  Staates  zu 
ihren  Untergebenen  herabdrücken.  Der  City-Boss  wie  der  State-Boss 
beschließen  nicht  selten  ihr  Leben  als  Millionäre,  und  der  State-Boss 
läßt  sich  in  den  Bundessenat  wählen,  wo  er  den  früher  geschilderten  großen 
Einfluß  des  Senators  besitzt.  Hat  der  Boss  die  Parteiorganisation  so 
vervollkommnet,  daß  sie  seine  Befehle  ohne  Reibung  schnell  ausführt, 
dann  heißt  sie  Maschine. 
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Dieses  Heer  nun  soll  der  Partei  günstige  Wahlen  machen:  Kandi- 
daten aufstellen    und   sie   durchbringen.     Aber   ist   es  denn  so  schwer, 
Kandidaten  aufzustellen  ?  Freilich  nicht,  aber  Kandidaten  von  einer  Ver- 
sammlung, als  wären  es  ihre  eigenen,  genehmigen  lassen,  die  in  Wahr- 
heit ein  Drahtzieher  ausgewählt  hat,  weil  sie  gefügige  Werkzeuge  sein 
werden,  oder  weil  sie  der  Parteikasse  eine  anständige  Summe  gespendet 
haben,  oder  weil  ihr  guter  Ruf  und  ihre  Ehrlichkeit  die  Korruption  der 
Maschine  verschleiern  soll,  oder  weil  sie  für  ihre  der  Partei  erwiesenen 
Dienste  belohnt  werden  müssen :  das  ist  nicht  leicht.     Die  Maschine  muß 
demokratisch  scheinen  und  will  absolutistisch  handeln.     Die    schwerste 
Arbeit  ist  manchmal  getan,  wenn  die  Kandidaten  nach  ihren  Befehlen 
ernannt  sind.     Denn  unter  den  Wählern   sind   Parteitreue   und   Partei- 
disziplin kein  leerer  Wahn. x)    Und  der  ausgezeichneten  Beamtenschaft  der 
Maschine   kommen    wenige    an    Ergebenheit   und  Energie  gleich.     Sie 
verfügt  auch  über  tüchtige  Hilfstruppen :  Alle  welche  ihr  Amt  von  der 
Maschine   erlangt   haben,   stellen  sich  gelegentlich  in  ihren  Dienst,   die 
größere   Zahl   der   Bewerber    um    ein   Amt    verstärkt   die  Heerhaufen. 
Ja  sie  fehlen  nicht,  welche  die  Arbeit  aus  Vergnügen,  aus  Pflichtgefühl, 
aus  Liebe  zur  Partei  übernehmen.     Und  die  Maschine  hat  Geld!     Das 
Geld  gebraucht  sie  auch  zur  Bestechung  auf  allen  Stufen,  wo  Kandidaten 
aufgestellt  werden.     Und  wo  ist   der   Schauplatz   der  Handlung?     Wo 
werden  die  Kandidaten  aufgestellt?  Mehrere  Schauplätze  gibt  es.     Zu- 
erst   die    Urversammlungen,    die    lokalen    Wählerversammlungen,    die 
„Primaries"  oder  „Caucuses"   in  Gemeinden   oder  Bruchteilen  von    Ge- 
meinden.    Hier  werden  die  Kandidaten  für  die  lokalen  Wahlen  nomi- 
niert.    Hier  wählt  man  aber  auch  die  Delegierten   zu   den  Konventen, 
welche   die  Schauplätze    höherer   Ordnung    darstellen.     Konvente    sind 
Delegiertenversammlungen  für  die  Aufstellung  von  Kandidaten  in  den 
übergeordneten   Wahlkreisen,    z.  B.   für   die   Grafschafts  wählen,    Staats- 
wahlen, Bundeswahlen.     Dreierlei   ist   hieraus   zu    entnehmen.     Erstens 
daß  die  Kandidatenernennung  durch  Delegierte  einen  ungewöhnlichen 
Umfang   in   den  Vereinigten   Staaten   angenommen   hat;    infolge   ihrer 
geographischen    Ausdehnung.     Zweitens,    daß    alle    Wahlen    gleichsam 
im  Verhältnis  der  hierarchischen  Überordnung  zu  einander  stehen,    die 
Partei  betrachtet  alle  Wahlen  als  ein  einheitliches  System ;  daher  werden 
alle  Wahlen,   was  uns  befremdet,   im  Zeichen  der   politischen  Parteien 


l)  „Party  devotion  .  .  .  in  the  United  States  raised  to  the  level  of  a  dogma  .  .  . 
which  makes  the  party  creed  consist  in  voting  the  straight  party  ticket  whatever  it  may 
be.  The  sins  against  the  religion  of  the  party  are  sins  against  the  ticket.»'  ...  Es  gibt 
einen  „party  fetichism",  der  es  bewirkt,  daß  viele  brave  Wähler  ihre  Augen  vor  den 
Übeltaten  der  Maschine  schließen  und  für  ihre  Kandidaten  stimmen.  Andere  seufzen 
innerlich,  aber  sie  befürchten,  daß  die  Partei  in  Gefahr  sei,  wenn  sie  nicht  für  den 
aufgestellten  Mann  eintreten.     Ostrogorski  II  353,  434,  566,  587. 
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ausgefochten.  Und  drittens,  daü  die  Entscheidungen  in  den  „Primaries" 
für  die  Aufstellung  der  Kandidaten  in  den  höheren  Wahlkreisen  sehr 
wichtig  sind.  „Die  Macht,  welche  die  Urversammlungen  mittelbar 
oder  unmittelbar  über  die  Wahl  der  Kandidaten  ausüben",  schreibt 
Ostrogorski,  „macht  sich  auf  allen  höheren  Stufen  bemerklich.  Sie 
bestimmen  den  Charakter  und  die  Entschlüsse  aller  aufeinanderfolgenden 
Versammlungen,  von  den  Grafschafts-  oder  Stadtkonventen  angefangen 
bis  zu  dem  Nationalkonvente  hinauf,  denn  sie  alle  entspringen  aus  der 
Urversammlung,  wie  aus  einer  Quelle.  Sie  entscheiden  über  die  Er 
nennung  zu  allen  öffentlichen  Stellen,  von  der  niedrigsten  bis  zur 
höchsten  des  Präsidenten  der  Republik  . . .  Die  Macht  des  Boss  über  die 
Maschine  wurzelt  vor  allem  in  der  Macht  über  die  Urversammlungen. 
Wenn  er  sie  beherrscht,  hat  er  alle  Konvente  in  der  Hand,  und  wenn 
er  hier  seinen  Willen  durchsetzen  kann,  wird  er  der  Mehrheit  der  Partei 
seinen  Willen  aufzwingen.  Der  Kandidat,  der  von  einem  noch  so  hohen 
Konvente  aufgestellt  zu  werden  wünscht,  muß  sich  zuerst  der  Abge- 
ordneten der  Urversammlungen  mit  List  und  Bestechung  versichern, 
wenn  die  Maschine  es  nicht  für  ihn  besorgt.  Auch  die  Geschäftsleute 
und  Spekulanten,  welche  sich  nach  Lieferungen  und  Kontrakten  um- 
sehen, die  Aktiengesellschaften,  die  Banken,  die  Eisenbahnen,  welche 
der  Gunst  der  Volksvertreter  bedürfen,  beginnen  in  den  „Primaries" 
ihre  Operationen  und  zwar  mit  denselben  Mitteln;  die  Delegierten 
werden  ihnen  die  Kandidaten  und  die  Beamten,  die  sie  ins  Leben  ge- 
rufen haben,  ausliefern  und  sie  zu  ergebenen  Dienern  der  Kapitalisten 
machen."  *) 

Wie  erobert  der  Boss  den  Caucus? 

Alle  großen  geschäftlichen,  strategischen  und  taktischen  Grundsätze 
sind  sehr  einfach,  wie  uns  Ricardo,  Napoleon,  von  der  Goltz  versichert 
haben:  Billig  einkaufen  und  teuer  verkaufen,  überall  in  einer  dem 
Feinde  überlegenen  Stärke  auftreten!  Dies  ist  auch  das  Prinzip  der 
Parteiorganisation.  Ihre  Anhänger  müssen  in  einer  solchen  Zahl  in  der 
Urversammlung  erscheinen,  daß  sie  jeden  Widerspruch  niederstimmen 
können. 

Nur  in  der  Erkenntnis  und  der  Anwendung  der  Mittel  zur  Ver- 
wirklichung jener  einfachen  Grundsätze  bestehen  die  Schwierigkeiten. 
Die  Parteiorganisation  hat  sie  überwunden.  Alle  unabhängigen  Partei- 
mitglieder, die  nicht  wie  Soldaten  zu  marschieren  geneigt  sind,  sucht 
der  Parteiausschuß  (der  in  den  Urversammlungen  gewählt  wird),  von 
den  Primaries  fernzuhalten,  indem  er  die  Versammlung  zu  einer  unge- 
legenen Zeit  ansetzt  oder  zu  spät  ankündigt,  einen  nicht  angenehmen 
Ort  wählt,  in  die  Versammlung  Zuhälter,  gewalttätige  Lümmel  und  be- 


l)  Ostrogorski  II  223  f. 
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strafte  Verbrecher  bringt  und  die  Unerwünschten,  wenn  sie  es  trotz- 
dem zu  erscheinen  wagen  sollten,  von  importierten  Individuen  über- 
stimmen läßt,  die  gelegentlich  von  den  Drahtziehern  der  Gegenpartei 
geliehen  werden.  Freilich  erleichtern  viele  Wähler  den  Politikern  die 
Arbeit;  die  Gleichgültigkeit  gegen  die  res  publica *),  deren  wir  mehr- 
mals gedacht  haben,  steigert  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  unter 
dem  verstärkenden  Einflüsse  des  Terrorismus  der  Politiker  so  sehr, 
daß  nur  i  bis  io°/o  der  Wahlberechtigten  erscheinen.  Da  ist  es  für 
die  Berufspolitiker  zuweilen  leicht,  ganz  unter  sich  zu  sein,  zudem  in 
einigen  Städten  Parteiklubs,  welche  aus  den  entschiedensten,  gewissen- 
losesten, am  meisten  interessierten  Anhängern  der  Partei  bestehen, 
ihre  Mitglieder  für  die  Urversammlungen  zur  Verfügung  stellen. 
Dieses  Ringen  zwischen  den  scheinbar  souveränen  Bürgern  und  der 
scheinbar  den  Willen  des  souveränen  Bürgers  diensteifrig  ausführenden 
Parteileitung  regt  die  Lachlust  vieler  Amerikaner  an  und  reizt  Andere 
zur  Satire. 

Die  Erfahrung,  daß  die  Auswüchse  der  Demokratie  mit  der  Größe 
ihres  Staatsgebietes  und  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  zunehmen, 
wiederholt  sich  auch  hier.  In  den  Urversammlungen  des  platten  Landes 
geht  es  anständiger  zu ;  die  Leute  kennen  einander,  die  gemeinen  Ele- 
mente der  Städte  fehlen,  der  Boden  ist  nicht  nahrhaft  genug  für  die 
Entwicklung  der  ausgewachsensten  Exemplare  der  Pflanze  „Berufspoli- 
tiker", viele  gingen  auch  zur  Urversammlung,  selbst  wenn  wüste  Szenen 
sich  abspielen  sollten,  denn  sie  ist  eine  Unterbrechung  der  Einförmigkeit 
des  Lebens.2)  Immerhin  erklären  diese  Tatsachen  genügend,  weshalb 
so  viele  der  in  den  Urversammlungen  gewählten  unter  der  geistigen 
und  sittlichen  Durchschnittshöhe  der  Parteimitglieder  stehen.  Sie  er- 
klären auch  die  nicht  einheitliche  Zusammensetzung  der  Konvente. 

Die  wichtigsten  Konvente  sind  die  Stadtkonvente  (city  Conventions), 
Grafschaftskonvente  (county  Conventions),  Distriktskonvente  für  die  Auf- 
stellung von  Kandidaten  zu  den  Staats-  und  Bundesparlementen  (district 
Conventions),  Gerichtskonvente  (judicial  Conventions),  Nationalkonvente 
für  die  Präsidentenwahl  (national  Conventions).  Die  Delegierten  der 
unmittelbar  über  den  Primaries  stehenden  Konvente  werden,  wie  schon 
dargestellt  wurde,  direkt  von  den  Urversammlungen  gewählt,  dagegen 
werden  die  Delegierten  der  höheren  Konvente  von  den  Delegierten 
der  unteren  gewählt.  Diese  amten  gleichsam  als  Vertreter  des  in  den 
Urversammlungen  vereinigten  Volkes ;  insoweit  darf  man  diese  Wahlen 


l)  Bryce  II  167,  177;  Ostrogorski  II  208  f. 

8)  Vgl.  auch  Bryce  II  64.  —  Nachdem  im  Jahre  1907  in  Österreich  die  ersten  Wahlen 
nach  dem  allgemeinen  Wahlrecht  stattgefunden  hatten,  sagte  mir  ein  Tiroler:  „Das  war 
eine  herrliche  Zeit,  jeden  Abend  durfte  man  ausgehen,  ohne  das  die  Frau  etwas  dagegen 
einwenden  konnte,  denn  man  tat  seine  Pflicht  gegen  das  Vaterland." 
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indirekte  nennen.  Anscheinend  hat  also  auch  hier  die  Organisation 
einen  demokratischen  Charakter:  alle  Entscheidungen  sind  mittelbare 
oder    unmittelbare    Ausflüsse    des    Volkswillcns.      Trügt    dieser  Schein? 

Vorher  wurde  dargelegt,  daß  unter  den  Delegierten  nicht  nur 
Geschöpfe  der  Maschine  angetroffen  werden,  so  daß  die  Gefahr  droht, 
es  möchten  die  Konvente  Kandidaten  aufstellen,  die  den  Berufspolitikern 
nicht  genehm  sind.  Diese  Gefahr  sucht  sie  durch  zwei  Mittel  zu  be- 
schwören. Die  eitlen,  unbedeutenden,  schwachen  Individuen,  welche 
nicht  zu  ihren  Anhängern  zählen,  gewinnt  sie  manchmal  durch  Ge- 
schenke und  Versprechungen,  die  starken  Charaktere  dagegen  ist  sie 
rücksichtslos  zu  entfernen  entschlossen.  Zu  diesem  Zwecke  wendet 
die  Maschine  alle  Mittel  an,  um  ihre  Leute  in  die  Parteiausschüsse 
(party  committees)  zu  bringen,  die  auf  allen  Stufen  neben  den  Ver- 
sammlungen stehen  und  von  diesen  meistens  gewählt  werden.  Die 
Parteiausschüsse  sind  die  dauernden  Organe  der  Partei,  während  die 
Konvente  nur  vorübergehende  Bildungen  sind,  die  periodisch  auf  kurze 
Zeit  erscheinen.  Wenn  nun  unter  den  Konventsmitgliedern  der  Maschine 
unbequeme  Delegierte  ihre  Zirkel  zu  stören  beabsichtigen,  so  bestreiten 
Berufspolitiker  ihrer  Wahlkreise  die  Rechtmäßigkeit  ihrer  Wahl ;  es  wird 
dann  vom  Parteikonvente  ein  Ausschuß  zur  Erledigung  dieser  An- 
gelegenheit ernannt,  der  zugunsten  der  Maschine  entscheidet,  wenn 
diese,  wie  meistens,  das  Heft  in  der  Hand  hat. 

Die  Macht  der  Berufspolitiker  steigt  natürlich  mit  dem  Sinken  des 
Wertes  der  Konvente,  und  die  Zusammensetzung  der  Konvente  ist 
abhängig  von  der  Qualität  ihrer  Wähler.  Die  Stadtkonvente  und  die 
Konvente  der  Grafschaften,  in  denen  eine  große  Stadt  liegt,  enthalten 
die  am  wenigsten  achtungs werten  Mitglieder.  Unter  den  723  Delegierten 
des  Grafschaftskonventes,  dem  Chicago  angehört,  befanden  sich  1896 
17  Personen,  die  wegen  Totschlages  vor  einem  Gerichtshof  gestanden 
hatten  und  von  denen  sieben  verurteilt  worden  waren,  36  waren  wegen 
Einbruchs  bestraft,  2  wegen  Taschendiebstahles,  7  besaßen  Spielhöllen, 
2  waren  Bordellwirte;  am  stärksten  waren  die  Schankwirte  vertreten, 
sie  hatten  es  auf  die  stattliche  Zahl  von  265  gebracht. *)  In  New  York 
war  der  Präsident  eines  halbpolitischen  Vereins  ein  berufsmäßiger  Ein- 
brecher, der  Hehler  war  Stadtrat.  Ein  anderer  Stadtrat  wurde  gewählt, 
als  sein  im  Zuchthause  geschorenes  Haar  noch  nicht  wieder  gewachsen 
war.  Für  die  besten  gelten  die  Staatskonvente,  welche  von  den  Mit- 
gliedern der  Distriktskonvente  gewählt  werden.  2) 

Der  bedeutendste  aller  Konvente  ist  der  Nationalkonvent,  welcher 


*)  Ostrogorski  II  230  Anm.     Bryce  II  173. 

2)  Eine  Charakteristik  der  verschiedenen,  am  amerikanischen  Staatsleben  beteiligten 
Elemente  in  dem  Kapitel  „The  Politicians"  von  Bryce  a.  a.  O.  II  55  f. 
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alle  vier  Jahre,  gewöhnlich  Schaltjahre,  zusammentritt  Diese  Krönung 
der  Parteiorganisation  ist  seit  etwa  70  Jahren  vollendet.  Zwar  die 
wichtigste  Aufgabe  des  Nationalkonventes  ist  die  Aufstellung  des  Kandi- 
daten für  die  Präsidentenwahl,  aber  bei  dieser  Gelegenheit  wird  auch 
„the  Platform",  das  aus  drei  Elementen  bestehende  Programm  x)  ent- 
wickelt; zuerst  geschah  es  im  Jahre  1840.  Die  Staatenkonvente  stellen 
ebenfalls  Platforms  auf,  aber  es  sind  bescheidenere  Geisteserzeugnisse, 
welche  durch  den  Phrasenschwall  des  Nationalkonventmanifestes  über- 
tönt werden.  Über  dessen  Charakter  sind  sich  die  Beurteiler  einig. 
Es  bezwecke  weder  Klarheit  zu  schaffen,  noch  Überzeugungen  hervor- 
zurufen, sondern  zu  gewinnen  und  zu  verwirren;  so  Bryce.  Ostrogorski 
nennt  es  eine  Posse,  deren  Zweck  Stimmenfang  durch  Ausbeutung  der 
Leichtgläubigkeit  des  Publikums  sei.  2) 

Die  Mitglieder  werden  zum  Teil  von  den  Staatenkonventen, 
zum  Teil  von  den  Wahlkreiskonventen  gewählt. 3)  Die  meisten  sind 
Berufspolitiker.  Denn  viele  Delegierten  müssen  eine  größere  Reise 
zu  dem  Orte  unternehmen,  wo  die  Abgesandten  der  Partei  aus 
allen  Teilen  der  Union  zusammenströmen.  Nun  herrschen  wohl 
in  den  Vereinigten  Staaten  Parteitreue  und  Parteidisziplin,  aber  die 
Sitten  aristokratischer  Gesellschaften,  für  die  Partei  ihre  Zeit  zu 
opfern,  konnten  hier  keine  tiefen  Wurzeln  schlagen.  Wer  aber 
geneigt  wäre,  das  Opfer  auf  sich  zu  nehmen,  wird  dadurch  ab- 
geschreckt, daß  er  in  der  ungeheuren  Zahl  von  Berufspolitikern  nicht 
zur  Geltung  kommt.  In  allen  Konventen  werden  nämlich  nicht  nur 
Delegierte,  sondern  auch  Stellvertreter  der  Delegierten  gewählt;  auf 
dem  Nationalkonvente  erscheinen  annähernd  2000  Politiker.  Die  Ge- 
schäfte bereitet  der  den  Konvent  berufende  Nationalausschuß  (national 
committe)  vor,  welcher  von  dem  vorhergehenden  Nationalkonvent  ge- 
wählt worden  ist.  Die  Verhandlungen  und  Abstimmungen  über  die 
Kandidaten  finden  in  einem  sehr  großen  mit  Gallerien  versehenen 
Gebäude  öffentlich  statt.  Zuschauer  finden  sich  zu  vielen  Tausenden 
ein,  nicht  nur  um  zu  sehen  und  zu  hören  und  Beifall  zu  spenden, 
sondern  auch,  um,  von  Klakenführern  geleitet,  ernst  und  heiter  mit- 
zuspielen; so  erinnert  der  Nationalkonvent  halb  an  eine  Volksver- 
sammlung, halb  an  einen  Zirkus.  In  grellem  Gegensatz  steht  es  zu 
den  kühlen   Berechnungen,  Listen    und  Ränken   der  Konventstrategen. 


*)  The  three  essential  factors  of  a  modern  platform  —  a  Statement  of  fundamental 
party  principles,  policies  to  be  pursued  under  the  pending  circumstances,  and  pledges  that 
these  principles  and  policies  wite  be  carried  out.  Woodburn,  Political  Parties  and  Party 
Problems  in  the  United  States,  1909,  S.   182. 

2)  Bryce  II  330,  Ostrogorski  II  26 1  f. 

s)  Jeder  Staat  hat  nämlich  Anrecht  auf  zweimal  so  viel  Delegierte,  als  er  Abgeordnete 
und  Senatoren  in  den  Kongreß  schickt;  daher  die  doppelten  Wahlkreise. 
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Die  Mehrheit  für  einen  Kandidaten  wird  zuweilen  schnell  gewonnen, 
häufiger  erst  nach  vielen  Verhandlungen  und  Manövern,  durch  Tausch- 
geschäfte und  Bestechung  manchmal  nur  scheinbar  widerstrebender 
Politiker.  Sobald  es  an  einem  Tage  nicht  mehr  zweifelhaft  sein  kann, 
daß  ein  Kandidat  die  Mehrheit  erlangen  wird,  weil  ein  Teil  der  An- 
hänger der  Gegner  zu  ihm  übergeht,  („Krisis"  nennt  man  diesen  Moment], 
beeilen  sich  gewöhnlich  alle  Widersacher,  ihren  Widerspruch  gegen  den 
Gewaltigen  der  Zukunft  aufzugeben,  worauf  er  unter  lärmenden,  lange 
dauernden  Kundgebungen  der  Zuschauer  und  der  Delegierten  einmütig 
proklamiert  wird.  Zur  Bezeichnung  des  Zustandes  starker  Erregung, 
in  dem  sich  die  Saulusse  in  Paulusse  verwandeln,  haben  die  Ameri- 
kaner ein  Wort  gewählt,  das  ursprünglich  nur  für  die  Paniken  von 
Pferden  und  anderen  Tieren  gebraucht  wurde ;  es  heißt  „stampede"  und 
ist  dem  spanischen  „estampida"  nachgebildet,  welches  Krachen  des 
Donners  und  der  Geschütze  bedeutet  Es  läßt  erkennen,  daß  „stampedes" 
den  Führern  unerwünscht  sind;  ohne  Erfolg  haben  sie  bei  solchen 
Gelegenheiten  Vertagung  der  Abstimmung  durchzusetzen  gesucht. 

Ein  ernster  Denker,  welcher  den  Nationalkonvent  von  Anfang  bis 
zu  Ende  erlebt  hat:  diese  Mischung  von  niederländischen  Kirmes-  und 
Schützenfestszenen,  Ausbrüchen  ursachloser,  künstlich  angeregter  Be- 
geisterung und  rheinischen  Fastnachtsspäßen,  und  welcher  dann  an  das 
Gesehene  den  politischen  Zweck  hält,  dem  er  dienen  soll,  der  wird 
leicht  von  pessimistischen  Gedanken  erfaßt.  *) 

Es  wurde  schon  erwähnt,  daß  unbekannte  Kandidaten,  welche  sich 
wenige  Feinde  zugezogen  haben,  eher  hoffen  dürfen,  gewählt  zu  werden, 
als  ehrenvoll  Bekannte,  welche  Widerstände  überwinden  müßten.  Ge- 
legentlich zwingt  die  öffentliche  Meinung  den  Politikern  einen  bekannten 
und  allgemein  geschätzten  Kandidaten  auf.  In  den  Berechnungen  der 
Politiker  spricht  bei  der  Kandidatenwahl  mit  die  Spekulation  auf  den 
Ehrgeiz  eines  stark  bevölkerten,   zwischen   den  Parteien   schwankenden 


*)  „Man  überdenkt  seine  Eindrücke  und  wird  sich  bewußt,  welcher  ungeheuren 
Travestie  volkstümlicher  Einrichtungen  man  eben  Zeuge  gewesen  ist.  Eine  gierige  Schar 
von  Amtsträgem  oder  Ämterjägern  hat  sich  unter  dem  Vorgeben,  den  großen  Parteirat 
abzuhalten,  als  Delegierte  des  Volkes  verkleidet ;  sie  intriguieren  selbst  oder  werden  die 
Opfer  fremder  Ränke  und  Manöver,  deren  Zweck  die  Besetzung  der  höchsten  Stelle  ist, 
welche  die  größte  Republik  der  beiden  Hemisphären  zu  vergeben  hat  —  die  Nachfolge 
der  Washington  und  Jefferson  ...  Sie  taten  so,  als  berieten  sie,  und  faßten  dann  Be- 
schlüsse, welche  von  einer  Handvoll  von  Drahtziehern  angeordnet  worden  waren . . .  Selbst- 
süchtige Berechnungen  machten  sie  gegen  die  Gebote  ihres  Gewissens  unempfindlich, 
und  die  lärmende  Rotte  der  Zuschauer,  welche  jeden  Versuch  zu  beraten,  verhinderte, 
machte  sie  zum  Denken  unfähig,  sie  unterwarfen  sich  widerstandslos  dem  Druck  der 
Klake  und  eines  rasenden  Pöbels,  welcher  unter  gewöhnlichen  Umständen  nur  von  den 
Insassen  sämtlicher  Irrenanstalten  des  ganzen  Landes  hätte  gebildet  werden  können". 
Ostrogorski  II  276. 
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Staates.  Deshalb  haben  die  aus  dem  Staate  New  York  stammenden 
einen  gewissen  Vorsprung. 

Mit  welchen  Mitteln  die  Parteiorganisationen  dem  Aufgestellten 
zum  Siege  zu  verhelfen  suchen,  wird  im  folgenden  Abschnitt  dargestellt 
werden.  Hier  stehe  nur  die  Bemerkung,  daß  den  Wahlfeldzug  der  von 
dem  Nationalkonvent  gewählte  Nationalausschuß  (national  committee) 
leitet.  Unter  ihm  arbeiten  die  Staatenausschüsse,  die  Grafschaftsaus- 
schüsse und  die  Lokalausschüsse.  In  seinen  Dienst  stellt  sich  auch  der 
Wahlausschuß  des  Kongresses  (congressional  campaign  committee)  der 
beiden  Parteien,  welcher  vor  etwa  45  Jahren  zur  Förderung  der  Wahlen 
zum  Kongreß  gegründet  wurde  und  von  den  Kongreßmitgliedern  der 
beiden  Parteien  ernannt  wird.  Die  Wahlen  zum  Abgeordnetenhause 
finden  bekanntlich  alle  zwei  Jahre  statt  und  fallen  alle  vier  Jahre  mit 
den  Präsidentenwahlen  zusammen;  in  solchen  Jahren  verzichtet  der 
Kongreßausschuß  darauf,  für  seine  eigenen  Zwecke  zu  wirken.  Dem 
Kongreßausschuß  steht  kein  Konvent  zur  Seite.  Die  Gründe  liegen  zu- 
tage. Er  beschränkt  sich  darauf,  die  von  den  Distriktskonventen 
nominierten  Kandidaten  im  Wahlkampf  zu  unterstützen :  nämlich  in  den 
zweifelhaften  Wahlkreisen.  In  den  sicheren  wäre  seine  Hilfe  überflüssig, 
in  den  aussichtslosen  Geld-  und  Zeitverschwendung.  Von  denselben 
Grundsätzen  läßt  er  sich  bei  den  Präsidentenwahlen  leiten,  was  auch 
die  Praxis  des  Nationalkomitees  ist  Nicht  immer  ist  die  den  Konven- 
ten vor  den  Präsidentenwahlen  obliegende  Arbeit  mit  der  Aufstellung  der 
Kandidaten  getan.  Es  müssen  auch  Konvente  zusammentreten,  welche 
die  Präsidentenwähler  nominieren.  Jeder  Staat  hat  auf  so  viele  Präsi- 
dentenwähler Anspruch,  als  er  Abgeordnete  und  Senatoren  in  den 
Kongreß  schickt:  folglich  einen  für  jeden  Wahlbezirk  und  außerdem 
noch  zwei.     Diese  Kandidaten  werden  in  Staatskonventen  ernannt. 

Die  Aufstellung  der  Wahlmännerkandidaten  kann  vor  dem  Zu- 
sammentreten des  Nationalkonventes  erfolgen,  dann  ist  die  Tätigkeit 
der  Konvente  beendet,  und  das  Nationalkomitee  kann  an  die  Arbeit 
gehen.  Zuweilen  aber  erfolgt  die  Nominierung  der  Kandidaten  erst 
nachher. 

Da  die  Nationalkonvente  gewöhnlich  vor  dem  15.  Juli  ihre  Sitzungen 
geschlossen  haben,  so  ist  leicht  zu  berechnen,  wann  ungefähr  die  No- 
minierung der  Wahlmänner  sich  ereignet,  und  in  welche  Monate  der 
Wahlkampf  fällt,  der  die  höchsten  Aufregungsgrade  im  September  und 
Oktober  nach  der  Hundstagshitze  erreicht.  Im  November  wählt  das 
Volk  die  Präsidentenwähler;  die  Wahlmänner  wählen  den  Präsidenten 
im  Januar  des  folgenden  Jahres,  und  im  Februar  werden  die  aus  allen 
Staaten  nach  Washington  geschickten  Stimmzettel  im  Kongreß  gezählt. 
Das  Ergebnis  war  in  Anbetracht  der  Abhängigkeit  der  Wahlmänner 
schon  seit  dem  November  des  vorhergehenden  Jahres  bekannt 
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Der  vorhergehenden  Darstellung  muß  nun  noch  eine  Nachschrift 
folgen.  Etwa  seit  dreißig  Jahren,  entschiedener,  allseitiger  und  wirkungs- 
voller aber  erst  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  haben  sich 
die  Gesetzgeber  unter  dem  Zwang  der  öffentlichen  Meinung  bemüht, 
die  geschilderten  Mängel  des  Parteiwesens  zu  entfernen.  Der  Krank- 
heitsherde sind  ja  zwei:  erstens  die  Urvcrsammlung,  zweitens  die  Kon- 
vente mit  den  sie  begleitenden  Parteiausschüssen.  Die  Urversammlung 
sind  die  Berufspolitiker  bestrebt,  ganz  von  sich  abhängig  zu  machen, 
hauptsächlich  damit  ihnen  unterwürfige  Delegierte  in  die  Konvente 
gelangen;  in  den  Konventen  machen  sie  unabhängige  Delegierte  un- 
schädlich, um  sich  unbehindert  ihrem  Ränkespiel  hingeben  zu  können. 

Die  Gegener  zerfielen  in  Reformer,  welche  die  bestehenden  Ein- 
richtungen aufrechterhalten,  aber  von  ihren  Mißbräuchen  reinigen 
wollten,  und  in  Umstürzler,  welche  die  Konvente  beseitigen  und  die 
Aufstellung  der  Kandidaten  den  Wählern  in  den  reformierten  Urver- 
sammlungen  zu  übertragen  wünschten.  Die  diesem  Zwecke  dienende 
Urversammlung  ist  „the  direct  primary";  zur  Ernennung  der  Präsidenten- 
wähler und  der  Delegierten  zum  Nationalkonvente  sollte  sie  nicht  dienen, 
tatsächlich  haben  7  Staaten  das  „Presidential  Primary"  eingeführt. 

Welches  ist  das  Ergebnis  dieser  Bestrebungen? 

Die  Primaries  sind  auf  vorherbestimmte  Tage  gelegt  worden,  ja 
es  kommt  vor,  daß  die  Urversammlungen  beider  Parteien  an  demselben 
Tage  stattfinden.  Es  sind  Vorschriften  über  das  auf  ihnen  zu  beob- 
achtende Verfahren  erlassen  worden,  so  muß  z.  B.  in  einigen  Staaten 
das  australische  Wahlverfahren  angewandt  werden.  Betrug  und  Kor- 
ruption sind  mit  Strafe  bedroht,  die  Kosten  der  Abhaltung  werden 
vom  Staate  übernommen.  Aber  die  Teilnahme  der  von  der  Maschine 
unabhängigen  Bürger  ist  nur  wenig  gewachsen.  Viele  sind  gleichgültig, 
Andere  wünschen  nicht,  daß  ihre  politische  Stellung  bekannt  werde; 
die  Zugehörigkeit  zu  der  Partei  muß  aber  festgestellt  werden,  ehe  der 
Bürger  zur  Teilnahme  an  den  Geschäften  zugelassen  werden  kann ;  wie 
sie  festgestellt  werden  soll,  bleibt  zudem  den  Parteiausschüssen  über- 
lassen, die  gewöhnlich  von  der  Maschine  beherrscht  werden  ;  die  Partei- 
komitees ernennen  auch  die  Inspektoren,  welche  über  die  Ausführung 
der  Gesetze  wachen  sollen.  Und  die  Auswahl  der  Kandidaten,  die  den 
Urversammlungen  vorgeschlagen  werden,  kann  man  den  Parteiaus- 
schüssen nicht  ganz  entwinden.  Der  Parteiausschuß  wird  unter  diesen 
Umständen  fast  durchgängig  ein  Werkzeug  der  Wirepullers  sein. 

Auch  mit  der  Zusammensetzung,  der  Amtsdauer,  der  Wahlart  der 
Parteiausschüsse  hat  sich  die  Gesetzgebung  beschäftigt;  ebenso  mit  den 
Konventen,  mit  der  Zeit  ihres  Zusammentritts,  der  Prüfung  der  Be- 
glaubigungsschreiben, der  Geschäftsordnung;  ja  sie  hat  den  Delegierten 
das  imperative  Mandat  zur  Pflicht  gemacht      Im    großen   und   ganzen 
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ist  der  Nutzen  gering,  weil  die  Urversammlung  nicht  gründlich  ver- 
bessert werden  kann. 

Die  unmittelbare  Urversammlung  ist  ein  dem  Referendum,  der 
Initiative,  der  Volksgesetzgebung  verwandte  Einrichtung;  das  Volk 
nimmt  die  Aufstellung  der  Kandidaten  fast  zu  allen  Wahlen  in  die 
Hand.  Diese  Einrichtung  bestand  in  den  Südstaaten  und  hat  sich  von 
dort  seit  dem  Anfang  des  neuen  Jahrhunderts  über  die  Weststaaten 
und  einige  Staaten  des  Ostens  ausgedehnt.  Während  sie  aber  im 
Süden  durch  die  Parteien  eingeführt  wurde,  geschah  es  im  Norden 
durch  Gesetz. 

Es  leuchtet  ein,  daß  eine  ohne  vorgängige  Abmachungen  zu- 
sammenstrebende Volksversammlung  unfähig  ist,  Kandidaten  aufzustellen. 
Wer  wählt  sie  aus  und  schlägt  sie  ihr  vor?  Es  sind  Gruppen  von 
Bürgern,  die,  einer  bestimmten  Partei  angehörig,  sich  zur  Abfassung 
einer  den  Namen  eines  Kandidaten  enthaltenden  Petition  vereinigen; 
eine  Mindestzahl  von  Unterschriften,  gewöhnlich  5  °/0  der  bei  der  letzten 
Wahl  abgegebenen  Stimmen,  ist  gesetzlich  vorgeschrieben,  ebenfalls  die 
Zahlung  einer  Gebühr.  Über  diese  Namen  stimmt  das  Volk  ab;  wer 
die  Mehrheit  erlangt,  wird  als  Kandidat  aufgestellt. 

Es  gibt  sowohl  Ernennungsversammlungen,  in  denen  nur  die  An- 
hänger einer  Partei  erscheinen  (wo  sich  dann  wegen  der  Zulassung  die 
vorher  geschilderten  Schwierigkeiten  wiederholen),  als  auch  solche, 
welche  die  Mitglieder  aller  Parteien  vereinigen,  so  daß  dort  die  Kandidaten 
aller  Parteien  aufgestellt  werden. 

Das  „direct  primary"  wird  überwiegend  ungünstig  beurteilt.  Die 
Wähler  sind  nicht  imstande,  sich  in  der  häufig  großen  Zahl  von  Kan- 
didaten zurechtzufinden,  weshalb  es  den  Berufspolitikern  nicht  verwehrt 
ist,  ihre  Künste  zu  treiben ;  die  Kandidaten  sind  gezwungen,  sich  selbst 
auf  die  Agitation  zu  werfen,  deren  Kosten  arme  Kandidaten  daran  ver- 
hindern, gewählt  zu  werden ;  der  Partei  droht,  da  es  an  einem  ordnenden 
und  leitenden  Elemente  fehlt,  Zersplitterung  und  Auflösung ;  durch  die 
unmittelbare  Urversammlung  wird  die  Zahl  der  Wahlen  um  eine  ver- 
mehrt. 

Über  den  geographischen  Umfang,  in  welchem  diese  Reformen 
ihren  geringen  Einfluß  ausüben  können,  ist  es  unmöglich,  ein  be- 
gründetes Urteil  abzugeben.  Die  Gesetze  erstrecken  sich  zum  Teil  auf 
den  ganzen  Staat,  zum  Teil  sind  sie  auf  die  großen  Städte  beschränkt; 
zum  Teil  sind  sie  obligatorisch,  zum  Teil  fakultativ. 

Die  Bürger  nehmen  zu  diesen  Einrichtungen  eine  sehr  verschiedene 
Stellung  ein;  es  gibt  Enthusiasten  und  Nüchterne,  Optimisten  und 
Pessimisten.  Die  Pessimisten  behaupten,  das  Übel  ließe  sich  überhaupt 
nicht  durch  solche  Maßregeln  heben.  Die  einen  sagen :  es  ist  sittlicher 
Natur,  die  anderen:    es  ist  politischer  Natur;  wenn  man  die  übergroße 
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Zahl  der  Wahlen  vermindere,  werde  es  besser  werden.  Daß  man  das 
sittliche  Übel  ausrotten  könne,  scheint  niemand  zu  glauben.  Jedenfalls 
zeigt  die  Maschine  noch  sehr  große  Lebenskraft. J) 

Günstiger  wird  die  Tätigkeit  dauernder  Bürgerverbände  beurteilt, 
welche,  in  den  Städten  zur  Bekämpfung  der  Korruption  der  Maschine 
entstanden,  sich  seit  dem  Beginn  des  neuen  Jahrhunderts  auf  einige 
Staaten  ausgedehnt  haben.  Sie  klären  den  Bürger  über  den  Charakter 
und  die  Fähigkeiten  der  von  der  Maschine  aufgestellten  Kandidaten 
auf,  aber  sie  beaufsichtigen  auch  die  Tätigkeit  der  Abgeordneten  und 
Beamten.  Zu  den  guten  Wirkungen  dieser  Verbände  wird  gleichfalls 
die  größere  Unabhängigkeit  von  der  Partei  gerechnet,  welche  manche 
Wähler  bekunden.  Und  angeregt  von  dem  kräftigen  Vorgehen  des 
Präsidenten  Roosevelt  und  der  Gouverneure,  das  ebenfalls,  wie  früher 
ausgeführt  wurde,  mit  dem  neuen  Jahrhundert  beginnt,  ist  unter  den 
Bürgern  ein  Erwachen  aus  politischer  Gleichgültigkeit  zu  höherem 
Pflichtgefühl  zu  spüren.  Allein  Perioden  des  Aufraffens  sind  in  den 
Vereinigten  Staaten  nicht  zum  ersten  Male  zu  verzeichnen.  Nach  einiger 
Zeit  trat  Abspannung  ein.2) 

2.    In   der   Schweiz. 

Die  Geschichte  und  die  heutigen  Zustände  der  Parteien  der  Schweiz 
sind  schwer  verständlich,  und  wer  hier  die  klare,  straffe,  einheitliche 
Organisation  der  amerikanischen  anzutreffen  voraussetzt,  verschließt  sich 
der  Einsicht.  Worin  sich  von  ihnen  die  schweizerischen  unterscheiden, 
soll  zuerst  festgestellt  werden.  In  der  Vergangenheit  bestanden  einige 
Ähnlichkeiten,  auf  welche  zuvor  ein  flüchtiger  Blick  geworfen  werden  soll. 

Noch  bis  in  die  vierziger  Jahre  hatten  die  alten  aristokratischen 
Familien  politischen  Einfluß.  Zweimal  von  der  Revolution  gedemütigt, 
schrieb  Cherbuliez,  hätten  sie  zweimal  ihr  Ansehen  wieder  erlangt  Es 
ist  heutigen  Tages,  abgesehen  von  einigen  Länderkantonen,  geschwunden. 
Mit    dem   Jahre,   welches    es    endgültig    beseitigte,    entstand    die    Not- 


x)  Aus  der  Literatur  sei  erwähnt  die  ausführliche  Darstellung  von  E.  C.  Merriam, 
Primary  Elections,  1909  (enthält  auch  charakteristische  Gesetze).  Klare  Hervorhebung 
des  wesenüichen  bei  J.  A.  Woodburn  a.  a.  O.  S.  283 f.  Eine  scharfe,  unfreundliche  Kritik 
von  H.  J.  Ford,  The  Direct  Primary,  North  American  Review,  1909.  —  Als  dies  schon 
geschrieben  war,  erschien  die  Darstellung  Ostrogorskis  in  seinem  neuen  Werke 
„La  Democratie  et  les  Partis  politiques",  1912,  S.  555  f. 

2)  Den  Nutzen  der  Parteiorganisation  sieht  Brooks  in  der  Überwindung  der  chronischen 
Konflikte  zwischen  Staat  und  Stadt  und  der  Reibungen  zwischen  den  drei  Gewalten,  was 
schon  S.  56  erwähnt  wurde.  Und :  „in  the  State  und  city  governments  administraüon  is  so 
poorly  organised  that  authorities  would  constanüy  be  falling  afoul  of  each  other,  were 
it  not  for  the  intervention  of  party  managers  who  realise  the  necessity  of  maintaining 
barmony."  S.  21 4.  Um  die  Assimilierung  der  Eingewanderten  habe  sie  sich  das  größte 
Verdienst  erworben,  S.  31. 


490 


Drittes  Buch.     Der  Mechanismus  der  modernen  Demokratie. 


wendigkeit  einer  besseren  Parteiorganisation.  Die  Verfassung  von  1848 
schuf  die  Wahlen  zum  Nationalrate  und  zum  Ständerate,  aber  außer- 
halb der  Länderkantone  wurde  dieser  noch  nicht  vom  Volke  gewählt 
Auch  für  die  Wahlen  zum  Regierungsrate  ist  heutigen  Tages  der 
Kanton  der  Wahlkreis,  aber  in  den  meisten  wurde  er  damals  von  den 
gesetzgebenden  Körpern  gewählt  Die  Zahl  der  Parteien  war  noch  klein : 
katholische  Föderalisten,  Liberale,  Radikale;  ausgesprochene  Klassen- 
parteien, wie  die  sozialistische  und  agrarische,  gab  es  noch  nicht 

Dies  die  bescheidenen  Ähnlichkeiten:  politischer  Einfluß  alter 
Familien  und  die  unentwickelte  Parteiorganisation.  Und  nun  die  großen 
Unähnlichkeiten  I  So  bedeutend  sind  sie,  daß  wir  nicht  geraden  Weges 
auf  unser  Ziel  zuschreiten  können. 

Der  erste  und  wichtigste  Unterschied:  in  der  Schweiz  stehen  die 
indirekten  Vorbereitungen  auf  den  Wahlkampf  mit  den  direkten  im 
Gleichgewicht,  während  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Aufstellung  der 
Kandidaten  und  der  Wahlkampf  selbst  die  Aufklärung  der  Wähler  über 
die  strittigen  Fragen  in  den  Hintergrund  gedrängt  haben.  *)  An  Fragen, 
welche  die  Parteien  tief  trennen,  fehlt  es,  und  der  von  Berufspolitikern 
bediente  Parteimechanismus,  deren  Interessen,  Beute,  mit  dem  der  Partei, 
Wahlsieg,  zusammenfällt,  hat  die  übermäßige  Stärke  des  Wahlapparates 
bewirkt  In  jedem  vierten  Jahre,  dem  Jahre  der  Präsidentschaftswahl, 
ist  der  Aufklärungsprozeß  lebhafter,  in  den  folgenden  drei  Jahren 
herrscht  Ruhe. 2)  Der  Wahlapparat  ist  in  der  Schweiz  weniger  ent- 
wickelt, aber  der  Parteitag  hat  dort  eine  ganz  andere  Bedeutung. 

Gewiß  streben  auch  die  schweizerischen  Parteien  nach  der  Er- 
oberung der  politischen  Macht,  aber  man  kämpft  in  der  Schweiz  doch 
auch  um  den  Sieg  von  Ideen,  während  dort  gewöhnlich  dem  Machtzwecke 
alles  untergeordnet  wird  und  Programme  hervorgeholt  oder  ignoriert 
werden,  wie  es  das  Parteiinteresse  verlangt  In  verschiedenen  Perioden 
der  amerikanischen  Geschichte  waren  programmatische  Unterschiede 
zwischen  den  Parteien  verschwunden,  aber  die  Führer  suchten  erstorbene 
und  begrabene  Fragen  wieder  zu  beleben,  um  der  Partei  einen  Halt  zu 


l)  For  the  promotion  of  party  opinion  on  the  leading  questions  that  divide  or  occupy 
parties,  there  exist,  of  course,  the  regulär  party  organisations  .  .  .  Opinion  is,  however, 
the  thing  with  which  this  mechanissm  is  at  present  least  occupied.  Its  main  objects  are 
the  selection  of  the  party  candidates  and  the  conduct  of  the  canvass  at  elections,  Traces 
of  the  other  purpose  remain  in  the  practice  of  adopting  .  .  .  a  platform  at  State  and 
national  Conventions.     Bryce  II  330. 

*)  Every  fourth  year  there  come  terrible  shakings,  passing  into  the  hot  fit  of  the 
presidential  elections;   then  follows  what  physicians  call  the  „interval"  Bryce  II 331. 

In  the  interval  between  the  elections  the  party  organisations  take  but  little  pains 
to  disseminate  politieal  facts  and  ideas  among  the  electors  .  .  .  Nor  do  the  American 
electors  possess  the  resources  offered  by  the  periodical  meetings  of  English  M.  P.'s  with 
their  constituents.     Ostrogorski  II 322. 
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geben,  l)  an  denn  \\  eiterbestchen  die  Berufspolitiker  das  größte  Interesse 
hatten.  Aus  diesem  Grunde  werden  in  Amerika  nicht  die  Bedürfnisse 
der  Wahlkreise  beim  Waldkampfe  vorangestellt,  sondern  die  Partei- 
fragen. a)  In  dem  neuen  Jahrhundert  ist  jedoch  in  manchen  Städten 
mit  ungleichem  Erfolge  eine  Stadtpartei  entstanden,  die  sich  nur 
städtischen  Aufgaben  widmet;  und  Wilson  zeigt  höhere  Ziele. 

Die  bedeutendsten  Anstrengungen  werden  in  Amerika  nicht  zur 
Erlangung  der  Mehrheit  im  gesetzgebenden  Körper  gemacht,  obwohl 
dessen  Macht  die  höchste  ist  und  diejenige  des  Präsidenten  im  frieden 
überragt,  sondern  zur  Gewinnung  der  Präsidentschaft  für  den  Partei- 
kandidaten, denn  es  ist  der  Präsident,  welcher  die  Ämter  und  Würden 
zu  vergeben  hat.  In  der  Schweiz  aber  gibt  es  erst  wenige  Berufspolitiker 
im  amerikanischen  Sinne.  Keine  Wahl  drückt  in  der  Schweiz,  wie  in 
Amerika,  die  Bedeutung  aller  andern  herab.  Und  bei  den  Gemeinde- 
wahlen handelt  es  sich  um  Gemeindefragen,  bei  den  Kantonalwahlen 
um  Kantonalangelegenheiten,  bei  den  Wahlen  zum  Nationalrate  um 
Bundesprobleme.  Freilich  hat  sich  das  in  den  größeren  städtischen 
Gemeinwesen  zu  ändern  begonnen ;  die  Sozialdemokraten  betrachten  sie 
als  Versorgungsanstalten  für  ihre  Führer  und  als  Mittel  zur  Erhöhung 
des  Einkommens  der  ärmeren  Klassen. 

Zweitens  sind  nicht  alle  Parteien  der  Schweiz  in  gleicher  Weise 
organisiert,  während,  untergeordnete  Einzelheiten  abgerechnet, 3)  die 
amerikanischen  den  gleichen  Aufbau  aufweisen.  Zwei,  die  liberalen 
Demokraten  und  die  protestantischen  Konservativen,  sind  nur  lokal 
organisiert;  eine,  die  katholische  Volkspartei,  besitzt  auch  eine  kantonale 
Organisation;  drei  außerdem  eine  eidgenössische:  die  Freisinnigen,  die 
Demokraten  und  die  Sozialdemokraten. 


x)  Als  in  der  zweiten  Hälfte  der  zwanziger  Jahre  die  über  die  Niederlage  Jack- 
sons bei  der  Präsidentenwahl  von  1824  erbitterten  Anhänger  den  Präsidenten  John 
Quincy  Adams  su  stürzen  suchten  und  in  der  „Era  of  Good  Feeling"  tiefergehende  Partei- 
unterschiede nicht  mehr  zu  entdecken  waren,  grub  Martin  van  Buren,  der  Impresario 
Jacksons,  die  verletzten  Staatsrechte  wieder  aus.  Und  im  folgenden  Jahrzehnt  suchten  die 
bunt  zusammengewürfelten  Whigs  einen  Halt  in  der  Gegnerschaft  gegen  den  sogenannten 
Absolutismus.  Vgl.  J.  A.  Woodburn,  Political  Parties  and  Party  Problems  in  the  U.  S. 
S.  40  f. 

*)  The  A  B  C  of  the  strategy  of  the  Machine  is  .  .  .  to  mix  up  its  own  cause  with 
that  of  the  party  .  .  .  At  the  munieipal  elections  the  issue  is  never  the  good  government 
of  the  city,  the  State  of  the  pavement  or  the  drainage,  but  the  protectionist  tariff,  or 
Cuba,  or  the  Philippines.  Why,  the  particular  City  election  will  predetermine  the 
result  of  the  impending  State  elections,  or  even  of  the  presidential  election  —  is  this 
the  time  to  look  closely  into  the  merit  of  this  or  that  local  candidate?    Ostrogorski  II  384. 

3)  Hierher  rechne  ich  die  Vorschrift,  daß  auf  den  Nationalkonventen  der  demo- 
kratischen Partei  der  Kandidat  eine  Zweidrittelmehrheit  erlangt  haben  muß  und  die 
Stimmen  der  Mehrheit  eines  Staates  als  das  Staatsvotum  abgegeben  werden  dürfen.  Auch 
läßt  sie  wohl  alle  Delegierten,  sowohl  die  den  Senatoren  (delegates  at  large)  wie  die 
den  Abgeordneten  entsprechenden,  in  Staatenkonventen  wählen. 
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In  den  Länderkantonen  spielt  sich  auf  engem  Räume  das  wenig 
verwickelte  politische  Leben  so  deutlich  ab,  daß  ihre  Bewohner  zum 
politischen  Zusammenarbeiten  erzogen  werden,  auch  ohne  über  starke 
Organisationen  zu  verfügen.  Die  meisten  Mitglieder  der  protestantisch- 
konservativen Partei  sind  gebildet,  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  bedürfen 
sie  nicht  der  Nachhilfe  einer  Organisation,  und  ihre  Interessen  sind  stark 
genug,  um  eines  Ansporns  entraten  zu  können.  Religiöse  Überzeugungen 
wirken  oft  als  politischer  Kitt;  in  vielen  katholischen  Gegenden  sind 
die  Bürger  um  Kirche  und  Pfarrer  gruppiert,  selbst  wenn  jene  nicht 
das  Parteilokal  und  dieser  nicht  Parteiagent  ist.  In  den  Urkantonen 
verstärkt  dieses  Moment  den  Einfluß  der  Verfassung. 

Drittens  haben  die  Parteiorganisationen  der  Schweiz  im  allgemeinen 
nicht  die  gleiche  Macht  über  die  Parteimitglieder,  wie  die  amerikanischen. 
Wenn  nicht  ganz  erhebliche  Schwierigkeiten  die  Gemüter  entzweien, 
wenn  der  Boß  nicht  notorisch  nichtsnutzige  Kandidaten  nominieren 
läßt,  wenn  die  Partei  sich  nicht  im  Zustande  des  Aufruhrs  befindet, 
dann  wird  der  im  Caucus  oder  Parteikonvente  auch  mit  den  bedenk- 
lichsten Mitteln  aufgestellte  Kandidat  sicher  alle  Stimmen  auf  sich  ver- 
einigen.1) Doch  hat  sich  dies  in  einigen  Staaten  zu  ändern  begonnen. 
Vielerorts-  ist  aber  auch  die  Maschine  stark  genug,  um  den  ihr  Wider- 
stehenden eine  fürchterliche  Feindschaft  zu  beweisen,  da  die  Staats-, 
Grafschafts-,  Lokalbeamten  und  viele  Richter  von  ihr  ihre  Stellen  emp- 
fangen haben,  viele  Geschäftsleute  von  ihr  abhängig  sind.  „Sie 
nimmt  ihnen  ihren  Lebensunterhalt,  sie  verfolgt  und  drangsaliert  sie 
mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln.  Wenn  der  Mann,  welcher 
sich  ihre  Feindschaft  zugezogen  hat,  Beamter  ist,  dann  bewirkt  sie  seine 
Entlassung;  wenn  er  Gewerbe  oder  Handel  treibt,  hetzt  sie  die  Polizei 
auf  ihn,  die  es  sich  zur  Pflicht  macht,  ihn  auf  die  geringsten  Vorwände 
hin  zu  belästigen  .  .  .  Der  Steuerempfänger  .  .  .  entdeckt,  daß  er 
nicht  den  schuldigen  Betrag  bezahlt  hat  .  .  .  Der  armselige  Höker  an 
der  Straßenecke  entgeht  der  Rache  der  Maschine  ebensowenig  wie  der 
Millionär." 2)  Andererseits  werden  die  zur  Maschine  haltenden  armen 
Leute  unterstützt  und  die  kriminellen  Klassen  geschützt  in  einer  Weise, 
welche  an  die  Ritterlichkeit  des  Schinderhannes   erinnert.     Das   macht 


*)  Gleichgültigkeit,  Trägheit,  Unwissenheit,  der  materialistische  Sinn,  welcher,  um 
sich  ganz  dem  Berufe  widmen  zu  können,  den  Berufspolitikern  das  Wahlgeschäft  überläßt, 
dann  Parteitreue,  Parteifanatismus,  die  Interessen  der  mit  den  Berufspolitikern  verbündeten 
Geschäftsleute  wirken  zusammen,  oder  die  Wähler  schließen  aus  nationaler  Eitelkeit  die 
Augen  vor  der  Wahrheit.  „Of  course",  sagt  Bryce,  „no  compulsion  is  possible,  but  long 
usage  and  an  idea  of  fair  play  have  created  a  sentiment  of  honour  (so  called)  and  party 
loyalty  strong  enough  with  most  people  and  in  all  but  extreme  cases,  to  secure  for  the 
party's   candidate   the   support   of  the   whole   party   Organisation  in  the  district"     II 88. 

s)  Ostrogorski  II  381.  Sehr  lehrreich  die  Aussagen  Wannamakers,  der  früher  zur 
republikanischen  Maschine  in  Pennsylvanien  gehört  hatte,     a.  a.  O. 
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sie   zu    ihren  willenlosen,    fanatischen,    unbeirrten  Werkzeugen.     Et 
Camorra  und  Mafia  minus  Dolch    und  Pistole,    meint  Ostrogorski.     Ich 
sagte,  die  Schweizer  Parteien  haben  nicht  diese  Macht     In  der  Schweiz 
Stehen  sich  nicht  bloß  zwei  Parteien    gegenüber,    wie    in  Amerika,    wo 
der  Verlust  der  eignen  der  Gewinn  der  gegnerischen  ist.     Auch  tritt  der 
Schweizer  an  die  Politik  mit  einer  anderen  geistigen  Ausstattung  heran; 
er  ist  weniger  erregbar  und  unabhängiger.     Ein  im  öffentlichen  Leben 
seines   Vaterlandes   stehender  Schweizer   hat   diesen  Gegensatz,   soweit 
die  stärkste  Partei  in  Betracht  kommt,  in  folgender  Stelle  hervorgehoben : 
„Tatsächlich  besitzt  auch  noch  heute  die  freisinnig-demokratische  Partei 
die  Mehrheit,  aber   nicht   deswegen,   weil   sie  am   meisten    organisierte 
Wähler  zählte,   oder   die   größte   Zahl  von  Wahl-   und  Parteiagitatoren 
aufwiese,  sondern  vielmehr   deshalb,   weil  sie   dem    politischen  Denken 
der    Mehrheit    entspricht    .  .  .  Mutet    ihnen    (den  Wählern)    die  Partei 
etwas  zu,  was  ihrem  natürlichen  Wollen  nicht  entspricht,  so  lehnen  sie  es  .  . 
einfach  ab  .  .     Ein  freisinniges  kantonales  Wahlkomitee  könnte  es  nicht 
wagen,  einen  den  Wählern  nicht  genehmen  Kandidaten  vorzuschlagen, 
obwohl  er   der  Partei   angehörte,    der  Vorschlag    würde    nicht    befolgt 
und  durch  andere  durchkreuzt."     In  zwei  änderen  Parteien  herrsche  ein 
kräftigerer  Zusammenhang,  eine  stärkere  Disziplin.    Was  bewirkt  sie  ?    Ist 
es   die   Hoffnung    der    Berufspolitiker    und   Geschäftsleute    auf    Beute? 
Nein.      Auch   nicht   das   gefühlsmäßige   Festhalten    an    der   Partei    bei 
politischer  Verständnislosigkeit  und  trotz  dem  Fortfall  aller  programma- 
tischen Schranken.     „Daß  die  freisinnig-demokratische  Partei  als  Mittel- 
partei sich  niemals  so  straff  organisieren  k  a  n  n",  schreibt  er,  „wie  etwa 
die  ultramontane  oder  die  sozialdemokratische,  liegt   in    der  Natur  der 
Sache     begründet,   sie    kann    die  Massen    weder     unter     dem    Appell 
an   das   konfessionelle  Gefühl   (wie   die    ultramontane)    noch    mit    dem 
Schlagworte  der  fundamentalen  wirtschaftlichen  Reform  (wie  die  sozial- 
demokratische) in  festgefügte  Organisationen  bringen.  Eine  starke  und 
sichere  Parteidisziplin  verträgt  sich  gar  nicht  mit  ihrem  ganzen  Wesen ;  ihre 
Wähler  wollen  und   können   sich   nicht  für    alle  Fragen   an  die  Partei 
binden  lassen,  und   zu   einer  Parteiherrschaft,   wie   sie   in  Amerika    be- 
herrscht, fehlen  in   der  Schweiz  vollständig   die   materiellen    und    wirt- 
schaftspolitischen Voraussetzungen."  x) 

Ein  vierter  Unterschied  hängt  mit  dem  so  verschiedenen  Ursprünge 
der  Parteien  hüben  und  drüben  zusammen.  Die  amerikanischen  sind 
als  Bundesparteien  entstanden  und  haben  vom  Bunde  aus  Einzelstaaten, 
Grafschaften  und  Gemeinden  erobert;  sie  beherrschen  sie  so  völlig,  daß 
heutigen  Tages,  wie  vorher  erwähnt,  beim  Wahlkampf  in  den  Gemeinden 
und  Staaten  nicht  die  Gemeinde-  und  Staatsfragen,  sondern  die  Bundes- 
fragen den  Ausschlag  geben.     Föderalisten  und  Republikaner,  Whigs  und 

')  Aus  einem  Manuskripte  über  die  freisinnig-demokratische  Partei. 
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Demokraten,  Republikaner  und  Demokraten :  alle  waren  oder  sind  An- 
hänger von  Bundesparteien.  Verschwundene  Parteien  wie  die  Liberty- 
men  und  Freesoilers  (Freibodenleute),  welche,  wie  die  Ersten,  gegen 
die  Sklaverei  oder,  wie  die  Zweiten,  gegen  deren  Ausdehnung  auf  noch 
von  ihr  unberührten  Boden  kämpften,  dann  die  Mugwumps,  sie  sich 
gegen  die  Maschine  und  ihre  Korruption  wandten  und  den  Grundsatz 
der  Unabhängigkeit  von  der  Partei  auf  ihre  Fahne  schrieben,  sie  alle 
waren  nicht  auf  einen  Teil  der  Union  beschränkt.  Selbst  die  nur  in 
einigen  Gebieten  vorkommenden  Agrarier  (Grangers,  Farmers'Alliances) 
gehören  nicht  nur  einem  Staate  an.  Dagegen  hat  die  Entwicklung  der 
Schweiz  es  bewirkt,  daß  die  Parteien  überwiegend  als  kantonale  ent- 
standen sind,  wenn  sie  nicht  einen  rein  lokalen  Ursprung  hatten.  Der 
kantonale  Primat  offenbart  sich  darin,  daß  bis  auf  den  heutigen  Tag 
die  politischen  Organisationen  nicht  konsequent  auf  der  lokalen  Gruppe 
aufgebaut  sind.  Nur  die  sozialdemokratische  macht  eine  Ausnahme, 
und  sie  war  auch  von  Anfang  an  eine  schweizerische  Partei,  weil  zur 
Zeit  ihrer  Entstehung  die  Gesetzgebung  des  schon  bestehenden  Bundes 
alle  sozialen  Verhältnisse  beeinflussen  mußte. 

Ich  gehe  noch  näher  auf  diesen  Punkt  ein.  Die  Vorläufer  der 
heutigen  Parteien  erhoben  sich  in  den  dreißiger  und  vierziger  Jahren. 
Die  radikalen  und  demokratischen  Parteien  sind  die  Nachfahren  der 
Liberal-Radikalen,  welche  die  aristokratischen  Regierungen  stürzten. 
Die  konservativen  Protestanten  haben  genealogische  Beziehungen  zu 
den  Patriziern  einiger  Schweizer  Städte.  Die  katholische  Volkspartei 
ist  aus  dem  Schutt  und  den  Trümmern  emporgewachsen,  welchen  der 
Krieg  zwischen  Liberalen  und  Katholiken  während  der  vierziger  Jahre  in 
mehreren  Kantonen  aufgehäuft  hatte.  Solche  Kämpfte  mußten  von  Gruppen 
von  kantonalen  Führern  geleitet  werden.  Auch  in  der  folgenden  Zeit 
konnten  die  Schweizer  sie  nicht  entbehren,  denn  der  Ideenkampf 
zwischen  den  Parteien  hörte  nicht  auf.  Der  Führerschaft  nach  oben 
in  den  Bund,  nach  unten  in  Gemeinde  und  Bezirk  ausgehender  Einfluß 
ist  nicht  beseitigt.  Äußere  und  innere  Umstände  veranlaßten  zur  Bildung 
von  eidgenössischen  Parteien,  aber  die  kantonalen  Organisationen  wurden 
dadurch  nicht  aufgelöst. 

Die  liberale  Partei  der  sechziger  Jahre  erhielt  den  ersten  Anlaß 
zu  einer  stärkeren  Betonung  ihres  eidgenössischen  Charakters  durch 
die  geplante  Revision  der  Bundesverfassung  in  „radikalem  und  kultur- 
kämpferischem Sinne."  *)  Es  entstand  im  Jahre  1873  der  „Schweizerische 
Volksverein".  Nachdem  dieser  etwa  zwanzig  Jahre  ein  wechselvolles 
Dasein    geführt    hatte,   kam    ein  neuer  Anstoß   von   den   Föderalisten, 


*)  (Zurlinden),    Die    politischen    Parteien   in    deT   Schweiz.     Jahrbuch    der   Züricher 
Freitagszeitung  1906,  S.  55. 
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welche  den  Beutezug  planten.  Dieser  Anschlag  auf  die  Starke  des 
Bundes  veranlagte  zur  Gründung  der  „freisinnig-demokratischen  Partei" 
.im  25.  Februar  l894i  Sie  besteht  sowohl  aus  Radikalen,  wie  aus 
einem  Teile  der  Demokraten;  zu  ihren  Mitlaufern  gehören,  wie  Zur- 
linden  behauptet,  in  der  französischen  Schweiz  selbst  föderalistische 
Wähler.  Sie  ist  eine  Bundespartei,  in  den  Kantonen  gibt  es  keine 
freisinnig-demokratische  Partei,  sondern  radikale  und  demokratische 
Parteien,  die  sich  sogar  in  einigen  Kantonen  befehden. 

Während  das  Streben  der  Mitglieder  dieser  Partei  auf  die  Auf- 
rechterhaltung der  Stärke  des  Bundes  gegen  die  Übergriffe  der  Kirche 
und  der  Kantone,  sowie  den  Zuwachs  neuer  Kräfte  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiete  gerichtet  war,  suchte  Theodor  Curti,  angeregt  von  den 
politischen  und  sozialen  Zuständen  der  siebenziger  Jahre,  eine  neue 
Partei  des  demokratischen  Fortschrittes  zu  gründen,  deren  Zweck  die 
weitere  Ausdehnung  der  seit  den  sechziger  Jahren  im  Vordringen  be- 
griffenen Volksgesetzgebung  auch  auf  den  Bund  sein  sollte.  Gestützt 
auf  Kleinbürger,  Kleinbauern  und  Arbeiter  katholischen  und  protestan- 
tischen Bekenntnisses,  verwarf  er  die  Fortsetzung  des  Kulturkampfes 
und  forderte  er  sozialreformatorische  und  staatssozialistische  Maßregeln. 
Die  Klarheit  des  Feldzugsplanes  brachte  ihm  große  Erfolge;  allein  die 
Sozialdemokraten  wurden  auf  den  Mitbewerber  im  Arbeiterlager  eifer- 
süchtig, und  die  Katholiken  suchten  ihre  Glaubensgenossen  für  ihre 
Organisation  zu  gewinnen.  Jahre  hindurch  mußten  sich  die  Demo- 
kraten mit  lokalen  und  kantonalen  Organisationen  begnügen.  Erst  am 
19.  März  1905  bildete  sich  eine  demokratische  Bundespartei  durch  den 
Zusammenschluß  der  Demokraten  in  St  Gallen,  Appenzell-Ausser- 
rhoden,  Glarus,  Thurgau;  vor  wenigen  Jahren  traten  auch  die  Basel- 
städter bei;  die  Züricher  Demokraten  hielten  sich  fern. 

Vielleicht  ist  der  programmatische  Gegensatz  der  beiden  Parteien 
genügend  hervorgetreten.  Während  die  freisinnig-demokratische  Partei 
der  Vermehrung  der  Volksrechte  und  einer  stürmischen  Sozialreform 
zögernd  gegenübersteht  (doch  fordert  ihr  Programm  von  1904  die  eid- 
genössische Gesetzgebungsinitiative  des  Volkes),  während  sie  die  Rechte 
des  Bundes  gegen  Kirche  und  Kanton  aufrecht  erhält  und  wenig 
geneigt  ist,  mit  den  Sozialdemokraten  und  den  Ultramontanen  zu- 
sammenzugehen, ist  die  demokratische  Partei  die  Vertreterin  der  radi- 
kalen demokratischen  Forderungen,  wie  Volkswahl  des  Bundesrates, 
Nationalratsproporz,  bundesstaatliche  Gesetzesinitiative,  energische 
Sozialreform;  sie  suchte  Anlehnung  an  Sozialdemokraten  und  Ultra- 
montane. In  der  Bundesversammlung  bildeten  Demokraten  und  So- 
zialisten die  von  Curti  ins  Leben  gerufene  sozialpolitische  Vereinigung, 
die  aber  jetzt  nach  dem  Austritt  der  Sozialisten  nur  noch  aus  Demo- 
kraten besteht 
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Vorher  deuteten  wir  an,  daß  seit  den   siebenziger  Jahren   die  Ka- 
tholiken und  die  Sozialdemokraten  eine  größere  politische  Energie  ent- 
wickelten.    Der  Kulturkampf  hatte  die  Katholiken  erbittert,    die    1874 
revidierte  Bundesverfassung  enthielt  unerwünschte  Bestimmungen.    Neue 
Klöster  zu  begründen  oder  alte  wiederherzustellen  war  verboten;  neue 
Bistümer  zu  errichten   ohne  die  Genehmigung    des    Bundesrates    nicht 
erlaubt;  das  den  Jesuiten  jede  Wirksamkeit  in  Kirche  und  Schule  unter- 
sagende Verbot  konnte  auf  geistesverwandte  Orden  ausgedehnt  werden. 
Lag  darin  nicht  ein  Anlaß  für  die  Katholiken,  ihre  Kräfte  durch  einen 
eidgenössischen  Verband  zu  erhöhen  ?     Und  wo  sollte  man  wohl  einen 
stärkeren  eidgenössischen  Parteiverband  vermuten,  als  unter  den  Katho- 
liken?   Bieten   nicht  die   Kämpfe   zwischen   ihnen   und   den    Liberalen 
bereits  im  vierten  Jahrzehnte,    noch   mehr   im    fünften,   einen   sehr  be- 
trächtlichen Stoff  der  Schweizerischen  Geschichtsschreibung?  Haben  die 
Katholiken   nicht   schon   einen  Sonderbund   gehabt?     Tatsächlich    ent- 
stand am  18.  Juli  1881    unter   dem  Namen  „Konservative  Union"  eine 
katholisch-konservative  schweizerische   Partei.     Sie   scheint  jedoch   nie- 
mals „wirklich  in  politische  Aktion  getreten  zu  sein",   denn   schon   im 
Jahre  1886  „wurde  wieder  der  Ruf  nach  einer  Organisation  der  Katho- 
liken erhoben."1)     Aber  erst  am  12.  August  1894  trat  die  „katholische 
Volkspartei"  auf  den  Schauplatz,   etwa  ein  halbes   Jahr  nach   der  frei- 
sinnig-demokratischen Partei,  deren  Bestehen  ihre  Gründung   unmittel- 
bar veranlaßt  hatte.  2)     Die  Katholiken  sind  zahlreich  in  den  Urkantonen, 
in  Zug,  Luzern,    Freiburg,    Wallis,    Tessin,    im    Aargau,    in    Solothurn, 
St.  Gallen.     Nicht    sporadisch    treten    sie   auf  wie  die  protestantischen 
Konservativen,  sie  haben  in  mehreren   Kantonen   die   starke   Mehrheit. 
Aber  trotzdem  war   dieser  Bund   nicht    lebenskräftig;    seit    dem   Jahre 
1 897  ist  eine  Delegiertenversammlung  nicht  mehr  einberufen  worden.  s) 
Tatsächlich    bestehen    nur    kantonale    und    lokale    Organisationen. 
Wohl  regen   hochstehende  Personen   immer   wieder   die  Wiederlebung 
der   entschlafenen  Volkspartei   an,   aber   es   geschieht   gewöhnlich   von 
klerikaler  Seite,  und  mehrmals  ist  behauptet  worden,  der  Schweizer  sei 
wohl  ein  guter  Katholik,   aber  nicht   klerikal,   nicht   ultramontan.     Bei 
der  Gründung  der  Volkspartei  sprachen  klerikale  Motive  mit;   es  hieß 
zu  jener  Zeit,   die    freisinnig-demokratische    Partei    plane    einen   neuen 
Kulturkampf  und  jugendliche  Schwärmer  forderten  die  Wiederzulassung 
der  Jesuiten.     Dem  Klerikalismus   schreiben   konservative   Protestanten 


l)  Zurlinden  a.  a.  O.    S.  63. 

*)  a.  a.  O. 

*)  Vgl.  über  diese  Partei  den  Aufsatz  des  früheren  Ständeratspräsidenten  Winiger, 
Schriftleiters  der  größten  katholischen  Zeitung  der  Schweiz,  in  Reichesberg,  Hand- 
wörterbuch der  Schweizerischen  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung,  unter 
Parteien. 
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auch  das  Scheitern  aller  Bestrebungen  zur  Begründung  einer  aus  Pro- 
testanten und  Katholiken  bestehenden  konservativen  Partei  zu. ')  Doch 
gehen  im  Kanton  Bern  die  protestantischen  und  katholischen  Konser- 
vativen zusammen,  worauf  wir  noch  zurückkommen.  So  umschlingt 
die  Katholiken  zurzeit  nur  ein  unpolitisches  aber  starkes  Band,  der 
Schweizerische  katholische  Volksverein,  und  ein  loses  politisches,  die 
katholisch-konservative  Fraktion  der  Bundesversammlung. 

Lange  nachdem  dies  geschrieben  wurde,  trat  am  22.  April  1912 
in  Luzern  der  erste  Parteitag  der  eidgenössischen  Partei  zusammen, 
welcher  die  Statuten  entwarf  und  das  Parteikomitee  wählte.  Mehr 
als  diese  kurze  Notiz  wage  ich  aus  der  Ferne  nicht   niederzuschreiben. 

Selbst  die  Sozialdemokratie  beweist  hier  nicht  dieselbe  Stärke  ihres 
Gefüges.     Die  Schweizerische   sozialdemokratische  Partei, 2)   welche    im 


l)  So  der  Professor  von  Wyss :  „Das  ist  nun  eben  das  Unglück,  daß  zwar  woh 
ein  großer  Teil  der  katholischen  Laienschaft  ihrerseits  mit  uns  Frieden  halten  will  und 
es  versteht,  daß  wir  mit  ihr  auf  dem  gleichen  tiefsten  Grund  des  Lebens  ruhen,  daß  wir 
herzlich  zusammengehen  können,  —  daß  dagegen  diejenigen,  in  denen  sich  ihre  Kirche 
verkörpert,  der  Papst  und  die  ihn  leitenden  und  ihm  folgenden  Ordens-  und  Welt- 
geistlichen, das  nicht  anerkennen  noch  dulden  wollen."     Zurlinden  S.   17. 

*)  Da  das  Programm  der  sozialdemokratischen  Partei  der  Schweiz  in  den  Grund- 
zügen mit  denjenigen  anderer  sozialdemokraüscher  Parteien  übereinstimmt,  so  wird  nur 
von  dem  Abweichenden  das  Wichtigste  aufgezählt. 

1.  Verschleiert  sie  ihren  revolutionären  Charakter;  sie  betont  ihn  nicht  wie  die 
französische. 

„Die  Schweizerische  sozialdemokratische  Partei  strebt  die  Sozialisierung 
der  Produktionsmittel  zunächst  an  auf  dem  Wege  der  Verstaaüichung  und 
Kommunalisierung  derjenigen  Gebiete  des  Verkehrs,  des  Handels  und  der  In- 
dustrie, die  nach  ihrem  Monopolcharakter  und  nach  dem  Stande  der  technischen 
Entwicklung  sich  zur  Verstaatlichung  eignen  oder  deren  Verstaatlichung  das 
gesellschaftliche  Interesse  sonstwie  erfordert.  In  dieser  Richtung  sucht  sie  den 
Aufgabenkreis  des  Bundes,  der  Kantone  und  der  Gemeinden  stets  zu  erweitern. 
Als  geeignet  zur  Vergesellschaftlichung  bezeichnet  sie  im  besonderen  auch  den 
städtischen  Baugrund,  die  Wasserkräfte  und  die  Wälder. 

Die  sozialdemokratische  Partei  kämpft  deshalb  unablässig  für  Erweiterung 
ihrer  politischen  Macht.  Sie  verlangt  steigenden  Anteil  an  der  Gesetzgebung 
und  an  allen  Zweigen  der  öffentlichen  Verwaltung,  um  sie  demokratisch  aus- 
zugestalten und  der  fortschreitenden  Sozialisierung  dienstbar  zu  machen"  (§  9). 
Also  zunächstl 

2.  Sie  charakterisiert  sich  als  eine  Reformpartei,  als  eine  staatssozialistische  Partei, 
wie  der  9.  Paragraph  beweist.  Nirgendwo  wird  die  Nichtgenehmigung  des  Budgets  ge- 
fordert, wie  es  in  der  „Gemeinsamen  Erklärung"  der  französischen  geschieht. 

3.  Stimmt  sie  mit  der  französischen  darin  überein,  daß  sie  ein  nicht  sozialisüsches 
Agrarprogramm  aufstellt. 

„In    der    schweizerischen    Landwirtschaft     herrscht    fast    durchgängig 
der  Kleinbetrieb.     Für  den  Kleinbauer  ist  das  Grundeigentum  nicht  ein  Mittel, 
um  sich  fremde  Arbeit  anzueignen,  sondern  um  sich  seinen  oft  dürftigen  Unter- 
halt zu  verdienen.    Er  gehört  wie  der  Lohnarbeiter  zu  den  ausgebeuteten  Volks- 
Hasbach,  Die  moderne  Demokratie.   2.  Auflage.  32 
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Jahre  1880  durch  Auflösung  des  sogenannten  alten  Arbeiterbundes 
entstand  und  sich  verhältnismäßig  rasch  entwickelte,  besteht  aus  zwei 
Teilen:  den  sozialdemokratischen  Organisationen  und  dem  Grütliverein, 
der  sich  seit  1892  zur  Sozialdemokratie  bekannte  und  im  Herbste  1901 
an  die  sozialdemokratische  Partei  anschloß.  Der  Grütliverein  ist  ein 
zentralisierter,  aus  Sektionen  bestehender  Verein;  die  Sozialdemokratie 
bringt  das  kantonale  Element  stark  zur  Geltung.  Der  Grütliverein  ist 
hauptsächlich  auf  dem  Lande  und  in  den  kleineren  Städten  vertreten; 
er  nimmt  nur  Schweizerbürger  als  Aktivmitglieder  auf.  Die  vornehm 
lieh  in  den  größeren  Städten   verbreitete  Sozialdemokratie   zählt   unter 


klassen.  Da  aber  hier  die  Vorbedingungen  für  einen  gesellschaftlichen  Betrieb 
nicht  vorhanden  sind,  muß  das  Ziel  einer  Agrarpolitik,  welche  die  bäuerlichen 
Interessen  mit  denjenigen  der  Gesamtheit  in  Einklang  bringt,  zunächst  darin 
bestehen,  die  Ergiebigkeit  der  landwirtschaftlichen  Arbeit  zu  steigern,  gleich- 
zeitig aber  dem  Bauer  den  Ertrag  seiner  Arbeit  zu  sichern  und  ihn  davor  zu 
bewahren,  daß  die  Betriebsverbesserungen  nur  zu  höherer  Verschuldung  und 
vermehrtem  Zinstribut  an  das  Kapital  fähren. 

Die  sozialdemokratische  Partei  tritt  deshalb  ein  für  die  staatliche  Förderung 
aller  Mittel,  durch  welche  der  kleinbäuerlichen  Wirtschaft  die  Vorteile  des 
Großbetriebes  zugewendet  werden :  Güterzusammenlegung  und  verbesserte  Flur- 
einteilung ;  genossenschaftliche  Viehhaltung ;  Verwendung  von  Kraft-  und  Arbeits- 
maschinen, Versicherungen  und  jede  andere  Art  genossenschaftlicher  Betätigung. 
Andererseits  fordert  sie  die  VerstaaÜichu ng  der  Hypotheken  und  deren  plan- 
mäßige Tilgung,  bis  der  Zins  in  eine  mäßige  Abgabe  an  Staat  und  Gemeinde 
übergeht.  Dann  wird  die  natürliche  Entwicklung,  die  sich  in  demokratischen 
Formen  vollziehen  wird,  die  Bauern  von  selbst  zu  rationellen  Betriebsgenossen- 
schaften und  endlich  zu  gesellschaftlichem  Eigentum  und  gesellschaftlicher  Pro- 
duktion führen." 

4.  Obgleich   diese   Sozialisten   in   einer  Demokratie   leben,   stellen   sie   noch    recht 
erhebliche  politische  Forderungen  auf. 

„Proportionales  Wahlverfahren.  Wahl  der  gesetzgebenden,  administrativen 
und  richterlichen  Behörden  durch  das  Volk.  Obligatorisches  Referendum. 
Gesetzgebungs-Initiative.  Dezentralisation  der  Bundesverwaltung.  Autonomie 
der  Gemeinde.  Erleichterung  der  Stimmabgabe  durch  Einführung  gedruckter 
Stimmzettel  und  Aufstellung  von  Wahlurnen  auch  am  Samstag  abend.  Obli- 
gatorische Stimmabgabe  durch  die  Urne  bei  allen  Wahlen  und  Abstimmungen. 
Abschaffung  der  Bürgergemeinde.  Erleichterung  der  Einbürgerung  von  Aus- 
ländern.    Trennung  von  Kirche  und  Staat." 

5.  Auch  das  Schweizerische  Wehrwesen   ist  ihnen  nicht   demokratisch   genug.     Sie 
fordern : 

„Vereinfachung  der  Bekleidung  und  Ausrüstung.  Wahl  der  Offiziere  durch 
die  Mannschaft.  Bekleidung  und  Ausrüstung  der  Offiziere  durch  den  Staat. 
Gleiche  Verpflegung  für  Offiziere  und  Mannschaft.  Abschaffung  des  Militär- 
strafrechts und  der  Militärgerichtsbarkeit  in  Friedenszeiten. 

Unterstützung  der  Familie  während  des  Dienstes  des  Ernährers.  Schutz 
des  Wehrmannes  gegen  die  ökonomischen  Folgen  der  Entlassung  wegen  des 
Militärdienstes.  Abschaffung  des  Schuldverhafts  wegen  Nichtbezahlung  des 
Militärpflichtersatzes." 
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ihren  Anhängern  viele  Auslander,  deren  politische  Haltung  gegen  die 
politisch  reifere,  umsichtigere  der  Grütlianer  nicht  seit« n  al sticht 
I  ulier  vereinigte  sich  der  Grütliverein  mit  der  Sozialdemokratie  nur 
unter  der  Bedingung,  daß  er  seine  Selbständigkeit  bewahren  könnte. 
Gegen  die  völlige  Verschmelzung  hatte  sich  die  große  Mehrheit  des 
Vereines  ausgesprochen,  aber  selbst  die  Angliederung  erregte  gemischte 
Gefühle.  Zwar  erklärten  sich  140  Delegierte  für  den  Anschluß  und 
nur  6  dagegen,  aber  die  Urabstimmung  wies  1722  Nein  gegen  3906 
Ja  auf:  etwa  30%  gegen  7O°/0. l) 

So  kann  die  Aufstellung  der  Kandidaten  nur  durch  Übereinkommen 
zwischen  den  beiden  Organisationen  erfolgen. 

Wir  sind  nun  bei  zwei  Gruppen  angelangt,  welche  weder  eine  eid- 
genössische noch  eine  kantonale  Organisation  haben.  Die  eine  darf 
man  vielleicht  so  charakterisieren,  daß  sie  mit  der  radidal-demokra- 
tischen  Entwicklung  nicht  Schritt  halten  konnte ;  die  andere  hat  sie  un- 
zweifelhaft kraftvoll  bekämpft. 

In  der  Bundesversammlung  besteht  neben  der  freisinnig-demokra- 
tischen Partei,  der  sozialpolitischen  Vereinigung,  den  Katholiken,  den 
Sozialisten  das  Zentrum.  Indem  es  sich  selbst  als  liberal-demokratisch 
bezeichnet,  weist  es  sich  eine  vermittelnde  Stellung  an  zwischen  den 
alten  Liberalen  und  den  heutigen,  dem  Staats-  und  Kathedersozialismus 
huldigenden  Radikalen  und  Demokraten.  Sein  Programm  unterscheidet 
sich  mehr  durch  den  Ton  als  durch  den  Inhalt  von  dem  freisinnig- 
demokratischen,  und  dem  Programm  widersprechen  die  Abstimmungen 
der  Zentrumsmitglieder  nicht;  ihre  Absonderung  hat  man  daher  auch 
schon  gesellschaftlichen  Momenten  zugeschrieben.  Jedenfalls  wirft  die 
Daseinsmöglichkeit  einer  solchen  Gruppe  auf  die  politischen  Zustände 
der  Schweiz  ein  helles  Licht.  Ihre  Wahlkreise  liegen  zerstreut  über 
die  Kantone  Zürich,  Bern,  Basel,  Graubünden,  Freiburg,  Neuenburg, 
Waadt,  Genf. 

Mit  ihnen  in  Personalunion  stehen  die  im  Nationalrat  schwach 
vertretenen  protestantischen  Konservativen,  deren  Hauptsitze  die  Städte 
Bern,  Basel,  Schafifhausen,  Lausanne,  Genf  sind.  Mehr  als  die  liberal- 
demokratische Gruppe  haben  sie  Anspruch  auf  die  Bezeichnung  liberal; 
in  Basel  und  Waadt  nennen  sie  sich  auch  Liberale,  in  Genf  Demokraten. 
Ihr  politischer  und  wirtschaftlicher  Liberalismus,  der  sowohl  dem  Staats- 
wie  dem  Kathedersozialismus  abgeneigt  ist,  verbindet  sich  einerseits  mit 
kantonalem  Partikularismus,  andererseits  mit  streng  religiösem  Sinne,  was 

l)  Wenn  ich  recht  berichtet  bin ,  haben  einige  Sektionen  des  Grütlivereins  die 
Angliederung  nicht  mitgemacht. 

Beachtenswert  ist  der  §  1  des  Zentralstatuts  des  Grütlivereins,  welcher  lautet:  Er 
bezweckt  die  Entwicklung  des  politischen  und  sozialen  Fortschritts  im  Schweizerlande 
auf  Grundlage  der  Sozialdemokratie. 

32* 
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eine  starke  Wahlverwandtschaft  mit  der  katholischen  Volkspartei  er- 
zeugt. Alle  ihre  Überzeugungen  machen  sie  zu  Vertretern  konservativen 
Denkens.  Ihr  politischer  Konservatismus  entfesselte  seit  dem  Jahre 
1874  den  erfolgreichen  Referendumssturm  gegen  Zentralismus  und  Ra- 
dikalismus. Damals  sammelten  sie  ihre  verzettelten  Kräfte  in  einer  Bundes- 
organisntion,  im  „Eidgenössischen  Verein";  es  wurden  auch  Sektionen 
in  den  größeren  Städten  der  Schweiz  begründet,  von  denen  heute, 
wenn  ich  nicht  irre,  nur  noch  die  Züricher  besteht.  Daß  es  ihnen 
aber  nicht  einmal  gelang,  eine  kantonale  Organisation  zu  Stande  zu 
bringen,  beweist,  daß  sie  weniger  eine  Volkspartei,  als  eine  Patrizier- 
gruppe, darstellen.  Aber  man  dürfe  sie  nicht  unterschätzen,  sagte  mir 
einmal  ein  hervorragendes  Parteimitglied,  sie  könnten  zwar  wenig 
schaffen,  aber  gegen  ihren  Widerstand  vermöge  sich  auch  wenig  zu 
behaupten.  Dieser  kleinen  aber  mächtigen  Gruppe  gehören  drei  der 
bedeutendsten  Zeitungen:  Basler  Nachrichten,  Journal  de  Geneve,  Ga- 
zette de  Lausanne. 

Nach  diesen  Umwegen  nähern  wir  uns  unserem  Ziele,  und,  wenn 
man  sich  der  Größe  der  Schweizer  Wahlkreise  erinnern  will,  werden 
wir  das  Wichtigste  auf  wenigen  Seiten  darstellen  können.  Einen  die 
ganze  Schweiz  umfassenden  Wahlkreis  gibt  es  nicht,  da  der  Bundesrat 
nicht  vom  Volke  gewählt  wird.  Delegierte  können  auf  eidgenössischen 
Parteitagen  wohl  schwebende  Fragen  der  Parteipolitik  erörtern,  aber 
kein  Nationalkonvent  vereinigt  sie  zur  Kandidatenernennung.  Die 
größten  Wahlkreise  sind  folglich  die  Kantone  für  die  Wahlen  zum 
Ständerat  und  zum  Regierungsrat,  wenn  sie  vom  Volke  gewählt  werden. 
Für  den  Nationalrat  bestehen,  wie  früher  ausgeführt  wurde,  größere 
Wahlkreise,  die  nach  der  Zahl  der  zu  wählenden  Abgeordneten  Zweier- 
kreise, Dreierkreise,  Siebenerkreise  u.  s.  f.  genannt  werden;  in  kleinen 
Kantonen  bildet  das  ganze  Staatsgebiet  einen  Wahlkreis;  keiner  soll 
die  Grenzen  des  Kantons  überschreiten.  So  bietet  nur  die  Wahl  der 
Ständeräte,  Regierungsräte,  Nationalräte  ein  Feld  für  die  Tätigkeit  der 
Delegierten;  die  meisten  Gemeinde-,  Bezirks-  und  Kantonalwahlkreise 
sind  klein,  und  von  den  Gerichtswahlen  sehen  wir  auch  hier  ab. 

Weiter  hat  die  Schweiz  trotz  dem  hohen  Stande  ihrer  Industrie 
doch  einen  vorherrschend  ländlichen  Charakter,  und  auf  dem  Lande 
geht  es  im  allgemeinen  in  politischen  Dingen  überall  ehrlich  zu. 
Riesenstädte  mit  korrupten  Bevölkerungen,  wie  New  York,  Chicago, 
Philadelphia,  fehlen.  Fremde  Arbeiter  sind  in  der  Schweiz  zahlreich, 
aber  in  der  Gewährung  des  Bürgerrechtes  ist  sie  zurückhaltender  als 
die  Union. *) 


*)  In    den    meisten   amerikanischen  Staaten    erhält    der  Einwanderer   nach    eidlicher 
Erklärung  Bürger  werden  zu  wollen,  seine  „ersten  Papiere",  nach  einer  zweiten  Frist  seine 
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Endlich  sind  die  Schweizer,  wie  wir  ausgeführt  haben,  politi  i  b 
unabhängiger« 

Diese  drei  Tatsachen  lassen  darauf  schließen,  daß  die  Schweiz  kein 
günstiges  Fundament  für  den  Aufbau  einer  Maschine  bildet. 

Es  soll  zuerst  die  für  alle  Parteien  gleiche  Organisation  zur  K.tn- 
didatenaufstellung  besprochen  werden;  nachher  werden  wir  auf  die 
Unterschiede  in  der  Organisation  der  Parteien  eingehen. 

Gewöhnlich  wird  in  kleinen  Wahlkreisen  zu  diesem  Zwecke  kein 
Komitee  gewählt;  es  besteht  schon,  es  ist  der  Ring  der  alten,  erprobten 
Parteimänner,  welche  sich  über  geeignete  Kandidaten  einigen  und  sie 
in  Wählerversammlungen  vorschlagen.  In  größeren  bildet  man  Partei- 
ausschüsse, aber  sie  setzen  sich  häufig  aus  denselben  Männern  zusammen. 
Von  ergebenen  Freunden  in  der  Urversammlung  den  zusammenhang- 
losen Bürgern  vorgeschlagen,  werden  sie  gewöhnlich  ohne  Widerstand 
gewählt  Zuweilen  bestehen  auch  schon  andersartige  Komitees,  die 
sich  bei  Wahlen  in  Wahlkomitees  verwandeln  oder  ihren  Kern  bilden. 
Nicht  selten  lenken  die  Führer  die  Ausschüsse  aus  dem  Hintergrunde, 
ohne  in  sie  eingetreten  zu  sein.  Auch  entsendet  man  sie  gerne  in  die 
Delegiertenversammlungen,  und  falls  man  sie  nicht  deputierte,  würde 
es  wenig  verschlagen;  denn,  wem  es  Vergnügen  macht,  ohne  Auftrag 
zu  kommen,  dem  ist  es  nicht  verwehrt,  er  ist  willkommen  und  mag 
mitraten,  aber  er  darf  nicht  mitstimmen.  Solche  Politiker  nennt  man 
Vertrauensmänner.  Sie  sind  es,  an  die  sich  die  Parteileitung  in  allen 
wichtigeren  Angelegenheiten  wendet.  Sie  haben  auch,  das  sei  schon 
hier  mitgeteilt,  die  Wahlen  und  Abstimmungen  in  einem  der  Partei 
günstigen  Sinne  zu  leiten. 

Die  Aufstellung  der  Kandidaten  durch  die  Vertrauensmänner 
duldet  der  Bürger,  weil  er  sich  an  die  Vorschläge  nicht  gebunden  er- 
achtet. Nur  wenn  sie  in  allgemeinen  Wählerversammlungen  feierlich, 
einstimmig  oder  fast  einstimmig  genehmigt  sein  sollten,  ist  die  Partei- 
loyalität im  amerikanischen  Sinne  zu  erwarten.  Zu  dieser  wahrhaft  de- 
mokratischen Maßregel  entschließt  man  sich  jedoch  nicht  immer,  wenn 
die  Kandidaten  in  Delegiertenversammlungen  ernannt  worden  sind. 
Der  Schweizer  rechnet  es  sich  nicht  zur  Unehre,  die  Parteivorstände 
im  Stiche  zu  lassen.  Nur  unter  den  Katholiken  und  den  Sozialdemokraten 
herrscht  strengere  Zucht.  Es  ist  auch  nicht  ganz  ungewöhnlich,  daß 
wilde  Komitees  mit  anderen  Vorschlägen  an  das  Vaterlandsgefühl  appel- 
lieren oder  eine  Zeitung  die  Entschlüsse  der  Partei  heftig  befehdet, 
wenn    die  Parteikomitees    ihre   Entschlüsse    kundgegeben    haben.      Ja, 


„zweiten  Papiere" ;  dann  ist  er  wahlberechtigt.  In  9  Staaten  kann  er  gleich  nach  seiner 
Ankunft  die  ersten  Papiere  empfangen,  worauf  er  wahlberechtigt  ist.  Diese  laxe  Gewährung 
des  Wahlrechtes  haben  zwischen   1897  und   1907  6  Staaten  aufgegeben.    Freund  S.  76. 
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wenn  alles  erledigt  und  bestätigt  scheint,  tut  sich  wohl  noch  im  letzten 
Augenblicke  ein  Komitee  auf,  das  einige  Kandidaten  ernennt  Freilich 
ist  der  Schweizer  zu  ruhig  und  zu  verständig,  als  daß  er  sich  zu  diesem 
Schritte  aus  Laune  entschlösse;  er  wird  nicht  ohne  Grund  „durch- 
gehen" wie  die  Amerikaner  sagen. *) 


l)  In  überaus  frischer,  wenn  auch  vielleicht  nicht  in  objektiver,  sondern  in  zu  sehr 
generalisierender  Weise  beleuchtet  die  oben  geschilderten  Zustände  ein  Aufsatz  in  den 
Schweizerischen  Blättern  „Demokratische  Konsequenzen",  erschienen  1899.  „Wie  steht 
es  aber  bei  den  Wahlen?  Ist  der  liberale  Kandidat  Wehrli  oder  der  demokratische 
Kandidat  Bärli  oder  der  konservative  Kandidat  Kerli  der  bessere  oder  gescheitere  Mann? 
Der  Durchschnittswähler  kennt  weder  den  Wehrli,  noch  den  Bärli,  noch  den  Kerli.  Sie 
alle  sind  Engel  oder  Helden,  wenn  man  ihre  eigene  Partei  hört,  und  zumeist  höchst  be- 
denkliche und  verdächtige  Burschen,  wenn  man  den  anderen  Parteien  glauben  darf.  Der 
gute  Bürger  wählt  also  regelmäßig  in's  Blaue  hinein,  er  gibt  seine  Stimme  einem  Kandi- 
daten, nicht  weil  er  überzeugt  ist,  oder  vermutet,  oder  auch  nur  zu  hoffen  wagt,  daß  das 
der  rechte  oder  der  beste  sei,  sondern  weil  er  einer  bestimmten  Partei  angehört,  oder 
was  für  die  ungeheure  Mehrzahl  eher  der  Wirklichkeit  entsprechen  dürfte,  weil  er  doch 
noch  am  ehesten  zu  dieser  oder  jener  Partei  hinneigt,  weil  diese  oder  jene  Partei  ihm 
noch  am  wenigsten  widerwärtig  erscheint  .  .  . 

„Eine  Kandidatenliste  für  irgend  welche  Wahlen  .  .  .  kann  von  einigen  politischen 
Intriganten  und  Strebern,  die  sich  in  ein  Parteikomitee  hineinzuschmuggeln  verstanden 
oder  demselben  gegenüber  als  Drahtzieher  wirken,  im  Hinterstübchen  einer  Kneipe  auf- 
gestellt werden ,  und  die  gewalttätigsten  und  frechsten  Gesellen,  denen  kein  Mittel  zu 
schlecht  ist,  wenn  es  ihren  Absichten  dient,  können  daher  sehr  wohl  den  Ton  angeben. 
Oder  man  steckt  sich  geschickt  hinter  die  Redaktion  einer  Zeitung  und  lanziert  von  da 
aus  etwelche  Namen  in  die  Öffentlichkeit,  mitunter  von  Leuten,  deren  Existenz  bisher 
der  großen  Menge  ganz  unbekannt  war,  und  die  nun  Tag  für  Tag  dem  Publikum  als 
wahre  Tugendspiegel  una  Genies  vorgeritten  werden,  so  daß  in  wenig  Wochen,  man 
weiß  nicht  wie,  aus  der  obskuren  Null  eine  Zelebrität  geworden,  gegen  die  kein  Einzelner 
mehr  öffentlich  seine  Stimme  erheben  darf,  wenn  er  nicht  von  den  betreffenden  Partei- 
blättern als  ein  böswilliger  Nörgler  und  Krakehler,  als  Verleumder  und  Ehrabschneider 
hingestellt  werden  will." 

„Auf  die  Qualität  des  Kandidaten  kommt  es  denjenigen,  die  ihn  dazu  machen,  oft 
am  wenigsten  an.  Das  wesentliche  ist,  daß  er  zur  engeren  Parteiclique  hält,  sich  ihr 
unterordnet,  ihr  in  jeder  Weise  zu  dienen  bereit,  oder  daß  er  gar  mit  einflußreichen  Clique- 
größen verwandt,  verschwägert,  vergevattert  oder  vergekundschaftet  ist.  Leute,  die  die 
Politik  als  Geschäft  betreiben,  sind  überall  eine  bedenkliche  Sorte  und  gerade  die  herrschen 
überall,  wo  auf  die  hergebrachte  Weise  parteimäßig  gewählt  wird,  entweder  direkt  oder 
durch  ihre  Kreaturen,  als  offenbare  Parteihähne  oder  als  stille  Einbläser  hinter  den 
Kulissen  .  .  .  Und  dann,  wenn  man  den  Wählern  die  Ehre  antut,  sie  zu  Versammlungen 
laden,  in  welchen  angeblich  Kandidaten  aufgestellt  werden  sollen,  ist  alles  schon  fix 
und  fertig,  die  Menge  wird,  sie  weiß  nicht  wie,  und  oft  nicht  einmal  von  wem,  am 
Gängelbande  geführt,  der  einzelne  kann  nichts  mehr  ändern,  jede  Opposition  sieht  nun 
schon  aus,  wie  eine  persönliche  Beleidigung  der  verdienstlichen  Männer,  die  ja  schon 
als  fertige  unzweifelhafte  Kandidaten  oder  als  Kandidatenfabrikanten  dastehen,  und  führt 
höchstens  zur  Blamage.  Die  sich  Vertreter  des  Volkes  nennen,  sind  also  häufig  nur 
Kreaturen  einzelner  Cliquen,  die  Erwählten  von  einem  halben  Dutzend  geheimer  Auto- 
kraten. Und  die  große  Masse,  die  eigentlich  ihre  Repräsentanten  wählen  sollte,  hat  da. 
bei  nur   ja   zu    sagen    oder  zu  schweigen.     So    ist  es  überall  ...  in  der  Schweiz,    einem 
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Der  Wahlvorschlag  wird  zuweilen  einer  Volksversammlung  uber- 
lassen,  aber  es  wird  behauptet;  daß  ei  sich  für  größere  Wahlkreise  nicht 
empfehle,  weil  die  In  der  Nahe  des  Versammlungsortes  wohnenden 
Wahler  die  Mehrheit   hatten. 

Wir  lassen  nun  die  Organisation  der  einzelnen  schweizerischen 
Parteien  gesondert  ins  Auge. 

„Mitglied  der  (freisinnig-demokratischen)  Partei  ist  jeder  freisinnige, 
stimmberechtigte  Schweizerbürger,  der  einer  kantonalen,  dem  schweize- 
rischen freisinnig-demokratischen  Parteiverband  angegliederten  Partei- 
organisation beigetreten  ist.  Die  dem  schweizerischen  Parteiverbande 
angehörenden  kantonalen  Parteien  machen  es  sich  zur  Aufgabe,  ihre 
Organisation  auszubauen  und  nach  Möglichkeit  über  Bezirke  und  Ge- 
meinden auszudehnen." 

In  diesen  Worten  des  zweiten  Artikels  der  Statuten  der  freisinnig- 
demokratischen Partei  vom  i6.  März  1907  ist  erstens  klar  ausgesprochen, 
daß  sie  sich  auf  kantonalen  Parteien  aufbaut  und  daß  diese  das  Zentrum 
der  politischen  Expansion  nach  unten  sind. 

Die  Organe  der  Partei  sind  die  Delegiertenversammlung,  der  Zentral- 
vorstand und  das  leitende  Komitee.  Die  Delegierten  werden  von  den 
kantonalen  Organisationen  gewählt;  jeder  Kanton  ist  berechtigt,  dreimal 
so  viel  Delegierte  als  Abgeordnete  in  den  Nationalrat  zu  entsenden. 
Mit  beratender  Stimme  dürfen  nicht  delegierte  Parteimitglieder  der 
Delegiertenversammlung  beiwohnen.  Sie  bildet  die  Parteiorganisation 
weiter,  nimmt  Stellung  zu  wichtigen  Tagesfragen,  entscheidet  über  die 
politische  Haltung  der  Partei  und  wählt  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren 
den  Zentral  vorstand  und  den  Präsidenten.  Der  aus  32  Mitgliedern  be- 
stehende Zentralvorstand  (in  dem  alle  kantonalen  Parteiorganisationen 
vertreten  sein  sollen)  ist  in  erster  Linie  das  ausführende  Organ  für  die 
Aufträge  der  Delegiertenversammlung,  und  er  empfängt  von  Partei- 
mitgliedern Anregungen  und  Vorschläge  zur  Tagesordnung  der  Dele- 
giertenversammlung; aber  eine  weite  Sphäre  der  Selbsttätigkeit  und  der 
Initiative  ist  ihm  eröffnet,  denn  er  nimmt  Stellung  zu  politischen  Tages- 
fragen und  „behandelt  .  .  .  die  Maßnahmen  zur  Durchführung  des 
Parteiprogrammes".  Eine  so  zahlreiche  Körperschaft  kann  nicht  immer 
versammelt  sein,  weshalb  ein  leitendes  dauernd  tätiges  Komitee  gebildet 
werden  muß.  Die  wichtigsten  Personen  sind  der  Sekretär,  auf  dessen 
Schultern  die  tägliche  Arbeit  ruht  und  der  Präsident  des  Zentral- 
vorstandes, welcher  die  Anordnungen  trifft.  Als  Ausschuß  des  Zentral- 
vorstandes hat   es  vor   allem   den  Verkehr   mit   dessen  Mitgliedern   zu 


altfreien  Bauern-  und  Kleinbürgerlande,  mag  es  relativ  am  ordentlichsten  zugehen,  aber 
befriedigend  ...  ist  auch  hier  die  Sachlage  für  keinen,  der  nicht  etwa  von  vornherein  das 
Heimatliche  für  vollkommen  und  jeder  Kritik  unzugänglich  hält". 
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unterhalten,  dann  aber,  da  die  Partei  aus  kantonalen  Organisationen 
besteht  und  kein  anderes  vermittelndes  Organ  zwischen  Zentrum  und 
Peripherie  besteht,  „mit  den  kantonalen  Organisationen  und  ihrer  Presse" 
die  Verbindung  aufrecht  zu  erhalten.  In  Verbindung  mit  dem  Zentral- 
vorstande  stellt  es  die  Tagesordnung  für  die  alljährlich  im  Frühling 
ta  ttfindende,  von  ihm  zu  berufende  Delegiertenversammlung  fest.  Bei 
politischen  Bewegungen  leitet  es  die  Aktion  der  Partei  auf  Grund  der 
Beschlüsse  der  Delegiertenversammlung  und  des  Zentralvorstandes.1) 
Kommen  Fragen  von  großer  Bedeutung  zur  Entscheidung,  so  muß  der 
höchste  Auftraggeber  entscheiden,  dann  beruft  es  Volkstage. 

Wird  der  Unterschied  zwischen  Amerika  und  der  Schweiz  besser 
als  dadurch  beleuchtet,  daß  auch  nicht  ein  einziges  Mal  in  den  Statuten 
das  Wort  Wahl  oder  Aufstellung  von  Kandidaten  vorkommt? 

Da  den  Unterbau  der  freisinnig-demokratischen  Partei  kantonale 
Parteien  bilden,  werden  wir  wenigstens  die  Organisation  einer  einzigen 
kennen  zu  lernen  suchen,  nämlich  diejenige  der  liberalen 2)  Partei  des 
Kantons  Zürich. 

Sie  wird  von  einem  aus  25 — 30  Mitgliedern  bestehenden  Zentral- 
komitee geleitet,  welches  die  Fühlung  mit  der  freisinnig-demokratischen 
Partei  unterhält  und  für  angemessene  Vertretung  auf  den  Parteitagen 
sorgt  Das  Zentralkomitee  setzt  sich  zusammen  aus  6  Mitgliedern  der 
liberalen  Fraktion  des  Kantonsrates,  5  Delegierten  des  liberalen  Presse- 
vereins, je  einem  Delegierten  für  die  II  Bezirke,  in  die  der  Kanton 
Zürich  zerfällt,  und  außerdem  drei  bis  fünf  Delegierten  liberaler  politischer 
Verbände  der  größeren  Gemeinden  des  Kantons.  Man  wird  darüber 
streiten  können,  ob  diese  Art  der  Zusammensetzung  demokratisch  ist, 
da  sie  den  Bezirksdelegierten  das  Heft  aus  den  Händen  nimmt;  im 
übrigen  findet  sie  sich  auch  bei  den  Demokraten  und  Sozialdemokraten. 
Aus  dem  Zentralkomitee  geht  ein  leitender  Ausschuß  von  sieben  Mit- 
gliedern hervor,  von  denen  sechs  durch  das  Zentralkomitee,  das  Prä- 
sidium aber  durch  den  Parteitag  gewählt  wird.  Den  Parteitag  erwähnt 
das  Parteistatut  vom  12.  Februar  1899,  aber  es  enthält  sich  jeder  Aus- 
führung über  ihn,  ebensowenig  erfahren  wir  über  die  Tätigkeit  des 
leitenden  Ausschusses,  oder  über  die  Art,  wie  die  sechs  Kantonsräte 
und  die  fünf  Delegierten  des  Pressevereins  in  das  Zentralkomitee  ge- 
wählt werden.     Dieses  sucht,  wie  es  im  sechsten  Absatz  heißt,  „durch 


*)  „Wenn  es  sich  um  wichtige  Abstimmungen  handelt,  wird  die  Druckschriften- 
aufklärung von  oben  herunter  einheitlich  organisiert,  die  Kantonalleitungen  schaffen  be- 
sondere Preßkomitees,  arrangieren  Versammlungen,  stellen  die  Referenten  und  bringen 
die  Kosten  der  Campagne  dureh  Beiträge  der  Mitglieder  und  freiwillige  Mehrleistungen 
auf."     Aus  einem  Briefe. 

2)  Die  Freisinnigen  nennen  sich  in  den  meisten  Kantonen  „Liberale";  auch  die 
protestantischen  Konservativen  bevorzugen  diese  Bezeichnung,  wie  man  sich  erinnern  wird. 
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einen  weiteren  Ausbau  der  Parteiorganisation  das  politische  Interesse 
in  den  verschiedenen  Kantonsteilcn  zu  wecken.  Es  veranstaltet  in 
tunlicher  Weise  öffentliche  Besprechungen  der  Tagesfragen  und  sorgt 
für  möglichstes  Zusammenwirken  mit  der  liberalen   Presse." 

Es  gibt  in  der  Schweiz,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  eine  eid- 
genössische demokratische  Partei  und  kantonale  demokratische  Parteien, 
von  denen  die  meisten  der  eidgenössischen  Organisation  angehören. 
Ihr  wichtigstes  Organ  ')  ist  die  ordentlicher  Weise  jährlich  einmal  vom 
Zentralkomitee  einberufene  Delegiertenversammlung,  zu  der  jedoch,  zum 
Unterschied  von  der  freisinnig-demokratischen  Partei,  nicht  nur  die 
kantonalen,  sondern  auch  die  lokalen  Organisationen  eine  angemessene 
Zahl  von  Abgeordneten  entsenden.  Außerordentlicher  Weise  kann  sie 
auf  Anordnung  des  Zentralkomitees  und  auf  Verlangen  eines  Partei- 
verbandes einberufen  werden.  Ihre  Aufgaben  sind,  wie  es  die  Natur 
der  Sache  mit  sich  bringt,  im  großen  und  ganzen  dieselben  wie  die- 
jenigen der  Delegiertenversammlung  der  freisinnig-demokratischen  Partei: 
die  Ergänzung  des  Parteiprogramms,  Entscheidung  über  alle  wichtigen 
Fragen  und  Wahl  des  aus  15 — 25  Personen  bestehenden  Zentralkomitees, 
welches  zu  einer  Sitzung  einberufen  wird,  so  oft  der  Präsident  oder 
drei  Mitglieder  es  für  notwendig  erachten.  Anstatt  das  Bekannte  noch 
einmal  zu  wiederholen,  soll  ausführlicher  auf  die  Organisation  einer 
kantonalen  demokratischen  Partei  eingegangen  werden. 

Charakteristischer  Weise  nennt  das  Statut  der  demokratischen  Partei 
des  Kantons  Zürich  vom  16.  Dezember  1906  die  Organe  in  folgender 
Reihenfolge:  Parteiversammlung,  Delegiertenversammlung,  Zentral- 
komitee. Es  ist  aber  auch  charakteristisch,  daß  wir  von  den  Obliegen- 
heiten der  Parteiversammlung  nur  erfahren,  daß  sie  den  kantonalen 
Parteipräsidenten  und  acht  Mitglieder  des  Zentralkomitees  wählt  Sie 
tritt  mindestens  einmal  im  Jahre  zusammen;  außerdem  kann  sie  ein- 
berufen werden  von  der  Delegiertenversammlung,  dem  Zentralkomitee, 
einhundert  Parteimitgliedern  oder  drei  Bezirksvorständen.  Die  Dele- 
gierten werden  genannt  „die  Organe  zur  Behandlung  der  politischen 
Angelegenheiten  für  Bezirk  oder  Kanton."  In  der  Delegiertenversammlung 
eine  Mischung  von  Delegierten  der  Parteimitglieder,  welche  bezirksweise 
nach  Maßgabe  der  Parteistärke  4 — 12  Abgeordnete  entsenden,  und  von 
Parteiführern;  es  sind  1.  30  Mitglieder  der  demokratischen  Fraktion  des 
Kantonsrates,  2.  die  demokratischen  Mitglieder  des  Regierungsrates, 
3.  die  „zur  Partei  gehörigen  Redakteure  der  politischen  demokratischen 
Parteiorgane,  sofern  deren  Zugehörigkeit  zur  Partei  ausdrücklich  von 
dem  Zentralkomitee  anerkannt  worden  ist"  Das  Zentralkomitee  ist  in 
ähnlicher  Weise  zusammengesetzt:  acht  Mitglieder,  die  nicht  etwa  von 


*)  Statuten  der  schweizerischen  demokratischen  Partei. 
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der  Delegiertenversammlung,  sondern,  wie  eben  erwähnt,  vom  Parteitag 
gewählt  werden,  und  zwar  nach  jeder  Neuwahl  des  Kantonsrates  auf 
die  Dauer  von  drei  Jahren,  dann  vier  Mitglieder  des  Kantonsrates  und 
drei  Vertreter  des  kantonalen  demokratischen  Pressevereins ;  man  beachte 
das  Verhältnis  von  8:7!  Dem  Komitee  liegt  eine  dreifache  Aufgabe 
ob:  Vollziehung  der  von  der  Partei-  und  der  Delegiertenversammlung 
gefaßten  Beschlüsse ;  „Vorbereitungen  und  Antragstellung  bezüglich  der 
durch  diese  Versammlungen  zu  behandelnden  Angelegenheiten" ;  Leitung 
der  Versammlungen.  In  welchem  Verhältnis  die  Delegierten  Versammlung 
zur  Parteiversammlung  steht,  erfahren  wir  nicht,  wohl  aber,  daß  die 
Bezirksdelegierten  jährlich  über  den  Stand  der  demokratischen  Sache 
in  ihren  Bezirken  vor  einer  Delegiertenversammlung  Bericht   erstatten. 

Das  Statut  weist  verschiedene  Male  auf  die  Bezirke,  als  die  Grund- 
lage der  kantonalen  Organisation  hin;  deshalb  führen  wir  kurz  die 
eigenartige  Organisation  „der  demokratischen  Partei  des  Bezirkes 
Zürich"  vom  19.  Oktober  1902  vor.  An  erster  Stelle  steht  auch  hier 
die  Parteiversammlung,  welche,  wie  erinnerlich,  die  Delegierten  der 
kantonalen  Organisation  wählt  An  zweiter  Stelle  keine  Delegierten- 
versammlung der  einzelnen  Lokalvereine,  sondern  der  demokratische 
Bezirksverein,  dessen  Mitglieder  an  die  Parteikasse  jährlich  mindestens 
einen  Franken  entrichten.  So  liegen  die  Zügel  der  Regierung  in  den 
Händen  derjenigen  Parteimitglieder,  welche  durch  die  Zahlung  einer 
Geldsumme  an  die  Bezirksparteikasse  ein  erhöhtes  politisches  Interesse 
bekunden;  andererseits  ist  der  Miriimalbeitrag  so  niedrig,  daß  er 
niemanden  unerschwinglich  sein  kann.  Wer  aber  leitet  die  demo- 
kratische Partei  des  Bezirkes  Zürich?  Es  ist  das  Bezirkskomitee.  Ist 
es  nicht  ein  Ausschuß  des  Bezirksvereins?  Nein.  Das  Bezirkskomitee 
ist  das  Komitee  der  demokratischen  Vereinigung  der  Stadt  Zürich,  zu 
dem  je  1 — 3  Delegierte  der  übrigen  demokratischen  Lokalvereine  des 
Bezirkes  hinzutreten;  wo  keine  bestehen,  ergänzt  es  sich  durch  Ver- 
trauensmänner der  Gemeinden. 

Zur  Illustration  des  früher  über  die  Aufstellung  der  Kandidaten  gesagte, 
diene,  daß  das  Bezirkskomitee,  um  fünf  Vertreter  des  Bezirkes  Aifoltern 
vermehrt,  Wahlkomitee  des  ersten  eidgenössischen  Wahlkreises  ist 

Die  sozialdemokratische  Partei  besitzt  eine  eidgenössische,  kantonale 
und  subkantonale  Organisation.  Ich  beginne  mit  der  auf  dem  Parteitag 
in  Ölten  am  3.  Dezember  191 1  beschlossenen  „Organisation  der  sozial- 
demokratischen Partei  der  Schweiz". 

„Die  Grundlage  der  Parteiorganisation  bilden  die  lokalen  sozial- 
demokratischen Organisationen,  nämlich  die  politischen  Grütlivereine, 
die  Mitgliedschaften,  Arbeiter-  und  Arbeiterinnenvereine.  Die  Grütli- 
sektionen  treten  durch  ihren  Gesamtverband,  den  schweizerischen  Grütli- 
verein,  der  Partei  bei."    (§  4.)    „Die  lokalen  Parteiorganisationen  können 
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zu  Bezirks-  oder  Kreisverbanden  und  müssen  zu  kantonalen  Parteiver- 
handen  vereinigt  werden.  Jeder  kantonale  Verband  hat  eine  Gcschafts- 
lcitung  zu  bestellen  und  regelmäßig  Parteitagungen  abzuhalten."  (§  J.) 
Das  wichtigste  Organ  der  Partei  ist  der  Parteitag.  Er  besteht  erstens 
aus  Delegierten  der  lokalen  Organisationen  (bis  50  Mitglieder  ein  Ver- 
treter, je  IOO  mehr  ein  Vertreter  mehr,  höchste  Delegiertenzahl  ioj. 
Die  Partei  erkennt  also  nicht  das  demokratische  Prinzip  der  rein  zahlen- 
mäßigen Verhältnismäßigkeit  an,  für  das  sie  sonst  eintritt,  da  die 
größeren  Organisationen  offenbar  benachteiligt  sind.  Außerdem  er- 
scheinen auf  dem  Parteitage  so  viele  nicht  ad  hoc  gewählte  Personen, 
daß  auch  hierdurch  der  Grundsatz  demokratischer  Gerechtigkeit  verletzt 
wird.  Es  sind  dies  die  Mitglieder  des  Parteivorstandes.  Der  Partei- 
vorstand setzt  sich  zusammen  aus  je  einem  Mitglied  der  kantonalen 
Geschäftsleitungen,  je  einem  Vertreter  der  Preßorgane,  aus  den  Ver- 
tretern der  Bundesversammlung  und  den  Mitgliedern  der  Geschäfts- 
leitung. Die  Geschäftsleitung  besteht  aus  n  Mitgliedern,  von  denen 
fünf  von  dem  Zentralkomitee  des  schweizerischen  Grütlivereins  ab- 
geordnet und  sechs  von  dem  am  Vorort  bestehenden  lokalen  Verbände 
gewählt  werden.  Also  auch  hier  ist,  wie  in  den  beiden  anderen 
Parteien,  Vorsorge  getroffen,  daß  die  Führer  die  Zügel  in  der  Hand 
behalten.  Die  Funktionen  dieser  drei  Organe  (Parteitag,  Parteivorstand, 
Geschäftsleitung)  weichen  so  wenig  von  denen  der  anderen  Parteien  ab, 
daß  sie  übergangen  werden  dürfen. 

Skizzieren  wir  die  Organisation  eines  kantonalen  Verbandes, 
nämlich  diejenige  der  sozialdemokratischen  Partei  des  Kantons  Bern 
(Statuten  vom  25.  September  1904). 

Die  Partei  besteht  aus  Kreisverbänden  und  Arbeiterunionen.  Die 
Arbeiterunionen  setzen  sich  zusammen  aus  politischen  Vereinen  und 
Arbeitervereinen,  welche  auf  dem  Boden  der  Sozialdemokratie  stehen, 
aber  auch  aus  Gewerkschaften.  Im  Art.  21  der  Statuten  der  Arbeiter- 
union Bern  heißt  es:  „Um  eine  einheitliche  Aktion  in  Wahl-  und  Ab- 
stimmungsangelegenheiten zu  erzielen,  bilden  die  politischen  Vereine 
der  Arbeiterunion  die  „Sozialdemokratische  Partei  der  Stadt  Bern".  Der 
Kreisverband  ist  der  Verband  für  den  Wahlkreis.  Nicht  alle  Arbeiter- 
vereinigungen sind  im  Kreisverband;  daher  die  Nebeneinanderstellung. 
Einzelne  Sektionen  und  Personen  können  nicht  beitreten. 

Die  Organe:  der  Parteitag  und  der  Parteivorstand.  Auch  hier  ist 
der  Parteitag  eine  Mischung  von  Delegiertenversammlung  und  Ver- 
sammlung von  Koryphäen  der  Partei. 

Er  besteht  nämlich  erstens  aus  den  Delegierten  der  Mitgliedschaften 
(welche  auf  je  50  Mitglieder  einen  Delegierten  wählen)  und  zweitens 
aus    den   Mitgliedern    der    sozialdemokratischen    Großratsfraktion,    den 
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Schriftleitern  der  Parteipresse,  den  Arbeitersekretären,1)  endlich  aus  dem 
Parteivorstande. 

Der  Parteivorstand  ist  ein  merkwürdiges  Gebilde.  Er  setzt  sich 
zusammen  aus  je  einem  Vertreter  der  Mitgliedschaften,  aus  drei  Ver- 
tretern der  sozialdemokratischen  Großratsfraktion,  je  einem  Vertreter 
der  kantonalen  Parteipresse  und  der  Geschäftsleitung.  Die  Geschäfts- 
leitung entsteht  so.  Der  vorhergehende  Parteitag  hat  den  Ort  be- 
stimmt, wo  die  Partei  im  künftigen  Jahre  tagen  soll,  den  Vorort;  die 
Vorortsektion  wählt  die  Geschäftsleitung,  deren  wichtigste  Personen 
Präsident  und  zwei  Sekretäre  sind. 

Die  wichtigsten  Aufgaben  des  Parteitages  sind  Besprechung  der 
Lage,  wie  Aufstellung  des  Jahresprogramms,  Wahl  der  Vertreter  in  den 
Schweizerischen  Parteivorstand,  Wahl  der  Delegierten  zu  dem  Schweize- 
rischen Parteitag. 

Da  aus  jenen  Bestimmungen  die  Absicht  hervorleuchtet,  die  kanto- 
nale Organisation  einem  einheitlichen  Willen  zu  unterwerfen,  setzt  es 
zunächst  in  Erstaunen,  daß  die  Beschlüsse  des  Parteitages  nicht  end- 
gültig sind;  es  ist  ein  fakultatives  Referendum  vorgesehen  auf  Ver- 
langen nicht  nur  eines  Drittels  der  anwesenden  Mitglieder,  welches 
sofort  erfolgen  muß,  sondern  auch  dreier  Mitgüedschaften  innerhalb 
eines  Monates. 

Den  demokratischen  Charakter  der  Partei  bringen  zwei  andere 
Einrichtungen  zum  Ausdruck:  I.  ein  von  drei  Mitgliedschaften  oder 
von  300  Mitgliedern  eingereichtes  Initiativbegehren  muß  der  Urab- 
stimmung unterworfen  werden;  2.  die  sozialdemokratischen  Mitglieder 
der  Großratsfraktion  sind  der  Partei  für  ihre  Tätigkeit  in  der  Kammer 
verantwortlich  (Compte  Rendul). 

Wo  findet  nun  das  individuelle  Mitglied  der  sozialdemokratischen 
Partei  die  Möglichkeit,  sich  zu  betätigen?  In  der  politischen  Organi- 
sation der  Arbeiterunion.  Hier  besteht  die  allgemeine  Parteiversammlung, 
auf  der  alle  Mitglieder  der  politischen  Vereine  der  Arbeiterunion  und 
der  Gewerkschaften,  sofern  sie  Schweizerbürger  sind,  erscheinen  dürfen. 
Das  wichtigste  Organ  ist  aber  die  Vertrauensmännerversammlung,  in 
der  das  wiederkehrende  Bestreben  der  schweizerischen  Parteien  hervor- 
tritt, den  Massenwillen  zu  zügeln.  Denn  zu  ihr  gehören  die  Redakteure 
der  Partei-  und  Gewerkschaftspresse,  die  sozialdemokratischen  Vertreter 
in  den  städtischen  und  kantonalen  Behörden,  und  die  Vorstände 
und  Delegierten  der  politischen  Vereine  der  Arbeiterunion  und  die 
Delegierten  der  Gewerkschaften,  die  Schweizerbürger  sind.  Zur  Antrag- 
stellung und  Ausführung  der  Beschlüsse  der  beiden  Versammlungen 
besteht  ein  Parteikomitee,  das  jedoch  mit  dem  Unionskomitee  identisch 


l)  Das  Arbeitersekretariat  ist  eines  der  drei  Organe  der  Arbeiterunionen. 
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ist.     Auf  seinen  Beschluß    wird  die    allgemeine   Parteiv<-rsammlung   cin- 

ixiiitcn;  doch  mufi  dies  auch  geschehen,  wenn  ein  Drittel  def  auf  einer 

Vcrtraucnsmannervcrsaminlung  anwesenden  Mitglieder   es  verlangen. 

1  >ic  Katholiken  verfugen,  wie  dem  Leser  schon  bekannt  ist,  nur 
Übet  lokale  und  kantonale  Organisationen  deren  Wert  sehr  verschieden 
ist,  dabei  muß  immer  im  Auge  behalten  werden,  daß  der  katholische 
Klerus  das  Rückgrat  oder  den  Ersatz  der  Organisation  darstellt.  Einige 
kleine  Kantone,  wo  der  partrizische  Einfluß  noch  groß,  die  soziale 
1  Differenzierung  im  übrigen  gering  ist,  haben  sehr  dürftige  Organisationen: 
wichtigstes  Organ  die  Volksversammlung,  ein  hierin  gewähltes  Komitee, 
Vertrauensmänner.  In  den  größeren  Kantonen  sind  sie  ausgebildeter. 
In  Luzern:  Parteitag  und  Parteikomitee.  Der  einmal  jährlich  zu- 
sammentretende Parteitag  besteht  nur  aus  Delegierten,  auf  je  zwei- 
tausend Angehörige  der  Partei  wird  ein  Delegierter  gewählt.  Freilich 
haben  die  Mitglieder  der  konservativen  Fraktion  Zutritt  zu  den  Ver- 
handlungen, aber  nur  mit  beratender  Stimme.  Anders  ist  es  mit  dem 
Komitee.  Es  setzt  sich  aus  sieben  Mitgliedern  der  konservativen 
Fraktion  und  zehn  vom  Parteitage  gewählten  Mitgliedern  zusammen. 
Der  Präsident  der  Fraktion  ist  zugleich  Präsident  des  Komitees. 

Da  das  Zentrum  und  die  protestantischen  Konservativen  nur  über 
lokale  Organisationen  verfügen,  muß  ein  Werk,  welches  wie  dieses 
mehrere  Länder  behandelt,  von  ihrer  Darstellung  absehen.  Nur  im 
Kanton  Bern  sind  die  Anfänge  einer  kantonalen  Organisation  vorhanden ; 
dort  arbeiten  die  Sektionen  Bern  und  Herzogenbuchsee  zusammen. 
In  einer  allgemeinen  Volksversammlung  wird  ein  Parteikomitee  gewählt, 
welches  durch  Vertrauensmänner  in  den  einzelnen  Gemeinden  wirkt 
Hier  hat  man  es  auch  verstanden,  die  konservative  Partei  im  embryo- 
nalen Zustande  ins  Leben  zu  rufen,  die  Protestanten  und  Katholiken 
haben  eine  gemeinsame  Organisation ;  es  wird  ein  aus  sechs  Mitgliedern 
gebildetes  Direktionskomitee  gebildet,  zu  dem  Bern  und  Herzogenbuchsee 
je  zwei,  die  Katholiken  ebenfalls  zwei  Mitglieder  entsenden. 

Die  Parteiverhältnisse  der  Schweiz  sind  also  von  denjenigen  der 
Union  radikal  verschieden.  Auf  die  hervorragendsten  Punkte  sei  ein 
letzter  Blick  geworfen.  Kein  Schaukelspiel  zweier  Parteien,  keine  Bosses, 
kein  Schwärm  von  Stellenjägern,  keine  Parteitreue  und  Parteidisziplin 
im  amerikanischen  Sinne,  keine  anscheinend  folgerichtige  demokratische 
Organisation,  die  aber  die  Drahtzieher  mit  List  und  Gewalt  ihrem 
Willen  unterwerfen,  sondern  in  der  Schweiz  sind  Parteitag  oder  Zentral- 
komitee oder  beide  offen  und  ehrlich  so  zusammengesetzt,  daß  den 
Führern  das  Szepter  nicht  leicht  aus  der  Hand  gewunden  werden  kann. 
Vor  allem  aber  welcher  Unterschied  zwischen  einer  Platform  und  den 
Beschlüssen  eines  schweizerischen  Parteitages ! 
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3.    Frankreich. 

In  den  vierzig  seit  Errichtung  der  dritten  Republik  verflossenen 
Jahren  hat  sich  das  im  ersten  Buch  gezeichnete  Bild  der  französischen 
Parteien  ganz  und  gar  verändert.  Rechts  und  Links  hielten  sich  in  der 
ersten  Hälfte  der  siebenziger  Jahre  im  Abgeordnetenhause  ungefähr  die 
Wage;  die  Errichtung  der  Republik  wurde  1875  nur  mit  einer  Stimme 
Majorität  beschlossen.  Heute  ist  der  rechte  Balken  hoch  emporge- 
schnellt. Damals  bestand  die  Rechte  aus  der  äußersten  Rechten  (den 
Legitimisten),  der  Rechten  (den  mit  den  Einrichtungen  der  Revolution 
ausgesöhnten  Monarchisten)  und  dem  rechten  Zentrum  (den  Orleanisten) ; 
jetzt  spricht  man  nur  noch  von  den  Rechten  (les  droites),  ohne  ihre 
royalistischen  und  bonapartistischen  Bestandteile  zu  unterscheiden.  Die 
Männer,  welche  sie  in  hoffnungsreichen  Tagen  ihre  Häupter  nannte, 
sind  gestorben :  der  Graf  vom  Chambord,  der  Graf  von  Paris,  der  Kaiser 
Napoleon,  der  kaiserliche  Prinz,  der  Prinz  Jerome  Napoleon.  Ihren 
Nachfolgern  fehlt  die  leidenschaftliche  Unruhe  der  Prätendenten ;  der  eine 
hat  sich  am  meisten  bekannt  gemacht  durch  den  mißlungenen  Versuch,  in 
das  französische  Heer  einzutreten,  und  der  andere  durch  seine  Heirat 
mit  einer  dem  Hause  Orleans  verwandten  Prinzessin,  durch  welchen 
Schritt,  er  manchen  Anhängern  zwei  Ansprüche  vereinigt  zu  haben 
scheint.  Bessere  Aussichten  als  beide  hätte  der  glückliche  General, 
der  als  Sieger  über  Deutschland  im  Triumph  nach  Paris  zurückkehren 
würde:  so  meinen  viele,  die  zu  einem  Urteile  wohl  berechtigt  sind. 
Beiden  fehlen  die  zahlreichen  Anhänger  unter  Offizieren  und  Beamten, 
zu  gründlich  hat  die  dritte  Republik  alle  ihr  verdächtigen  Elemente 
ausgemerzt;  und  es  leben  nur  noch  wenige  Bauern  und  Bürger,  welche 
von  dem  Wohlstande  und  der  wirtschaftlichen  Zufriedenheit  berichten 
können,  die  unter  Napoleon  IH.  herrschten,  dem  Fürsten,  „qui  faisait 
vivre  tout  le  monde."1) 

An  ihrem  Niedergange  sind  die  konservativen  Parteien  nicht  un- 
schuldig. Ihre  kleinliche,  ränkevolle  Taktik,  die  nicht  durch  das  Streben 
nach  großen  Zielen  geadelt  wurde,  hat  nicht  die  Republik,  sondern  sie 
selbst  geschwächt  Als  ihre  Fehler  die  Kirche  immer  mehr  bedrohten, 
plante  der  Comte  de  Mun  eine  katholische  Partei,  aber  Leo  Xffl.  riet 
ihm  davon  ab. 2)  Das  war  in  der  Mitte  der  achtziger  Jahre.  Sieben 
Jahre   später   empfahl   der   Papst   den   Katholiken,   die  Republik  anzu- 


*)  Ausdruck,  den  ein  Bauer  im  Gespräche  über  die  Kaiserzeit  gebrauchte. 

2)  Ob  an  diesem  und  dem  folgenden  Schritte  die  Feindschaft  des  Papstes  gegen  den 
Dreibund  beteiligt  war,  ob  seine  amerikanischen  Freunde  es  ihm  angetan  hatten,  ob  er, 
die  boulangistischen  Royalisten  bestrafen  wollte,  ob  die  Einstellung  des  Kulturkampfes 
ausbedungen  wurde,  ist  für  uns  belanglos. 
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erkennen. ')  Dem  heiligen  Vater  gehorsam,  trennte  sich  ein  Teil  der  Mon- 
archisten von  den  Genossen  und  begründete  die  konstitutionelle  Rechte. 
Hierauf  folgte  ein  Wallenstillstand  zwischen  der  Kirche  und  den  ge- 
rn, lüigtcn  Gegnern  des  Klerikalismus,  welche  damals  zusammen  mit  den 
opportunistischen  Gruppen  über  die  Mehrheit  in  der  Deputiertenkammer 
verfügten.  Dann  aber  führte  die  Affäre  Dreyfus  und  die  ebenso  rasche 
wie  starke  Zunahme  der  sozialistischen  und  radikal-sozialistischen  Wähler 
bei  den  Wahlen  des  Jahres  1898  einen  jähen  politischen  Umschlag 
herbei,  wie  ihn  Frankreich  seit  dem  16.  Mai  1877  nicht  mehr  erlebt 
hatte.  Kampf  gegen  den  Ultramontanismus  und  Sozialreform  1  wurde 
die  Losung  der  radikalen  Gruppen,  welche  sich  entschlossen  des  Staats- 
ruders bemächtigten  und  nun  in  wenigen  Jahren,  von  1901  bis  1905, 
unterstützt  durch  die  wachsende  Zahl  ihrer  Anhänger  2),  es  vermochten, 
ihr  kirchenpolitisches  Progamm  in  einem  von  ihnen  selbst  nicht  er- 
warteten Umfange  auszuführen.  8) 

Während  noch  der  Sturm  über  die  Kirche  dahinbrauste,  faßten 
zwei  bedeutende,  der  Kammer  angehörende  Mitglieder  der  konstitutio- 
nellen Rechten  den  Entschluß,  zum  Schutze  der  Kirche  eine  neue 
Partei  auf  Grund   des  Vereinsgesetzes   vom  Jahre  1901    zu  bilden.     Es 


l)  Vgl.  die  Einleitung  A.  de  Muns  zum  2.  Bd.  der  Reden  von  Jacques  Piou, 
teilweise    abgedruckt    in    der  Zeitschrift  „L'Action  Liberale  Populaire"  vom  15.  Juni  1910. 

Sehr  bitter  ist  A.  Leroy-Beaulieus  Kritik  der  früheren  Zustände,  aus  der  ich  einige 
Stellen  anführe.  „Les  Ultras,  les  theoriciens  de  l'absolutisme  religieux  et  poliüque  se 
sont  retournes  contre  la  societe  moderne  .  .  .  par  leurs  bravades  temeraires  et  leurs  fols 
defis,  ils  n'ont  cesse  d'attirer  sur  le  clerge,  avec  les  raneunes  de  la  demoeratie  les  re- 
presailles  des  vainqueurs  du  jour  et,  ce  qui  est  plus  grave,  l'antipathie  des  masses, 
l'aversion  du  peuple  ...  ils  ont  contribue  .  .  .  ä  discrediter  et  ä  dechristianiser  la  France.'1 
Dupanloup  habe  vorausgesehen:  „nous  verrons  toutes  les  haines,  toutes  les  coleres,  tous 
les  mepris  .  .  .  se  tourner  contre  nous."  Und  Lavigerie  habe  geschrieben,  die  Gönner 
der  Intoleranz  und  die  Apostel  des  Absolutismus  hätten  die  Kirche  gemacht  zum  „objet 
de  la  haine  du  genre  humain."     S.  276  f. 

*)  Einige,  wenn  auch  der  Natur  der  Dinge  (wie  noch  erklärt  werden  wird)  nach 
nicht  völlig  zuverlässige  Ziffern  über  die  rechts  und  links  stehenden  Abgeordneten  lassen 
den  großen  Wandel  genügend  erkennen. 

Links 

245 
353 

415 

440  (die  Wilden  sind  nicht  klassifiziert) 

La   Chesnais   berechnete   den   Sümmenriickgang   der   rechtsstehenden  Parteien   allein   seit 
1906  auf  über  900000.     Revue  de  Paris,  1910,  S.  655. 

s)  Das  Gesetz  von  1901  bestimmte,  daß  Vereine,  deren  Mitglieder  einer  Autorität 
unbedingten  Gehorsam  schulden,  von  dem  Parlamente  genehmigt  werden  müßten.  1903 
wurde  die  prinzipielle  Verweigerung  dieser  Genehmigung  von  dem  Parlamente  ausge- 
sprochen. 1904  folgte  das  Verbot  des  Unterrichtes  durch  die  Orden  und  die  Auflösung 
der  Lehrorden,  1905  Trennung  von  Staat  und  Kirche. 


Rechts 

1898 

345 

1902 

237 

1906 

176 

1910 

127 
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waren  dies  der  1838  geborene  Rechtsanwalt  Jaques  Piou  und  der  schon 
genannte  zwei  bis  drei  Jahre  jüngere,  ehemalige  Kavallerieofnzier  Albert 
de  Mun.  Die  neue  Partei  konstituierte  sich  am  17.  Mai  1902  und 
nannte  sich  L'Action  Liberale  Populaire.  Weshalb  wählte  sie  diesen 
Namen,  der  die  Gestalten  Montalemberts  und  Lacordaires  beschwört, 
unglücklicher  Männer,  welche  am  Ende  ihres  Lebens  ihr  Werk  durch 
den  Ultramontanismus  vernichtet  sahen? 

Die  Führer  erkannten,  daß  die  veränderte  politische  Lage  sie  nicht 
veranlassen  dürfe,  ihre  Stellung  zur  Republik  zu  ändern.  Sie  müßten 
die  Richtlinien  der  konstitutionellen  Rechten  noch  schärfer  ziehen. 
Klerus  und  Royalisten  drängten  darauf  hin,  die  neue  Partei  solle  unter 
katholischen  Bannern  fechten,  und  auf  den  staatsklugen  Leo  XIII.  war 
im  Jahre  1903  der  eifernde  Pius  X.  gefolgt.  Aber,  so  schwer  es  ihnen 
wurde,  mit  der  Republik  der  Combes  „ralliiert"  zu  bleiben,  Jacques  Piou 
und  Albert  de  Mun  widerstanden  der  Versuchung,  sie  sahen  die  Klippen, 
welche  ihr  Schifflein  zu  zerschellen  drohten.  Die  Zahl  der  ihrer 
Kirche  ergebenen  Katholiken  ist  in  Frankreich  zu  gering,  als  daß  sich 
aus  ihnen  eine  katholische  Armee  rekrutieren  ließe.1)  Tiefere,  nur  Aus- 
erlesenen verständliche  Gründe  gegen  eine  konfessionelle  Partei 2)  haben 
bei  der  Entscheiduug  vielleicht  mitgesprochen.  Aber  die  dem  Opfer 
innerer  Überzeugungen  abgeneigte  Action  Liberale  Populaire  unterhält 
enge  Beziehungen  zu  den  Royalisten  ebensogut  wie  zu  den  Nationa- 
listen, ihren  natürlichen  Bundesgenossen,  und  dem  des  Kulturkampfes  über- 
drüssigen Bürgertume,  den  sogenannten  Fortschrittsmännern.8)  4) 

Sie  wählten  als  Kampfplatz  den  Boden  der  Freiheit,  wie  es  die 
liberalen   Katholiken    unter    der   Julimonarchie    getan    hatten,    um    im 


1)  „Le  parti  catholique  peut,  dans  notre  pays,  etre  le  noyau  .  .  .  d'un  grand  parti 
politique,  il  ne  peut  pas  le  constituer  ä  lui  seul  .  .  .  presque  partout  on  signale  dans  les 
masses  populaires  le  declin  de  l'idee  religieuse"  .  .  .  Könne  man  zu  siegen  hoffen,  „en 
conviant  les  indifferents  et  les  timides  ä  former  un  parti  qui  ne  saurait  convenir  qu'ä 
des  convaincus  et  a  des  vaillants?"  E.  Flornoy,  La  Lutte  pour  l'Association,  2.  A.  1907, 
S.  9,  13.  Auch  Mun  ist  überzeugt,  eine  katholische  Partei  sei  nur  möglich  in  Ländern  wie 
Westfalen,  Bayern,  Belgien,  wo  das  Volk  sei  „conscient  de  sa  foi,  confiant  dans  ses  pr£tres". 
Aber  diese  erste  Bedingung  des  Gelingens  bestehe  nur  noch  in  wenigen  Strichen  Frank- 
reichs. „L'intervention  du  clerge  dans  les  .  .  .  affaires  publiques  y  est  presque  partout 
impossible".  Nur  vom  sozialen  Gebiete  her  könnten  sie  Einfluß  erlangen.  L'Action 
Liberale  Populaire  15.  Juni  1910. 

2)  Leroy-Beaulieu  setzt  sie  sehr  gut  S.  112  auseinander. 

3)  „Elle  desirait  cooperer  ä  l'action  commune  aussi  bien  avec  les  nationalistes,  ses 
allies  naturels,  qu'avec  les  progressistes,  epris  comme  eile  de  liberte,  et  les  royalistes, 
attaches  comme  eile  aux  vieilles  croyances".  J.  Piou  in  der  Revue  Hebdomaire,  19 10, 
S.  477. 

*)  Die  drei  Gruppen  der  Rechten,  der  „Progressisten"  und  der  A.  L  P.  werden  von 
den  Zeitungen  gern  als  die  Konservativen  zusammengefaßt.  Sie  zählen  in  der  Kammer 
127  Mitglieder,  von  denen  32  auf  die  A.  L.  P.  entfallen. 
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Zeichen  der  Menschenrechte  7.11  liegen.  Aber  von  ihren  Vorgängern 
unterschieden  sie  sich  durch  die  starke  Betonung  der  sozialen  Reform, 
weshalb  sie  ihren  Namen  L'Action  Liberale  das  Wort  „Populaire"  hin- 
zulugten. Die  soziale  Umwelt  hätte  sie  zur  sozialen  Arbeit  gezwungen, 
auch  wenn  die  lange,  ehrenvolle  sozialpolitische  Wirksamkeit  des 
Grafen  de  Mun  ihnen  diesen  Schritt  nicht  hätte  selbstverständlich  er- 
scheinen lassen.  Der  Wahlspruch  der  Action  Liberale  Populaire  lautet 
daher:  Freiheit  für  Alle,  keine  Ausnahmegesetze  (droit  communj,  Gleich- 
heit vor  dem  Gesetze,  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter.  Mit  diesen 
Grundsätzen:  der  Anerkennung  der  bestehenden  Staatsform  und  der 
Prinzipien  von  1789,  hofft  die  Action  Liberale  einmal  die  französische 
Torypartei  zu  werden,  die  mit  den  Jakobinern  in  der  Regierung  ab- 
wechseln wird. *)  Und  dann  ist  sie  sicher,  ihr  höchstes  Ziel  zu  er- 
reichen: nämlich  die  volle  Organisationsfreiheit  für  die  Kirche. 

Viele  Hindernisse  sind  bis  dahin  zu  überwinden.  Sie  will  eine 
Revision  der  Verfassung  nach  amerikanischem  Vorbilde,  in  der  ihr  be- 
sonders der  Schutz  der  Verfassung  und  der  Grundrechte  durch  einen 
höchsten  Gerichtshof,  aber  auch  die  Ausdehnung  der  Befugnisse  des 
Präsidenten  als  nachahmenswert  gelten.  Sie  fordert  ein  beschränktes 
Referendum  2),  Verhältniswahl,  weitgehende  Selbstverwaltung,  eine  auf 
der  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  der  Gesellschaft  aufgebaute 
Vertretung  der  Interessen,  welche  als  eine  Art  Volkswirtschaftsrat  neben 
dem  Parlamente  stehen  soll.  Aus  dem  sozialen  Programm  greife  ich 
einige  Punkte  heraus:  Organisierung  der  berufsgenossenschaftlichen 
Vertretung,  deren  Krönung  des  Volkswirtschaftsrat  sein  wird,  Ausdeh- 
nung des  wirtschaftlichen  Vereinswesens,  Arbeiterschutz,  Lohnminimum 
für  Hausarbeiterinnen,  Förderung  des  Hilfskassenwesens,  Altersrenten 
für  Arbeiter  und  Bauern,  Regelung  des  Beamtenrechtes.  Den  Staats- 
sozialismus und  die  Einkommensteuer  bekämpft  sie. 8) 

Die  Partei  begnügt  sich  nicht  damit,  soziale  Reformen  anzuregen 
sie  stellt  dem  Volke  auch  schätzenswerte  Einrichtungen  zur  Verfügung, 
wie  Arbeitsvermittlung,  Auskunftsstellen,  Rechtsbelehrung,  und  sie  er- 
zieht und   muntert  zur  Selbsthilfe   auf.     Mit  ihren  Diensten   glaubt    sie 


*)  En  se  refusant  d'aeeepter  le  regime  etabli,  on  se  condamoe  ou  ä  le  renverser 
par  la  force  on  a  marquer  le  pas  .  .  .  on  se  voue  ä  rester  indefiniment  une  minorite  en 
armes,  toujours  guerroyant,  mais  toujours  vaineu  .  .  .  Elle  (A.  L.  P.)  n'entrevoit  d'autre 
instrument  de  salut  qu'un  parti  tory  en  face  du  parti  jacobin.  Revue  Hebdomadaire, 
1910,  S.  490  f. 

2)  Referendum  munieipal,  regional  et  professionel. 

s)  Die  Partei  legt  großes  Gewicht  auf  ihre  „Drei  R" :  representation  proportionelle, 
Tepresentation  professionelle,  repartiüon  proportioneile  der  Staatszuschüsse  über  alle 
Schulen  nach  der  Zahl  ihrer  Schüler;  sie  werden  einmal,  so  glaubt  man,  im  Leben  der 
französischen  Nation  eine  so  große  Rolle  spielen,  wie  die  berühmten  drei  „f"  des  irischen 
Pachtrechtes. 
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dem  Volke  mehr  als  die  Regierung  bieten  zu  können,  denn  gut  be- 
zahlte Stellen  und  Dekorationen  könne  es  ja  doch  nicht  zu  erlangen 
hoffen.  Aber  die  hierzu  erforderliche  unverdrossene  Kleinarbeit  fällt 
dem  Franzosen  schwer.  „Allzuviele",  schreibt  Flornoy,  „sind  zu  allen  Opfern 
während  des  Wahlkampfes  bereit,  aber  sie  vernachlässigen  die  langsame 
Vorbereitung,  das  langatmige  soziale  Schaffen.  Sofortige  Erfolge  heischend, 
entschließt  sich  das  ungeduldige  französische  Temperament  nicht  leicht 
zu  ununterbrochen  fortgehender  Arbeit."  Aber  man  überschätze  die 
Bedeutung  eines  mehrere  Wochen  währenden  Wahlkampfes.  „Das  ist 
ein  Sturmwind",  schreibt  er,  „der  die  Oberfläche  des  Flusses  bewegt, 
aber  seinem  Laufe  keine  andere  Richtung  gibt."1)  Eine  vortreffliche 
Bemerkung,  welche  sich  jedoch  nicht  nur  auf  die  soziale  Arbeit  bezieht, 
sondern  auch  auf  die  politische,  von  der  wir  jetzt  sprechen  wollen. 

Welche  Organisation  mußte  sich  eine  Partei  geben,  welche  gleich- 
sam von  der  Spitze  der  Pyramide  aus  wachsend  im  Volke  eine  breite 
Basis    zu    gewinnen    suchte  ?     Es   konnte,    wenigstens    Jahre    der  Vor- 
bereitung hindurch,  nur   eine   aristokratische   sein.     Der    leitende  Aus- 
schuß, der  aus    den  Häuptern  der  Partei   in    ganz  Frankreich    besteht, 
gab    sich    ein    ausführendes    Organ    in    einem    Generalsekretariate;    es 
wurden  Parteiausschüsse  in  Dörfern  und  Städten  gegründet,  welche  mit 
dem   leitenden   Komitee    durch    das   Generalsekretariat    in  Verbindung 
stehen.     Als  ihre  Zahl  wuchs,  wurden  sie  von  der  Leitung,  welche  von 
der   Bedeutung    der   territoritorialen   Selbständigkeit    überzeugt    ist,  zu 
Provinzialverbänden  zusammengefaßt.     Diese  wachen  durch  Delegierten- 
versammlungen über  ihre  Interessen;   es  wurden  dann  Delegierte   vom 
leitenden   Komitee    ernannt,    welche,   mit  den  lokalen  und   regionalen 
Verhältnissen   vertraut,  den  Provinzialverbänden  zur  Seite  stehen.     Den 
direkten  Verkehr   zwischen  Paris   und  Provinz    unterhalten    sogenannte 
„conferenciers-inspecteurs",   welche  periodisch  -das  Land  bereisen.     Als 
Zelle  ihrer  Organisation  betrachtet  die  Partei  den  kantonalen  Ausschuß, 
der  im  lebendigen  Verkehr  mit  lokalen  Komitees  und  Vertrauensmännern 
in  bisher  komiteelosen  Bezirken  steht.     Als    das   wichtigste  Organ   der 
Zukunft  erscheint  ihr    der  Ausschuß    des  Departements    in  Anbetracht 
der    vor   der  Tür   stehenden  Verhältniswahl,  deren  Wahlkreise   die    86 
Departements  sein  werden.     Mehrere  Departements  sollen  dann  große 
Verbände     mit     eigenen    Delegiertenversammlungen    und    Parteitagen 
bilden.     Einige  bestehen  schon,  wie  wir  sahen;  unter  ihnen  ragen   der 
Bordeleser  und  der  Lyoneser  hervor.     Obwohl  diese  Einrichtungen  auf 
der  Überzeugung  von  dem  Nutzen  einer  hierarchischen  Ordnung  ruhen, 
so  nimmt  die  Partei  doch  Mitglieder  auf,   die,   keinem  Ausschusse   an- 
gehörig, mit  dem  Zentralkomitee  in  unmittelbaren  Beziehungen  stehen. 


l)  Flornoy  S.  106,  81. 
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Über  die  Gründe  lassen  sich  Vermutungen  anstellen,  welche  für  die 
Klugheit  sprechen,  die  aus  den  Maßregeln  dieser  Partei  immer 
wieder  hervorblickt.  Wie  weit  diese  Organisation  durchgeführt  ist 
wie  stark  ihre  Einheiten  sind,  das  wissen  nur  die  Eingeweihten.  Die 
Partei,  behauptet  Flornoy,  zähle  in  etwa  1500  Gruppen  annähernd 
250000  Anhänger.  Eine  Prüfung  dieser  Angaben  ist  unmöglich.  Sie 
läßt  nicht  so  tief  in  ihr  Inneres  blicken,  wie  die  radikale  Partei.  Sie 
hat  sich  offenbar  zum  Grundsatz  gemacht,  unter  ihren  Mitgliedern 
Hoffnung  und  Kampfmut  aufrecht  zu  erhalten,  denn  der  Franzose  ist 
bekanntlich  im  Glück  ebensosehr  zum  Übermut  wie  im  Unglück  zur 
Niedergeschlagenheit  geneigt.  Männer,  die  ihr  freundlich  gegenüber- 
stehen, wollen  behaupten,  ihre  Organisation  stehe  zum  großen  Teile 
nur  auf  dem  Papier.  Der  Wert  der  Ausschüsse  ist  nach  Flornoy  sehr 
verschieden ;  einige  beeinflußten  die  Presse  und  bildeten  Agitationsredner 
aus,  andere  schüfen  sozialpolitische  Einrichtungen,  noch  andere  be- 
gnügten sich  damit,  die  Wahllisten  zu  säubern. l)  Zur  gerechten  Be- 
urteilung muß  man  bedenken,  daß  die  Organisation  aller  französischen 
Parteien  noch  schwach  und  im  Entstehen  begriffen  ist  und  daß  sie  alle, 
die  sozialistische  nicht  ausgenommen,  der  bezahlten  Arbeit  dringend 
bedürfen. 

Die  Haupttätigkeit  der  Action  Liberale  besteht  daher  noch  immer 
in  der  Gewinnung  von  Anhängern  und  in  der  Autklärung  über  ihr 
reichhaltiges  Programm.  Der  Generalsekretär  ist  unermüdlich  in  der 
Angabe  von  Mitteln  der  Propaganda,  nnd  in  allen  Teilen  Frankreichs 
werden  Vorträge  gehalten,  bald  von  den  Präsidenten  der  Ausschüsse, 
bald  von  regionalen  und  zentralen  Delegierten.  Zwei  Zeitschriften  ver- 
binden die  Mitglieder  mit  Paris;  ein  Vierteljahrsbericht,  der  allen  An- 
hängern zugesandt  wird,  und  ein  Halbmonatsblatt,  welches  nur  die 
Abonnenten  beziehen.  Dazu  kommen  zahlreiche  Broschüren,  meistens 
geringen  Umfanges;  mit  den  neuen  Kampfmethoden  ist  auch  ein  neues 
Wort  in  die  französische  Sprache  eingedrungen,  das  Wort  „tract".  Die 
Marksteine  im  Leben  der  Partei  sind  die  Kongresse;  die  Delegierten 
sind  einmal  im  Jahre  mehrere  Tage  zusammen,  und  es  herrscht  Über- 
fluß an  kurzen  Ansprachen  (allocutions),  Reden  und  Toasten.  Da  die 
Verhandlungen  gedruckt  werden,  bieten  sie  den  Agitatoren  Stoff  zu  zahl- 
reichen Vorträgen.  Auch  die  großen  Verbände  halten  Parteitage  ab, 
und  von  Zeit  zu  Zeit  vereinigt  ein  Bankett  eine  größere  oder  geringere 
Zahl  von  Teilnehmern.  Eine  Jugendorganisation  gibt  die  Gewähr,  daß 
die  Reihen   sich  auch    in  der  Zukunft  nicht  lichten  werden. 

Zu  diesem  Überwiegen  der  indirekten  Vorbereitungen  auf  den 
Wahlkampf  trägt   gewiß   auch   die   Tatsache   bei,   daß   die   politischen 

l)  Flornoy  S.  70  f. 
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Wahlen  den  französischen  Bürger  nicht  so  häufig  beschäftigen,  wie  den 
amerikanischen  und  den  schweizerischen.  Es  sind  die  alle  vier  Jahre 
stattfindenden  Wahlen  zum  Abgeordnetenhause,  deren  Wahlkreis  das 
Arrondissement  ist;  zweitens,  die  indirekten  Wahlen  zum  Senate,  dessen 
Mitglieder  auf  neun  Jahre  gewählt  werden,  Wahlkreis  ist  das  Departe- 
ment; drittens,  die  Wahlen  zum  Generalrate  und  Arrondissementsrate, 
Wahlkreis  ist  der  Kanton,  die  Räte  werden  auf  sechs  Jahre  gewählt; 
viertens,  die  Gemeinderatswahlen  alle  vier  Jahre.  Da  die  Senatswahlen 
indirekt  sind,  und  die  Selbstverwaltungskörper  nur  unbedeutende  Befug- 
nisse haben,  drängt  sich  das  Interesse  auf  die  Wahlen  zum  Abgeord- 
netenhause zusammen.     Nur   von    ihnen   handeln    wir   in    der  Zukunft. 

Wir  sahen  vorher,  daß  die  „Action  Liberale  Populaire"  zu  ihren 
Freunden  die  Mitglieder  der  Rechten  zählt.  Sind  diese  in  der  Lage, 
sie  kräftig  zu  unterstützen?  Nach  den  Wahlen  von  1910  ist  ihre 
Gruppe  in  der  Kammer  auf  19  Mitglieder  zusammengeschmolzen,  für 
die  etwa  500 000  Stimmen  abgegeben  wurden;  im  Senate  hat  sie  23. 
Im  Jahre  1876  zählte  das  Abgeordnetenhaus  noch  250,  im  Jahre  1885 
noch  200  Monarchisten.  Die  meisten  ihrer  Wahlkreise  liegen  über  dem 
Westen  und  Nordwesten  zerstreut,  dort  wo  die  große  Revolution  dem 
heftigsten  Widerstand  begegnete.  Sie  gleichen  kleinen  Inseln  in  der 
weiten  radikalen  und  sozialistischen  Flut.  Nur  lokale  Organisationen  be- 
sitzen sie,  wenn  man  sie  so  nennen  darf.  Es  sind  Mitglieder  der  alten 
adeligen  und  klerikalen  Familien,  welche  gewählt  werden:  die  Blacas, 
Cochin,  de  la  Ferronays,  Lanjuinais,  Rohan,  um  einige  zu  nennen. 
Weniger  politische,  als  persönliche,  traditionelle  Bande  halten  Wähler 
und  Abgeordnete  zusammen.  Ihre  und  der  Nationalisten  Beziehungen  zu 
ihren  Wahlkreisen  bilden  einen  besseren  Vorwurf  für  Historiker,  Psycho- 
logen und  Soziologen,  als  für  Politiker.  Die  anderen  Freunde  sind 
die  Nationalisten.  Auch  hier  werden  einige  Zahlen  lange  Erörterungen 
überflüssig  machen.  Im  Jahre  1889  zählte  die  Kammer  49  Boulangisten, 
1898  26  Nationalisten;  ihre  Zahl  wird  für  1902  auf  55,  1906  auf  30 
und  im  Jahre  1910  auf  17  angegeben.  Sie  haben  jetzt  eine  Unterkunft 
gefunden:  zum  Teil  in  der  Action  Liberale,  zum  Teil  unter  den  Pro- 
gressisten,  zum  Teil  unter  den  Wilden.  Die  wilden  Nationalisten  sind 
die  bekanntesten :  die  Maurice  Barres,  Millevoye,  Pugliesi-Conti.  x) 

Genügend  tritt  nun  hervor,  daß  zahlenmäßig  der  Einfluß  dieser 
Gruppen  gering  ist,  und  die  „Action  Liberale"  den  geschlossensten 
Charakter  aufweist     Auf  ihre  32  Abgeordneten  vereinigte  sie   bei   den 

*)  Les  Groupes,  Liste  alphabetique  et  methodique  de  M.  M.  les  Deputes  et  Sena- 
teurs, 6.  Aufl.,  Paris  1911.  Die  mit  manchen  Notizen  versehenen  und  den  Bildnissen 
der  Gesetzgeber  ausgestatteten  Bändchen  „Nos  Deputes"  und  „Nos  Senateurs"  sind  zuletzt  nach 
den  Wahlen  von  1906  erschienen.  Leider  gibt  die  an  erster  Stelle  erwähnte  Veröffent- 
lichung nur  über  591   Abgeordnete  Aufschluß,  während  die  Kammer  597  zählt. 
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Wahlen   im   Jahn-    i«iio  rund   I  200000  Stimmen.     Man    hat    sie    häufig 

mit  dem  deutschen  Zentrum  verglichen, ')  aber  nicht  beachtet,  daß  sie 

sich  von  ihm  in  zwei  wesentlichen  Punkten  unterscheidet.  Das  Zen- 
trum zahlt  nicht  die  Alldeutschen  zu  seinen  wertesten  Freunden, 
Während  die  französische  Partei  ein  beneidenswertes  Nationalgefühl  an 
den  Tag  legt. a)  Und  die  Action  Liberale  bildete  sich,  als  der  Staat 
gegen  die  Kirche  den  Kampf  eröffnet  hatte,  während  in  Deutschland 
der  Kulturkampf  die  Folge  der  Angriffe  des  Ultramontanismus  war,  der 
kein  Bedenken  trug,  der  tiefen  religiösen  Eintracht  ein  Ende  zu  machen. 

Auf  der  linken  Seite  des  Hauses,  wie  sie  bis  zum  Jahre  1875 
bestand,  sind  die  Veränderungen  nicht  minder  groß.  Das  „Centre 
Gauche",  die  „Gauche  Republicaine  oder  Gauche  Moderee",  denen  Thiers, 
Dufaure,  Grevy,  Jules  Favre,  Jules  Simon,  Leon  Say,  Ribot  angehörten, 
sind  nicht  mehr.  Bis  in  dieses  Jahrhundert  hinein  widerstanden  einige 
Veteranen  des  alten,  ehrfurchtsvoll  auf  England  blickenden  Liberalismus 
den  widrigen  Einflüssen  des  neuen  Zeitalters,  und  es  hatten  sich  ihnen 
auch  hervorragende  Kräfte  der  jüngeren  Generation  angeschlossen.  Sie 
nannten  sich  „Republicains  moderes".  Aber  die  Alten  sind  tot,  und  die 
Jüngeren  haben  in  anderen  Gruppen  eine  Zuflucht  gesucht,  die  meisten 
wohl  in  der  Fortschrittspartei.  Auch  die  „Union  Republicaine",  welche 
um  die  Radikalen  jener  Zeit,  die  sogenannte  „Gauche  Radicale",  ein 
parlamentarisches  Band  schlang,  hat  sich  aufgelöst;  die  heutige  radikale 
Partei  stammt  nicht  direkt  von  der  arten  ab.  Das  Verständnis  dieses 
Entwicklungsprozesses  ist  für  die  weitere  Geschichte  der  französischen 
Parteien  so  unentbehrlich,  daß  eine  kurze  Darstellung  nicht  überflüssig 
sein  wird. 

Die  beiden  Wahlen,  welche  der  Anerkennung  der  Republik  als  Staats- 
form folgten,  gaben  den  Gruppen  der  Linken  die  Mehrheit  im  Abge- 
ordnetenhause, aber  das  Vertrauen  und  die  Zustimmung  des  Landes  zu  ihrem 
Programm  veranlaßten  sie  nicht  dazu,  es  kraftvoll  durchzuführen.  Hierfür 
gibt  es  mehrere  Erklärungen.  Die  Mehrheit  setzte  sich  aus  drei  Gruppen 
zusammen,  deren  Anschauungen  nicht  miteinander  übereinstimmten ;  so 
sagen  die  Einen.  Andere,  man  wäre  über  den  Kampfmut  der  Anhänger 
erschrocken  gewesen,  und  die  Führer  hätten  gesprochen:  jetzt,  da  man 
über  die  Mehrheit  verfüge,  heiße  es  vorsichtig  sein,  man  dürfe  sie  nicht 
mißbrauchen,  man  müsse  sich  auf  einer  mittleren  breiten  Strasse  be- 
wegen, auf  der  alle  zusammenschreiten  könnten.  Kein  Geringerer  als 
Gambetta  verfocht    die    neue  Politik  nachdrucksvoll.       Ja,    er  war   es, 


1)  Vgl.  den  Artikel  in  der  „Action  Liberale  Populaire"  vom  i.  März  1910,  welcher 
beweist,  daß  die  A.  L.  P.  dieselbe  Überzeugung  hat. 

2)  Man  lese    den  Arükel    über    die  Schlacht   bei  Champigny    in    der  Nummer   vom 
15.  Dezember  1910  derselben  Zeitschrift. 
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der  das  Wort  „opportunite"  schuf,  als  er  in  einer  Ansprache  an  eine 
Abordnung  seines  Belleviller  Wahlkomitees  sagte:  „Wir  werden  uns 
nicht  durch  den  Geist  der  Ungeduld  und  der  Verwegenheit  hinreißen 
lassen  ....  Wir  werden  auch  in  Zukunft  kluge  Leute  bleiben,  Leute 
des  gesunden  Menschenverstandes,  welche  ihre  Politik  nach  den  Um- 
ständen einrichten,  weil  keine  politische  Methode  bekannt  ist,  welche 
diese  ersetzen  könnte."  Das  berühmte  Belleviller  Programm  wurde  bei- 
seite geschoben.  Aufrichtig  sprach  ein  Anhänger  Gambettas,  Armand 
Despres,  es  aus:  es  gehöre  zu  den  Programmen,  die  man  in  der  Opposition 
aufstelle,  um  eine  Regierung  zu  stürzen  5  die  Verständigsten  unter  ihnen 
hätten  klar  eingesehen,  daß  der  größte  Teil  seiner  Forderungen  un- 
durchführbar sei.  *) 

Dies  ist  der  dritte  und  der  eigenliche  Grund  für  die  Zahmheit  der 
Radikalen. 

Betrachten  wir  das  Programm  näher,  so  fällt  auf,  daß  es  ganz  un- 
erfüllbare politische  Forderungen  aufstellte,  wie  z.  B.  die  Abschaffung 
der  stehenden  Heere  (und  die  Revanche?),  die  Beseitigung  der  Tor- 
steuer (bei  der  starken  Zunahme  der  Ausgaben  1),  die  volle  Vereins- 
und Versammlungsfreiheit  (auch  für  die  Kommunisten?)  und  die  unbe- 
schränkte Preßfreiheit  (selbst  für  Klerikale  ?).  Für  die  soziale  Frage  aber 
hatte  es  keine  Lösung,  sondern  nur  Phrasen  in  Bereitschaft.  Unser  Ab- 
geordneter, heißt  es  darin,  soll  dringend  fordern  „die  ökonomischen, 
mit  dem  sozialen  Probleme  zusammenhängenden  Reformen,  deren 
Lösung,  obgleich  der  politischen  Umgestaltung  untergeordnet,  ohne 
Unterlaß  im  Namen  der  Gerechtigkeit  und  sozialen  Gleichheit  studiert 
werden  muß."  Gambetta  hatte,  auf  diese  Stelle  des  Programmes 
bezugnehmend,  im  Jahre  1869  gesprochen:  „Wie  Ihr,  glaube  ich,  daß 
eine  geregelte  und  loyale  Demokratie  das  beste  politische  System  ist, 
welches  am  schnellsten  und  sichersten  die  sittliche  und  materielle  Be- 
freiung der  größten  Zahl  verwirklicht  und  am  besten  die  soziale  Gleich- 
heit in  den  Gesetzen,  in  den  Tatsachen  und  den  Sitten  sichert.  Aber 
wie  Ihr  bin  ich  der  Meinung,  daß  die  Reihe  dieser  Reformen  durch- 
aus von  der  Staatsverwaltung  und  der  politischen  Reform  abhängt.  .  .  " 
Wie  unwissend  und  wenig  vorbereitet  war  der  junge  Advokat  Gam- 
betta für  die  Rolle  eines  sozialen  Reformators!  Einer  der  Gründe, 
weshalb  die  Sozialpolitik  zuerst  so  geringe  Fortschritte  machte. 

Seit  dem  Jahre  1880  beschwören  Clemenceau  und  Pelletan  in  der 
Zeitung  „Justice"  den  Schatten  des  Belleviller  Programms  gegen  den 
Opportunismus,  welcher  nach  dem  Tode  Gambettas  im  Jahre  1882  und 
dem  Sturze  Ferrys   im  Jahre  1885    immer   utilitaristischer   werden   und 


x)  F.  Buisson,    La  Politique  Radicale,    Paris  1908,  S.  41.     Baisson    ist   ein   hervor- 
ragendes Mitglied  der  radikal-sozialistischen  Gruppe. 
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endlich    im   I  uunitu  isinus  enden  sollt«  aden 

jeni  die    heutige    radikale    Partei     I   i.wohl   die   soziale 

Frage   laut   an  re  der  gesetzgebenden  Ven  immlungeo 

stellen   sie,  wie  es  das  alte  Programm   mit  sich  brachte,  jatze 

ihrer  Forderungen  :  Trennung  von  Kirche  und  Staat,  allmähliche  Ein- 
führung des  Milizheeres,  vollständige  Gemeindeautonomie,  Wahlbe- 
amtentum. Als  radikale  Politiker  unterstützen  sie  die  befehdeten  Mini- 
sterien bei  der  „Reinigung"  des  Richterstandes,  bei  der  demokratischen 
Reform  der  Senatswahlen,  und  sie  machen  sich  verdient  durch  ihre 
Mitwirkung  beim  Gemeindegesetze  und  dem  Vereinsgesetze. 

Allein  die  Notwendigkeit  sozialer  Reformen  tritt  mit  solcher  Dring- 
lichkeit auf,  daß  sich  bereits  in  der  ersten  Hälfte  der  achtziger  Jahre 
eine  radikal-sozialistische  Gruppe  in  der  radikalen  Partei  bildet,  die  ein 
noch  unklares  Programm  sozialer  Reformen  aufstellt.  Ihre  Mitglieder 
bestanden  aus  fortgeschrittenen  Radikalen  und  früheren  Mitgliedern  der 
Kommune,  welche  nach  der  schnellen  Auflösung  der  „Alliance  Socialiste 
Republicaine"  nicht  zur  sozialistischen  Partei  übergingen. J)  Schon  im 
Jahre  1885  wird  an  vielen  Orten  eine  radikal-sozialistische  Liste  der 
radikalen  gegenübergestellt,  aber  die  Macht  der  eng  verbundenen 
Konservativen  ist  noch  so  bedeutend,  daß  sich  die  Radikalsozialisten 
für  die  Politik  der  republikanischen  Konzentration  entschließen  müssen; 
im  letzten  Jahrzehnt  des  vorigen  Jahrhunderts  aber  veranlaßt  der  An- 
schluß der  „Rallies"  die  Radikalen,  ihre  Politik  zu  mäßigen.  Zu  gleicher 
Zeit  bereiten  sich  große  Änderungen  vor.  Mehrere  Ereignisse  lockern 
den  Boden  für  die  sozialistische  Saat:  der  Panamaskandal,  der  Zu- 
sammenbruch des  Boulangismus,  die  Zersetzung  der  Rechten  durch  die 
päpstliche  Politik;  unruhige  politische  Atome  wurden  für  andere  Zu- 
sammensetzungen frei.  Bei  den  Wahlen  des  Jahres  1893  treten  die 
Sozialisten  zum  ersten  Male  als  eine  bestimmte  politische  Gruppe  hervor 
und  vereinigen  598000  Stimmen  auf  ihre  49  Abgeordneten,  während 
für  die  19  Abgeordneten  der  innerlich  Gespaltenen  im  Jahre  1889  erst 
176000  Stimmen  abgegeben  worden  waren;  im  Jahre  1898  sind  es 
880000  Stimmen  für  57  Abgeordnete.2)  Die  Radikalsozialisten  erlangen 
bei  den  Wahlen  von  1893  55  und  im  Jahre  1898  82  Sitze.  Der 
Schwerpunkt  verschiebt  sich  nach  links.  Nun  erhebt  sich  im  Jahre  1899 
die  Frage  der  Revision  des  Dreyfusprozesses.  Waldeck-Rousseau  ver- 
steht es,  sowohl  die  Sozialisten  wie  die  Opportunisten  zu  spalten  und 
einen  Teil  zu  sich  herüberzuziehen;  er  vereinigte  sie  mit  den  anderen 
Gruppen  der  Linken  zum  „Bloc".  Mit  ihm  begann  er  den  Kulturkampf, 
welchen  Combes  fortsetzte  und  Rouvier  zu  Ende  führte.     Den  Radikalen, 

*)  A.  Zevaes.  Les  Guesdistes,  1911,  S.  19;  A.  Orry,  Les  Socialistes  Independants. 
I9H,  S.  7. 

2)  Vgl.  Georg  Adler  im  Handwörterbuch    der  Staatswissenschaften  (2.  A.)  VI,  802. 
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welche,  wie  schon  erwähnt  wurde,  im  neuen  Jahrhunderte  ihre  Zahlen 
mächtig  anschwellen  sahen,  nützte  dieser  Zusammenschweißungsprozeß 
am  meisten;  ihre  beiden  Gruppen  wurden  einander  nähergebracht,  die 
Politisch-Radikalen  und  die  Sozialradikalen.  Im  Jahre  1901  hielten 
sie  in  Paris  einen  Kongreß  ab,  auf  dem  die  radikale  und  radikalsozia- 
listische Partei  begründet  wurde. 

Das  beträchtliche  Wachsen  der  sozialistischen  Gruppen  und  die 
Tatsache,  daß  die  radikale  Partei  bisher  vornehmlich  für  politische  Re- 
formen eingetreten  war,  verhalfen  der  Überzeugung  zum  Durchbruch, 
daß  sie  ein  klares  Programm  sozialer  Reformen  aufstellen  müsse.  Die 
Einsicht  verbreitet  sich,  daß  die  gesellschaftliche  Grundlage  der  radikalen 
Partei  der  untere  Mittelstand  sei :  die  in  Frankreich  so  zahlreichen  kleinen 
Unternehmer  in  Gewerbe  und  Handel,  die  Bauern,  die  kleinen  Beamten 
in  Staat,  Gemeinde,  öffentlichen  und  privaten  Unternehmungen;  ihre 
Bedürfnisse  müsse  sie  zu  befriedigen  suchen.  Aber  auch  an  Reformen 
für  die  Arbeiterklasse  mitzuarbeiten,  war  sie  gerne  bereit,  denn  derjenige 
Teil  der  Arbeiter,  der  die  Hoffnung  nicht  aufgegeben  hat,  Unternehmer 
zu  werden,  schwört  zur  radikalen  Fahne.  Die  radikale  Partei  wurde  die 
Vertreterin  der  sozialen  Demokratie.  Schwer  mag  es  manchem  Radikal- 
sozialisten geworden  sein,  aber  es  wurde  erklärt:  „Ce  qui  nous  separe, 
.  .  .  des  socialistes  collectivistes,  c'est  notre  attachement  passione  au 
principe  de  la  propriete  individuelle,  dont  nous  ne  voulons  ni  com- 
mencer  ni  preparer  la  suppression". 

Aber  erst  sechs  Jahre  später  gab  sich  die  radikale  Partei  auf  dem 
Kongresse  zu  Nancy  im  Jahre  1907  ein  Programm,  nicht  nur  ein 
soziales,  sondern  auch  ein  politisches. J)  Darin  offenbart  sie  sich,  um 
deutsche  Schlagwörter  zu  gebrauchen,  als  eine  Partei  des  Kulturkampfes, 
einer  weitgehenden  kathedersozialistischen  Sozialpolitik,  eines  auf  Ver- 
staatlichung der  Eisenbahnen  und  des  Versicherungswesens  gerichteten 
Staatssozialismus,  einer  sozialen  Steuerpolitik,  die  Einkommensteuer  und 
Erbschaftssteuer  einschließt.  Das  Meiste  von  dem,  was  sie  fordert, 
haben  wir  in  Deutschland  während  der  letzten  30  Jahre  durchgeführt. 
Weit  vorsichtiger  ist  sie  auf  dem  Gebiete  der  politischen  Reformen; 
hier  ist  der  Gegensatz  zur  Action  Liberale  Politique  noch  bemerkens- 
werter. Zwar  tritt  auch  sie  für  Ausdehnung  der  Selbstverwaltung, 
besseres  Beamtenrecht  und  Wahlreform  ein,  aber  zurückhaltend  und 
zögernd ;  offenbar  befürchtet  sie  von  ihnen  die  Unterwühlung  ihrer 
Herrschaft.  Daher  ihre  Vorbehalte.  Die  Selbstverwaltung,  „ohne  die 
von  der  Revolution  begründete  nationale  Einheit  zu  gefährden";  eine  ge- 
sicherte Stellung  der  Beamten,  vorausgesetzt  jedoch,  daß  die  Regierung 
in  der  Verwaltung  zerstört  „die  der  Demokratie  feindlichen  Einflüsse", 
insbesondere  fordert  sie,  wenn  die  Wahl  der  Richter  nicht  durchgesetzt 

')  In  dem  erwähnten  Werke  von  Buisson  wird  es  ausführlich  kommentiert. 
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Werden  könne,  eine  Gesetzgebung,  welche  „ihre  Loyalität  und  Aufrich- 
tigkeit in  der  Anwendung  der  republikanischen  Gesetze  verbürgt";  in 
det  Frage  der  Wahlrefonn  ist  sie  nicht  einig.  Einige,  wie  Buisson  und 
Bonnet,  gehören  EU  den  entschiedensten  Befürwortern  der  Verbindung 
von  Listenwahl  und  Verhältniswahl,  die  große  Mehrheit  unter  der 
Führung  Pelletans,  beunruhigt  über  die  Begeisterung  ihrer  Gegner  für 
die  „Proportionelle",  will  die  Einzelwahl  nur  durch  die  Listenwahl  er- 
setzen, weil  sie  glaubt,  daß  sie  in  vielen  Departements  die  Majorität 
erlangen  könne;  neuerdings,  nach  dem  Parteitage  in  Nimes  im 
Oktober  191 1,  scheinen  Viele  für  eine  Kombination  der  Listenwahl 
mit  der  Minoritätenvertretung  gewonnen  zu  sein. 

Als  die  Partei  ihr  Programm  beriet,  war  ein  radikal-sozialistisches 
Ministerium,  welches  drei  seiner  bedeutendsten  Portefeuilles  Sozialisten 
übertragen  hatte,  am  Ruder:  das  Ministerium  Clemenceau.  Infolge  der 
Wahlen  von  1906  hatte  die  Zahl  der  radikalen  und  radikalsozialistischen 
Abgeordneten  erheblich  zugenommen,  sie  waren  seit  1902  von  231  auf 
251,  nach  anderen  Berechnungen  auf  264,  ja  269  gestiegen,  man  mußte 
erwarten,  daß  der  berühmte  Ministerstürzer  durch  die  Verwirklichung 
großer  Reformen  gleichsam  dem  Nanziger  Programm  zuvorkommen 
^vrürde.  Aber  das  große  Ministerium  Clemenceau  war  ebenso  unfrucht- 
bar, wie  das  große  Ministerium  Gambetta.  Wiederum,  wie  vor  bald 
30  Jahren,  wurden  die  Führer  zaghaft,  als  sie  die  Blicke  auf  die  — 
große  Masse  ihrer  Anhänger  richteten.  Wollten  wir  die  Lage  und  ihre 
Ursachen  mit  unseren  eigenen  Worten  schildern,  man  würde  uns  des 
Mangels  an  Objektivität,  ja  schlimmerer  Eigenschaften  zeihen;  deshalb 
berufen  wir  uns  auch  diesmal  auf  den  Geschichtsschreiber  der  radikalen 
Partei,  ja  wir  lassen  ihn  unmittelbar  zum  Leser  sprechen. 

„Man  konnte  glauben,  daß  nach  einem  solchen  Triumphe  die 
radikale  Partei  mit  ungewöhnlicher  Kraft  hervortreten  würde,  daß  ins- 
besondere ihr  Programm  gewissermaßen  das  Programm  des  gesetz- 
gebenden Körpers  werden  und  um  so  schneller  und  vollständiger  ver- 
wirklicht werden  würde,  als  alle  Hindernisse  verschwunden  waren. 

„Aber  es  geschah  nicht. 

„Zwei  Ursachen  änderten  nicht  nur  die  Haltung,  sondern  die  Phy- 
siognomie der  radikalen  Partei.  Die  eine  innerer  Natur,  die  andere 
wirkte  von  außen. 

„Die  innere  Ursache,  welche  zum  Zaudern  nach  dem  Siege  veran- 
laßte,  war  die  Zahl  der  Sieger.  Sie  waren  zu  zahlreich,  als  daß  sie 
sich  auf  einander  hätten  verlassen  können.  .  .  Voller  Überzeugung, 
ohne  Jemanden  täuschen  zu  wollen,  aber  ohne  ernstliche  Prüfung  der 
damit   übernommenen   Verpflichtungen   hatten   sich   viele  die   radikale 

Etikette   aufgeklebt Und    die    Breite    der    radikalen    Formeln 

sowie  ihre  Elastizität,  die  erforderlich  war  zum  Zusammengehen  sowohl 
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mit  den  rechtsstehenden  Republikanern  wie  mit  den  parlamentarischen 
Sozialisten,  gestatteten  ein  gewisses  Schwanken  selbst  über  die  wesent- 
lichen Punkte  des  Programms.  .  ." 

Die  zweite  Ursache  war  die  Entstehung  des  Syndikalismus,  welcher 
bis  in  die  Reihen  der  radikalen  Partei  Schrecken  verbreitete,  dann  das 
Auftreten  der  Antimilitaristen,  endlich  die  Winzerunruhen  im  Süden 
Frankreichs. x)  Diese  Ereignisse  stürzten  die  radikale  Regierung  in 
einen  schweren  Konflikt  der  Pflichten.  Sie  mußte  die  öffentliche  Ord- 
nung schützen,  was  ihr  viele  Sympathien  in  den  Reihen  ihrer  Anhänger 
entzog,  und  sie  durfte  doch  als  Organ  der  radikalen  Partei  nicht  radikal 
vorgehen ;  die  Phrasen  von  Freiheit,  Menschenrechten,  Polzeiwillkür, 2) 
mit  denen  sie  so  häufig  den  Gegnern  in  den  Arm  gefallen  war,  zwangen 
sie  zu  halben  Maßregeln,  obwohl  selbst  hervorragende  Radikale  zu 
energischem  Eingreifen  dringend  aufforderten.  Und  so  gewann  sie 
auch  keine  neuen  Sympathien.  Clemenceau  trat  bekanntlich  nach 
wenigen  Jahren  zurück  und  über  ließ  das  kümmerliche  Erbe  dem 
Ministerpräsidenten  Briand,  welcher  eine  Aera  der  Versöhnung  mit 
den  rechtsstehenden  Parteien  einzuleiten  gedachte.  Dieser  Schritt  er- 
regte in  den  radikalsozialistischen  Reihen  Mißtrauen,  während  Briands 
Verhalten  bei  dem  Streik  der  Eisenbahner  in  der  Brust  der  Sozialisten 
wilden,  fürchterlichen  Haß  gegen  den  ehemaligen  Genossen  und  Befür- 
worter des  Generalstreiks  entfesselte.  Nach  seinem  Sturze  fand  Monis 
Anschluß  an  die  mächtigen  Feinde  seines  Vorgängers.  Ihm  folgte 
Caillaux,  der  nach  rechts  gravitierte  und  nach  langen  Jahren  den  An- 
spruch erhob,  die  am  Boden  schleifenden  Zügel  der  Regierung  mit 
kräftiger  Faust  zu  ergreifen.  Inzwischen  ist  Poincare  der  Statthalter  der 
Mehrheit  geworden. 

Welches  waren  nun  die  Taten  der  Ministerien  Clemenceau  und 
Briand  ?  Die  mit  geringem  Geschick  und  großen  materiellen  Opfern 
für  den  Staat  durchgeführte  Verstaatlichung  der  Westbahn  (nach  der 
Behauptung  ihrer  Gegner  hatte  sie  nur  den  Zweck,  kapitalistische  und 
politische  Kreise  zu  bereichern  und  der  radikalen  Partei  in  den  Sitzen  ihrer 
royalistischen  und  katholischen  Gegner  eine  ergebene  Wahltruppe  zur 
Verfügung  zu  stellen).  Ein  Altersrentengesetz,  welches  im  Sommer 
191 1,  ehe  es  ausgeführt  werden  konnte,  verändert  werden  mußte;  ein 
Gesetz  über  die  Einkommensteuer,  welches  zweinhalbes  Jahr  nach  seiner 


*)  Buisson  S.   100  f. 

2)  Die  schwierige  Stellung  der  Polizei  in  Demokratien  wird  auch  für  die  Schweiz 
belegt:  „Im  ganzen  kann  aber  wohl  gesagt  werden,  daß  in  Zürich  wie  überhaupt  in 
demokratischen  Gemeinwesen  die  Aufgabe  der  Polizei  schwierig  ist.  Die  Behörden  sind 
oft  zu  schwach,  die  Polizeiorgane  zu  schützen,  und  die  Überzeugung,  daß  auch  der  Bürger 
überall  die  Polizei  unterstützen  sollte,  ist  ja  wenig  allgemein".  Schriften  des  Vereins  für 
Sozialpolitik,  Bd.   121,  S.  41. 
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Vcral  bgeordnetenhause   vom  Senate   noch  nicht  ange« 

nominell     wonlcn     [fjt       Dazu     nun     die    Feststellung;     dafl    der    radikal 

sozialistische  Ministerpräsident  Clemenceau  den  Uquidationsschwindel 
nicht  verhindert;  der  sozialistisi  he  Justizminister  Briand  nicht  einge- 
griffen  hat,  nachdem  sie  amtlich  von  den  Votgängen  in  Kenntnis 
gesetzt  worden  waren,  von  dem  sozialistischen  Minister  Millerand  aber 
erhebliche  Honorare  als  Li<)uidationsadvokat  bezogen  worden  sind!  Es 
war  vorauszusehen,  daß  die  radikale  und  radikal -sozialistische  Partei  bei 
den  Wahlen  im  Frühling  I9IO  einen  Teil  ihrer  Sitze  verlieren  würde. 
Nach  der  vorher  angeführten  l'arlamentsstatistik  zahlt  sie  jetzt  noch 
261  Mitglieder,  von  denen  113  auf  die  Radikalen,  148  auf  die  Radikal- 
sozialisten entfallen. 

Welches  Vertrauen  die  Zahlen  verdienen,  wird  später  zu  erörtern 
sein.  So  gering  der  Rückgang  ist,  wenn  ihre  frühere  Zahl  264  oder 
269  betragen  haben  sollte,  so  hat  er  die  Partei  doch  mit  tiefem  Pessi- 
mismus erfüllt.  In  Paris  glaubte  sie  das  Wachsen  des  Nationalismus 
gespürt,  im  Lande  unter  der  Treulosigkeit  der  Sozialisten  gelitten  zu 
haben,  und  nun  näherte  sich  Briand  den  rechtsstehenden  Parteien,  die 
in  manchen  Wahlkreisen  obendrein,  wie  sie  behauptete,  den  Sozialisten 
ihre  Stimmen  zugewandt  und  damit  mittelbar  an  ihrer  Niederlage  mit- 
gearbeitet hätten.  Der  Boden  schien  ihr  unter  den  Füßen  zu  schwanken, 
aber  sie  hoffte  UJren  Einfluß  durch  eine  Wiederbelebung  des  Kultur- 
kampfes und  die  nachdrückliche  Parteinahme  für  die  mit  der  Regierung 
im  Kampfe  liegenden  Arbeiter  wieder  gewinnen  zu  können;  daher 
mußte  das  Ministerium  Briand  fallen. 

Der  tiefere,  vorher  schon  angedeutete  Grund  ihrer  Schwäche  ist 
ihr  Mangel  an  Einheitlichkeit,  die  Elemente,  aus  denen  sie  besteht, 
sind  politisch  ungleichartig.  Zwei  Gruppen,  jede  Gruppe  aus  Unter- 
gruppen zusammengesetzt,  die  extremen  Mitglieder  der  radikal-sozia- 
listischen kaum  von  Sozialisten  zu  unterscheiden,  die  maßvollsten  der 
radikalen  mit  den  rechtsstehenden  Republikanern  verwandt!  Daher 
unterliegt  sie  sowohl  einer  Anziehung  von  rechts,  welche  die  gemäßigten 
Radikalen  der  „Gauche  Democratique"  zuführen  möchte,  wie  einer 
Lockung  von  links,  welche  die  zum  Sozialismus  neigenden  Radikal- 
sozialisten für  die  Unabhängigen  gewinnen  möchte.  Und  diese  Ver- 
suchungen sind  beide  sehr  stark,  wie  eine  Betrachtung  des  parlamen- 
tarischen Rahmens  der  radikalen  und  radikal-sozialistichen  Partei 
ergeben  wird. 

Die  Opportunisten  schieden  sich  in  zwei  Lager,  als  Waldeck-Rousseau 
seine  antiklerikale  Politik  ankündigte.  Von  Gambetta  abstammend, 
der  den  Klerikalismus  als  den  Feind  hingestellt  hatte,  mußten  sie  in 
seinem  Jünger  den  Führer  in  das  gelobte  Land  sehen.  Die  meisten 
folgten  ihm ;  sie  oder  ihre  Nachfolger  bilden  heute  die  „Gauche  Demo- 


524  Drittes  Buch.     Der  Mechanismus  modernen  Demokratie. 

cratique".  Diejenigen,  welche  nicht  mit  ihm  in  den  Kulturkampf  zogen, 
bilden  einen  Teil  des  „Parti  Progressiste"  oder  der  „Föderation  Repu- 
blicaine."  Mit  ihnen  haben  sich  die  letzten  gemäßigten  Republikaner 
vereinigt,  auch  ist,  wie  schon  erwähnt,  ein  Teil  der  Nationalisten  zu 
ihnen  gestoßen,  an  der  Wiederaufrichtung  der  Monachie  verzweifelnde 
Orleanisten  haben  den  parlamentarischen  Haufen  noch  vermehrt;  er 
zählt  76  Mitglieder. 

Der  Bourgeosie  und  den  mit  ihr  sympathisierenden  höheren 
Schichten  der  Gesellschaft  angehörend,  sind  die  Fortschrittsmänner  ihrer 
manchesterlichen  Vergangenheit  nicht  ganz  ungetreu  geworden.  Der 
„Einmischung"  des  Staates  in  das  soziale  Leben  sind  sie  weniger  abge- 
neigt, als  früher;  sie  befürworten  den  Zollschutz  und  eine  individua- 
listische Sozialpolitik,  aber  sie  verwerfen  jede  Art  des  Staatssozialismus 
und  sie  bekämpfen  die  Einkommensteuer.  Sie  empfehlen  dafür  die  Fort- 
bildung der  Objektsteuer.  Sie  empfinden  den  Druck,  den  die  parlamen- 
tarische Demokratie  der  radikalen  und  sozialistischen  Mehrheit  ausübt,  sehr 
lebhaft  und  fordern  deshalb  eine  wirkungsvolle  Bürgschaft  der  individuellen 
Freiheitsrechte  durch  einen  höchsten  Gerichtshof;  Weiterbildung  der 
Verfassungsgesetze  und  obligatorische  Mitwirkung  des  Staatsrates  bei 
der  Ausarbeitung  der  Gesetze;  Dezentralisation;  ein  die  Unabhängigkeit 
der  Beamten  sicherndes  Beamtengesetz.  Die  Fortgeschrittensten  verlangen 
den  Ersatz  der  parlamentarischen  Demokratie  durch  die  repräsentative. 
In  ihren  Reihen  befinden  sich  die  hervorragendsten  Vertreter  der  Ver- 
hältniswahl, so  Charles  Benoist,  den  man  ihren  Vater  genannt  hat.  Die 
Partei  befürwortet  außerdem  die  Herabsetzung  der  Zahl  der  Abge- 
ordneten und  die  Fortbildung  des  Senates  in  eine  Vertretung  der  In- 
teressen (representation  des  forces  sociales),  die  Unterdrückung  der 
Unterpräfekturen  und  Verminderung  der  Zahl  der  Arrondissementsge- 
richtshöfe;  Beseitigung  der  politischen  und  administrativen  Einflüsse 
auf  Rechtssprechung  und  Gemeindeverwaltung.  Aus  ihrem  sozialen 
Programm  erwähnen  wir,  daß  sie  an  die  Spitze  den  Grundsatz  stellen: 
„Betonung  des  Prinzips  des  individuellen  Eigentums  ohne  Ausnahme 
und  andere  Einschränkungen  als  diejenigen,  welche  aus  den  bestehenden 
Gesetzen  fließen."  Sie  treten  ein  für  die  Altersversicherung  aus  Beiträgen 
der  Arbeiter,  der  Unternehmer  und  des  Staates,  zugleich  aber  für  die 
Aufmunterung  zur  sozialen  Selbsthilfe;  außerdem  für  die  Kodifikation 
und  Weiterbildung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung;  endlich  für  die  un- 
politische Handhabung  der  Armenpflege.1) 

Die  Verwandtschaft  zwischen  dem  Programm  der  „Föderation 
Republicaine"  und  demjenigen  der  „Action  Liberale  Populaire"  wird 
aufgefallen  sein.      Auch  darin   besteht  Übereinstimmung,    daß   von   ihr 


!)  Das  Programm  der  Partei  steht  im  Berichte  über  den  Parteitag  von  1910. 
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ein  Rechtsauskunftsstelle  eingerichtet  worden  ist,  welche,  wie  sie  be- 
hauptet, die  Willkürakte  der  l'ralektea  beschränkt  hat.  Endlich  schlägt 
in  beiden  eine  nationalistische  Ader.  Aber  eine  Partei,  wie  die  ihrige, 
kann  einer  radikalen  Regierung  nicht  so  unversöhnlich  gegenüberstehen, 
wie  eine  konfessionelle;  daher  trat  zwischen  dieser  und  der  Fortschritts- 
partei eine  starke  Spannung  hervor,  als  Briand  den  Anschluß  nach 
rechts  suchte. 

Die  Organisation  der  Progressisten  ist  sehr  mangelhaft.  Während 
die  Gegner  der  „Action  Liberale  Populaire"  von  dieser  behaupten,  ihre 
Organisation  stehe  großenteils  auf  dem  Papiere,  haben  hervorragende 
Mitglieder  der  Föderation  Republicaine  von  ihrer  eigenen  Gruppe  gesagt, 
ihre  wenig  zahlreichen  Häufchen  seien  Offiziere  ohne  Mannschaften, 
und  selbst  die  meisten  Offiziere  rührten  sich  erst  dann,  wenn  die  Wahl 
vor  der  Türe  stehe.  Wer  sich  die  gesellschaftliche  Zusammensetzung 
der  Partei  vergegenwärtigt,  begreift  es  ohne  Mühe.  „Die  französische 
Bourgeosie  will  nur  zum  Theater  und  zum  Diner  bei  ihren  Freunden 
ausgehen  1"  so  erklärte  mir  einmal  ein  Kundiger  diesen  Mangel.  Ab- 
schreckender ist  jedenfalls  die  große  Dürftigkeit  ihres  sozialen  Programms. 
Und  doch  wäre  es  leicht  und  mit  ihren  Grundsätzen  und  Interessen 
durchaus  vereinbar,  mit  einem  reichhaltigen  und  wirkungsvollen  Programme 
die  unteren  Mittelklassen  und  einen  Teil  der  Arbeiter  zu  gewinnen. 

Allein  in  dem  neuen  Jahrhundert  hat  die  Partei  sich  aufgerafft, 
sie  arbeitet  auf  die  Vermehrung  ihrer  Parteiausschüsse  hin,  sie  schickt 
Redner  in  die  Provinzen,  hält  Versammlungen  ab  und  vereinigt  seit 
1906  jedes  Jahr  einen  Teil  ihrer  Anhänger  auf  einem  Parteitage.  Sie 
ist  jetzt  wie  die  anderen  Parteien  mit  der  Durchführung  einer  departe- 
mentalen  Organisation  mit  Rücksicht  auf  die  bevorstehende  Verhältnis- 
wahl beschäftigt  Auch  hat  sie  wie  andere  Parteien  eine  Jugend- 
organisation eingerichtet.  Der  früher  erwähnte  Aufsatz  von  La 
Chesnais  „Statisique  Electorale"  gibt  die  Zahl  ihrer  organisierten  Mitglieder 
auf  nur  6000  an,  aber  bei  den  letzten  Wahlen  stimmten  1  231  835  Wähler 
für  Fortschrittskandidaten,  und  76  Deputierte  schrieben  sich  bei  dem  „Groupe 
Progressiste"  im  Palais  Bourbon  ein.  Sie  gewann  32  Sitze:  es  waren 
die  besten  Wahlen  für  sie  seit  17  Jahren, x)  obwohl  sie  gegen  1906  über 
6000  Stimmen  einbüßte. 

Das  Mißverhältnis  zwischen  organisierter  Stärke  und  Wahlerfolg  ist  so 
beträchtlich,  daß  die  Notwendigkeit  einer  Erklärung  dieser  Erscheinung 
sich  aufdrängt  Vor  allem  ist  sie  nach  den  Rechten  die  älteste  aller 
Parteien,  sie  hat  Wurzeln  im  Lande  geschlagen,  die  neue  Schößlinge 
treiben.     Dann  ist  ein   beträchtlicher  Teil   der  Deputierten   der  „Fede- 


*)  Siehe  die  Ausführungen  des  Generalsekretärs  Exbrayat  und  des  Präsidenten  Thierry 
in  dem  Bericht  über  den  Kongreß  von  1910. 
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ration  Republicaine"  mit  Hilfe  der  „Action  Liberale"  gewählt  worden- 
andere  wurden  zu  dieser  gerechnet,  bis  sie  der  Gruppe  der  Fortschritts- 
männer beitraten.  Weiter  ist  sie  die  Partei  wohlhabender  Bürger, 
und  die  zunehmende  Heftigkeit  der  Wahlkämpfe  (insbesondere  nach 
der  Erhöhung  der  Diäten  auf  15000  Franken)  erfordert  beträchtliche 
Geldsummen.  Endlich  verfügt  sie  über  einen  wertvollen  Teil  der 
Provinzpresse;  man  wird  nicht  behaupten  können,  daß  die  einflußreichsten 
hauptstädtischen  Blätter  auf  ihrer  Seite  stehen,  aber  es  sind  jedenfalls 
die  vornehmen  Zeitungen  der  älteren  Zeit;  es  seien  genannt  Journal  des 
Debats,  Temps,  Siecle,  Republique  Frangaise,  Liberte,  außerdem  Eclair 
und  Patrie.  Es  gibt  zu  denken,  daß  die  Partei  keine  Parteikorrespondenz 
herausgibt,  wie  andere  Parteien. 

Die  Verfassung  der  Partei  bietet  nur  einen  außerordentlichen  Zug. 
Eine  jedes  Jahr  zusammentretende  allgemeine  Versammlung  der  Dele- 
gierten, an  der  aber  auch  jedes  Parteimitglied  teilnehmen  kann,  und  ein 
von  ihr  gewählter  Rat  (Conseil  General),  der  sein  Bureau  ernennt  und 
außerdem  zwölf  Mitglieder  ernennen  darf,  die  mit  dem  Bureau  den 
leitenden  Ausschuß  bilden:  hierin  stimmt  sie  mit  anderen  Parteien 
überein.  Das  Neue:  Die  Mitglieder  der  Generalversammlung  werden 
in  Sektionen  eingeteilt,  die  sich  unter  eigenem  Vorsitzenden  und  Sekre- 
tären mit  dem  Studium  übertragener  Aufgaben  beschäftigen.1) 

Radikaler  als  die  Fortschrittspartei,  von  denen  sie  die  Gegnerschaft 
gegen  Klerikalismus  und  Nationalismus  unterscheidet,  gemäßigter  als  die 
radikale  Partei,  bilden  die  Mitglieder  der  „Gauche  Democratique"  das 
Zentrum  der  französischen  Kammer.  Sie  hat  den  Kulturkamqf  mit- 
gemacht, aber  sie  ging  nicht  soweit,  dem  Staate  die  Schule  ganz  aus- 
liefern zu  wollen :  sie  fordert  die  freie  Schule,  aber  unter  staatlicher  Auf- 
sicht. Sie  hat'  dem  Blocke  so  lange  angehört,  daß  sie  sozialen  Reformen 
mehr  Entgegenkommen  beweist,  als  die  Progressisten,  aber  dem  Staats- 
sozialismus  steht  sie  mit  geteilten  Gefühlen  gegenüber;  den  Gemeinde- 
sozialismus weisen  Einige  mit  der  Begründung  ab,  daß  die  französische 
Gemeindeverwaltung  zu  schwach  für  den  Betrieb  kommunaler  Unter- 
nehmungen sei.  Mit  der  Einkommensteuer  hat  sie  sich  abgefunden, 
aber  sie  soll  nur  die  Schwere  der  indirekten  Steuern  ausgleichen.  Be- 
amtenrecht, Selbstverwaltung,  Verhältniswahl  haben  unter  ihren  Mit- 
gliedern Anhänger ;  wie  groß  der  Prozentsatz  ist,  läßt  sich  schwer  ent- 
scheiden. 

Mehr  über  sie  zu  sagen,  wäre  bedenklich,  denn  die  73  Mitglieder 
zählende  Gruppe  unterscheidet  sich  von  anderen  dadurch,  daß  sie  par- 
lamentarisch nicht  organisiert  ist  und  auch   im  Wahlkampfe    nicht   als 


*)  Über    diese  Partei    siehe    auch    den  Aufsatz    ihres    Präsidenten    Thierry,    Le  Parti 
Republicain  modere,  in  der  Revue  Hebdomadaire  1910. 
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BOlche  aultritt.  I  »et  Grund  ist  ein  Frankreich  nicht  eigentümlicher. 
Hier  bilden  sich  nämlich  vor  den  Wahlen  Komitees,  welche  sie  in  ihrem 
Interesse    zu    lenken    suchen    und    zu    diesem   Zwecke    den  Wahlkn 

Kandidaten,  Ausschulte  und  Geld  liefern.    Eine  sehr  einflußreiche,  wohl 

die  grüßte  aller  Veranstaltungen  dieser  Art  war  die  „Alliance  Reptil  >Ii- 
caine  Democratique",  welche  sich  im  Jahre  1901  zur  Unterstützung  der 
Politik  Waldeck-Rousseaus  bildete.  An  ihrer  Spitze  stand  und  steht 
Adolphe  Carnot,  ein  Bruder  des  ermordeten  Präsidenten;  er  ist  nicht 
Deputierter.  Die  Unterstützung  eines  so  mächtigen  Vereines  nahmen 
die  Wahlkreise  in  verschiedenen  Teilen  Frankreichs  gerne  an,  ja  er 
durfte  dazu  übergehen,  Sektionen  und  Departementskomitees  einzu- 
richten. Im  Prinzip  aber  stellte  die  „Alliance  Democratique"  keine 
Kandidaten  auf,  sie  gewährte  ihnen  jede  Art  Hilfe,  wenn  sie  sich  über- 
zeugt hatte,  daß  sie  eine  ihr  genehme  Politik  vertraten.  Sie  unterstützte 
aber  nicht  nur  Kandidaten  einer  Gruppe,  sondern  verschiedener  Gruppen, 
vom   linken  Flügel    der  Progressisten  bis  zum  rechten  der  Radikalen.1; 

Inzwischen  ist  die  Alliance  eine  Partei  geworden,  sie  nennt  sich 
„Parti  Republicain  Democratique".  Am  5.  Mai  191 1  stellte  sie  sich  zur 
Feier  der  zehnten  Wiederkehr  des  Geburtstages  der  „Alliance"  der 
politischen  Welt  vor,  indem  sie  zugleich  verkündete,  daß  sie  in  74 
Departements,  abgesehen  von  Paris  und  Umgebung,  departementale 
Organisationen  begründet  habe.  Von  diesen  machen  viele  einen  kahlen 
Eindruck,  wie  nagelneue  Geschäftsräume  ohne  Kunden ;  offenbar  ist 
die  Behauptung,  die  Organisation  sei  nur  Fassade,  gegen  welche  sich 
Carnot  wehrte,  nicht  ganz  unbegründet.  Dagegen  hat  sie  in  manchen 
Teilen  Frankreichs  festen  Fuß  gefaßt  Die  Organisation  ist  anscheinend 
nicht  in  demokratischer  Weise  von  unten  her  aufgebaut  worden,  sondern 
fertig  aus  dem  Haupte  Carnots  und  seines  Generalsekretärs  entsprungen. 
Die  Träger  dieser  Organisation  gehören  ausnahmslos  der  Gauche  Demo- 
cratique und  der  radikalen  Gruppe *),  nicht  der  radikal-sozialistischen, 
an.  Auch  die  Ministerpräsidenten  Caillaux  und  Poincare  befinden  sich 
unter  ihnen. 

Die  Auffassung,  daß  die  Partei  als  Katapulte  gedacht  ist,  um  in 
die  radikale  und  radikal-sozialistische  Partei  Bresche  zu  legen  und 
hierauf  die  extremen  Parteien  zu  zertrümmern,  wird  durch  die  Worte 
ihres  Begründers  bestätigt.  Sie  sei  ins  Leben  gerufen  worden,  als  man 
über  die  Wendung  der  Politik  erschreckt  und  über  die  Schädlichkeit  des 
triumphierenden  Antisemitismus  wie  die  Drohungen  des  Nationalismus 
gegen  die  Regierung  empört  gewesen   sei,    „aber    unsere    vornehmlich 


*)  La  Chesnais,  Statistique  Electorale  S.  642. 

2)  Von  unterrichteter  Seite  wurde  mir  mitgeteilt,  daß  sie  unter  der  Gauche  Demo- 
cratique 65,  unter  der  Gauche  Radicale  62  Anhänger  zähle.  Folglich  sind  von  der 
G.  D.  nur  8    von  der  G.  R.  51   Mitglieder  nicht  Anhänger  der  neuen  Partei. 
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gegen  die  drohende  Reaktion  gebildete  Gruppe  schloß  ihre  Augen  nicht 
vor  den  Gefahren  des  revolutionären  Anarchismus;  vom  ersten  Tage 
an  erklärten  wir  laut,  daß  wir  entschlossene  Gegner  der  kollekti- 
vistischen Utopien,  der  demagogischen  Versprechungen  und  aller  Ge- 
walttaten seien,  welche  der  Reaktion  und  dem  Cäsarismus  den  Weg 
bereiten.  Unsere  Gegner  sind  nach  wie  vor  die  Extremen  und  Gewalt- 
tätigen, sowohl  die  Reaktionäre,  wie  die  Revolutionäre  und  Anarchisten." 
Daher  hätten  sie  sich  erleichtert  gefühlt,  als  sie  gesehen  hätten,  wie  die 
Regierung  mit  der  Untätigkeit  und  dem  widerspruchsvollen  Verhalten 
gebrochen  und  erklärt  habe,  sie  wolle  die  Gesetze  in  aller  Strenge  an- 
wenden und  nötigenfalls  ergänzen. 

Ebenso  belehrend  ist  das  Programm,  aus  dem  ich  das  Wichtigste 
anführe:  vor  allem  Rückkehr  zur  Ordnung,  Herrschaft  des  Rechtes  in 
den  Gerichtshöfen,  Beseitigung  des  Nepotismus  in  der  Verwaltung, 
Schutz  der  Rechte  der  Beamten,  aber  Verweigerung  des  Streikrechtes, 
keine  neuen  Monopole,  Förderung  des  Kleinbetriebs  in  Gewerbe, 
Handel  und  Ackerbau,  weitere  Entwicklung  der  Sozialgesetzgebung  im 
Rahmen  der  Hilfsquellen  des  Landes,  Gewährung  der  Korporations- 
rechte an  Gewerkvereine  und  Unternehmerverbände  zur  Erweiterung 
ihrer  Verantwortlichkeit,  Ermunterung  zur  genossenschaftlichen  Selbst- 
hilfe, Gesetze  über  Genossenschaftswesen,  Gewinnbeteiligung,  Arbeiter- 
gesellschaften, Förderung  des  Kredits  für  kleine  Unternehmer  und  Ar- 
beiter, Reform  der  Grundsteuer  und  eine  „le  secret  des  affaires  et  la 
liberte  du  foyer"  achtende  Einkommensteuer,  Freiheit  des  Unterrichts- 
wesens unter  der  Aufsicht  des  Staates,  Entwicklung  des  gewerblichen 
Schulwesens  und  der  Fortbildungsschulen. 

Wie  soll  man  es  sich  erklären,  daß  von  den  großen  politischen  Reformen, 
die  rechts  und  links  gefordert  werden,  keine  erwähnt  wird  ?  Weder  höchster 
Gerichtshof,  Verhältniswahl,  noch  Beamtenstatut,  noch  Selbstverwaltung, 
Reform  der  Staatsverwaltung,  Revision  der  Verfassung?  Einer  der  Gründeist 
bekannt,  die  leitenden  Männer  sind  über  ihren  Wert  verschiedener  Meinung. 
Wichtiger  scheint  die  Erwägung  zu  sein,  daß  für  Frankreich  die 
Politik  der  Mitte,  welche  sich  gleich  fern  von  den  Extremen  der  Rechten 
wie  der  Linken  hält,  die  einzig  zweckmäßige  sei.  Es  ist  auch  denkbar, 
daß  die  Partei,  welche  bald  das  Staatsruder  zu  führen  hofft,  sie  für 
Fesseln  der  Regierung  hält,  —  wie  alle  bisherigen  Regierungen. 

Würde  es  aber  ein  Bündnis  mit  den  rechtsstehenden  Gruppen  zu 
einem  neuen  Block  verhindern,  wenn  es  der  neuen  Partei  gelingen  sollte, 
die  radikale  und  radikal-sozialistische  Partei  zu  sprengen? 

Links  von  den  Radikalen  stehen  die  32  unabhängigen  Sozialisten, 
welche  jetzt  in  dem  offiziellen  Verzeichnisse  unter  der  Überschrift 
„Groupes  Republicains  Socialistes"  aufgeführt  werden;  bei  den  Wahlen 
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im  Jahre  [910  wurden  lur  sie  339185  Stimmen  abgegeben.  Zum  Ver- 
ständnis ihrer  Stellung  tu  «icn  Übrigen  Parteigruppen  lind  einige  ge- 
schichtliche Ausführungen  erforderlich. 

Nach  den  Katastrophen,  welche  im  Anfang  des  achten  Jahrzehntes 
über  die  Kommune  und  die  Internationale  hereinbrachen,  trat  erst  am 
Ende  desselben  Jahrzehntes  eine  festere  sozialistische  Organisation 
hervor:  der  von  dem  Journalisten  Jules  Gucsdc  auf  unverfälschter 
Marxistischer  Lehre  begründete  „Parti  Ouvrier".  Bald  nachher  riefen 
die  infolge  der  Amnestie  aus  dem  Auslande  zurückgekehrten  und  die 
in  Frankreich  verbliebenen  um  Blanqui  gescharten  Communards  „Le 
Comite  Revolutionäre  Central"  ins  Leben.  Rasch  wurden  die  Marxisten 
die  Beute  innerer  Zwistigkeiten.  Der  frühere  Arzt  und  Teilnehmer  an  dem 
Aufstande  der  Kommune  Paul  Brousse  und  seine  Freunde  schrieben 
nämlich  ihre  Wahlniederlagen  den  starren  Marxistischen  Formeln  zu, 
welche  nicht  für  Frankreich  paßten;  sie  forderten  die  Freiheit,  ihr 
Programm  den  jedesmaligen  Bedürfnissen  ihrer  Wahlkreise  anpassen 
und  die  „Alles  auf  einmal"  -  und  „Alles  oder  Nichts"  -  Reformpläne 
in  kleinen  Dosen  verabreichen  zu  dürfen,  so  daß  sie  „möglich" 
würden:  dieses  Wort  zog  den  Broussisten  den  Spitznamen  „Possibilisten" 
zu.  Die  von  ihnen  geschaffene  Organisation  nannten  sie  „Föderation 
des  Travailleurs  Socialistes  de  France".  So  standen  sich  seit  der  ersten 
Hälfte  der  achtziger  Jahre  drei  Organisationen  gegenüber,  und  im  Jahre 
1890  sollte  noch  eine  vierte  hinzukommen,  „Le  Parti  ouvrier  socialiste 
revolutionäre".  Seit  der  zweiten  Hälfte  der  achtziger  Jahre  hatte  nämlich 
die  Bildung  von  Gewerkschaften  große  Fortschritte  gemacht;  es  war  vor- 
auszusehen, daß  nunmehr  der  Grundsatz  des  gewaltätigen  Klassenkampfes 
aufgestellt  werden  würde,  was  von  Allemane  *)  geschah,  einem  Schriftsetzer, 
dem  Gründer  der  vorhergenannten  Sozialrevolutionären  Arbeiterpartei,  die 
sich  im  Schöße  der  possibilistischen  Gruppe  entwickelt  hatte  und  aus 
den  Pariser  Gewerkschaften  rekrutierte.  2)  Um  dieselbe  Zeit  zeigte  der 
Blanquismus,  welcher  seine  Zeit  überlebt  hatte,  Spuren  des  Verfalls. 
Die  von  altrevolutionärem  Geiste  erfüllten  Anhänger  hatten  sich  der 
Boulange  angeschlossen  in  der  Hoffnung  auf  Revolution  und  Umsturz, 
den  sie  zu  ihren  Zwecken  zu  lenken  hofften.  Das  unrühmliche  Ende 
dieses  Unternehmens  häufte  auf  sie  so  viel  Mißachtung,  daß  die  Gruppe 
sich  zu  spalten  begann;  der  „General"  Eudes,  der  die  auseinander- 
bröckelnden Hälften  vielleicht  hätte  zusammenhalten  können,  war  tot; 


*)  Im  Jahre   19 10  wurden  weder  Brousse   noch  Allemane   in  die  Kammer  gewählt. 
Brousse  ist  inzwischen  gestorben. 

*)  Allemane   ist   der  Vorläufer   des  Syndikalismus,   vgl.   Syndicalisme   et   socialisme 
1906  S.  61.  —  Über  die  kurzlebige  „Alliance  etc."  s.  S.  519. 
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langsam  führte  der  Wundarzt  Vaillant  die  übrig  gebliebenen  Getreuen 
den  verwandten  Guesdisten  näher. 

Die  innere  Zerrissenheit  des  französischen  Sozialismus  legte  den 
zahlreichen  Sozialisten,  welche  sich  keiner  dieser  Gruppen  angeschlossen 
hatten,  dem  Gedanken  nahe,  sie  zu  gemeinsamem  Handeln  zu  vereinigen. 
An  der  Spitze  dieser  „Unabhängigen" x)  standen  die  Advokaten  und 
späteren  Minister  Millerand  und  Viviani;  von  den  bekannteren  Männern, 
die  sich  zu  ihnen  gesellten,  seien  der  Advokat  und  spätere  Minister 
Briand,  der  Hochschulprofessor  Jean  Jaures  und  der  ehemalige  Diplomat 
und  Redakteur  des  „Temps"  F.  de  Pressense  genannt.  Millerand  ver- 
trat einen  friedlichen,  von  allem  Revolutionismus  freien,  auf  das  durch 
parlamentarische  Arbeit  Erreichbare  gerichteten,  als  das  Endziel  die 
Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  betrachtenden  Sozialismus.  Im 
Jahre  1893  begründen  die  Unabhängigen  „La  Föderation  republicaine 
socialiste  de  la  Seine".  Bei  den  Wahlen  von  1893  wurden  mehr  unab- 
hängige Sozialisten  in  die  Deputiertenkammer  gewählt,  als  Guesdisten, 
Blanquisten,  Broussisten  und  Allemanisten  zusammengenommen. 

Im  Jahre  1896  fand  ein  großes  alle  Gruppen  des  französischen 
Sozialismus,  mit  Ausnahme  der  Allemanisten,  vereinigendes  Fest  statt, 
welches  nach  dem  im  äußersten  Osten  von  Paris  gelegenen  Bezirk,  wo 
es  abgehalten  wurde,  „banquet  de  St.  Mande"  genannt  wird.  Hier 
stellte  Millerand  ein  Minimalprogramm  auf,  das  alle  Fraktionen  an- 
erkennen könnten:  fortschreitende  Ersetzung  des  Privateigentums  durch 
das  gesellschaftliche  mittels  parlamentarischer  Arbeit,  Betonung  des 
sowohl  nationalen  wie  internationalen  Charakters  der  französischen 
sozialistischen  Bewegung.  Obwohl  dieses  Programm,  dem  alle  Gruppen 
zustimmten,  wenigstens  einen  Waffenstillstand  herbeigeführt  zu  haben 
schien,  entfesselte  Millerands  Eintritt  in  das  Ministerium  Waldeck- 
Rousseau,  der  doch  in  vollster  Übereinstimmung  mit  seiner  bisherigen 
Haltung,  auch  mit  dem  Programm  von  St.  Mande  stand,  zahllose  ge- 
hässige Angriffe  gegen  ihn  und  seine  Freunde.  Die  bisher  schwachen 
Revolutionisten  erkannten  den  aus  der  Erbitterung  zu  ziehenden  Nutzen 
recht  wohl.  Jenes  Ereignis,  in  seiner  kleineren  Sphäre  nicht  minder 
bedeutend,  wie  die  Revision  des  Dreyfusprozesses  in  der  größeren  des 
französischen  Parteiwesens,  gab  den  Anstoß  zu  einer  neuen  Schichtung 
der  sozialistischen  Gruppen.  Die  revolutionären  näherten  sich  einander 
und  die  reformistische  verband  sich  mit  der  parlamentarischen :  drüben 
die  Guesdisten,  Blanquisten,  hier  die  Possibilisten  und  die  Unabhängigen. 
Jene  begründeten  im  November  1901  den  „Parti  Socialiste  de  France", 
diese  im  März  1902  den  „Parti  Socialiste  Frangais". 

Aber  der  Ansturm  des  Revolutionismus  vermochte  die  Stellungen 


')  A.  Orry,  Les  Independants,  Paris,   191 1. 
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des  Reformismus  nicht  zu  erschüttern,  dir  Wahlen  des  Jahres  [902 
brachteil  den  Reformisten  37  Sitze,  den  Revolutionisten  18.  Nun  be« 
ginnt  man  den  Krieg  ins  Innere  der  von  den  Unabhängigen  geschaffenen 
Organisationen  zu  tragen ;  Millcrand  wird  angegriffen,  weil  er  für  das 
Kultusbudget  und  die  Aufrechtcrhaltung  der  Gesandtschaft  beim  Vatikan 
gestimmt  und  bei  der  Abstimmung  über  eine  Tagesordnung,  welche 
die  gleichzeitige  Abrüstung  betraf,  gefehlt  hat,  Jaures  wegen  der  An- 
nahme der  Vizepräsidentschaft  im  Abgeordnetcnhau.se  und  der  An- 
wesenheit beim  Festmahl  für  den  König  von  Italien,  die  gesamte 
Fraktion,  weil  sie  dem  Block  der  Linken  angehörte.  Aber  auch  diese 
Angriffe  wurden  abgeschlagen.  Der  Revolutionismus  muß  auf  neue 
Mittel  sinnen,  um  dem  Reformismus  beizukommen,  der  ja  seit  einigen 
Jahren  auch  in  Deutschland  als  Revisionismus  sein  Haupt  erhebt.  Im 
Jahre  1904  wird  in  Dresden  die  revolutionäre  Taktik  als  die  wahrhaft 
orthodoxe  proklamiert  und  das  Paktieren  mit  den  herrschenden  Ge- 
walten verworfen.  Der  einige  Wochen  später  stattfindende  internationale 
Kongreß  zu  Amsterdam  nimmt  diesen  Beschluß  auf,  obwohl  die  schroffe 
Form,  an  die  wir  gewöhnt  sind,  starke  Bedenken  erregte ;  und  er  spricht 
sich  mit  25  Stimmen  gegen  5  Stimmen  bei  12  Enthaltungen  für  die- 
selbe Taktik  aus.  Hierauf  wurde  der  Beschluß,  Einigkeit  im  Kampfe 
gegen  den  Kapitalismus  sei  die  gebieterische  Pflicht  aller  sozialistischen 
Organisationen,  einstimmig  gefaßt.  Er  war  gleich  der  Aufforderung 
an  die  Reformisten,  sich  den  Revolutionisten  zu  unterwerfen.  Jaures  war 
der  erste,  der  sich  unterwarf,  obwohl  er  die  Partei  geführt  hatte,  aber 
hervorragende  Reformisten  blieben  sich  selber  treu.  Im  Jahre  1905 
treten  die  Allemanisten,  die  Guesdisten  und  ein  Teil  der  Unabhängigen 
mit  den  selbständigen  Verbänden  der  Departements  Bretagne,  Bouches- 
du-Rhöne,  Herault,  Somme  und  Yonne  zusammen  und  gründen  die 
Partei  der  Geeinigten  Sozialisten.  In  der  gemeinsamen  Erklärung,  die 
sie  erlassen,  heißt  es,  daß  die  neue  Partei  „n'est  pas  un  parti  de 
reforme,  mais  un  parti  de  lutte  de  classe  et  de  revolution".  Es  wird 
den  Abgeordneten  eingeschärft,  daß  sie  verwerfen  müssen  „les  credits 
militaires,  les  credits  de  conquete  coloniale,  les  fonds  secrets  et  l'ensemble 
du  budget."  Auch  wenn  die  Parti  gelegentlich  mit  anderen  zusammen- 
arbeite, bleibe  sie  stets  „un  parti  d'opposition  fondamentale  et  irre- 
ductible  ä  l'ensemble  de  la  classe  bourgeosie  et  ä  l'Etat  qui  en  est 
l'instrument."  Einige  Gruppen  des  „Parti  Socialiste  francais"  trennen 
sich  nicht  von  den  bei  ihren  Überzeugungen  verharrenden  Führern: 
bei  den  Wahlen  von  1906  werden  bereits  wieder  20  Unabhängige 
gewählt,  und  im  Jahre  1910  sind  es  32.  Die  Gruppe  hält  in  jedem 
Jahre  Parteitage  ab,  und  sie  ist  mit  ihrer  Reorganisation  beschäftigt, 
die  aber  noch  nicht  vollendet  ist  Wenn  es  ihr  gelänge,  erhebliche 
Teile    der   Radikal-Sozialisten    an    sich   zu   ziehen,    würde    der  Kampf 
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zwischen   Evolutionismus   und   Revolutionismus   ein    erhöhtes  Interesse 
gewinnen. *) 

Die  geeinigten  Sozialisten  eroberten  im  Jahre  1906  54  Sitze,  bei 
den  letzten  Wahlen  76.  Im  Jahre  1910  wurden  für  sie  1  106047  Stimmen 
abgegeben  (für  die  Sozialisten  zusammen  1 445  232).  Sie  haben  in 
32  Departements  Mandate  gewonnen.  Ihre  Hauptsitze  liegen  im  in- 
dustriereichen Norden  (Nord,  Pas-de-Calais,  Somme),  wo  die  bedeutenden 
Industriestädte  Lille,  Tourcoing,  Roubaix,  die  Kohlenstadt  Anzin  einen 
ausgezeichneten  Werbebezirk  darstellen,  dann  in  Paris;  die  Hauptstadt 
und  der  Norden  bringen  fast  zu  gleichen  Teilen  etwa  400  000  Stimmen 
auf.  Ein  drittes  großes  zusammenhängendes  Verbreitungsgebiet  ist  das 
Tal  der  Rhone  und  der  kleinen  sich  in  das  Mittelmeer  ergießenden 
Flüsse.  Um  Toulon  (Var),  Marseille  (Bouches-du-Rhöne),  Montpellier 
(Herault),  Carcassonne  (Aude),  Nimes  (Gard)  erstreckt  es  sich  durch  die 
Departements  Ardeche,  Vaucluse,  Drome  über  Lyon  (Rhone),  Grenoble 
(Isere),  die  Industrie-,  Kohlen-  und  Ackerbaudistrikte  der  Departements 
Ain,  Saone-et-Loire,  Cote  d'Or  und  einen  Teil  von  Loire  bis  Jura  hin; 
im  Bassin  dieser  Flüsse  wurden  fast  300000  Stimmen  für  die  Geeinigten 
abgegeben.  Also  auch  rein  oder  überwiegend  landwirtschaftliche  Ge- 
biete wie  Gard,  Herault,  Cote  d'Or  liefern  ihr  Kontingent  von  so- 
zialistischen Stimmen.  Noch  mehr  fällt  es  in  einigen  anderen  angren- 
zenden Departements  auf;  in  Allier,  Nievre,  Cher,  Haute  Loire,  Puy- 
de-D6me  wurden  etwa  1 10  000  sozialistische  Stimmen  abgegeben.  Ein 
eigentümlicher  Zug  der  französischen  Sozialdemokratie :  dieses  annähernde 
zahlenmäßige  Gleichgewicht  zwischen  der  gewerblichen  und  landwirt- 
schaftlichen Anhängerschaft.  Schon  im  Jahre  1892  hatten  die  Guesdisten 
auf  dem  Kongresse  zu  Marseille  ein  das  Privateigentum  am  Boden  an- 
erkennendes Programm  aufgestellt.  Auf  die  „Ruraux"  hat  die  Partei 
es  besonders  abgesehen.  Frankreich  sei  zu  wenig  Industriestaat,  als  daß 
die  gewerblichen  Arbeiter  ihr  die  Mehrheit  im  Palais  Bourbon  verschaffen 
könnten ;  mit  der  ländlichen  Bevölkerung  gewinne  sie  ein  besonders 
wertvolles,  weit  beständigeres,  von  den  Fehlern,  die  den  französischen 
Sozialismus  immer  wieder  haben  zusammenstürzen  lassen,  freieres  Element. 
Und  wenn  der  1848  und  1871  den  städtischen  Revolutionären  so  feind- 
liche Gegensatz  von  Staat  und  Land  verschwunden  sein  werde,  welche 
Hoffnung  auf  eine  glorreiche  Revolution!  Ihre  Agitation  unter  den 
landwirtschaftlichen   Arbeitern,   den   Kleinbesitzern,    den   Pächtern   und 


l)  Daß  man  in  ihren  Reihen  über  schwankende  Rohre,  Wetterfahnen  ungehalten  ist 
und  den  Marxismus  nicht  liebt,  ist  begreiflich,  aber  es  ist  nicht  gerechtfertigt,  ihn 
deutschen  Sozialismus  zu  nennen.  Wir  Deutsche  nennen  ihn  internationalen  Sozialismus. 
Französische  und  englische  mit  einem  deutschen  Zusatz  zusammengeschmolzene  Gedanken 
haben  keinen  Anspruch  auf  die  Bezeichnung  deutsch,  zudem  die  Männer,  deren  Gehirne 
den  Schmelztiegel  darstellen,  jedes  nationalen  Gefühles  bar  waren. 
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Teilpächtern  ist  daher  sehr  lebhaft.  Die  Gewinnung  dieser  Schiebten 
wäre  ohne  die  genaue  Kenntnis  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ver- 
hältnisse der  Landbevölkerung  unmöglich  gewesen.  So  kam  es,  daß 
die  Agitatoren  tiefere  Einblicke  in  die  sozialen  Zustände  des  platten 
Landes  gewährten  und  nun  auch  andere  Parteien  zwangen,  sich  mit  der 
Agrarfrage  zu  beschäftigen.  P^s  ist  das  ein  unleugbares  Verdienst  der 
Partei,  wie  sie  überhaupt  die  Mittelstandsfrage  zur  Erörterung  gestellt 
hat.  Freilich  ist  hierdurch  der  Geist  der  Feindseligkeit  zwischen  ihr 
und  der  radikalen  Partei  aufs  neue  genährt  worden,  da  diese  sich  ja 
vorzugsweise  auf  die  kleinen  Unternehmer  stützen  möchte.  Aber  auch 
den  rechtsstehenden  Parteien  behagt  das  sozialdemokratische  Interesse 
an  der  Landbevölkerung  nicht.  Dieser  soziale  Agrarismus  verleiht  dem 
Programm  der  Geeinigten  seinen  besonderen  Charakter,  obwohl  es  sich 
in  den  Grundzügen  nicht  von  denen  der  anderen  sozialdemokratischen 
Parteien  Europas  unterscheidet.  Die  Einkommensteuer  und  die  refor- 
mierte Erbschaftssteuer  fordert  es  erstens  zur  Entlastung  der  Bauern  und 
kleinen  Händler,  zweitens  zur  Ausgestaltung  eines  sowohl  für  Arbeiter 
wie  für  Bauern  bestimmten  Versicherungswesens  (assurance  sociale 
paysanne  et  ouvriere).  Die  landwirtschaftlichen  Pachtverträge  sollen 
zugunsten  der  Pächter  reformiert,  die  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften durch  billigen  Kredit  gefördert,  die  Immobiliarverkehrssteuern 
(Besitzwechselabgaben)  beseitigt  werden;  den  „travailleurs  du  sol"  will 
sie  den  von  ihnen  geschaffenen  Mehrwert  sichern  und  den  Arbeiterschutz 
auf  die  ländlichen  Proletarier  ausdehnen. 

Fügen  wir  noch  hinzu,  daß  die  Partei  jede  kommunale  oder  ge- 
nossenschaftliche Organisation  zur  direkten  Verbindung  der  kleinen 
Fischer  und  der  Verzehrer  begünstigen  will  und  den  Gemeinden  die 
Aufgabe  der  Beschaffung  billiger  Lebensmittel  und  Wohnungen  sowohl 
im  Interesse  der  Proletarier  wie  der  mittleren  Produzenten  zuweist, 
daß  sie  zur  Regelung  der  Hausarbeit  Gewerbeinspektion  und  Lohn- 
minima  fordert  und  das  Branntweinmonopol  zur  Förderung  der  Volks- 
gesundheit verlangt. *) 

Volksbildung,  Verstaatlichung  der  großen  kapitalistischen  Monopole, 


l)  Die  entsetzliche  Zunahme  des  Alkoholverbrauches  in  Frankreich  brachte,  so  viel 
ich  weiß,  zuerst  die  Genfer  Ausstellung  des  Jahres  1896  zu  allgemeiner  Kenntnis ;  Frank- 
reich hatte  damals  nach  ihren  Angaben  von  allen  Ländern  den  höchsten  Konsum  für 
den  Kopf  der  Bevölkerung.  Er  hat  sich  auf  das  Drei-,  Vierfache  desjenigen  des  zweiten 
Kaiserreiches  gehoben.  Die  jährlichen  Ausgaben  allein  der  Arbeiter  für  die  verschiedenen 
Formen  dieses  Genusses  werden  auf  eine  Milliarde  geschätzt ;  ganz  abgesehen  von  den 
sich  hieraus  ergebenden  anderen  Schäden.  Anschaulich  schildert  die  Pest  schon  Hamerton 
in  dem  früher  angeführten  Werke  „French  and  English". 

Es  ist  verdienstlich,  daß  die  sozialistische  Partei  dem  Übel  entgegentritt,  anstatt, 
wie  die  deutsche  sozialdemokratische  Partei,  die  Hände  so  lange  in  den  Schoß  zu  legen 
und  ihre  Untätigkeit  mit  nichtigen  Gründen  zu  beschönigen. 
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insbesondere  der  Banque  de  France,  Erhaltung  der  noch  nicht  in  das  Privat- 
eigentum übergegangenen  Bodenschätze  im  Gemeineigentum,  Frauen- 
stimmrecht,  Milizheere,  internationale  Schiedsgerichte,  Verurteilung  der 
Kolonialpolitik  sind  Programmpunkte,  welche  auch  in  anderen  Ländern 
angetroffen  werden.  Daß  sie  Listen-  und  Verhältniswahl  verlangt,  ist 
selbstverständlich,  hierdurch  schlägt  sie  die  Brücke  über  den  Radikalismus 
hinüber  zu  den  rechtsstehenden  Parteien.  Bemerkenswert  ist  eine  Stelle 
ihres  Programmes,  in  welcher  sie  die  Überzeugung  vertritt,  daß  kein 
parlamentarisches  Schaffen  die  Arbeiter  von  der  eigenen,  dauernden 
Mitwirkung  an  der  Erhebung  ihrer  Lage  durch  verbesserte  Erziehung 
und  Organisation  befreien  kann. 

Dies  ist  das  neueste  Programm  der  Partei,  wenn  man  die  Erklärung, 
welche  sie  in  der  Kammer  am  13.  Juni  1910  durch  den  Abgeordneten 
Thomas  abgeben  ließ,  so  nennen  darf;  die  vorstehenden  Ausführungen 
sind  ein  Auszug  aus  ihr.  Sie  erhebt  außerdem  noch  folgende  Forderungen : 
Referendum,  Initiative,  Beseitigung  des  Senates  und  der  Präsidentschaft 
(die  durch  einen  Conseil  Executif  ersetzt  werden  soll),  das  Recht,  die 
Abgeordneten  abzuberufen,  volle  Autonomie  der  Departements  und  der 
Gemeinden,  Ersatz  der  bestehenden  Gerichtshöfe  durch  Geschworenen- 
gerichte, volle  Frauenemanzipation,  rechtliche  Gleichstellung  der  un- 
ehelichen und  im  Ehebruch  erzeugten  Kinder  mit  den  ehelichen. 

Nicht  nur  durch  ihr  Agrarprogramm,  sondern  auch  durch  ihre 
Organisation  hat  sie  einen  heilsamen  Anstoß  gegeben,  es  wird  ziemlich 
allgemein  in  Frankreich  anerkannt,  daß  sie  die  bestorganisierte  aller 
französischen  Parteien  ist.  Die  Parteizelle  ist  die  Sektion  für  das  Gebiet 
einer  Gemeinde,  in  Paris  (fakultativ  für  Lyon)  für  dasjenige  eines 
Arrondissements ;  nicht  selten  besteht  eine  Sektion  aus  mehreren  Gruppen, 
so  hatte  die  Partei  im  Herbste  1910  2500  Gruppen  in  1500  Sektionen. 
Die  Sektionen  eines  Departements  sind  Glieder  einer  „federation  de- 
partementale",  welche  von  einem  „Comite  federal"  verwaltet  wird; 
solcher  Verbände  gab  es  im  Mutterlande  80,  sie  fehlten  nur  noch  in 
sechs  Regierungsbezirken.  (Die  Sozialdemokratie  besitzt  also  schon  die 
Organisation,  welche  die  anderen  Parteien  anstreben.)  Delegierte  dieser 
Verbände  vereinigen  sich  einmal 1)  im  Jahre  in  verschiedenen  Landes- 
teilen zu  einem  Parteitage  (Congres  National);  auf  die  ersten  hundert 
zahlenden  Mitglieder  wird  ein  Delegierter  zugelassen,  für  je  zweihundert 
mehr,  ein  Delegierter  mehr.  (Provinzielle  Parteitage  werden  von  den 
Verbänden  abgehalten.)  Die  Beschlüsse  der  Parteitage  werden  von  dem 
Nationalrate  (Conseil  National)  ausgeführt;  er  ist  das  höchste  Organ 
der    Propaganda    und    der    Kontrolle    auch    über    die    Abgeordneten 


J)  Im  Jahre  1910  fanden  zwei  Kongresse  statt,   in  Nlmes   im  Februar,   in  Paris   im 
Juli;  aber  der  zweite  setzte  die  Verhandlungen  des  ersten  fort. 
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und  die  Presse,  er  unterbreitet  dem  Parteitage  die  lk-richte  und  beruft 
ihn.  In  ihm  ist  jeder  Verband  nach  der  Stärke  seiner  Dclegiertenzahl 
auf  dem  Parteitage  vertreten,  auf  je  fünf  Delegierte  entfällt  ein  Mandat; 
außerdem  entsendet  die  Kammerfraktion  eine  Delegation,  die  aber 
nicht  mehr  als  ein  Zehntel  der  Delegierten  und  nicht  weniger  als  fünf 
Personen  betragen  darf.  Jeder  Delegierte  muß  (abgesehen  von  den 
Kolonien)  im  Gebiete  des  Verbandes  wohnen  und  seit  3  Jahren  Mitglied 
der  Partei  sein.  Der  Nationalrat  soll  alle  zwei  Monate  zusammentreten, 
in  der  Zwischenzeit  erledigt  die  Geschäfte  die  „Commission  Admini- 
strative Permanente",  welche  aus  22  Mitgliedern  besteht,  die  von  dem 
Parteitag  gewählt  werden;  sie  macht  den  dritten  Bestandteil  des 
Conseil  National  aus.  Aus  dieser  Kommission  wählt  der  Nationalrat  ein 
engeres  aus  fünf  Personen  bestehendes  Bureau. 

Auf  den  Parteitagen  werden  die  neu  auftauchenden  Probleme  gelöst, 
welche  den  Delegierten  die  Parteiverbände  und  die  Komitees  der  inter- 
nationalen sozialistischen  Kongresse  durch  den  Nationalrat  vorlegen, 
welcher  die  Tagesordnung  festsetzt.  Ihre  Verhandlungen  bieten 
daher  für  die  Mitglieder  ein  wertvolles  Mittel  der  Aufklärung.  In  dieser 
Tätigkeit  wird  der  Parteitag  von  der  Presse  unterstützt.  Sie  zählte 
Ende  1910  eine  offizielle,  wöchentlich  erscheinende  Parteikorrespondenz 
„Le  Socialiste",  ein  unter  dem  Einfluß  der  Partei  stehendes  tägliches 
Organ  „L'Humanite"  die  an  Parteidirektiven  nicht  gebundene  „La 
Petite  Republique",  3  Monatsschriften,  41  Wochenblätter,  zwei  zweimal 
wöchentlich  erscheinende  Zeitungen  und  3  Tagesblätter,  welche  in  Gre- 
noble,  in  Toulouse  und  Limoges  erscheinen.  Zwischen  Languedoc,  den 
Pyrenäen  und  Guyenne  dehnt  sich  nämlich  das  fünfte  Rekrutierungs- 
gebiet der  Sozialdemokratie  über  das  Bassin  der  oberen  und  mittleren 
Garonne  aus ;  die  Departements  Lozere,  Aveyron,  Tarn  (Carmaux),  Haute 
Garonne  (Toulouse),  Ariege,  Gers,  Tarn-et-Garonne,  Lot-et-Garonne,  Lot; 
von  den  etwa  60000  Stimmen,  die  sie  aufbringen,  entfallen  zwei  Drittel  auf 
Tarn  und  Haute  Garonne.  Nördlich  hiervon  liegen  einige  Departements, 
wie  Correze,  Creuse,  Dordogne,  Haute  Vienne,  Vienne,  Indre,  als  deren 
Mittelpunkt  man  Limoges  betrachten  kann;  an  den  etwa  40000  von  ihnen 
aufgebrachten  Stimmen  ist  Haute  Vienne  (Limoges)  mit  über  drei 
Vierteln  beteiligt.  In  den  letzten  Jahren  wurde  der  Plan  erwogen,  ein 
täglich  erscheinendes  Organ  im  Norden  zu  begründen,  über  dessen 
Fehlen  man  sich  in  der  Tat  verwundern  muß,  und  ein  zweites  im  Süd- 
westen, etwa  in  Bordeaux,  da  doch  in  der  Gironde  und  in  den 
angrenzenden  Departements  über  40000  Stimmen  für  die  Partei  ab- 
gegeben wurden. 

Ein  anderes  Agitationsmittel  stellen  die  außerordentlich  zahlreichen 
billigen  Broschüren,  dann  aber  auch  größere  Werke  dar;  unter  diesen 
ragt  die  von  Parteimitgliedern  verfaßte  Geschichte  Frankreichs  sowohl 
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durch  Umfang  wie  durch  Höhe  des  Preises  hervor. *)  Weiter  fehlt  es 
nicht  an  sozialistischen  Gesängen  und  Theaterstücken.  Die  in  Paris 
begründete  sozialistische  Schule,  an  der  Vorlesungen  aus  dem  Gesamt- 
gebiete des  Sozialismus  gehalten  werden,  kann  natürlich  nur  auf  einen 
engen  Kreis  Einfluß  ausüben. 

Wenigstens  für  den  Augenblick  wirkungsvollere  Agitationsmittel 
sind  die  zahlreichen  Vorträge  über  schwebende  Fragen,  über  wichtige 
Punkte  des  Programmes,  die  Verhandlungen  der  Parteikongresse  und 
andere  Vorgänge.  Die  Partei  hat  diesen  Teil  ihrer  Tätigkeit  sehr  in 
tensiv  gestaltet.  Die  Abgeordneten  sind  in  Gruppen  eingeteilt;  iür 
jede  Gruppe  ist  eine  Periode  vorgesehen,  innerhalb  deren  jedes  Mitglied 
bereit  sein  muß,  sich  an  einen  bestimmten  Ort  zu  begeben,  um  dort 
bei  Streiks,  Wahlen  und  anderen  Ereignissen  zu  sprechen.  Überhaupt 
sind  alle  Beamten,  auch  die  Gemeinderäte,  Arrondissementsräte,  General- 
räte verpflichtet  nach  den  in  den  Statuten  der  Verbände  vorgesehenen 
Anordnungen  sich  an  der  Agitation  zu  beteiligen.  Es  ist  schon  der 
Wunsch  ausgesprochen  worden,  es  möchten  nur  wenige  Mitglieder  ab- 
wechselnd die  parlamentarische  Arbeit  versehen,  während  die  große 
Mehrheit  immerfort  durch  das  Land  reisend  für  die  Partei  agitiere. 
Dagegen  hat  die  Partei  sich  für  das  System  der  permanenten  Dele- 
gierten entschlossen;  diese  reisen  ständig  im  Auftrage  und  auf  Kosten 
der  Partei  im  Lande  umher;  halten  Vorträge  und  unterstützen  die 
Mitglieder  bei  der  Wahlagitation.  Diese  Einrichtung  wird  verschieden 
beurteilt.  Während  die  große  Mehrheit  der  Parteimitglieder  sie  hoch- 
schätzt, wurde  ihr  in  einem  offiziellen  Berichte  vor  noch  nicht  langer 
Zeit  jeder  Wert  abgesprochen,  die  permanenten  Delegierten  werden 
Commis-Voyageurs  in  Sozialismus  genannt,  und  der  Wahl  eine  weit 
höhere  Agitationskraft  zugeschrieben.  Ob  hier  persönliche  Empfin- 
dungen mitsprachen  (einem  Delegierten  ist  es  bei  seinen  Wanderzügen 
gelungen,  einen  Wahlkreis  zu  erobern),  oder  ob  die  in  der  Tat  hohen 
Ausgaben,  doppelt  hoch  bei  den  bescheidenen  Einnahmen  der  Partei- 
kasse, das  ungünstige  Urteil  verschuldet  haben? 

Woraus  bestehen  sie?  An  erster  Stelle  sind  die  Beiträge  der  Mit- 
glieder an  die  Zentralkasse  zu  nennen;  sie  setzen  sich  zusammen  aus 
dem  Preise  der  Karte  von  25  Centimes  und  einem  monatlichen  Bei- 
trage von  5  Centimes  für  das  Mitglied.  Ende  1909  hatte  die  Partei 
53928  Mitglieder,  welche  36561  Franken  beigesteuert  hatten.  An 
zweiter  Stelle  stehen  die  Beiträge  der  Abgeordneten;  es  sind 
1200  Franken  das  Jahr  oder  100  Franken  für  den  Monat  für  jeden  Ab- 


*)  Außer  der  Buchhandlung  der  Partei  gibt  es  eine  sozialistische  Verlagshandlung 
von  Marcel  Riviere  et  Cie.,  welche  aber  vornehmlich  Schriften  unabhängiger  und  syndika- 
listischer Verfasser  zu  verlegen  scheint. 


Zwtitd    Kapitfl        DU    I'artri. 


537 


geordneten.  ')      Im    Jahre    [909    hatten    sie  &J  250  Franken    eingebracht 

also    last    <l.i'     Doppelte    der   Mitglied,  rl >eitrai;e.      In     Paris,    wo    sich    die 

Gemeinderäte  ungesetzlicherweise  Gehälter  aus  der  Stadtkasse  zugelegt 

hallen,     zahlen    die    so/i.'hstisehen     monatlich     IO    I'ranken;     aus    dieser 

Quelle  Bossen  880  Franken.  Dazu  kamen  Kinnahmen  aus  der  Huch- 
handlung,  dem  Parteiblatte,  Verkauf  der  Berichte,  Zinsen  in  der  Höhe 
von  441  Franken,  insgesamt  128894  Kranken  40  Cts. 

Betrachten  wir  nun  die  Ausgabenseite,  so  fallt  auf,  daß  die  „Commis- 
Voyageurs  en  Socialisme"  rund  31 000  Franken  kosteten  und  diese 
Summe  zusammen  mit  den  an  die  Delegierten  zum  Conseil  National 
gezahlten  Eisenbahnvergütungcn  in  der  Höhe  von  rund  6500  Franken 
die  Beiträge  überstieg.  Da  die  Buchhandlung,  das  Parteiblatt,  der  Ver- 
kauf der  Kongreßberichte  die  Kosten  nicht  deckten  2),  so  erkennt  man, 
von  welcher  Wichtigkeit  die  Besteuerung  der  Abgeordneten  ist,  wenn 
die  Ausgange  der  Zentralverwaltung  der  Partei  gedeckt  und  Rücklagen 
gemacht  werden  sollen.  Zur  Unterstützung  der  Verbände  und  der 
Gruppen,  zum  Beispiel  bei  Wahlen,  bleibt  sehr  wenig;  regelmäßig 
sendet  die  Partei  den  Foederationen  nur  Manifeste  und  einige  Broschüren. 
Die  Franzosen  sind  so  sehr  daran  gewöhnt,  alles  „von  oben"  zu 
empfangen,  daß  sich  auch  die  Sozialisten  dieser  Auffassung  bisher  noch 
nicht  haben  entschlagen  können,  obwohl  ihnen  die  Zentralverwaltung 
einschärft,  sich  auf  ihre  eigenen  Kräfte  zu  verlassen  und  mehr  Opfer- 
mut zu  beweisen.  Als  in  den  letzten  Jahren  für  das  Genossenschafts- 
wesen sehr  eifrig  Propaganda  gemacht  wurde,  setzten  viele  dessen  Wert 
darein,  daß  der  Gewinn  die  Parteikasse  speisen  würde.  Die  wichtigsten 
Einnahmequellen  werden  auch  in  Zukunft  die  „assessments"  der  Abge- 
ordneten bleiben.  Nachdem  die  Diäten  von  9000  auf  1 5  000  Franken 
erhöht  worden  waren,  schlug  ein  südfranzösischer  Verband  vor,  jeder 
Abgeordnete  solle  jährlich  3000  Franken  an  die  Parteikasse  zahlen, 
außerdem  1500  an  den  Verband  und  es  sollten  1500  unter  die  Gruppen 
verteilt  werden.  Der  ausbeuterische  kapitalistische  Instinkt  ist  zweifel- 
los auch  unter  den  Genossen  sehr  ausgebildet. 3) 

Wenn  man  nun  weiter  bedenkt',  daß  die  sozialistischen  Über- 
zeugungen   nicht    weniger    Wähler     leicht    ins    Wanken     geraten    (so 


')  Nach  dem  Reglement  sollen  die  Abgeordneten  250  Franken  monatlich  zahlen, 
es  ist  aber  nur  bestimmt,  daß  100  Franken  an  den  Conseil  National  zu  entrichten  sind,  weshalb 
man  die  150  Franken,  über  deren  Empfänger  nichts  gesagt  ist,  nicht  erheben  konnte. 
(Art.  39.) 

a)  Die  Bilanz  im   Compte-Rendu  über  den  7.  Kongreß  zu  Nimes   1910,  S.  36  f. 

3)  Der  Abstand  zwischen  der  deutschen  und  der  französischen  Sozialdemokratie  ist 
sehr  beträchtlich.  Für  den  ganz  unfruchtbaren  schwedischen  Generalstreik  opferten  die 
Deutschen  I  030286  Kronen,  die  Franzosen  544^,  die  Engländer  35  778.  Außerdem  unter- 
stützte die  deutsche  Sozialdemokratie  folgende  ausländische  Zeitungen:  l'Humanite,  het  Volk 
(Amsterdam),  El  Socialista  (Madrid),  The  Call  (New  York). 
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verlor  die  Partei  in  29  Verbänden  zwischen  1906  und  1910  rund 
60000  Stimmen),  daß  innerhalb  der  Verbände  vielfach  dieselben  persön- 
lichen Eifersüchteleien  und  Gehässigkeiten  herrschen,  die  früher  die 
Partei  entzweiten,  daß  der  Syndikalismus  und  der  Antimilitarismus  eine 
offene  Wunde  am  Leibe  der  Partei  darstellen,  welche  sie  nicht  schließen 
kann,  ohne  sich  viele  Mitglieder  zu  entfremden,  dann  wird  man  sich 
überzeugen,  daß  sie  noch  lange  nicht  die  Kinderkrankheiten  überstanden 
hat.  Die  französischen  Charakterschwächen  im  besonderen,  die  roma- 
nischen im  allgemeinen,  sind  der  Entwicklung  starker  Organisationen 
hinderlich.  Immerhin  hat  die  Partei  sehr  viel  geleistet,  wenn  man  den 
landesüblichen  Maßstab  anlegt,  ja  sie  ist,  wir  wiederholen  es,  die  best- 
organisierte aller  französischen  Parteien.  Sollte  in  Zukunft,  wie  viele 
glauben,  der  Schwerpunkt  der  Macht  sich  nach  rechts  verschieben  und 
der  neue  Block  die  syndikalistischen  und  antimilitaristischen  Ausschrei- 
tungen mit  kräftiger  Hand  unterdrücken,  so  würde  das  keiner  Partei 
mehr  nützen,  als  der  sozialistischen.1)  Die  Vorbedingung  dieser  Ent- 
wicklung wäre  das  Auseinanderfallen  der  radikalen  und  radikalsozia- 
listischen Partei,  deren  linker  Flügel  sich  mit  den  Unabhängigen  ver- 
bände. Nicht  Tory  oder  Whig  würde  es  in  Zukunft  heißen,  sondern 
Demokratisch  oder  Sozialistisch. 

Nachdem  wir  dem  Leser  die  heutigen  französischen  Parteien  vor- 
geführt haben,  verweilen  wir  einen  Augenblick,  um  einige  wichtige 
Züge  der  Entwicklung  hervorzuheben.  Vor  allem  drängt  sich  auf,  daß 
die  Revision  des  Dreyfusprozesses  den  Wendepunkt  in  der  Geschichte 
der  franzözischen  Parteien  darstellt.  Im  Jahre  1901  die  Begründung 
der  radikalen  und  radikal-sozialistischen  Partei  und  der  Alliance  Re- 
publicaine  Democratique,  im  Jahre  1902  diejenige  der  Action  Liberale 
Populaire,  im  Jahre  1905  die  des  Parti  Socialiste;  seit  dem  Jahre  1906 
hält  die  Föderation  Republicaine  Kongresse  ab.  Überraschend  ist  auch 
die  nun  in  allen  Parteien  hervortretende  Gleichheit  der  Ziele  und  der 
Mittel :  Einsicht  in  die  Notwendigkeit  einer  starken  Organisation,  welche 
zwischen  der  Gruppe  und  der  Zentralleitung  Verbände  schafft;  die 
Parteien  streben  die  „federation  departementale"  an  mit  Rücksicht  auf 
die  erwartete  Listenwahl;  sie  richten  Wohltätigkeitsanstalten  aller  Art 
ein,  um  ihre  Mitglieder  besser  zusammenzuhalten,  und  sie  schaffen  vor- 
ausblickend Jugendorganisationen.  Von  ihren  Parteikorrespondenzen, 
Zeitungen,  Broschüren,  Werken,  Parteitagen  ist  es  überflüssig,  noch 
einmal  zu  reden.  Aber  eine  der  hervorragendsten  Seiten  des  Partei- 
lebens, die  wir  bis  jetzt  nicht  einmal  erwähnt  haben,  müssen  wir  jetzt 


J)    Jedes    Mitglied    der   Partei    muß    dem    Gewerkverein    seines    Berufes    angehören. 
(Reglement,  Art.  5.) 
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um  so  gründlicher  ins  Auge  fassen,  nämlich  die  Aufstellung  der 
Kandidaten. 

Wir  beginnen  damit,  die  Beziehungen  zwischen  den  Wahlern  und 
den  parlamentarischen  Gruppen  so  darzustellen,  wie  sie  vor  zehn  bis 
fünfzehn  Jahren  waren  und  großenteils  noch  heute  sind;  die  inzwischen 
eingetretenen  Veränderungen  werden  wir  später  hinzufügen. 

Eine  Wahl  zur  Deputiertenkammer  steht  bevor.  Das  Gesetz  vom 
17.  Juli  1889  bestimmt,  daß  die  Präfektur  spätestens  5  Tage  vor  der 
Wahl  schriftlich  davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden  soll.  Der  Kandidat 
erscheint  vor  den  Wählern,  von  seinem  Komitee  umgeben.  Es  verlangt 
nämlich  die  Sitte,  daß  niemand  selbst  um  die  Stimmen  seiner  Mit- 
bürger wirbt.  Der  Kandidat  tritt  vor  die  Öffentlichkeit,  gleichsam  ge- 
deckt durch  ein  Häufchen  von  Anhängern.  Sie  unterzeichnen  seine 
Manifeste  und  erhöhen  die  Bedeutung  seiner  mündlichen  Erklärungen 
durch  die  Anwesenheit  in  allen  von  ihm  anberaumten  Versammlungen. 
Aber  selten  unterstützen  sie  ihn  durch  Wahlreden. 

Das  Verhältnis  zwischen  dem  Kandidaten  und  dem  Komitee  ist 
sehr  verschieden.  Zuweilen  ist  der  Kandidat  die  überragende  Persön- 
lichkeit und  das  Komitee  sein  aus  persönlichen  und  politischen  Freunden 
bestehendes  Gefolge;  häufiger  wird  er  von  einem  Parteiausschusse  vor- 
geschickt, der  sich  ohne  Auftrag  der  Wähler  aus  lokalen  Größen 
gebildet  hat ; *)  ja,  wir  sahen  schon,  daß  Vereinigungen  von  einflußreichen 
und  kapitalkräftigen  Männern  im  Großbetriebe  alles  Erforderliche  liefern, 
so  die  Alliance  Republicaine  Democratique. 

Der  Kandidat  legt  den  Wählern  ein   bald  kürzeres,   bald   ausführ- 


x)  „Komitees  sind  heutigen  Tages  kaum  etwas  anderes  als  Gruppen  von  Freunden, 
welche  für  die  Kandidaten  Gevatter  stehen,  und  es  kommt  häufig  vor,  daß  diese  dem 
Kandidaten  Bedeutung  geben,  anstatt  daß  das  Umgekehrte  der  Fall  wäre".  So  Naquet, 
The  French  Electoral  System,  North  American  Review,  1892  S.  466  f. 

Kösüich  ist  die  Schilderung,  welche  Charles  Benoist  von  der  Entstehung  eines 
Komitees  gibt.  Einige  Leute  treten  zu  einem  provisorischen  Komitee  zusammen,  ent- 
schließen sich  eine  öffenüiche  Versammlung  in  Szene  zu  setzen,  wohin  jeder  nur  sichere 
Freunde  mitbringt.  Die  Provisorischen  werden  hier  zu  weiteren  Schritten  ermächtigt,  sie 
suchen  einen  Kandidaten,  den  sie  in  einer  allgemeinen  Versammlung  vorschlagen,  wo 
die  Wahl  genehmigt  wird.  „Qui  l'a  investi?  La  reunion  ,generale*  du  .  .  .  Qui  l'a 
propose  a  cette  reunion?  Le  comite.  Qui  en  avait  charge  le  comite?  Une  premiere 
reunion.  Oui  avait  convoque  cette  premiere  reunion?  Le  comite.  Qui  avait  investi  le 
comite?  Personne."  Nun  folgen  „Banquets  par  subscription  et  toasts",  die  Zeit  zur  Ab- 
fassung des  Programms  ist  gekommen,  auf  das  sich  der  Kandicfat  verpflichten  muß.  La 
Crise  de  l'Etat  Moderne,  1897,  S.  19  f. 

Auch  Scherer  betonte :  „II  ne  faut  pas  croire  que  le  comite  electoral  soit  forme 
de  delegues  regulierement  nommes,  et  encore  moins  qu'il  exprime  les  sentiments  de  la 
population  dont  il  se  donne  pour  l'organe.  II  se  constitue  le  plus  souvent  spontanement, 
et  il  se  compose  toujours  en  definitive  des  meneurs  de  chaque  localite."  La  Democratie 
et  la  France  2.  A.  S.  24. 


540 


Drittes  Buch.     Der  Mechanismus  der  modernen  Demokratie. 


licheres  Programm  vor,  welches,  je  nach  seiner  Stellung  im  Wahlkreise, 
von  ihm  selbst  verfaßt  oder  ihm  von  den  Wahlausschusse  aufoktroyiert 
ist.1)  Jedenfalls  ist  es  nicht  das  Programm  einer  Partei,  sondern  ein 
individuelles  Programm.  Von  welcher  Partei  er  aber  auch  ins  Palais 
Bourbon  geschickt  zu  werden  wünscht,  welche  politische  Forderung  er 
erheben  mag,  stets  wird  er  die  Interessen  seines  Arrondissements  zu 
fördern  feierlich  versprechen,  und  seine  Parteibezeichnung  wird  recht 
unbestimmt  sein.  Derselbe  Kandidat  nennt  sich  hier  Radical,  dort 
Progressiste,  an  einer  dritten  Stelle  Socialiste;  dies  ist  der  Grund  der 
großen  Irrtümer  über  die  Stärke  der  Parteien  nach  der  Wahlschlacht. 
Erst  nach  seinem  Eintritt  ins  Abgeordnetenhaus  schließt  er  sich  einer 
politischen  Gruppe  an,  ja  es  ist  ihm  nicht  verwehrt,  verschiedenen 
Gruppen  beizutreten,  vorausgesetzt,  daß  er  den  vorgeschriebenen  Bei- 
trag zahlt.  Man  verlangt  von  ihm  nicht  den  Nachweis  seiner  Partei- 
zugehörigkeit. Es  ist  kein  Kontrolleur  an  der  Türe,  Jeder  kann  herein, 
rief  vor  kurzem  ein  Radikaler  aus.  Nicht  selten  ist  der  Anschluß  an 
eine  Gruppe  nur  ein  Aushängeschild  zur  Täuschung  der  Wähler.  Daher 
auch  die  Irrtümer  über  die  voraussichtliche  politische  Haltung  der 
Abgeordneten. 

Die  Gruppen  sind  sehr  zahlreich  und  in  fortwährender  Umbildung 
und  Neubildung  begriffen.  Aus  verschiedenen  Gründen.  Der  Franzose 
ist  ein  Individualist  wie  der  Germane,  aber  in  anderer  Weise.  Der 
Germane  unterwirft  sich  nicht  aus  Überzeugung,  der  Franzose  nicht 
aus  Ehrgeiz;  der  Germane  ordnet  sich  unter,  wenn  ein  höheres  Interesse 
es  verlangt,  der  Franzose,  wenn  sein  eigenes  Interesse  dabei  gewinnt. 
Je  mehr  Gruppen,  je  mehr  Aussicht  auf  Befriedigung  des  Ehrgeizes: 
Stellen  als  Präsident,  Vizepräsident,  Sekretär,  Komiteemitglied  usw. 
Und  der  mit  der  Bildung  eines  Ministeriums  Betraute  kann  nicht  gut 
eine  Gruppe  übergehen.  Den  Gruppen  selbst  fehlt  der  Zusammenhang. 
Es  gibt  gewiß  in  Frankreich  Personen  mit  gleichen  Überzeugungen 
und  Forderungen,  aber  der  Wahlkreis  und  das  Parlament  nagen  sie  an. 
Im  Lande  ist  man  geneigt,  dem  seine  Stimme  zu  geben,  der  die  größte 
Beute  mitzubringen  verspricht,  im  Parlamente  ist  das  Eigentumsinteresse 
der  Deputierten  Pharus  am  Meere  des  Lebens.  So  herrscht  die  Partei 
nicht  über  die  Gruppen,   die  Gruppe   nicht   über   ihre  Mitglieder,   und 


*)  Die  beste  Gelegenheit,  sie  kennen  zu  lernen,  bietet  der  von  der  Kammer  heraus- 
gegebene 1267  Seiten  starke  Band:  Programmes,  Professions  de  Foi  et  Engagements 
Electoraux  de  1910,  Paris  1910.  Drei  Beispiele  I  Herr  Manus  richtet  an  die  Wähler- 
schaft ein  von  dem  Wahlkomitee  und  dem  Verbände  unterschriebenes  Manifest,  hierauf 
folgt  das  Programm,  am  Ende  eine  von  ihm  unterschriebene  Aufforderung;  etwa  drei 
Seiten.  Herr  Aynard  legt  in  einem  7J/8  Seiten  ausfüllenden  Schriftstück  seine  Prinzipien 
dar,  der  Herzog  von  Blacas  begnügt  sich  mit  einer  halben. 
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zusammen. 

Seit  den  letzten  zehn  bis  zwölf  Jahren,  zeitlich  zusammenfallend 
mit  den  Anfängen  der  Parteiorganisation,  ist  das  bisherige  System 
durch  das  Vorgehen  der  Sozialisten  ins  Schwanken  geraten.  Nach  den 
letzten  Wahlen  wurde  beschlossen,  wie  früher  erwähnt  wurde,  daß  die 
Starke  der  parlamentarischen  Komitees  der  Stärke  der  Parteien  ent- 
sprechen solle.  Infolge  dieser  Einrichtung  mußte  jeder  Abgeordnete 
politisch  wenigstens  klar  Farbe  bekennen. l)  Dies  war  der  Anfang 
einer  schärferen  Sonderung  der  Parteien,  aber  nach  dem  vorher 
Ausgeführten  wird  man  auch  jetzt  die  Gleichartigkeit  und  die  Zähig- 
keit ihrer  Struktur  nicht  überschätzen.2)  Schon  vorher  hatte  die 
sozialistische  Partei  den  Weg  zu  demselben  Ziel  durch  folgende 
Einrichtungen  gezeigt.  Sie  ist  eine  geschlossene  Partei.  Wer  ihr 
angehört,  kann  nicht  Mitglied  einer  anderen  Partei  sein.  Weiter 
führte  sie  eine  demokratische  Art  der  Ernennung  der  Kandidaten  ein. 
Es  heißt  in  den  Artikeln  n  und  12  des  Reglements:  „Überall  wo  die 
Statuten  der  Verbände  keine  andere  Bestimmung  getroffen  haben,  sollen 
die  Kandidaten  von  allen  Gruppen  des  Wahlkreises  aufgestellt  werden." 
Und:  „Die  Kandidaten  müssen  von  den  Verbänden  bestätigt  werden, 
und  der  Verbandsausschuß  ist  beauftragt  über  die  Beobachtung  der  Grund- 
sätze der  Partei  zu  wachen."  Die  Namen  der  von  den  Verbänden  be- 
stätigten Kandidaten  werden  vor  den  Wrahlen  zum  Abgeordnetenhause 
in  dem  offiziellen  Organ  „Le  Socialiste"  veröffentlicht  Es  kann  aber 
niemand  nach  dem  Artikel  46  als  Kandidat  zur  Kammer  aufgestellt 
werden,  wenn  er  nicht  mindestens  seit  drei  Jahren  Mitglied  der  Partei 
ist.  Endlich  muß  jeder  Kandidat  sich  durch  seine  Unterschrift  ver- 
pflichten, die  Grundsätze  der  Partei  und  die  Beschlüsse  der  nationalen 
und  internationalen  Kongresse  zu  beobachten,  er  untersteht  der  Kon- 
trolle seines  Verbandes,  weshalb  ein  verwickeltes  gerichtliches  Verfahren 
vorgesehen  ist.     (Art  45,  47,  48,  49,  50). 

Schon  in  der  „gemeinsamen  Erklärung",  welche  den  Statuten  vor- 
angeht, heißt  es  unter  6:  „Die  Partei  wird  Maßnahmen  treffen,  um  dem 
imperativen  Mandat  von  seiten  seiner  Abgeordneten  Achtung  zu  ver- 
schaffen." Unter  strenge  Zucht  wurden  auch  die  Parteizeitungen  ge- 
stellt, selbst  diejenigen,  welche  nicht  der  Partei  gehören.  Über  Lehre 
und  Methode  dürfen  sie  sich  frei  äußern,  aber  „pour  l'action"  müssen 
sie  sich  den  Beschlüssen  der  Kongresse  unterwerfen,  wie  sie  vom 
Nationalrat  interpretiert  werden.  (Art  58). 


1)  Es    wird    behauptet,    eine  Gruppe    habe  die  Zahl  ihrer  Anhänger  auf  die  Hälfte 
zurückgehen  sehen.  —  Vgl.  S.   119. 

2)  Vgl.    L.    Gerard-Varet,    Au    Palais-Bourbon.   —   Les    Couloirs,    Revue    de    Paris, 
191 1  S.  166  f. 
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Die  französische  sozialdemokratische  Partei,  welche  es  mit  ihrem 
Demokratismus  ernst  nimmt,  hat  sich  in  der  Tat  eine  vorbildliche 
demokratische  Organisation  gegeben,  und  keiner  anderen  lag  es  näher, 
als  der  so  zusammenhanglosen  und  innerlich  verwandten  radikalen  und 
radikal-sozialistischen,  dem  Beispiele  zu  folgen.  Es  war  nicht  zu  er- 
warten, daß  Rechenschaftsablegung  und  Diätenzahlung  an  die  Partei- 
kasse eingeführt  werden  könnten,  weil  viele  Abgeordnete,  wie  wir  vor- 
her dargelegt  haben,  Radikale  auf  eigene  Faust  sind,  vorher  mit  der 
Partei  keine  offiziellen  Beziehungen  hatten,  nicht  auf  ihr  Programm  ver- 
pflichtet noch  von  ihr  aufgestellt  worden  waren,  gewöhnlich  auf  eigene 
Kosten  oder  mit  den  Geldern  der  „Alliance  Democratique" x)  den 
Kampf  bestanden  hatten.  Aber  auf  dem  Kongresse  zu  Rouen  im 
Herbste  19 10  wurde  beschlossen,  daß  in  Zukunft  sowohl  die  Mitglieder 
der  Kammer  wie  des  Senates  je  eine  besondere  Gruppe,  die  nur  aus 
Mitgliedern  der  Partei  bestehen  dürfe,  unter  der  Kontrolle  der  Partei 
bilden  sollten.  Damals  hatten  sich  von  den  rund  260  Abgeordneten, 
die  sich  bei  der  radikalen  oder  radikal-sozialistischen  Gruppe  einge- 
schrieben hatten,  nur  170  dem  Zentralkomitee  angeschlossen,  folglich 
hatte  die  Partei  auf  etwa  ein  Viertel  gar  keinen  Einfluß.  Ebenso 
wurde  für  alle  Parteiausschüsse  und  Zeitungen,  die  als  radikale  gelten 
wollten,  vorgeschrieben,  dat>  sie  ihre  Beziehungen  zu  anderen  Parteien 
lösen  und  dem  Zentralkomitee  die  nötigen  Nachweise  liefern  sollten. 
Damals  gab  es  selbst  in  Paris  keine  einzige  Zeitung,  welche  völlig  auf 
dem  Standpunkte  des  Zentralkomitees  gestanden  hätte.  Die  Partei 
verfügte,  wie  andere  Parteien,  über  eine  wöchentlich  erscheinende 
Parteikorrespondenz,  den  „Bulletin  du  parti  radical  et  radical-socialiste", 
welche  jetzt  als  Beilage  der  Zeitung  „Le  Radical"  erscheint. 

Auch  werden  schon  seit  mehreren  Jahren  Kandidaten  von  De- 
legiertenversammlungen (congres)  ernannt;  über  deren  Zusammensetzung 
bestimmen  die  Departementsverbände.  Fehlt  ein  Verband,  dann  tritt 
das  Zentralkomitee  an  seine  Stelle.  Die  Namen  der  von  den  Ver- 
sammlungen ernannten  Kandidaten  werden  hierauf  dem  Zentralkomitee 
mitgeteilt  und,  wenn  sich  kein  Widerspruch  erhebt,  werden  die  Kandi- 
daten von  ihm  anerkannt.     Es  wird  ihnen,  wie  der  technische  Ausdruck 


*)  Von  dem  weitreichenden  Einfluß  dieser  Vereinigung  geben  folgende  Zahlen  eine 
klare  Anschauung.     Es  wurden  abgegeben  für : 

Die  radikale  Partei  I  761  181 

Radikale  der  Alliance  democratique  569415 

Unabhängige  Radikale  955  609 

Die  Alliance  Democratique  868  112 
Mitglieder  der  Alliance  und  der 

Föderation  Republicaine  7°  666 
La  Chesnais  S.  654 
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lautet,  die    Investitur  erteilt.      Ks  wird   den   radikalen  Wählern  zur  Pfli<  iit 

gemacht,  nur  dieses  Kandidaten  ihre  Stimme  zu  geben. 

Alle  von  den  in  der  radikalen  Partei  herrschenden  Zustanden 
Unterriehteten,  mit  denen  ich  gesprochen  habe,  stimmten  darin  Uberein, 
daß  die  Nominierung  der  Kandidaten  durch  die  „Congres"  Fortschritte 
gemacht  habe,  aber  auch  jetzt  noch  nicht  allgemein  üblich  sei;  aber 
selbst,  wo  sie  bestehe,  spielten  die  Parteige  waltigen  die  Rolle  der  Draht- 
zieher. Denn  sehr  häufig  sei  eine  Clique,  ein  Kern  da,  der  sich  selbst 
den  Auftrag  erteile,  den  Kandidaten  auszusuchen  und  dessen  Vor- 
schlägen die  Delegierten  gewöhnlich  zustimmten.  Der  Kern  bestehe 
nicht  selten  aus  Freimaurern  und  den  früher  erwähnten  „Dclegucs". 
Außerdem  fänden  sich  auf  den  Delegiertenversammlungen  nicht  nur 
Delegierte  ein. 

Weiter  haben  diese  Kongresse  bisher  bei  den  Kandidaten  und  den 
Wählern  wenig  Autorität  besessen.  Neben  den  offiziellen  erhoben  sich 
im  Jahre  1910  andere  radikale  Kandidaten,  welche  sich  in  alter  Weise 
ein  Korhitee  zulegten  oder  von  einem  Komitee  vorgeschoben  wurden, 
obwohl  die  Partei  auf  dem  Parteitage  zu  Nantes  bestimmt  hatte,  daß 
in  jedem  Wahlkreise  nur  ein  radikaler  Kandidat  aufgestellt  werden 
sollte.  Was  aber  unglaublich  scheint  und  doch  wahr  ist,  solche  in 
alter  Weise  aufgestellten  Kandidaten  erlangten  die  Investitur  des  Zentral- 
komitees. Zuweilen  war  der  Kandidat  nicht  radikal,  er  hatte  auch 
nicht  die  Absicht,  bei  einer  radikalen  parlamentarischen  Gruppe  „ein- 
zuspringen", ihm  lag  nur  daran,  sich  durch  diese  Abstempelung  die 
„Konkurrenz  vom  Halse  zu  schaffen".  Es  ist  vorgekommen,  daß  Männer, 
welche  die  Stimmen  der  Mehrheit  der  Delegiertenversammlung  nicht 
auf  sich  vereinigten,  sich  dennoch  aufstellen  ließen,  daß  die  Beschlüsse 
der  Kongresse  vom  Zentralkomitee  ohne  jeden  Erfolg  umgestoßen 
wurden,  daß  die  Wähler  Leute  wählten,  welche  ohne  offizielle  Be- 
glaubigung gegen  „investierte"  Parteikandidaten  in  den  Kampf  zogen. 
Parteitreue  und  Parteidisziplin  sind  in  manchen  Gegenden  Frankreichs 
tatsächlich  „ein  leerer  Wahn".  Selbst  unter  den  Sozialisten  ist  der 
Ungehorsam  gegen  die  Parteibefehle  zwar  viel  geringer,  aber  doch  nicht 
ganz  unbekannt.     Wie  sagt  der  große  Dichter? 

a  la  virtü  latina 
O  nulla  manca  o  sol  la  diseiplina. 

Oben  aber  ist  es  nicht  besser.  Im  Zentralkomitee  sitzen  Delegierte, 
die  keine  Delegierte  sind,  das  heißt  von  keiner  im  Lande  bestehenden 
Organisation  abgesandt  sind  und  den  Pflichten  ihres  Amtes  gar  nicht 
nachkommen.  Das  Zentralkomitee  hat  in  allen  Departements  Verbände 
zu  begründen  gesucht,  Ende  1910   bestanden    sie  aber   tatsächlich  nur 
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in  40  Departements,  von  diesen  bestehenden  hatten  nur  23  in  allen 
Arrondissements  Parteikomitees,  und  selbst  von  diesen  waren  mehrere 
ungenügend  organisiert.  Die  übrigen  siebzehn  verfügten  nur  über  eine 
sehr  beschränkte  Zahl  von  Gruppen.  In  einem  Departement  aber  gab 
es  zwei  Verbände.  Es  sind  auch  nicht  alle  Komitees  dem  Zentral- 
komitee angegliedert,  und  manche  wachen  erst  vor  den  Wahlen  wieder 
aus  dem  Schlafe  auf.  Die  Partei  gab  Ende  1910  an,  daß  sich  ihr 
etwa  850  Komitees  mit  250000  Mitgliedern  angeschlossen  hätten.  Für 
die  Radikalen  wurden  19 10  2330  596  Stimmen  abgegeben,  183912 
weniger  als  1906,  für  unabhängige  Radikale  955609,  das  sind  263580 
mehr,  als  bei  der  früheren  Wahl. x) 

Den  Parteitagen  ist  mehrere  Male  vorgeschlagen  worden,  das  Bei- 
spiel der  sozialistischen  Partei  nachzuahmen  und  Agitationsbeamte  an- 
zustellen, welche  durch  Reden  in  Parteiversammlungen  die  Zahl  der  Mit- 
glieder vermehren  und  ihnen  bei  der  Organisation  helfen  sollten.  Die 
Vorschläge  wurden  jedoch  nicht  genehmigt.  Die  ausgesprochenen 
Gründe  waren :  es  koste  zu  viel,  und  der  Beamte  möchte  sich  in  noch 
unbetretenen  Regionen  ein  warmes  Deputiertennestchen  bauen.  Diese 
Lücke  sind  zwei  aus  jüngeren  Männern  bestehende  Agitatationsver- 
einigungen  bestrebt,  auzufüllen:  die  „Ligue  de  Propagande"  und  die 
„Ligue  des  Conferences  Radicales".  Leider  können  sie  der  Partei  nur 
ihre  freie  Zeit  zur  Verfügung  stellen ;  aber  auch  Abgeordnete  beteiligen 
sich  an  der  Agitation. 

Die  unscheinbare  Kleinarbeit,  bei  der  der  rauschende  Beifall  der 
Männer,  insbesondere  aber  der  holde  Dank  der  Damen  fehlt,  dieses 
trockene,  Jahrelang  fortzusetzende  Schuften  ohne  persönlichen,  jedenfalls 
unmittelbaren  Lohn,  sie  „liegen"  dem  Franzosen  nun  einmal  nicht;  nicht 
nur  die  Männer  der  „Action  Liberale"  wissen  es.  Als  kräftige  Agitations- 
mittel wurden  dagegen  vorgeschlagen:  Feste,  Bankette,  große,  die 
Phantasie  packende  Demonstrationen.  Der  von  den  Amerikanern  so- 
genannte chinesische  Kram!  Der  Mangel  an  Beharrlichkeit,  Opfer- 
willigkeit und  der  Fähigkeit,  seine  besonderen  Interessen  den  allgemeinen 
unterzuordnen,  wird  stets  der  Feind  französischer  Organisationen  bleiben 
und  den  Glauben  an  die  Macht  des  Umsturzes  stärken,  zu  dem  es  ja 
nur  des  Elans,  aber  keiner  dauernden  Tatkraft  bedarf.  Dieser  Mangel 
zusammen  mit  einer  in  Eitelkeit  getränkten  Auffassung  von  dem  Werte 
der  eigenen  Person,   die  sie  am  stolzesten  im  Kampfe   mit  der  Staats- 


*)  La  Chesnais  S.  655.  Für  die  Radikalen  also  etwa  3,3  von  8,5  Millionen  Stimmen  l 
Auf  die  den  Radikalen  (im  engeren  Sinne)  nahestehenden  „Republicains  de  Gauche" 
entfielen  868  112  Stimmen.  Zusammen  mit  den  Sozialisten  verfügte  die  radikale  Partei 
über  4,7  Millionen  Stimmen  und  379  Abgeordnete. 
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jM-w.iit   strahlen  sieht1),    tnufl  ea  auch   in  Zukunft   bewirken,    dafi  der 

Revolutionlsmui  in  einer  alten  oder  neuen  Form,  als  Anarchismus, 
Syndikalismus,  die  Geister  von  dem  graden  Wege  abführen  wird.  Sein 
Stolz  fiihlt  sich  aber  nicht  gedemutigt,  wenn  er  als  Besiegter  um  Mit- 
leid, Gnade,  Amnestie  fleht  oder  wenn  die  Genossen  es  für  ihn  tun.  — 
In  den  übrigen  Parteien  hat  die  demokratische  Ernennung  der  Kan- 
didaten noch  weniger  Fortschritte  gemacht;  in  ihnen  sind  die  monar- 
chischen, wirtschaftlichen  und  plutokratischen  Einflüsse  wesentlich  stärker. 

Diese  Zeichnung  wird  manchen  überrascht  haben.  Ein  Land  mit 
einer  so  langen  parlamentarischen  und  demokratischen  Vergangenheit 
ist  hinter  monarchischen  Ländern  (wie  Belgien)  zurückgeblieben  1  Aber 
wir  sahen,  daß  auch  in  der  Schweiz  diese  Entwicklung  nicht  viel  älter 
ist.  Es- ist  lehrreich  zu  beobachten,  daß  sie  sich  noch  in  einem  anderen 
Punkte  berühren:  es  war  die  sozialistische  Bewegung,  welche  zuerst 
in  beiden  Ländern  straffe  Organisationen  geschaffen  hat. 


II. 

Die  näheren  Vorbereitungen  auf  den  Wahlkampf  und  der 
Wahlkampf  selbst. 

I.    In  den  Vereinigten  Staaten.2) 

Der  Kampf  um  die  Präsidentschaft  wird  eröffnet  durch  die  An- 
nahme der  Kandidatur.  Sie  erfolgt  durch  je  eine  Rede  und  einen 
programmatischen  Brief  der  Kandidaten;  Rede  und  Brief  bilden  zu- 
sammen mit  den  Platformen,  obwohl  sie  nicht  immer  inhaltlich  ganz 
übereinstimmen,  die  intellektuelle  Substanz  des  politischen  Ringens;  in 
tausend  Verdünnungen  werden  sie  den  Wählern  verabreicht 

Den  Wahlkampf  leiten,  wie  man  sich  erinnern  wird,  die  beiden 
Nationalkomitees,  in  welche  je  ein  Mitglied  von  jedem  Staate,  jedem 
Territorium  und  dem  Distrikt  Columbia  gewählt  wird;  diese  ernennen 
je  einen  exekutiven  Ausschuß,  an  dessen  Spitze  ein  das  Vertrauen  des 
Kandidaten  stehender  Politiker  steht.  Unter  den  exekutiven  Komitees 
arbeiten  Komitees  für  Staat,  Grafschaft,  Stadt,  Township,  Quartier,  bis 
das  ganze  Gebiet  der  Union  mit  einem  Netze  von  Wahlausschüssen 
bedeckt  ist,  welche  in  hierarchischer  Ordnung  die  Befehle  der  höheren 


l)  Nach  Moabit  konnte  man  es  in  französischen  sozialistischen  Blättern  lesen,  die 
deutschen  Arbeiter  hätten  nun  bewiesen,  daß  sie  keine  Sklaven  seien. 

?)  Der  Wahlfeldzug  zur  Eroberung  der  Präsidentschaft  zeigt  die  höchste  Entfaltung 
aller  Kriegsmittel,  weshalb  die  Darstellung  sich  im  wesentlichen  auf  ihn  beschränkt. 
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Instanzen  ausführen  und  genaue  Nachrichten  nach  oben  schicken.  Die 
meisten  Mitglieder  sind  Politiker,  außer  ihnen  schaffen  aus  Liebe  zur 
Sache  ohne  Lohn  Einzelne  und  Vereinigungen  von  Personen,  welche 
schon  vorher  in  engeren  und  loseren  Beziehungen  zueinander  standen, 
wie  Kaufleute,  Juristen,  Studenten,  Bedienstete,  Deutsche,  Irländer. 

Wenn  wir  uns  erinnern,  daß  ja  auch  die  Kongreßkomitees  sich  in 
den  Dienst  ihrer  Parteien  stellen,  dann  wird  die  Berechnung  Ostrogorskis 
nicht  allzu  sehr  auffallen,  daß  auf  etwa  vier  Wähler  ein  Agitator  fällt. 

Die  Wahlausschüsse  suchen  für  die  mannigfachen  Tätigkeiten, 
welche  ihr  Zweck  erfordert,  erstens  Menschen  zu  gewinnen:  Redner  und 
Wahlagenten  höherer  und  niederer  Ordnung,  zweitens  Geld  zusammen- 
zubringen; eine  besondere  Art  von  Wahlagenten  sind  die  Wirte  der 
von  den  unteren  Klassen  besuchten  Schenken,  für  die  von  ihnen  ge- 
botene Aufldärung  werden  sie  gut  besoldet. 

Welches  sind  nun  diese  Tätigkeiten? 

Vor  allem  Aufklärung  des  Generalstabes  über  die  eigenen  und 
feindlichen  Stellungen,  so  daß  der  Angriff  auf  die  schwachen  Positionen 
des  Gegners  gerichtet  werden  kann.  Dann  Aufstellung  starker  Wähler- 
bataillone; Naturalisierung  der  Fremden;  alle  Parteiangehörigen  müssen 
in  der  Wählerliste  stehen,  die  Mitglieder  anderer  Parteien  darin  fehlen ; 
Sorge,  daß  mehr  Mitglieder  der  eigenen  Partei  eingetragen  sind,  als  es 
wirklich  gibt.  Drittens  Stärkung  des  Kampfmutes:  Beeinflussung  von 
Gesamtheiten  von  Wählern  und  Beeinflussung  einzelner  Wähler  in  einem 
für  die  Partei  günstigen  Sinne,  so  daß  niemand  sich  dem  Aufgebot 
entzieht  oder  gar  zum  Feinde  übergeht.  Gesamtheiten  werden  beeinflußt 
mittelbar  durch  Druckschriften  (Zeitungsartikel  oder  besondere  Wahl- 
schriften), unmittelbar  in  Wählerversammlungen  von  zweierlei  Art :  solche, 
in  denen  auf  Verstand  und  Gefühl  eingewirkt,  andere,  in  denen  die 
Phantasie  beschäftigt  wird;  Einzelpersonen  werden  beeinflußt  durch 
Überzeugung,  Überredung,  moralischen  Druck,  Bestechung.  Endlich 
am  Wahltage,  bei  zweifelhaftem  Ausgange  der  Schlacht,  Absendung 
von  Verstärkungen:  Heranschaffung  der  säumigen  Wähler  zur  Urne. 
In  allen  Fällen  Anwendung  von  Kriegslisten :  Betrügereien  bei  der  Ab- 
stimmung und  Irrtümer  beim  Zählen  der  Stimmen. 

Nach  dieser  Aufzählung  der  wichtigsten  Operationen  wird  es  leicht 
sein,  die  Vorgänge  zu  überblicken. 

Zum  Zweck  der  Aufklärung  des  Generalstabes  wird  zweimal,  beim 
Beginn  des  Wahlkampfes  und  kurz  vor  der  Wahl,  eine  Statistik  aller 
Wähler  nach  politischem  Bekenntnis,  sozialen  Beziehungen  aufgemacht, 
so  gelangt  man  dazu,  die  sicheren,  die  verlorenen  und  die  zweifelhaften 
Wahlkreise  zu  unterscheiden ;  auf  diese  konzentriert  die  Partei  aus  leicht 
ersichtlichen  Gründen  ihre  Tätigkeit  Jeder  Kreis  wird  in  Bezirke  geteilt, 
jeder  Bezirk  einem  Ausschusse  zur  Bearbeitung  überwiesen.    Auf  Grund 
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der  Wahlerstatistik  ist  der  Ausschuß   mit  den  Namen  der  zweifelhaften 
Wähler  seines  Bezirkes  bekannt.    Jedem  Mitgliede  wird  eine  kleine  Zahl 

von  Zweifelhaften  zur  Bearbeitung  überwiesen. 

Der  wichtigen  Aufgabe,  möglichst  viele  Anhänger  für  die  Schlacht 
aufzustellen,  sind  die  Parteien  stets  eifrig  nachgekommen.  Dort  wo  der 
Kegistrierungszwang  besteht,  suchen  sie  sie  auf  die  Wahlerliste  zu 
bringen.  Wählerlisten  sind  in  den  meisten  Staaten  eingerichtet,  mit 
Ausnahme  von  Arkansas,  Indiana,  New  Hampshire  und  Texas, l)  doch 
werden  sie  nur  in  den  größeren  Städten  aufgestellt,  da  in  den  kleineren 
und  auf  dem  Lande,  wo  die  Menschen  sich  kennen,  nicht  zu  befürchten 
ist,  daß  Unberechtigte  stimmen  oder  sogar  mehrmals  ihre  Stimme 
abgeben.  Wie  wir  früher  sahen,  bezeichnen  die  Gesetze  bestimmte  vor 
der  Eintragung  zu  erfüllende  Anforderungen,  die  zum  Teil  nach  den 
Staaten  verschieden  sind. 

Die  Parteien  wirken  auf  deren  Beobachtung  hin.  Sie  zahlen  sogar 
Kopfsteuern  für  Unvermögende,  bestellen  Rechtsanwälte,  welche  Ein- 
wendungen gegen  die  Einschreibung  bekämpfen  und  versuchen  die 
Namen  von  Unberechtigten  eintragen  zu  lassen.  Das  die  Registrierung 
verlangende  Individuum  wird  im  übrigen  nämlich  eingeschrieben,  nach- 
dem es  (falls  der  Beamte  es  fordert,  eidlich)  erklärt  hat,  daß  es  zur 
WTahl  berechtigt  sei;  sie  gilt  so  lange,  als  kein  Widerspruch  erfolgt. 
Nun  haben  zwar  die  Parteien  das  größte  Interesse  daran,  die  Zulassung 
der  zur  Gegenpartei  zählenden  Bürger  zu  verhindern,  aber  die  vom 
Gesetze  vorgeschriebene  Aufenthaltsdauer  ist  in  einigen  Staaten  so  kurz, 
daß  dort  Betrügereien  schwer  zu  entdecken  sind.  Eine  beliebte  Wahllist 
nennt  man  WTahlkolonisation.  Landstreicher  werden  importiert  und  in 
der  Stadt  untergebracht,  um  ihnen  ein  Wahldomizil  zu  verschaffen. 
Allein  nicht  nur  Seiende,  sondern  auch  nicht  mehr  Seiende  werden  in 
den  Schlachtreihen  aufgestellt;  es  sind  Verwandte  von  Gogols  toten 
Seelen.  Namen  von  nicht  vorhandenen  Personen  mit  falschen  Adressen 
werden  ebenfalls  eingetragen,  oder  dieselbe  Person  wird  in  verschiedenen 
Distrikten  auf  die  Liste  gesetzt.  Diese  unvollkommene  Regelung  macht 
es  möglich,  daß  dieselbe  Person  in  demselben  Wahlkreise  mehrere 
Male  unter  verschiedenen  Namen  ihre  Stimme  abgibt.  Zwar  hat  man 
sich  zur  Verhinderung  solcher  Betrügereien  in  einigen  Staaten  veranlaßt 
gesehen,  die  Wähler  zu  beschreiben,  ja  sogar  ihr  Gewicht  festzustellen, 
aber  da  die  das  Register  führenden  Beamten  den  Parteien  angehören, 
so  sind  die  Maßregeln  meistens  wirkungslos  geblieben.  Ja  man  hat, 
wie  wir  früher  gesehen  haben,  Fremden,  die  noch  nicht  naturalisiert 
waren,  das  Wahlrecht  gegeben;  doch  geht,  wie  schon  erwähnt  wurde, 
dieser  Mißbrauch  zurück.    Tammany  Hall  schreckte  unter  der  Diktatur 


l)  Meyer,  Wahlamt  und  Vorwahl,  S.  9. 
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Tweeds  nicht  davor  zurück,  sich  durch  ungesetzliche  Naturalisationen 
Anhänger  zu  verschaffen;  vom  Ring  bestochene  Richter  genehmigten 
über  1400  Gesuche  täglich,  so  daß  in  dem  einen  Jahre  1868  mehr  als 
48  000  Fremde  Staatsbürger  wurden. *) 

Wir  stehen  nun  bei  der  Agitation  im  engeren  Sinne.  Hier  muß 
die  Mitwirkung  der  Parteizeitungen  zuerst  erwähnt  werden.  Sie  wurden 
seit  der  Zeit  Jacksons  auch  an  der  Parteibeute  beteiligt.  Schon  in  den 
dreißiger  Jahren  wurde  der  Wert  des  Anteils  der  demokratischen  Presse, 
wozu  auch  der  Wert  der  Ämter  gehört  (Eigentümer  und  Herausgeber 
einflußreicher  Blätter  wurden  z.  B.  zu  Botschaftern  ernannt),  auf  zweimal 
hunderttausend  Dollars  jährlich  geschätzt;  auch  weisen  die  Bosses  den 
Zeitungen  Inserate  zu.  Die  Schriftleiter  und  Mitarbeiter  sind  nicht  bloß 
auf  die  Hilfsquellen  ihres  eigenen  Geistes  angewiesen,  sie  erhalten  auch 
Artikel,  welche  die  Partei  fabriziert  hat  und  die  häufig  schon  gesetzt 
sind.  Insbesondere  ist  die  kleine  Lokalpresse  auf  diese  geistigen  Zu- 
wendungen angewiesen.  Es  bildeten  sich  Preßsyndikate,  die  dazu  be- 
wogen wurden,  von  den  Parteien  gelieferte,  stereotypierte  Platten  weiter 
zu  verbreiten.  Die  sechs  bedeutendsten  Preßsyndikate  waren  zur  Zeit, 
als  Ostrogorski  sein  Werk  schrieb,  in  der  Lage,  Artikel  in  16000 
Zeitungen  zu  veröffentlichen.  Die  übrige  Wahlliteratur  besteht  aus 
Parteihandbüchern,  Lebensbeschreibungen  der  Kandidaten  im  Leichen- 
redenstile, aus  Reden  von  Kongreßmitgliedern,  die  häufig  nicht  gehalten 
worden  sind,  aus  Broschüren  und  Flugblättern.  Die  gewichtigeren 
Dokumente  liefern  den  Unteroffizieren  und  Gefreiten  im  Wahlkampfe 
die  geistige  Zufuhr  sowohl  an  Tatsachen,  wie  an  Gründen;  die  leichtere 
Ware  enthält  Zahlen  über  die  Wirkungen  der  vom  Parteistreite  um- 
wogten Maßregeln,  und  bringt  so  die  Ergebnisse  der  Parteistatistik  in 
den  Bereich  statistisch  ungeschulter  Köpfe,  während  die  ebenfalls  be- 
liebten bildlichen  Darstellungen  die  Ergebnisse  der  Parteiforschung  schon 
dem  flüchtigen  Blicke  erkennbar  machen.  Diese  Methoden,  dies  müssen 
wir  uns  gewärtig  halten,  sind  für  den  intelligentem  Teil  der  Bevölke- 
rung bestimmt,  die  große  Masse  dagegen,  welche  durch  Sturm  ge- 
nommen werden  soll,  wird  in  Versammlungen  bearbeitet.  In  diesen 
treten  Berufspolitiker,  Journalisten,  Juristen,  Geistliche  auf:  einige,  die 
gut  bezahlt  werden,  andere,  die  nur  die  Reisekosten  erhalten,  wieder 
andere,  die  auf  einen  Anteil  an  der  Beute,  auf  Amt  und  Brot,  hoffen. 
Die  Redner  werden  nach  den  Bedürfnissen  der  Umgebung  ausgewählt: 
hier  wird  Gewicht  auf  verständige  Begründung  gelegt,  dort  läßt  man 
gerne  seine  Gefühle   und  Leidenschaften   in  Wallung   bringen:   überall 


J)  Ostrogorski  II  163,  304.  Die  politische  Bildung  dieses  Stimmviehs  schildert  er 
so:  „Ignorant,  with  no  political  education  .  .  .  the  immigrants  could  not  resist  the  se- 
ducüon  of  the  word  „democrat",  and  joined  the  ranks  of  the  Democratic  Organisation 
•wholesale,  bound  hand  and  foot".    II  95.    Vgl.  auch  Bryce  I  419,  II  99. 
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ab«  i  ist  wirksam  der  Appell  an  die  Parteitreue,  Überall  belieb!  der  Humor 
und  überall  notwendig  eine  rhetorische,  phrasenhafte  Sprache.    Haben 

diese  Veraammlungen  die  Aufgabe,  durch  die  Gefühle  den  Willen  zu 
beherrschen,  so  sollen  andere  dasselbe  Ziel  vorzugsweise  durch  die 
1  refangennahme  der  Phantasie  erreichen.  Es  sind  Massenversammlungen, 

welche  von  Musikkapellen  angeregt  werden,  oder  Massenversammlungen, 
welche  durch  das  Aufrollen  der  Parteifahnc  höheren  Wert  erlangen, 
oder  es  sind  Festzüge,  bald  im  Lichte  des  Tages,  bald  bei  rötlichem 
Fackelschein,  in  denen  Angehörige  aller  Klassen  einherschreiten  und 
sich  heiser  schreien  müssen,  um  den  übrigen  Spektakel  zu  übertönen. 
Diese  Methode  erregt  Begeisterung,  erweckt  die  Gleichgültigen,  rüttelt 
sie  aus  ihrer  Teilnahmlosigkeit  auf  und  zwingt  sie,  ihre  Blicke  auf  die 
Angelegenheiten  der  Partei  zu  richten,  die  in  den  Mitwirkenden  gleich- 
sam verkörpert  ist.  Daher  werden  diese  kostspieligen  Veranstaltungen 
auch  nicht  eingestellt,  obwohl  mit  der  Zunahme  der  politischen  Bildung 
ihre  Bedeutung  für  die  Gewinnung  von  Wählerstimmen  gesunken  ist. 
Ein  anderes  auf  die  Erweckung  der  Einbildungskraft  gerichtetes  Ver- 
fahren, das  zudem  die  Parallele  von  Parteien  und  Regimentern  klar 
hervortreten  läßt,  besteht  darin,  die  Parteiangehörigen  zu  veranlassen, 
bestimmte  Abzeichen  zu  tragen,  wodurch  sie  sich  von  anderen  unter- 
scheiden. Damit  die  Phantasie  sich  immer  fort  mit  der  Partei  be- 
schäftigen muß,  werden  Wretten  auf  die  Kandidaten  eingegangen  und 
sogenannte  Wrahlkampflügen  verbreitet.  Den  zureichenden  Grund  für 
diesen  ungeheuren  Aufwand  an  Lärm  und  Unsinn  erkennt  man  leicht. 
Die  Tragweite  von  Fragen,  wie  freie  Silberprägung  oder  Goldwährung, 
kann  von  der  großen  Mehrheit  nicht  genügend  verstanden  werden,  und 
doch  ist  sie  berufen,  bei  der  Entscheidung  über  sie  mitzuwirken.  Man 
muß  daher  Gefühl  und  Phantasie  für  die  Partei  zu  erobern  suchen. 
Selbst  wenn  die  harmlosesten  Fragen  zur  Erörterung  stehen,  muß  die 
Partei  die  höchsten  Register  der  Begeisterung,  des  Zornes  und  der 
Entrüstung  ziehen.  Die  Parteiführer  mögen  den  wahren  Wert  aller 
jener  Operetteneffekte  klar  erkennen,  sie  wissen  aber  auch,  daß  man 
mit  Prozessionen  und  Musikkapellen,  mit  Schleifen  und  Hutschmuck, 
mit  Parteisymbolen  und  parteipolitischen  Liedern  Gesetze  erreichen 
kann,  die  man  mit  Gründen  der  Vernunft  nur  von  einer  kleinen  Zahl 
einsichtiger  und  erfahrener  Männer  zu  erringen  vermöchte. *) 

Die  Veranstaltung  solcher  Aufzüge,    des  sogenannten  chinesischen 

l)  Or,  dans  une  demoeratie,  chaque  citoyen  detient  une  partie  du  pouvoir  legislatif. 
Pour  obtenir  ...  du  suffrage  universel,  qu'il  decrete  .  .  .  une  lei  .  .  .  nous  ne  pou- 
vons  nous  adresser  ä  la  raison.  Elle  n'est  pas  un  levier  süffisant  quand  il  s'agit  de  la 
foule  .  .  .  Nous  sommes  donc  forces  de  recourir  ä  ce  qui  peut  frapper  cette  foule  et 
la  faire  agir,  nous  sommes  forces  de  l'emouvoir:  et  pour  cela  nous  adresser  ä  ses  senti- 
ments  .  .  .  l'appel  aux  passions  personnelles.  So  Leon  de  Montesquieu  in  der  „Action 
Francaise"   1908/9. 
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Krams,  wäre  ohne  die  Mitwirkung  der  vorher  erwähnten  Freiwilligen- 
korps undankbar,  sie  beteiligen  sich  aber  auch  an  der  Verteilung  von 
Flugblättern,  selbst  an  den  Wahlreden. 

Wenden  wir  uns  nun  zu  der  kleinen  Agitation,  deren  Wirkungen  aber 
bisweilen  diejenigen  der  großen  übertreffen.  Die  Parteiapostel  suchen 
die  ihnen  anvertrauten  Seelen  zuerst  zu  überzeugen,  dann  durch  den 
Appell  an  das  Gefühl  zu  überreden. 

Wenn  aber  solche  Gründe  nicht  wirken,  wird  ein  roheres  Ver- 
fahren angewandt,  eine  Stimmwerbung,  welche  gewöhnlich  von  bezahlten 
Agenten  vorgenommen  wird,  die  durch  große  Freundlichkeit  und  weit- 
herziges Traktieren  an  die  „Herzen"  der  Wähler  klopfen.  Nachdem  sie 
ihre  Rolle  gespielt  haben,  tritt  eine  andere  Klasse  von  Wahlmachern 
auf;  ihre  Objekte  sind  nicht  Gruppen  von  Menschen,  sondern  einzelne 
Personen,  und  sie  bearbeiten  sie  nicht  mit  den  rohen  Mitteln,  mit  denen 
man  auch  Tiere  willfährig  machen  kann,  sondern  sie  üben  durch  die 
Erregung  von  Hoffnung  und  Furcht,  von  Schrecken  und  Mitleid  eine 
spezifisch  menschliche  Einwirkung  aus.  Die  Opfer  sind  daher  Indivi- 
duen, welche  den  Wahlmachern  verpflichtet  sind,  oder  aus  einem 
anderen  Grunde  ihrem  Einfluß  unterliegen.  Eine  dritte  Klasse  verbindet 
die  beiden  besprochenen  Methoden,  insofern  sie  Gruppen  von  Menschen 
Hoffnung  und  Furcht  einzuflößen  bestrebt  sind.  Es  sind  Vorarbeiter 
und  Meister,  welche  den  Arbeitern  der  Werkstätten  und  Fabriken  die 
feste  Versicherung  zu  geben  im  Stande  sind,  daß  die  Unternehmer  die 
Löhne  herabsetzen  oder  die  Werke  schließen  müssen,  wenn  bestimmte 
Kandidaten  nicht  gewählt  werden.  Zuweilen  helfen  alle  diese  Mittel 
nicht,  dann  bleibt  als  ultimo  ratio  die  Bestechung.  Vor  dem  Kriege 
nur  in  wenigen  großen  Städten  bekannt,  hat  sie  nach  dem  Kriege 
immer  weiter  um  sich  gegriffen;  sowohl  weil  die  großen  Städte  und 
mit  ihnen  die  geistig  und  sittlich  am  niedrigsten  stehenden  Schichten 
zunahmen,  als  auch  weil  sogar  Farmers  im  Osten  ihre  Stimme  ver- 
kauften, jedoch  nur  ihrer  eigenen  Partei  als  Entschädigung  für  lucrum 
cessans  und  damnum  emergens.  Die  Zahl  der  Bestochenen  wird  auf 
mehr  als  10  Proz.  und  in  einigen  Landkreisen  auf  ein  Viertel  bis  ein 
Drittel  aller  Wähler  geschätzt.  Die  Erwähnung  ist  wohl  überflüssig, 
daß  mit  besonderem  Eifer  die  zweifelhaften  Staaten  bestochen  werden 
und  die  Korruption  sich  bisweilen  aus  ökonomischen  Gründen  auf  ein- 
flußreiche Personen,  z.  B.  die  Führer  von  Arbeitervereinen,  beschränkt. 
Nach  der  Einführung  des  australischen  Wahlverfahrens  im  Jahre  1888 
hatte  man  gehofft,  daß  nur  noch  für  die  Enthaltung  von  der  Wahl 
gezahlt  werden  würde,  aber  Woodburn  teilt  mit,  daß  es  gelungen  ist, 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  zu  umgehen.1) 

*)  Den  Wahlmachern  ist  es  nämlich  in  einigen  Staaten  erlaubt,  die  Wähler  in  die 
Zelle  zu  begleiten.     Woodburn  S.  240. 
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Nehmen  die  Präsidentschaftskandidaten  an  der  Agitation  teil? 
Sie  können  einige  der  Methoden,  welche  Bewerber  um  niedere  Stellungen 
anwenden,  nicht  na<  liahmni.  Ivs  wäre  undenkbar,  daß  sie  wie  den 
unteren  Klassen  entstammende  Kandidaten  für  ein  Gemeindeamt  durch 
die  Wirtshäuser  zögen  und  sich  mit  den  Gästen  anfreundeten.  Es  wäre 
unmöglich,  daß  sie  in  allen  Wahlkreisen  umherführen,  den  hervorragendsten 
Wählern  einen  Besuch  abstatteten,  sich  an  den  Kreuzwegen  aufstellten, 
und  Jedermann  die  Hand  schüttelten  zum  Beweise,  daß  sie  nicht  stolz 
wären.  Aber  wenn  die  Präsidentschaftskandidaten  gute  Redner  sind 
dann  veranlaßt  sie  der  exekutive  Ausschuß,  durch  die  zweifelhaften 
Wahlkreise  zu  ziehen  *)  und  Tag  für  Tag  zwei  bis  drei  Mal  durch  Steg- 
reifreden die  Massen  zu  elektrisieren  und  zugleich  durch  grotesken 
Humor  zu  ergötzen.  Dies  nennt  man  stump  oratory,  weil  ursprünglich 
der  Redner  häufig  von  einem  Baumstumpfe  sprach,  der  nach  der  Fällung 
des  Urwaldes  noch  aus  dem  Boden  hervorragte.2)  Bryan  und  Roosevelt 
haben  ihren  vollgemessenen  Anteil  an  den  etwa  ioooo  Reden  gehabt, 
welche  im  Jahre  1900  täglich  an  den  letzten  zehn  Tagen  vor  der  Wahl 
gehalten  wurden.8)  Taft  aber  hatte  sich  bekanntlich  im  Jahre  1908  so  heiser 
geredet,  daß  die  Wähler  ihn  aufforderten,  nur  noch  freundlich  zu  lächeln.  In 
der  Zwischenzeit  aber  hält  der  Kandidat  Empfänge  ab,  bei  denen  er 
Hunderten  von  Männern  die  Rechte  reicht  und  zahlreichen  Damen  vor- 
gestellt wird. 

Am  Wahltage  aber  müssen  alle  Wähler  auf  dem  Schlachtfeld  er- 
scheinen. Deshalb  werden  sie  kurz  vorher  noch  einmal  an  Datum  und 
Wahllokal  schriftlich  erinnert.  Und  wenn  die  Wahlschlacht  begonnen 
hat,  aber  noch  nicht  alle  Truppen  eingerückt  sind,  dann  suchen  Boten 
die  Säumigen  auf,  Reiter  rasen  von  Farm  zu  Farm,  Wagen  für  die 
Willigen  rasseln  ununterbrochen  zwischen  Wahllokal  und  Wohnungen 
hin  und  her.  Aber  trotzdem  gibt  es  nicht  wenige,  die  listig  allen  diesen 
Schlingen  und  Fallen  zu  entgehen  verstehen  und  sogar  frech  behaupten : 
Free  government  and  universal  suffrage  are  humbugs.  Aber  es  gibt 
viele  Mittel,  „pour  corriger  la  fortune".  Man  kann  den  Wahlkommissar 
bestechen,  einen  Stoß  Wahlzettel  für  den  eigenen  Kandidaten  ein- 
schmuggeln, Wahlzettel  für  den  Gegenkandidaten  entfernen,  und  sich 
beim  Zusammenrechnen  irren.  Diese  Methoden  werden  jedoch  nicht 
mehr  so  häufig  angewandt,  wie  früher.  Mit  verschiedenen  Maßregeln 
hat  man  gegen  sie  angekämpft,  besonders  mit  dem  australischen  Wahl- 
verfahren. 


J)  Bryce  II  205. 

*)  Über  den  Charakter  der  amerikanischen  Beredsamkeit.     Ostrogorski  II  3 10  f. 

8)  Woodburn  II  210.     Auf  die  Republikaner  allein  entfielen  7000. 
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2.    In  der  Schweiz. 


Jeder  Politiker,  der  nicht  Berufspolitiker  ist,  wird  gerne  den  ameri- 
kanischen Wahlfeldzügen  entfliehen  und  mit  raschem  Phantasiefluge  in 
die  Täler  der  Schweiz  niederschweben,  denn  ihr  Parteitreiben  ist  ver- 
hältnismäßig ruhig,  bisweilen  fast  idyllisch.  Aber  dort,  wo  die  Sozial- 
demokratie als  Mitbewerberin  auftritt,  wird  der  Wahlkampf  persönlich, 
gehässig,  hier  und  da  wüst. 

Mit  dem  Drillen  der  Wählermassen  beginnend,  haben  wir  zuerst 
von  der  schweizerischen  Presse  zu  reden.  Wir  sahen  früher,  daß  sie 
über  der  amerikanischen  steht,  und  sie  genießt  ein  größeres  Maß  von 
Vertrauen.  Der  Wähler  ist  schon  vor  den  meisten  Wahlen  genügend 
unterrichtet,  und  die  Wahlliteratur  besteht  fast  nur  aus  Flugblättern, 
Maueranschlägen,  Aufsätzen  und  Inseraten  in  den  Zeitungen.  Wenn 
mich  mein  Urteil  nicht  täuscht,  macht  die  sozialdemokratische  Partei 
am  meisten  von  ihnen  Gebrauch.  In  den  kleinen  Kantonen  ist  der 
Bürger  für  alle  Wahlen  und  in  den  größeren  für  einen  Bruchteil  so 
genau  mit  Personen  und  Verhältnissen  vertraut,  daß  er  keiner  umfang- 
reichen Aufklärung  bedarf.  Wirkungsvoller  als  die  offene  ist  häufig  die 
stille  Agitation  1  Man  beachte  weiter,  daß  Scharen  von  ungebildeten 
und  mit  den  politischen  Zuständen  des  Landes  unbekannten  Wählern, 
wie  in  Amerika,  nicht  vorhanden  sind.  In  der  Schweiz  wird  auch  kein 
Sturm  auf  die  Einbildungskraft  ausgeführt;  dem  „chinesischen  Kram" 
fallen  weder  Nerven  noch  Kehlen  zum  Opfer,  denn  der  gesunde, 
nüchterne  Menschenverstand  ist  in  dem  Schweizer  zu  stark  entwickelt, 
als  daß  er  sein  Urteil  durch  Schaustellungen,  welche  auf  kindliche  Ge- 
müter ihre  Wirkungen  nicht  verfehlen,  biegen,  fälschen  oder  gar  be- 
stimmen ließe.  Es  herrscht  hier  wenigstens  in  den  deutschen  Landes- 
teilen diejenige  Wählerversammlung  vor,  deren  Redner,  mit  einem  größeren 
Vorrat  von  Gründen  als  von  Phrasen  und  Geberden  ausgerüstet,  sich 
an  die  Urteilskraft  des  Bürgers  wenden.  Aber  auch  in  der  Waadt  und 
im  Kanton  Neuenburg  hat  man  den  Eindruck,  daß  dem  galloromanischen 
Blute  ein  beträchtlicher  Teil  burgundischen  beigemischt  ist.  Am  leiden- 
schaftlichsten ging  es  früher  in  Tessin  und  am  aufgeregtesten  geht  es 
in  Genf  zu,  hier  ähnelt  der  Wahlkampf  dem  französischen.  Jedoch 
möchte  ich  nicht  behaupten,  daß  nicht  auch  in  der  Schweiz  Phantasie 
und  Gefühle  gelegentlich  stark  angeregt,  um  nicht  zu  sagen  aufgewühlt 
werden;  die  Agitation  für  die  neue  Militärorganisation  lieferte  vor 
einigen  Jahren  den  durchschlagenden  Beweis.  Aber  im  letzten  Grunde 
entfesselten  die  Vorkämpfer  für  die  Reform  die  Einbildungskraft  ihrer 
Zuhörer  doch  nur  zu  dem  Zwecke,  um  sie  zu  befähigen,  sich  Vergangen- 
heit und  Zukunft  lebendiger  vorzustellen.  So  sollten  patriotische  Ge- 
fühle  erzeugt  werden,   welche    entgegengesetzte    zu    überwinden    ver- 
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möchten.  Auch  mochte  ich  meine  Behauptung  nicht  so  verstanden 
haben,  daß  nicht  auch  in  der  Schweiz  Demagogen  mit  starken  Mitteln 
die  Instinkte  wachriefen.  Nur  leise  schlummert  in  der  Seele  vieler 
Menschen  verletztes  Selbstgefühl,  in  fast  allen  aber  regt  sich  unbe- 
friedigtes Hegehren,  und  selbst  kluge  Menschen  überzeugen  sich  leicht, 
daß  ihre  Gefühle  berechtigt  sind.  Darum  wird  der  Demagog  selbst 
bei  der  höchsten  Entwicklung  der  Intelligenz  überall  die  Ingredientien 
zu  einem  den  Leuten  mundenden  und  sie  berauschenden  Trünke  vor- 
finden. Gegen  die  sozialdemokratische  Fruktifizierung  der  Lebensmittel- 
teuerung bei  den  Nationalratswahlen  waren  191 1  die  schweizerischen 
Wähler  ebensowenig  gewappnet  wie  die  französischen  Hausfrauen. 

Soll  uns  das  Verständnis  der  Aufstellung  des  schweizerischen 
Wählerheeres  keine  Schwierigkeiten  bereiten,  dann  müssen  wir 
mehrere  Betrachtungen  vorausschicken.  Ersten  haben  wir  uns  zu 
erinnern,  daß  die  Schweiz  nur  an  wenigen  Orten  eine  größere 
Bevölkerungszahl  aufzuweisen  hat;  so  in  Zürich,  Genf  und  Basel.  Aber 
auch  hier  wohnt  sie  gedrängt  nur  in  wenigen  Stadtvierteln.  Zweitens 
fehlt  es  in  der  Schweiz  zwar  nicht  an  staatsfremden  Elementen,  aber 
ein  Teil  hält  sich  nur  vorübergehend  dort  auf  und  dem  anderen  ist  es 
nicht  so  leicht  gemacht,  das  Bürgerrecht  zu  erlangen,  wie  in  der  Union. 
Dies  schließt  nicht  aus,  daß  die  fremden  Nichtwähler  mittelbar  auf  die 
Wähler  einen  Einfluß  ausüben.  Drittens  dürfen  wir  nicht  übersehen, 
daß  das  schweizerische  Gesetz  das  ganze  Wahlgeschäft  von  der  Ein- 
tragung in  die  Wählerliste  bis  zu  den  Vorgängen  an  der  Wahlurne  gut 
geregelt  hat.  Die  Gemeindebehörden  führen  Stimmregister,  welche  alle 
Wahlberechtigten  enthalten.  Auf  Grund  dieser  Register  werden  die 
Stimmzettel  ausgefertigt  und  den  stimmberechtigten  Bürgern  übersandt, 
die  sie  an  der  Wahlurne  vorzuweisen  haben.  Außerdem  werden  die 
Wähler  häufig  durch  öffentliche  Bekanntmachungen  auf  bevorstehende 
Wahlen  aufmerksam  gemacht  und  die  übergangenen  benachrichtigt,  wie 
sie  nachträglich  in  den  Besitz  eines  Stimmzettels  gelangen  können. 
Diese  drei  Tatsachen  haben  Betrügereien  vor  den  Wahlen  selten  ge- 
macht, nur  aus  größeren  Städten  sind  mir  derartige  Fälle  zu  Ohren  ge- 
kommen. Die  Wähler  kennen  einander  in  den  meisten  Wahlkreisen 
so  gut,  daß  die  gegenseitige  Kontrolle  genügt.  Folglich  sind  die  Unter- 
schiede zwischen  den  Vereinigten  Staaten  soweit  recht  bedeutend. 

Eine  ziemliche  Ähnlichkeit  besteht  dagegen  in  der  Taktik.  Auch 
hier  suchen  die  Parteien  sich  über  die  Zahl  ihrer  Anhänger  und  den 
voraussichtlichen  Ausgang  des  Kampfes  zu  unterrichten,  um  zweifelhafte 
Elemente  bearbeiten  zu  können.  Selbstverständlich  mangelt  es  auch 
hier  nicht  an  Maßnahmen,  um  säumige  Wähler  zur  Stelle  zu  bringen. 
Wahlbestechungen  sind  in  einigen  Kantonen  garnicht  selten.  Vor 
einigen  Jahren  führte  ein  freisinniges  Blatt  für   eine   einzige  Gemeinde 
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eines  Amtes  12  solcher  Fälle  an,  und  einer  der  Kandidaten  war  Mit- 
glied des  obersten  kantonalen  Gerichtshofes.  In  demselben  Kanton  ist 
es  auch  vorgekommen,  daß  Liegenschaften  von  Parteiausschüssen  an- 
gekauft und  Personen  nur  zu  Wahlzwecken  eingemietet  wurden.  Die 
Zeitung  wurde  wegen  ihrer  Behauptungen  nicht  belangt.  In  einem 
anderen  Kantone  wurde  im  Jahre  1910  ein  großartiger  Wahlbetrug 
(Beiseiteschaffung  und  betrügerische  Einlegung  von  Wahlzetteln)  auf- 
gedeckt    Die  Wahl  wurde  kassiert. 

Der  Wahlkandidat  tritt  in  der  Schweiz  mehr  zurück,  als  in  der 
Union.  Er  wirbt  nicht  um  die  Stimmen  seiner  Mitbürger.  Nur  die 
Wahlen  zum  Nationalrate  machen  bisweilen  eine  Ausnahme.  Zu  Kan- 
didaten für  Gemeinde,  Bezirk,  Kanton  können  zwar  neben  den  Gemeinde-, 
Bezirks-,  Kantonsangehörigen  auch  andere  Schweizer  Bürger  aufgestellt 
werden,  und  es  werden  auch  zuweilen  Schweizer  aus  anderen  Kantonen 
gewählt,  aber  der  Kantonbürger  hat  einen  Vorzug  sentimentaler  Art, 
welcher  jedoch,  wenn  es  sich  um  Wahlen  zu  der  höchsten  gesetz- 
gebenden Versammlung  der  Schweiz  handelt,  verschwindet.  Gewöhnlich 
werden  aber  doch  solche  Politiker  aufgestellt,  welche  im  Wahlkreise 
ansässig,  oder,  wenn  nicht  ansässig,  durch  Geburt  oder  andere  Beziehungen 
wohl  bekannt  sind.  Nur  in  dem  seltenen  Falle,  daß  die  vorgängige 
Bekanntschaft  zwischen  den  Kandidaten  und  seinen  Wählern  dürftig 
oder  auf  enge  Kreise  beschränkt  ist,  muß  er  sich  bemühen.  Aber  auch 
dann  schlagen  die  Wellen  niemals  so  hoch,  wie  in  den  Vereinigten 
Staaten.  Drei  politische  Einrichtungen  geben  dafür  eine  genügende 
Erklärung.  Der  Wähler  weiß  vor  den  Wahlen  zu  den  gesetzgebenden 
Versammlungen,  daß  er  seine  Entscheidung  nicht  aus  der  Hand  gibt. *) 
Das  obligatorische  Referendum  bietet  ihm  sicher  Gelegenheit,  das  Tun 
der  Abgeordneten  gründlich  zu  prüfen,  und  das  fakultative  vermindert  die 
Gefahren  eines  unglücklichen  Verlaufes.  An  zweiter  Stelle  muß  erwähnt 
werden,  daß  der  Bundespräsident,  dessen  Wahl  in  der  Union  mehrere 
Monate  hindurch  die  gewaltigste  Aufregung  hervorruft,  in  der  Schweiz 
nur  der  Vorsitzende  des  Bundesrates  ist  und  vom  Volke  nicht  gewählt 
wird.  Dazu  kommt  drittens  die  freiwillige  Proportionalität  bei  der 
Aufstellung  der  Kandidaturen.  Wenn  die  Parteien  einander  entgegen- 
kommen, so  daß  eine  jede  weiß,  daß  sie  so  viele  Sitze  erlangen  wird, 
als  ihrer  Stärke  ungefähr  entspricht,  und  wenn  gegenseitiges  Vertrauen 
herrscht,  dann  hört  der  Wahlkampf  zwischen  ihnen  auf.  Selbst  im  Tessin 
zeichneten  sich  die  Nationalratswahlen  im  Herbste  191 1  durch  eine 
ungewöhnliche,  fast  langweilige  Ruhe  aus.  Diese  Einrichtung  bewirkt 
es  aber  nicht  selten,  daß  die  Wahlbeteiligung  außerordentlich  zur  ück- 

l)  Häufig  hat  es  erstaunt,  daß  die  Wähler  Abgeordnete  wiederwählen,  auch  wenn 
sie  mit  ihrem  Verhalten  nicht  übereinstimmen.  Sie  wissen,  daß  sie  nur  die  Geschäfte 
vorbereitende  Agenten  sind.     Auch  schätzen   sie  die  Selbständigkeit.     Vgl.  S.  160. 
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geht  Allein  ein  sehr  großer  Teil  der  Beamten  wird  vom  Schweizer 
Volk  gewählt,  und  Einrichtungen,  die,  wie  das  Referendum,  die  Bürger 
gegen  die  Folgen  solcher  Wahlen  sicherten,  gibt  es  nicht;  über  die 
Bedeutungslosigkeit  des  Abberufungsrechtes  wurde  das  Nötige  gesagt. 
Außerdem  ist  der  Beamte  eine  Person,  deren  Wert  im  allgemeinen  dem 
Bürger  doch  viel  fühlbarer  wird,  als  der  Kantonsrat  oder  der  National- 
rat So  kommt  es,  daß  das  Interesse  der  Bürger  an  den  Beamtenwahlen 
großer  als  an  den  Abgeordnetenwahlen  ist.  Andererseits  ist  nicht  zu 
verkennen,  daß  das  Bestreben  der  Sozialdemokratie,  ihre  Macht  über 
Gebühr  auszudehnen,  (wobei  sie  nicht  selten  Kandidaten  aufstellt, 
deren  größtes  Verdienst  in  ihrer  Parteitreue  besteht,  und  zugleich  die 
Gegner  mit  unschönen  Mitteln  angreift,)  es  ist  nicht  zu  verkennen, 
daß  diese  Verdrängung  der  schweizerischen  durch  amerikanische 
Wahlkampfsitten  zur  Herbeiführung  des  Ergebnisses  beiträgt. 

So  reicht  die  Schweiz  an  die  Fieberhitze  des  amerikanischen  Partei- 
lebens vor  der  Präsidentenwahl  nur  in  zwei  Fällen  heran.  Erstens 
wenn  das  Referendum  über  eine  große  Frage  entscheiden  soll.  Alle 
Voraussetzungen  für  die  Fortdauer  der  verhältnismäßigen  Ruhe  sind 
nun  geschwunden.  Der  Bürger  hat  nicht  mehr  die  Gewißheit,  daß  er 
immer  noch  eingreifen  kann,  nicht  mehr,  wie  bei  Beamtenwahlen, 
handelt  sich  es  um  Personen,  die  nach  einigen  Jahren  wieder  beseitigt 
werden  können.  Nun  tritt  kein  anderer  mehr  für  ihn  ein,  nun  folgen 
Versammlungen  auf  Versammlungen,  nun  erinnern  ihn  die  Zeitungen 
täglich  an  seine  heiligsten  Pflichten,  nun  rütteln  die  Redner  mit  pessi- 
mistischen Schilderungen  und  umfassenden  historischen  Überblicken  an 
der  Tür  zu  dem  Gemache,  wo  seine  edelsten  Gefühle  schlummern, 
nun  stacheln  Demagogen  mit  Drohungen  und  Versprechungen  seine 
niedrigsten  Instinkte  auf,  und  endlich  hallen  die  großen  Schlagworte 
wie  krachender  Donner  durch  das  ganze  Land.  Dann  erhebt  sich  die 
Beteiligungsziffer  an  den  Abstimmungen  zuweilen  auf  das  Doppelte 
der  gewöhnlichen,  wie  wir  früher  gesehen  haben.  Aber  selbst  dann 
tritt  eine  tiefe  Verschiedenheit  zwischen  der  Schweiz  und  der  Union 
hervor.  Hier  fallen  die  Würfel  über  „Men,"  dort  über  „Measures".  Aber 
im  zweiten  Falle  sind  alle  Unterschiede  geschwunden.  Es  handelt  sich 
da  um  ein  Ringen  um  Leben  und  Tod  zwischen  zwei  Parteien  oder  um 
einen  großen  grundsätzlichen  Wahlkampf.  So  im  Herbste  1905,  wo 
die  bürgerlichen  Parteien  bei  den  Nationalratswahlen  den  Sozialdemo- 
kraten zu  zeigen  wünschten,  daß  sie  noch  Herren  im  Hause  seien. 

Nur  noch  über  eine  auffallende  Tatsache  bleibt  zu  berichten. 

Selbst  in  der  Schweiz  beklagt  man  sich  gelegentlich  über  unge- 
setzliche Beeinflussungen  der  Wahlen  durch  die  Beamten.  Zwar  in 
einem  so  vielgestaltigen  Lande  dürfte  man  auf  politische  Erscheinungen 
jeder  Art   gefaßt   sein,   aber   hier   sind   doch    durchgängig,   verglichen 
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mit  anderen  Demokratien,  die  Wahlsitten  ehrlich,  und  es  weist  das 
Parteigetriebe  verhältnismäßig  selten  die  fanatischen  Züge  näherer  und 
entfernterer  Länder  auf.  Daher  das  große  Erstaunen!  Aber  es  wird 
wieder  abgeschwächt,  weil  sich  herausstellt,  daß  das  Übel  auf  zwei 
Kantone  beschränkt  ist,  in  denen  das  Parteiwesen  stärkere  Wellen  als 
anderswo  schlägt.  Der  eine  ist  Tessin,  wo  früher  zwei  miteinander 
in  der  Regierung  abwechselnde  Parteien  einander  mit  italienischer 
Leidenschaft  und  Gleichgültigkeit  gegen  die  Art  der  anzuwendeden 
Mittel  bekämpften;  heutigen  Tages  werden  dort  die  Regierungsstatt- 
halter ungesetzlicher  Eingriffe  in  die  Wahlen  beschuldigt.  Der  andere 
Kanton  ist  Freiburg.  Seit  langer  Zeit  wehrt  sich  hier  die  herrschende 
katholische  Partei,  geführt  von  einem  klugen  und  energischen  Diktator, 
gegen  das  Eindringen  der  liberalen  Partei;  hier  werden  alle  Beamten 
der  ungesetzlichen  Wahlmache  geziehen.  Hinter  diesen,  die  die  eigent- 
liche Parteiorganisation  bildeten,  stehe  zur  Aushilfe  die  kirchliche.  Wie 
man  sich  erinnern  wird,  ist  Freiburg  der  einzige  Kanton,  welcher  die 
Volksgesetzgebung  nicht  über  das  durch  die  Bundesverfassung  vorge- 
schriebene Maß  eingeführt  hat.  Es  ist  das  schweizerische  Mecklenburg. 
Wie  man  in  Deutschland  erwogen  hat,  ob  nicht  jeder  Staat  eine  moderne 
Verfassung  annehmen  müsse,  so  in  der  Schweiz,  ob  nicht  jeder  Kanton 
ein  Mindestmaß  von  kantonalen  Volksrechten  gewähren  solle. 

Aber  dieses  Übel  kann,  wenn  wir  die  Schweiz  als  eine  Einheit  be- 
trachten, nicht  groß  sein,  denn  sonst  müßten  die  Wahlen  häufiger 
beanstandet  werden.  Aber  von  Beanstandungen  dieser  und  anderer 
Art  vernimmt  man  selten.  Keine  einzige  der  Nationalratswahlen  von 
191 1  wurde  angefochten. 

3.    In  Frankreich. 

Wie  überall  verläuft  der  Wahlkampf  gewöhnlich  still  und  lang- 
weilig, wo  eine  Partei  ihre  Herrschaft  fest  begründet  hat;  erst  die 
Zählkandidatenpolitik  der  sozialistischen  Partei  hat  diesen  Frieden  zu 
trüben  begonnen.  Wo  sich  mehrere  Kandidaten  um  den  Sitz  streiten, 
zeichnet  er  sich  fast  regelmäßig  durch  Roheit  aus.  Nun  hat  die  Zahl 
der  Kandidaturen  im  neuen  Jahrhundert  die  Tendenz,  zu  steigen;  im 
Jahre  1902  erfolgte  die  erste  Wahl  nach  dem  Beginn  des  Kulturkampfes 
unter  der  kräftigen  Einwirkung  der  „Alliance  Democratique",  im  Jahre 
1910  unter  der  die  Habsucht  der  Berufspolititiker  aufreizenden  Wirkung 
der  Erhöhung  der  Diäten  von  9000  auf  1 5  000  Franken.  Für  die 
Wahlen  des  Jahres  19 10  wurden  2987  Kandidaten  aufgestellt,  das  sind 
fünf  für  den  Wahlkreis,  354  neue  für  die  Stichwahlen;1)  für  den  ersten 

l)  Es  wurden  im  ersten  Wahlgang  nur  348  Kandidaten  definitiv  gewählt  gegen 
437  im  Jahre  1906,  folglich  beinahe  IOO  weniger.  205  Deputierte  wurden  nicht  wieder- 
gewählt    Vgl.  Revue  de  Paris,  1910,  S.  637. 
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Wahlgang  ungefähr  [ooomehr  als  im  Jahre  1906  tnil  1990  Kandidaturen. 

1902  waren  es  2515,  1898  :  1398,  [893  :  J.U'i,  1889  :  151O,  [88$  :  1418, 
[88l  :  1506,   1877  :  131 1,    [876  :  1476. 

In  den  Glaubensbekenntnissen  und  Programmen,  welche,  wie  wir 
gesehen  haben,  die  Kandidaten  vor  der  Wahl  erlassen,  geben  sie  ge- 
wöhnlich zuerst  ihre  Parteistellung  an,  hierauf  zahlen  sie  die  Bedürfnisse 
ihrer  Wahlkreise  auf,  denen  sie  sich  nachdrücklich  zu  widmen  versprechen. 
Manche  verweilen  auch  dabei,  daß  man  sie  schon  lange,  vielleicht  von 
Jugend  auf  kenne,  daß  sie  stets  ihre  Pflicht  als  Menschen  und  Bürger 
getan  hätten  und,  um  an  den  Herzensschrein  der  Wähler  zu  klopfen, 
verfehlen  einige  nicht  darauf  hinzuweisen,  wie  sie  als  echte  Söhne  des 
Volkes  sich  unter  Schwierigkeiten  emporgearbeitet  haben.  Die  Komitee- 
freunde des  Kandidaten  spielen  Variationen  über  dasselbe  Thema.  Sie 
schildern  ihn  als  einen  Mann,  welcher  durch  häusliche  und  öffentliche 
Tugenden  der  Achtung,  der  Verehrung,  ja  der  Bewunderung  Aller 
würdig  sei,  sie  malen  rührende  Bilder  von  der  Jugend  heißem  Mühen 
um  Brod,  Wissen  und  Freiheit,  von  nie  verwelkender  Liebe  zu  betagten 
Eltern,  von  stolzem  Dulden  für  unverwüstliche  Überzeugungen,  von 
Sieg  und  Auszeichnung  im  hart  errungenen  Berufe. 

Aber,  so  fragt  man,  sind  denn  diese  Lobhudeleien  nicht  auch  in 
anderen  Ländern  üblich  ?  Daran  ist  nicht  zu  zweifeln.  Wir  würden  sie 
auch  nicht  erwähnen,  selbst  wenn  sie  noch  aufdringlicher  wären,  wenn 
nicht  der  Kandidat  zum  Beweise,  daß  die  Interessen  des  Wahlkreises 
in  keinen  treueren  Händen,  als  den  seinigen,  ruhen  könnten,  sich  eifrig 
bemühte,  die  Gegner  mit  gemeinen  Mitteln  herabzusetzen.  Er  zerrt 
nämlich  mit  Vorliebe  unliebsame  Vorgänge  aus  dem  Privatleben  der 
Mitbewerber  ans  Licht.  Noch  Wochen,  nachdem  die  Worte  in  den 
Versammlungen  verklungen  sind,  starren  dem  Wanderer  niedrige  und 
wüste  Beschuldigungen  und  Beschimpfungen  in  den  Fetzen  der  Mauer- 
anschläge entgegen.  Im  letzten  Augenblicke,  wenn  der  Gegner  nicht 
mehr  antworten  kann,  sucht  man  ein  Geschoß  auf  ihn  zu  schleudern  oder 
einen  seiner  Anschläge  zu  überkleben.1)  Auch  kommen  vor  nicht  unter- 
zeichnete,  den  Kandidaten  angreifende  Anschläge,  welche    anscheinend 


')  Vorher  wurde  erwähnt,  dafl  Genf  ähnlichen  Methoden  huldige,  wie  Frankreich. 
In  einer  Korrespondenz  der  Neuen  Züricher  Zeitung  über  die  Nationalratswahlen  am 
29.  Oktober  heißt  es :  „Der  Maueranschlag  ist  die  typische  Form  des  Genfer  Wahlkampfes. 
Zu  Dutzenden  .  .  .  prangen  sie  an  den  langen  Bretterwänden :  ellenlange  Proklamationen 
mit  einer  schier  unendlichen  Reihe  von  Unterschriften;  kurze  Pasquille,  in  denen  der 
eine  oder  andere  Kandidat  „vermöbelt"  wird.  Den  ganzen  lieben  Tag  rennen  die  An- 
schläger gassauf,  gassab  .  .  .  Neben  der  Affiche  die  Wählerversammlungen  I  Auch  sie 
sind  unzählbar;  jeder  Winkel  wird  abgesucht  .  .  .  Auf  die  Wahlen  hin  wird  dann  ein 
selbständiges  Wahlkomitee  mit  Präsidenten,  mehreren  Kassierern,  einem  halben  Dutzend 
Vizepräsidenten  mit  zwanzig  bis  vierzig  Beisitzern  gebildet." 
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aus  seiner  Partei  stammen  und  daher  einen  um  so  stärkeren  Eindruck 
machen  sollen. 

Außer  den  Anschlägen  sind  beliebt  Flugblätter,  dann  Zeitungs- 
artikel und  seit  den  letzten  Wahlen  Flugschriften,  deren  jede  Partei  in 
Überfluß  erzeugt. 1)  Eine  Notiz  wird  es  veranschaulichen.  Im  Jahre 
1906  expedierte  das  Zentralkomitee  der  radikalen  Partei  320000  Bro- 
schüren, im  Jahre  1910  aber  1640000,  also  mehr  als  das  Fünffache. 
In  früheren  Zeiten  war  das  wichtigste  Agitationsmittel  des  Kandidaten 
die  Rede,  und  zwar  seine  eigene  Rede.  Seit  der  besseren  Organi- 
sation der  Parteien  wird  er  durch  andere  Redner  unterstützt,  die  ihm 
das  Zentralkomitee  auf  Ansuchen  des  Parteikomitees  zur  Verfügung 
stellt.  Die  größten  oratorischen  Leistungen  aber  bieten  die  Wahl- 
kreise keineswegs  immer  bei  den  Hauptwahlen,  sondern  bei  den 
Nachwahlen,  weil  dann  die  Parteien  leichter  ihre  ersten  Kräfte  auf 
den  bedrohten  Punkt  werfen  können,  während  die  Nachfrage  bei  den 
Hauptwahlen  im  Verhältnis  zum  Angebote  zu  groß  ist.  Frankreich 
eigentümlich,  wenn  ich  nicht  irre,  sind  große  gemeinsame  Wahlver- 
sammlungen, 2)  in  denen  die  Kandidaten  der  verschiedenen  Parteien 
nacheinander  auftreten  und  ihre  Gegner  wie  deren  Parteien  herunter- 
zureißen suchen.  Wenn  man  darüber  ein  Urteil  abgeben  darf,  sind  sie 
häufiger  Kinder  der  Not,  als  der  freien  Wahl.  Eine  Partei,  die  selbst 
keine  Wählerversammlung  veranstalten  kann,  schickt  ihre  Anhänger 
in  die  Wählerversammlung  anderer  Parteien,  und  dann  entstehen  Auf- 
tritte, die  man  eher  mit  Hahnenkämpfen  als  mit  Reformationsgesprächen 
vergleichen  darf.  Da  in  Frankreich  die  rednerischen  Fähigkeiten  stärker 
verbreitet  sind,  als  in  manchen  anderen  Ländern,  so  wird  viel  geredet, 
und  da  der  Franzose  für  den  Zauber  der  Rede  sehr  empfänglich  ist, 
so  kann  es  nicht  verwundern,  daß  die  Kandidaten  sich  mit  um  so 
größeren  Hoffnungen  tragen,  je  mehr  sie  in  Wahlversammlungen  sprechen. 

Die  Einschreibung  der  Wähler  ist  durch  ein  Gesetz  gut  geregelt. 
Sie  ist  bequem  und  sparsam,  bei  weitem  nicht  so  teuer  wie  in  Eng- 
land, wo  die  Registrationskosten  sich  auf  14 — 15  Millionen  Mark 
jährlich  belaufen  und  die  zu  erfüllenden  Anforderungen  es  dem  Wähler 
schwer  machen,  in  die  Liste  eingetragen  zu  werden. 3)  In  jedem  fran- 
zösischen Wahlkreise  wird  eine  jedes  Jahr  zu  revidirende  Liste  der 
Wahlberechtigten  geführt,   auf  Grund   deren   den  Wählern  Wahlkarten 


*)  Auch  in  der  Schweiz  treten  die  Broschüren  erst  in  neuester  Zeit  in  die  Reihe 
der  Kampfmittel  ein. 

2)  In  den  Vereinigten  Staaten  „genuine  debates  between  two  opponents  are  becoming 
more  and  more  rare.  Formerly  these  Joint  debates'  were  tolerably  common  ...  in  the 
South,  however,  beginning  as  soon  as  the  border-state  of  Maryland,  the  Joint  debate  still 
reappears  sometimes."     Ostrogorski  II  316  f. 

a)  Bodley,  France  S.  321. 


/write»   Kapitel.     Die  Parti«.  qrei 

ausgefertigt  werden;  auf  der  Wahlkarte  sind  in  f.;cdruckter  Form  sowohl 
die  vorzunehmende  Wahl  wie  Tag  und  Stunde  des  Wahlgeschaftes  an- 
gegeben; schriftlich  müssen  hinzugefügt  werden:  der  Name  des  Wahlers, 
seine  Registernummer  und  das  Wahllokal.  Wenn  der  Wähler  seine 
Karte  in  der  Bürgermeisterei  abholt,  muß  er  seinen  Namen  auf  die 
Karte  schreiben.  In  Orten  ohne  gegenseitige  Bekanntschaft  der  Wahler 
wird  er  aufgefordert,  seinen  Namen  vor  der  Stimmabgabe  noch  einmal 
zu  schreiben ;  beide  Schreibungen  werden  miteinander  verglichen.  Falls 
aber  die  Wähler  miteinander  bekannt  sind  —  in  etwa  vier  Fünfteln 
aller  Wahlkreise  — ,  sieht  man  von  diesen  Vorsichtsmaßregeln  ab;  dort 
werden  die  Karten  von  einem  Beamten  des  Bürgermeisteramtes  in 
die  Wohnungen  getragen.  Diese  Einrichtung  vermochte  unlautere 
Praktiken  nicht  zu  verhindern,  denn  die  Ausführung  ist  den  Bürger- 
meistern und  Beisitzern  übertragen,  welche  oft  mit  radikalen  und  so- 
zialistischen Cliquen  auf  freundlichem  Fuße  stehen.  Daher  hat  Frank- 
reich Ränke  und  Schliche  aufzuweisen,  welche  neben  denen  der  Union 
den  Blick  zu  fesseln  vermögen.  In  Herault  wurden  vor  den  Wahlen 
des  Jahres  1889  nicht  weniger  als  800  Stimmen  entweder  hinzugefügt 
oder  ausgemerzt,  um  Paul  Leroy-Beaulieu  zu  Fall  zu  bringen,  und  im 
Jahre  1893  enthielten  die  Wählerlisten  von  Toulouse  3000  Namen  von 
Personen,  die  überhaupt  nur  in  dem  Kopfe  der  Wahlfälscher  lebten 
oder  tot  oder  bankerott  waren  oder  die  Stadt  verlassen  hatten,  außer- 
dem waren  die  Namen  von  Gegnern  der  herrschenden  radikalsoziali- 
stischen Gruppe  mit  Ätzmitteln  beseitigt  worden.  Im  ganzen  wurden 
damals  86  Wahlfälschungsmethoden  festgestellt  —  mit  Einschluß  der 
bei  der  Abstimmung  ausgeübten,  von  denen  wir  noch  zu  sprechen 
haben.1) 

Parallelen  zu  den  bisher  besprochenen  finden  sich  auch  in  anderen 
Ländern,  aber  in  Frankreich  erhält  der  Wahlkampf  durch  zwei  in  der 
Schweiz  und  Amerika  fehlende  Einrichtungen  ein  eigentümliches  Ge- 
präge: durch  seine  weitverzweigte  Bureaukratie  und  seine  parlamen- 
tarische Regierung. 

Napoleon  I.  hatte  die  von  den  französischen  Königen  begonnene, 
von  der  Nationalversammlung  zerstörte,  von  den  Jakobinern  wieder 
aufgenommene  administrative  Zentralisation  vollendet,  welche  die 
Bourbonen  und  Louis  Philippe  unverändert  übernahmen.  Als  nun 
Napoleon  m.  das  1848  eingeführte  allgemeine  Stimmrecht  von  allen 
1850  hinzugefügten  Einschränkungen  befreite,  suchte  er  nach  einem 
Mittel,  um  es  ungefährlich  zu  machen.  Er  fand  es  in  der  offiziellen 
Kandidatur  und  der  offiziellen  Beeinflussung  der  Wahlen.  Die  Präfekten 
und  die  von  der  Regierung  ernannten  Bürgermeister  wurden  zu  Wahl- 

l)  Bodley  S.  371  f. 
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machern  berufen  unter  Leitung  des  Ministers  des  Innern,  welcher  am 
Vorabend  der  Wahl  die  Präfekten  zu  einem  einheitlichen,  einträchtigen 
Zusammenwirken  um  sich  vereinigte.  In  ihren  Wirkungskreis  zurück- 
gekehrt, veröffentlichten  sie  die  Namen  der  der  Regierung  genehmen 
Kandidaten  auf  weißen  Anschlägen;  Straßen,  Brücken,  öffentliche  Gebäude 
und  andere  Vorteile  wurden  den  Wahlkreisen  in  Aussicht  gestellt,  wenn 
die  offiziellen  Kandidaten  die  Mehrheit  auf  sich  vereinigten;  alle  Beamten 
von  den  höchsten  bis   zu   den   niedrigsten  wurden   seine  Wahlagenten. 

Dieses  System  blieb  auch  nach  der  Einführung  der  parlamen- 
tarischen Regierung  unter  der  dritten  Republik  bestehen,  aber  es  änderte 
sich  in  zwei  Punkten.  Die  Minister  des  Innern,  welche  nun  über  den 
gewaltigen  Verwaltungsapparat  verfügten,  benutzten  ihn  zur  Erhaltung 
der  Macht  ihrer  Partei;  sie  suchten  ihre  Kandidaten  durchzubringen. 
Als  höchste  Beamte  eines  demokratischen  Gemeinwesens  dürfen  sie 
offizielle  Kandidaten  nicht  aufstellen,  aber  sie  können  die  Zufriedenheit 
mit  dem  Kandidaten  auf  eine  Weise  kundgeben,  die  nicht  direkt  kom- 
promittiert. Hält  der  der  herrschenden  Partei  angehörende  Kandidat 
eine  Versammlung  ab,  so  können  die  von  ihm  in  Aussicht  gestellten 
Vorteile  durch  die  Anwesenheit  von  Beamten  eine  offiziöse  Bestätigung 
empfangen.  Daher  sind  die  herrschenden  Parteien  so  empfindlich,  wenn 
höhere  Beamte  Versammlungen  anderer  Parteien  besuchen.  Eine  radi- 
kaler Politiker  stellte  im  Februar  1910  den  Antrag,  das  Zentralkomitee 
solle  den  Ministerpräsidenten  auffordern,  den  Präfekten  und  Unter- 
präfekten  den  Besuch  einer  von  der  Alliance  Democratique  abzuhal- 
tenden Versammlung  zu  verbieten.  In  der  Provinz  beklagt  man  sich 
zuweilen  über  die  Langsamkeit,  mit  der  die  Regierung  an  die  Aus- 
führung notwendiger  Maßregeln  gehe,  sie  würden  von  einer  Instanz 
zur  anderen  verschleppt;  gewiegte  Leute  behaupten,  daß  sie  sich  damit 
Unterpfänder  für  den  glücklichen  Ausfall  von  Neuwahlen  verschaffe. 

Viel  mehr  aber  wurde  die  Stellung  der  Minister  dadurch  verändert, 
daß  sie  nicht  mehr  vom  Kaiser,  sondern  von  den  Kammern  entlassen 
und  ernannt  werden.  Früher  war  der  Minister  der  Gönner  des  Depu- 
tierten gewesen,  jetzt  entwickelte  der  Deputierte  sich  zum  Gönner  des 
Ministers,  denn  von  seinen  Abstimmungen  hing  das  Schicksal  der 
Ministerien  ab.  Der  Minister  mußte  ihn  daher  von  sich  abhängig  machen, 
dadurch  daß  er  ihm  die  gesamte  „Patronage"  auslieferte:  Anstellungen 
bis  zum  Unterpräfekten,  ja  bis  zum  Präfekten  hinauf,  Versetzungen, 
Beurlaubungen,  Orden,  Subventionen,  Niederschlagung  von  Prozessen, 
Lieferungen,  Tabakbüros  usw.  Er  mußte  aber  auch  die  Wähler  zu 
überzeugen  suchen,  daß  es  dieser  und  kein  anderer  sei,  der  das  Füll- 
horn der  Gnaden  über  das  Arrondissement  ausschütten  könne,  sonst 
hätte  der  Wankelmut  der  Wähler  sich  einer  dem  Minister  feindlichen 
Größe  zuwenden  können.    Besucht  der  Deputierte  seinen  Wahlkreis,  so 
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empfangt  Ihn  der  Unterpräfekt,  der  Rekrutierungsoffizier,  oder  ei  um- 
drängen  ihn  die  Beamten  des  Gerichtes,  '1er  Steuer,  die  Lehrer,  die 
Straßenaufseher. 

Dir  Ministerien  der  dritten  Republik  haben  eine  kurze  Lebens- 
dauer; man  fühlte,  daß  die  Stetigkeit  der  WahUeitung  verloren  ging. 
Der  Deputierte]  nicht  der  Minister,  herrschte  von  nun  an  im  Wahl- 
kreise. Ist  er  Minister  gewesen,  gar  Ministerstürzer  geworden,  dann 
wird  es  selbst  für  den  Präfekten  eine  Lebensfrage,  ob  er  die  Befehle 
des  heute  mächtigen  Ministers  oder  des  morgen  noch  mächtigeren  De- 
putierten vollziehen  soll.  Fälle  sind  vorgekommen,  daß  er  kurzer  Hand 
dem   Unterprafekten  durch  eine  Depesche  seine  Befehle  kundgeben  ließ. 

Daher  die  bei  jeder  Wahl  immer  wiederkehrende  Klage,  daß  die 
Staatsbeamten  und  Gemeindebeamten  die  Wahlen  beeinflussen.  Über 
die  „Pression  Administrative"  wird  fast  ebenso  häufig  geklagt,  wie  über 
die  „Pression  Patronale",  die  Beeinflussung  der  Wahlen  durch  die  Unter- 
nehmer. Der  Unterpräfekt  fährt  mit  dem  Kandidaten  am  Wahltage 
im  Automobil  umher;  Volksschullehrer,  Feldhüter,  Straßenaufseher 
arbeiten  als  Wahlagenten  eifrig  im  Interesse  des  Kandidaten ;  der  Präfekt 
bedroht  die  Bürgermeister,  daß  er  den  Gemeinden  seine  Gunst  ent- 
ziehen werde,  wenn  die  Wahlen  nicht  vorschriftsmäßig  erfolgen;  kurz 
vor  den  Wahlen  werden  Briefe  veröffentlicht,  welche  die  hohe  Gunst, 
in  der  der  Kandidat  beim  Minister  steht,  beweisen  und  lange  fällige 
Medaillen  werden  durch  seine  Fürsprache  verteilt;  den  Landgemeinden 
wird  eingeschärft,  daß  die  Entschädigung  für  Hagelschäden  von  dem 
Ergebnis  der  Wahlen  abhängen  werde ;  man  schreckt  selbst  nicht  davor 
zurück,  die  Armen  zu  besuchen  und  ihnen  begreiflich  zu  machen,  daß  die 
Zahlung  der  Unterstützung  in  unzertrennlicher  Verbindung  mit  dem 
Ausfall  der  Wahlen  steht. l) 

Beim  Abstimmen  sind  es  die  Gemeindebeamten,  welche  den  Sieg 
des  Kandidaten  entscheiden  müssen.  Man  beurlaubt  sie,  damit  sie  eine 
ausgedehnte  Tätigkeit  entfalten  können;  sie  setzt  sich  aus  der  An- 
nahme der  Wahlzettel  und  dem  Errechnen  der  Wahlergebnisse  zu- 
sammen. Sie  nehmen  Wahlzettel  von  unberechtigten  Personen  an, 
ersetzen  die  von  den  Gegnern  abgegebenen  Zettel  durch  solche,  welche 
auf  die  Namen  von  Kandidaten  der  begünstigten  Parteien  lauten  oder 
machen  sie  dadurch  unschädlich,  daß  sie  sie  mit  beschmutzten  Fingern 
anfassen,  wodurch  sie  kenntlich  und  ungültig  werden,  schmuggeln  mit 
großer  Geschicklichkeit  in  den  Ärmeln  verborgene  Zettel  in  die  Urne, 
und,  wenn  alle  diese  Mittel  noch  nicht  zum  Ziele  führen,  erlangen  sie 
die  Mehrheit  für  die  zum  Siege  Berufenen  durch  Zählungs-  und  Berech- 


')  Daß  die  Wirte  einflußreiche  Wahlagenten  sind,  ist  keine  Frankreich  eigentümliche 
Erscheinung. 
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nungskniffe.  Diese  erfordern  dann  eine  wahre  Genialität,  wenn  sich  in 
der  Urne  mehr  Zettel  befinden,  als  Stimmen  abgegeben  worden  sind. 
Oder  der  Polizeischutz  ist  an  solchen  Stellen,  wo  voraussichtlich  regierungs- 
feindliche Kandidaten  gewählt  werden,  so  schwach,  daß  dort  versammelte 
Rowdies  die  Wähler  daran  hindern,  an  die  Urne  zu  gelangen,  und  beim 
Öffnen  der  Urnen  und  Zählen  der  Stimmen  ein  Tumult  entsteht,  der 
alle  begangenen  Missetaten  vor  der  Entdeckung  bewahrt. 

Eine  derartige  Beeinflussung  könnte  von  einer  um  die  Reinheit 
des  politischen  Lebens  besorgten  Regierung  unterdrückt  werden.  Es 
ist  daher  weit  bedenklicher,  daß  die  weit  schwerer  auszurottende  Be- 
stechung in  allen  ihren  Formen  in  so  erschreckendem  Umfange  wächst. 
Das  Übel  wird  nicht  mehr  bloß  in  den  Sitzen,  die  seit  alters  dafür 
berüchtigt  sind,  in  Korsika  und  Nizza,  angetroffen,  es  rückt  stetig  nach 
Norden  vor.  Zahlen  für  Essen  und  Trinken,  so  hören  wir,  sei  ganz 
gewöhnlich,  während  die  Gratisverteilung  von  Medikamenten  erst  in 
den  Anfängen  stehe;  daß  der  Kandidat  auswärts  wohnenden  Wählern 
die  Reisekosten  vergütet,  erscheint  daneben  als  ein  Ausfluß  der  poli- 
tischen Gerechtigkeit.  Aber  die  beliebteste  Methode  scheint  doch  die 
unmittelbare  Geldverteilung  zu  sein ;  die  Stimme  kostet  fünf  bis  zwanzig 
Franken  das  Stück.  Die  Franzosen  scheinen  es  nicht  als  guten  Witz 
betrachtet  zu  haben,  daß  ein  Kandidat  seine  Bestechungen  damit  ent- 
schuldigte, sie  seien  notwendig  gewesen,  um  das  Gleichgewicht  zwischen 
sich  und  dem  radikalen  Regierungskandidaten  herzustellen.  Nicht  nur 
die  Gunst  der  Regierung  wird  hoch  eingeschätzt,  sondern  auch  die 
mächtige  Stütze,  die  ihnen  der  Freimaurerorden  gewährt!1) 

Infolge  der  Bestechungen  sind  die  Wahlkosten  beträchtlich  ge- 
stiegen, während,  wie  vielfach  behauptet  wird,  die  Unterstützung  des 
Kandidaten  durch  seine  Freunde  zurückgegangen  sei;  diese  hätten 
früher  Lokale  für  ihn  hergegeben,  in  den  Zeitungen  für  ihn  agitiert, 
Flugblätter  und  Stimmzettel  für  ihn  verteilt  oder  verteilen  lassen.     Jetzt 


x)  Der  Hauptschauplatz  dieser  Betrügereien  ist  Südfrankreich ,  etwa  südlich  von 
Nantes  bis  Beifort.  Je  stärker  der  germanische  Blutzusatz  ist,  um  so  ehrlicher  geht  die 
Wahl  vor  sich.  Diese  Tatsachen  finden  sich  (zum  Teil !)  in  den  Berichten  über  die  be- 
strittenen Wahlen  in  dem  „Journal  Officiel"  bald  nach  dem  Zusammentritt  der  neuen 
Kammer.  Aus  denen  für  1910  führe  ich  nur  folgendes  an.  In  einem  Wahlkreise  be- 
nutzten die  Wähler  die  Karten  von  102  abwesenden  Seeleuten.  Immer  wieder:  daß 
falsche  Namen  auf  die  Listen  gesetzt  oder  mehr  Wahlzettel  abgegeben  wurden,  als  Wähler 
in  der  Liste  standen.  In  einem  korsikanischen  Wahlkreise  gaben  108  Wähler  412  Stimm- 
zettel ab,  und  der  Wahlbericht  wurde  gefälscht,  dies  war  die  höchste  Leistung.  Stets 
wiederkehrende  Klagen  über  „pression  administrative"  und  Bestechungen  aller  Art.  Die 
Kammer  beurteilt  diese  Vorgänge  weder  mit  katonischer  Strenge  noch  mit  salomonischer 
Weisheit,  sondern  von  grob  utilitarischen  Beweggründen  geleitet.  Es  ist  daher  von  mehreren 
Seiten  vorgeschlagen  worden,  ihr  die  Entscheidung  ganz  zu  entziehen  und  dem  Staatsrat 
zu  übertragen. 
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müsse  er  für  alles  bezahlen,  besonders  hoch  seien  die  Wahlkosten  Hort, 
wo  der  Kandidat  gegen  einen  von  der  Regierung  unterstützten  Mit- 
bewerber ankämpfen  müsse.  Auf  zehntausend  Franken  werden  die 
\\  .ihlkosten  durchschnittlich  geschätzt,  während  sie  natürlich  in  einigen 
Fällen  niedriger,  in  vielen  anderen  bedeutend  hoher  seien;  die  Kosten 
einer  schwierigeren  Wahl  werden  auf  30-  -40000  Pranken  im  Durch- 
schnitt berechnet. 

Diese  Summen  müssen  von  dem  unabhängigen  Kandidaten  selbst 
getragen  werden,  das  heißt  von  dem  Kandidaten,  der  nicht  von  einer 
Partei  seine  offizielle  Investitur  empfangen  hat.  Doch  gibt  es  Ver- 
einigungen, welche  für  Wahlzweckc  Geld  aufbringen,  ohne  ihre  Gunst 
auf  eine  einzige  Partei  zu  beschränken;  die  bedeutendste  wurde  schon 
erwähnt,  die  „Alliance  demoeratique",  die  aus  den  Schätzen  der  radi- 
kalen Bourgeosie  schöpfte;  viel  genannt  wird  auch  das  „Comite 
Mascuraud".  Wenn  die  Regierung  nicht  selbst  die  Mittel  besitzt,  um 
einen  Zuschuß  zum  Wahlfond  beizusteuern,  dann  findet  sie  Unterstützung 
bei  den  Financiers,  welche  sich  in  anderer  Wreise  entschädigen. 
Mit  diesen  Verhältnissen  steht  auch  die  Erhöhung  der  Diäten  der 
Abgeordneten  von  9000  auf  1 5  OOO  Franken  teilweise  im  Zusammen- 
hang. 

In  Amerika  werden  von  jedem  Komitee  für  die  Wahlen  sogenannte 
„Campaign  Funds"  angesammelt,  die  großen  freiwillig  von  den  Partei- 
freunden aus  Parteitreue  oder  aus  Hoffnung  auf  Stellen  als  Senatoren 
und  Gesandten  für  sich  selbst  oder  ihre  Freunde,  zum  Teil  weniger 
freiwillig  als  Kapitalanlage  von  den  Unternehmern,  welche  auf  die  Gunst 
der  Maschine  angewiesen  sind  (sie  bewahrt  sie  vor  lästigen  Gesetzen  und 
läßt  ihnen  gute  Kontrakte  zukommen),  dann  von  den  Kandidaten  selbst 
und  von  den  Beamten,  welche  einen  Prozentsatz  des  von  ihnen  durch 
die  Hilfe  der  Maschine  erworbenen  Gehaltes  an  sie  abführen.  Diese 
„Assessments"  sind  aber  geringer  geworden  infolge  eines  diese  Beiträge 
verbietenden  Gesetzes  von  1883,  obwohl  das  Gesetz  häufig  umgangen 
wird.  Der  Boss  ist  gleichsam  der  Wahlunternehmer.  Er  ist  der  Emp- 
fänger und  Zahler  aller  Gelder.  Der  Überschuß  gehört  ihm.  Bei 
der  Präsidentenwahl  ist  der  Verwalter  des  höchsten  Campaign  Fund 
der  Präsident  des  exekutiven  Ausschusses  des  Nationalkomitees. 

Die  zusammengebrachten  Summen  werden  zu  Bestechungen  ver- 
wandt von  Wählern  und  unehrlichen  Wahlbeamten,  für  die  Miete  von 
Versammlungsräumen,  Bezahlung  von  Rednern  und  Agenten  aller  Art, 
dann  iür  Inserate,  Post-  und  Telegraphengebühren,  Wahlliteratur,  Fahnen 
und  Fackeln,  Beförderung  der  Wähler  zur  Wahlurne.  Die  offiziellen 
Kosten  für  die  Wahlbeamten,  Wahlzettel,  Wahlzellen  usw.  werden  aus 
öffentlichen  Mitteln  bestritten.     Im  Jahre  191 2   ist  ein  Bundesgesetz  in 
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Kraft   getreten,   welches   die   Veröffentlichung   der    gezahlten   Summen 
anordnet.     Auch   1 5  Einzelstaaten  haben  solche  Gesetze. *) 

Die  Wahlkosten  sind  in  der  Schweiz  gering.  Die  Zeitungen 
nehmen  Inserate  und  Wahlaufrufe  kostenlos  auf,  die  Gemeinde  besorgt 
das  Wahllokal  und  zahlt  für  die  Stimmzettel. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Berufspolitiker. 

1. 

Die  Vereinigten  Staaten. 

Der  angelsächsische  Geist,  der  sich  so  fruchtbringend  auf  dem 
Gebiete  der  Erscheinungen  betätigt,  der  sie  so  genau  beobachtet,  so 
tiefsinnig  ihre  Ursachen  zu  erkunden  weiß,  so  weitblickend  ihre 
Wirkungen  überschaut,  so  klug  die  Heilmittel  für  bestehende  Übel  er- 
kennt, er  hat  keine  Neigung  zu  scharfen  Definitionen  und  erschöpfenden 
Klassifikationen.  Er  ist  kein  auf  das  Begriffliche  gerichteter  Geist,  daher 
ist  er  im  Politischen  weder  doktrinär  noch  radikal,  ganz  verschieden 
von  dem  französischen. 

Er  hat  dem  Wort  „politician"  eine  eigene  Bedeutung  gegeben, 
ohne  sie  auf  dem  logischen  Seziertisch  sauber  zu  präparieren.  Wir 
haben  das  Wort  mit  Berufspolitiker  übersetzt  Was  ist  aber  ein  Berufs- 
politiker? Offenbar  ein  Mann,  der  von  seinem  Berufe  leben  will,  der 
ihm  also  ein  Einkommen  gewähren  soll.  Ein  solches  identisches 
Urteil  bringt  uns  aber  nicht  weiter.  Suchen  wir  auf  dem  Wege  voll- 
ständiger Einteilungen  fortzuschreiten! 

Es  gibt  Stellen  in  der  Gesetzgebung,  in  der  Verwaltung,  in  der 
Rechtsprechung.  Wer  sich  ins  Parlament  wählen  läßt,  nicht  um  seinem 
Volke  oder  seiner  Partei  zu  dienen  oder  für  seine  Überzeugungen  zu 
kämpfen,  sondern  zur  Erlangung  der  für  die  Volksvertreter  ausge- 
worfenen Diäten,  der  ist  offenbar  ein  Berufspolitiker.  Berufspolitiker 
ist  also  der  Mietling,  dem  es  um  den  Lohn,  nicht  um  die  Sache  zu 
tun  ist.  Aber  auch  diese  Erkenntnis  scheint  noch  ungenügend,  denn 
die  Verwaltungsbeamten  und  die  meisten  Richter  werden  ebenfalls  zu 
den    Berufspolitikern    gerechnet.      Sind    denn    unsere    Regierungsräte, 


l)  Die  für  die  Gewinnung  der  Delegierten  in  den  Primaries  aufgewandten  Summen 
fallen  nicht  unter  das  Gesetz.  In  Pennsylvania  wurden  von  den  Agenten  Tafts  und 
Roosevelts  im  Frühling  1912  2  000  000  Dollars  ausgegeben,  in  New  York  für  die  Stimme 
5  D.  bezahlt.     The  Evening  Post,  May   16  th,   1912,  S.  W.  E. 
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Landrichter  Berufspolitiker?    Nein.    Und  doch   erstrebet]   die  meisten 

ihre  Ämter  als  Berufsstellungeil,  von  denen   sie   leben   wollen. 

Wir  hören,  die  Bundesrichter  seien  keine  Berufspolitiker  und  die  Zivil- 
dienstreform habe  deren  Zahl  vermindert.  Da  nun  erstens  die  Bundes« 
lichter  gewöhnlich  aus  sehr  fähigen  Juristen  genommen  werden  und 
die  Zivildienstreform  den  Eintritt  in  die  Beamtenlaufbahn  von  dem 
Bestehen  einer  Prüfung  abhängig  macht,  da  zweitens  die  Hundesrichter 
auf  Lebenszeit  angestellt  werden  und  die  an  zweiter  Stelle  genannten 
Beamten  eine  höhere  Sicherheit  ihrer  Stellung  genießen,  so  tritt  das 
Wesen  des  Berufspolitikers  darin  zutage,  daß  er  erstens  von  einem 
Staats-  oder  Gemeindeamte  leben  will,  ohne  seine  Befähigung  nach- 
gewiesen zu  haben,  und  zweitens  gegen  die  Entfernung  aus  ihm  wehrlos 
oder  wenig  geschützt  ist;  seine  Existenz  hängt  von  dem  Ausfall  der 
Wahlen  und  der  Einschätzung  seiner  Dienste  durch  die  Parteihäupter 
ab.  Daher  muß  er  durch  den  Anschluß  an  eine  Partei  und  die 
unverdrossene  Tätigkeit  für  sie  ein  Amt  zu  erlangen  und  zu  be- 
wahren suchen.  Aber  noch  ein  drittes  Moment  enthält  der  Begriff  des 
Berufspolitikers:  daß  er  nämlich  sowohl  während  der  Vorbereitung  auf 
die  Wahl  wie  beim  Wahlkampfe  selbst  vor  gemeinen  Ränken  und  grobem 
Betrüge  nicht  zurückschreckt  und  seine  politische  Tätigkeit  auch  mit 
anrüchigen  Mitteln  zu  seiner  Bereicherung  ausnutzt. 

Die  im  Besitz  eines  Amtes  befindlichen  Personen  bilden  das  erste 
Armeekorps  der  Berufspolitiker.  Ihr  Schaffen  für  die  Partei  ist  aber 
nur  noch  in  begrenztem  Umfange  möglich.  Die  Aufstellung  der  Kan- 
didaten und  die  Wahlen  erfordern  Männer,  welche  unausgesetzt  wirken, 
welche  für  ihre  Arbeit  aus  den  Kassen  der  Partei  in  der  Gegenwart 
belohnt  werden  müssen  und  in  der  Zukunft  ein  Amt  zu  erlangen  hoffen. 
Das  ist  das  zweite  Armeekorps. 

Hierzu  kommen  als  Hilfstruppen,  Personen,  welche  gleichsam  im 
Nebenamte  tätig  sind :  Wirte  und  Wahlagenten,  welche  für  ihre  Dienste 
bezahlt  werden.  Reiche  Leute,  die  Geld  aus  politischer  Berechnung 
hergeben,  dürfen  wir  halb  zu  ihnen  rechnen. 

Weshalb  hat  nun  kein  Land  eine  solche  Zahl  von  Berufspolitikern 
wie  die  Vereinigten  Staaten  ?  Vor  allem,  weil  die  Politik  keines  Landes 
eine  solche  Masse  von  harter  und  langweiliger  Wahlarbeit  erfordert, 
für  welche  nirgendwo  die  Leute  zu  finden  wären,  die  sie  aus  idealen 
Beweggründen  übernehmen  würden.  Die  Wahlen  sind  zahlreich  für 
Bund,  Staaten,  Grafschaften,  Gemeinden,  sie  kehren  häufig  wieder,  die 
Methode  der  Aufstellung  der  Kandidaten  ist  verwickelt,  die  Technik 
des  Wahlkampfes  ausgebildeter  als  in  Europa.  Und  für  die  höheren 
Aufgaben  fehlt  es  an  höheren  Kräften.  Wenige  Rentner,  kein  Adel, 
geringes  Ansehen  der  Abgeordneten,  schlechte  Bezahlung,  die  Parlamente 
in   kleinen   Städten ,    weshalb   Unvermögen   Hervorragenderer,   die  po- 
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litische  Arbeit  neben  ihren  Geschäften  zu  betreiben;  die  Tätigkeit  im 
Parlamente  wegen  der  Vorherrschaft  der  Komitees  und  der  Unverträg- 
lichkeit einer  Führerstellung  mit  der  Gewaltenteilung  ohne  Ehre  und 
Ruhm;  Vorschrift,  daß  der  Kandidat  im  Wahlkreis  ansässig  sein  muß; 
Parlamentssitze  und  Ämter  immer  nur  auf  kurze  Zeit  übertragen; 
Widerwillen  vieler  gegen  die  Notwendigkeit,  mit  der  Maschine  in  Ver- 
bindung zu  treten,  wenn  sie  sich  aufstellen  lassen  wollten. 

Damit  dürfte  erklärt  sein,  weshalb  Stellen  der  Lohn  sind  für  die 
Parteitätigkeit  und  weshalb  „the  best  men  do  not  go  into  politics."  *) 
Weshalb  aber  sind  die  Abgeordneten  so  wenig  angesehen?  Die  Ant- 
wort kann  nach  den  früheren  Ausführungen  kurz  sein.  Weil  sie  in  so 
riesigem  Maße  die  öffentlichen  Kassen  geplündert  haben  und  niemand 
sein  Brot  in  diesem  Berufe  suchen  wird,  der  es  anderswo  erlangen 
kann.  2)     So  die  Abgeordneten  zu  den  Staatenparlamenten. 

Aus  welchen  Elementen  der  Bundessenat  besteht,  sahen  wir 
schon.  Es  sind  State-Bosses,  dann  reiche  Leute,  die  für  die  großen 
Spenden,  die  sie  der  Parteikasse  zukommen  ließen,  auf  Befehl  der 
Bosses  hineingewählt  wurden,  drittens  Vertreter  von  Korporationen, 
welchen  ebenfalls  ihr  Geld  den  Eintritt  eröffnete,  die  aber  ihre  Be- 
lohnung nicht  in  der  Ehre,  wie  die  zweite  Schicht,  suchen,  sondern  in 
der  Möglichkeit,  für  ihre  Interessen  zu  wirken;  viertens,  ehemalige 
Richter  und  Gouverneure. 3)  Viele  von  ihnen  haben  anderen  parla- 
mentarischen Körpern  angehört  und  in  der  Mehrzahl  sind  sie  Rechts- 
anwälte gewesen,  oder  sie  sind  es  noch,  welche  vor  dem  Bundes- 
gerichte plädieren  und  dessen  Zusammensetzung  gelegentlich  zu  beein- 
flussen bemüht  sind.  Daher  die  jetzt  stark  hervortretende  Forderung, 
die  Senatoren  sollten  direkt  vom  Volke  gewählt  werden. 

Auch  in  dem  Abgeordnetenhause  sind  viele  Juristen,  sie  überwiegen 
die  aus  wirtschaftlichen  Berufen  Hervorgegangenen.  Manche  Mitglieder 
haben  ihre  erste  politische  Erziehung  in  dem  Parlamente  ihrer  Staaten 
erhalten. 4) 

n. 

Frankreich. 

Die  Ausführungen  des  zweiten  Buches  über  das  französische  Be- 
amtentum, diejenigen  des  dritten  über  die  Parteiorganisation  gestatten 
einen  Schluß  darauf,  worin  die  Verhältnisse  der  französischen  Berufs 
Politiker  den  amerikanischen  ähnlich  und  worin  unähnlich  sind. 

*)  Bryce  II  55  f.,  69 f.     Ostrogorski  II  237  f. 

*)  Ostrogorski  II  575. 

8)  Ostrogorski  II  542,  Bryce  I  119. 

*)  Bryce  I  128. 
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ks  gibt  in  Frankreich  eine  gröflert  Zahl  von  Beamten,  welche, 
weil  lest  angestellt,  einen  böheren  iwenn  auch  keinen   ganz    lieberen) 

Schutz  gegen  das  I  lereindrangen  der  Berufspolitiker  und  ihrer  Geschöpfe 
genießen,  als  in  der  Union.  Es  gibt  in  I* rankreich  nicht  zwei  sich  ab- 
lösende Parteien,  weshalb  nicht  periodisch  ein  gründlicher  Beamten« 
Wechsel  stattfinden  kann.  Die  Wahlen  haben  in  Frankreich  nicht 
dieselbe  Wichtigkeit,  wie  in  Amerika,  und  die  Beamten  werden  ernannt. 
Sie  werden  ernannt  vom  Minister  auf  den  direkt  oder  indirekt  über- 
mittelten Vorschlag  des  Deputierten ;  auf  seine  Veranlassung  werden 
auch  neue  Stellen  geschaffen.  Es  ist  folglich  nicht  die  Maschine  und 
ihr  Boss,  welche  dem  Bewerber  ein  Amt  verschaffen,  sondern  es 
ist  der  Deputierte  für  das  Gebiet  eines  Arrondissements.  Ein  Seiten- 
stück zu  dem  französischen  Systeme  weist  in  den  Vereinigten  Staaten 
nur  der  Bundesstaat  auf,  wo  Senatoren  und  Deputierte  der  in  der 
Mehrheit  befindlichen  Partei  die  Ernennungen  der  Beamten  regelmäßig 
beeinflussen. 

Worin  bestehen  die  aus  der  Politik  fließenden  Einnahmen  der 
Deputierten?  Erstens  in  ihrem  Gehalte,  Zuwendungen  für  von  ihnen 
für  ihre  Klienten  erlangte  Stellen,  Anteil  an  Vorteilen,  welche  sie 
Geschäftsleuten  zu  verschaffen  verstanden  haben, x)  das  Palais-Bourbon 
hat  seine  „Lobby"  ebenso  gut  wie  der  Kongreß  in  Washington ; 2)  be- 
sonders die  Kolonialpolitik  hat  nicht  wenige  zu  reichen  Leuten  gemacht. 
Für  den  Berufspolitiker,  der  kein  eigenes  Vermögen  hatte,  ausschließlich 
auf  sein  Gehalt  angewiesen  war  und  hiervon  die  Wahlkosten  und  die 
Liberalitäten  gegen  seinen  Wahlkreis  bestreiten  sollte,  gehörte  die  Zeit 
vor  der  Erhöhung  des  Gehaltes  unzweifelhaft  zu  den  „harten";  der  nie 
aufhörende  Spott  über  die  „Quinze  Mille"  ist  wenigstens  in  einer 
Demokratie,  wo  für  alle  Staatstätigkeiten  prinzipiell  gezahlt  werden  soll, 
unangebracht  und  zeugt  von  geringem  Verständnis  für  die  Staatsform, 
unter  der  die  Spötter  leben. 

Die  Schwierigkeiten,  in  welchen  ein  Teil  der  Abgeordneten  lebt 
und  die  sie  für  die  Versuchung,  ein  Panama  in  kleinerer  oder  größerer 
Ausgabe,  reif  machen,  darf  man  nicht  verallgemeinern,  alle  Vermögens- 
klassen sind  im  französischen  Abgeordnetenhause  vertreten, 3)  während 


*)  Nur  wegen  des  Objektes,  das  sich  ein  unabhängiger  Sozialist  für  die  Erlangung 
seines  Mehrwerts  ausersehen  hatte,  sei  erwähnt,  daß  es  ein  in  seinem  Wahlkreis  gelegenes 
Irrenhaus  war. 

*)  Lobby  ist  ein  Saal,  wo  die  Mitglieder  der  amerikanischen  Parlamente  von  Nicht- 
mitgliedern  aufgesucht  werden,  wo  legitime  und  andere  Geschäfte  zwischen  ihnen  ab- 
geschlossen werden.  Mit  der  Entwickelung  der  Maschine  und  des  Boss,  der  die  Geschäfte 
vermittelte,  wurde  die  Lobby  ausgeschaltet.  Vgl.  Ostrogorski  II,  182,  196,  547.  Über 
den  französischen  „Salon  de  la  Paix"  Gerard-Varet,  Revue  de  Paris,   1911,  S,  158. 

s)  Über  die  Vermögensverhältnisse  der  Deputierten  J.Delafosse,  Psychologie  duDepute, 
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Bryce  eine  gewisse  Gleichheit  der  finanziellen  Lage  in  dem  amerikanischen 
herrschen  läßt. x)  Auch  darin  ist  jenes  von  diesem  verschieden,  daß 
sich  hier  die  verschiedenen  Schichten  der  Gesellschaft  begegnen.  Der 
alte  Adel  fehlt  unter  den  rechtsstehenden  Parteien  nicht;  wenn  wir  die 
Senatoren  hinzurechnen,  ist  seine  Zahl  nicht  ganz  unbedeutend;  die 
Rentner  haben  sich  im  Palais-Bourbon  nach  der  Berechnung  von  Charles 
Benoist  über  Gebühr  vermehrt;2)  die  Verwaltung  nimmt  nach  dem- 
selben Verfasser  sieben  bis  achtmal  mehr  Sitze  ein,  als  ihr  zukommen. 
Nur  die  wirtschaftlichen  Berufe  haben  zu  wenige  Vertreter  aufzuweisen, 
die  liberalen  aber  zu  viele,  unter  diesen  an  erster  Stelle  die  Advokaten. 
Hierin  also  vollste  Übereinstimmung  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 
und  Frankreich  1  Es  überrascht,  weil  einige  der  Gründe,  die  wir  vorher 
für  die  Union  kennen  lernten,  hier  nicht  wirksam  sind.  Es  ist  nicht 
schwer,  seinen  Berufsgeschäften  nachzugehen  und  zugleich  einen  Sitz 
im  Abgeordnetenhause  einzunehmen.  Wie  viele  Deputierte  wohnen  in 
Paris  und  können  dort  ihrem  Berufe  obliegen;  die  Provinzorte  lassen 
sich  leicht  erreichen;  mancher  Geschäftsmann  und  Advokat  ist  mit 
anderen  associiert;  die  Ansprüche,  welche  an  die  Anwesenheit  des 
Abgeordneten  im  Palais  Bourbon  gestellt  werden,  sind  ziemlich  be- 
scheiden, zudem  das  französische  Parlament  ihm  erlaubt,  seine  Ab- 
stimmungszettel von  Kollegen  abgeben  zu  lassen,  eine  Erleichterung, 
die  mit  dem  englischen  Pairing  off  einige  Ähnlichkeit  aufweist.  Aber 
die  Erklärung  jener  Übereinstimmung  ist  nicht  schwer.  Viele,  die 
berufen  wären,  ein  Mandat  anzunehmen,  beziehen  aus  ihrer  Unter- 
nehmung so  hohe  Einnahmen,  daß  sie  sie  nicht  durch  einen  Sitz  im 
Abgeordnetenhause  schmälern  möchten,  viele  andere  erwerben  aus  ihrem 
Berufe  so  wenig,  daß  sie  gern  bereit  sind,  ihn  mit  dem  eines  Ab- 
geordneten zu  vertauschen.  Diese  problematischen  Naturen  im  Sinne 
Goethes  liefern  allen  Parteien  ihre  „Rhetoren":  „Advokaten,  Ärzte  für 
Menschen  und  Tiere,  Professoren,  Journalisten  oder,  mit  einem  un- 
bestimmteren aber  edleren  Ausdrucke,  Publizisten."  8)  Sie  verstehen  es, 
über  alles  zu  reden,  ohne  von  den  Fragen,  die  sie  behandeln,  ein 
tieferes    Verständnis    zu    haben;4)    Verhandlungen    über    die    ernsten 


1904,  S.  24  f.  In  jeder  Legislaturperiode  gibt  es  etwa  60,  deren  Gehalt  mit  Beschlag 
belegt  ist,  also  10%.     Vgl.  auch  Gerard-Varet  S.  150. 

*)  Comparatively  few  are  wealthy,  and  few  are  very  poor.     I  129. 

2)  S.  S.  468  dieses  Buches. 

s)  Charles  Benoist,  Crise  de  l'Etat  Moderne  S.  23. 

*)  Von  einem  bekannten  Deputierten  behauptete  ein  bekannter  Schriftsteller  in  einem 
bekannten  Buche,  er  habe  als  Kolonialminister  in  einer  Rede  die  französischen  mit  den 
englischen  Kolonien  verwechselt.  Ich  enthalte  mich,  den  Namen  des  Deputierten  und 
den  Titel  des  Buches  zu  nennen,  weil  ich  die  gehässige  Art  französischer  Politiker  gegen 
ihre  Gegner  nicht  billige.    Allgemeiner  sagt  Delafosse  von  der  Bildung  vieler  Abgeordneten : 
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Interessen  des  Landei  sind  ihnen  so  langweilig,  daß  sie  die  Flucht 
ergreifen,  wahrend  sich  der  Sitzungssaal  wie  die  Tribüne  füllen,  wenn 
eine  sensationelle  Interpellation  angekündigt  wird. ')  Selbst  in  der 
sozialistischen  Partei  sind  die  Rhetoren  stark  vertreten. 2) 

Ich  will  nicht  dabei  verweilen,  daß  diese  Zustände  die  Gedanken 
der  Interessenvertretung  haben  wachsen  lassen,  sondern  nur  hervor- 
heben, daß  die  Achtung,  in  welcher  die  Abgeordneten  standen,  langsam 
aber  unaufhörlich,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten,  immer  tiefer  ge- 
sunken ist.  Die  unteren  Klassen  verachten  den  Deputierten,  weil  sie 
sein  Willkürregiment  in  dem  Arrondissement  am  eignen  Leibe  spüren, 
ein  Unrecht,  gegen  welches  es  in  der  französischen  Demokratie  kein 
Entrinnen  gibt,  denn  die  Richter  und  Staatsanwälte  sind  Geschöpfe  der 
herrschenden  Partei.  Wenn  der  Beamte  den  rechtsstehenden  Parteien  an- 
gehört, fühlt  er  sich  dem  Delegue  und  der  etwa  vorhandenen  Loge 
preisgegeben,  er  darf  die  Kirche  nicht  besuchen,  ohne  ernsten  Gefahren 
ausgesetzt  zu  sein.  Andererseits  ist  der  Deputierte  der  Diener  seiner 
einflußreichen  Wähler  und  von  dessen  Klienten,  wenn  er  nicht  die 
Interessen  einer  Kapitalistengruppe  vertritt.  Er  hat  sich  unauthörlich 
für  sie  zu  bemühen,  Briefe  zu  schreiben  und  in  den  Ministerien  für  sie 
zu  wirken.  Diese  Seite  des  Deputiertenlebens  schilderte  witzig  Edmond 
Scherer  in  seiner  mehrfach  angeführten  Broschüre.  Ja  auch  jetzt  noch 
vernehmen  wir  zuweilen,  daß  er  ihnen  Ammen  oder  Regenschirme  be- 
sorgen müsse,  aber  in  den  letzten  Veröffentlichungen  wird  ein  düsteres 
Bild  der  Lehnsherrschaft  und  der  Arrondissementstyrannei  entworfen.8) 
Sie  molestierten  ihre  Feinde  in  der  kleinlichsten,  ja  in  der  grausamsten 
Art,  die   kleinen  Beamten   würden   rücksichtslos   ihrer  Stellen   entsetzt, 


„Les  journaux  des  cercles  de  petite  ville  qu'ils  frequentent  furent  leur  universitd".  S.  69. 
Mittelstadt  betrachtete  die  Konditorei  als  diese  Hochschule.    „Die  Zukunft",  12.  Februar  1898. 

*)  Les  habituds  savent  que  c'est  generalement  dans  les  couloirs  que  vit  la  Chambre 
des  deputes.  La  salle  des  seances  est  surtout  un  theätre :  on  n'y  va  que  pour  la  represen- 
tation,  et  c'est,  dans  les  grands  jours,  moins  encore  un  thdätre  qu'un  cirque  oü  se  livrent 
des  combats  de  betes.  En  dehors  de  ces  spectacles  attirants,  eile  est  generalement  deserte. 
Lorsque  .  .  .  on  discute  une  loi  d'affaire  . . ,  les  deputes  s'esquivent  .  .  ,  dans  les  couloirs  .  .  . 
C'est  la  fatalite  du  regime  parlementaire  qui  ne  met  en  lumiere  que  les  facultes  oratoires 
et  reserve  les  premieres  places  a  ceux  qui  parlent  le  mieux,  avant  qu'on  se  soit  enquis 
de  ce  qu'ils  savent  faire.     Delafosse  S.   127,  102. 

2)  Nach  dem  Berichte,  welchen  die  Geeinigten  dem  internationalen  Kongreß  in  Kopen- 
hagen erstatteten,  befinden  sich  unter  den  75  Abgeordneten:  7  Rechtsanwälte,  4  Apotheker, 
4  Ärzte,  8  Professoren,  2  Lehrer,  5  Journalisten,  I  Ingenieur.     Le  Socialiste  No.  268. 

8)  Daher  die  Mißachtung  des  Poliücien  I  Vor  einigen  Jahren  besuchte  ich  eine 
Arrondissementsstadt,  um  mich  zu  erkundigen,  wann  eine  in  den  Zeitungen  angekündigte 
Nachwahl  stattfinden  würde.  Niemand  wollte  von  einer  Wahl  etwas  wissen,  und  die 
Leute  wurden  sehr  reserviert.  Wahrscheinlich  hielten  sie  mich  für  einen  Politiker.  — 
Daher  auch  die  Verachtung  ausdrückende  Beteuerung  des  französischen  Bürgers,  er  be- 
schäftige sich  nicht  mit  Politik,  wovon  Bodley  berichtet. 
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wenn  sie  nicht  blind  gehorchten,  Versetzungen  und  Urlaub  werde  ihnen 
abgeschlagen,  falls  sie  in  den  Verdacht  des  Klerikalismus  gerieten,  und 
die  Kreaturen  der  Abgeordneten  spionierten  die  Einwohner  aus.1) 

Ich  möchte  mich  gegen  den  Glauben  verwahren,  als  schriebe  ich 
der  Demokratie  diese  Übel  aufs  Konto.  Ich  weiß  sehr  wohl,  daß  gerade 
die  Demokratie  den  Parlamentarismus  sowohl  in  der  Schweiz  wie  in 
den  Gliedstaaten  der  Union  aufs  kräftigte  bekämpft,  und  daß  die  ge- 
schilderten Übel  sich  überall  finden,  wo  er  mit  einer  zentralisierten 
Bureaukratie  zusammentrifft.  Korruption,  Nepotismus,  Herrschaft  der 
Rhetoren  und  häufige  Ministerstürze  treten  in  solchen  Ländern  stets 
im  Gefolge  der  parlamentarischen  Regierung  auf. 

Nur  noch  ein  Zug  muß  hinzugefügt  werden,  um  die  Beschreibung 
des  Deputierten  zu  vollenden.  Viele  sind  Gemeinderäte,  Bürgermeister, 
Arrondissementsräte,  Generalräte  gewesen  oder  sie  sind  es  noch.  Unter 
150  Mitgliedern  der  1906  gewählten  Kammer,  die  ich  willkürlich  aus 
der  Gesamtzahl  von  etwa  600  herausgegriffen  habe,  waren  119,  die  ent- 
weder dem  Gemeinderate,  dem  Arrondissementsräte  oder  Generalrate 
angehörten,  welche  Beigeordnete  oder  Bürgermeister  waren :  unter  ihnen 
34,  die  zugleich  die  Würde  eines  Bürgermeisters  und  Generalrates  be- 
kleideten. 

Niemand  hat  die  Stellung  des  französischen  Abgeordneten  so 
drastisch  geschildert,  wie  Derjenige,  welcher  als  Berichterstatter  eines 
Komitees  auf  Anregung  von  Brisson  und  Dubost  die  Erhöhung  des 
Deputiertengehaltes  von  9000  auf  15000  Franken  beantragte,  un- 
beschreiblicher Zustimmung  im  Palais  Bourbon  begegnete,  aber  un- 
sägliche Verwünschungen  des  Landes  auf  sein  Haupt  herabzog.  Er 
wurde  nicht  wieder  gewählt,  wofür  er  eine  Entschädigung  verlangte. 
Er  schrieb:  „Ich  hatte  98  Gemeinden  in  meinem  Wahlkreise,  jede  hatte 
ihren  Turnverein,  den  ich  unterstützen  mußte.  Ich  schrieb  jeden 
Monat  1500  Briefe.  Ich  verbrachte  jede  Woche  zwei  Tage  im  Taxi- 
meter, um  die  Bestellungen  meiner  Wähler  auszurichten.  Wir  werden 
für  Bediente  gehalten  und  auch  für  Marktschreier,  welche  bei  jeder 
Dorfkirmeß  zur  Schau  stehen  müssen.  Es  ist  ekelerregend,  und  weil 
wir  die  Wiedererstattung  eines  Teiles  unserer  Ausgaben  durch  Auf- 
legung einer  jährlichen  Ausgabe  von  einem  Sou  für  den  Kopf  verlangt 
haben,  verabschiedet  man  uns  wie  Hausmeister". 


l)  Auf  einer  Fahrt  im  Süden  Frankreichs  hatte  ich  mich  neben  den  Postillon  ge- 
setzt, welcher  die  Zeitungen  an  die  auf  dem  Wege  Wartenden  verteilte.  Hier  scheint  ja 
alles  radikal  zu  sein,  bemerkte  ich  nach  einer  Musterung  der  Titel.  Radikal  sind  nicht 
alle,  die  radikale  Zeitungen  halten,  erwiderte  er  schmunzelnd. 
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III. 

Die  Schweiz. 

Wenige  Betrachtungen  werden  erkennen  lassen,  weshalb  in  der 
Schweiz  weder  die  amerikanische  noch  die  französische  Art  der  Berti fs- 
politiker  bisher  in  nennenswertem  Grade  gediehen  ist. 

Den  Abgeordneten  beschäftigt  der  Kantonsrat  jedes  Jahr  nur  einige 
Tage  oder  Wochen,  die  zweckmäßig  über  die  Monate  und  Jahreszeiten 
verteilt  sind.  Jeder  kann  seine  Bürde  tragen,  ohne  seine  Geschäfte  zu 
vernachlässigen;  der  wenig  beschäftigte,  junge  Fürsprech  geht  ihnen 
nach,  wenn  er  im  Ratssaale  seine  rednerischen  Fähigkeiten  entfaltet. 
Und  die  für  den  bescheidenen  Zeitaufwand  bezogenen  Diäten  sind  so 
mäßig,  hier  und  da  so  dürftig,  daß  sie  allein  niemanden  verführen 
könnten,  Berufspolitiker  zu  werden.  Es  ereignet  sich  häufig,  daß  die 
Abgeordneten,  nachdem  sie  zwei  Tage  dem  Vaterlande  geopfert  haben, 
nicht  mehr  zusammenzuhalten  sind  und  unbekümmert  um  den  Verlust 
ihres  Lohnes  frischweg  nach  Hause  gehen,  ob  welcher  gewissenlosen 
Vertagung  das  wenig  gesetzesfrohe  Volk  ihnen  nicht  grollt.  Ja  der 
gutmütige  Souverän  scheint  es  nicht  zu  bemerken,  daß  der  Normal- 
arbeitstag seiner  Kommissare,  wenn  sie  sich  zu  versammeln  geruhen, 
kurz  bemessen  ist.  Wahrscheinlich  sieht  er  ein,  daß  Referendum  und 
Initiative  den  Parlamentarismus  getötet  und  ausgeweidet  haben.  Wessen 
Arbeitseifer  erlahmte  nicht,  wenn  er  wie  ein  Schüler  beaufsichtigt  wird, 
wenn  seine  Gesetzentwürfe  angenommen  oder  verworfen  werden  von 
Übergeordneten,  die  sie  aber  nicht  so  genau  kennen,  wie  er  selber? 
Aber  ist  der  Schaffensdrang  des  amerikanischen  Parlamentariers  in  den 
Einzelstaaten  nicht  ein  Gegenbeweis?  Muß  er  nicht  durch  die  Be- 
schränkung der  Zahl  der  Sessionen,  ihrer  Dauer,  seiner  Diäten  davon 
abgehalten  werden,  das  Gesetzbuch  mit  einer  langen  Zahl  von  Gesetzen 
zu  füllen?  Tatsächlich  sind  es,  wie  man  sich  erinnern  wird,  Privat- 
gesetze, Spezialgesetze,  deren  profitabler  Herstellung  er  sich  mit  Vor- 
liebe widmet;  an  den  Erlaß  öffentlicher  Gesetze  tritt  er  schüchtern 
heran. 

Einen  freiem  Eindruck  macht  der  von  der  Volksgesetzgebung  nicht 
versengte  Kongreß  der  Union,  er  ist  fleißig,  fruchtbar,  aus- 
harrend. Weniger  fleißig  und  fruchtbar,  aber  ebenso  ausharrend 
und  unbeschränkt  ist  das  französische  Abgeordnetenhaus,  dessen  Be- 
wohner das  Palais  Bourbon  zu  einem  Klub  gemacht  haben,  in  dem  sie, 
mit  Ausnahme  der  heißen  Sommermonate,  einen  großen  Teil  des  Tages 
mit  Spazierengehen,  Briefeschreiben,  Unterhaltung,  Ränkespinnen,  Ein- 
leitung einträglicher  Geschäfte,  Empfang  von  Freunden  und  Bittstellern, 
Besuch  des  Büffets  verbringen,  wenn  ihnen  nicht    die  Anwesenheit   im 
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Sitzungssaale  bei  Abstimmungen,  Interpellationen,  Ministerstürzen  er- 
wünscht scheint,  und  vorausgesetzt,  daß  sie  in  den  Ministerien  für  ihre 
Klienten  nicht  vorsprechen  müssen. 

Mit  den  Parlamenten  Frankreichs  und  des  amerikanischen  Bundes- 
staates läßt  sich  die  weniger  gefesselte  Bundesversammlung  eher  als 
mit  den  Kantonsräten  vergleichen;  neuerdings  will  man  auch  bemerkt 
haben,  daß  der  Nationalrat  wie  sein  großer  Bruder  in  Paris  zu  viel 
Zeit  mit  Anfragen,  Interpellationen  und  Rederei  verliere.  Die  Bundes- 
versammlung nimmt  die  Vertreter  jetzt  etwa  zehn  Wochen  jährlich  in 
Anspruch,  aber  die  Einnahmen  von  höchstens  1500  Franken  sind  doch 
zu  gering,  als  daß  sie  die  gioße  Mehrzahl  veranlassen  könnten,  sich  aus 
pekuniären  Gründen  in  sie  wählen  zu  lassen. 

Die  Amter  in  den  meisten  Gemeinden  beschäftigen  den  Inhaber 
so  wenig  und  sind  so  wenig  einträglich,  daß  sie  keinem  Berufspolitiker 
das  Leben  zu  geben  vermöchten.  Verlockender  sind  diejenigen  in  den 
größeren  Stadtgemeinden.  Auch  die  Stellen  der  Bundesräte,  der  höheren 
Richter,  Staatsanwälte,  Regierungsräte  beschäftigen  den  Beamten  ge- 
nügend und  werfen,  wenn  auch  nicht  in  allen  Kantonen,  ein  solches 
Einkommen  ab,  daß  sie  den  Preis  für  eine  politische  Wirksamkeit 
bilden  könnten.  Aber  sie  sind  nicht  zahlreich,  und  die  Aussicht,  eins 
zu  erlangen,  wird  dadurch  eingeschränkt,  daß  die  Schweizer  den  Amts- 
wechsel gerne  vermeiden.  Winchester  berechnete,  daß  in  39  Jahren 
27  Namen  immer  wieder  in  dem  Verzeichnis  der  Bundesräte  erscheinen; 
von  den  47  während  dieser  Zeit  tätigen  Räten  waren  7  gestorben,  1 1  frei- 
willig zurückgetreten  und  nur  zwei  nicht  wieder  gewählt  worden.1) 

Es  ist  also  die  amerikanische  Beutepolitik  hier  undurchführbar, 
weil  sich  die  Parteien  nicht  regelmäßig  ablösen,  und  für  die  französische 
fehlt  die  reale  Voraussetzung,  weil  die  Kantone  zu  wenige  einträgliche 
Stellen  zu  vergeben  haben.  Und  der  City-Boss  wohnt  in  großen  Städten 
mit  einer  stimmberechtigten,  armen  und  unwissenden  Bevölkerung; 
aber  solche  Städte  hat  die  Schweiz  nicht.  Dagegen  ist  die  Zahl  der 
Bundesbeamten  beträchtlich   gewachsen;2)    im  Bunde  wird  auch  schon 


»)  The  Swiss  Republic,  1891,  S.  95. 

Schenk  war  32  Jahre  Bundesrat,  Naeff27,  Welti  25.  Soubies  et  Carette,  La  Repu- 
blique  Democratique,  1907,  S.  54. 

Derselbe  Konservatismus  im  Nationalrate.  Im  Jahre  1908  wurden  nur  18  National- 
räte nicht  wiedergewählt;  da  16  gestorben  waren  oder  auf  eine  Wiederwahl  verzichtet 
hatten,  wurden  nur  2  ersetzt.  Der  191 1  gewählte  Nationalrat  zählt  22  Mitglieder  mehr 
als  der  alte ;  aufler  ihnen  wurden  24  neugewählt :  20  zum  Ersatz  von  freiwillig  Verzichten- 
den, nur  4  unterlagen  im  Wahlkampf. 

2)  Für  Besoldungen  wurden  vom  Bunde  gezahlt: 
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8,6  Mill.  Frk. 

5.3 

1880 

",5     » 

7,2 
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nix  r  die  Patronage  der  stärksten  Partei  geklagt  Ob  mit  Recht,  weiß 
ich  nicht. 

Daher  üben  die  Gesetzgeber  ihre  politische  neben  ihrer  beruflichen 

Tätigkeit  aus  und  die  Beamten  erlangen  zwar  als  Parteikandidaten  ihre 

Stellen,  aber  bis  jetzt  beherrschen  politische  Krwagungen  noch  nicht 
ausschließlich  die  Aufstellung  der  Kandidaturen ;  da  die  Schweizer  es  als 
Unrecht ')  betrachten,  einen  pflichttreuen  Beamten  nicht  immer  wieder 
zu  wählen,  so  wird  er  dem  Kollegen  der  angrenzenden  monarchischen 
Länder  ähnlicher,  als  dem  amerikanischen,  und  er  lebt  nicht  in  der- 
selben unwürdigen  Abhängigkeit,  wie  die  meisten  französischen.  Auch 
wird  eine  in  Frankreich  nicht  selten  gehörte  Klage  noch  nicht  häufig 
vernommen,  daß  in  die  Verwaltung  und  Rechtsprechung  Personen  ge- 
langten, welche  es  in  ihrem  Berufe  zu  nichts  gebracht  hätten.  In  der 
Schweiz  gibt  es  weder  Beamtenprüfung  noch  Beamtenlaufbahn,  es  muß 
folglich  Jeder  auf  einem  Umwege  in  sie  gelangen.  Im  höheren 
Richterstande  ist  der  Mißstand  am  geringsten,  denn  man  sucht  Juristen 
für  ihre  Stellen  zu  gewinnen ;  in  den  überwiegend  aus  Laienrichtern 
bestehenden  Kollegien  hat  häufig  der  Gerichtsschreiber  eine  juristische 
Bildung.  In  dem  Beamtenstande  bemerkt  man  vielfach  ein  nicht  ge- 
setzlich geregeltes,  aber  tatsächlich  geübtes  Aufsteigen  aus  niederen  in 
höhere  Stellungen  nach  den  Fähigkeiten  und  Leistungen  der  Beamten.2) 

Nur  insoweit  kann  man  von  Ansätzen  zu  einem  Berufspolitikertum 
sprechen,  als  die  sozialdemokratische  Partei,  welche  auch  hier  amerika- 
nische Wege  einschlägt,  nicht  selten  ihre  Kandidaten,  auch  ohne  daß 
sie  sich  für  die  Staats-  und  Gemeindeämter  eignen,  in  sie  hineinzu- 
bringen sucht.  Dieser  rücksichtslose  Herrschaftstrieb  bereitet  den 
Boden  für  das  Wachstum  von  einzelnen  Männern,  die,  was  ihre  Macht 
betrifft,  mit  den  amerikanischen  Bosses  verglichen  werden  können.3) 

Diese  Entwicklung  würde  aber  beschleunigt  werden,  wenn  der 
Forderung  der  Volkswahl  des  Bundesrates  nachgegeben  würde. 


Davon  für  die  Postverwaltung 
1890         17,3  Mill.  Frk.  10,8 

1898         30,5     „         .,  19,0 

1907         44,1      ,,         „  28,6 

Nach  dem  Referat  von  Eugster  in  der  Kommission  des  Nationalrates  am  16.  März  1909. 
J)  Nur  der  Form  wegen,  in  der  das  Bekannte  erscheint,  werden  folgende  Sätze  an- 
geführt; „es  ist  ein  Gewohnheitsrecht  (so),  einen  Beamten,  der  seine  Pflicht  getan,  in 
seiner  Würde  zu  bestätigen.  Ein  anderes  Verfahren  wird  immer  als  ein  Unrecht  (so), 
als  eine  Kränkung  (so)  empfunden."     N.  Z.  Z.   1911,  Nr.  301,  2.  A. 

2)  Belehrend  die  1880  bezüglich  1903  erschienenen  Lebensbeschreibungen  von  Dübs 
(Ein  Schweizer  Republikaner  von  Zehnder)  und  Welti  (Bundesrat  Emil  Welter  von  Weber). 

3)  Auch  von  nicht  erfreulichen  Beziehungen  von  Beamten  zu  Unternehmern  höreD 
wir  bisweilen,  daß  z.  B.  ein  Beamter,  nachdem  er  in  seiner  amtlichen  Eigenschaft  einer 
Unternehmung  genützt  hat,  nach  dem  Ablauf  seiner  Amtszeit  in  sie  eintritt,  oder  eine 
Regierung  ihr  die  Kasse  der  Kantonalbank  zu  weit  öffnet. 
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Der  Preis  wäre  so  hoch,  daß  er  die  Habsucht  und  den  Ehrgeiz 
weckte,  die  Parteien  würden  leidenschaftlich  um  die  Stellen  kämpfen, 
die  Ernennung  der  Kandidaten  würde  Einrichtungen  notwendig  machen, 
welche  an  die  amerikanischen  Konvente  heranreichten,  das  Volk  würde 
unfähig  sein,  die  Kandidaten  zu  beurteilen,  die  Agitation  würde  bisher 
unbekannte  Proportionen  annehmen,  die  Parteiorganisation  würde 
straffer  werden,  die  vielen  Helfer  müßten  nach  dem  errungenen  Siege 
mit  den  zahlreichen  Stellen,  die  der  Bund  zu  vergeben  hat,  belohnt 
werden,  nach  jeder  Wahl  würden  andere  Männer  die  Geschäfte  des 
Bundesrates  führen,  es  würden  mehr  Stellen  geschaffen  werden  (schon 
jetzt  klagt  man  ja  über  die  zu  geringe  Zahl  der  Bundesräte),  die  Präsi- 
dentschaft würde  sich  kräftiger  abheben,  die  Amtsdauer  würde  ver- 
längert werden,  (häufig  wird  behauptet,  das  Amt  leide  unter  der  zu  kurzen 
Bekanntschaft  jedes  Inhabers  mit  den  auswärtigen  Angelegenheiten),  der 
neue  Grundsatz  der  Ämtersbesetzung  würde  auf  Bundesrichter,  Gesandten 
und  Konsulen  ausgedehnt  werden;  die  Schweiz  würde  nicht  mehr 
von  Amerika  verschieden  sein. 

Auch  unter  dem  Volke  ist  die  Stimmung  der  Volkswahl  der 
Bundesräte  freundlich,  aber  aus  einem  ganz  anderen  Grunde:  nicht  um 
das  Parteigetriebe  im  Bunde  zu  fördern,  sondern  um  es  zu  unterdrücken. 
Dieser  sei  nicht  in  den  Bundesrat  gekommen,  vernehmen  wir,  weil  er 
der  herrschenden  Partei  nicht  angehöre,  Jener  werde  aus  demselben 
Grunde  niemals  in  ihn  gelangen:  Beide,  tüchtige  Männer,  verdienten  es 
mehr  als  alle  anderen,  Bundesräte  zu  werden.  Ich  möchte  glauben,  daß 
in  jedem  Kanton  ein  solcher  allgemein  verehrter  Mann  wohnt  Auch 
denkt  das  Volk  nicht  daran,  seine  Günstlinge  nach  kurzer  Zeit  wieder 
aus  dem  Bundespalast  zu  entfernen,  während  radikale  Politiker  wohl 
behaupten,  es  müsse  ein  frischer  Zug  in  den  Bundesrat  hineinkommen. 

Immer  wieder  glaubt  man  die  Schweiz  am  Scheidewege  zu  sehen. 

In  einem  anderen  als  dem  herkömmlichen  Sinne  dürfte  man  von  Be- 
rufspolitikern sprechen,  wenn  man  aus  der  Zusammensetzung  des  National- 
rates gewahr  wird,  wie  viele  seiner  Mitglieder  sich  schon  in  anderen 
politischen  Sphären  betätigt  haben;  und  auch  hier  ist  die  Zahl  der 
Juristen  beträchtlich.  Nach  einer  von  mir  aufgemachten  Statistik  für 
die  Legislaturperiode  1905 — 08,  die  aus  Mangel  an  ganz  bestimmten 
Angaben  nur  mangelhaft  ausfallen  konnte,  waren  unter  167  National- 
räten yj  Kantonsräte,  Regierungsräte,  Richter  usw.,  dazu  kamen  31 
Advokaten,  31  den  wirtschaftlichen  Berufen  angehörende  Personen 
(unter  ihnen  8  Landwirte),  8  Professoren  und  Schulräte,  4  Ärzte,  2  Tier- 
ärzte, 5  Journalisten,  2  Doktoren,  1  Rentner  =  161 ;  der  Beruf  der 
übrigen  6  ließ  sich  nicht  genügend  feststellen.  Da  von  den  zuerst  ge- 
nannten Räten  manche  ebenfalls  eine  juristische  Bildung  besaßen,  so 
bestand  wahrscheinlich  die  Hälfte  aus  Juristen.     Eine  Statistik    der   im 
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Herbste-  m>i  i  gewählten  Nationalräte  weist  eine  ahnliche  Zusammen- 
setzung auf:  64  Juristen,  26  Regierungaräte,  7  Kegicrungsstatthaltcr, 
14  Stadtpräsidenten,  23  Kaufleute  und  Industrielle,  14  I^andwirtc, 
13  Journalisten,  10  Ärzte,  2  Tierärzte,  3  Professoren,  2  Lehrer,  2  Theo- 
logen, 4  Architekten  und  Ingenicure,  3  Gasthofbesitzer,  1  Förster, 
1   Setzer;   76  sind  zugleich  Mitglieder  ihrer  Kantonsräte.1) 

Im  Ständerate  sind  unter  44  Mitgliedern  23  Juristen  und  13  Re- 
gierungsräte. 

Das  Ergebnis?  Die  Demokratie,  welche  die  beständigen,  die 
dauernden,  die  „geborenen",  mit  Berufskenntnissen  ausgerüsteten  Organe 
vernichtet  und  die  noch  aus  dem  Schutt  hervorragenden  Trümmer 
leidenschaftlich  forträumt,  sie  muß  sich  von  den  Parteien  mit  unbe- 
ständigen, unstetigen,  nicht  mit  Fachbildung  beschwerten  versehen 
lassen,  die  das  Land  häufig  zerrütten  und  es  der  Korruption  ausliefern. 
Aus  der  Demokratie  entsteht  unfehlbar  eine  Oligarchie.  Glücklich  die 
Schweiz,  die  gesundeste  aller  Demokratien,  welche  bisher  den  Gefahren 
der  anderen  entgangen  istl     Ob  es  ihr  noch  lange  möglich  sein   wird? 

Bei  der  überragenden  Stellung  der  gesetzgebenden  Gewalt  in  der 
repräsentativen  und  parlamentarischen  Demokratie  ist  die  Volksherr- 
schaft gewöhnlich  eine  Herrschaft  der  Studierten,  vornehmlich  der 
Juristen,  der  Advokaten. 


*)  Der  freisinnig-demokratischen  Partei  gehörten    118    an,    der    katholischen   Volks- 
partei  37,  der  sozialdemokratischen   15,  dem  Zentrum   12  und  der  demokraüschen  7. 


S  e  h  1  u  ß. 
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I. 

Die  wichtigsten  Ergebnisse  der  vorhergehenden  Beschreibung  fasse 
ich  kurz  zusammen. 

Unsere  erste  Betrachtung  galt  dem  Nachweise,  von  wie  geringer 
Bedeutung  die  Absicht  der  Führer  moderner  Völker,  Demokratien  zu 
schaffen,  bei  der  Entstehung  dieser  Staatsform  gewesen  ist.  Für  die 
Lehre  von  der  Heterogonie  der  Zwecke  liefert  ihre  Geschichte  beweis- 
kräftige Beispiele.  Unbegründet  ist  die  Annahme,  daß  die  moderne 
Demokratie  aus  einem  inneren,  alle  Widerstände  niederwerfenden 
Drange  der  Volksseele  nach  politischer  Selbstbestimmung  geboren  sei. 
Mit  Recht  verspottete  Sir  Henry  Sumner  Maine  die  Meinung,  „die 
Demokratie  sei  unwiderstehlich  und  unvermeidlich,"  *)  aber  er  sah  nicht, 
daß  ihre  Väter  und  Pathen  unfähige  Fürsten  und  Staatsmänner  ge- 
wesen sind. 

Wir  erkannten  zweitens,  daß  die  Konstruktion  keiner  demokratischen 
Staatsform  derjenigen  des  liberalen  Staates,  das  heißt  der  konstitutionellen 
Monarchie,  überlegen  ist. 

Der  Staat  soll  durch  vernünftige  Einsicht  gelenkt  werden,  der  demo- 
kratische Staat  wird  durch  den  Volkswillen  gelenkt,  der  sich  in  Wahlen 
kundgibt.  Auf  den  Ausgang  der  Wahlen  sind  von  Einfluß  Unkenntnis, 
Irreführung,  Bestechung,  erregte  Leidenschaften.  Irrationelle  Kräfte  be- 
stimmen folglich  in  der  Demokratie  den  Gang  der  Staatsgeschäfte 
stärker  als  in  der  konstitutionellen  Monarchie,  wo  der  von  den  besten 
Räten  unterrichtete  Fürst  und  eine  erste  Kammer  ein  Gegengewicht 
gegen  das  Unvernünftige  bilden  können.  Zwar  hat  man  auch  in  par- 
lamentarischen und  repräsentativen  Demokratien  Kräfte  des  Widerstandes 
anzubringen  gesucht,  aber  ohne  dauernden  Erfolg.  Der  Volkswille  unter- 
wirft sich  die  Gesetzgebung  und  die  Gesetzgebung  die  ausführende 
Gewalt,  wie  viele  Hindernisse  auch  die  Verfassungen  aufgeworfen  haben 


l)  Er  fügte  hinzu :  „the  view  that  democracy  is  irresistible  is  of  French  origin  like 
almost  all  othcr  sweeping  poliücal  generalisations.'*     a.  a.  O.  S.  71. 

37* 
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mögen.  Nur  dem  Präsidenten  und  den  Gouverneuren  der  amerikanischen 
Demokratien  haben  die  Verfassungen  eine  gewisse  Freiheit  der  An- 
regung belassen,  so  daß  sie,  wenn  sie  vom  Volkswillen  unterstützt 
werden,  über  den  Volkswillen  zu  triumphieren  vermögen. *)  Immerhin 
beweist  der  Enthusiasmus,  den  starke  Persönlichkeiten  erregen,  und  die 
in  Frankreich  immer  wieder  hervortretende  Sehnsucht  nach  ihnen,  wie 
tief  die  Monarchie  in  der  menschlichen  Seele  wurzelt  Mit  der  unmittel- 
baren Demokratie  aber  sind  sogenannte  „checks  und  balances"  unver- 
träglich. 

Die  unmittelbare  Volksherrschaft  in  der  pseudo-repräsentativen 
Demokratie  betrachten  unbefangene  schweizerische  Beobachter  nicht  als 
einen  ungemischten  demokraratischen  Fortschritt,  die  Initiative  in  der 
Form  des  ausgearbeiteten  Entwurfes  aber  als  eine  Gefahr;  selbstver- 
ständlich sind  sie  zu  klug,  um  eine  Einrichtung,  die  so  lange  bestanden 
hat,  wieder  beseitigen  zu  wollen.  Die  Volksgesetzgebung  in  den  Ver- 
einigten Staaten  wird  man  günstiger  beurteilen,  nicht  weil  sie  an  sich 
günstiger  wirkte,  sondern  weil  das  Volk  sich  seiner  korrupten  Gesetz- 
geber nicht  anders  erwehren  kann.  Aber  zu  einem  abschließenden 
Urteil  ist  es  noch  zu  früh;  sie  ist  bisher  in  Übung  vorzugsweise  in 
Staaten  mit  geringer  Bevölkerungszahl,  deren  Anwachsen  die  Schwierig- 
keiten vermehren  muß. 

Die  parlamentarische  Demokratie  leidet  außerdem  unter  der  un- 
sicheren Stellung  ihrer  Ministerien,  deren  unausgesetzte  Sorge  die  Selbst- 
behauptung gegen  den  Ansturm  ihrer  Gegner  bildet;  Ämter  und  Stellen 
werden  parlamentarische  Tauschwerte;  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
bleiben  gleichsam  nur  die  Brosamen  der  Zeit;  bei  jedem  Ministerwechsel 
gerät  die  auswärtige  und  die  innere  Politik  ins  Stocken;  ohne  die  dem 
Demokraten  so  verhaßte  Büreaukratie  wäre  die  französische  schon 
mehrere  Male  aus  den  Fugen  gegangen.  Diesen  Mangel  an  Stetigkeit, 
diese  Zusammenhanglosigkeit  hat  ein  radikaler  französischer  Staatsmann 
als  das  Grundübel  der  Demokratie  anerkannt,  und  das  von  ihm  zu 
ihrer  Bezeichnung  beliebte  Wort  „incoherence"  ist  als  das  klassische  in 
die  politische  Sprache  übergegangen. 

Freilich  begegnen  wir  Schwierigkeiten  dieser  Art  in  allen  Demo- 
kratien. 2)  Im  amerikanischen  Bundesstaate,  führt  Bryce  aus,  finden  alle 
4  Jahre  Präsidentenwahlen  statt,  welche  einen  vollständigen  Wechsel 
der  Exekutive  mit  sich  bringen  können;  alle  zwei  Jahre  wird  ein  neuer 


x)  Daß  die  Macht  hervorragender  Staatsmänner  viel  stärker  in  anderen  amerikanischen 
repräsentativen  Demokratien  und  auch  in  einem  Schweizer  Kanton,  hier  gestützt  auf  ein 
als  Parteiagentur  funktionierendes  Beamtentum  und  auf  den  Klerus,  hervortritt,  daran  sei 
nur  erinnert. 

*)  „The  maintenance  of  a  continuous  policy  is  a  difficulty  in  all  populär  governments' 
Bryce,  I  301. 
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Kongreß  gewählt  und  keines  der  beiden  Häuser  hat  anerkannte  Führer; 
kein  fester  Zusammenhang  besteht  zwischen  der  ausführenden  und  ge- 
setzgebenden Gewalt.  „Thcre  is  a  want  of  executive  unity,  and  there- 
fore  a  possiblc  want  of  executive  vigour.  Power  is  so  much  subdivided 
that  it  is  hard  at  a  given  moment  to  concentrate  it  for  prompt  ;ind 
effective  action."  ') 

Die  „incohcrencc"  macht  sich  am  schädlichsten  in  der  auswärtigen 
Politik  geltend,  während  von  Demagogen  aufgehetzte  Volksmassen  die 
Regierung  zu  raschem,  unüberlegten  Handeln  antreiben  mögen.  Gegen 
diese  Gefahr  jedoch  vermag  sie  mit  Hilfe  kräftig  organisierter  Parteien 
und,  wenn  sie  Einfluß  auf  die  Zeitungen  besitzt,  mit  Erfolg  anzukämpfen. 
Einem  Mißverständnisse,  welches  hierdurch  hervorgerufen  werden  könnte, 
muß  entgegengetreten  werden.  Nämlich  dem  Glauben,  daß  konstitu- 
tionelle Monarchien  sich  durch  eine  konsequentere  auswärtige  Politik 
auszeichneten.  Dieser  Glaube  ist  ziemlich  neu.  Die  Theoretiker 
haben  sie  Aristokratien,  welche  von  Versammlungen  erfahrener  Greise 
geleitet  werden,  zugeschrieben,  nicht  konstitutionellen  Monarchien 
Und  dann  ist  nach  einem  zum  Urteil  Berufenen  die  wichtigste  Voraus- 
setzung für  brauchbare  Diplomaten,  welche  für  eine  erfolgreiche  äußere 
Politik  verantwortlich  sind,  „die  Fähigkeit,  Menschen  und  Dinge  zu  be- 
urteilen und  sein  Verhalten  den  gegebenen  Verhältnissen  anzupassen, 
gesellschaftlicher  Takt  und  persönliche  Gewandtheit."  ■)  Weshalb  sollten 
sich  diese  Eigenschaften  häufiger  in  Monarchien  als  in  Demokratien 
finden? 

Am  wenigsten  leidet  der  schweizerische  Bundesstaat  an  „incoherence", 
„weakness  in  emergencies,  fickleness  and  instability".  Die  Herrschaft 
der  freisinnig-demokratischen  Partei  ist  im  Bunde  so  fest  begründet, 
der  Abgeordnetenwechsel  ist  so  unbedeutend,  und  in  den  Bundesrat 
werden  die  in  der  Verwaltung  bewährten  Männer  mit  einer  solchen 
Sicherheit  immer  wieder  gewählt,  daß  eine  Vergleichung  mit  den  an- 
deren Demokratien  ausgeschlossen  ist.  Dieser  Vorzug  ist  folglich  nicht 
in  der  Staatsform,  sondern  in  den  Verhältnissen,  im  Volkscharakter 
begründet. 

Drittens  führten   wir   aus,   daß   die  Leistungsfähigkeit    des    demo- 


*)  Es  bereitet  dem  Leser  eine  nicht  geringe  Überraschung,  daß  Bryce  an  einer 
anderen  Stelle  den  Vorwurf  des  „weakness  in  emergencies,  incapacity  to  act  with  prompti- 
tude  and  decision",  den  er  selbst  I  302  erhoben  hat,  zu  widerlegen  sucht.  II  564.  Auch 
gegen  den  Tadel,  Demokratien  neigten  zu  „fickleness  and  instability",  sucht  er  sie  dort 
zu  schützen. 

2)  Fürst  Lichnowsky,  zitiert  bei  A.  Wirth,  Unsere  äußere  Politik,  1912,  S.  8.  Übrigens 
sind  dieses  Eigenschaften,  deren  Wert  in  allen  Berufen  zu  beobachten  ist.  Wo  sie  fehlen, 
verkümmern  Talente  oder  werden  aberkannt;  der  glückliche  Besitzer  erhebt  sich  mit 
mäßigen  Gaben  weit  über  die  Stelle,  die  sie  ihm  anweisen  würden. 
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kratischen  Beamtentums  hinter  demjenigen  des  konstitutionell-monar- 
chischen Staates  zurücksteht.  Hier  ist  der  Hauptsitz  der  von  Faguet 
so  genannten  „Incompetence."  Der  größte  Mißstand  besteht  darin, 
daß  selbst  die  meisten  Richter  nach  Parteizugehörigkeit  und  zwar  auf 
kurze  Zeit  gewählt  werden.  Wenigstens  die  nicht-politischen  Beamten 
(z.  B.  Zoll-  und  Postbeamte)  hat  die  Zivildienstreform  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  dieser  Fessel  zu  lösen  gesucht;  in  der  Schweiz  ist  man 
bestrebt,  die  Beamten  möglichst  lange  in  ihren  Ämtern  zu  belassen, 
während  die  früher  übliche  Berücksichtigung  der  Berufskenntnisse  zu- 
rückgeht; in  Frankreich  wird  der  Nachweis  von  Berufskenntnissen  in 
weiterem  Umfange  gefordert,  es  gibt  dort  auch  Beamtenkategorien  mit 
fester  Anstellung.  Freilich  bildet  das  für  den  Parlamentarismus  kein 
unübersteigliches  Hindernis. 

Viertens  erregte  es  Erstaunen,  daß  die  Selbstverwaltung  nicht  all- 
gemein auf  der  hohen  Stufe  steht,  die  man  erwarten  sollte.  Überdies 
ist  sie  in  Amerika  und  in  geringeren  Grade  in  Frankreich  ein  Haupt- 
sitz der  Korruption. 

Fünftens.  Was  die  Verwirklichung  der  freiheitlichen  Grundrechte 
betrifft,  so  offenbart  eine  genaue  Vergleichung  von  Vorzügen  und 
Mängeln  keinen  höheren  Stand,  als  in  der  konstitutionellen  Monarchie. 
Wo  die  Demokratie  der  Freiheit  einen  weiteren  Raum  gewährt,  wie 
Amerika  und  Frankreich  auf  dem  Gebiete  des  Zeitungswesens,  sind  die 
Wirkungen  nicht  günstig.  Die  Schweiz  hat  die  beste  Presse  der  drei 
Länder;  Zügellosigkeit,  Klatsch,  Abhängigkeit  von  der  Partei  und  der 
Finanz  sind  unerfreuliche  Züge  des  Zeitungswesens  in  den  beiden  anderen 
Demokratien.  Und  dort,  wo  wir  erwarten  sollten,  daß  sie  dem  liberalen 
Staate  weit  voranleuchte,  dort  steht  sie  hinter  ihm  zurück:  sowohl  in  der 
Gleichheit  vor  der  Steuer  wie  in  der  gleichmäßigen  Zulassung  zu  allen  Staats- 
ämtern. Die  Ungerechtigkeit  und  Korruption  ihres  Steuerwesens  sollen 
nicht  noch  einmal  geschildert  werden,  ich  will  nur  hervorheben,  daß 
sie,  deren  Grundsatz  angeblich  die  Auswahl  der  Tüchtigsten  ist,  nicht 
nur  Adel  und  Reichtum,  sondern  auch  Berufskenntnisse,  Erfahrung  vom 
Amte  ausschließt:  die  Masse  sucht  Männer,  die  ihr  gleichen.  Dagegen 
unterscheidet  sie  sich  von  dem  liberalen  Staate  durch  die  schrankenlose 
Gewährung  des  allgemeinen  gleichen  Wahlrechtes.  Hier  sind  wir  am 
Scheidewege  angekommen.  Wer  dem  Gemeinwesen  am  zuträglichsten 
erachtet,  daß  die  Mehrheit  der  zur  Erkenntnis  der  schwebenden  Fragen 
unfähigen  Masse  unter  der  Herrschaft  von  List,  Betrug,  aufgewühlter 
Leidenschaften,  der  Konkurrenz  der  Berufsgeschäfte,  der  Gunst  oder 
Ungunst  des  Wetters  den  Staat  leitet,  der  will  die  Volksherrschaft  in 
einer  der  vier  Formen  der  Demokratie.  Wer  sie  dem  Gemeinwesen 
schädlich  erachtet,  sucht  die  Macht  der  Masse  zu  zügeln  und  von 
tieferer    Einsicht,   höherer  Fernsicht   erfüllte  Zentren  des  Widerstandes 
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gegen  den  Anprall  von  Begierde  und  Unwissenheit  zu  Behauen.     Der 

will  den  freien  Staat  der  konstitutionellen   Monarchie. 

Zur  Theorie  der  politischen  Demokratie  übergehend,  wiesen  wir 
sechstens  nach,  wie  ungenügend  die  Begründung  der  Lehre  von  der 
Volkssouveränetät  ist.  Die  heutigen  Befürworter  des  allgemeinen 
gleichen  Wahlrechtes  leiten  es  aus  wenig  überzeugenden  Zweck- 
mäßigkeitsgründen her.  Aber  sie  stellen  sich  damit  auf  den  richtigen 
Standpunkt,  denn  die  Demokratie  als  Staatsform  kann  nicht  mit  einem 
individuellen  natürlichen  Rechte,  sondern  nur  mit  ihrer  politischen 
Zweckmäßigkeit  gerechtfertigt  werden. *) 

Die  Demokratie,  heißt  es,  sei  die  Herrschaft  des  Volkes.  Tat- 
sächlich ist  nur  der  vierte  oder  fünfte  Teil  des  Volkes  zur  Herrschaft 
berufen;  ein  beträchtlicher  Teil  der  Berufenen  entzieht  sich  der  Aus- 
übung des  Stimm-  und  Wahlrechtes ;  die  ihre  Rechte  Ausübenden  sind 
meistens  durch  Interessen,  Meinungen  gespalten,  man  muß  daher  die 
Entscheidung  der  Mehrheit  als  diejenige  der  Gesamtheit  betrachten, 
was  die  Unterdrückung  des  Willens  der  Minderheit  bedeutet  und  die 
Gleichheit  verletzt,  welche  das  Prinzip  der  Demokratie  ist;  die 
Herrschaft  der  Mehrheit  ist  in  der  unmittelbaren  Demokratie  noch  er- 
träglich, in  der  repräsentativen  und  parlamentarischen  wird  ihre  Un- 
gerechtigkeit dadurch  verschärft,  daß  die  Mehrheit  der  Abstimmenden 
die  Minderheit  der  Wählenden  vertreten  mag.  Nicht  das  Volk  lenkt 
also  seine  Geschicke,  und  was  der  Minderheit  das  Steuerruder  in  die 
Hand  drückt,  ist  häufig  genug  Zufall,  Habsucht,  Fanatismus.  So  breitet 
sich  die  Idee  der  Verhältniswahl  mächtig  aus.  Beweist  es  nicht,  daß 
das  Fundament  der  Demokratie  seine  Tragfähigkeit  zu  verlieren  be- 
ginnt? Denn  die  Theoretiker  betrachteten  die  völlige,  freudige  Unter- 
werfung der  Minderheit  unter  die  Mehrheit  als  die  Stärke  der  Demo- 
kratie. 2)  Man  rüttelt  erst  am  Unwesentlichen,  aber  das  Wesentliche 
wird  folgen. 3)  Noch  einem  dritten  Widerspruch  begegneten  wir. 
Wenn  die  Demokratie  den  Volkswillen  (das  heißt  den  Mehrheitswillen) 


*)  Als  Früchte  dieser  veränderten  Auffassung  darf  man  betrachten,  daß  in  den  Ver- 
einigten Staeten  I.  das  Wahlrecht  an  für  die  Neger  unerfüllbare  Forderungen  in  mehreren 
Südstaaten  geknüpft,  2.  für  das  Gemeindefinanzwesen  eine  aus  Steuerzahlern  bestehende 
Gemeindeversammlung  vorgeschlagen,  3.  die  Verminderung  der  Wahlen  zur  Gesundung 
der  öffenüichen  Zustände  empfohlen  wurden. 

2)  „The  excellence  of  populär  government  lies  not  so  much  in  its  wisdom  .  .  , 
as  in  its  strength  .  .  .  There  is  no  appeal  from  its  decisions.  Once  the  principle  that 
the  will  of  the  majority  honestly  ascertained  must  prevail,  has  soaked  into  the  mind 
and  formed  the  habits  of  a  nation,  that  nation  acquires  not  only  stability,  but  immense 
effecüve  force."     Bryce  II  260. 

3)  Daß  die  Besetzung  der  Ämter  nach  der  für  die  Parteien  abgegebenen  Stimmen- 
zahl erfolgen  soll,  ist  der  beste  Beweis  dafür,  daß  die  Vertreter  der  Verhältniswahl  ihre 
ursprünghehe  Stellung  verlassen. 
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zum  Ausdruck  bringen  soll,  muß  der  Abgeordnete  der  Agent  seiner 
Wähler  sein,  die  ihm  Aufträge  erteilen,  denen  er  Rechenschaft  schuldet, 
die  ihn  abberufen  können.  Aber  dieses  Prinzip  findet  merkwürdiger- 
weise keinen  allgemeinen  Beifall,  viele  Politiker  und  Theoretiker 
möchten  dem  Delegierten  in  der  Demokratie  dieselbe  Stellung  geben, 
wie  dem  Abgeordneten  in  der  konstitutionellen  Monarchie.  Diese 
beruht  aber  nicht  auf  den  Ideen  der  Volkssouveränetät  und  der  Zweck- 
mäßigkeit der  Mehrheitsherrschaft. 

Siebentens.  Die  soziale  Demokratie  weist  folgende  charakteristische 
Züge  auf.  Da  die  Demokratie  keinen  sozialen  Gehalt  hat,  werden  die 
Interessen  einer  Klasse  nur  soweit  geschützt,  als  sie  politische  Macht 
an  der  Urne  und  in  den  gesetzgebenden  Versammlungen  aufbieten 
kann.  Nur  die  Förderung  des  Unterrichtswesens  wird  für  eine  An- 
gelegenheit aller  Klassen  und  Parteien  in  der  Demokratie  angesehen. 
Insbesondere  die  Arbeiterklasse  genießt  geringen  Schutz,  zum  Teil  weil 
ihr  die  Interessen  des  Kapitals  entgegenstehen,  zum  Teil  weil  es  in  den 
drei  Demokratien  eine  so  große  Zahl  kleiner  Besitzer  gibt.  Die  demo- 
kratische Sozialpolitik  unterscheidet  sich  von  der  liberalen  durch  ihre 
geringere  Bedenklichkeit  vor  staatlichen  Eingriffen.  Fast  überall  führt 
die  Demokratie  zu  einer  Schwächung  überkommener  sozialer  Organisa- 
tionen; sie  neigt  zur  Geschenkmethode.  In  mehreren  Demokratien  ist 
die  öffentliche  Sicherheit  gering  und  sowohl  Rechtspflege  wie  Straf- 
vollzug weisen  eine  Verbrechen  begünstigende  Charakterlosigkeit  auf.1) 
Und  doch  beherrscht  das  Bedürfnis  nach  Sicherheit  und  Rechtsschutz 
so  sehr  alle  anderen,  daß  nach  der  naturrechtlichen  Theorie  zu  seiner 
Befriedigung  der  Staat  begründet  wurde. 

Auch  hier  tritt  hervor,  wie  sich  Liberalismus  und  Demokratismus 
unterscheiden.  Die  tiefsten  Ideen  des  Demokratismus  sind  Würde  des 
Menschen,  Gleichheit  der  Individuen,  Unabhängigkeit,  diejenigen  des 
Liberalismus  Wert  der  Persönlichkeit,  Segen  der  Ungleichheit,  Freiheit. 
Das  Ziel  aller  Bestrebungen  der  sozialen  Demokratie  ist  das  Wohl  des 
Einzelnen,  eine  möglichst  große  Gleichheit  der  Genüsse  und  der  Geltung ; 
alle  Mittel,  die  zum  Ziele  führen,  sind  ihr  recht:  Gebundenheit  oder 
Freiheit,  Schutzzoll  oder  Freihandel,  Privatunternehmung  oder  Monopol; 
sie  hat  kein  wirtschaftliches  oder  soziales  Programm.  Der  Liberalismus, 
dessen  Weltanschauung   zugleich    sozial    und  individuell  ist,    der,  durch 


*)  Selbst  Bryce,  welcher  die  amerikanische  Demokratie  zu  verteidigen  sucht,  ge- 
steht, daß  ein  Fehler  nicht  zu  leugnen  ist :  „This  is  the  disposition  to  be  lax  in  enforcing 
laws  disliked  by  any  large  part  of  the  population ;  to  tolerate  breaches  of  public  order, 
and  to  be  too  indulgent  to  offenders  generally."  II  579.  Daß  das  Volk  das  Gesetz 
wenig  achte,  weil  es  sein  eigenes  Werk  sei  (wie  Bryce  meint),  kann  nicht  als  Erklärung 
dienen,  weil  wir  ja  zu  hören  gewöhnt  sind,  daß  das  Gesetz  eine  höhere  Achtung  in  Demo- 
kratien deshalb  genieße,  weil  das  Volk  es  gemacht  hat. 


Schlufl. 


5*5 


die  Freiheil  jedei  Ueg.ibung,  sich  zu  betätigen,  und  durch  die  mit  der 
Ungleichheit    entstehende     Arbeitsteilung    das    Wohl     der     <  ,•    amtheit 

herbeiführen  will;  der  Liberalismus,  dessen  Weltanschauung  einen 
ethischen  (  harakter  hat,  da  er  die  Freiheit  nur  fordert  für  dasjenige, 
was  man  soll,  dieser  Liberalismus  hat  sowohl  ein  wirtschaftliches  wie 
ein  soziales  Programm.  Er  ist  durch  den  Grundsatz,  alle  wirtschaft- 
liche und  soziale  Tätigkeit  aus  individuellen,  sittlich  gebundenen  Im- 
pulsen hervorgehen  zu  lassen,  in  den  Maßregeln  beschränkt,  die  er  für 
die  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  vorschlagen  darf;  aber  dafür  stehen 
sie  in  einem  engen  Zusammenhange  untereinander  und  mit  dem  grund- 
legenden Gedanken,  der  das  ganze  Gebäude  trägt.  So  ist  der  soziale 
Liberalismus  ein  Maßstab,  an  dem  sich  der  Grad  der  Gefährlichkeit 
der  von  dem  ungesunden  Demokratismus  vorgeschlagenen  Reformen 
ablesen  läßt.  Am  verhängnisvollsten  erscheint  ihm  der  Grundsatz: 
Recht  des  Individuums,  Pflicht  der  Gesellschaft! 

Achtens.  Durch  seine  Verbindung  mit  der  Demokratie  ist  der 
Sozialismus  innerlich  entartet.  Die  Sozialdemokratie,  von  der  Ver- 
folgung sozialistischer  Ziele  abgedrängt,  ist  eine  revolutionäre,  parla- 
mentarische Partei  geworden,  die,  wie  die  amerikanischen  Parteien,  auf 
die  Schaffung  einer  kräftigen  Organisation  zur  Unterbringung  einer 
möglichst  großen  Zahl  von  Berufspolitikern  bedacht  ist  und  deren  Partei- 
kasse von  befreundeten  Kapitalisten  Zuschüsse  erhält.1)  In  sozialer  Hin- 
sicht ist  sie  geistig  zu  arm,  um  eine  sozialistische  Sozialpolitik  zu  ver 
folgen,  weshalb  sie  das  Programm  der  sozialen  Demokratie  abschrieb. 
Edler  Wein,  in  den  amerikanischer  Essig  und  französisches  Petroleum 
gegossen  wurden  1 

Neuntens.  Häufig  ist  behauptet  worden,  daß  entweder  die  Re- 
formation, bezüglich  der  Kalvinismus,  oder  die  katholische  Kirche  die 
Mutter  aller  demokratischen  Ideen  sei  oder  ihnen  doch  nahestehe. 

Eine  unbefangene  Prüfung  ergibt,  daß  nicht  die  Reformation  oder 
der  Kalvinismus,  sondern  wahrscheinlich  die  extremen  protestantischen 
Sekten  des  Festlandes,  den  Puritanismus  befruchtend,  die  Schöpfer  der 
Lehre  von  der  Gewissensfreiheit  und  der  Trennung  von  Kirche  und 
Staat  geworden  sind.  Diese  Forderungen  gegen  Kalvinismus  und 
Presbyterianismus  sowohl  in  England  wie  in  Amerika  erhoben  zu  haben, 
ist  das  Verdienst  der  Independenten,  deren  hervorragendste  Führer  von 
einer  Weiterbildung  ihrer  Grundsätze  zum  radikalen  Demokratismus 
weit  entfernt  waren.  Über  ihre  Parlamentsfeindlichkeit  hinaus  gehen 
die  die  alte  Lehre  von  der  Volkssouveränetät  verwertenden  Levellers, 
indem  sie  ein  dem  Parlamente   übergeordnetes  Gesetz   verkünden    und 


*)  Über    die  Beziehungen  von    Plutokratie    und    Demokratie    vgl.  R.  Michels,    Zur 
Soziologie  des  Parteiwesens  in  der  Modernen  Demokratie,   1911,  S.  251  f. 
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das  allgemeine  Stimmrecht  fordern;  Volkswille  soll  über  Parlaments- 
wille stehen.  Ebenso  verfehlt  wie  es  ist,  den  Kalvinismus  (der  sich 
sowohl  in  Europa  wie  in  Amerika  theokratisch  und  freiheitfeindlich 
erwiesen)  als  den  Kern  zu  betrachten,  aus  dem  der  Baum  der  Demo- 
kratie und  der  Freiheit  emporgewachsen  sei,  ebenso  verfehlt  ist  es,  der 
aristokratischen  und  monarchischen  katholischen  Kirche  innere  Be- 
ziehungen zum  Demokratismus  anzudichten;  daß  der  einfache  Priester 
zu  den  höchsten  Stellen  emporsteigen  kann,  überbrückt  nicht  die  un- 
ergründliche Kluft  zwischen  dem  Laien  und  ihm,  der  Brot  in  den  Leib 
Christi  zu  verwandeln,  den  Himmel  zu  verschließen  und  zu  öffnen  ver- 
mag. Wir  müssen  unterscheiden  zwischen  der  politischen  Stellung 
hervorragender  Katholiken,  für  welche  die  Kirche  nicht  verantwortlich 
gemacht  werden  kann,  der  politischen  Lehre  katholischer  Theologen, 
deren  Vertretung  der  Lehre  von  der  Volkssouveränetät,  wie  uns  schien, 
Mittel  zum  Zweck  war,  und  der  der  Volkssouveränetät  und  den  Frei- 
heitsrechten feindlichen  Lehre  der  Kirche,  wie  sie  die  Päpste  verkündet 
haben.  Es  schien  uns,  daß  die  von  ihnen  ausgesprochenen  Doktrinen 
auf  das  politische  Leben  geringen  Einfluß  ausübten. 

Im  dritten  Buche  eröffnete  sich  der  Ausblick  auf  die  führenden  Mächte 
der  modernen  Demokratie.  In  ihr  müssen  die  Ziele,  welchen  der  Staat 
zustreben  soll,  von  den  über  die  Mehrheit  verfügenden  Parteien  fest- 
gestellt werden.  Diese  Tatsache  allein  beweist,  wie  sehr  die  Demo- 
kratie der  Monarchie  nachsteht  Denn  da  jede  Partei  nur  einen  Teil 
der  Bürger  vertritt,  muß  sie  ihre  Interessen  auf  Kosten  der  Minderheit 
durchsetzen,  während  die  Monarchie,  über  den  Parteien  stehend,  eine 
Ausgleichung  der  Interessen  aller  Parteien  anstrebt 

Aber  ihren,  das  Leben  des  Staates  und  des  Volkes  zersetzenden 
Charakter  erlangen  die  Parteien  erst  nach  Einführung  des  allgemeinen, 
gleichen  Wahlrechtes  und  der  weitesten  Ausdehnung  der  Beamten- 
wahlen. Denn  so  lange  das  Wahlrecht  und  die  Zahl  der  Wahlen  be- 
schrankt sind,  bedarf  die  Partei  nicht  einer  umfassenden  Parteiorganisation. 
Mit  ihr  wachsen  oder  entstehen  die  tiefe  Differenzierung  von  Führern 
und  Geführten,  der  unehrliche,  korrupte,  auf  Suggestion  gerichtete 
Wahlkampf,  die  Verwandlung  der  Beamten  in  Parteiagenten,  die  Herbei 
Schaffung  von  Geld  mit  bedenklichen  und  anrüchigen  Mitteln.  Von 
außen  gesehen,  ist  es  das  souveräne  Volk,  welches  frei  seine  Ent- 
scheidungen trifft,  von  innen  die  geheime  Kabinettsregierung  der  Partei- 
oligarchen.  Alle  Vorkehrungen,  um  den  Ausdruck  des  sogenannten 
Volkswillens  nicht  zu  verfälschen,  bezwecken,  den  Parteien  das  Monopol 
der  Wahlbeeinflussung  zu  sichern.  Gegen  diese  Mißstände  soll  die 
freie  Presse  schützen,  aber  die  Presse  ist  gewöhnlich  unfrei;  die  meisten 
Blätter  gehören  entweder  den  Parteien,  oder  sie  -unterliegen,  wie  die 
Parteioligarchien    selbst,    dem    Einflüsse    des    Kapitals,    das    sowohl   in 


Schluß. 


587 


Amerika  wie  in  Frankreich  sehr  mächtig  ist.  Kr  tritt  in  den  beiden 
Ländern  nicht  in  denselben  Formen  auf,  weil  die  Parteien  und  ihre 
Organisationen  große  Verschiedenheiten  aufweisen.  So  erregt  es  in  dem 
unbefangenen  Beobachter  ein  widerwärtiges  Gefühl  zu  sehen,  wie  die 
Menschen  in  Demokratien  von  entgegengesetzten  Kräften  hin  und  hcr- 
gezerrt  werden.  Bei  Arbeitsstreitigkeiten  verlangt  das  Kapital  energi- 
schen Schutz,  aber  er  darf  nicht  zu  stark  ausfallen,  sonst  droht  den 
verantwortlichen  Stellen  Ungnade  vom  Volke.  Bald  werden  die  Arbeiter 
niedergeschossen,  bald  verwendet  die  Regierung  sich  kräftig  für 
die  Unruhestifter  bei  den  Unternehmern.  *)  Sehr  hübsch  schildert 
Brooks  den  Konflikt  der  Interessen  in  der  großen  amerikanischen 
Zeitung.  Sie  sei  „a  large  capitalistic  enterprise  .  .  .  but  it  must  seil  its 
produet  to  tens  of  thousands  of  people  every  day  at  the  price  of  a 
cent  or  two  per  copy.  However  plutoeratie  a  paper  may  be  at  one 
end  it  always  represents  the  extreme  of  demoeraey  at  the  other." 2) 
Oder  man  erinnere  sich  der  an  Achilles  und  die  Schildkröte  gemah- 
nenden Versuche  der  Demokratien,  die  reichen  Leute  nach  ihrer 
Leistungsfähigkeit  zu  besteuern,  oder  die  Arbeiterschutzgesetze  durch- 
zuführen.    Die  Gesetze  aber  sind  volksfreundlich. 

Es  ist  einer  der  auffallendsten  Züge  der  Demokratie,  daß  sie  Per- 
sonen und  Versammlungen,  die  nicht  im  Parteigetriebe  stehen,  offenen 
Einfluß  versagt,  aber  ihn  geheimen,  dunklen  Mächten  aufs  reichste  ge- 
währt. Daß  sie  aus  diesem  Grunde  in  Wahrheit  nicht  Volksherrschaft, 
sondern  Oligarchie,  im  besten  Falle  Aristokratie  genannt  zu  werden 
verdient,  ist  eine  in  mannigfachen  Formen  immer  wiederkehrende  Er- 
kenntnis. 8) 


l)  Nach  Vandevelde  (La  Greve  Generale,  Gent  1909,  S.  22)  ist  dies  ein  Vorzug 
der  Demokratie. 

*)  S.  127. 

s)  „Theoriquement,  la  France  est  une  demoeratie ;  pratiquement  c'est  une  Oligarchie, 
servie  par  une  bureaucratie."  Berthelemy  Bd.  123  S.  154.  „La  souverainete  du  peuple 
est  une  fiction ;  la  democraüe  un  mensonge ;  la  conquete  du  pouvoir  politique  par  le 
bulletin  de  vote  un  leurre.     Les  financiers  gouverment  la  France."     Delaisis  S.   181. 

„He  wields  only  a  shadow  of  the  sovereignty  which  is  laid  at  his  feet  as  pompously 
as  it  is  hypoeritieally ;  he  has,  in  reality,  no  power  over  the  choiee  of  the  men  who 
govern  in  his  name  and  by  his  authority;  it  is  in  the  hands  of  a  class  .  .  .  govern- 
ment  is  at  the  beck  and  call  of  private  interests  in  their  designs  on  the  general  interest, 
legislation  and  administration  are  bought  and  sold ;  public  office  is  virtually  put  up  to 
auetion." 

Le  Solitaire  faßt  in  seiner  Schrift  Qu'est-ce  que  la  Demoeratie?  (Paris  1884)  die 
Lehren  Proudhons  zusammen,  aus  der  ich  einiges  wiedergebe :  „la  demoeratie  n'est  autre 
chose  que  la  tyrannie  des  majorites,  tyrannie  la  plus  execrable  de  toutes,  car  eile  ne 
s'appuie  pas  sur  l'autorite  d'une  religion,  sur  une  noblesse  de  race,  sur  les  prerogaüves 
du  talent  et  de  la  fortune;  eile  a  pour  base  le  nombre  et  pour  masque  le  nom  du 
peuple  .  .  .  la  demoeratie  est  une  aristoeratie  deguisee,  une  des  formes  de  l'absolutisme." 
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Das  heitere  Lachen  politischer  Spötter  wird  es  stets  erregen,  wenn 
der  ungebildete  Bürger  demokratischer  Republiken  kund  tut,  daß  in 
seinem  Staate  Niemand  mehr  politische  Rechte  als  er  selbst  besitze, 
daß  das  freie  Volk  durch  seine  wohlerwogenen  Abstimmungen  das 
Gemeinwesen  lenke,  daß  nicht  Vornehme  und  Reiche,  sondern  die 
Tüchtigsten  zu  Vertretern  und  Beamten  gewählt  würden.  Aber  wes- 
halb machen  sie  sich  nicht  auch  über  die  Gebildeten  lustig,  die  trotz 
größerer  Einsicht  den  Unterschied  zwischen  Liberalismus  und  Demo- 
kratismus nicht  zu  sehen  vermögen,  über  jene  Liberalen,  welche  durch 
Zugeständnisse  an  den  Demokratismus  den  Liberalismus  zu  fördern 
suchen,  ihn  tatsächlich  aber  in  Mißachtung  bringen  und  für  den  Sieg 
des  Demokratismus  wirken?  Denn  geachtet  wird  nur,  was  eigenen, 
selbständigen  Charakter  hat;  und  wie  sollte  der  Liberalismus  seine 
Anhänger  vermehren,  wenn  er  nur  eine  schwächliche  Art  des  Demo- 
kratismus ist? 

Die  Wurzel  des  Liberalismus  ist  die  Erkenntnis  der  Ungleichheit 
der  Menschen  und  ihrer  Bedeutung  für  das  politische  und  soziale  Zu- 
sammenleben der  Menschen;  ihn  charakterisiert  die  Wertschätzung  der 
Persönlichkeit;  er  legt  mehr  Gewicht  auf  die  Freiheit  vom  Staate,  als 
auf  die  Teilnahme  an  der  Leitung  des  Staates;  sein  konstitutionelles 
Prinzip  heißt  Gewaltenteilung;  sein  Verfassungsideal  ist  die  konstitu- 
tionelle Monarchie;  das  Stimmrecht  hält  er  für  ein  Privileg;  den  Ab- 
geordneten läßt  er  unabhängig  sein  von  den  Aufträgen  seiner  Wähler; 
seine  Sozialpolitik  baut  er  in  erster  Linie  auf  der  Selbsttätigkeit,  Selbst- 
verantwortlichkeit des  Einzelnen  und  seiner  Vereine  auf;  sein  sozialer 
Grundsatz  lautet :  Keine  Rechte  ohne  Pflichten  1  Dagegen  wurzelt  der 
Demokratismus  in  dem  Begehren  nach  gleichen  Genüssen  und  gleicher 
Geltung  für  alle  Menschen ;  er  glaubt  an  die  Würde  des  Menschen ;  er 
legt  mehr  Gewicht  auf  politische  Rechte  als  auf  die  Freiheit  vom  Staate; 
sein  konstitutionelles  Prinzip  heißt  Gewaltenvereinigung;  sein  Ver- 
fassungsideal ist  die  Volksherrschaft  in  einer  ihrer  vier  Formen;  das 
Stimmrecht  hält  er  für  ein  natürliches  Recht ;  den  Abgeordneten  bindet 
er  an  die  Aufträge  seiner  Wähler;  seine  Sozialpolitik  hat  eine  starke 
Vorliebe  für  Staatsintervention;  sein  sozialer  Grundsatz  lautet:  Rechte 
des  Individuums,  Pflichten  der  Gesamtheit! 


II. 

Die  vorhergehenden  Urteile  gehen  mit  Notwendigkeit  aus  dem 
Wesen  der  Demokratie  hervor.  Anders  ist  es  mit  den  folgenden, 
welche  nicht  auf  sie  beschränkt,  oder  nur  teilweise  oder  nur  bedingt 
richtig,  oder  unrichtig  sind. 

Die    Form    der    Gesetze    der   Demokratien    gebe    zu   vielen   Aus- 
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Stellungen  Veranlassung.    Dieselben  Mängel  werden  aber  auch  in  ! 
■titutioneUen  Monan  tuen  angetroffen.    Sobald  die   Parteien   im   Paria- 

tmiitr  lanlluü  auf  die  Gestaltung  der  Gesetzentwürfe  erlangen,  Ver- 
änderungen durch  Mehrheiten,  die  aus  verschiedenen  Parteien  zusammen* 

gesetzt  sind,  beschlossen  werden,  geht  die  Einheitlichkeit,  Lüekenlosig- 
keit,  Bestimmtheit  der  Gesetze  verloren,  mögen  sie  nun  in  Monarchien 
oder  Demokratien  erlassen  werden. 

Bryce    betrachtet    als    charakteristische    Mängel    der    Demokratie : 

Gewöhnlichkeit  des  Tones  und  Mangel  an  Würde  bei  der  Führung  öffent- 
licher Geschäfte ;  das  Fehlen  von  Kenntnissen,  Takt  und  Urteil  in  den 
Einzelheiten  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  das  zusammen  auftrete 
mit  einer  ungenügenden  F>kenntnis  sowohl  der  Schwierigkeiten  dieser 
Arbeit  wie  des  Wertes  besonderer  Erfahrung  und  besonderen  Wissens; 
Laxheit  in  öffentlichen  Angelegenheiten,  welche  aus  einem  ungenügenden 
Gefühle  der  Verantwortlichkeit  hervorgehe  und  zu  grober  Pflichtver- 
letzung führe. *)  Diese  Beobachtung  ist  gewiß  sehr  richtig,  aber  in  der 
Schweiz  und  in  Frankreich  werden  diese  Tendenzen  durch  die  früher 
geschilderten  Einrichtungen  zum  Teil  abgeschwächt. 

Maine  schreibt  der  Demokratie  eine  Neigung  zu  zähem  Konser- 
vatismus zu.2)  Leider  wird  dieses  Urteil  nicht  durch  eine  große  Zahl 
von  Beobachtungen  wahrscheinlich  gemacht.  Hören  wir  dann  von 
Godkin,  Bryce  und  Anderen,  daß  in  den  Gliedstaaten  der  Union  jähr- 
lich etwa  1 5  ooo  Gesetzentwürfe  eingebracht  werden  und  etwa  ebenso 
viel  allein  im  Bundesstaate,  ja  daß  die  amerikanischen  Volksvertreter 
sterilisiert  werden  müssen,  dann  haben  wir  eine  Tatsache  gefunden,  die 
uns  zwingt,  eine  andersartige  Erklärung  für  seine  Beobachtung  zu 
suchen.  Ihm  scheinen  die  mit  dem  Referendum  in  der  Schweiz  ge- 
machten Erfahrungen  zu  beweisen,  daß  die  Demokratie  fortschrittsfeind- 
lich sei.  Hätte  das  Volk  darüber  zu  bestimmen  gehabt,  dann  würden 
in  England  die  Reformation,  die  Dreschmaschine,  der  mechanische 
Webstuhl,  der  Gregorianische  Kalender  nicht  eingeführt  worden  sein. 
Maine  war  nur  berechtigt  zu  schließen,  daß  die  pseudo-repräsentative 
oder  die  unmittelbare  Demokratie  dem  Fortschritte  nicht  huldige. 
Aber  wie  viel  von  den  Referendumsabstimmungen  dem  Charakter  der 
Schweizer  Bevölkerung  zuzuschreiben  ist,  würde  sich  vielleicht  aus  einer 
Vergleichung  amerikanischer  und  schweizerischer  Abstimmungen  er- 
geben, wie  viel  der  gesellschaftlichen  Zusammensetzung  der  Mehrheit, 
aus  einer  Vergleichung  der  Abstimmungen  in  den  ländlichen  und 
städtischen  Bezirken  mit  kleinen  Besitzern  und  derjenigen  in  Kreisen 
mit  einer  überwiegenden  oder  ausschließlichen  Arbeiterbevölkerung. 


x)  II  583.     Verwandt  damit  ist  das  Urteil  Scherers :    „la  demoeratie  est   vouee  ä  la 
medioerite."    S.  50. 

*)  Populär  Government  S.  98. 
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Röscher  spricht  in  seiner  „Politik"  die  Überzeugung  aus,  die  Demo- 
kratie neige  zu  einer  übertriebenen  Zentralisation. x)  Überblicken  wir  aber 
die  Geschichte  der  Schweiz  und  der  Union,  dann  fällt  die  Hartnäckigkeit 
auf,  mit  der  sich  die  Schweizer  und  die  Amerikaner  der  Zentralisation 
widersetzt  haben,  und  selbst  in  Frankreich  sind  die  zentrifugalen  Be- 
strebungen zweimal  mit  großer  Stärke  aufgetreten.  Was  er  für  seine 
Behauptung  anführt,  nämlich  die  Opposition  demokratischer  französischer 
Zeitungen  gegen  eine  mäßige  Dezentralisation,  beweist  selbst  für  Frank- 
reich wenig  und  für  die  anderen  Demokratien  nichts. 

Scherer  möchte  in  seinem  Werkchen  „La  Democratie  et  la  France" 
den  Einfluß  der  Demokratie  in  der  Bevorzugung  erkennen,  die  sie  dem 
niederen  Unterrichtswesen  angedeihen  läßt.  Obwohl  er  für  seine  Be- 
hauptung nur  anführt  „la  repugnance  du  conseil  munieipal  de  Paris  ä 
se  preter  aux  developpements  de  l'enseignement  secondaire",  2)  so  wäre 
man  versucht,  ihm  zu  glauben,  weil  es  eine  ihrer  wichtigsten  Aufgaben 
ist,  das  Elementarschulwesen  auszugestalten. 

Aber  die  Gegeninstanzen  fehlen  nicht.  In  Frankreich  war  es  doch 
die  dritte  Republik,  die  den  französischen  Universitäten  einen  neuen 
Aufschwung  gegeben  hat.  In  den  Vereinigten  Staaten  ist  die  Tätigkeit 
des  Staates  neben  den  freiwilligen  Bestrebungen  auf  diesem  Gebiete 
recht  beträchtlich. 3)  Und  welche  Aufwendungen  haben  kleine  Schweizer 
Kantone  für  die  höheren  Bildungsanstalten  gemacht,  zwar  ihre  Haupt- 
städte mit  größerer  Begeisterung  als  die  entfernten  Landbezirke  1  *) 

Treitschke  hat  sich  einmal  in  seiner  „Politik"  über  die  schweize- 
rischen Gefängnisse  lustig  gemacht.  Seine  Deutung  der  dort  be- 
sprochenen heiteren  Vorgänge  ist  berechtigt,  denn,  wenn  die  Masse 
über  die  Ausgaben  beschließt,  tritt  der  Geschmack  am  Billigen  und 
Schlechten  oft  hervor.  Oder  wie  Gagern,  der  sich  oft  gehoben  und 
geziert  ausdrückt,  von  den  Schweizern  sagt:  „Weil  jeder  zugleich  der 
Wollende  und  Gebende  ist,  so  sind  sie  nicht  sehr  freigebig.  Es  ist 
ihnen  deshalb  eigen,  sich  an  des  Tages  Erfordernis  zu  halten,  und  die 
besseren  Anstalten  der  Zivilisation  zu  versäumen.  6)  Aber  müssen  wir 
es  der  Demokratie  ins  Schuldbuch  schreiben?  Der  staatliche  Klein- 
betrieb ist  teuer,   womit   er  keineswegs    gerichtet  ist.     In   der  Schweiz 


J)  S.  349- 

»)  S.  40. 

3)  Von  1785— 1888  haben  die  Staaten  über  77  Millionen  Acres  für  Unterrichts- 
zwecke, die  auch  oft  Universitäten  einschlössen,  bestimmt.     Bryce  I  513  n.  2. 

*)  „Um  den  Besuch  der  Kantonsschule  und  des  Lehrerseminars  armen,  aber  fähigen 
Schülern  zu  erleichtern,  -werden  diesen  angemessene  Stipendien  erteilt.  Der  Staat  unter- 
stützt auch  die  höhere  Ausbildung  talentvoller,  aber  unbemittelter  Schüler  auf  Fach-  und 
Hochschulen  durch  Stipendien."     Verfassung  von  St.  Gallen,  Art.   10 

5)  Resultate  der  Sittengeschichte,  1816,  III  68. 
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besteht  weder  ein  einheitliches  Strafrecht  noch  ein  einheitlicher  Straf« 
Vollzug,  weshalb  die  Gefangniskosten  den  einzelnen  Kantonen  obliegen, 
VOn  denen  mehrere  mir  die  Volkszahl  einer  kleinen  Mittelstadt  er- 
reichen. 

Es  s<i  „entschieden  demokratisch,  wie  die  große  Menge  der  kriege- 
rischen Talente  damals  (zur  Zeit  der  ersten  französischen  Revolution) 
schon  in  jungen  Jahren  wichtige  Kommandos  erhielt."  So  Röscher.1) 
Wäre  die  Demokratie  die  Ursache  dieser  Tatsache,  dann  mußten  auch 
die  Heere  der  heutigen  Demokratien  höhere  Befehlshaber  in  jungen 
Jahren  aufweisen,  aber  sie  sind  durchgängig  nicht  jünger,  als  in  den 
Heeren  der  Monarchien.  Treffend  erscheint  da  folgende  Bemerkung: 
„Sehr  oft  fehlen  die  Beurteiler  einer  Staatsform  darin,  daß  sie  dieselbe 
tadeln  oder  loben  um  Verhältnisse  willen,  die  mit  der  Staatsform  gar 
nicht  oder  nur  in  sekundärem  Zusammenhang  stehen.  Die  Greuel  der 
französischen  Demokratie  am  Schlüsse  des  vorigen  Jahrhunderts  rührten 
doch  wesentlich  daher,  daß  sie  durch  eine  furchtbare  Revolution  ein- 
geführt wurde."  So  werden  denn  wohl  zur  Zeit  der  französischen 
Revolution  Offiziere  schon  in  jungen  Jahren  deshalb  wichtige 
Kommandos  erhalten  haben,  weil  ein  Teil  das  Heer  verlassen  hatte, 
weil  neue  Regimenter  aufgestellt  wurden,  und  die  unaufhörlichen  Kriege 
Lücken  rissen.  Jene  Bemerkung  schätzen  wir  um  so  höher,  als  sie  in 
demselben  vortrefflichen  Werke  Roschers  steht,  nämlich  auf  Seite  308 
seiner  „Politik". 

Endlich  noch  eine  in  demokratischen  Zeitungen  auftretende  Be- 
hauptung! Die  Republik  sei  die  vorzugsweise  friedliche  Staatsform, 
das  Volk  könne  das  Volk  nicht  unterdrücken ;  sie  verhindere  im  Innern 
Unrecht,  Bürgerkriege  und  Revolutionen,  nach  außen  sei  sie  versöhnlich 
und  nicht- aggressiv.  Zur  Kritik  folgende  Tatsachen!  Die  Revolten 
und  der  Sonderbundskrieg  von  1830 — 1848  in  der  Schweiz,  noch  im 
Jahre  1890  eine  Revolution  im  Tessin!  In  den  Vereinigten  Staaten, 
die  sich  durch  eine  Revolution  von  England  getrennt  haben,  der 
Bürgerkrieg  der  sechziger  Jahre  und  die  gewaltigen  Territorialver- 
mehrungen auf  Kosten  Mexikos  und  Spaniens  durch  vom  Zaun  ge- 
brochene Kriege !  Man  erinnere  sich  der  ersten  und  dritten  französischen 
Republik  1  Die  erste  französische  Republik  überfällt  im  tiefsten  Frieden 
sogar  eine  andere  Republik,  die  Schweiz,  und  plündert  sie  aus,  die 
dritte  ist  unablässig  auf  Erweiterung  ihres  Kolonialreiches  bedacht, 
zweimal  brechen  an  Revolutionen  grenzende  Winzerunruhen  aus  und 
die  bereitet  den  Krieg  gegen  Deutschland  vor!     Dann  die  mit  Gewalt 

»)  S.  312. 
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niedergeschlagenen  Streiks   in   Frankreich   und   der   Union   sowie   ihre 
ungeheuren  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte  1 x) 

m. 

Nun  aber  wenden  wir  den  Blick  zum  Anfang,  zum  Vorwort  zurück, 
wo  die  verbreitetsten  Behauptungen  über  die  Demokratie  verzeichnet 
sind.  Ist  es  wahr,  daß  nur  in  der  Demokratie  alle  Menschheitszwecke 
erreicht  werden  können  ?  Damit  sie  leichter  zu  beantworten  sei,  zerlegen 
wir  diese  Frage  in  eine  Anzahl  Einzelfragen.  Ist  es  wahr,  daß  sie  die 
Freiheit  besser  schützt,  als  die  konstitutionelle  Monarchie  ?  Ist  es  wahr, 
daß  in  den  Demokratien  die  Sicherheit  geringer  ist  ?  Daß  dort  die  Rechts- 
pflege laxer,  parteiischer  gehandhabt  wird?  Daß  in  zwei  Demokratien 
die  Korruption  blüht?  Daß  in  zwei  Demokratien  die •  Preßfreiheit  die 
Freiheit  bedeutet,  die  im  öffentlichen  Leben  stehenden  Männer  zu  ver- 
leumden und  gegen  Jedermann  den  „respect  humain"  zu  verletzen? 
Daß  in  allen  die  Freiheit  des  Wirtschaftslebens  der  „väterlichen  Für- 
sorge" geopfert  wird?  Ist  es  wahr,  daß  die  gleichmäßige  Zulassung  aller 
Bürger  zu  den  Staatsämtern  mißachtet  wird?  Daß  die  Gleichheit  vor 
der  Steuer  zwar  in  den  Verfassungen  steht,  aber  sich  im  Leben  nicht 
einzubürgern  vermag?  Daß  die  Gleichheit  des  Stimmrechtes  durch  die 
mannigfachsten  Einflüsse  zerstört  wird?  Wendet  die  Demokratie  erfolg- 
reichere Mittel  zur  Hebung  der  Volkswirtschaft  an?  Ist  die  deutsche 
konstitutionelle  Monarchie  mit  ihrer  Münzgesetzgebung,  ihrer  Bank- 
gesetzgebung, ihrer  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen,  ihrer  Mittelstands- 
politik usw.  hinter  anderen  Staaten  zurückgeblieben?  Steht  die  im 
engeren  Sinne  Sozialpolitik  genannte  innere  Politik  der  Demokratien 
auf  einer  höheren  Stufe?  Sind  dort  Arbeiterstreitigkeiten  seltener? 
Werden  dort  die  Interessen  der  Arbeiter  mehr  gepflegt?  Haben  die 
konstitutionellen  Monarchien  in  ihrem  Berufsbeamtentume  ein  schwächeres 
Werkzeug  zur  Verwirklichung  der  Staatszwecke  ?  Ist  die  Selbstverwaltung 
in  allen  Demokratien  kräftiger  ausgebildet,  als  in  den  Monarchien? 

Alle  diese  Fragen  dürfen  wir  als  rhetorische  betrachten,  eine  Antwort 
ist  überflüssig. 

Am  Anfange  steht  noch  eine  andere  verbreitete  Behauptung  über 
die  Demokratie :  sie  sei  die  einzige,  mit  der  Würde  des  Menschen  ver- 
trägliche Staatsform.  Worauf  stützt  sie  sich?  Auf  eine  Annahme  ge- 
schichtlicher Art  über  die  Freiheit  und  Gleichheit  der  Völker  im  Natur- 
zustande,  welche  heute  von  allen  Soziologen   aufgegeben  ist    und  eine 


*)  Über  die  Brutalität  des  Volkes  gegen  seine  inneren  Gegner,  die  Kriegslust  der 
Demokratie  vgl.  Röscher  S.  378  f.,  392.  An  die  Friedensliebe  der  Demokratie  glaubten 
auch  Spinoza  und  Sidney.  Dagegen  Rousseau :  „II  n'y  a  pas  de  gouvernement  si  sujet 
aux  guerres  civiles  et  aux  agitations  intestines." 
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dem  Bereiche  der  Politik  Angehörende  Behauptung;  das*  nur  in  der 
Demokratie  der  Mensch  die  volle  politische  Selbstbestimmung  erreiche. 
in  der  konstitutionellen  Monarchie  werde  die  Herrschaft  seines  Willens 

noch  durch  denjenigen  des  Monarchen  und  eines  Senates  beschrankt, 
«resbalb  sie  nur  einen  Markstein  auf  dem  Wege  zu  seiner  Befreiung 
darstelle.  Da  die  Entfaltung  aller  menschlichen  Kräfte,  auch  der 
politischen,  der  Zweck  des  Staates  sei,  so  müsse  ihm  eine  solche  Ver- 
fassung gegeben  werden,  daß  der  Mensch  die  unumschränkte  politische 
Selbstbestimmung  erlange.  Eine  solche  Verfassung  habe  nur  die  De- 
mokratie, in  ihr  erfreuten  sich  alle  Bürger  eines  gleichen  Einflusses  auf 
den  Staat. 

Diese  Beweisführung  ist  aber  unzutreffend.  Erstens  herrscht  in 
jeder  Staatsform  ein  Wille  über  andere  Willen;  in  der  Demokratie  ist 
es  der  Wille  der  Mehrheit,  welcher  die  politische  Selbstbestimmung 
der  Minderheit  unterdrückt.  Eine  schmerzlich  empfundene  Tatsache, 
sie  hat  in  manchen  Ländern  dem  Plan  der  Verhältniswahl  Anhänger 
geworben;  sie  soll  die  politische  Selbstbestimmung  verbürgen,  die  also 
jetzt  noch  nicht  verwirklicht  sein  kann.  Zweitens  lehrt  die  Erfahrung, 
daß  die  große  Mehrzahl  aller  Menschen  der  politischen  Selbstbestimmung 
unfähig  ist,  wenn  über  andere  Angelegenheiten  als  solche  des  nächsten 
politischen  Kreises  entschieden  werden  soll.  Daher  die  infolge  des 
allgemeinen  Stimmrechtes  an  Umfang  und  Macht  zunehmenden  Partei- 
organisationen mit  ihrem  Sinne  und  Phantasie  beschäftigenden,  auf  jene 
Unfähigkeit  rechnenden  groben  Gaukelspiel  und  ihrer  Exekutive,  den 
Berufspolitikern,  welche  Ungebildete  und  Arme  der  Herrschaft  der 
Führer  und  des  Kapitals  unterwerfen.  Damit  fällt  auch  ein  Licht  auf 
jene  Meinung,  die  Demokratie  sei  notwendig,  damit  die  Interessen  aller 
Klassen  wahrgenommen  würden,  eine  Meinung,  von  deren  Erörterung 
wir  nach  den  früheren  Ausführungen  absehen. 

Im  übrigen  genießt  diese  Theorie  selbst  unter  Demokraten  keine 
allgemeine  Zustimmung.  Großen  demokratischen  Staatsmännern  ist  die 
volle  Selbstbestimmung  der  Bürger,  die  Mehrheitsherrschaft  der  Masse, 
so  gefährlich  erschienen,  daß  sie  Einrichtungen  zu  ihrer  Brechung  ge- 
schaffen haben:  eine  erste  Kammer,  den  Einspruch  des  Präsidenten. 
In  dieser  Form  der  Demokratie  lebt  die  größte  Zahl  aller  demokratischen 
Staatsbürger,  in  einer  Staatsform,  welche  der  konstitutionellen  Monarchie 
auf  das  engste  verwandt  ist 

Eine  andere  Rechtfertigung  der  Demokratie  mag  man  im  Gegen- 
satze zu  der  vorhergehenden  als  eine  ethisch-soziologische  bezeichnen. 
Sie  lautet,  die  Demokratie  ist  die  höchste  Staatsform,  weil  in  ihr  die 
Mehrheit  herrscht,  denn  die  Mehrheit  bilden  die  unteren  Klassen  des 
Volkes.     Sie  sind  der  wertvollste  Bestandteil  der  Nation ;  ihre  Sittlichkeit 

Hasbach,  Die  moderne  Demokratie.    2.  Auflage.  3^ 
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steht,  als   der  Natur  näher,   höher   als   diejenige    der  höheren  Klassen, 

und  ihr  Urteil  ist  einfacher,  richtiger. 

Gegen  diese  Auffassung  spricht  in  den  heutigen  Demokratien 
schon  die  Tatsache  des  Parteigetriebes,  dessen  Opfer  sie  vorzugsweise 
werden-  dagegen  mag  sie  in  Zeiten  sittlichen  Verfalls  in  einfachen 
Formen  der  Demokratie  berechtigt  sein. 

Die  Nabelschnur  zwischen  beiden  Auffassungen  glaubt  man  in 
Rousseaus  Schriften  zu  erkennen;  stets  von  neuem  überzeugt  man  sich, 
daß  er  am  tiefsten  in  das  Wesen  der  Demokratie  eingedrungen  ist. 
Die  höheren  Klassen  seiner  Zeit  waren  zum  Teil  verdorben,  zum  Teil 
Parasiten,  zum  Teil  dem  Fortschritte  abgeneigt;  Gesundheit  der  An- 
schauungen und  Sitten  glaubte  er  vorzugsweise  bei  dem  einfachen, 
vielfach  geschundenen  Volke  zu  entdecken.1)  Weite  Verbreitung  fand 
sie  in  Amerika  durch  Jefferson;  hier  wurde  sie  demagogisch  aufgeputzt. 
Wo  echte  Überzeugung  von  der  Tüchtigkeit  des  Volkes  und  die  Liebe 
zum  Volke  (nicht  blos  eine  äußerliche  verstandesmäßige  Unterwerfung 
unter  die  Mehrheit  des  Volkes)  lebt,  hebt  sie  den  Bekenner  hoch  über 
den  Schwärm  derjenigen  Adepten  empor,  die  der  Demokratie  aus  sehr 
selbstsüchtigen  Gründen  anhängen.  Er  wird  sich  gern  dem  Volkswillen 
unterwerfen,  auch  wenn  er  ihm  zu  irren  scheint,  er  wird  sich  nicht 
über  die  Langsamkeit  des  Fortschrittes  beklagen,  sondern  geduldig 
warten,  bis  die  Letzten  und  Ärmsten  mitkommen  können,  denn  das 
Volk  ist  stets  im  Recht:  Vox  populi,  vox  Dei!  Solche  Männer  sind 
verehrungswürdig,  sie  sind  politische  Heilige,  wie  jene  großen  Sozialisten, 
die  Sozialisten  waren  aus  lauterer  Liebe  zur  Menschheit. 

Eine  dritte  Auffassung  vom  Wesen  der  Demokratie  ist  ebenso  an- 
ziehend. Sie  wird  von  Demokraten  verkündet,  welche  von  der  histo- 
rischen Bildung  des  neunzehnten  Jahrhunderts  berührt  sind.  Sie  ver- 
zichten auf  die  naturrechtliche,  ethisch  -  soziologische  Grundlegung. 
Die  Demokratie,  behaupten  sie,  sei  die  für  politisch  reife  Völker  passende 
Staatsform;  sie  geben  zu,  daß  sie  in  dem  größten  Teile  von  Mittel- 
und  Südamerika  nicht  als  zweckmäßig  erachtet  werden  könne. 

Was  sind  aber  politisch  reife  Völker  ?  Wenn  man  unter  politischer 
Reife  versteht:  erstens  die  Einsicht  aller  Bürger  in  alle  die  heutigen 
Völker  beschäftigenden  Probleme,  zweitens  den  Willen  aller  Bürger,  sich 
nach  dieser  Einsicht  zu  entscheiden,  drittens  die  leidenschaftliche  Sehn- 
sucht aller  Bürger,  an  ihrer  Erledigung  mitzuarbeiten,  viertens  die  Un- 

l)  Eine  ausführliche  Belegung  würde  viele  Zitate  erfordern.  Zwei  müssen  genügen. 
„Parmi  le  peuple,  oü  les  grandes  passions  ne  parlent  que  par  intervalles,  les  sentiments 
de  la  nature  se  fönt  plus  souvent  entendre.  Dans  les  etats  plus  eleves  ils  sont  etouffes 
absolument,  et  sous  le  masque  du  sentiment,  il  n'y  a  jamais  que  l'interet  ou  la  vanite 
qui  parle."  Confessions  S.  137.  „La  droiture  et  la  probite  peuvent  s'allier  quelque  fois 
avec  la  culture  des  lettres."     a.  a.  O.  S.  349  (Didot  1866). 
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abhängigkeit  aller  Bürger  von   allen    unlauteren  FinflUmcn  der  Part  i- 

Organisation,  die  in  einem  reifen  Volke  ja  auf  einige  einfache  Tätigkeiten 
beschränkt  werden  konnte,  dann  wird  man  zu  der  unumstößlichen  Über- 
zeugung gelangen,  daß  es  heutigen  Tages  politisch  reife  Völker  über 
haupt  noch  nicht  gibt.  Es  gibt  verschiedene  Grade  politischer  Unreife. 
Aber  die  Vertreter  der  Reifetheorie  sind  nicht  so  anspruchsvoll.  Wenn 
sie  auch  deren  Merkmale  nicht  bestimmt  angeben,  so  scheinen  sie  doch 
die  Fähigkeit  zur  Demokratie  annehmen  zu  wollen,  wenn  Gefolgschaften 
durch  Parteien  ersetzt  sind,  wenn  die  Wahlen  vor  Gewalttat  und  dem 
gröbsten  VVahlbetrug  gesichert  sind  und  die  Unterlegenen  nicht  mehr 
zur  Waffe  greifen. 

Aber  für  die  große  Masse  der  Ungebildeten  und  Halbgebildeten 
sind  diese  Begründungen  und  Rechtfertigungen  der  Demokratie  zu 
fein;  für  sie  ist  alles  in  das  Urteil  eingeschlossen:  die  Demokratie 
ist  der  freie  Staat.  Freiheit  hat  einen  doppelten  Sinn;  es  bedeutet 
erstens  soviel  wie  Volksherrschaft  und  zweitens  Unabhängigkeit  vom 
Staate.  Ob  das  Volk  in  der  Demokratie  im  tatsächlichen  Besitze  dieser 
idealen  Güter  ist,  darüber  haben  wir  uns  genügend  verbreitet. x) 

Wir  wollen  nur  daran  erinnern,  daß  es  zwei  Auffassungen  der 
Demokratie  gibt:  eine  demokratische  (romanische)  und  eine  liberale 
(germanische).  Im  18.  Jahrhundert  schufen  Montesquieu  und  Rousseau 
die  idealen  Urbilder  je  einer  Staatsform:  Montesquieu  dasjenige  der 
konstitutionellen  Monarchie,  Rousseau  das  der  reinen,  ungemischten 
Demokratie  mit  Mehrheitsherrschaft  ohne  Gewaltenteilung,  ohne  Menschen- 
rechte. Die  liberale  Demokratie  ist  die  Durchdringung  beider  Urbilder. 
Sie  erlangte  in  den  Vereinigten  Staaten  den  Sieg  über  die  Rousseausche; 
Menschenrechte  und  Gewaltenteilung  wurden  wesentliche  Bestandteile 
der  Verfassung;  ein  liberales  Wirtschaftsrecht  unterstützte  die  Wirkung 
dieser  Faktoren.  Andere  Republiken  sind  ihnen  gefolgt.  Aber  die 
demokratische  Demokratie  setzte  sich  mittels  der  ihrem  Grundprinzip, 
der  Volkssouveränetät,  innewohnenden  Kraft  doch  immer  wieder  durch: 
in  den  Vereinigten  Staaten  in  der  tatsächlich  direkten  Wahl  des  Prä- 
sidenten, in  der  Unterjochung  der  Exekutive  unter  die  Legislative;  in 
Frankreich  in  der  Mumifizierung  des  Präsidenten,  der  Zurückdrängung 
des  Senates,  in  der  möglichsten  Unterwerfung  der  Beamten  unter  den 
Parteiwillen.  2)  Diese  Entwicklung  ist  nicht  zufällig,  sondern  notwendig, 


J)  Häufig  wird  die  moderne  Demokratie  mit  folgender  Formel  charakterisiert :  sie 
sei  die  Herrschaft  des  Volkes  durch  das  Volk  und  für  das  Volk.  Zweifellos  ist  sie  die 
Herrschaft  durch  das  Volk ;  ob  sie  allgemein  die  Herrschaft  des  Volkes  und  für  das 
Volk  ist,  das  ist  zu  bezweifeln.  Aber  es  besitzen  Parteioligarchie  und  Kapital  nicht  in 
allen  Demokratien  gleiche  Macht. 

2)  „Le  caractere  propre  du  regime  present  est  l'absorption  de  tons  les  pouvoirs  par 
la  chambre  des  deputes.     Elle  fait  revivre  en  eile  la  tyrannie  collective  et  souveraine  de 
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denn  die  Kraft  der  das  allgemeine  Stimmrecht  tragenden  Idee  der 
Volkssouveränetät  ist  erst  erschöpft,  wenn  das  Volk  tatsächlich  oder, 
was  häufiger  der  Fall  sein  dürfte,  nominell  der  Souverän  geworden  ist. 
Aber  die  Vertreter  der  liberalen  Demokratie  wollen  es  nicht  sehen :  sie 
halten  fest  an  dem  Veto  eines  Präsidenten,  an  der  unabhängigen 
Stellung  eines  Senates,  sie  verwerfen  das  imperative  Mandat,  sie  wenden 
sich  gegen  den  Zwang  zur  Berichterstattung,  sie  bekämpfen  den  unge- 
sunden sozialen  Demokratismus,  die  doktrinäre  Ausdehnung  des  Stimm- 
rechtes,* der  Volksgesetzgebung,  der  Volkswahl.  Sie  erkennen  nicht, 
daß  die  Freiheit,  die  sie  meinen,  nur  in  der  konstitutionellen  Monarchie 
blüht;  ihr  Geist  ist  die  Freiheit  und  ihr  Eckstein,  die  in  dem  eigenen 
Rechte  des  Monarchen  gegründete  Macht,  vermag  dem  Drucke  poli- 
tischer und  gesellschaftlicher  Gewalten  einen  weit  stärkeren  Widerstand 
zu  leisten. 

Nur  wenige  Worte  seien  der  letzten,  ebenso  wie  die  vorhergehende 
im  Willen  wurzelnden,  Begründung  gewidmet.  Die  Notwendigkeit  der 
Demokratie  wird  damit  darzutun  unternommen,  daß  sie  allein  die  so- 
ziale Lage  der  unteren  Klassen  zu  bessern  vermöge.  Freilich  beweist 
eine  Vergleichung  ihrer  Lage  in  Monarchien  und  Demokratien  Nichts 
für  diese  Auffassung,  und  die  Abhängigkeit  aller  Reformen  von  der 
Gewinnung  der  Mehrheit  spricht  gegen  diese  Auffassung,  inbesondere  in 
Ländern,  wo  das  Kapital  große  Macht  besitzt. 

IV. 

Doch  genug  der  Begründungen  und  Rechtfertigungen  der  Demo- 
kratie. Sprechen  wir  von  den  Vorzügen,  die  sie,  wie  wir  vernehmen, 
von  anderen  Staatsformen  vorteilhaft  unterscheiden.  Es  sind  zwei :  ihre 
Billigkeit  und  ihre  Dauerhaftigkeit. 

Die  über  die  Demokratie  verbreiteten  Irrtümer  wurzeln  in  einem 
unentwickelten  Sinne  für  die  Wirklichkeit  der  Dinge.  Weil  der  Bürger 
formell  dieselben  Rechte  hat,  wie  jeder  andere  Bürger,  verschließt  man 
sich  der  Tatsache,  daß  der  Boss  oder  der  Trustleiter  einen  viel  größeren, 
manchmal  denjenigen  eines  Fürsten  übersteigenden  Einfluß  besitzt. 
Weil  in  abstracto  die  Mehrheit  herrscht,  übersieht  man,  daß  in  concreto 
ein  Geheimkabinet  die  Geschäfte  leitet.  Weil  die  Demokratie  die 
Herrschaft  durch  das  Volk  ist,  das  Volk  aber,  wie  Jeder  weiß,  nichts 
mehr  ersehnt,  als  Friede  und  Gerechtigkeit,  so  muß  die  Demokratie 
sich  durch  eine  friedliche  und  gerechte  Politik  auszeichnen.  Und  so 
weiter  I 


la  Convention.     Elle  reduit  la  pouvoir  executif  en  domesticite,    et  eile  a  fait  du  pouvoir 
judiciaire  une  dependance  de  la  politique."     Delarosse,  Psychologie  du  Depute,  S.  i. 
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Die  Behauptung,   die   Demokratie    id  billiger   ab   andere  Sl 

fornu-n,  wird  abgeleitet  aus  wahren,  halbwahreu  und  unwahren,  innig 
vero  tüungenen  Urteilen.  Man  bedenke:  in  d<r  Demokratie  gebe  ei  doch 
keine  Zivilliste,  keine  Apanagen;  die  Beamten  würden  schlechter  be- 
zahlt, als  in  der  Monarchie;  die  Demokratien  hatten  wegen  ihres  fried- 
lichen Charakters  nur  geringe  Ausgaben  für  Heer  und  Motte  I  Müsse 
da  die  Wahrheit  jener  Behauptung  nicht  Jedem  einleuchten? 

Diese  Berechnung  bringt  jedoch  nicht  in  Anschlag,  daß  in  der 
Demokratie  ein  sehr  großer  Teil  der  Arbeit  für  das  Gemeinwesen  von 
nicht  verfassungsmäßigen  Organen,  nämlich  von  den  Parteien,  geleistet 
werden  muß.  Ihre  Ausgaben  werden  vom  Volke  bestritten;  sie  sind 
zwar  nicht  unter  denjenigen  des  Staatshaushaltes  verzeichnet,  aber  sie 
sind  ebenso  fühlbar:  beide  stehen  auf  der  Ausgabenseite  der  Privat- 
haushalte. Diese  Kosten  sind  sehr  beträchtlich.  Woodburn  schätzt 
allein  diejenigen  der  Präsidentenwahl  auf  ioo  Millionen  Mark,  Ogg  auf 
60  Millionen  Mark. *)  Hierzu  kommen  die  Kosten  der  vielen  anderen 
Wahlen.  Deshalb  schrieb  Ford:  „Es  ist  eine  süße  Einbildung  des 
Volkes,  daß  unsere  republikanische  Staatsform  weniger  kostet  als  die 
europäischen  Monarchien.  In  Wahrheit  ist  unsere  Regierung  die  kost- 
spieligste der  ganzen  Welt"  2)  Obwohl  in  Frankreich  die  Wahlkosten 
nicht  so  hoch  sind,  so  werden  doch  allein  diejenigen  für  die  alle 
4  Jahre  stattfindenden  Deputierten  wählen  auf  mindestens  25  Millionen 
Mark  geschätzt.  Man  berechne  weiter  die  verlorene  Zeit  der  Bürger 
und  die  Opfer,  welche  den  kapitalistischen  Interessen  für  ihre  Beiträge 
zu  den  Parteikassen  gebracht  werden  müssen. 

Zweitens.  Es  ist  wahr,  daß  die  Beamten  der  Demokratien  schlechter 
bezahlt  werden,  als  diejenigen  der  Monarchien.  Aber  ist  der  billigste 
Beamte  der  beste?  Unsere  Demokraten  und  Sozialdemokraten  be- 
haupten gerne,  daß  der  teuerste  Arbeiter  tatsächlich  der  billigste,  weil 
der  leistungsfähigste,  sei.  Gilt  das  nicht  auch  von  den  Beamten  ?  Die 
Berufsbeamten  der  Monarchie  sind  billiger,  weil  sie  leistungsfähiger 
sind,  als  das  in  weitem  Umfange  dilettantische  Beamtentum  der 
Demokratien.  Und  die  häufig  wegen  der  geringen  Gehälter  und  der 
unsicheren  Stellung  demokratischer  Beamten  blühende  Korruption  haben 
wir  gar  nicht  in  Betracht  gezogen ;  die  so  erwachsenen  enormen  Summen 
stehen  ebenfalls  nicht  im  Staatshaushalte,  wohl  aber  im  Volkshaushalte. 


x)  Woodburn  (250000  Dollar  für  jeden  Staat  und  jede  Partei)  S.  213;  Brooks 
S.  235.  Die  schwebende  Präsidentenwahl  kostet  das  amerikanische  Volk  außerdem 
eine  jährliche  Erhöhung  des  militärischen  PensionsfoDds  um  25  Millionen  Dollars.  Taft 
würde  den  Gesetzentwurf,  der  die  Macht  der  Drahtzieher  steigert,  wohl  nicht  unter- 
schrieben haben,  wenn  er  nicht  eine  so  gewaltige  Unterstützung  im  Wahlkampfe  be- 
deutete.    Vgl.  The  Evening  Post,  Semi-weekly  ed.  May   13,  1912. 

2)  Brooks  S.  219. 
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Der  hervorragendste  Kenner  der  amerikanischen  Verwaltung  hat  sich 
über  eine  verwandte  Frage  so  geäußert:  „Die  Spezialkenntnisse  und 
die  Vorbildung  der  Berufsbeamten,  ihre  lange  Amtsdauer  und  die  Tat- 
sache, daß  sie  ausschließlich  mit  den  öffentlichen  Angelegenheiten  be- 
schäftigt sind,  machen  es  fast  gewiß,  daß  sie  bei  guter  Organisation 
einsichtsvoller  und  wirksamer  schaffen,  als  Beamte,  welche  keine  be- 
sondere Kenntnis  ihrer  Pflichten  haben,  die  nur  auf  kurze  Zeit  an- 
gestellt werden  und  von  denen  man  erwartet,  daß  sie  nur  einen  Teil 
ihrer  Zeit  dem  öffentlichen  Dienste  widmen,  sie  machen  es  fast  gewiß, 
daß  die  Kosten  eines  solchen  Systems  trotz  der  Zahlung  von  Gehältern 
geringer  sind,  als  die  Kosten  eines  selbstverwaltenden  Systems."  x) 

Über  den  dritten  Punkt,  die  vermeintlich  geringen  Ausgaben  der 
Demokratien  für  Heer  und  Flotte,  wenige  Daten.  Die  Union  gibt  nach 
den  letzten  Berechnungen  hierfür  rund  1200  Millionen  Mark  aus,  Frank- 
reich i  ioo  Millionen  ohne  den  Pensionsfond,  die  Schweiz,  ungerechnet 
die  Ausgaben  der  Kantone,  42  Millionen,  was  für  eine  Bevölkerung 
von  der  Größe  der  deutschen  rund  700  Millionen  betragen  würde.  Auf 
diesem  Felde  staatlicher  Tätigkeit  bleiben  die  Demokratien  nicht  hinter 
den  „Militärmonarchien"  zurück.  Auch  über  die  Zivilliste  sei  nur  das 
Nötigste  gesagt!  Bekannt  ist  es,  daß  ein  Teil  für  öffentliche  Zwecke 
verwandt  wird,  daß  ein  Teil  Einnahmen  aus  Domänen  darstellt,  welche 
deutsche  Fürsten  an  den  Staat  abgetreten  haben,  daß  ein  Teil  dem 
Gehalte  entspricht,  welches  Republiken  ihren  Präsidenten  zahlen  (für 
dessen  Wahl  die  Amerikaner  mehr  ausgeben,  als  die  sämtlichen  Zivil- 
listen Deutschlands  betragen)  und  daß  derjenige,  welcher  die  kon- 
stitutionelle Monarchie  für  eine  vollkommenere,  höhere  Staatsform  als 
die  Demokratie  hält,  gerne  dem  mit  den  Interessen  des  ganzen  Volkes 
dauernd  verbundenen  Fürsten  eine  über  alle  Versuchungen  erhabene 
Stellung  gewährt;  auch  das  hat  Lorenz  von  Stein  ausgezeichnet  aus- 
geführt. 

Nirgendwo  tritt  die  Kameele  verschluckende  und  Mücken  seihende 
„Gewöhnlichkeit"  demokratischen  Denkens  so  deutlich  hervor,  wie  bei 
der  Beurteilung  der  Zivilliste;  auf  Rührung  und  Bewunderung  ist  da- 
gegen die  Begründung  der  Festigkeit  der  Demokratie  gestimmt  In 
ihr,  heißt  es,  ist  die  ganze  öffentliche  Ordnung  das  Werk  des  Volkes, 
welche  es  als  sein  eigenes  verehrt.  Es  gehorcht  unweigerlich  dem 
Gesetze,  weil  es  der  Schöpfer  des  Gesetzes  ist.  Selbst  wenn  ein  Teil 
des  Volkes  sich  durch  Zustände  und  Verhältnisse  geschädigt  fühlt, 
sucht  er  seine  Bedürfnisse  nicht  auf  gewaltsame  Weise  zu  befriedigen, 
sondern  er  wartet,  bis  er  durch  unverdrossene  politische  Arbeit  die 
Macht  erobert  hat.     Wie  er  sich  dem  Mehrheitswillen  unterworfen  hat, 
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so  unterwirft  si<  l>  ihn  nun  die  Minderheit  Diese  Unterwürfig] 
den  Mehrheitswillen  ist  du  Bollwerk  der  Demokratie,  le  macht  sie 
zur  dauerhaftesten  aller  Staatsformen  Wir  begnügen  uns  mit  wenigen 
Fi  .11;  Wenn  das  Volk  sein  eigenes  Werk  achtet,  weshalb  die  häufigen 
Verfassungsrevisionen }  Wenn  es  dem  Gesetze  gehör«  hl ,  weshalb 
die  unablässigen  Klagen  über  Gesetzlosigkeit  und  Unbotmaßigkcit? 
Wenn   das  Volk  so    geduldig    ist,    weshalb   die  Unruhen   und   Revolten, 

Bürgerkriege  und  Revolutionen? 

Realistischer  ist  eine  andere  Begründung  der  Festigkeit  der  Demo- 
kratien. Im  Mai  des  Jahres  191  1  schilderte  Jules  Roche  in  der  „Ki '•- 
publique  Francaise'1  die  politischen  Zustände  Frankreichs  in  den 
düstersten  Farben.  Woraus  der  „Gaulois"  die  Rätlichkcit  folgerte,  die 
Republik  abzuschaffen.  Der  ehemalige  Handelsminister  erwiderte: 
„Wenn  eine  solche  Regierung  (wie  die  heutige  demokratische)  sich 
Königtum  oder  Kaisertum  nannte,  würde  sie  sich  nicht  sechs  Monate 
halten  können.  Die  Franzosen  brauchten  im  Jahre  1830  nur  3  Tage 
dazu,  um  eine  starke  Monarchie  zu  stürzen  und  im  Jahre  1848  nur 
36  Stunden,  um  eine  zweite,  seit  18  Jahren  blühende  Monarchie  über 
den  Haufen  zu  werfen  .  .  .  Heute  jedoch  ertragen  die  Franzosen  seit 
12  Jahren  täglich  mit  Geduld  zwanzigmal  gehässigere  Eingriffe  in  ihre 
Freiheiten  .  .  .  W7eshalb  diese  stumpfsinnige  Ergebung?  Weil  die  Re- 
gierung den  magischen  Namen  „Republik"  trägt." 

Wenn  die  Republik  keine  stärkere  Bürgschaft  ihrer  Dauerhaftigkeit 
besitzt,  dann  sollte  man  glauben,  daß  ihr  Sturz  nur  eine  gründliche 
Aufklärung  der  öffentlichen  Meinung  erfordere,  denn  das  Wort  Republik 
hat  seinen  magischen  Zauber  doch  nur  durch  die  hundert  Jahre  fort- 
gesetzte Behauptung  erlangt,  sie  allein  sei  mit  der  Würde  des  Menschen 
verträglich,  sie  sei  die  Herrschaft  des  Volkes  durch  das  Volk,  in  ihr  erlange 
es  endlich  seine  volle  Selbstbestimmung  und  Freiheit,  sie  entreiße  es 
der  entwürdigenden  Unterordnung  unter  den  Willen  eines  Einzelnen, 
(obwohl  man  in  keinem  heutigen  Staate  einem  Einzelnen,  sondern  dem 
Staatswillen  untergeordnet  ist),  sie  verbürge  sein  geistiges,  sittliches  und 
materielles  Wohl.  Alle  diese  Behauptungen  sind  doch  keine  ange- 
borenen Ideen,  keine  denknotwendigen  Axiome.  Die  Gegenreformation 
und  der  Kalvinismus  haben  mit  gewaltigeren  Ideen  kämpfen  müssen 
und  haben  sie  in  großen  Gebieten  überwunden.  Und  um  Kleines  mit 
Großem  zu  vergleichen,  es  hat  in  weiten  Kreisen  Frankreichs  die  Agitation 
nur  einer  Zeitung,  der  „Action  Frangaise",  schon  jetzt  der  Demokratie 
ihren  Zauber  genommen.  Sie  begeistert  leidensfrohe  Apostel,  wie  sie 
die  Republik  in  Buonarroti  und  Blanqui  besessen  hat.  Agitation  ist 
ja  doch  die  lange  fortgesetzte,  durch  keine  Hindernisse  zu  ermüdende 
Wiederholung  derselben  Behauptung.  Und  wie  wenig  begründet  sind 
die   Urteile,    mit   denen    die   Agitatoren    für    die  Demokratie    streiten  1 


600  Schluß. 

Schwierigkeiten  bereitet  es  ihren  Freunden  nur,  daß  die  Gegner  der 
Monarchie  für  Unpersönliches  kämpfen  und  gegen  Persönlichkeiten  streiten. 

So  lange  die  Unzufriedenheit  des  Bürgers  sich  nicht  auf  die  Ab- 
schaffung der  Demokratie  richten  kann,  wird  er  geneigt  sein,  anderen 
Formen  als  denjenigen,  unter  denen  er  lebt,  höheren  Wert  beizulegen. 
In  keiner  fehlt  es  an  Mißvergnügten.  Wir  sahen  ja,  wie  Bürger 
der  Union  von  der  parlamentarischen  Demokratie  die  politische  Ge- 
sundung erwarten,  während  französische  mit  Neid  auf  die  amerikanische 
Bundesverfassung  blicken.  Jene  Amerikaner  sehnen  sich  nach  den 
großen,  redegewaltigen,  verantwortlichen  parlamentarischen  Führern, 
welche  die  Exekutive  beherrschen  und  die  Macht  der  Komitees  brechen 
würden;  diese  Franzosen  klagen  über  den  zersetzenden  Einfluß  der 
Parlamente,  fordern  Erklärung  der  Menschenrechte,  Gerichtshöfe,  die  sie 
schützen  und  die  Gesetze  auf  ihre  Übereinstimmung  mit  der  Verfassung 
prüfen  sollen,  Unabhängigkeit  der  Verwaltung  und  der  Rechtsprechung 
von  der  Gesetzgebung,  politische  Führung  durch  die  Präsidenten.  In 
den  nordamerikanischen  Einzelstaaten  fügt  man  zu  der  Volksgesetz- 
gebung eigenen  Gepräges  schweizerische  Einrichtungen  hinzu;  in  der 
Union  erstrebt  man  die  direkte  Volkswahl  der  Senatoren  und  des 
Präsidenten;  die  Maschine  soll  durch  das  „Direct  Primary"  gebändigt 
werden,  obwohl  sie  sich  unter  diesem  Unterdrücker  recht  wohl  be- 
findet. In  der  Schweiz  sind  die  Befürworter  der  direkten  Volksgesetz- 
gebung in  dem  Bunde  zahlreich ;  sie  möchten  die  Wahl  der  Bundesräte 
und  der  Bundesrichter  der  Bundesversammlung  entziehen.  In  Frank- 
reich hängen  der  unmittelbaren  Demokratie  bisher  nur  die  Sozialisten 
an,  aber  auch  ihre  Liebe  ist  mehr  programmatisch  als  leidenschaftlich. 
Das  Parlament  eines  parlamentarisch  regierten  Landes,  welches  die 
Süßigkeit  des  Herrschens  und  des  Redens  empfindet,  teilt  sie  nicht 
gern  mit  dem  Volke. *) 

Je  mehr  die  Demokratien  die  Einrichtungen  anderer  Demokratien 
nachzuahmen  geneigt  sind,  um  so  überraschender  ist  es,  daß  sie  sich 
an  mehreren  Punkten  monarchischen  Vorbildern  nähern  müssen.  Das 
Erstarken  der  Spitze  der  amerikanischen  Exekutive,  die  Zivildienstreform, 
wie  die  Angriffe  auf  die  senatoriale  Mitwirkung  bei  der  Ämterbesetzung, 
das  Bestreben  französischer  Parteien,  die  Stellung  der  Beamten  zu  sichern, 
in  der  Schweiz  die  Erhöhung  der  Gehälter  und  schüchterne  Versuche, 
ein  Pensionssystem  zu  schaffen  (wie  auch  die  helvetischen  Klagen  über 
den  zunehmenden  Bureaukratismus),  beweisen  sie  nicht,  daß  die  kon- 
stitutionelle Monarchie  die  der  heutigen  staatlichen  und  gesellschaft- 
lichen Entwicklung  adäquatere  Staatsform  ist?    Wie   sind   aber   in  den 


l)  Wie   bescheiden    die    radikale    Partei    im    Umkreis    der    politischen   Forderungen 
geworden  ist,  ersieht  man  aus  Buisson  S.   129  f. 
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Demokratien  QO<  b  mi  hr  jene  Hinrichtungen  gewachsen,  welche  dem 
Demokraten    als    Sinnbild    monarchischen    Wesens   verhaßt    sind:    I !- ■>  r 

und  Hotte  1  Und  jenaeil  dea  Ozeans  wagt  man  es  zu  behaupten,  <laß 

dem  Gemeinwesen  Nichts  mehr  frommen  würde,  als  eine  bedeutende 
Verminderung  der  Wahlen,  womit  auch  die  Parteiherrschaft  in  erträg- 
liche Grenzen  gebannt  werden  würde. 


Die  dritte  und  letzte  der  weit  verbreiteten  Behauptungen  lautet: 
Daher  muß  die  konstitutionelle  Monarchie  entweder  durch  eine  Re- 
volution gestürzt  oder  schrittweise  durch  Verminderung  der  Rechte 
des  Fürsten  und  der  ersten  Kammer  in  eine  tatsächliche  Demokratie 
verwandelt  werden. 

Ich  glaube  nicht,  daß  ein  Kenner  der  Demokratie,  welcher  ihre 
Kultur  und  ihre  Wirkungen  auf  die  Menschen  mit  denjenigen  der  Mon- 
archie zu  vergleichen  vermag,  dieselbe  Folgerung  ziehen  wird.  Aber 
es  gibt  sehr  viele  Deutsche,  welche  sich  zu  ihr  entweder  in  der  ersten 
oder  zweiten  Fassung  bekennen.  Freilich  begeistern  sie  sich  für  die 
Demokratie  nicht  wegen  ihrer  Kultur  oder  ihrer  Bedeutung  für  die 
Wohlfahrt  der  Gesamtheit. 

Wie  Taine  in  seiner  ausgezeichneten  sozialpsychologischen  Analyse 
der  französischen  Revolution  bemerkt,  fehlt  es  in  keiner  geordneten 
Gesellschaft  an  Männern,  die  sich  zu  Dantons  und  Marats  entwickeln 
könnten.  Der  humanitäre  Leichtsinn,  mit  dem  man  unbegabte  Menschen 
in  die  Schulen  und  Universitäten  aufnimmt,  die  verderbliche  Nachsicht 
bei  den  Prüfungen  schafft  jene  Ärzte  ohne  Patienten,  jene  Advokaten 
ohne  Klienten,  jene  Lehrer  ohne  Schüler,  jene  Pfarrer  ohne  Gemeinde, 
welche  sich  mit  den  öffentlichen  Angelegenheiten  beschäftigen,  weil 
ihre  privaten  sie  zu  wenig  in  Anspruch  nehmen.  Keinen  zuverlässigeren 
Zeugen  für  diese  Zusammenhänge  besitzen  wir  als  Danton  selbst  und 
kein  besseres  Beweismaterial  als  die  Lebensgeschichte  der  Staatsmänner 
vieler  Republiken. 

Aber  dürftig  ist  der  Lohn,  der  ihrer  in  der  konstitutionellen  Mon- 
archie wartet  1  Alle  Türen  sind  vor  ihnen  verschlossen.  Wie  viel 
entgegenkommender  ist  die  Demokratie  1  Sie  fordert  von  denen,  welche 
sich  ihr  verschreiben,  keine  Jahre  lang  fortgesetzten  Studien,  sondern  nur 
die  durch  die  Lektüre  der  Parteizeitungen  erworbenen  Kenntnisse  und 
Auffassungen,  vor  allem  starke  Überzeugungen,  welche  sich  leicht  aus 
den  Axiomen  des  gesunden  Menschenverstandes  ableiten  lassen,  hohe 
Verwertungsfähigkeit  des  kleinen  geistigen  Besitzes,  dialektische  Ge- 
wandtheit, lebhafte  Beteiligung  an  dem  Parteigetriebe,  rednerisches 
Talent,  starke  Nerven,  die  Fähigkeit  mehr  als  der  Gegner  zu  versprechen 
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und,  wenn  wenig  gehalten  werden  kann,  das  Volk  auf  die  künftige 
Tagung  zu  vertrösten.  Für  die  Schweizerische  Demokratie  begeistern 
sie  sich  nicht,  denn  sie  bietet  dem  Ehrgeiz  und  dem  Drang  nach  Ver- 
besserung der  Lebenslage  viel  zu  wenig.  Hervorragende  Mitglieder  des 
Bundesrates,  welche  die  höchste  Würde  ihres  Landes  bekleidet  haben, 
kann  man  abends  an  einem  bürgerlichen  Stammtisch  sich  erholen  sehen, 
und  der  Präsident  gibt  keine  glänzenden  Feste,  vielleicht  weil  seine 
Wohnung  nicht  groß  genug  dazu  ist.  Nicht  einmal  eine  Pension 
empfängt  der  Bundesrat,  wenn  man  ihn  nicht  wieder  wählen  sollte. 
Ja  diese  Demokratie  ist  wirklich  zu  demokratisch.  Auch  die  repräsen- 
tative Demokratie  Amerikas  erscheint  nicht  nachahmenswert,  sie  stellt 
nicht  viele  erste  Preise  in  Aussicht,  sie  sind  außerdem  für  Nichtmillio- 
näre  ohne  Verdienst  schwer  zu  erlangen  und  schwer  zu  behaupten. 
Aber  die  parlamentarische  Demokratie  oder  die  parlamentarische  Mon- 
archie (was  auf  eins  hinausläuft)  verheißt  selbst  dem  unbedeutendsten, 
wenn  nur  ränkevollen  Dilettanten  wegen  ihrer  häufigen  Ministerwechsel 
Ehre  und  Reichtum:  hohe  Gehälter,  reichliche  Pensionen,  Präfekturen- 
würden,  Ministersessel,  Gesandtenpalais  und  eine  gewaltige  Beute  an 
Staatsstellen  und  anderen  guten  Dingen  für  Verwandte,  Freunde  und 
den  Parteitroß.  Die  Schwärmer  für  diese  Staatsform  verweisen  gern 
auf  die  glänzende  Geschichte  Englands  und  verschließen  die  Augen 
vor  den  Zuständen  anderer  parlamentarisch  regierter  Länder.  Wer 
auf  sie  aufmerksam  macht,  dem  wird  wohl  geantwortet,  wir  Deutsche 
würden  es  viel  besser  machen! 

Die  Parteioligarchen  haben  ernstere  Besorgnissei  Ist  es  möglich, 
den  Parteiorganisationen  die  zur  Machteroberung  erforderliche  Stärke 
zu  geben,  wenn  für  jedes  Staatsamt  der  Nachweis  der  erforderlichen 
Bildung  und  Erfahrung  gefordert  wird  ?  Anders  die  Demokratie,  welche 
die  Parteiagenten  aus  den  Steuern  der  Bürger  erhält,  aber  auf  besiegelte 
und  gestempelte  Zeugnisse  und  Ausweise  verzichtet. 

Dann  gibt  es  Kapitalisten,  die  mit  ihnen  durch  ähnliche  Über- 
zeugungen verbunden  sind.  In  Demokratien  sind  viel  einträglichere 
Geschäfte  zu  machen,  als  in  konstitutionellen  Monarchien;  die  Erfah- 
rungen in  Amerika  und  Frankreich  lehren  es.  Weshalb  sollten  sie  sich 
vor  der  Berührung  mit  revolutionären  Parteien  fürchten?  Keine  große 
Revolution  ohne  starken  Besitzwechsel :  günstige  Aussichten  für  billigen 
Einkauf  und  teuren  Verkauf!  Ein  Anblick  für  Mephistopheles :  daß 
diejenigen  Klassen,  welche  dem  sozialen  Königtum  am  meisten  ver- 
danken und  den  Sturz  des  Kapitalismus  auf  ihre  Fahnen  geschrieben 
haben,  als  Bravi  des  Kapitalismus  gedungen  wurden,  um  die  Monarchie 
niederzustoßen  1 

Eine  andere  Gruppe  setzt  sich  aus  verschiedenen  Schichten  zu- 
sammen.    Geniale  Köpfe,  welche  die  Ordnung   und  Abhängigkeit   des 
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bürgerlichen  Daseins  dem  monarchischen  Staate  zuschreibend,  leinet 
Tyrannei  im  Gemeinwesen  mit  republikanischer  Freiheit  zu  entgehen 
hoffen,  Ideale  Schwärmer,  für  welche  die  Demokratie  das  Reich  der 
Vernunft,  der  Tugend,  des  Verdienstes  ist,  in  der  die  Minderheit  nicht 
von  der  Mehrheit  unterdrückt  werde,  die  oberste  Staatsmaxime:  Fort- 
schritt und  Friede !  laute,  der  Imperialismus  nicht  gedeihe  und  dem 
Kapitalismus  die  Klauen  beschnitten  seien.  In  der  Sturm-  und  Drangperiode 
befindliche  junge  Männer,  welche  den  gerade  herrschenden  Doktrinen 
zum  Opfer  fallen;  in  auf  einander  folgenden  Zeitaltern  bekennen  sich 
so  veranlagte  Individuen  zu  Religion  oder  FYeidenkertum,  Konserva- 
tismus oder  Liberalismus,  Monarchie  oder  Demokratie.  Endlich  Menschen, 
deren  Selbstgefühl,  Stolz,  Eitelkeit  durch  die  monarchischen  Einrich- 
tungen verletzt  werden,  ohne  daß  sie  politischen  Einfluß  erstrebten. 
Von  ihnen  müssen  diejenigen  unterschieden  werden,  welche  die  Mon- 
archie ihren  Interessen  schädlich  erachten.  Wie  wir  früher  sahen,  hat 
die  menschliche  Gesellschaft  in  allen  zivilisierten  Staaten  infolge  der 
menschlichen  Ungleichheit  und  des  Bestehens  von  Ehe  und  Familie 
einen  aristokratischen,  plutokratischen  Charakter.  Wie  schwer  wird  es 
den  Armen  und  Niedriggeborenen,  emporzusteigen  I  Die  Demokratien 
versuchen  oder  geben  wenigstens  vor,  gleiche  Entwicklungsbedingungen 
zu  schaffen.  Es  gelingt  ihnen  zwar  nur  in  beschränktem  Maße,  und, 
wie  im  zweiten  und  vierten  Kapitel  des  zweiten  Buches,  dann  im  dritten 
Buche  dargestellt  wurde,  türmen  sie  neue,  ihnen  eigentümliche  Hinder- 
nisse auf.  Aber  ein  trauriger  Trost  ist  es  für  den,  der  sich  über- 
zeugen muß,  daß  die  natürlichen  Wälle  in  Monarchien  künstlich  erhöht 
werden  durch  die  Forderung  der  Abstammung  von  bestimmten  Fa- 
milien, der  Zugehörigkeit  zu  bestimmten  Vereinen,  durch  die  Vorschrift 
des  Besuches  bestimmter,  von  den  höheren  und  mittleren  Klassen  besuchten 
Schulen,  durch  die  Anordnung  übermäßig  langer  Vorbereitungszeiten, 
um  ärmere  Bewerber  fernzuhalten,  durch  erleichterte  Prüfungsordnungen, 
damit  die  bestimmten  Klassenangehörigen  auch  bei  noch  so  mäßiger 
Begabung  in  die  höchsten  Stellungen  gelangen  können.  Solche  Er- 
schwerungen oder  Erleichterungen  liegen  nicht  im  Interesse  des  Volkes 
auch  nicht  im  Interesse  des  Monarchen,  wohl  aber  im  Interesse  der- 
jenigen, auf  die  sich  der  Monarch  stützen  muß,  da  ein  anderer  Teil  des 
Volkes  einen  törichten  Monarchenhaß  zur  Schau  trägt.  Die  Opfer 
dieser  Politik  sind  an  sich  Anhänger  weder  der  politischen  noch  der 
sozialen  Demokratie,  sondern  Bekenner  des  liberalen  Prinzips,  daß  es 
jedem  erlaubt  sein  müsse,  so  hoch  zu  steigen,  wie  ihn  seine  Kräfte 
tragen.     Aber  sie  werden  häufig  Demokraten. 

Zu  ihnen  stoßen  die  Arbeiter,  welche  sich  von  Demagogen  über- 
zeugen lassen,  daß  die  Demokratie  die  soziale  Frage  lösen  werde,  und 
die  Angehörigen  anderer  Klassen,    die  nicht  durch   ihre  Interessen   ge- 
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wonnen  werden.  Denn  Agitatoren  und  Zeitungen  ist  es  nicht  schwer, 
Adepten  heranzuziehen.  Die  in  diesem  und  den  vorigen  Abschnitten  auf- 
geführten Urteile  über  die  Demokratie  sind  ja  bei  näherer  Betrachtung 
großenteils  unwahr,  halb  wahr  oder  schief,  aber  sie  sind  einfach,  sie 
leuchten  dem  gewöhnlichen  Verstände  ein,  und  sie  kitzeln  angenehm 
den  Hochmut.  Sie  haben  die  Merkmale  des  jakobinischen  Geistes,  welchen 
Taine  fein  analysiert  hat. 

Es  sind  folglich  die  antimonarchischen  Elemente  zahlreich  und 
mächtig,  so  daß  ein  Königtum,  dessen  Träger  und  Berater  sich  nicht 
durch  tiefes  Verständnis  seiner  Aufgaben  und  starkes  Pflichtgefühl  aus- 
zeichnen, ihnen  schwer  widerstehen  wird. 

VI. 

Angenommen,  die  demokratische  Agitation  habe  gesiegt,  die  Mon- 
archie sei  gestürzt,  welche  Form  der  Demokratie  werden  wir  dann 
wählen?  Denn  wählen  müssen  wir,  weil  es  keine  Demokratie  schlecht- 
hin gibt.  Nur  eins  ist  sicher :  die  unmittelbare  Demokratie  wählen  wir 
nicht.     Der  kleinste  deutsche  Staat  ist  zu  groß  für  sie. 

Sollte  die  Verfassung  der  großen  amerikanischen  Bundesstaaten 
unser  Vorbild  sein?  Ist  die  dort  bestehende  Trennung  der  Exekutive 
von  der  Legislative  nachahmenswert?  Oder  die  Schaffung  des  Budgets, 
welche  zwei  von  einander  unabhängigen  Ausschüssen  übertragen  ist? 
Diese  Überfülle  von  Wahlen,  welche  die  Klassen  der  Berufspolitiker 
unsterblich  macht?  Die  Beutepolitiker,  welche  wie  hungrige  Wölfe 
hinter  den  Wahlen  herstürzen,  stellen  sie  eine  Bereicherung  unseres 
öffentlichen  Lebens  dar?  Die  Gerichtshöfe,  welche  zum  Teil  korrum- 
piert sind,  zum  Teil  veraltete  Bestimmungen  der  Verfassung  gegen  die 
Bedürfnisse  der  Zeit  durchsetzen?  Oder  die  Verfassungen  der  Einzel- 
staaten, in  denen  eine  Anzahl  auf  kurze  Zeit  und  für  ungleiche  Periöden 
gewählter  Beamten  ohne  Zusammenhang,  ohne  Kontrolle  neben  einander 
arbeitet?  Ihre  gesetzgebenden  Körper,  deren  Bewegungen  von  Ver- 
fassungsbestimmungen eingeschnürt  sind,  welche  das  Volk  zum  Schutze 
gegen  seine  Gesetzgeber  auf  Konventen  geben  mußte?  Ihre  Selbst- 
verwaltung, die  in  dem  größten  Teile  des  Landes  keine  Selbst- 
verwaltung ist? 

Oder  sollen  wir  die  parlamentarische  Demokratie  Frankreichs  ein- 
führen ?  Mit  ihren  unaufhörlichen  Kabinetsumwälzungen,  welche  jedes- 
mal einige  Zeit  die  Regierungsmaschinerie  zum  Stocken  bringen  und 
die  Macht  der  Bureaukratie  erhöhen?  Mit  ihrem  auf  Interpellationen 
und  Ministerstürze  hinarbeitenden,  unfruchtbaren  Parlament,  das  nicht 
einmal  das  Budget  zeitig  zu  erledigen  versteht  ?  Mit  ihrer  parlamenta- 
rischen   Unsicherheit,    welche    die    aufeinander   folgenden    Regierungen 
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/winrt,  Ihre  I  l.uipt.iulincrksamkcit  nicht  auf  die  Landcswohlfahrt, 
lOndem  aul  die  Erhaltung  der  Mehrheit  und  die  Verteidigung  gegen 
Unausgesetzte    parlamentarische  Angriffe    zu    richten?     Mit    der  hieraus 

fließenden  Beutepolitik,  welche  alle  nutzbaren  Sachen  des  Staates  zum 

Entgelt  für  parlament, irische  Unterstützungen  macht?  Mit  der  Anstellung 
und  Entlassung  der  Beamten  nach  ihrer  Parteistellung  und  ihrer 
Agitation  für  den  Regierungskandidaten  ?  Wäre  es  dem  deutschen 
Staate  dienlich,  wenn  Generäle,  Admiräle,  Minister,  Unterstaatssekretäre, 
Oberpräsidenten,  Regierungspräsidenten,  Landräte  nach  ihrer  Überein- 
stimmung mit  der  gerade  am  Ruder  befindlichen  Partei  angestellt  oder 
entlassen  würden  und  die  zu  besetzenden  Stellen  der  Richter,  Ver- 
waltungs-,  Eisenbahn-  und  Postbeamten  in  dieser  Legislaturperiode  von 
sozialdemokratischen,  im  nächsten  von  ultramontanen,  im  dritten  von 
liberalen  Abgeordneten  vergeben  würden?  Diese  parlamentarische 
Demokratie,  welche  ein  unabhängiges  Beamtentum  ebensowenig  dulden 
kann,  wie  eine  unabhängige  Selbstverwaltung,  da  sie  alle  Macht  zu 
ihrer  Erhaltung  in  sich  vereinigen  muß  ? 

Oder  sollen  wir  die  schweizerische  Verfassung  einführen  ?  Es  soll 
nicht  untersucht  werden,  ob  die  zahllosen  Aufstellungen  von  Kandidaten, 
Vornahmen  von  Wahlen  und  Abstimmungen  über  Gesetze,  dieses 
wiederkehrende  Verwerfen  und  sich  erneuernde  Bestreben  zu  ihrer  An- 
nahme ein  großes  Land  in  eine  unheilbare  Verwirrung  stürzen  müßten.1) 
Sondern  wir  wollen  annehmen,  das  Gegenteil  sei  wahr.  Dann  erstände 
die  Frage,  ob  wir  jene  Verfassung  einführen  könnten.  Ihre  Erörterung 
ist  an  die  Darlegung  geknüpft,  weshalb  die  Schweiz  an  der  Spitze  der 
Demokratien  steht.  Kein  anderes  Land  zerfällt  in  so  viele  kleine,  über 
einander  aufsteigende  politische  Bildungen:  über  den  Gemeinden  die 
Kreise  oder  Bezirke,  über  diesen  die  Kantone,  über  diesen  der  Bund. 
Die  politischen  Aufgaben  sind  so  gut  und  über  so  kleine  Gebiete  verteilt, 
daß  ein  ungewöhnliches  Verständnis  von  den  zur  Verwaltung  Berufenen 
und  die  wachsamste  Kontrolle  der  Bürger  vorausgesetzt  werden  können. 
Und  die  Jedem  zugemessene  Last  ist,  abgesehen  von  Bundesver- 
sammlung, Bundesrat,  höheren  Gerichten,  Regierungsrat,  nicht  so  groß, 
daß  er  sie  nicht  leicht  neben  seiner  Berufsbürde  tragen  könnte.  Die 
demokratische  Verwaltung  wird  häufig  hinter  derjenigen  des  Berufs- 
beamten zurückbleiben,  und  in  ländlichen  Gemeinden  hat  man  zuweilen 
die  Empfindung,  daß  ohne  die  Mitwirkung  des  Kantons  bald  der  Nihi- 
lismus hereinbrechen  müßte.     Aber  das  ist  ja  nicht  die  Seite  der  Frage 


')  Auch  Curti  räumt  ein,  daß,  wenn  man  das  Referendum  auf  große  Staaten  über- 
tragen wolle,  „seiner  Entscheidung  wegen  der  Fülle  der  Bedürfnisse  und  Fragen  manche 
Gegenstände  entzogen  werden  müssen,  die  in  der  Schweiz  mit  ihren  nur  drei  Millionen 
Einwohnern  zu  seiner  Domäne  gehören."  Die  Resultate  des  Schweizerischen  Referen- 
dums S.  70. 
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die  wir  aufzuklären  suchen.  Weshalb  wahrhaft  demokratische  Einrich- 
tungen in  der  Schweiz  sich  erhalten  können,  dies  allein  wollen  wir 
darlegen. 

Und  wir  sahen,  es  ersticken  die  meisten  Kantonsverfassungen  den 
Parlamentarismus  im  Keime,  sowohl  den  offenen  Frankreichs,  wie  den 
verkappten  Amerikas.  Ein  weiterer  Grund  für  die  andere  Demokratien 
überragende  Stellung  der  Schweiz  ist  die  Abwesenheit  des  Beutesystems. 
Ihr  Bürger  drängt  sich  nicht  an  die  Staatskrippe,  wie  der  Franzose  in 
seinem  alten  und  der  Amerikaner  in  seinem  jungen  Lande.  Er  läßt 
die  Beamten,  so  lange  sie  sich  bewähren,  im  Dienste;  sie  können  sich 
einarbeiten.  Die  Ämter  ausschließlich  nach  dem  Parteinutzen  zu  be- 
setzen, liegt  der  Mehrzahl  noch  fern.  Es  wird  gern  gesehen,  ja  in  einigen 
Kantonen  als  Grundsatz  festgelegt,  daß  in  denselben  Kollegien  Männer 
verschiedener  Parteien  zusammenarbeiten. 

Die  günstige,  durch  die  Landesnatur  geförderte  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  Schweiz  und  die  politische  Klugheit  ihrer  Bürger  haben 
aber  nicht  allein  den  hohen  Stand  ihrer  Republik  begründet,  mitgewirkt 
haben  die  erfreulichen  sozialen  Verhältnisse.  Es  herrscht  noch  immer 
eine  günstige  Verteilung  der  Vermögen,  sehr  bedeutende  sind  nur  in 
wenigen  großen  Städten  aufgehäuft;  die  Gleichheit  der  wirtschaftlichen 
Lage  scheint  mehr  verwirklicht,  als  in  der  Union  und  selbst  in  Frank- 
reich. Rührigkeit  oder  Sparsamkeit,  oder  beide  verbunden,  stellen  die 
Erhaltung  dieses  Gleichgewichtes  in  vielen  Kantonen  in  Aussicht.  Und 
von  einem  Schweizer  Pauperismus  kann  man  noch  nicht  ernsthaft 
reden. 

So  ist  die  Schweiz  die  demokratischste  aller  Demokratien;  sie  ist 
demokratischer,  als  das  Athen  des  Perikles,  das  Florenz  der  Medicäer, 
der  Bundesstaat  der  Washington  und  Roosevelt,  oder  die  Republik  der 
Danton  und  Robespierre,  der  Thiers  und  Clemenceau. 

Es  gibt  in  Monarchien  lebende  Republikaner,  welche  meinen,  man 
könne  durch  eine  der  schweizerischen  nachgebildete  Verfassung  eine 
gesunde  Demokratie  ins  Leben  rufen,  sie  halten  die  Paragraphen  einer 
Konstitution  für  lebendige,  überall  wirksame  Kräfte.  Kann  man  auch 
die  geographische,  Eroberung  und  Umsturz  erschwerende  Lage  der 
Schweiz  nachahmen;  ihre  das  Territorium  in  kleine,  selbständige,  viel- 
fach abgeschlossene  Gemeinwesen  zerteilende,  Selbstgenügsamkeit  und 
Selbstverwaltung  fördernde  Bodengestalt,  ihre  (so  wenig  bekannte)  ge- 
schichtliche, menschenbildende  Entwicklung,  die  politische  Umsicht, 
Nüchternheit  und  Klugheit  ihrer  Bewohner?  Davon  wird  sich  jeder 
überzeugen,  welcher  sich  längere  Zeit  mit  den  Verhältnissen  der  Schweiz 
beschäftigt  hat:  es  sind  keineswegs  in  erster  Linie  die  politischen  Ein- 
richtungen, welche  die  schweizerische  Demokratie  über  andere  er- 
heben, es  ist  der  Geist  und  der  Charakter  des  Schweizervolkes,  wie  er 
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sieh    in   dieser   Umgebung,    in    einer  Jahrhunderte   alten    Geschichte    ge- 
bildet  hat. 

Nicht  Übernahme  fremder,  sondern  Fortbildung  bestehender,  mit 
dem  Charakter  des  Volkes,  seiner  Geschichte,  seinen  sozialen  Verhalt- 
nissen verwachsener  Einrichtungen  ist  fruchtbare  Politik.  In  den 
deutschen  konstitutionellen  Monarchien  mag  vieles  verbesserungs- 
bedürftig sein,  aber  kann  die  Demokratie  die  Übel  heilen?  „Staats- 
verfassungen", sagt  Wilhelm  von  Humboldt,  „lassen  sich  nicht  auf 
Menschen,  wie  Schößlinge  auf  Bäume,  pfropfen.  Wo  Zeit  und  Natur 
nicht  vorgearbeitet  haben,  da  ist's,  als  binde  man  Blüten  mit  Fäden 
an.     Die  erste  Mittagssonne  versengt  sie." 


Beilage  A. 

Der  Text  der  folgenden  Urkunden  ist  leicht  zugänglich  in 
W.  Stubbs,  Select  Charters  (mehrere  Auflagen). 

I.    Magna  Charta.     1215. 

(Eine  ausführliche  Inhaltsangabe  der  Magna  Charta  findet  sich  in 
Pauli,  Geschichte  Englands,  III,  425.  Die  Numerierung  des  Auszuges 
wiederholt  nicht  diejenige  des  M.  Ch.,  sie  bezweckt  nur  die  verschiedenen 
Gruppen  von  Bestimmungen  scharf  zu  sondern  und  dadurch  den 
Überblick  zu  erleichtern.) 

1.  Der  englischen  Kirche  sollen  ihre  alte  Freiheiten  nicht  ge- 
schmälert werden. 

2.  Die  von  den  Baronen  zu  zahlenden  Lehnsgefälle,  die  un- 
rechtmäßiger Weise  erhöht  worden  sind,  sollen  auf  das  Her- 
kömmliche zurückgebracht  werden.  Schildgelder  und  Hilfsgelder 
sollen  nur  mit  Zustimmung  des  Großen  Rats  erhoben  werden. 

3.  Der  Gerichtshof  der  Common  pleas  soll  seinen  ständigen  Sitz 
in  Westminster  haben,  Lehnsstreitigkeiten  sollen  nur  in  den 
Grafschaften  verhandelt  und  entschieden  werden.  Die  Bestrafung 
soll  den  Vergehen  angemessen  sein.  Den  Verwaltungsbeamten 
wird  verboten,  Prozesse  der  Krone  an  sich  zu  ziehen.  Adel 
und  freie  Leute  sollen  von  Männern  ihres  Standes  bestraft  und 
gerichtet  werden. 
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[Es  ist  angezeigt,  diese  beiden  Bestimmungen  nach  dem 
Texte  vorzuführen.  Comites  et  barones  non  amercientur  nisi 
per  pares  suos,  et  non  nisi   secundum    modum  delicti.     (§  21.) 

Nullus  liber  homo  capiatur,  vel  imprisonetur  aut  dissaisiatur, 
aut  utlagetur,  aut  exuletur,  aut  aliquo  modo  destruatur,  nee 
super  eum  ibimus,  nee  super  eum  mittemus,  nisi  per  legale 
Judicium  parium  suorum  vel  per  legem  terrae  (§  39)]. 

4.  London  und  die  übrigen  Städte,  die  an  dem  Aufstande  teil- 
genommen haben,  lassen  sich  das  ungeschmälerte  Fortbestehen 
ihrer  Freiheiten  zusichern.  Brücken-  und  Deichbauten  sollen 
nur  von  denen  verlangt  werden  dürfen,  die  schon  bisher  dazu 
verpflichtet  waren.  Im  ganzen  Königreich  soll  einheitliches 
Maß  gelten.  Kaufleute  sollen  frei  und  sicher  im  Lande  umher- 
reisen  dürfen. 

5.  Alle  unter  Johanns  Regierung  widerrechtlich  eingezogenen 
Forsten  sollen  wieder  zurückgegeben  werden. 

6.  Die  Geiseln  sollen  in  Freiheit  gesetzt,  Ausländer  aus  ihren 
Ämtern  entfernt,  fremde  Söldner  und  Bogenschützen  aus  dem 
Lande  gebracht  werden.  Es  soll  ein  Ausschuß  von  25  Personen 
eingesetzt  werden,  um  über  die  Ausführung  aller  Bestimmungen 
zu  wachen. 

II.    Petition  of  Right.     1628. 

Sie  heißt  eine  Bittschrift.  Sie  ist  eine  Bittschrift  um  Wiederher- 
stellung des  gebrochenen  Rechtes.  Das  Parlament  führt  daher  die 
Gesetze  an,  die  übertreten  worden  sind  und  bittet  am  Schlüsse  ehr- 
erbietig um  Abstellung  der  Mißbräuche. 

I.  II.  Gegen  ein  Gesetz  des  Königs  Eduard  I.,  das  die  Erhebung 
einer  Steuer  ohne  Bewilligung  des  Parlamentes  verbietet, 
und  ein  Gesetz  Eduard  III.,  das  Zwangsanleihen  für  un- 
gesetzlich erklärt,  sind  die  Untertanen,  die  „diese  Freiheit 
geerbt  haben",  aufgefordert  worden,  dem  Könige  Geld  zu 
leihen,  und  auf  ihre  Weigerung  sind  sie  ins  Gefängnis 
geworfen  worden. 
HL  rV.  V.  Gegen  die  Bestimmung  der  Magna  Charta  (siehe  vorher 
3»  §  39)  und  ein  ähnliches  Gesetz  aus  dem  28.  Regierungs- 
jahre des  Königs  Eduard  III.  sind  freie  Leute  ins  Gefängnis 
geworfen  worden,  ohne  daß  ein  Grund  dafür  angegeben 
worden  wäre ;  und  wenn  sie  infolge  von  „writs  of  habeas 
corpus"  vor  den  Richter  gebracht  wurden,  haben  die 
Kerkermeister  nur  den  Befehl  des  Königs  als  Grund  an- 
geben können. 
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VI.  In    letzter   Zeit    sind    Soldaten    und    Mottenmannschaften 
gegen    die    gesetzlichen    Bestimmungen    bei    den  Bürgern 
einquartiert  worden. 
VII.  VIII.  Gegen    Magna   Charta   und   ein  Gesetz    aus  dem  25.  Ke- 
gierungsjahr  des  Königs  Eduard  III.  sind  für  die  Bestrafung 
von  Soldaten    und  Marinemannschaften  Kriegsgerichte  in 
Friedenszeiten   eingerichtet  worden,    und   diesen  Umwand 
mißbrauchend    hat    man    Untertanen    ihrem    gesetzlichen 
Richter   entzogen    und    vor   Kriegsgerichte    gestellt,    die 
sie   nach  Kriegsrecht  verurteilt  haben. 
IX.  Andere   Individuen,   die    nach    den  Gesetzen   des   Landes 
Strafe    verdient    hätten,    sind    von    ihnen    nicht    bestraft 
worden. 
X.  XI.  Das  Parlament  zählt  die  vorgebrachten  Beschwerden  noch 
einmal  auf  und  bittet  ehrerbietigst  um  Abstellung   dieser 
Mißbräuche. 
Der    König,    welchem    die    Bittschrift    im    Parlament    vorgelesen 
wurde,   versprach    mit   den  Worten:   Soit   fait   comme   est  desire!   das 
Erbetene  zu  gewähren. 

III.    Habeas  Corpus  Act.     1679. 

Das  englische  Recht  kennt  mehrere  Arten  von  writs  of  habeas 
corpus.  Der  hier  und  in  der  Petition  of  Right  erwähnte  writ  ist  eine 
schriftliche  Aufforderung  des  Richters  an  den  Kerkermeister,  einen  be- 
stimmten Gefangenen  körperlich  vorzuführen,  damit  der  Richter  den 
Grund  der  Verhaftung  feststelle  und  entweder  die  Untersuchung  ein- 
leite oder  den  Verhafteten  freilasse.  Diese  Begriffsbestimmung  und  der 
Inhalt  der  Petition  of  Right  läßt  nun  schon  erkennen,  was  das  Habeas 
Corpus  Gesetz  anstreben  wird.  Es  will  verhindern,  daß  eine  Person  in 
Haft  gehalten  werde,  ohne  daß  ein  Richter  erkenne,  ob  die  Haft  zu 
Recht  bestehe.  Gegen  eine  irrtümliche  Meinung  muß  betont  werden, 
daß  der  Habeas  Corpus  Act  ebensowenig  wie  die  Petition  of  Right  neues 
Recht  schaffen  will,  sondern  bezweckt,  bestehendes  Recht  zur  Anwendung 
zu  bringen.  Es  war  herkömmlich,  daß,  wenn  ein  Gefangener  auf  einen 
Haftbefehl  in  das  Gefängnis  eingeliefert  worden  war,  bestimmte  Richter 
um  ein  writ  of  habeas  angegangen  werden  durften,  nach  dessen  Vor- 
legung der  Kerkermeister  den  Gefangenen  vor  den  Richter  zu  bringen 
hatte.  Aber  über  dieses  alte  Recht  hatte  man  sich  hinweggesetzt. 
Daher  setzt  das  Gesetz  fest,  daß  in  allen  Fällen,  wo  es  sich  nicht  um 
Hochverrat  und  schwere  Verbrechen  (treason  and  felony)  handelt,  be- 
stimmte Richter  writs  of  habeas  corpus  ausstellen  sollen.  Weigert  sich  der 
Kerkermeister  zu  gehorchen,   so   verfällt   er   in  eine  Strafe  von  100  L 

Hasbach,  Die  moderne  Demokratie.   2  Auflage.  39 


6lO  Schlufl. 

der  Richter,  der  sich  weigert,  den  writ  auszustellen,  in  eine  Strafe  von 
500  L.  Kein  Engländer  darf  in  ein  außerhalb  Englands  liegendes  Ge- 
fängnis gebracht  werden.  Zuwiderhandelnde  verfallen  in  die  alier- 
schwersten  Strafen.  Ist  jemand  wegen  treason  oder  felony  verhaftet 
worden,  so  muß  er  im  nächsten  Termin  abgeurteilt  werden.  Geschieht 
das  nicht,  dann  ist  er  gegen  Bürgschaft  freizulassen. 

IV.    Bill  of  Rights.     1689. 

Es  werden  zuerst  die  Verfehlungen  Jakob  II.  aufgezählt,  die,  ab- 
gesehen von  zwei  Fällen,  leicht  aus  den  Forderungen  des  Parlamentes 
zu  entnehmen  sind,  weshalb  die  Klagen  ausnahmsweise  zwei  Mal  in 
Klammern  hinter  den  entsprechenden  Forderungen  stehen. 

Hierauf  erklärt  das  Parlament: 

1.  Daß  das  beanspruchte  Recht,  die  Gesetze  oder  die  Ausführung 
der  Gesetze  kraft  königlicher  Prärogative  ohne  Zustimmung  des 
Parlamentes  außer  Kraft  zu  setzen,  ungesetzlich  ist. 

2.  Daß  das  beanspruchte  Recht,  von  den  Gesetzen  oder  der  Aus- 
führung der  Gesetze  kraft  königlichen  Rechtes  so  zu  entbinden, 
wie  es  in  der  letzten  Zeit  geübt  worden  ist,  ungesetzlich 
ist.  (Die  Lords  wollten  diese  Prärogative  nicht  unbedingt 
beseitigen.) 

3.  Daß  die  Errichtung  des  Gerichtshofes  für  kirchliche  Ange- 
legenheiten und  aller  ähnlichen  Gerichtshöfe  ungesetzlich  und 
verderblich  ist 

4.  Daß  die  Beitreibung  von  Geld  für  oder  zum  Nutzen  der  Krone 
kraft  beanspruchter  königlicher  Prärogative  ohne  Bewilligung 
des  Parlamentes  für  längere  Zeit  oder  auf  andere  Weise,  als  es 
bewilligt  worden  ist,  ungesetzlich  ist 

5.  Daß  die  Untertanen  das  Recht  haben,  Bittschriften  an  den 
König  zu  richten  und  daß  es  ungesetzlich  ist  sie  deshalb  anzu- 
klagen oder  gerichtlich  zu  verfolgen. 

6.  Daß  die  Aufstellung  und  Unterhaltung  eines  stehenden  Heeres 
im  Königreiche  in  Friedenszeiten  ungesetzlich  ist,  es  sei  denn, 
daß  das  Parlament  seine  Zustimmung  gegeben  habe. 

7.  Daß  die  protestantischen  Untertanen  zu  ihrer  Verteidigung 
ihrem  Stande  gemäß  und,  wie  es  das  Gesetz  erlaubt,  Waffen 
tragen  dürfen. 

(In  der  sechsten  Beschwerde  heißt  es,  man  habe  prote- 
stantische Untertanen  entwaffnet  und  katholische  Untertanen 
sowohl  bewaffnet  wie  gegen  das  Gesetz  verwandt.) 

8.  Daß  die  Wahl  der  Abgeordneten  frei  sein  soll. 
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9.  Daß  die  Freiheit  der  Rede  und  der  Dehatten  und  Verhand- 
lungen im  Parlamente  in  keinem  (Gerichtshöfe  oder  Orte  außer- 
halb des  Parlamente!  zum  Gegenstand  einer  Anklage  oder  ge- 
richtlichen Erörterung  gemacht  werden  darf. 

10.  Daß  übermäßig  hohe  Haftsummen  nicht  verlangt,  grausame 
und  ungewöhnliche  Strafen  nicht  verhängt  werden  sollen,  auf 
übermäßig  hohe  Strafen  nicht  erkannt  werden  soll. 

11.  Daß  die  Geschworenen  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  auf 
die  Liste  gesetzt  und  gewählt,  und  Geschworene,  die  über  wegen 
Hochverrats  Angeklagte  urteilen,  Freisassen  sein  sollen. 

(In  der  neunten  Beschwerde  wird  gerügt,  es  seien  in  den 
letzten  Jahren  parteiische,  bestochene  und  nicht  qualifizierte 
Personen  zu  Geschworenen  ernannt  worden  und  hätten  als 
solche  fungiert,  und  besonders  wird  betont,  daß  in  Hochverrats- 
prozessen Personen,  die  nicht  Freisassen  waren,  als  Geschworene 
geamtet  hätten.) 

12.  Daß  alle  Bewilligungen  und  Versprechungen  der  Zuwendung 
von  Strafgeldern  und  einzuziehenden  Vermögen  vor  der  Ver- 
urteilung ungesetzlich  und  nichtig  sind. 

13.  Und  daß  zur  Erledigung  aller  Beschwerden  und  zur  Verbesserung, 
Ausgestaltung  und  Erhaltung  der  Gesetze  das  Parlament  häufig 
tagen  soll. 

„Und  sie  beanspruchen,  verlangen  und  fordern  dringend 
alle  und  jeden  dieser  Punkte  als  ihre  unzweifelhaften  Rechte 
und  Freiheiten." 


Beilage  B. 

Die    amerikanische    Unabhängigkeitserklärung    vom 

4.  Juli  1776. 

(Diese  Erklärung  wie  die  Verfassung  von  Massachusetts  in  Benjamin 
Perley  Poore,  The  Federal  and  State  Constitutions  and  Colonial  Charters 
of  the  United  States,  Washington  1877.) 

Sie  beginnt  mit  einer  Einleitung  von  dem  feierlichen  Periodenbau 
der  Juniusbriefe,  welche  besagt:  wenn  ein  Volk  die  politischen  Bande 
zerreiße,  welche  es  bisher  mit  einem  anderen  verbunden  haben,  und 
unter  den  Mächten  der  Erde  die  völkerrechtliche  Gleichheit,  wozu  die 
Naturgesetze  und  der  Gott  der  Natur  sie  berechtigten,  in  Anspruch 
nehme,    dann    schulde  es   der  Menschheit   eine  Erklärung.     Sie   lautet: 
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Wir  halten  die  folgenden  Wahrheiten  für  keines  Beweises  bedürftig: 
daß  alle  Menschen  von  Geburt  gleich  sind,  daß  sie  von  ihrem  Schöpfer 
mit  gewissen  unveräußerlichen  Rechten  ausgestattet  sind,  daß  zu  diesem 
Leben,  Freiheit  und  das  Streben  nach  Glückseligkeit  gehören,  daß  zur 
Sicherung  dieser  Rechte  Regierungen  eingesetzt  sind,  welche  ihre  Be- 
fugnisse von  der  Zustimmung  der  Regierten  ableiten,  daß,  so  oft  eine 
Regierungsform  gegen  diesen  Zweck  verstößt,  das  Volk  das  Recht  hat, 
sie  zu  ändern  oder  abzuschaffen,  eine  neue  Regierung  einzusetzen  und 
sie  auf  solchen  Grundsätzen  zu  errichten  und  deren  Gewalten  so  zu  ordnen, 
wie  es  ihm  zu  seinem  Glücke  am  zweckmäßigsten  und  sichersten  erscheint. 

Hierauf  folgt  die  Anklage  gegen  den  König  von  England. 


Beilage  C. 

Constitution   of  Massachusetts  1780. 
Preamble. 

The  end  of  the  Institution,  maintenance  and  administration  of 
government  is  to  secure  the  existence  of  the  body  politic,  to  protect 
it,  and  to  furnish  the  individuals  who  compose  it  with  the  power  of 
enjoying,  in  safety  and  tranquillity,  their  natural  rights  and  the  blessings 
of  life ;  and  whenever  these  great  objects  are  not  obtained  the  people 
have  a  right  to  alter  the  government,  and  to  take  measures  necessary 
for  their  safety,  prosperity  &  happiness. 

The  body  politic  is  formed  by  a  voluntary  association  of  indivi- 
duals; it  is  a  social  compact  by  which  the  whole  people  covenants 
with  each  Citizen  and  each  Citizen  with  the  whole  people  that  all 
shall  be  governed  by  certain  laws  for  the  comnon  good  . . .  We  there- 
fore,  the  people  of  Massachusetts,  .  .  .  do  agree  upon  .  .  .  the  following 
declaration  of  rights  and  frame  of  government  as  the  Constitution  of 
the  commonwealth  of  Massachusetts. 

Part  the   First. 

A  Declaration    of  the    Rights    of    the    Inhabit ants  .  .  .   of 

Massachusetts. 

Article  L« 
All  men  are  born  free  and  equal  and  have  certain  natural,  essen- 
tial  and  unalienable  rights;  among  which  may  be  reckoned  the  right 
of  enjoying  and  defending  their  lives  and  liberties;  that  of  acquiring, 
possessing  and  protecting  property;  in  fine,  that  of  seeking  and  ob- 
taining  their  safety  and  happiness. 
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II. 

It  is  thc  right  as  well  as  tfac  duty  of  all  men  in  society,  publicly 
and  at  stated  scasons  to  worship  thc  Suprcmc  Being,  thc  grc.it  Creator 
and  Preserver  of  thc  Universe.  And  no  person  shall  he  hurt,  mo- 
lested  or  restrained  in  his  person,  liberty  or  estate,  for  worshipping 
God  in  the  manner  and  season  most  agrecablc  to  the  dietates  of  his 
own  consciencc  or  for  his  religious  profession  or  sentiments,  provided 
he  doth  not  disturb  the  public  peace  or  obstruet  others  in  their 
religious  worship. 

III. 

.  .  .  the  people  of  this  Commonwealth  have  a  right  to  invest  their 
legislature  with  power  .  .  .  to  make  suitable  provisions  .  .  .  for  the  In- 
stitution of  the  public  worship  of  God  .  .  .  and  with  .  .  .  authority  to 
enjoin  upon  all  the  subjeets  an  attendance  upon  the  instruetior  of 
the  public  teachers. 

IV. 

(Die  Souveränetät  des  Staates  ist  nur  soweit  beschränkt,  als  sie 
an  den  Bundesstaat  abgetreten  ist  oder  sein  wird.) 

V. 

All  power  residing  originally  in  the  people  and  being  derived 
from  them,  the  several  magistrates  and  officers  of  government  vest^d 
with  anthority,  wether  legislative,  executive  or  judicial,  are  their  Sub- 
stitutes and  agents  and  are  at  all  times  accountable  to  them. 

VI 

No  man  nor  Corporation  or  association  of  men  have  any  other 
title  to  obtain  advantages,  or  particular  and  exclusive  privüeg-es 
distinet  from  those  of  the  Community  than  what  rises  from  the  consi- 
deration  of  Services  rendered  to  the  public,  and  this  title  being  in 
nature  neither  hereditary  nor  transmissible  to  children  or  öescendant- 
or  relations  by  blood;  the  idea  of  a  man  born  a  magistrate,  lawgiver, 
or  judge  is  absurd  and  unnatural. 

vn. 

(Wiederholt  noch  einmal  ausführlicher  das  in  dem  ersten  Absatz 
der  Einleitung  (Preamble)  enthaltene  Urteil  über  das  Rechr  des  Volkes. 
Regierungen  einzusetzen,  zu  ändern  usw.). 
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VIII. 

In  order  to  prevent  those  who  are  vested  with  authority  from 
becoming  oppressors,  the  people  have  a  right  at  such  periods  and  in 
such  manner,  as  they  shall  establish  by  their  frame  of  government,  to 
cause  their  public  officers  to  return  to  private  life ;  and  to  rill  up  vacant 
places  by  certain  and  regulär  elections  and  appointments. 

IX. 

All  elections  ought  to  be  free;  and  all  the  inhabitants  of  this 
commonwealth  having  such  qualifications,  as  they  shall  establish  by 
their  frame  of  government,  have  an  equal  right  to  elect  officers  and 
to  be  elected  for  public  employments. 

X. 

(Für  den  vom  Staate  gewährten  Schutz  sind  Steuern  notwendig, 
zu  deren  Auflegung  die  Zustimmung  der  Bürger  erforderlich  ist.  Kurz: 
sie  sind  keinen  anderen  Gesetzen  unterworfen,  als  denen,  zu  denen  ihre 
Vertreter  ihre  Zustimmung  gegeben  haben  und  haben  ein  Recht  auf 
Entschädigung  im  Falle  der  Enteignung  im  öffentlichen  Interesse.) 

XI. 

Every  subject  of  the  commonwealth  ought  to  find  a  certain 
remedy,  by  having  recourse  to  the  laws,  for  all  injuries  or  wrongs, 
which  he  may  receive  in  his  person,  property  or  character.  He  ought 
to  obtain  right  and  justice  freely  and  without  being  obliged  to  purchase 
it;  completely  and  without  any  denial;  promptly  and  without  delay, 
conformably  to  the  laws. 

XII. 

(Alle  Anklagen  müssen  genau  begründet  werden ;  Niemand  ist  ge- 
zwungen, sich  selbst  anzuklagen ;  Jeder  hat  das  Recht,  alle  ihm  günstigen 
Beweise  vorzubringen,  den  Zeugen  gegenübergestellt  und  zu  seiner 
Verteidigung  gehört  zu  werden.)  And  no  subject  shall  be  arrested, 
imprisoned,  despoiled  or  deprived  of  his  property,  immunities  or  Privi- 
leges, put  out  of  the  protection  of  the  law,  exiled  or  deprived  of  his 
life,  liberty  or  estate,  but  by  the  judgment  of  his  peers  or  the  law  of 
the  land. 

And  the  legislature  shall  not  make  any  law,  that  shall  subject  any 
person  to  a  capital  or  infamous  punishment,  excepting  for  the  government 
of  the  army  and  navy,  without  trial  by  Jury. 
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In  criminal  prosccutions,  thc  verification  of  facts,  in  thc  vicinity 
wherc  they  happcn,  is  one  of  thc  grcatest  sccurities  of  thc  life,  liberty, 
and  propcrty  of  thc  Citizen. 

XIV. 

Every  subjeet  has  a  right  to  be  secure  from  all  unreasonable 
searches  and  seizurcs  of  his  person,  his  houses,  his  papers,  and  all  his 
possessions.  (Regelt  das  Verfahren  bei  Verhaftungen  und  Durch- 
suchungen.) 

XV. 

In  all  controversies  concerning  property  and  in  all  suits  between 
two  or  more  persons,  except  in  cases  in  vvhich  it  has  heretofore  been 
otherways  used  and  practised,  the  parties  have  a  right  to  trial  by  jury. 
(Zulässige  Ausnahmen.) 

XVI. 

The  liberty  of  the  press  is  essential  to  the  security  of  freedom  in 
a  State;  it  ought  not  therefore  to  be  restrained  in  this  Commonwealth. 

XVII. 

The  people  have  a  right  to  keep  and  to  bear  arms  for  the 
common  defence.  And  as  in  times  of  peace  armies  are  dangerous  to 
liberty,  they  ought  not  to  be  maintained  without  the  consent  of  the 
legislature;  and  the  military  power  shall  always  be  held  in  an  exaet 
Subordination  to  the  civil  authority  and  be  governed  by  it. 

XVIII. 

(Betonung  der  Notwendigkeit,  sich  dieser  Prinzipien  stets  zu  erinnern.) 

XIX. 

The  people  have  a  right,  in  an  orderly  and  peaceable  manner,  to 
assemble  to  consult  upon  the  common  good ;  to  give  Instructions  to  their 
representatives,  and  to  request  of  the  legislative  body,  by  the  way  of 
addresses,  petitions  or  remorstrances  redress  of  the  wrongs  done  them, 
and  of  the  grievances  they  suffer. 

XX. 

(Die  Suspension  der  Gesetze  und  der  Ausführung  der  Gesetze 
sollte  der  Legislative  vorbehalten  werden.) 
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XXI. 

The  freedom  of  deliberation,  Speech  and  debate  in  either  house 
of  the  legislature  is  so  essential  to  the  rights  of  the  people,  that  it 
cannot  be  the  foundation  of  any  accusation  or  prosecution,  action  or 
complaint  in  any  other  court  or  place  whatsoever. 

XXII. 
(Die  Legislative  sollte  häufig  zusammentreten  zum  Zweck  der  Er- 
gänzung der  alten  und  des  Erlasses  neuer  Gesetze.) 

xxm. 

No  subsidy,  charge.  tax,  impost  or  duties  ought  to  be  established, 
fixed,  laid  or  levied  under  any  pretext  whatever,  without  the  consent 
of  the  people  or  their  representatives  in  the  legislature. 

XXIV. 
(Die  Gesetze  sollen  keine  rückwirkende  Kraft  haben.) 

xxv. 

No  subject  ought,  in  any  case,  or  in  any  time,  to  be  declared 
guilty  of  treason  or  felony  by  the  legislature. 

XXVI. 

No  magistrate  or  court  of  law  shall  demand  excessive  bail  or 
sureties,  impose  excessive  fines  or  inflict  cruel  or  unusual  punishments. 

XXVII. 
(Regelt    die   Einquartierung,    die    in    P'riedenszeiten    nur   mit   Ein- 
willigung des  Eigentümers  gestattet  ist,  in  Kriegszeiten  nach  gesetzlicher 
Vorschrift  erfolgen  muß.) 

xxvra. 

(Nur  Militär  untersteht  dem  Kriegsrechte.) 

XXIX. 

(Die  unparteiische  Rechtspflege  ist  abhängig  davon,  daß  die  Richter 
frej,  unparteiisch  und  unabhängig  sind.  Deshalb  sollten  die  Richter 
des  höchsten  Gerichtshofes  nur  durch  ein  Disziplinarverfahren  absetzbar 
sein  und  anständige  (honorable)  Gehälter  erhalten. 

XXX. 

In  the  government  of  this  Commonwealth  the  legislative  depart- 
ment  shall  never  exercise   the  executive  and  judicial  powers  or  either 
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of  thcm ;  thc  cxecutive  shall  ncver  excrcisc  thc  legislative  and  judicial 
powcrs  or  either  of  thcm;  thc  judicial  shall  nevcr  excrcisc  thc  legis- 
lative and  executive  powcrs  or  either  of  thcm  ;  to  the  end  it  may  bc  a 
government  of  laws  and  not  of  mcn. 

Part  thc  Second. 

Frame  of  Government. 
(Kurze  Einleitung.) 

Chapter  I.     The  Legislative  Power. 

Section   1.     The  General  Court. 

Art.  1.  The  department  of  legislation  shall  be  formed  by  two  branches, 
a  senate  and  a  house  of  representatives ;  each  of  which  shall  have 
a  negative  on  the  other.     (Zeit  der  Eröffnung  und  des  Schlusses.) 

Art.  2.  (Veto  des  Gouverneurs,  das  nur  mit  Zweidrittelmajorität  über- 
wunden werden  kann.) 

Art.  3.     (Recht  des  gesetzgebenden  Körpers,  Gerichtshöfe  zu  errichten.) 

Art.  4.  (Aufzählung  seiner  anderen  Rechte,  die  der  Erklärung  der 
Menschenrechte  nicht  widersprechen  dürfen,  z.  B.  über  Wahl,  Er- 
nennung, Rechte,  Pflichten  der  Beamten,  Erhebung  von  Steuern  usw.) 

Section  2.     The  Senate. 

Art.  1.  (Vierzig  Senatoren  sollen  jährlich  von  den  „freeholders  and 
other  inhabitants  of  this  Commonwealth"  gewählt  werden.) 

Art.  2.  (Jede  männliche,  21  Jahre  alte  Person,  welche  im  Staate  ein 
Freehold  mit  einem  jährlichen  Einkommen  von  3  Pfund  oder  ein 
Vermögen  von  60  Pfund  hat,  wahlberechtigt) 

Art.  3  und  4.     (Regelung  des  Wahlverfahrens.) 

Art.  5.  (Der  Senator  muß  im  Staate  unbewegliches  Eigentum  im  Werte 
von  mindestens  300  £  oder  bewegliches  in  der  Höhe  von  600  £ 
haben,  seit  5  Jahren  im  Staate  und  zur  Zeit  der  Wahl  im  Wahl- 
bezirke wohnen.) 

Art.  6  und  7.  (Recht  des  Senates,  sich  auf  2  Tage  zu  vertagen,  seine 
Beamten  zu  wählen  und  Geschäftsordnung  zu  erlassen.) 

Art.  8.     (Senat  Staatsgerichtshof,  Kläger  das  Abgeordnetenhaus.) 

Art.  9.     (16  Mitglieder  bilden  das  Quorum.) 

Section  3.     The  House  of  Representatives. 
Art.  1,  2,  3,  4.     (Jedes  Jahr  wird  das  Abgeordnetenhaus  erneuert;  jeder 
Wahlbezirk   hat  für  je  150  qualifizierte  Wähler   das  Recht,    einen, 
für  275  zwei,  für  600  drei  Abgeordnete   zu  wählen.     Qualifizierter 


618  Schluß. 

Wähler  ist  der  zur  Wahl  der  Senatoren  Berechtigte.  Die  ein- 
maligen Reisekosten  in  jeder  Session  werden  vergütet  Der  Ab- 
geordnete muß  Grundbesitz  im  Werte  von  ioo  £  oder  anderes 
Vermögen  im  Werte  von  200  £  besitzen.) 
Art.  5 — II.  (Aus  diesen  hebe  ich  hervor,  daß  alle  Finanzbills  vom 
Abgeordnetenhause  ausgehen  müssen,  der  Senat  sie  aber  amen- 
dieren  darf.) 

Chapter  II.    Executive  Power. 
Section  1.     The  Governor. 

Art.  1,  2,  3.  (Jedes  Jahr  wird  ein  Gouverneur  gewählt,  der  7  Jahre  im 
Staate  gewohnt,  Grundbesitz  im  Werte  von  1000  £  haben  und 
Christ  sein  muß.  Wähler  sind  die  zur  Wahl  des  Parlaments  Be- 
rechtigten.) 

Art.  4,  5,  6.  (Der  Gouverneur  leitet  die  Staatsgeschäfte,  von  einem 
Couneil  beraten,  er  hat  das  Recht,  das  Abgeordnetenhaus  zu  ver- 
tagen, aufzulösen.) 

Art.  7.  (Er  ist  „commander-in-chief  of  the  army  and  navy  and  of  all 
the  military  forces  of  the  State  by  sea  and  land"  etc.) 

Art.  8.  (Begrenztes  Begnadigungsrecht  „by  and  with  the  advice  of 
the  Council".) 

Art  9.  (Recht  unter  Mitwirkung  des  „Council",  die  Gerichtspersonen 
zu  ernennen.) 

Aus  den  Artikeln  10 — 13  sei  erwähnt,  daß  die  Offiziere  der  unteren 
Grade  in  hierarchischer  Ordnung  von  ihren  Untergebenen,  die 
höheren  Offiziere  (major-generals)  vom  gesetzgebenden  Körper 
gewählt  und  alle  vom  Gouverneur  bestallt  werden,  daß  dieser  das 
Anweisungsrecht  unter  Mitwirkung  des  Council  hat  und  ein  an- 
ständiges Gehalt  haben  soll. 


Die  zweite  Sektion  handelt  vom  Stellvertreter  des  Gouverneurs,  die 
dritte  von  der  Wahl  und  der  Stellvertretung  durch  das  Council,  wenn 
Gouverneur  und  Lieutenant-Governor  verhindert  sind,  die  vierte  von 
den  übrigen  Staatsbeamten.  Das  dritte  Kapitel  ist  der  richterlichen 
Gewalt  gewidmet;  alle  Richter  werden  auf  Lebenszeit  ernannt,  mit 
Ausnahme  der  auf  7  Jahre  bestellten  Friedensricher ;  die  Ehesachen 
werden  vom  Gouverneur  und  Council  entschieden.  Das  vierte  Kapitel 
bestimmt,  daß  die  Abgeordneten  zum  Nationalkongreß  jedes  Jahr  von 
dem  vereinigten  Abgeordnetenhause  und  Senate  gewählt  werden  sollen. 
Das  fünfte  Kapitel  handelt  von  der  Universität  in  Cambridge  und  der 
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Ermutigung  der  Literatur;  das  sechste  von  Amtsciden,  Inkompatibilität, 
Verfassungsrevision.     (Im  Jahre  1795  sollen  die  Bürger  über  die  Ratlich- 
keit  einer  Verfassungsänderung    befragt    werden;    falls  zwei   Drittel 
bejahen,     sollen     Delegierte    zu     einem     Verfassungskonvente    gewählt 
werden.) 


Anhang. 

Plan  der  Verhältniswahl  ohne  Neueinteilung  der  Wahlkreise 
und  Änderung  des  Wahlverfahrens. 

Einige  Zeit  vor  der  Wahl  treten  in  den  Wahlkreisen  die  Wähler 
zusammen,  äußern  sich  über  die  erstrebenswerten  Ziele  der  künftigen 
Tagung,  schlagen  geeignete  Kandidaten  vor  und  entsenden,  ihrer  Stärke 
entsprechend,  Delegierte  zu  einem  Parteikonvente,  welcher  bald  darauf 
zusammentritt.  Die  Delegierten  entwerfen  ein  Parteiprogramm ,  er- 
nennen die  Kandidaten  und  stellen  eine  Liste  der  ernannten  Kandidaten 
nach  ihrem  politischen  Range  durch  Abstimmung  auf,  so  daß  die  her- 
vorragendsten und  tüchtigsten  an  die  Spitze  kommen,  die  jüngsten, 
unerprobtesten  am  Ende  aufgeführt  werden.  Hierauf  werden  Liste 
und  Programm  bekannt  gemacht.  Am  Wahltage  ist  das  ganze  Land 
ein  Wahlkreis.  Auf  den  Wahlzetteln  steht  nicht  der  Name  eines  Kan- 
didaten, sondern  derjenige  der  Parteien.  Nach  der  Wahl  werden  die 
für  die  verschiedenen  Parteien  im  ganzen  Land  abgegebenen  Stimmen 
in  der  Hauptstadt  zusammengezählt.  Nehmen  wir  an,  im  ganzen 
seien  3  000  000  Stimmen  abgegeben  worden  und  300  Abgeordnete 
sollen  gewählt  werden.  Dann  wäre  die  auf  einen  Abgeordneten  ent- 
fallende Durchschnittszahl  10  000.  Weiter  angenommen,  die  blaue 
Partei  hätte  auf  sich  vereinigt  1  500  000  Stimmen,  dann  erhielte  sie 
150  Sitze;  die  auf  ihrer  Liste  stehenden  ersten  150  Männer  wären  ge- 
wählt. Die  gelbe  Partei  hat  800  000  Stimmen,  ihr  fallen  80  Sitze,  der 
grünen  mit  400  OOO  Stimmen  40  zu.  300  000  Stimmen  sind  für  30 
Abgeordnete  abgegeben  worden,  die  nicht  auf  den  Parteilisten  standen. 
Wie  erklärt  sich  das?  Nicht  allen  Wählern  werden  die  Programme 
und  die  Kandidatenlisten  gefallen;  ihnen  muß  es  freistehen,  Männer 
ihres  Vertrauens  zu  bezeichnen.  Solche  Wähler  schreiben  den  Namen 
des  erwünschten  Kandidaten  auf  den  Wahlzettel.  Hier  tritt  auch 
die  aus  einer  der  früher  erwähnten  Systeme  der  Verhältniswahl 
bekannte  Maßregel  auf,  daß  die  Wähler  den  Namen  eines  anderen 
Kandidaten  oder  einer  Partei  beifügen  müssen,  dem  oder  der  die  den 
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Quotienten  (in  unserem  Fall  ioooo)  nicht  erreichenden  oder  über- 
schießenden Stimmen  zufallen  sollen.  Schwierigkeiten  werden  hier 
auch  die  Reste,  die  Bruchzahlen,  bereiten.  Darüber  einigen  sich  die 
Parteihäupter  oder  das  Los  entscheidet. 

Dieser  Plan  hat  vor  anderen,  wie  mir  scheint,  einige  Vorzüge  vor- 
aus. Erstens:  Einfachheit.  Zweitens:  Gewißheit,  daß  die  politische 
Stimmung  des  Landes  ganz  getreu  zum  Ausdruck  kommt,  so  weit 
persönliches  Interesse  und  Mangel  an  politischer  Bildung  es  nicht  ver- 
hindern. Drittens:  volle  Sicherheit,  daß  die  Parteiführer  gewählt 
werden,  während  es  bei  dem  heutigen  Verfahren  manchmal  umständ- 
lich und  schwierig  ist,  ihnen  einen  Sitz  zu  verschaffen.  Viertens:  die 
Möglichkeit,  daß  auch  solche  Männer  in  die  Kammer  kommen,  die 
nicht  mit  den  Parteien  oder  den  Wahlkreisen  verschwägert  oder  ver- 
schwistert  sind.  Hätte  man  den  Plan  schon  früher  verwirklicht,  dann 
würde  Adolf  Wagner  Gelegenheit  gehabt  haben,  nicht  nur  in  Volks- 
versammlungen über  die  Finanzreform  zu  reden,  und  der  Heraus- 
geber der  Zukunft  hätte  auch  am  Königsplatz  die  auswärtige  Politik 
kritisieren  können.  Fünftens :  die  Abhängigkeit  der  Volksvertreter  von 
ihren  Wahlkreisen  und  deren  die  Ausgaben  erhöhende  Wirkung  fielen 
fort.  Sechstens :  die  ewigen  Klagen  über  die  Wahlkreisgeometrie 
hörten  auf.  Siebentes:  man  könnte  die  Zahl  der  Abgeordneten  be- 
schränken, denn  es  kommt  ja  nur  darauf  an,  daß  das  Zahlenverhältnis 
der  Parteivertreter  sich  nicht  ändert.  Achtens:  eine  unzweifelhafte 
Hebung  der  geistigen  Höhe  der  Parlamente  wäre  die  sichere  Folge 
dieser  Einrichtung. 


Druckfehlerverzeichnis. 

Seite     2  letzte  Zeile  muß  Institution  Ch  retienne  statt  Institutions  Chretiennes  stehen. 
„        5  Zeile  23  v.  o.  mufl  nun  ausfallen. 
„      14      „      11    „  u.      „     nach  statt  auch  stehen. 

)i      15     "      *7    <»  °*      >>        »1  11        >»         »> 

„      29      ,,      18    „    „      „     hinter  Gedankenentwicklung  Rousseaus  stehen. 

,,   235      „      11    „   u.      „     erstens   vor   darin   stehen,     in   der   folgenden   Zeile   aber 

ausfallen. 
„    250      ,,      12    „    „      „     hinter  Gericht  mit  Erfolg  stehen. 

11    457      »      25    „    „      „     dividiert  durch  den  wirklichen  Divisor  -\-  l  statt 
der  wirkliche  stehen. 

»    539     )i        9-iD      >)     von  der  Kandidatur  statt  davon  stehen. 

Der  Entschluß,    die  Namen    der  Verfasser    unter    dem  Texte    nicht    in    gesperrter 
Schrift    anzuführen,    wurde  so  spät  gefaßt,    daß  er  nicht  folgerichtig  durchgeführt  wurde. 


Manuldruck  von  F.  Ulimann  O.  m.  b.  H.,  Zwickau  Sa. 
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